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VORWORT. 


iMit  vorliegender  Arbeit  trete  ich  im  Laufe  dieses  Jahres  zum  zweitenmale 
vor  die  Oeffentlichkeit;  möge  sie  demselben  wohlwollenden  Urtheil.  der- 
selben Beachtung  in  den  betheiligten  Kreisen  begegnen,  wie  ihre  Vor- 
gängerin. 

Der  Mängel  und  ünvoUkomraenheiten  meiner  Studie  bin  ich  mir 
wohl  bewusst  und  wollte  ich  mit  derselben  nur  als  bescheidenster  Hand- 
langer auch  meinen  Stein  zu  dem  Bau  der  Wohlfahrt  unseres  Vaterlandes 
herangetragen  haben;  wird  mir  die  Antwort  zu  Theil,  dass  auch  nur  eine 
einzige  meiner  Ausführungen  meinem  Wollen  entsprach,  so  ist  mein 
höchster  Ehrgeiz  befriedigt. 

Die  BeschaflFimg  des  Materials  zu  meiner  Schrift  war,  obgleich  ich 
von  den  Regierungen  und  Gesandtschaften*)  der  in  derselben  berührten 
Länder  auf  das  Liebenswürdigste  unterstützt  wurde,  wofür  ich  an  dieser 
Stelle  meinen  ergebensten  Dank  sage,  ausserordentlich  schwierig.  Nur 
so  sind  die  vielfachen  Lücken  meiner  Arbeit  zu  entschuldigen. 

Als  von  mir  benutzte  Quellen  hebe  ioh  neben  zahlreichen  Jahres- 
berichten^  Verhandlungen  und  Mitikeilungen  deutscher  und  ausländischer 
Handels-  und  Gewerbe kammern  ^  des  Centralverbandes  deutscher  Indu- 
strieller^ des  deutschen  Handelstages  ^  des  Vereins  zur  Wahrung  der 
gemeinschaftlichen  wirthschaftlichen  Interessen  von  Rheinland  und  West- 
falen^  Broschüren  und  Zeitungsartikeln  besonders  hervor:  die  Encyclo- 
pädie  von  Ersch  und  Gruber  —  die  Jahrbücher  für  NationalÖconomie 
und  Statistik  von  Hildebrand  und  Conrad  (1873,  1874,  1875)  -  Gräß's 


*)  Zumal  verdanke  ich  dem  Ministerium  für  Ackerbau  und  Handel  in  Paris  eine 
ausführliche  Ausarbeitung  über  den  Conseil  Superieur,  und  hat  mir  die  Spanische 
Regierung  ein  ausserordentlich  interessantes  Memoire  über  die  bezüglichen  dortigen 
Verhältnisse  zustellen  lassen,  welch'  Letzteres  jedoch  erst  bei  mir  eintraf,  als  der 
Druck  des  vorliegenden  Buches  bereits  zur  Hälfte  beendet  war,  so  dass  ich  dasselbe 
leider  nur  unvollständig  benutzen  konnte  und,  da  mir  sonst  kein  bezügliches  Mate- 
rial über  Spanien  vorlag,  noch  im  ersten  Theile  meiner  Arbeit  (Seite  20)  den 
Mangel  jeglicher  Spanien  betreffenden  Mittheilungen  beklagen  musste. 
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Archiv  für  das  preussische  Handels-  und  Wechselrecht  Bd.  I.  Heft  2  — 
Dr.  Ludwig  von  Rönne^  das  Staatsrecht  der  preussischen  Monarchie, 
1872  —  das  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches,  1877  —  Robert  von 
Mohl^  Staatsrecht,  1860  —  Dr.  R,  Stadelmann^  das  landwirthschaftlichc 
Vereinswesen  in  Preussen,  1874  —  das  Deutsche  Handelsblatt ^  (aus 
welchem  einige  Aufsätze  über  die  Organisation  der  preussischen  Handels- 
kammern und  kaufmännischen  Corporationen  zum  Theil  in  extenso  benutzt 
sind)  —  M,  Boucheni'Lefer:  Principes  et  notions  elementaires  du  droit 
public -administratif  (Paris)  —  A,  Batbie:  Traite  theorique  et  pratique 
du  droit  public  et  administratif  (Paris)  —  Vuatrin  et  A.  Batbie:  Lois 
administratives  fran^aises  (Paris  1876)  —  Maurice  Block:  Dictionnaire 
de  Tadministration  fran^jaise  (Paris  1877)  —  Dr.  Rudolf  Gneist^  das 
englische  Verwaltungsrecht,  1867  —  Dr.  Grassauer^  Landeskunde  von 
Oesterreich-Üngara,  1878  —  Professor  /.  H,  Schwicker^  Statistik  des 
Königreichs  Ungarn,  1877  —  die  Verhandlungsprotocolle  der  belgischen 
Parlaments commission  zur  Untersuchung  der  Frage,  betr.  die  Erhaltung 
der  Handelskammern^  Brüssel  1873  —  die  stenographischen  Berichte 
der  Verhandlungen  der  belgischen  Abgeordnetenkammer  und  des  Senats 
über  die  nämliche  Frage,  April-Mai  1875  —  die  stenographischen  Be- 
richte der  Verhandlungen  des  ersten  Vereinigten  Landtags^  Berlin  1847 
—  die  stenographischen  Berichte  der  Verhandlungen  des  preussischen 
Abgeordnetenhauses  über  die  Reorganisations  der  Handelskammern^ 
1869,  1870.  Bd.  HI. 

Hierzu  habe  ich  mit  herzlichstem  Dank  zu  bemerken,  dass  Herr 
F,  Stumpf  aus  Osnabrück,  der  vermöge  seines  engen  Verkehrs  mit  den 
verschiedensten  Factoren  unserer  nationalen  Arbeit  und  deren  Vertreter 
am  besten  dazu  in  der  Lage  war,  zur  Förderung  meiner  Schrift  durch 
die  Beschaffung  werthvollen  Materials  nicht  unwesentlich  beigetragen  hat. 

Schliesslich  möchte  ich^  bei  der  Wichtigkeit  der  in  meiner  Arbeit 
besprochenen  Reformfragen,  an  meine  Leser  die  dringende  Bitte  richten, 
mir  die  eventuellen  kritischen  Besprechungen  meiner  Studie  gütigst  über- 
mitteln zu  wollen,  da  eine  Sammlung  derselben  für  den  Austrag  der 
behandelten  Fragen  von  nicht  unwesentlichem  Interesse  sein  dürfte. 

Berlin  im  November  1878.  Richard  von  Kaufmann. 
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*  Einleitung. 


JSeit  länger- als  vier  Jähren  befinden  sich  die  wirthschaftüchen  Ver- 
hältnisse des  Vaterlandes  in  einer  Krisis,  welche  in  Ausdehnung  und 
Intensität  seit  Menschengedenken  nicht  übertroifen  worden. 

Millionen  früher  productiver  Capitalien  sind  vernichtet,  Tausende 
und  aber  Tausende  von  Existenzen  in  Frage  gestellt,  die  socialeu 
Verhältnisse  in  allen  Fugen  erschüttert,  und  ebenso  ängstlich  als 
aufgeregt  wird  in  allen  Kreisen  nach  Mittelo  gesucht,  welche  ge- 
eignet sein  möchten,  die  Noth  der  bestehenden  Zustände  zu  beseitigen, 
das  Vertrauen  auf  dem  Gebiete  von  Handel  und  Gewerbe  wieder 
herzustellen  und  eine  Grundlage  zu  gewinnen,  auf  welcher  sich  die 
wirthschaftlichen  Verhältnisse  des  Vaterlandes  für  künftige  Zeiten  in 
soliderer  und  gesicherterer  Weise  wieder  aufbauen  könnten. 

Eine  Fluth  von  Broschüren  erörtert  ohne  Unterbrechung  die  Ur- 
sachen der  eingetretenen  Calamität,  wie  die  wirthschaftlichen  Factoren 
und  Principieo,  welche  uns  Besserung  bringen  sollen.  Guter  Bath 
ist  —  so  sollte  man  aus  der  Productivität  der  polemischen  und  theo- 
retischen Discussionen  schliessen  —  seit  geraumer  Zeit  überaus  billig 
geworden  und  doch  sind  bisher  aus  allen  noch  so  eingehenden  und 
zum  grossen  Theil  gewiss  von  den  ernstesten  Absichten  dictirten 
Untersuchungen . wenig  oder  keine  Vorschläge  hervorgegangen,  deren 
Befolgung  als  ein  zuverlässiges  Remedium  sich  in  allen  beth^iligten 
Kreisen  Geltung  verschaifen.  konnte. 

Ein  drückendes  Gefahl  des  Unbehagens  ist  die  natürliche  Folge 
dieser  Zustände.  Man  empfindet  allgemein  die  Unzulänglichkeit  der 
bestehenden  Handelsformen  und  Handelsmittel,  man  fühlt  den  Mangel 
gewisser  fester  und  ausreichender  Institutionen,  welche  nothwendige 
Vorbedingungen  und  Fundamente  einer  freieren  Entfaltung  wirth- 
schaftlichen Schaffens  bilden,  man  fühlt  ferner,  dass  jenes  einmüthige 
Verhältniss  zwischen  der  Reichsregierung,  dem  Handel,  den  Gewerben 
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und  dem  Arbeiterwesen  fehlt,  ohne  welches  auf  gesicherte  Dauer 
gedeihliche  Arbeit  absolut  unmöglich  ist.  Man  bestätigt  vielmehr  in 
allen  Kreisen  übereinstimmend,  dass  unsere  gewerblichen  und  com- 
merciellen  Verhältnisse  weit  davon  entfernt  sind,  einheitlich  geordnet 
und  in  ihren  Interessen  solidarisch  zu  sein,  dass  sie  vielfach  zer- 
fahren und  uneinig  nach  allen  Strahlen  der  Windrose  einseitigen 
Theorien  nachstreben.  —  Die  eine  Partei  will  die  in  saurer  Arbeit 
errungene  industrielle  Entwickelung ,  ein  der  selbständigen  Kraft 
grossentheils  noch  entbehrendes  Kind,  wehrlos  und  ohne  Schutz  dem 
aussichtslosen  Ringen  mit  dem  starken  Nachbarn  preisgeben;  die 
andere  Partei  möchte  dieses  Kind  von  allen  Seiten  mit  schützenden 
Mauern  umgeben,  innerhalb  deren  es  niemals  dem  Gäogelbande  ent- 
wachsen und  einer  freieren  Entfaltung  seiner  Kräfte  bewusst  und 
fähig  würde. 

In  den  Tagesblättern  wie  in  polemischen  Flugschriften  sucht  man 
zu  erweisen,  dass  die  Industrie  der  geschworene  Feind  des  Haodels 
und  der  Landwirtbschaft  sei,  dass  die  Interessen  des  Handels  mit 
denen  der  Gewerbe  coUidiren,  dass  das  Kleingewerbe  von  den  grossen 
Unternehmungen  auf  industriellem  Gebiete  erdrückt  werde  und  dass 
die  Arbeiterbevölkerung  in  einem  natürlichen  Gegensatz  zu  lodustrie 
und  Handel  zu  stehen  habe. 

Und  doch  sind  alle  diese  Factoren  solidarisch  auf  einander  an- 
gewiesen, und  nur  dann  kann  ein  richtiger,  gedeihlicher  Ausgleich 
aller  Verhältnisse,  ein  Blühen  der  nationalen  Arbeit  auf  allen  Wirth- 
schaftsgebieten  gedacht  werden,  wenn  die  irrigen  Ansichten  über  die 
feindliche  Stellung  der  verschiedenen  Interessen  zu  einander  einem 
besseren    Verständniss   und  einmüthigen  Zusammenwirken   weichen. 

Ueberschauen  wir  die  Entwickelung  der  handeis-  und  gewerbe-: 
politischen  Verhältnisse  in  Deutschland,  so  lässt  sich  kaum  bestreiten, 
dass  auf  diesem  Gebiete  von  einer  nationalen  Grösse  nicht  in  gleicher 
Weise,  wie  auf  politischem  Gebiete  die  Rede  sein  kann. 

Deutschland  laborirt  noch  heute  an  den  Folgen  des  dreissigjährigen 
Krieges;  die  langandauernde  politische  Zersplitterung  des  Landes, 
die  napoleonische  Fremdherrschaft,  die  lange  Zeit  nur  untergeordnete 
Stellung  der  deutschen  Staaten  im  europäischen  Staatenconcert, 
der  frühere  Mangel  an  einheitlicher  Regelung  der  handelspolitischen 
Beziehungen  und  zum  Theil  wohl  auch  die  etwas  zu  sehr  idealisirende 
Tendenz  unserer  gesetzgebenden  Factoren  auf  wirthschaftlichem  Ge- 
biete haben  dem  Handel  und  den  Gewerben    bis    vor  Kurzem    nur 


eine  nntergeordnete  Stellung  zugewieseD,  nnd  diese  beiden  wichtigen 
Factoren  des  materiellen  Wohlstandes  unseres  Vaterlandes  sind  von 
den  Nachbarländern  in  vieler  Beziehung  überflügelt  worden. 

Wohl  mnss  es  dankbar  anerkannt  werden,  dass  das  deutsche 
Reich  seit  seiner  Gonsolidirung  manches  wieder  gut  gemacht  hat;  die 
Patent-,  Muster-  und  Markenschutz-Gesetzgebung,  die  neue  Concurs- 
ordnung,  das  Münz-  und  Bankgesetz,  die  Gewerbeordnungsreform  etc., 
die  Verbesserung  und  Erweiterung  des  Post-  und  Telegraphenwesens 
legen  von  der  Fürsorge  des  Reiches  für  die  wirthschaftüche  Ent- 
wickelung  des  Landes  lautredendes  Zeugniss  ab.  Auch  die  Einzel- 
staaten haben  es  an  Förderung  localer  Verkehrs-  und  Gewerbs- 
interessen nicht  fehlen  lassen,  und  namentlich  ist  eine  erfolgreiche 
Hebung  des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  seitens  der  preussischen 
Regierung  durch  Staatssnbventionen  und  dringliche  Anregungen  zur 
Verbesserung  der  Bodencultur  und  der  Viehzucht,  wie  durch  Creirung 
und  Vervollkommnung  landwirthscbaftlicher  Schulen  und  Institute 
rühmlich  hervorzuheben. 

Wie  weit  wir  aber  noch  davon  entfernt  sind,  auf  commerciellem 
und  gewerblichem  Gebiete  —  sowohl  was  die  Gesetzgebung,  als 
was  die  staatliche  Pflege  der  productiven  Arbeit  angeht  —  befriedi- 
gende Zustände  zu  besitzen,  das  beweisen  —  ganz  unabhängig  von 
der  wirthschaftlichen  Erisis,  die  sich  hoffentlich  bald  ihrem  Ende 
zuneigt  —  die  .  fortdauernden  und  mannigfaltigen  Wünsche  und  Be- 
schwerden aus  den  verschiedensten  Interessentenkreisen. 

Unsere  Zeit,  d.  h.  eigentlich  hervortretend  erst  das  letzte 
Lustrum  hat  sich  ganz  besonders  dadurch  ausgezeichnet,  dass  die 
Interessentenkreise  sich  geregt  und  Fluthen  von  Anträgen  bei  der 
Reicbsregierung  eingebracht  haben.  Eine  Menge  von  Vereinen  ein- 
zelner Interessentengruppen  ist  entstanden,  welche  jeder  die  eigenen 
Wünsche  ihrer  bezüglichen  Gewerbe  vertreten  und  dafür  die  unbe- 
dingteste Berechtigung  in  Anspruch  nehmen,  unter  sich  stellenweise 
die  ärgsten  Fehden  auskämpfend.  Ihnen  gegenüber  stehen  die  Na- 
tionalöconomen,  in  Literatur  und  Parlament  von  theoretischen  Grund- 
sätzen ausgehend,  das  Panier  der  freien  Concurrenz  vertheidigend 
und  jegliche  Berücksichtigung  der  einzelnen  Bedingungen  heimischer 
Production  als  staatliche  Bevormundung  brandmarkend. 

Dazwischen  treten  die  deutschen  Handels-  und  Gewerbekammem, 
eigentlich  als  officielle  Berather  der  Regierungen  berufen,  energisch 
in  die  allgemeine  Bewegung  einzugreifen,  aber  mit  ziemlich  wenigen 
Ausnahmen  überflügelt  von  den  freien  Vereinigungen  und    ohne  ge- 
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bührendes  Ansehen  bei  den  höheren  Behörden  des  Staates,  me  in 
den  Kreisen,  welche  sie  vertreten. 

Ueber  allen  diesen  Elementen  steht  in  einem  förmlichen  Nebel 
widerstreitender  und  unklarer  Anträge  und  Auflassungen  die  Regie- 
rung,  gezwungen  zu  entscheiden,  aber  meistens,  wo.es  sich  nicht 
um  ein  Nachgeben  bei  Beschlüssen  der  gesetzgebenden  Körperschaften 
handelt,  ohne  anderen  Anhalt,  als  die  zweifellos  mit  Ernst  und  dem 
besten  Willen  gesammelten,  aber  nichtsdestoweniger  unzulänglichen 
und  einseitigen  Erfahrungen  und  Erhebungen  des  grünen  Tisches. 

Dass  diese  Sachlage  einen  der  bösesten  Missstände  in  sich  birgt, 
ist  nicht  leicht  zu  verkennen. 

Wenn  es  sich  beim  Arzte  darum  handelt,  die  Diagnose  eines 
Schwerkranken  zu  stellen,  wird  der  Jurist  ihm  nicht  mit  Rath  zur 
Seite  stehen  können;  wenn  ein  Uhrwerk  in  Unordnung  geräth,  ist 
nicht  der  Theologe,  sondern  der  Uhrmacher  derjenige,  welcher  dem 
Uebel  abhelfen  kann.  In  allen  Vorkommnissen  des  practischen  Le- 
bens wird  nur  der  als  urtheilsberechtigt  anerkannt,  welcher  sich 
tagtäglich  mit  der  Sache  befasst,  welcher  im  richtigen  Sinne  des 
Wortes  sachverständig  ist.  Auf  welchem  Felde  wäre  aber  die 
sachverständige  Information  wichtiger  und  folgenschwerer,  als  auf  dem 
des  wirthschaftlichen  Lebens,  von  dessen  Wohlbefinden  das  ganze  ma- 
terielle WohlBein  eines  Landes  abhängt.  Und  gerade  auf  diesem  Felde 
ist  die  Staatsregierung  mangelhaft  informirt  und  je  nach  dem  Stand- 
punkt der  auskunftgebenden  Kreise  falsch,  weil  einseitig  berichtet. 

Das  seit  den  letzten  Jahren  zu  einem  gewaltigen  Aufschwünge 
gediehene  freie  Vereinswesen  hat  die  Sache  eher  verschlimmert,  als 
gebessert.  Nicht  als  ob  der  grossen  Zahl  von  Fachvereinen  die  Be- 
rechtigung ihrer  Existenz  abzusprechen  wäre.  Weit  davon  entfernt 
ist  uuzweifeihaft  in  diesen  Bildungen,  die  ja  wesentlich  mit  den 
Zweck  verfolgen,  in  den  internen  Verhältnissen  der  betreifenden 
Interessentenkreise  bessernd  und  das  Gewerbe  fördernd  einzugreifen, 
ein  nützlicher  Fortschritt  zu  erkennen,  allein  an  dem  Funkte,  wo 
diese  Vereinigungen  ihre  Wirksamkeit  dahin  äussern,  mit  ihren  An^ 
trägen  unvermittelt  an  die  Regierung  zu  treten,  tritt  das  Uebel  ein, 
dass  sie  die  Widersprüche  nur  vermehren  und,  —  mögen  manche 
Ausführungen  noch  so  unbestreitbar  und  berechtigt  sein,  —  die 
Staatsregierung  in  eine  bei  ihrer  Verantwortlichkeit  für  das  Wohl 
der  Allgemeinheit  unerträgliche  Lage  bringen. 

Es  darf  geradezu  als  wunderbar  erachtet  werden  und  gereicht 
der  Staatsregierung  zum  unanfechtbaren  Ruhme,  dass  unter  solchen 
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nnhaltbareD  BedingUDgen  überhaupt  noch  Gesetze,  Verordnungen 
und  EinrichtQDgen  im  Interesse  der  wirklichen  Hebnng  des  inländi- 
schen Gewerbes  zu  Stande  gekommen  sind.  Gleichwohl  können  sich 
nnter  den  bestehenden  Anspicien  wirklich  gefestigte,  vertrauen- 
erweckende Zustände  nicht  entwickeln,  und  hier,  an  dieser  Stelle 
mehr  als  an  jeder  anderen,  als  in  der  Polemik  über  Freihandel  und 
Schutzzoll,  als  in  den  Detailfragen  der  Gewerbegesetzgebung,  des 
Verkehrewesens,  der  Steuerverhältnisse  etc.  würde  wohl  der  eigent- 
liche Kern  des  Uebels  zu  suchen  sein,  dessen  Bekämpfung  die  herr- 
schende Erisis  nachdrücklicher  als  je  gebietet. 

Es  müssen  zunächst  Organe  vorhanden  sein,  welche  die  Staats- 
regierung über  die  Bedürfnisse  von  Handel  und  Gewerbe  ununter- 
brochen informiren,  welche  ebensowohl  die  localen  Verhältnisse  der 
einzelnen  Landesbezirke  bei  ihren  Erwägungen  berücksichtigen,  als 
auch  vom  allgemeineren  Gesichtspunkte  aus  Kritik  derjenigen  Vor- 
schläge und  Darstellungen  üben,  die  von  anderen  Seiten  an  sie  oder 
die  Regierung  eingebracht  werden,  ^iese  Organe  müssen  officiellen 
Glauben  haben  und  in  ihrer  Einrichtung,  wie  in  ihren  Aufgaben  so 
beschaffen  sein,  dass  bezüglich  ihrer  Aeusserungen  eine  Polemik 
innerhalb  der  grossen  Wirthschaftsgruppen  des  Landes ,  des  Handels, 
der  Industrie  und  der  Landwirthschaft  ausgeschlossen  ist,  so  dass  die 
Staatsregierung  sie  mit  Vertrauen  consultiren,  die  Interessentenkreise 
aber  ihrer  Wirksamkeit  Sympathie  und  Achtung  zuwenden  können. 

Es  ist  kein  neuer  Stein  der  Weisen,  welcher  mit  diesem  Recept 
gefunden  werden  soll. 

In  allen  Gulturstaaten,  welche  Handel  und  Gewerbe  als  beachtungs- 
werthe  Factoren  des  Staatswohls  anerkennen,  ist  das  Bedürfnis« 
solcher  consultativen  Körperschaften  von  jeher  anerkannt  worden. 
Auch  in  Deutschland  besitzen  wir  dieselben  in  der  Form  der  Han- 
dels- und  Gewerbekammern,  nur  sind  sie  nicht  das,  was  sie 
sein  müssten,  um  die  Stelle  im  Organismus  dos  wirthschaftlichen 
Lebens  auszufüllen,  welche  die  vorstehend  ausgesprochenen  Klagen 
gegenstandslos  machen  und  den  Bedürfnissen  der  Zeit  gerecht 
werden  könnte. 

Freilich  genügen  sie  auch  in  tadelloser  Vollkommenheit  nicht 
allein,  um  die  Panacee  zu  liefern,  welche  eine  dauerhafte  Basis 
wirthschaftlicher  Politik  eines  Staates  zu  sichern  vermöchte. 

Ihre  Wirksamkeit  könnte  noch  so  vollständig  geeignet  sein,  eine 
Ausgleichung  der  Interessen  von  Handel  und  Gewerbe  herbeizuführen, 
—  ihren  Ausführungen,   Kritiken   und  Anträgen   würde   stets   das 
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Odium  anhaften,  dass  es  nur  von  den  einseitigen  Auffassungen  der 
producirenden  Elemente  des  Staates  bestimmt  sei,  und  der  vielberu- 
fene ^Gonsument^  würde  sich  über  Mangel  an  Berücksichtigung  be* 
klagen  können.  Zwar  ist  der  Begriff  des  „Gonsumenten^^  stets  ein 
ausserordentlich  relativer,  und  die  Interessenten  der  nationalen  Arbeit 
würden  auch  als  Gonsnmenten  stets  die  grösste  Majorität  stellen; 
gleichwohl  giebt  es  Zweige  der  Berufsthätigkeit  von  Bedeutung, 
welche,  —  in  den  grossen  Wirthschaftsgruppen  des  Staates  nicht  zu 
subsumiren,  —  gerechten  Anspruch  auch  auf  Beachtung  ihrer  Inter- 
essen haben ;  es  giebt  ausserdem  eine  allgemeine  raison  d'etat,  welohe, 
über  allen  materiellen  Interessen  stehend,  auch  auf  volkswirthschaft- 
lichem  Gebiete  ihr  gewichtiges  Wort  zu  reden  haben  kann. 

Wie  aber  die  einzelnen  Wirthschaftsgruppen  unter  einander  als 
solidarisch  zu  erachten  sind,  so  sind  es,  —  wenn  auch  in  anderer 
Beziehung,  —  doch  nicht  minder  alle  Elemente  des  Staates.  Als  eine 
natürliche  Folgerung  erscheint  es  daher,  als  Spitze  aller  Einzel-Inter- 
essen ein  Organ  zu  schaffen,  welches  gleichfalls  als  consultative  Be- 
hörde die  Beschwerden  und  Anträge  der  nationalen  Arbeit,  soweit 
sie  von  weittragenderer  Bedeutung  sind,  auf  ihre  Zulässigkeit  im 
allgemeinen  Staatsinteresse  zu  prüfen  und  zu  begutachten,  und  in 
dieser  Wirksamkeit  die  Solidarität  aller  wirthschaftlichen  Elemente 
des  Staates  zu  pflegen  hätte. 

Es  ist  das  seit  einigen  Jahren  geforderte  wirthschaftliche  Gen- 
tralorgan,  welches  bei  richtiger  Organisation  einer  solchen  Aufgabe 
gerecht  werden  und  das  Gebäude  legitimer  Interessenvertretung  in 
der  Weise  krönen  würde,  dass  Handel  und  Gewerbe  das  verlorene 
Vertrauen  leichter  wiedergewinnen  und  sich  auf  gesicherterer  Grund- 
lage fortan  gedeihlich  entwickeln  würden. 

Vielseitig  besteht  eine  Controverse  darüber,  ob  freie  Vereini- 
gungen ohne  jede  staatliche,  officielle  Anerkennung  den  hier  skizzir- 
ten  Aufgaben  nicht  mindestens  ebenso  erfolgreich  entsprechen  wür- 
den. Wir  sehen  allerdings,  dass,  wie  zumal  in  England,  so  auch  in 
manchen  anderen  Staaten  keine  staatlich  organisirten  Handelskam- 
mern bestehen,  und  dass  die  zahlreichen,  zu  einem  grossen  Verbände 
vereinigten  Gorporationen  des  Handels  selbst  sich  trotzdem  eine  ge- 
wisse Machtstellung  errungen  haben,  die  von  der  Regierung  aner- 
kannt wird. 

Dieses  Beispiel  lässt  sich  jedoch  auf  unsere  Verhältnisse 
niemals  anwenden.  In  England  bilden  die  Interessen  des  Handels 
und  der  Industrie  in  ganz  anderer  Weise  wie  bei  uns  die  Richtschnur 
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der  Staatspolitik,  beide  siod  an  einzelnen  Punkten  des  Landes  oder 
in  grossen  Städten  concentrirt  and  dnrcb  natürliche  Eigenthümlich- 
keiten  des  Landes  so  begünstigt,  dass  sie  der  speciellen  Fürsorge 
der  Regierung  weit  eher  als  in  jedem  .anderen  Lande  entrathen 
können.  Dazn  ist  der  Engländer  in  wirthschaftlichen  Dingen  eminent 
praktisch,  und  scheuen  in  Folge  dessen  in  den  Chambers  of  commerce 
Grosshandel  wie  Grossinditstrie  keine  materiellen  Opfer,  um  locale 
Einrichtungen  selbst  durchzuführen  und  Wünschen  in  Betreif  des 
Verkehrswesens  und  der  Gesetzgebung  Nachdruck  zu  verschaffen. 

Wie  ganz  anders  liegen  die  Dinge  in  unserem  capitalarmen 
Deutschland,  wo  die  Gewerbthätigkeit,  im  ganzen  Lande  verbreitet 
und  zersplittert,  der  Englands  gegenüber  noch  in  der  Jugendent- 
wickelung begriffen  ist  und  bei  der  localen  Mannigfaltigkeit  des  Han- 
dels und  der  Industrie  eines  autoritativen  Bandes  absolut  bedarf, 
nm  sich  zu  einer  fruchtbaren  Solidarität  aufzuschwingen  und  der 
Staatsregierung  ihre  Bedürfnisse  in  nutzbarer  Weise  darzulegen. 
—  Bei  uns  würden  freie  Vereinigungen  niemals  dazu  gelangen, 
staatlich  organisirte  Handels-  und  Gewerbekammern  zu  ersetzen. 

Wenn  sich  trotzdem  gerade  auf  deutschem  Boden  freie  Fach- 
vereine, die  Genossen  eines  Gewerbes  umfassend,  eine  hervorragende 
Bedeutung  errungen  und  namentlich  auch  bei  der  Staatsregierung 
sich  mehrfach  Geltung  und  Beachtung  ihrer  Wünsche  zu  verschaffen  ge- 
wusst  haben,  so  sind  diese  Vereine  aber  ganz  anderer,  dem  Fache  elgen- 
thümlicher  Natur  und  in  ihrem  Programm,  ausser  ihrer  Betheiligung 
an  der  Lösung  der  schwebenden  wirthschaftlichen  Fragen,  vorwiegend 
der  internen  Förderung  des  einzelnen  Industriezweiges  zugewendet. 

Mit  der  Schaffung  von,  ihrem  Zwecke  entsprechenden,  Handels- 
and Gewerbekammern  und  eines  wirthschaftlichen  Gentralorgans 
würden  überdies  diese  Vereinigungen  keineswegs  überflüssig,  vielmehr 
blieben  sie  berufen,  jene  Institutionen  in  ihrer  Thätigkeit  zu  unter- 
stützen, anzuregen  und  zu  ergänzen. 

Wir  dürfen  uns  an  dieser  Stelle  auf  diese  allgemeinen  An- 
deutungen beschränken,  um  die  zuletzt  entwickelten  Gedanken,  ein- 
gehender zu  erörtern,  nachdem  wir  in  den  folgenden  Abschnitten 
unserer  Arbeit  die  historische  Gestaltung  der  wirthschaftlichen  In- 
teressenvertretungen und  die  einschlägige  Gesetzgebung  der  ver- 
schiedenen Länder,  deren  vergleichende  üebersicht  für  die  Lösung 
unserer  Cardinalfrage  grosses  Interesse  hat,  ausführlicher  dargelegt 
haben. 


I. 

Die  Interessenvertretongen  für  Handel  und  Gewerbe 
in  ihrer  historischen  Entwicklung.  . 

A.    Allgemeine  Geschichte« 

Unter  den  bestehenden  Organisationen  auf  socialem  Gebiete  sind 
wenige,  welche  älteren  Ursprungs  wären  und  sich  trotz  aller  ge- 
schichtlichen Umwälzungen  consequenter  entwickelt  hätten  als  die 
corporative  Interessenvertretung  auf  dem  Gebiete  des  Handels  und 
der  Gewerbe.  Kaum  eine  dürfte  aber  auch  auf  die  sociale  Ge- 
staltung der  Einzelstaaten  des  europäischen  Gontinents  mächtiger 
eingewirkt  haben  als  diese. 

Ueberschauen  wir  nur  kurz  die  verschiedenen  Phasen,  in  denen 
sich  diese  Organisationen  äusserten,  so  lässt  sich  nicht  verkennen, 
dass  nur  ein  dringendes  inneres  Bedürfniss  ihnen  das  Leben  geben 
konnte,  und  dass  folglich  in  der  Gegenwart,  (wo  diese  Interessenten- 
vertretungen wesentlich  andere,  den  modernen  Ideen  entsprechendere' 
Formen  angenommen  habenl  ihre  Existens^erechtigung  zunächst  auf 
der  Grundlage  einer  historischen  Tradition  beruht,  welche  bis  auf 
die  Anfänge  der  Cultur  zurückzuführen  ist,  während  die  Principien 
und  Motive,  welche  ihnen  im  Beginn  ihrer  Entstehung  als  Ferment 
dienten,  heute  unzweifelhaft  für  ihre  Erhaltung  und  unausgesetzte 
Fortentwicklung  an  Gewicht  und  Bedeutung  nur  gewonnen  haben 
können. 
Altcrthiiin.  Im  Alterthum  kann  allerdings  von  einer  korporativen  Interessen- 

Hctaricn  der  yertrctung  in  unserem  Sinne,  welche  merklich  in  das  öffentliche  und 
Privat-Leben  eingegriffen  hätte,  kaum  die  Rede  sein;  der  antike  und 
besonders    der  römische    Staat   schloss    in  seiner  absoluten  Macht- 
vollkommenheit jede  freiere  Bewegung   fast  völlig  aus,    und  werden 
coiiegia  fa-  ^[q  Hctärieu  der  Griechen  und  die  CoUegia  fabrorum  des  alten  Rom 
ttöracr.    wie  auch  die  Scholae  fabrorum  der  römischen  Kaiserzeit  nur  irrthümlich 
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mit  anserenlfiteressen  verbänden  auf  wirthschaftlichem  Gebiet  verglichen. 
Auch  das  Individuum  schaltete  und  waltete  umgekehrt  in  seiner  Maeht- 
gphäre  mit  derselben  Souveränität,  wie  der  Staat,  und  zog  seinem 
Charakter  entsprechend  für  die  meisten  der  nur  mit  vereinten  Kräften 
zu  verwirklichenden  Ziele  die  Einrichtaug  der  Sclaverei  der  vereinten, 
freischaffenden  Thätigkeit  der  Gemeindeangehörigen  vor. 

Die  germanischen  Staaten  des  Mittelalters  dagegen  boten  in 
ihrer  freien  Verfassung  der  individuellen  sowohl  als  der  CoUectiv- 
thätigl^eit  den  fruchtbarsten  Boden. 

Die  Befugnisse  der  Staatsgewalt  waren  dort  auf  das  unent- 
behrlichste Maass^  beschränkt,  und  ein  nicht  anwesentlicher  Theil  der- 
selben auf  das  Volk  selbst  übergegangen. 

Unter  diesen  Verhältnissen  erwarben  sich  die  aus  der  freien 
Thätigkeit  des  Volkes  hervorgegangenen  gewerblichen  Organisationen 
zum  Theile  einen  öffentlich  rechtlichen  Charakter,  einzelne  nahmen 
sogar  directe,  staatliche  Machtbefugnisse  für  sich  in  Anspruch  und 
entwickelten  sich  zu  den  grossartigen,  historischen  Formen,  wie  sie 
unter  den  Namen  „Zünfte,  Innungen,  Gilden,  Aemter,  Gaffeln«  ihre  ''""""'  ^"- 
geschichtliche  Bedeutung  haben.  den,  Aemter, 

Jede  dieser  Benennungen  hat,  obwohl  anfänglich  nur  eine  ver-  ^'"''^**"' 
schiedenartige  Bezeichnung  für  ein  und  dieselbe  Form,  je  nach 
Zeiten  und  örtlichen  Verhältnissen  eine  specifische  Bedeutung  ge- 
habt, wie  es  die  unendliche  Mannigfaltigkeit  der  Gewerbe  nothwen- 
digerweise  mit  sich  bringen  musste.  Allein  keine  dieser  nach  der 
Benennung  von  einander  thatsächlich  getrennten  Corporationen  hat 
ein  so  eigenartiges,  allgemeines  Gepräge  angenommen,  dass  man  eine 
strenge  Sonderung  vornehmen,  und  dass  eine  eingehendere  Würdigung 
der  speciellen  Verhältnisse  dieser  manigfaltigen  Associationen  hier 
Interesse  oder  Zweck  haben  könnte. 

Im  Allgemeinen  sei  nur  bemerkt,  dacs  sich  in  Deutschland 
namentlich  seit  der  vorwiegenden  Herrschaft  der  deutschen  Sprache 
in  den  Urkunden  des  14.,  15.,  und  16.  Jahrhunderts  die  Benen- 
nung „Zunft  orter  Innung"  mehr  auf  das  Handwerk  bezog,  während  die 
„Gilden"  vorzugsweise  die  Verbindungen  derKaufleute,  nicht  selten  auch 
nur  die  geselligen  Vereinigungen  der  höheren  Stände  bezeichneten. 

In  den  Gegenden  am  Rhein,  in  Niedersachsen,  England,  Scandi- 
navien,  den  Odtseeländern  und  Russland  finden  wir  dagegen  das 
Wort  „Gilde"  überhaupt  vorherrschend,  sowohl  für  die  Vereinigungen 
der  Kaufleute  als  auch  für  jene  der  Handwerker.  Anfänglich  scheint 
Gilde  allgemein  im  Sinne  eines  Schutzbündnisses  der  Gewerbe-  und 
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üandeltreibendeu  gegen  die  Vergewaltigungen  des  räuberischen  Adels 
angewandt  worden  zu  sein. 
Entsuhung  j)}^  eigentliche  Entstehung  der  Zünfte  dürfte  dagegen  von  den 

hofrechtUchen  Innungen  herzuleiten  sein;  wenn  sich  aus  ihren  äusseren 
Formen  vielleicht  auch  Anklänge  an  die  oben  erwähnten  römischen 
Gollegien  heraus  demonstriren  lassen,  in  directem  Zusammenhang  mit 
denselben  stehen  sie  nun  und  nimmer. 

Das  Handwerk  war  nach  altgermanischer  Auffassung  eine  un- 
freie Thätigkeit,  der  freie  Mann  hielt  es  unter  seiner  Würde,  über 
die  Grenze  der  persönlichen  Bedürfnisse  hinaus  zu  arbeiten. 

Auf  den  grossen  Landgütern  der  Adeligen  und  den  reichen 
Stiftungen  der  Klöster  machte  sich  jedoch  gar  bald  die  Noth wen- 
digkeit einer  Arbeitstheilung  geltend. 

Die  niederen  Dienstleute  wurden  so  nach  Bedürfniss  zum  Hand- 
werke herangezogen  und  unter  Aufsicht  eines  Magister,  gewöhnlich 
eines  geschickten  Freigelassenen,  der  das  erforderliche  Rohmaterial 
einzukaufen  hatte  und  eine  disciplinarische  Gewalt  ausübte,  zu  In- 
nungen vereinigt.  Zunächst  nur  für  ihre  Herren  und  deren  Gefolge 
beschäftigt,  wurde  ihnen  mit  Entwickelung  des  Städtewesens  auch 
gestattet,  für  weitere  Kreise  zu  arbeiten,  was  die  Innungen  allmälich 
zur  Lösung  ihres  Hörigkeitsverhältnisses  veranlasste. 

Für  die  grössere  Selbstständigkeit  und  die  Privilegien,  welche  ihnen 
im  Laufe  der  Zeit  seitens  ihrer  bischöflichen  und  weltlichen  Herren  ge- 
währt wurden,  hatten  sie  so  lange  eine  bestimmte  Abgabe  in  Geld  zu  ent- 
richten, bis  sie  sich  schliesslich  zu  freien  Zünften  emporarbeiteten. 

Von  anderer  Seite  wird  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  die 
Zünfte  nicht  aus  der  Unterordnung  und  Abhängigkeit  entstanden, 
sondern  aus  der  Freiheit  des  Handwerkes  hervorgegangen  wären. 

Es  kann  allerdings  nicht  bestritten  werden,  dass  sich  ursprüng- 
lich auch  wohl  freie  Leute  zu  Handwerkerzünften'  vereint  haben, 
triftige  Gründe  berechtigen  aber  die  neueste  Forschung  zu  der  An- 
nahme, dass  der  allgemeine  Entwickelungsgang  der  Zünfte  ursprüng- 
lich die  beschriebene  Bahn  eingeschlagen  ha^t. 
Eutütehuug  Die  ersten  und  ältesten  Gilden  entstanden   wahrscheinlich   in 

England  und  Frankreich  und  treten  dort  gleich  in  ihren  ersten 
Erscheinungen  in  sehr  ausgebildeter  Gestaltung  auf.  Schon  im  neunten 
Jahrhundert  findet  man  einflussreiche  englische  Gilden,  namentlich 
Englische  die  zu  Cambridge  (thegna-gilde  on  Gratnabryege),  welche  in  den 
sogenannten  Morgensprachen  ihre  gemeinsamen  Angelegenheiten  be- 
riethen.     Grössere    Bedeutung    hatte    die    English    Knighten    Gild, 
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welche  eine  Reihe  von  Körperschaften  in  sich  begriff,  deren  Mittel- 
pnnkt  London  war  und  schon  von  Heinrich  I.  im  Jahre  1115  wieder 
aufgehoben  wurde. 

Obwohl  vorwiegend  aus  Londoner  Eaufleaten^  bestehend,  vertrat 
sie  bei  weitem  nicht    aussehiiesslich  kaufmännische  Interessen. 

Unter  den  englischen  Handwerkergilden  sind  besonders  die  der 
Weber  die  angesehensten  und  benihmtesten  gewesen,  welche  schon 
im  zwölften  Jahrhundert  unter  königlicher  Anerkennung  und  Autori- 
tät ihre  Stellung  im  öifentlichen  Recht^eben  zu  wahren  wussten. 

Ueberhaupt  ist  das  zwölfte  Jahrhundert  die  eigentliche  Wiege 
des  Kaufmanns-  und  Handwerker-Gebossenschaftswesens,  nicht  allein 
in  England,  sondern  auch  in  allen  anderen  Ländern. 

Erstere,  die  Kaufmannsgilden,  traten  damals  zugleich  als  die 
regierenden  Stadtcorporationen  auf,  so  dass  von  da  an  Jahrhunderte 
lang  ihr  Gilderecht  auch  Stadtrecht  war. 

in  Schottland  lehnten  sich  die  Verhältnisse  eng  an  die  englischen  schouuche 
an,  und  verdient  namentlich  die  Kaufmannsgilde  zu  Berwick  (1284)     ^'"''''" 
Erwähnung.      Später    vereinigten    sich    alle    Eaufmannsgilden    der 
grösseren    Städte    Schottlands    zu    einer   schottischen    Handelsgilde. 

Scandinavien,  besonders  Dänemark,   das  eine  Zeitlang  zu-    *^»""''«- 

Gilden  in 

sammen  mit  England  von  Kanut  dem  Grossen  regiert  wurde,  behauptet  D&nemark. 
ebenfalls  mit  Rucksicht  auf  die  Ausbreitung  des  Gildewesens  einen 
hervorragenden  Platz.  Unter  Kanut's  Regierung,  etwa  1019,  begegneV 
wir  dort  den  ersten  nachweisbaren  sogenannten  „Kanutsgilden'',  die 
eigentlichen  Handwerker-  und  besonders  Kaufmanns- Gorporationen 
treten  aber  erst  im'  14.  und  15.  Jahrhundert  bedeutsamer  in  den 
Vordergrund.  Von  letzteren  waren  die  hervorragendsten  die  Gilde 
zu  Aalburg  (1441),  und  die  St.  Annen- Compagnie  zu  Swenburg. 

Interessante  Berichte  sind  erhalten  über  die  Kaufmannsgilde  der 
b.  Drejitaltigkeit  zu  Odensee,  die  nächst  ihren  religiösen  Zwecken 
auch  dem  Handel  eine  hohe  Beachtung  schenkte.  Jeder  Aufzu- 
nehmende musste  mindestens  30  Mark  zur  Betreibung  des  Handels 
besitzen,  drei  Jahre  bei  einem  Kaufmann  in  Odensee  gedient  haben 
and  sich  verpflichteo,  nur  Handel  zu  treiben. 

In  den  dänischen  Städten  waren  viele  Jahrhunderte  hierdurch 
die  Mitglieder  des  Raths  Genossen  der  höchsten  Gilde,  weiche  mei- 
stens als  König-Kanutsgilde  auftrat. 

Frankreich  hatte,  gleichwie  England    und  Dänemark,    schon ^^^^*j^^"^^^^ 
sehr  frühe  ziemlich  ausgebildete  Handwerkergenossenschaften,  welche  »cns^charten 
aber    keineswegs   freie  Handwerker  in  sich  schlössen,  sondern  nur  ^„„1^"^!^^ 
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„servoB  sq^  dominis*',  Knechte  unter  Herren.  Freie  Verbrüderungen 
worden  erst  von  den  Mönchen,  zunächst  zu  geselligen  und  religiösen 
Zwecken,  in's  Leben  gerufen. 

Erst  seit  aem  11.  und  12.  Jahrhundert  treten  in  Frankreich  die 
freien  Einwohner  in  vielen  Ortschaften  zu  communiones  zusammen; 
zu  gege^eitigem  Schutz  und  Trutz. 

Namentlich  in  Paris,  wo  der  Handel  im  12.  Jahrhundert  mächtig 
emporblühte,   erwarben   sich  die  Eaufleute  als  vereinigte  Gesammt- 
heit  eine  Menge  Privilegien. 
Dio  Pari:ier  Anfänglich   als    fraternitates    bezeichnet,    findet   sich    in  einem 

an».  DQ(5iiiiiente  von  1204  zum  ersten  Male  der  Ausdruck  „mercatores 
hanseati^;  diese  Hansa  hatte  wahrscheinlich  schon  früher  bestanden. 
Im  Jahre  1220  erwarb  sich  dia  betreffende  Eaufmanns^enossenschaft 
gegen  eine  jährliche  Abgabe  an  den  König  die  niedere  Gerichts- 
polizei,  die  Erbschaftsregulirung  und  die  Markt-  und  Handelspolizei. 

Ihr  Oberhaupt  war  der  prevost  des  marchands,    der   erste  Kö- 
^        nigliche  Beamte    dagegen  der  prevost  de  Paris. 

Im  Jahre  1296  wurden  24  preudhommes  dem  prevöt  des  mar- 
chands und  den  vier  Schöffen  an  die  Seite  gestellt,  und  schon 
40  Jahre  früher  hiess  das  Gildehaus  der  pariser  Eaufleute  parleur 
aux  borjois  (mereatores  und  burgenses  gleichbedeutend),  also  Rathhaus. 

Auch  die  Handwerker  hoben  sich  mehr  und  mehr  zu  Verbin- 
dungen in  selbstständigen  Vereinen  empor;  da  sie  aber  nach  möglichst 
grosser  Unabhängigkeit  von  der  Stadt-  und  Staatsgewalt  strebten, 
so  trat  ihnen  diese  wiederholt  entgegen,  bis  Earl  IV.  (1321 — 1328) 
den  pariser  Handwerkerzünften  das  Recht  entzog,  einen  selbst- 
gewählten Meister  zu  haben. 

'  Im  Jahre  1382. wurden  in  Folge  einer  Empörung  in .  mehreren 
französischen  Städten,  der  Pariser  Hansa  alle  Rechte  genommen,  und 
überhaupt  alle  Eaufmanns-  und  Handwerker -Vereinigungen  für  auf- 
gehoben erklärt. 

In  Paris  sollte  fortan  der  Eönigliche  Prevost  die  Stelle  der 
Hansa-Altermänner  vertreten  und  für  jedes  Amt  einen  Unterprevost 
'  ernennen.  Im  Jahre  1405  wurde  anstatt  dea  früheren  prevost  des 
marchands  ein  besonderer  königlicher  Beamter  ernannt,  dem  alle 
Einnahmen,  welche  jenem  zugekommen'  wären,  zur  Verschönerung 
der  Stadt  überwiesen  wurden.  Die  Zünfte  blieben  aber  dennoch  fort- 
bestehen. 

Anschliessend  an  die  Pariser  mereatores  hanseati,  die  erste 
kaufmännische  Verbindung,  welche  mit. diesem  Namen  belegt  worden 
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ist,  sei  hier  in  kurzen  Worten  die  Rede  von  den  andern  kaufmän- 
nischen Hansen,  welche  sich  im  Laufe  der  Zeit  in  der  weltbeherr-  ^^««^  «»"be- 
sehenden ünio  hanseatica,  in  dem  Hanseband,  vereinigten. 

Von  den  von  deutschen  Eanflenten  im  Aaslande  gebildeten 
Gilden  aasgebe^d,  welche  mit  dem  Matterland  in  Verbindung  traten, 
vereinigte  dieser  Band  seiner  Zeit  ein  über  ganz  Europa  verbreitetes 
Netz  von  Gilden  in  sich. 

Später  schlössen  sich  die  deutschen  Städte  gleichfalls  za  Han- 
delszweoken  aneinander  an,  und  wenn  dieser  Bund  von  ausländischen. 
Gilden  und  heimathlichen  Städten,  welcher  in  seiner  Gesammtheit 
die  mächtige  Hansa  repräsentirte,  sich  auch  in  de;*  Folge  zu  einer 
politischen  Macht  ersten  Ranges  hinaufschwang  und  eine  Zeit  lang 
die  Geschicke  Europas  in  seiner  Hand  hielt,  so  blieben  ihm  doch 
stets  die  Handelsinteressen  seiner  Mitglieder  maassgebend. 

Zunächst  trat  der  von  Gölner  Eanflenten  errichtete  Stahlhof  zu 
London  mit  den  wes^älischen  Städten  in  Verbindung,  der  sich  bald 
auch  Lübeck  zugesellte.  Die  Stellung,  welche  Cöln  in  London  für 
den  westlichen  Handel  behauptete,  nahm  Lübeck  in  Wisby  für  den 
östlichen  nach  Russland  ein. 

Weitere  HandelsVereinigungen  wurden  mit  den  Niederlanden  und 
namentlich  mit  Brügge  eingegangen,  wo  Hamburg  und  Lübeck  sich 
um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  Privilegien  zu  erringen  wussten. 
Zugleich  verbanden  sich  Lübeck  und  Hamburg,  dann  Lübeck  mitRo- 
stock,  Wismar,  Stralsund  und  Greifs wald,  Hamburg  wiederum  mit  säch- 
sischen Städten,  welche  sich  alle  schliesslich  zu  einem  Bunde  vereinigten. 

In  diesem  Umfange  tritt  die  Hansa  schon  um  die  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts  auf  und  übte  gleich  mit  ihrer  gewaltigen  Macht 
auf  die  Gestaltung  der  europäischen  Bändels-,  wie  auch  der  politi- 
schen Verhältnisse  einen  bedeutenden  Einfluss  aus. 

In  der  Blüthezeit  der  Hansa  erstreckte  sich  ihr  Verkehrsgebiet 
vom  äussersten  Norden  bis  nach  Italien,  vom  Innern  Russlands  bis 
an  den  atlantischen  Ocean. 

Die  oberste  Gewalt  der  Hansa  beruhte  bei  den  Stadtdeputirten, 
welche  die  erforderlichen  Maassregeln  beriethen,  den  Geldbeitrag  eines 
jeden  Mitgliedes  normirten  und  die  Streitigkeiten  unter  den  diversen 
Städten  schlichteten. 

Sie  übten  auch  Justizgßwalt  und  verhängten  den  grösseren  und 
kleineren  Bann  über  die  Schuldigen,  wofür  der  Ausdruck  „verhansen^ 
Anwendung  fand.  Monopole  und  Privilegien  zu  erlangen  war  ihr 
Hauptzweck,   wesshalb  jeder   Aufzunehmende   eine   gewisse    Selbst- 


Handwerker- 
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ständigkeit  besitzen  musste  und  mit  Vorliebe  solche  Städte  gewählt 
wurden,  welche  das  vollste  Maass  bürgerlicher  Freiheit  genossen. 

Wie  gros^rtig  sich  die  Entwickelung  der  kanfmännischen  Gilden 
Deutschlands  anch  gestaltet  haben  mag,  das  deutsche  Handwerk  steht 
in  seinen  nicht  minder  bedeatenden  Zünften  diesen  Gebilden  völlig 
ebenbürtig  da. 

Schon  in  dem  8.,  ja  selbst  in  dem  7.  und  6.  Jahrhundert  ist 
von  Handwerkferverbindungen  die  Rede,  jedoch  sind  darunter  keines- 
wegs Handwerkerzünfte  zu  verstehen,  wie  sie  das  12.  Jahrhundert 
aufwetet,  vielmehr  haben  wir  es  hier  unstreitig  mit  den  bereits  er- 
wähnten alten  ho^echtlichen  oder  ähnlichen  Innungen  zu  thun. 
Dass  zu  Earl's  des  Grossen  Zeit  viele  Gilden  und  Vereinigungen 
bestanden  haben,  geht  aus  den  wiederholten  Verboten  gegen  die- 
selben hervor. 

Alle  diese  Verbrüderungen  und  Innungen,  welche  hauptsächlich 
nur  zu  gegenseitigem  Schutz  vor  Gericht  und  vor  dem  räuberischen 
Adel  geschlossen  waren,  verschwinden  im  10.  und  11.  Jahrhundert 
fast  gänzlich  aus  der  Oeffentlichkeit,  wohl  in  Folge  der  scharfen 
Maassregeln,  welche  die  Fürsten  gegen  deren  wachsende  politische 
Macht  erliessen. 

Bezüglich  des  Ursprunges  der  freien  deutschen  Handwerkzünfte 
mit  dem  ausgesprochenen  Zwecke  der  Förderung  ihrer  technisch-ge- 
werblichen Angelegenheiten  ist  man  ziemlich  übereinstimmend  dahin 
gekommen,  dass  der  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  auch  der  Anfang 
dieser  Innungen  sei. 

In  den  Städten  Göln,  Mainz,  WcA-ms,  Regensburg  fällt  die  erste 
Entstehung  gewerblicher  Innungen  in  das  Ende  des  11.  Jahrhunderts, 
in  Speier,  Strassburg  und  Basel  vermuthlich  erst  in  den  Anfang  des 
zwölften.  Von  vielen  Seiten  werden  als  die  ersten  deutschen  Zünfte 
die  der  Fischer  zu  Worms  1106  und  die  der  Kürschner  in  Quedlinburg 
um  1134  angegeben.  In  den  meisten  übrigen  Städten,  die  früh  zu 
einer  gewissen  Blüthe  gelangten,  hat  die  Entstehung  noch  später 
stattgefunden;  dahin  gehören  namentlich  alle  Königlichen  Hof&tädte. 
In  Frankfurt  a.  M.  finden  wir  erst  im  Jahre  1284  die  erste  urkund- 
liche Erwähnung  von  Zünften.  Wie  sehr  die  Entstehung  der  Zünfte 
in  einer  Stadt  durch  das  allmählige  Aufkommen  der  verschiedenen 
Gewerbe  bedingt  war,  sehen  wir  vor  Allem  an  den  Zünften  in  den 
rheinischen  Städten.  (Tuchweberei  war  hier  die  älteste  bedeutende 
Art  der  Industrie.) 

Die  älteste  Urkunde,  welche  wir  über    Errichtung    einer   Zunft 
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haben,  ist  eine  Gölner  vom  Jahre  1149,  in  welcher  die  Bettziech- 
weber mit  obrigkeitlicher  Genehmigung  eine  fraternitas  schlössen, 
welcher  alle,  die  innerhalb  der  Stadt  das  gleiche  Gewerbe  za  be- 
treiben beabsichtigten,  beizutreten  hatten. 

In  Italien,  wo  das  um  ein   Jahrhundert   früher   ausgebildete  ^"f^"""" 
'  ^  und  Gilden- 

Städtewesen  dem  Handwerkszunft-  und  Gildewesen  einen  bedeutenden    wesen  in 

Vorsprung  gewährte,  finden  wir  schon  im    11.  Jahrhundert  ziemlich     ''*''*'" 
entwickelte  gewerbliche  Organisationen,  welche  an  dem  Kaiser  Con- 
rad I.  einen  ihnen  gewogenen  Beförderer  fanden. 

Auch  die  nachfolgenden  Kaiser  begünstigten  das  italische  Gor- 
porationswesen  sehr,  um  sich  seiner  gegen  die  widerstrebenden 
Stadtbebörden  zu  bedienen. 

In  Florenz  constituirte  sich  um  1300,  in  Pisa  1382  das  eigent- 
liche Handwerke^unft(f egiment ,  und  in  ersterer  Stadt  waren  die 
priori  der  Zünfte  im  Jahre  1380  die  eigentlichen  Stadtregenten. 

Vollständige  Statuten  und  Privilegien,  wie  sie  der  Entwurf  eines 
anschaulicheren  Bildes  des  Zunftwesens  erfordert,  sind  uns  erst  von 
der  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  an  zugänglich. 

Der  Inhalt  der  ältesten  Zunftbriefe  oder  Zunft  weisthümer  besteht  ge-  zunftbrief«. 
wohnlich  in  Bestimmungen  über  Zunftzwang,  Gewerbebetrieb,  Marktpoli- 
zei, Gerichtsstand,  Abgaben,  Bussen  und  Aufnahme  neuer  Mitglieder. 

Nach  dem  Zunftzwange  darf  Niemand  ein  Gewerbe  treiben,  der  zunft«wanp. 
nicht  Mitglied  der  betreffenden  Zunft  ist.  Häufig  begegnen  wir  der 
Bestimmung,  dass  kein  Zunftgenosse  dem  anderen  seine  Kundschaft 
entziehen  oder  ihm  seinen  Knecht  (Gesellen)  vor  Ablauf  der  Dienst- 
zeit abdingen  soll,  „damit  das  Handwerk  löblicher  und  einträglicher 
werden  möge."  Zuweilen  wurden  auch  Vorkehrungen  getroffen,  welche 
die  Handwerker  wegen  der  Bezahlung  ihrer  Arbeit  sicher  stellen  sollten. 

Die  innere  Einrichtung  der  Zünfte   ist  in  der  Blüthezeit  etwa  i»«««  ^in- 

r  \  1  riohtung  der 

folgende  gewesen:  z-^^e. 

An  der  Spitze  standen  die  Meister,  in  der  Regel  1 — 4.  luden 
älteren  Zeiten  wurden  dieselben  von  den  Rathmannen  eingesetzt, 
später  aber  von  den  abgehenden  Meistern  ernannt. 

Ihnen  lag  die  Auc^fuhrung  der  vom  Rathe  mit  Bezug  auf  die 
Zunft  ausgegebenen  Befehle  ob;  in  den  Versammlungen,  welche  be- 
rathenden  und  beschliessenden  Charakters  waren,  wurden  unter  ihrem 
Vorsitze  die  Bedürfnisse  und  Wünsche  des  Handwerks  zur  Sprache 
gebracht,  um  demnächst  in  Form  von  Anträgen  den  städtischen  Be- 
hörden zur  Abhülfe  und  Nachachtung  unterbreitet  zu  werden. 

Zum  Eintritt   in  eine  Zunft    war  in  erster  Linie  ein  Ausweis 
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Über  eheliche  Geburt,  sowie  guten  Leumund  erforderlich.  Wenn  sich 
hierin  keine  Schwierigkeiten  ergaiben,  hatte  der  Eintretende  ein  Ein- 
trittsgeld zu  erlegen  und  sich  nach  Verlauf  einer  kurzen  Probezeit 
vertragsmässig,  gewöhnlich  auf  2 — 4  Jahre,  zum  Betriebe  des  Hand- 
werks als  Lehrling  zu  verpflichten.  Nach"  beendigter  Lehrzeit  wurde 
ein  Lehrgeld  bezahlt. 

Die  Gesellenzeit,  welche  theilweise  auswärts  zu  verbringen  war, 
war  ebenfalls  genau  vorgeschrieben  und  der  Geselle  stand  eben  so 
gut  wie  der  Lehrling  unter  der  disciplinarischen  Gewalt   der  Zunft. 

Einen  entlaufenen  Lehrling  durfte  ein  Meister  desselben  Hand^ 
Werkes  nicht  mehr  annehmen. 

Contractbruch  seitens  eines  Gesellen  hatte  die  Strafe  zur  Folge, 
dass  kein  anderer  Meister  diesen  während  des  nächsten  Jahres  in 
Arbeit  nehmen  durfte,  und  durch  Veruntreuung  von  Rohmaterial 
verwirkte  der  Geselle  zeitlebens  die  Beschäftigung  bei  irgend  einem 
anderen  Meister. 

Das  Meisterstück  hob  den  Gesellen  schliesslich  zum  Meister, 
zum  selbstständigen  Zunf^enossen  empor.  Der  Austritt  erfolgte 
entweder  freiwillig  bei  Domici)(Veränderang  oder  als  Strafe  für  unmorali- 
sche Führung,  unreellen  Betrieb  oder  irgend  eine  verbrecherische  That. 

Zum  Betriebe  eines  Handwerks  warnur  die  Zunft  befagt,  jeder 
Unzünftige  wurde  als  Pfuscher  verfolgt. 

Unter  einander  litten  die  Zünfte  ebenfalls   keine- freie  Goncur- 

« 

renz,  vielmehr  war  die  Zahl  der  Lehrlinge  und  Gesellen,  sowie  das 
Quantum  des  Rohmaterials,  welches  jede  anschaifen  durfte,  auf  ein 
Maximum  beschränkt. 

Die  Zunft  überwachte  sowohl  die  Arbeiter  in  ihrer  sittlichen 
Führung,  als  auch  das  Gewerbe  selbst,  schritt  unnachsichtlich  gegen 
jeden  Betrug  ein,  mochte  derselbe  in  Benutzung  falscher  Waaren  und 
Zeichen  und  schlechten  Hand  Werkzeugs,  oder  in  Gebrauch  von  ge- 
ringerem Gewicht  oder  Maass  bestehen.  —  Wir  haben  hier  also  das 
genaue  Bild  dessen,  was  auch  heute  unserem  gesammten  Genossen- 
schaftswesen auf  dem  Gebiete  der  Interessenvertretung  zu  Grunde 
liegt;  auf  der  einen  Seite  die  Snmme  der  bürgerlichen  Ehrenrechte, 
auf  der  anderen  das  Princip  der  Solidarität  unter  den  Genossen. 
Politische  Ihren  zugleich  politischen  Gulminationspunkt  erreichte  die  Zunft- 

^ur^dl!    bewegung  im  13.  und  14.  Jahrhundert,  in  welche  die  erfolgreichen 
zQnfto.     Kämpfe  der  Handwerker  gegen    die    bisher    ausschliesslich   ratbsfä- 
higen  Geschlechter  in  den  Städten  fallen  und   meist  zu  einem  An- 
theil  der  Zünfte  am  Regimente  führten. 
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Viele  dieser  Kämpfe  waren  äusserst  blutig  und  grausam,  auf 
beiden  Seiten  feierte  die  robe  Gewalt  des  Mittelalters  ihre  schreck- 
lichsten Orgien. 

Die  Zünfte  erwarben  sich  das  Recht,  ihre  Obermeister  selbst 
zu  wählen,  waren  militairisch  bewaffnet  und  organisirt  und  bildeten 
in  ihrer  Bläthezeit  einen  festgeschlossenen,  fast  unabhängigen  Stand, 
mit  Wort  und  Schwert  bereit,  ihre  Interessen  zu  wahren  und  zu  ver- 
theidigen. 

Mit  Ende  des  Mittelalters  fängt  das  Zunftwesen  an,  nach  allen  B''^*'°k 
Richtungen  hin  zu  entarten ;  es  hatte  das  autonome  Gebiet  verlassen,  g«r  verfaii 
auf  dem  allein  ihm  eine  Berechtigung  beiwohnen  konnte,  seitdem  es  **'  ^®"'^* 
sich   mit   politischen   Tendenzen   verquickte.     Ganze   Gesellschafts- 
klassen wurden    aus   nichtigen  Gründen  ausgeschlossen,  Bestechung 
und  Nepotismus  blühten  üppig  empor.     Die  Sdhne,  Schwiegersöhne, 
sowie  alle  die,  welche  eine  Meistertochter  oder  Wittwe  zu  heirathen 
versprachen,  wurden  in  unehrlichster  Weise  bevorzugt.    Stellenweise 
forderte  man  beim  Eintritt  den  Nachweis  eines  Capitals  oder  eines 
Hauses  in  der  Stadt,  Bedingungen,  welche  schwer  zu  erfüllen  waren, 
so  dass  vielfach,  wenn  nicht  meistentheils,  Erblichkeit  bestand* 

Die  Reformation  ging  an  dem  Zunftwesen,  dem  zähesten  Wider- 
sacher ihrer  Idee,  nicht  spurlos  vorüber,  sondern  griff  auch  hier  kräftig 
mit  reformirender  Hand  ein,  ohne  jedoch  die  Zünfte  beseitigen  zu 
können. 

Mit  der  Reformation  Hand  in  Hand  machte  die  polizeiliche  und 
centralisirende  Gewalt  der  Territoriajlmrsten  sich  immer  mehr  gegen 
die  Handwerksinnungen  geltend  und  unterstützte  das  aristokratische 
Stad^lement  bei  der  Wieder^erdrängung  jener  aus  den  Stadträthen. 
Zwar  setzten  die  Handwerker  diesem  Streben  lange  zähen  Wider- 
stand entgegen,  besonders  wo  es  galt,  die  hergebrachte  Jurisdiction 
zu  behaupten,  doch  lockerte  die  allmälig  festeren  Boden  gewinnende 
Gresetzgebung  die  geschlossene  Form  der  Zünfte  zusehends. 

Der  Reichstag  von  1672  berieth  schon  über  Aufhebung  der  Zünfte, 
und  wenn  dieselbe  auch  nie  von  Reichswegen  ausgeführt  worden  ist, 
so  traten  doch  viele  und  strenge  Gorrecturen  und  Beschränkungen 
ein,  und  die  einzelnen  Landesherren  griffen  mit  energischen  Regle- 
ments in  ihre  Organisationen.  Eine  allgemeine  gründliche  Reform 
der  deutschen  Handwerkerzünfte  resp.  Abstellung  der  Missbräuche 
strebte  zumal  der  Reich^bschied  vom  16.  August  1731  an. 

Hauptsächlich  gegen  die  mit  schweren  Missbräuchen  verbundene 
Emancipation  der  Gesellen,  die  fortan  keine  eigenen  Brüderschaften 

T.  Kaufmann.  2  ^ 
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mehr  bildeo,  sondern  den  Meisterzünften  untergeordnet  bleiben  sollten, 
gerichtet,  nnterliess  er  doch  nicht  gegen  das  so  vielfach  in  chika- 
nöser  Weise  erschwerte  Meisterstück  aafzatreten. 

Besonders  war  es  aber  die  brandenbnrgische  Gesetzgebung, 
welche  energisch  gegen  das  engherzige  Zunftwesen  ankämpfte  und 
dessen  alte  Geschlossenheit  und  Sprödigkeit  durch  mehrere  Edicte 
durchlöcherte. 

Die  Hof  band  werker  wurden  von  dem  Verbote,  mehr  als  drei 
Gesellen  halten  zu  dürfen,  befreit  und  schon  gegen  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  neben  den  zünftigen  fürstlich  concessionirte  Hand- 
werker geduldet. 

Indessen  sind  es  nicht  blos  dergleichen  Staatsgesetze,  sondern 
ebenso  sehr  der  grossartige  Umschwung  auf  volkswirthschaftlichem 
Gebiete,  mit  welchen  die  Organisation  der  —  dem  Zeitgeiste  hart- 
näckig Auge  und  Ohr  verschliessendep  —  Zünfte  nicht  mehr  in 
Einklang  zu  bringen  war,  der  die  alte  Zwangsform  der  Zünfte  in 
immer  grösserem  Masse  lockerte. 

In  demselben  Masse,  wie  sich  die  Umbildung  der  alten  Staats- 
formen zum  modernen  Staate  vollzog,  verloren  diese  mittelalterlichen 
Gebilde  an  Lebenskraft,  und  als  man  Ludwig  XIV.  das  stolze  Wort 
als  charakterisirend  beilegen  durfte:  „der  Staat  bin  ich^,  da  hatten 
auch  die  Zünfte,  in  Frankreich  sowohl,  wie  in  den  meisten  anderen 
Staaten,  wo  dieser  Ausspruch  ebenso  hätte  gelten  können,  im  fort- 
währenden Kampfe  um  ihre  zäh  vertheidigten  Privilegien  unterliegen 
müssen  und  von  ihrer  dereinstigen  Herrlichkeit  zeugte  nur  noch  die 
äussere  Form. 
Die  Anfinge         £)^jj  Todosstoss  versctztc  ihnen  die  französische  Revolution,  die 

der  Gewerbe-  ' 

freiheit.  dcu  laugou  starren  Bann,  der  auf  allen  politischen  wie  gewerblichen 
Verhältnissen  ruhte,  mit  mächtiger  Hand  zerbrach,  dem  Bürger 
grössere  persönliche  und  politische  Rechte  verlieh  und  den  Gewerbe- 
betrieb, befreit  von  allem  zunftmässigen  Zwange,  lediglich  an  ein  bei 
der  Staatsverwaltung  gelöstes  Patent  knüpfte. 

Gleichzeitig  erhob  sich  ein  Streit  der  Theoretiker  über  Gewerbe- 
freiheit  und  Zunftzwang;  in  Deutschland  trat  Fichte  entschieden  für 
Beibehaltung  des  Zunftzwanges  in  die  Schranken,  während  Wester- 
mann den  neuen  Ideen  das  Wort  redete. 

In  allen  Ländern,  welche  dem  siegireichen  Adler  Frankreichs 
untergeben  waren,  wurden  die  Zünfte  aufgelöst.  Preussen  ergriff 
von  allen  deutschen  Ländern  die  Initiative  zu  gründlicher  Reform 
der  Handwerker-Corporationen ,   gestattete  jedem  Preussen  die  freie 
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Wahl  des  Gewerbes  (1807)  und  beseitigte^rar««  die  grossartige 
Schöpfung  der  Stfidteördnung  das  alte  CorporationsweseD  vollends, 
nm,  im  strengsten  Gegensatz  zn  den  Zünften,  freie  Innungen  in's 
Leben  zu  rufen. 

Ganz  Deutschland,  wie  auch  die  übrigen  Länder,  soweit  sie 
nicht  schon  selbst  energische  Hassregeln  erlassen,  schlössen  sich 
diesem  Schritte  Preussens  an,  und  wenn  man  auch  nicht  sogleich 
volle  Gewerbefreiheit  gewährte,  so  machte  man  doch  mit  nur  ganz 
vereinzelten  Ausnahmen  mit  dem  verknöcherten  Zunftwesen  ein  Ende. 
Selbst  das  Wort  „Zunft^  wurde  vervehmt  und  erhielt  im  Volks- 
munde einen  sehr  missliebigen  Klang. 

Die  Regierungen  Hessen  den  guten  Kern  aber  wohlweislich  in 
zeitgemässer  Form  fortbestehen  und  gestatteten  ebensowohl  die  Bil- 
dung von  neuen  Corporationen,  welche  als  freie  Associationen  zur 
Förderung  der  gewerblichen  Interessen  beizutragen  und  dem  Gewerbe 
neben  der  Freiheit  auch  die  Ordnung  zu  wahren  hatten.  Es  wurde 
ihnen  zwar  im  Anfang  noch  das  Recht  zugestanden,  Nichtgewerbs* 
genossen  vom  Gewerbe  auszuschliessen,  allein  auch  diese  leise  Mah- 
nung an  die  alte  Zunft  musste  endlich  der  freisinnigen  Gesetzgebung 
der  neueren  Zeit  weichen. 

Von  jetzt  ab  beginnt  eine  neue  Aera  der  Entwiekelung  für  das   i>*« "«"« 
Wesen  der  gewerblichen  Interessenvertretung,   welche  in  ihrer  Gon- ^^ J'Jf^iici.^n 
tinuität  bis  zu  denjenigen  Gestaltungen  reicht,  welche  wir  noch  heute  intereüseD- 

,  VertretuDgeu. 

vor  uns  haben. 

Mit  der  fortschreitenden  Entwiekelung  des  modernen  Staates 
trat  für  die  Regierungen  die  direkte  Förderung  des  materiellen 
Wohls  der  Staatsbürger  dringender  und  gewichtiger  in  den  Vorder- 
grund. 

Die  immer  grössere  Ausdehnung  des  Verkehrs  und  des  Ge- 
werbes liess  dieselben  allmälig  das  lebhafte  Bedürfniss  empfinden, 
in  ihren  Massnahmen  durch  die  Sachkunde  und  das  Gutachten  der 
unmittelbar  betheiligten  Kreise  unterstützt  zu  werden. 

So  treten  denn  die  nunmehrigen  Corporationen  als  begutachtende 
Collegien  bei  der  Verwaltung  und  Gesetzgebung  des  Staates  mit 
grösserem  oder  geringerem  Einfluss  auf. 

Es  waren  zunächst  der  Form  nach  im  Grunde  die  alten  Ge- 
bilde, welche  in  die  Action  traten.  Wenn  nun  schon  diese  gewerbe- 
behördlichen Institute,  welche  trotz  ihrer  Reformation  im  Allgemeinen 
den  einseitigen  Charakter  der  alten  Zünfte  und  Gilden  nicht  ganz 
at^zu^treifen  vermochten,    sich  in  ihrer  consultativen  Thätigkeit  von 

2* 
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Nutzen  zu  machen  wnssten,  so  erreichten  sie  doch  erst  in  der  Bil- 
dung der  von  allen  früheren  Corporationen  grundverschiedenen  so- 
Handeis-  genannten  Handelskammern,  welche  den  eigentlichen  Vorwurf 
dieser  Arbeit  bilden,  eine  hervorragendere  Bedeutung. 

Von  Frankreich  ausgehend,  wo  sich  in  Marseille  die  erste 
H'andelsl^ammer  1650  frei  aus  dein  Handelsstande  herausbildete, 
und  50  Jahre  später  bereits  mehrere  solcher  Institute  Regierungs- 
seitig geschaffen  wurden,  verbreiteten  sich  die  Handelskammern  über 
die  meisten  der  andern  Länder,  und  werden  wir  deren  historische 
Entwickelung  im  Zusammenhang  mit  den  übrigen  staatlich  organi- 
sirten,  wie  der  sfreien  Interessenvertretungen  des  Handels  und  Ge- 
werbes und  den  mit  der  obersten  Staatsverwaltung  verbundenen 
Organisationen,  welche  speciell  der  Förderung  der  wirthscbaftlichen 
Interessen  des  Landes  gewidmet  sind,  nach  den  einzelnen  Ländern 
im  folgenden  Abschnitt  übersichtlich  schildern. 

Derlei  Handels-  und  Gewerbekammern  bestehen  in  Frankreich, 
Preussen,  Elsass,  Bayern,  Sachsen,  Württemberg, Hessen,  Braunschweig, 
Sachsen,  den  freien  Städten,  einzelnen  anderen  kleinen  deutschen 
Staaten,  Oesterreich-Ungarn,  Italien,  den  Niederlanden  und  Rumänien. 

In  Belgien  bestanden  die  Handels-  und  Gewerbekammern  bis  zum 
Jahre  1875,  wo  sie  durch  Gesetz  vom  1 1 .  Juni  1875  aufgehoben  wurden. 

Dagegen  besitzen  England,  die  Schweiz,  Baden,  Mecklenburg, 
Oldenburg,  Russland,  Portugal,  die  Türkei,  Griechenland,  Dänemark, 
Schweden  und  Norwegen  keine  Handels-  und  Gewerbekammern  im 
Sinne  ofBcieller  Corporationen.  (Ueber  die  bezüglichen  Verhältnisse 
in  Spanien  ist  es  uns  trotz  vielfacher  Bemühungen  nicht  gelungen, 
nähere  Eenntniss  zu  erhalten).  Doch  giebt  es  in  den  meisten  dieser 
Länder  Vereinigungen  der  Handel-  und  Gewerbetreibenden,  welche 
auf  dem  freien  Beitritt  der  Mitgliedev  beruhen  und  dieselben  allge- 
meinen Zwecke  verfolgen,  wie  die  organisirten  Handels-  und  Ge- 
werbekammern; so  die  Chambers  of  commerce  in  England,  die  ünions 
et  cbambres  Syndicales  in  Belgien,  die  Handelsassociationen  in  Por- 
tugal, die  Kaufmannschaft  des  Herzogthums  Sachsen-Altenburg,  Han- 
dels- und  Gewerbevereine  in  Oldenburg  etc.  etc. 

Neben  diesen  Corporationen,  sowohl  den  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern, als  auch  den  freien  Vereinen,  welche  wesentlich  die  Inter- 
Handeisrath.  essou  dos  Bozlrkcs  odor  Ortes  vertreten,  existiren  in  manchen  Ländern 
Organe  der  Staatsverwaltung,  welche  das  allgemeine  wirthschaft- 
liehe  Interesse  des  Landes  wahrzunehmen  haben.  Zu  solchen  gehört 
namentlich  der  Oberste  Handels-,  Ackerbau-  und  Gewerberath,    wie 
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solcher  seit  Jahrhunderten  in  Frankreich  besteht  und  von  da  seinen 
Weg  nach  Italien,  Belgien  nnd  nach  Rumänien  gefunden  hat. 

In  jenen  Ländern,   wo  ein  oberster  Handelsrath  als  begutach- 
tendes CoUegium  nicht  vorhanden  ist,  wie  in  England,  Deutschland,^*"*'*''**»^' 

licho 

Oesterreich,  Ungarn,  haben  Verbände  der  Eaufleute  aus  dem  ganzen  verbände. 
Reiche,  oder  Congresse  der  Handelskammern,  wie  z.  B.  der  deutsche 
Handelstag  und  der  Gentralverband  der  Deutschen  Industriellen,  die 
Associated  Chambers  of  commerce  von  England,  der  österreichische 
und  ungarische  Handelskammertag  die  wirthschaftlichen  Interessen 
vom  Standpunkt  des  gemeinsamen  Staatswohls  zu  vertreten  gesucht. 

B.    Besondere  GescUchte. 

L  Frankreich, 
a.  Die  officiellen  Institutionen. 

1.   Das  Ministerium   für  Ackerbau,    Handel  und    öffent- 
liche Arbeiten. 

Wiewohl   die   französische   Regierung   seit    frühen   Zeiten   den 

t 

Angelegenheiten  des  Handels  —  wie  wir  solches  bei  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  des  Obersten  Handelsraths  noch  besonders  sehen 
werden  —  eine  ausserordentlich  lebhafte  Fürsorge  zu  Theil  werden  Hess, 
ist  von  einem  eigentlichen  Handelsministerium  in  Frankreich  doch 
erst  im  18.  Jahrhundert  die  Rede,    üeberhaupt  datirt  die  Schaffung  ^*^*^»'^"ß  ^^^ 

*  -irYTT      Ministerien. 

von  Ministerien  dort  erst  aus  der  Regierungszeit  Ludwig  XIII., 
welcher  unter  dem  11.  März  1626  vier  verschiedene  Ressorts  der 
Staatsverwaltung  einführte:  die  Ministerien  des  königlichen  Hauses, 
der  auswärtigen  Angelegenheiten,  des  Innern,  des  Krieges  und  der 
Marine.  Die  Interessen  des  Handels  und  der  Gewerbe  waren  dabei 
dem  Ministerium  des  Innern  zugetheilt.  Ludwig  XIV.  behielt  diese 
Organisation  im  Allgemeinen  bei,  und  erst  jpach  seinem  Tode  erfuhr 
die  gesammte  oberste  Staatsverwaltung  eine  Reform,  nach  welcher 
die  Ministerien  durch  einen  Regentschaftsrath  von  70  Personen  er-  *^«8«"t- 
setzt  wurden,  welcher  sich  in  sieben  ünterabtheilungen  zergliederte, 
deren  eine  auch  speciell  dem  Handel  geviddmet  war.  Jedoch  schon 
im  Jahre  1718  wurden  auf  Vorstellungen  des  Parlaments  diese  Raths- 
collegien  wieder  aufgelöst  und  abermals  fünf  Ministerien  eingerichtet. 

Die  Handelsangelegenheiten   wurden   dabei    wiederum  dem  Mi-  ^cberwci- 

sang  der  Han- 

nisterium  des  Innern  überwiesen.  deisangeio- 

Dieses  Verhältniss  blieb  zunächst  unverändert,  trotz  der  bedeu-  «e°heiten  an 
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das  Ministe- |;qj^(}qq  UiDgestaltangen ,   welche    die  Administration  des  Staates   in 
"intern!"   Folgc  der  Revolution  von  1789  erlitt. 

Am  1.  April  1794  wnrden  die  Ministerien  wieder  aufgehoben 
und  durch  zwölf  Executiv-Gommissionen  ersetzt,  welche  sich  in  die 
verschiedenen  Angelegenheiten  der  Staatsverwaltung  theilten,  und 
dem  Wohlfahrtsausschusse  untergeordnet  waren.  Die  Verfassung  vom 
5.  Fruetidor  IV.  (21.  August  1795)  stellte  die  Ministerien  wieder 
her,  die  Handelsinteressen,  wie  früher,  dem  Ministerium  des  Innern 
unterstellend,  bis  der  Senatus  -  Consult  vom.  28«  Flor^al  VIL 
(18.  Mai  1804)  mit  der  Errichtung  des  Kaiserreichs  unter  der  er- 

Ministerium  ^eitertou  Zahl  der  Ministerien  auch  ein  besonderes  Ministerium  des 

des    Handels 

und  der  Fa- Handels  und  der  Fabriken  errichtete, 
briken.  Untcr  dcr  Restauration  wurde  das  Handelsministerium  als  sol- 

ches erst  wieder  aufgehoben,  im  Jahre  1828  bis  1829  wieder  her- 
gestellt und  blieb  dann  beseitigt,  bis  die  Juliregierung  1831  dasselbe 
neuerdings  ins  Leben  rief  und  ihm  1839   noch   ein   besonderes  Mi- 

Hinisterittm  jugterium  dor  öffentlichen  Arbeiten  zur  Seite  stellte. 

der   öffent- 
lichen Arbei-         Diese  Organisation  blieb  im  Allgemeinen  unverändert  bestehen, 

^^°'      bis   das   zweite   Kaiserreich    im   Artikel   13   der    Verfassung   vom 

22.  Januar    1852   als   9.  Section   des   Stäatsministeriums   das   Mi- 

Ministeriam  nistcrium  für  Ackorbau,  Handel  und  öffentliche  Arbeiten  errichtete, 

Hlnd'ei^  und  wolches  iu  sciuem  Charakter,  wie  in  seinen  Attributen  noch  gegen- 

öffentiiche  wärtlg,  uuter  der  neuen  Republik  von  1870,  ohne  erhebliche  Modifi- 

oationen  fortbesteht. 
Ressortver-  ß^g  Rossort  dloscs  Ministcriums  ist  in  Frankreich  von  den  be- 

züglichen der  anderen  Staaten  wohl  das  ausgedehnteste. 
Landwirth-  Bozüglich  dor  Landwirthschafb  untersteht  seiner  Fürsorge  die 

Abtheiinng.  VervoUkommnuug  der  Bodencultur  und  des  landwirthschaftlichen  Be- 
triebes, die  Verwaltung  der  landwirthschaftlichen  Lehranstalten  und 
der  Thierarzneischulen,    die  staatliche  Hülfe   in  Fällen  von  grossen 
schädlichen   Naturereignissen   und   Seuchen,   das  Gestütswesen  etc. 
Das  Handels-         Das  eigentliche  Handelsressort  umfasst  die  Angelegenheiten  der 
ressort.    jQ^ngtrieschulen,  der  Hülfs-  und  Pensionskassen,  des  Versicherungs- 
wesens, der  Actiengesellschaften,  der  Sanitätspolizei,  der  Maass-  und 
(jewichtsordnung,  der  Zolltarife,   der  gesammten  Commercialstatistik 
und  die  Fabrikengesetzgebung. 
Abtheilung  In  der  Abtheüung  für  öffentliche  Arbeiten  werden  die  Erhaltung 

^" Ar^euen.*"*  ^^^  Amelioratlou  der  Fluss-  und  Canalschiffiahrt ,  die  Controle  der 
Eisenbahnen,  der  Bau  der  Brücken,  öffentlichen  Strassen,  Hafen- 
anlagen und  Leuchtthürme  besorgt   Desgleichen  ßlUt  in  dieses  Res- 
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sort  die  Verleihang  und  Ueberwachung  der  Bergwerke,  die  Hütten- 
polizei  und  die  Aufsicht  über  die  Ausbeutung  der  Mineralquellen. 

Hehr  oder  minder,  wenn  auch  freilich  in  weniger  ausgebildeter 
Weise,  waren  die  gleichen  Aufgaben  in  früherer  Zeit  dem  damaligen 
Handelsministerium,  bezw.  dem  Ministerium  des  Innern  in  seinen 
entsprechenden  Abtheilungen  und  dem  Ministerium  für  die  öffentlichen 
Arbeiten  überwiesen. 

Dem  Ministerium  zur  Seite  stehen  19  Käthe,  Gomites  oder  Com-  ^^^«  <^<'» 

Ministeriums. 

missionen,  welche,  zum  grossen  Theil  aus  sachverständigen  Personen 
bestehend,  in  den  einzehien  Verwaltungszweigen  bei  entscheidenden 
Massnahmen  zur  Berathung  gezogen  werden. 

Diese  Käthe,  besonders  der  eigentliche  Handelsrath,  fungirten 
zum  Theil  auch  schon  zu  jenen  Zeiten,  als  ein  Handelsministerium 
nicht  bestand  oder  vorübergehend  aufgehoben  war,  und  ist  es  wohl 
wesentlich  dieser  praktischen  Einrichtung  zuzuschreiben,  wenn  selbst 
bei  den  grössten  Erschütterungen  im  Organismus  der  höchsten  Staats- 
verwaltung in  Frankreich  die  Interessen  des  Handels  und  der  Ge- 
werbe, soweit  sie  staatlicher  Fürsorge  unterstellt  sind  und  sein 
müssen,  nur  eine  secundäre  Benachtheiligung  erlitten  haben. 

Ausser  dem  eigentlichen  Handelsministerium  fällt  auch  dem  Mi-  «»»»Zerium 
nisterium  des  Auswärtigen  ein  Theil  derjenigen  Geschäfte  zu,  welche  wärtigen. 
mit  der  Sorge  für  den  Handel  und  die  Industrie  des  Landes  ver- 
knüpft sind.  So  hat  dasselbe  namentlich  mit  dem  Handels-  und 
Finanzministerium  und  mit  dem  Obersten  Handelsrath  gemeinschaft- 
lich die  auf  den  Abschluss  von  Handelsverträgen  gerichteten  Arbeiten 
und  Verhandlungen  und  die  Ausführung  dieser  Verträge  zu  besorgen 
und  ausserdem  die  Leitung  des  Consulatwesens.  Dasselbe  ist,  wie 
hier  hervorgehoben  werden  mag,  in  Frankreich  in  viel  ausgebildeterer 
Form,  als  in  Deutschland  entwickelt,  da  ersteres  nur  Berufsconsuln 
kennt,  welche  entweder  als  Consulareleven  speciell  vorbereitet  sind, 
oder  die  Bedingungen  der  höheren  diplomatischen  Garri^re  erfüllt 
haben.  Gonsulareleve  kann  nur  werden,  wer  einen  akademischen 
Grad  besitzt  und  ein  besonderes  Consulatsezamen  gemacht  hat. 

2.    Die  Handels-  und  Gewerbekammern. 
Die  Handelskammern,  welche  Mher  in  Frankreich  bestanden   Handois- 

kammeni. 

hatten  und   mit  dem  Decrete  vom  16.  September  1791  aufgehoben 
worden  waren,  wurden  in  neuer  Form  mit  Gonsulardecret  vom  3.  Ni- 
vöse   XI.'  (24.    December    1802)   (Bulletin   des   lois  No.  2225)   in  Einführung. 
Frankreich   und   den  damaligen  französischen  Ländern   wieder  ein- 
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geführt  und  dergleichen  Kammern  mit  demselben  Decrete  für  Lyon, 
Ronen,  Marseille,  Brüssel,  Antwerpen,  Nantes,  Dünkirchen,  Lille,  Mainz, 
Nimes,  Avignon,  Strassbnrg,  Tarin,  Montpellier,  Genf,  Bayonne, 
Toulouse,  Tours,  Garcassone,  Amiens  und  H&vre  eingerichtet.  Die* 
selben  bestanden  in  den  Städten  mit  mindestens  50  000  Seelen  aus 
15,  in  den  Städten  unter  50000  Einwohnern  aus  9  Eaufleuten  und 
dem  Präfecten  oder  dem  Bürgermeister  des  Eammerortes  als  Vor- 
sitzenden, und  wurden  die  Mitglieder,  welche  mindestens  zehn  Jahre 
Handel  betrieben  haben  mussten,  durch  40  bis  60  Notable  aus  den  Kauf- 
mannskreisen  mittelst  geheimer  Abstimmung  auf  drei  Jahre  gewählt. 
Die  Handelskammer  hatte  directen  Verkehr  mit  dem  Ministerium 
,/  des  Innern  und  erstattete  Vorschläge  und  Gutachten  zur  Beförderung 
des  Handels,  über  Mittel  zur  Beseitigung  der  Hindemisse  desselben 
und  überwachte  die  öffentlichen  Arbeiten,  welche  für  Handel  und 
Verkehr  bestimmt  waren,  sowie  die  Durchführung  der  Gesetze  über 
den  Schleichhandel.  Ihre  Ausgaben  wurden  vom  Minister  des  Innern 
genehmigt  und  theils  durch  Zuweisung  specieller  Einkünfte,  theils 
durch  Umlagen  gedeckt. 

Weitere  Decrete  vom  23.  September  1806,  vom  21.  December 
1815,  sowie  das  Gesetz  vom  23.  Juli  1820  bestimmten  die  Art  und 
Weise,  wie  die  Ausgaben  der  Handelskammer  bestritten  werden 
sollten.  Ausser  ihren  speciellen  Einkünften  hatten  die  Kammern 
das  Recht,  einen  Zuschlag  auf  die  Patenttaxe  und  zwar  auf  die 
Haupttaxe   und   die  Zuschläge,  sanmit   einer   weiteren  Umlage  von 

Y  5  Gentimes  auf  alle  Patentirten  der  I.  und  II.  Classe  und  alle 
Wahlberechtigten,  welche  eine  höhere  oder  gleiche  Steuer  zahlten, 
des  ganzen  Departements  oder  des  Eammerbezirkes  zu  erheben. 

Gewerbe-  Nobon  diescu  Handelskammern  wurden  in  Frankreich  mit  dem 

ammcra.   Q^^^^^^  ^^^  ^2.  Germiual  XI.  (12.  April  1803)    (Bulletin  des  lois 

No.  2677  über  die  Manufactures,  fabriques  et  ateliers  Titel  I.,  IL,  III.) 

die  Errichtung  von  Gewerbekammern,  (chambre^ consultatives  des 

V  arts  et  metiers)  angeordnet  und  mit  dem  Decrete  vom  10.  Thermi- 
dor  XL  (29.  Juli  1803)  (Bulletin  des  lois  No.  3016)  deren  Organi- 
sation durchgeführt.  Nach  dieseni  Decrete  sollten  überall,  wo  die 
Ausdehnung  der  Gewerbe  es  nothwendig  macht,  Gewerbekammern 
errichtet  werden.  Dieselben  sollten  6  Mitglieder  unter  Vorsitz  des 
Bürgermeisters  zählen,  die  nur  aus  jenen  Personen  genommen 
werden  durften,  welche  mindestens  5  Jahre  eine  Manufactur,  eine 
Fabrik  oder  ein  Gewerbe  selbstständig  oder  als  Director  betrie- 
ben   hatten.      Der    Wirkungskreis    der   Gewerbekammern    bestand 
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• 

wesentlich  darin,    die  Bedarfnisse   der  Gewerbe  darzulegen  und  die 
Mittel  der  Verbesserung  vorzuschlagen« 

Mit  dem  Decret  vom  12.  Germinal  XII.  (2.  April  1804)  wurden 
über  100  solcher  chambres  consultatives  in  dem  ganzen  damaligen  Terri- 
torium Frankreichs  errichtet  und  im  Decret  von  1815  (6  Serie  284), 
anlftsslich  der  Errichtung  von  Gewerbekammern  in  Marseille,  Ronen 
und  Amiens  ausdrücklich  ausgesprochen,  dass  diese  Kammern  nur  Ge- 
werbekammern seien  und  in  den  Wirkungskreis  der  Handelskammern, 
deren  Mitglieder  nur  aus  Eaufleuten,  Banquiers  und  Gapitänen  be- 
stehen, nicht  einzugreifen  hätten.  Im  Laufe  der  Jahre  wurden  viele 
dieser  Gewerbekammern  aufgehoben  und  durch  Handelskammern  er- 
setzt und  hierbei  der  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  in  Bezirken,  wo 
es  wohl  Handelskammern,  aber  keine  Gewerbekammern  giebt,  erstere 
die  Interessen  der  letzteren  wahrzunehmen  hätten. 

Mit  Decret   vom    16.  Mai  1872  (Bull,   des  lois,  4256)    wurde     »««'■ 
eine   umfassende  Reorganisation   sowohl   der  Handels-   als   der  Ge- 
werbekammem  vorgenommen.    Die  Wahlberechtigung   wurde   dahin 
erweitert,  dass   als  Wahlberechtigte  1.  die  Mitglieder  des  Handels- 
gerichtes, 2.  der  Handels-  und  der  Gewerbekammer,  3.  des  Gewerbe- 
gerichtes  und   4.   20  bis   24  Notable,    die    theil weise    von    Han- 
delsgerichten, theilweise  von  der  Handels-  oder  Gewerbekammer,  in 
Ermangelung  solcher  Körperschaften  am  Kammerorte  vom  Gewerbe^ 
gerichte,  schliesslich  vom  Gemeinderathe  berufen  wurden.   Die  Zahl 
der   Mitglieder   für   die   Gewerbekammem   wurde   auf  6,  jene   der 
Handelskammern  auf  9  bis  15  festgestellt,  und  den  letzteren  auf  Ver- 
langen der  Kaufleute  ein  weiteres  Mitglied  für  jedes  Arrondissement 
des  Kammerbezirkes   gewährt.     Wählbar   ist  jeder  Kaufmann   oder 
Industrielle,  welcher  mindestens  5  Jahre  persönlich  Handel  oder  In- 
dustrie  betrieben  hat.    Auch   gewesene  Kaufleute   und  Industrielle 
dürfen  gewählt  werden,  doch  darf  die  Zahl  solcher  nicht  den  dritten 
Theil  der  Handels-  oder  der  Gewerbekammer- Mitglieder  überschreiten. 
Der  allgemeine  Wirkungskreis  für  die  Handels-  und  Gewerbekammern  wirknng». 
ist  der  gleiche:  der  Regierung  Auskunft  über  industrielle  und  com-     *"''*'* 
mercielle  Thatsachen  und  Interessen  zu  geben,  über  den  Zustand  des 
Handels  und  der  Industrie  zu  berichten,  Vorschläge  zur  Förderung 
derselben  zu  machen  und  Gutachten  über  Verbesserung  in  der  Zoll- 
und  Handels-Gesetzgebung  abzugeben.    Die   Handelskammern   ins- 
besondere haben  Gutachten  über  die  Handels-Gesetzgebung,  über  die 
Errichtung  und  Organisirung  von  Handelskammern  und  Börsen,  die 
Anstellung  von  Maklern  und  Sensalen,  Gutachten  über  die  Tarife  der 
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Makler  und  Sensale,  sowie  über  sonstige  commercielle  Einrichtongen 
abzugeben,  Vorschläge  zu  machen  über  Errichtung  von  Handelsgerichten, 
Locaibanken,  locale  Öffentliche  Bauten  etc.  Sie  haben  überdies  die 
Börse,  die  Berganstalten,  die  Entrepots  etc.  zu  administriren  und 
öffentliche  Vorträge  fiber  commercielle  und  industrielle  Angelegen- 
heiten zu  veranlassen.  Die  Abgaben  werden  nach  dem  Gesetze  vom 
Jahre  1806  und  1820  gedeckt. 

Durch  Gesetz  vom  14.  Juli  1838  wurde  ein  weiterer  Zuschlag 
von  3  Centimes  per  Franken  als  Erhebungskosten  der  Handelskam- 
merbeiträge bewilligt  und  mit  Gesetz  vom  25.  April  1 844,  —  welches 
durch  die  Decrete  vom  18.  Mai  1850,  4.  Juni  1858,  16.  Juli  1860 
und  13.  Mai  1863  ergänzt  wurde  —  im  Art.  33  die  Zuschläge  für 
die  Ausgaben  der  Handelskammern  und  Börsen  auf  die  Patentirten 
der  drei  ersten  Klassen  und  die  andern  Wahlberechtigten,  welche 
die  gleiche  oder  höhere  fixe  Steuer  bezahlen,  gelegt. 

Mit  Decret  vom  19.  Mai  1848  (Bull,  des  lois  No.  660)  wurden 
die  bisherigen  Beschränkungen  der  Wahlberechtigung  aufgehoben  und 
alle  Patentirten,  welche  mindestens  ein  Jahr  in  der  Patentrolle  ein- 
getragen sind,  als  wahlberechtigt  erklärt,  mit  Ausnahme  (Art.  7) 
nicht  rehabilitirter  Bankerotteure,  sowie  von  Eaufleuten,  die  wegen 
eines  Vergehens  wider  die  Sittlichkeit  oder  aus  Gewinnsucht  began- 
gen, verurtheilt  worden  sind. 
Leute  Olga-  Endlich  wurde  mit  Gesetz  vom  3.  September  1851  die  gegen- 
wärtige Organisation  der  Handelskammern  festgestellt.  Nur  die  Vor- 
nahme der  Wahl  und  die  Wahlberechtigimg  erfuhren  durch  das 
Decret  vom  30.  August  1852  und  21.  December  1871  weitere 
Modificationen.  Diese  drei  Gesetze  sind  im  folgenden  Abschnitt  voll- 
inhaltlich mitgetheüt. 

3.  Die  Landwirthschaftskammern,  chambres  consultatives 

d^Agriculture. 
Landwirth-  Die  Errichtuug  besonderer,  staatlich  anerkannter  Vertretungs- 

kammeni.  körpcr  ist  vou  dor  französischen  Landwirthschaft  lange  vergeblich 
reclamirt  worden.  Gegenwärtig  bestehen  solche  indessen  auf  Grund 
eines  Decretes  vom  25.  März  1852.  Schon  vor  Erlass  desselben 
war  in  einem  Gesetze  vom  20.  März  1851  die  Organisation  dieser 
Kammern  vorgesehen  und  geregelt  worden,  die  Ausfuhrung  desselben 
stiess  indessen  auf  solche  Schwierigkeiten  mit  Rficksicht  auf  die 
Mitgliederwahl  sowie  auf  die  Selbstständigkeit  der  freien  landwirth- 
schaftlichen  Vereine    (soci^tös  d'agriculture  und  comices  agricoles), 
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dasB  es  durch  das  erwähnte  Decret  schleunigst   abgeändert   werden 
mnsste. 

Es  giebt  eine  Landwirthschaftskammer  in  jedem  Arondissement,  organisaiion. 
und  besteht  dieselbe  aus  so  viel  Hitgliedern,  als  das  Arondissement 
Gantone  hat,  jedoch  darf  die  Zahl  nicht  unter  6  sein.  Die  Mitglieder 
werden  vom  Präfecten  aus  dem  Kreise  der  notabeln  Landwirthe  und 
Grundbesitzer  des  Gantons  ernannt  und  versammeln  sich  jährlich 
einmal  regelmässig  unter  dem  Vorsitze  des  Präfecten  oder  Dnter- 
präfecten.  Einen  Vicepräsidenten  erwählen  die  Mitglieder  aus  ihrer 
Mitte,  während  der  Secretair  wiederum  vom  Präfecten  oder  Unter- 
präfecten^  ernannt  wird.  Die  Sitzungen  dauern  längstens  2  bis  3  Tage, 
und  haben  die  Generalinspectoren  des  Ackerbaues  dazu  jederzeit 
Zutritt,  sowie  seitens  des  Präfecten  auch  ändere  Regierungsbeamte 
zugezogen  werden  können,  sofern  er  solches  nützlich  erachtet.  Das  wirkungs- 
Gebiet  der  ßerathungen  der  Landwirthschaftskammern  umfasst  die 
ganze  Materie  der  auf  die  Land wirthschaft  bezüglichen  Gesetzgebung; 
femer  berathen  dieselben  über  die  seitens  der  Departements  und  der 
Gemeinden  ergehenden  Besteuerungsanträge,  soweit  sie  die  Taxen 
der  indirecten  Steuern  und  des  Octroi  betreffen,  die  Goncessions- 
antrage  betreffend  die  Ausführung  von  Fabriken,  Mühlen,  Bewässe- 
rungsanlagen etc.,  die  Märkte,  die  Errichtung  landwirthschaftlicher 
Schulen  und  Musterwirthschaften  etc.  Die  Befragung  der  Kammern 
über  die  erwähnten  Fragen  ist  übrigens  nicht  obligatorisch.  Das  von 
ihnen  aufgestellte  Budget  unterliegt  der  Genehmigung  des  Präfecten, 
welcher  dasselbe  alsdann  dem  Generalrathe  des  Departements  zur 
Anweisung  der  erforderlichen  Mittel  übergiebt. 

Eine  besondere  Bestimmung  des  Decretes  verleiht  den  Kammern 
den  Charakter  einer  Institution  zum  allgemeinen  Nutzen  und  be- 
willigt ihnen  als  solchen  das  Recht  einer  juristischen  Person. 

4.  Oberster  Rath  des  Handels,   des  Ackerbaues  und  der 

Industrie. 
Bei  der  grossen  Beachtung,    welche   dieses  Organ   in    neuester  ^bewter  Rath 
Zeit  in  Deutschland  gefunden  und  Angesichts  der  allseitigen  Anstren-  Zs  a^lL  ' 
gungen  der  betheiligten  Kreise,  eine  diesem  Gonseil  analoge  Institution,  *»*"««  *»»****«' 
einen  volkswirthschaftlichen  Senat,  für  das  Reich  herbeizuführen,  wird 
es  wohl  keiner  Rechtfertigung  bedürfen,   wenn  der  historischen  Ent- 
wicklung des  genannten  französischen  GoUegiums    nachfolgend   eine 
in  das  Detail  gehende  erschöpfende  Schilderung  gewidmet  ist.    Die- 
selbe erscheint  um  so  mehr  von  Interesse,  als  sie  namentlich  einen 
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greifbaren  Beweis  liefert  für  das  Verständniss,  mit  welchem  in  unse- 
rem Nachbarlande  seit  Hunderten  von  Jahren  Handel  und  Gewerbe 
gepflegt  wurden,  indem  man  ein  Organ  schuf,  das,  geleitet  von  den 
höchsten  Spitzen  der  Staatsverwaltung,  die  Summe  der  gewerblichen 
und  finanziellen  Bedfirfnisse  des  Landes,  der  theoretischen  und  prao- 
tischen  Deberwachnng  und  Förderung  der  bedeutendsten  Gruppen 
der  Volks wirthschaft  und  der  sorgsamen  Pflege  der  Solidarität  und 
Gonünuität  derselben  darstellte,  und  vom  Vertrauen  der  Regierung 
sowohl,  wie  von  dem  Ansehen  im  Volke  getragen  wurde. 
Errichtung  j)}^  ^^sto  lustitution  eines  Handels-Eaths  ist  auf  die  Regierungs- 

zeit Heinrich  IV.  (gegen  1607)  zurückzuführen.  Dieser  erste  Rath 
war  zusammengesetzt  aus  Mitgliedern  des  Parlaments,  sowie  ans 
höheren  Beamten  der  Rechnungs-Eammer  und  des  Accis-Amtes. 

Unter  Ludwig  XIII.  wurde  ein  neuer  Handels*Rath,  zusammenge- 
setzt aus  4  Staatsr&then  und  3  Requ§tenmeistern,  creirt,  dessen  Chef 
Cardinal  Richelieu  wurde.  Als  Premierminister  war  er  gleichzeitig 
Grossmeister  des  Handels  und  General-Oberintendant  der  SchiffMrt 
(an  Stelle  der  aufgehobenen  Würde  eines  Gross-Admirals,  October 
1626).  Der  Cardinal  vereinigte  somit  unter  seiner  DirecÜon  mit 
dem  von  seiner  Würde  abhängigen  Seehandel  die  Geschäfte  des 
Binnenhandels  und  der  Manufacturen,  welche  von  den  Departements 
der  in  den  Monaten  Januar  und  Mai  1594  creirten  General-Finanz- 
Controleure  ressortirten. 

Der  Rath  hörte  mit  dem  Tode  Ludwigs  XIII.  auf  als  solcher 
zu  functioniren.  Indess  verblieben  noch  einige  Spuren  dieser  Insti- 
tution in  dem  „Rathe  des  Königs^.  An  mehreren  Verfugungen  dieses 
Rathes  (namentlich  an  denjenigen  vom  19.  April,  21.  Juli  1670, 
15.  März  1671  und  26.  Mai  1672,  betr.  Jurisdiction  der  Manu- 
facturen —  vom  24.  September  1670  und  5.Tebruar  1671,  betr.  Be- 
rechtigung zu  Tuch -Manufactur  und  Handel)  nahm  Ludwig  XIV. 
persönlich  Antheil,  wie  er  überhaupt  lange  Zeit  die  grossen  Handels- 
Operationen  persönlich  leitete, 
wieder-  jfach  wiederorlaugtem   Frieden   errichtete   eine   Verfügung   des 

i7oa"^  Rathes  vom  29.  Juni  1700  abermals  einen  speciellen  Handels-Rath, 
in  welchen  der  König  3  seiner  Minister  und  eine  Anzahl  Deputirte 
der  Städte  und  des  handeltreibenden  Publikums  berief.  Die  betreffende 
Verfügung  enthielt  nachfolgende  Bestimmungen: 

„Der  König  in  Seinem  Rathe  hat  angeordnet  und  befiehlt,  dass 
künftig  wenigstens  ein  Mal  in  jeder  Woche  ein  Handels-Rath  abge- 
halten werde;  Mitglieder  desselben  sind:  Herr  von  Aguesseau,  ordent- 
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lieber  Staatsrath  nnd  Rath  im  Königlichen  Finanzrathe ,  Herr  Cha- 
millart,  Rath  im  genannten  Königlichen  Rathe,  Herr  Gontte  de  Pont- 
chartrain,  Rath  des  Königs  in  allen  seinen  Räthen,  Staats-  nnd  Gabinets- 
secretair  Sr.  Majestät,  Herr  Amelot,  Staatsratb  nnd  die  Herren  d^Her- 
mothon  nnd  Bang  d'AngeviUiers,  Räthe  Sr.  Majest&t,  ordentliche  Re- 
qnetenmeister  Seines  Hotels ;  ausserdem  12  der  ersten  Kanflente  und 
Händler  des  Königreichs,  aber  solche,  welche  den  Handel  seit  langer 
Zeit  betreiben.    Unter  dieser  Zahl  von  12  Kanflenten  mfissen  immer 
zwei  aus  der  Stadt  Paris  sein,  die  zehn  anderen  aus   den  Städten 
Ronen,  Bordeaux,  Lyon,  Marseille,  La  Rochette,  Nantes,  Saint  Malo, 
Lille,  Bayonne  und  Dunkerque.    Dieser  Handels  rath  disputirt  und  prüft 
alle  eingereichten  Propositionen  und  Memorias  nach  Inhalt  und  Trag- 
weite über  Angelegenheiten  des  Handels  sowohl  zu  Wasser  als   zu 
Lande,  innerhalb  und  ausserhalb  des  Königreichs,  und  der  Manufac- 
turen  und  Fabriken,  damit  Seine  Majestät  nach  dem  Bericht,  welcher 
Ihr  über  die  in  dem  genannten  Rathe  gefassten  Beschlüsse  erstattet 
werden  wird,  das  Nötbige  befinden  kann.     Seine  Majestät  will,  dass 
die  Wahl   und  Ernennung  der  genannten  Kaufleute,  welche  in  den 
erwähnten  Handelsrath  eintreten  sollen,  frei  und  ohne  Beeinflussung 
durch  die  Corporation  der  Kaufleute   in  jeder  der  genannten  Städte 
geschehe.    Diejenigen,  welche  in  den  genannten  Handelsrath  gewählt 
werden,  mfissen  Leute  von  anerkannter  Rechtschaifenheit,  Gapacität 
und  Handelserfahruog  sein.    Zu  diesem  Behufe  haben  sich  die  kauf- 
männischen Corporationen   der   oben   bezeichneten  Städte   im    kom- 
menden Juli  in  den  Rathhäusern  der  genannten  Städte  zu  versammeln 
um  zu  der  erwähnten  Wahl   zu  schreiten,    so   dass    die   gewählten 
und  ernannten  Kaufleute  sich  einrichten  können,  in  Paris   am   Hofe 
Ende  September  einzutreffen  und  ihre  Functionen  am  1.  October  er 
anzutreten.     Die  Ernennung  geschieht  nur   für  ein  Jahr  und  wird 
von  Jahr  zu  Jahr   in  der   oben  bezeichneten   Weise    erneuert;    eine 
Wiederwahl  der  Personen  ist  gestattet.    Seine  Majestät  befiehlt,  dass 
durch  den  Herrn  General-Gontroleur  der  Finanzen  zwei  Functionäre 
auf  den  Domainen  Seiner  Majestät  ernannt  werden,    um  in  den  ge- 
nannten Rath  berufen    zu   werden,   wenn   die    Verhältnisse   dies  er- 
fordern. •* 

Während  der  Regentschaft  verofdnete  nach  Einrichtung  der  sechs 
besonderen  Räthe  (ausser  dem  Regentschaftsrath),  eine  Declaration 
im  Namen  des  Königs  vom  14.  Dezember  1715: 

„Dass  ungesäumt  ein  siebenter,  besonderer  sogenannter  Handels- 
rath eingerichtet  werde,  in  welchem   alles    auf  Import    und  Export 
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uad  auf  die  Mannfacttiren  des  Königreichs  Bezügliche  bebandelt 
werden  solle,  in  welchem  alle  bezüglich  dieser  Materie  eingebrachten 
Propositionen,  Petitionen  und  Memorias  dispntirt  und  geprüft  werden 
sollen,  ebenso  wie  die  Streitigkeiten,  welche  bezüglich  des  Handels 
zu  Wasser  und  zu  Lande,  sowie  bezüglich  der  Fabriken  und  Manu- 
facturen  entstehen  könnten.^ 

Der  Präsident  dieses  Rathes  sollte  berathende  Stimme  im  Re- 
gentschaftsrathe  bezüglich  der  den  genannten  Kath  betreffenden 
Angelegenheiten  haben  und  über  die  getroffenen  Entscheidungen  Be- 
richt erstatten.  Auch  konnten  im  Bedürfnissfall  andere  Mitglieder 
'  des  Handelsrathes  mit  berathender  Stimme  in  den  Regentschaftsrath 
berufen  werden. 

Eine  Ordonnanz  vom  4.  Januar  1716  regelte  den  Geschäftsgang 
des  Handelsrathes  näher  dahin,  dass  die  eingehenden  Sachen  unter 
die  Deputirten  der  Städte  zur  Vorprüfung  vertheilt  werden  sollten. 
Der  Rath  setzte  sich  damals  zusammen  aus  dem  Marschall  Herzog 
von  Villeroy,  Chef  des  Finanzrathes ,  dem  Herzog  von  Noailles, 
Präsidenten  des  Finanzrathes,  dem  Marschall  von  Estr^es,  Präsi- 
denten des  Marinerathes,  aus  5  Staatsräthen  und  3  Reqnetenmeistern. 
Die  aus  den  Provinzen  und  Handelsstädten  deputirten  Eaufleute 
hatten,  wie  früher,  Zutritt  und  Sitz  in  dem  gedachten  Rathe. 

Die  Berathungsgegenstände  wurden  vor  den  Sitzungen  den  De- 
putirten  mitgetheilt,  welche  sich  wenigstens  2  Mal  in  der  Woche  ver- 
sammelten, um  nach  genauer  Prüfung  ihre  Meinung  über  dieselben 
kund  zu  geben;  ihr  Gutachten  wurde  dann  dem  Plenum  des  Rathes 
unterbreitet,  welches  durch  Stimmenmehrheit  entschied. 

Dieser  Geschäftsgang  war  zu  weitläufig,  und  wurde  deshalb 
durch  Staatsrathsbeschluss  vom  22.  Juni  1722  erklärt,  dass  es  zweck- 
mässiger sei,  für  die  Erledigung  der  Geschäftsangelegenheiten  die- 
selbe Form  wieder  anzunehmen,  welche  durch  die  Verfügung  von 
1700  festgestellt  war. 
Bureau  d»  Xü  Stcllc  dcs  Gouseü  wurde  dementsprechend  ein  „Bureau  du 

commerce**  gebildet,  welches  aus  8  Staatsbeamten  und  zwar  dem 
Gontroleur  gen^ral  des  finances  (Finanzminister),  einem  obersten 
Marinerath,  dem  Polizeipräsidenten  von  Paris  und  aus  5  mit  dem 
Handelswesen  besonders  vertrauten  Räthen  des  „Gonseil  du  roi"  be- 
stand, zu  welchem  die  Deputirten  der  früher  genannten  Haupthan- 
delsplätze und  die  Generalpächter  hinzutraten.  Die  Obliegenheiten 
dieses  Bureaus  waren  dieselben,  wie  die  des  aufgehobenen  Rathes. 
conseiiroyai         j^  Jahrc  1730  wurdc  ein  besonderer  Conseil  royal  du  commerce 

du  coinaierce, .  •' 
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angeordnet,  welcher,  während  das  boreau  da  commerce  alle  ein- 
gehenden einfacheren  Sachen  ans  den  Gebieten  des  Land-  und 
Seehandels  und  der  Industrie  zu  erledigen  hatte,  die  besonders  wich- 
tigen und  grundlegenden  Fragen  der  Handels-  und  Fabrikgesetz-* 
gebung  unter  dem  directen  Vorsitze  des  Herzogs  von  Orleans  mit  7 
der  höchsten  Staatschargen  (Cardinal  Fleury,  dem  Gross  -  Siegel- 
bewahrer, dem  Marschall  Villars,  dem  Staatssecretair  der  Marine, 
dem  Herrn  von  Angervilliers ,  dem  Finanzminister  und  den  Prä- 
sidenten des  bureau  du  commerce)  in  regelmässigen  von  14  zu 
14  Tagen  stattfindenden  Sitzungen  behandelte  und  entschied. 

,  Die  Wirksamkeit  des  Conseil  und  des  Bureau  du  commerce  bat 
den  Voraussetzungen  der  Organisations-Decrete,  wie  es  scheint,  nicht 
entsprochen.  Eine  königliche  Verordnung  vom  5.  Juli  1787,  aus  dem 
bereits  schwül  gewordenen  Jahre,  in  welchem  das  StaatsschiiF  in 
Folge  der  langjährigen  auch  finanz-politischen  Misswirthschaft  bereits 
sehr  bedenklich  schwankte,  in  welchem  man  sich  überall  nach  ret- 
tenden Thaten  vergebens  umsah,  vereinigte  die  beiden  Königlichen 
Räthe  der  Finanzen  und  des  Handels  zu  einem  einzigen  Rathe  unter 
dem  Namen  „Königlicher  Rath  der  Finanzen  und  des  Han-^on^eiiroyai 
dels*.  Man  glaubte  die  Ursache  der  Missstände  in  der  unrichtigen  et  du"*"  ** 
Vertheilung  der  Geschäfte,  in  der  Unklarheit  der  Gompetenzen,  in  "'^r<'<'- 
der  Unregelmässigkeit  der  Sitzungen  erkennen  zu  können  und  moti- 
virte  diese  Vereinigung  dahin,  „dass  der  Rath  der  Finanzen  und  der 
des  Handels,  sowie  sie  zur  Zeit  constituirt  waren,  den  Zweck  nicht 
erfüllen  konnten,  welchen  der  König,  wie  er  den  Notabein  des  König- 
reichs angekündigt  hatte,  zu  verfolgen  beabsichtigte,  um  die  gute 
Ordnung  in  allen  Theilen  der  Verwaltung  zu  sichern  und  aufrecht 
zu  erhalten.^ 

Der  neue  Rath  war  zusammengesetzt  aas  dem  Kanzler  oder 
Grosssiegelbewahrer,  den  Chefs  des  Königlichen  Rathes  der  Finanzen 
und  des  Handels,  den  Staatsministern,  dem  Finanzcontroleur,  zwei 
Staatsräthen  und  dem  Staatssecretair  im  Marine-Departement. 

Der  Chef  des  Königlichen  Rathes  der  Finanzen  und  des  Handels 
musste  mindestens  vierzehn  Tage  eine  Comitesitzung  abhalten,  zu  der 
hinzuzuziehen  waren  ausser  dem  General-Controleur  der  Finanzen,  den 
beiden  Staatsräthen  und  den  sonst  nöthigen  Persönlichkeiten  sowohl 
nach  Bedarf  andere  Mitglieder  des  genannten  Rathes,  als  auch  Mit- 
glieder der  Verwaltung  der  Finanzen  und  des  Handels  überhaupt 
In  diesen  Gomit^sitzungen  wurden  die  dem  Plenum  vorzulegenden 
Materien  vorbereitet. 


com- 
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ReorgMis»-  Das  Handelsbüreau,    welches  neben  dem  Königlichen  Rath  der 

tm  du  com-  Finanzen  and  des  Handels  bestehen  blieb,  wurde  gleichfalls  durch  ein 
merc^     Beglemcut  vom  2.  Februar  1788  reorganisirt. 

Der  erste  Hinister,  der  Chef  des  Königlichen  Raths  der  Finan- 
zen und  des  Handels,  die  Staatssecretaire  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten und  der  Marine,  der  General- Controleur  der  Finanzen  und  die 
zwei  Staatsräthe  im  Königlichen  Rathe  der  Finanzen  und  des  Han- 
dels mussten  stets  Mitglieder  des  Handelsbüreaus  sein.  Dieses 
Bureau  war  ausserdem  zusammengesetzt  aus  vier,  gemäss  den  Be- 
schlüssen des  Rathes  vom  König  ernannten  Staatsräthen,  dem  Re- 
quetenmeister  und  Intendanten  des  Innern  Handels,  dem  Requ^ten- 
meister  und  Intendanten  des  Seehandels,  den  beiden  beigeordneten 
Requetenmeistern  und  dem  Secretair.  Der  General-Polizei-Lieutenant 
der  Stadt  Paris,  der  Intendant  der  Generalität  von  Paris  und  die- 
jenigen der  anderen  Generalitäten,  sofern  sie  sich  in  Paris  befanden, 
mussten  in  dieses  Bfireau  eingeladen  werden,  um  ihre  Stimme  über 
die  ihre  Verwaltung  betreifenden  Angelegenheiten  abzugeben. 

Die  General -Inspectoren  des  auswärtigen  wie  des  einheimischen 
Handels  und  der  Manufacturen,  sowie  die  Deputirten  der  Handels- 
städte des  Königreichs  und  der  Golonien  wohnten  dagegen  den  Sitzun- 
gen des  Bureaus  mit  nur  berathender  Stimme  bei.  Zwei  General- 
Pächter  und  zwei  General -Verwalter  der  Gerechtsame  des  Königs 
wurden  erforderlichen  Falles  zum  Bureau  berufen. 

Die  Verhandlungen  des  Bureaus  waren  nur  berathender  Natur,  und 
das  Reglement  reservirte  dem  Königlichen  Rathe  der  Finanzen  und 
des  Handels  die  Prüfung  der  wichtigsten  Materien,  „im  Allgemeinen 
aller  grossen  Verwaltungs-Dispositionen,  welche  geeignet  wären,  den 
Handel  zu  befestigen.^ 

Ausser  andern  Obliegenheiten,  die  einzeln  aufzuführen  wir  unter- 
lassen, war  das  Bureau  besonders  befagt,  die  Reglements  vorzu- 
schlagen, welche  ihm  für  die  Hebung  der  Manufacturen  und  des  Han- 
dels angemessen  erscheinen  sollten.  Die  6  Räthe  und  die  4  Requ§- 
tenmeister  mussten  jede  Woche  mit  den  General-Inspectoren  und 
den  Deputirten  eine  Sitzung  halten.  Alle  drei  Monate  musste  das 
Bureau  im  Plenum  zusammentreten,  doch  sollten  die  General-Inspectoren 
und  die  Deputirten  dieser  Sitzung  nur  auf  besondere  Einladung  bei- 
wohnen. Die  Referenten  erstatteten  in  den  Plenarsitzungen  Bericht 
über  Alles,  was  in  den  gewöhnlichen  Sitzungen  beschlossen  worden 
war,  und  hatten  das  vorzutragen,  was  in  den  folgenden  Sitzungen  zum 
Nutzen  des  Handels  vorgeschlagen  werden  könnte. 
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£s  ist  interessant,  die  Einleitung  dieses  Reglements  kennen  za 
lernen,  welche,  indem  sie  einen  Rückblick  auf  die  Vergangenheit 
wirft,  die  Ursachen  der  Wirkungslosigkeit  vieler  früher  gemachten 
Anstrengungen  beleuchtet. 

„Der  König,  (so  heisst  es  daselbst)  hat  zunächst  die  verschiede- 
nen Einrichtungen  des  Handels-Raths  und  des  Bureaus,  sowie  sie  seit 
Anfang  des  Jahrhunderts  geschaffen  worden  sind,  prüfen  wollen  und 
wollte  er  zumal  die  Natur  der  denselben  vorgelegten  Angelegenheiten 
und  ihre  Behandlungsweise  untersuchen,  um  die  Gründe,  welche  stets 
die  successive  zur  Hebung  des  Handels  versuchten  Aufwände  unnütz 
maehten,  kennen  zu  lernen.  Seine  Majestät  hat  erkannt,  dass  die 
Wirkungslosigkeit  aller  Versuche  daher  rührt,  dass  die  Angelegen- 
heiten, welche  in  diesen  Räthen  und  Bureaus  behandelt  werden 
sollten,  nicht  genau  genug  in  ihrer  Art  begrenzt  waren,  dass  die 
Anzahl  der  Gommissare,  welche  Sitz  und  Stimme  hatten,  selbst  zu 
Zeiten,  wo  die  Geschäfte  am  schlechtesten  verwaltet  wurden,  immer 
mehr  angewachsen  war  und  dass  die  verschiedenen,  auf  den  Handel 
bezüglichen  Departements  zwischen  diesen  Commissaren  schlecht  ver- 
theilt  waren.  Dadurch  war  in  diesen  Departements  eine  grosse 
Verwirrung  eingerissen  und  wurden  die  Versammlungen  des  Bu- 
reaus und  des  Königlichen  Rathes  unregelmässig  abgehalten.  End- 
lich sei  ersichtlich,  dass  sowohl  die  allgemeine  Geschäftsangelegen- 
heiten, als  auch  sogar  die  Entscheidungen  der  bezüglichen  Streit- 
sachen in  verschiedenen  Departements  nach  den  besonderen  Anschauun- 
gen jedes  dieser  Departements,  ohne  jede  allgemeine  Objectivität, 
ohne  jedes  Interesse  für  das  gemeinsame  Wohl  des  Handels  erfolgten. 
Seine  Majestät,  erwägend,  dass  die  Handelsinteressen  nur  durch 
fortgesetzte  Achtsamkeit  auf  die  Handelsprincipien,  durch  unaus- 
gesetzte Sorge  für  die  Förderung,  Entwickelung  und  Erhaltung  des 
Ganzen  gewahrt  werden  können,  hat  alle  nöthigen  Massnahmen 
getroffen,  um  das  erstrebte  Ziel  mit  den  richtigen  Mitteln  zu  er- 
reichen  ** 

Den  Gardin alfehler  hatte  das  Memoire  anzuführen  vergessen. 
Das  leichtlebige  Regime  der  herrschenden  zwei  Stände  hatte  einer- 
seits das  Pflichtgefühl  auch  in  der  Staatsverwaltung  abhanden  komnyen 
lassen,  und  konnten  andererseits  die  Sachverständigen  aus  den 
Kreisen  des  Handels  und  der  Gewerbe  mit  ihren  nur  berathenden 
Stimmen  gögen  die  leitenden  Kreise  nicht  durchdringen. 

Die  neuen  Institutionen  fanden  keine  Zeit,  practische  Probe  zu 
bestehen.    Der  Handelsrath  wurde  in  das  Todesurtheil  eingeschlossen, 

V    Kaufmann.  o 


commerce, 
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welches  die  Revolution  von  1789  über  alle  Handelsinstitutionen  der 
alten  Monarchie  aussprach. 
commission  jj^q  versuchto  einige  Jahre  später,  diesen  Rath  wieder  herzu- 

.  stellen.  Als  im  Jahre  II.  die  Ministerien  durch  Gommissionen  er- 
setzt wurden  (12.  Germinal),  proponirte  nämlich  ein  auf  die  Handels- 
und Verproviantirungs-Commission  bezüglicher  Gesetz-Entwurf,  dass 
diese  Commission  einen  besonderen  Handels-Rath  bilden  solle,  be- 
stehend aus  12,  in  den  verschiedenen  Handelsplätzen  gewählten,  durch 
ihren  Bürgersinn  und  ihre  Erfahrung  bekannten  Bürgern,  deren  Liste 
der  Approbation  der  Gomit^s  der  öfTentlichen  Wohlfahrt  und  des 
Handels  unterliegen  sollte.  Der  Convent  ging  bei  dem  Gesetze  vom 
14.  Vendemiaire  IIL  über  dieses  Project  aus  dem  Grunde  zur  Tages- 
ordnung über,  weil  die  Handels-Commission  so  wie  so  das  Recht 
hätte,  mit  Genehmigung  der  Gomitäs  der  öffentlichen  Wohlfahrt  und 
des  Handels  alle  Bürger  einzuberufen,  deren  Kenntnisse  ihr  nöthig 
sein  könnten  (Gesetzblatt  No.  69). 

Das  Gesetz  vom  10.  Vendemiaire  IV.  stellte  die  Ministerien  unter 
der  Botmässigkeit  des  executiven  Directoriums  wieder  her  und  er- 
richtete der  Minister  des  Innern  neben  seinem  Ministerium  ein  Be- 
rathungs  -  Bureau  für  den  Handel.  Inhaltlich  einer  Verordnung  vom 
Frimaire  V.  bestand  dasselbe  aus  3  Abtheilungen,  deren  jede  sich  aus 
4  oder  5  in  Paris  wohnenden  und  salairirten  Mitgliedern  und  aus 
mehreren  Supplementar-Mitgliedern  aus  der  Provinz  zusammensetzte. 
Diese  letzteren  hatten  nur  berathende  Stimmen.  Die  Mitglieder 
mussten  mindestens  alle  2  Tage  eine  Sitzung  abhalten. 

Das  Bureau  war  beauftragt,  alle  wichtigen,  später  zu  veröiFent- 
liebenden  Instructionen  zu  entwerfen,  alle  auf  Hebung  des  Acker- 
baues, der  Künste  und  des  Handels  abzielende  Projecte  zu 
prüfen,  speciell  alle  Ausgaben  für  Versuche  festzustellen,  welche  in 
den  National  -  Anstalten  gemacht  würden;  es  hatte  seine  Verbesse- 
rungs- Vorschläge  selbstständig  vorzubringen,  auf  die  Fragen  zu  ant- 
worten, welche  ihm  durch  den  Chef  der  See-Division,  der  Sitz  und 
Stimme  in  obigen  3  Abtheilungen  hatte,  unterbreitet  werden  würden 
und  schliesslich  alle  nützlichen  Anschauungen,  alle  neuen,  in  der 
französischen  und  ausländischen  Literatur  enthaltenen  bezüglichen 
Vorschläge  zu  sammeln. 

Um  zwischen  den  drei  Abtheilungen  ein  einigendes  Band  herzu- 
stellen, musste  ein  Blatt,  welches  summarisch,  Tag  für  Tag,  die  haupt- 
sächlichsten Massnahmen,  sei  es  des  gesammten  Bureaus,  sei  es  der 
einzelnen  Mitglieder  desselben,  aufzählte,  den  einzelnen  Abtheilungen 
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mitgetheilt  werden.  Mindestens  allmonatlich  mussten  die  drei  Ab- 
theilnngen  zusammentreten,  um  sich  über  ihre  Massnahmen  gegen- 
seitig Bericht  zn  erstatten. 

Die  Verfügung   des    ersten  Consul  vom  9.  Nivöse,  XI,    welche    p**"''^" 
gleichzeitig   die  Handelskammern   wieder  herstellte,  errichtete  einen  coinmerce. 
neuen  6eneral-Handels-Ratb  beim  Ministerium  des  Innern. 

Die  Mitglieder  dieses  Rathes  mussten  durch  die  Handelskammern 
(deren  Zahl  damals  22  betrug)  designirt  werden;  jede  Kammer  prä-' 
sentirte  2  Personen,  aus  deren  Gesammtzahl  der  erste  Consul  fünf- 
zehn auswählte  und  ernannte. 

Der  Rath  musste  in  Paris  ein  oder  zwei  Mal  im  Jahre  zusammen- 
treten und  war  beschlussfähig,  wenn  drei  Mitglieder  zugegen  waren. 

Gewählt  konnte  nur  werden,  wer  in  der  Stadt,  von  der  er  prä- 
sentirt  wurde,  ansässig  war  und  dort  Handel  betrieb. 

Die  Besoldung  der  ständigen  Mitglieder  war  auf  8000  Francs 
festgestellt. 

Später  verordnete  der  Kaiser  durch  Decret  vom  6.  Juni  1810,  ^<*"**"  **" 

ooiniTiQrcG    et 

dass  ein  Rath  des  Handels  und  der  Manufacturen  allwöchent-  des  mami- 
lich  in  Gegenwart  des  Kaisers  abgehalten  werde.  faeturc«. 

,Die  Mitglieder,  welche  Wir  dazu  bestimmt  haben,  diesem 
Rathe  anzugehören  (heisst  es  in  diesem  Decrete^,  sollen  Uns  ihre 
Ansichten  vorlegen  über  die  zur  Hebung  Unseres  Handels  und  Unserer 
Manufacturen  und  zur  Bekämpfung  der  auswärtigen  Concurrenten 
zu  ergreifenden  Massregeln." 

Der  Minister  des  Innern  sollte  nur  in  diesem  Conseil  die  auf 
den  Handel  bezüglichen  Fragen  dem  Kaiser  unterbreiten  und  ins- 
besondere sollte  der  Finanzminister  Massregeln  in  Grenzzoll- Angelegen- 
heiten dem  Kaiser  nur  in  Verbindung  mit  diesem  Handels-  und 
Gewerberathe  unterbreiten. 

Durch  Decret  vom  27.  desselben  Monats  wurde  obige  Institution 
wesentlich  dahin  verändert,  dass  beim  Ministerium  des  Innern  ein 
besonderer,  aus  sechszig  Mitgliedern  zusammengesetzter  Generalrath 
der  Manufacturen  eingesetzt  wurde,  der  bei  der  Einverleibung 
Hollands  um  acht  Mitglieder  vermehrt  wurde. 

Für  beide  Räthe  wurde  den  Handelskammern  das  Recht  der 
Präsentation  entzogen  und  dagegen  directe  Ernennung  durch  den 
Minister  beliebt.  Auch  wurde  die  Besoldung  der  permanenten  Mit- 
glieder aufgehoben. 

Es  sollten  5  Mitglieder  der  Räthe  stets  in  Paris  anwesend  sein, 
doch  war  weder  eine  Cautel  für  Innehaltung  dieser  Bestimmung  im 
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Gesetz  enthalten,  noch  vurde  die  Totalzahl  der  Mitglieder  in  den 
Räthen  je  erreicht.  Namentlich  im  Jahre  1816  enthielt  die  Liste 
nur  25  Namen,  welche  nicht  mehr  als  4  oder  5  eigentliche  Sach- 
verständige aufweist.*) 

Die  zwei  fiäthe  wurden  durch  zwei  Ordonnanzen  der  Restau- 
ration vom  23.  August  1819  abermals  reorganisirt.  Darnach 
wurde  der  General-Handelsrath  unter  Genehmigung  des  Königs  vom 
Minister  aus  den  am  meisten  empfehlenswerthen ,  den  Handel  noch 
ausübenden  Eaufleuten  ernannt.  Jede  Handelskammer  hatte  ein 
Mitglied  aus  ihrem  Bezirk  vorzuschlagen,  zwanzig  Mitglieder  wur- 
den direct  von  der  Regierung  ernannt.  Der  Generalrath  der  Manu- 
facturen  dagegen  sollte  fortan  aus  60  Mitgliedern  zusammengesetzt 
sein,  welche  durch  den  Minister  mit  Genehmigung  des  Königs  aus 
den  verschiedenen  Industriekreisen  je  nach  Bedeutung  derselben 
direct  ernannt  wurden. 

Die  beiden  Räthe  hatten  motivirte  Gutachten  abzugeben  über 
Fragen  der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  und  über  die  auf  den 
Handel  resp.  auf  die  Manufacturen  bezüglichen  Projecte  und  Me- 
morias,  welche  ihnen  durch  den  Minister  zugesandt  wurden. 

Sie  mussten  dem  Minister  von  allen  Missbräuchen,  die  zu  ihrer 
Cognition  gelangten,  und  welche  darnach  angethan  waren,  dem  Han- 
del oder  den  Manufacturen  zu  schaden,  Anzeige  machen  Der  Han- 
delsrath  hatte  ausserdem  seine  Ansichten  über  Verbesserungen  aller 
Art,  welche  er  für  geeignet  hielt,  die  Bewegung  und  die  Fortschritte 
des  Handels  zu  begünstigen^  zum  Ausdruck  zu  bringen,  während 
der  Rath  der  Manufacturen  über  die  in  allen  Branchen  der  In- 
dustrie im  Wege  der  Verwaltung  einzuführenden  Verbesserungen  zu 
berichten  hatte.  Wenn  Fragen  auftauchten,  welche  gleichzeitig  so- 
wohl die  Manufacturen  wie  den  Handel  interessirten,  sollte  der  Mi- 
nister eine  in  gleicher  Anzahl  aus  den  beiden  Räthen  gewählte 
gemischte  Commission  berufen,  die  gemeinschaftliche  Gutachten  zu 
discutiren  und  Vorschläge  zu  machen  hatte. 


*)  Die  Angaben  über  das  Dectet  yon  1810  sind  aus  einem  Berichte  vom 
14.  Mai  1816,  bezüglich  eines  Entwurfs  der  Reorganisation  des  Generalrath  es ,  ge- 
schöpft. Die  Decrete  von  1810  sind  nicht  in  das  Gesetzblatt  aufgenommen  worden^ 
und  es  ist  trotz  der  minutiösesten  Recherchen  unmöglich  gewesen,  irgend  ein  dies- 
bezügliches, sicheres  Document  aufzufinden.  Man  findet  nur  einen  Rapport  aus  dem 
demselben  beigefügten  Decretalentwurfe,  welcher  von  den  vorhergehenden  Renseigne- 
ments  sehr  abweicht. 


—     37     - 

Die  Mitglieder  der  beiden  Räthe  waren  unbesoldet;  sie  fanctio- 
nirten  drei  Jahre  and  konnten  wiedergewählt  werden. 

Der  Rath  musste  sich  einmal  in  der  Woche  zu  einer  ordent- 
lichen Sitzung  versammeln.  Ausserdem  konnte  er  zu  ausserordent- 
lichen Sitzungen  zusammenberufen  werden. 

Der  Minister  führte  in  demselben  den  Vorsitz,  und  musste  alle  sechs 
Monate  einen  Vicepräsidenten  aus  den  Mitgliedern  des  Rathes  ernennen. 

Denjenigen  Rathsmitgliedern,  welche  am  wirksamsten  an  den 
Arbeiten  des  Raths  theilgenommen,  und  welche  dem  Handel  oder 
der  Industrie,  je  nachdem  es  sich  um  den  einen  oder  den  anderen 
Rath  handelte,  besondere  Dienste  erwiesen  hatten,  konnte  nach  fünf- 
jähriger Dienstzeit  durch  Königliches  Patent  der  Titel  „Rath  des 
Königs  im  Generalrathe  des  Handels  oder  im  Generalrathe  der  Ma- 
nufacturen''  verliehen  werden.  Die  so  bestallten  Räthe  konnten 
durch  den  Minister  in  das  Gomitä  des  Innern  und  des  Handels  im 
Staatsrathe  berufen  werden,  um  mit  berathender  Stimme,  wie  die 
Requetenmeister,  an  der  Discussion  aller  bezüglichen  Angelegenheiten 
oder  Fragen  theilzunehmen.  Die  bestallten  Räthe,  welche  nicht 
mehr  active  Mitglieder  der  Generalrathe  waren,  konnten  überdies 
zu  den  Sitzungen  des  „Grand  Ordre^  (in  welchem  die  wichtigsten 
der  laufenden  Geschäfte  behandelt  wurden)  berufen  werden,  so  oft 
der  Minister  dies  für  nützlich  hielt. 

Zu   obigen  beiden  Räthen  trat  durch  Ordonnanz  vom  28.  Ja-  c«°""  **® 

l'Asricultiirc 

nuar  1819*)  ein  dritter  Rath  unter  dem  Titel  „Agriculturrath"? 
nachdem  bereits  von  1789  bis  zum  Nivöse  XL  beim  Ministerium  des 
Innern  ein  Gomitä  unter  verschiedenen  Benennungen  bestanden  hatte, 
welches  beauftragt  war,  sein  Gutachten  über  die  Agricultur- Ange- 
legenheiten abzugeben. 

Der  Agriculturath  wurde  aus  zehn  durch  den  Minister  er- 
nannten ständigen  Mitgliedern  zusammengesetzt  und  hatte  in  jedem 
Departement  ausserdem  ein  correspondirendes  Mitglied,  welches  die 
Berechtigung  besass,  im  Rathe  zu  sitzen,  wenn  es  sich  in  Paris 
aufhielt. 

Eine  abermalige  Aenderung  der  gesammten  bezüglichen  Ver- 
hältnisse führte  eine  Ordonnanz  vom  6.  Januar  1824  herbei,  indem 
auf  Vorschlag   des  Präsidenten  des  Ministerraths ,  des  Baron  Louis, 


*)  Die  betreffende  Ordonnanz  ist  nicht  in  das  Gesetzblatt  aufgenommen  worden. 
Sie  findet  sich  reproducirt  in  der  Sammlung  der  Circulare  des  Ministeriums  des 
Innern  (Band  3,  Seite  30)  im  Verfolg  eines  ministeriellen  Oirculars  vom  9.  Fe- 
bruar 1819. 
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conseii  Bupe-  ^q^  gleichzeitig  Finanzminister  war,  durch  dieselbe  ein  Oberrath  des 
morce  et  d^s  Handels  und  der  Colonien,    beauftragt,    auf  die    successive  Verbes- 
coionics.    serung  der  Gesetze  und  Tarife  hinzuarbeiten,  welche  die  Verbindungen 
des  französischen  Handels  mit  dem   Auslande  regeln,  und  alle  Ge- 
setz- und  Ordonnanzentwürfe  in  dieser  Angelegenheit  zu  prüfen,  ge- 
schaffen wurde. 

Dieser  Oberrath  setzte  sich  zusammen  aus  allen  Ministern- 
Staatssecretairen,  aus  zwei  Staatsministern,  dem  General-Zolldirector, 
dem  Director  der  Landwirthschaft,  des  Handels  und  der  Künste  im 
Ministerium  des  Innern,  dem  Director  der  politischen  Angelegen- 
heiten im  Ministerium  des  Auswärtigen,  dem  Director  der  Colonien 
im  Marineministerium,  aus  einem  Staatsrath,  Secretair  des  Bureaus, 
und  aus  fünf  anderen  durch  den  König  designirten  Mitgliedern. 
Bureau  du  B^jm  Präsidenten    des  Ministerraths   wurde  ein  Bureau   des 

dea  coionies. Handels  und  der  Colonien  gebildet,  welches  beauftragt  war,  die 
Thatsachen  und  Documente  zu  sammeln,  welche  die  Beratbungen  des 
Oberraths  und  die  eigenen  Entschliessungen  des  Königs,  in  Allem, 
was  die  Einwirkung  der  Regierung  auf  den  Handel  in  seinen  Ver- 
bindungen mit  dem  Auslande  und  mit  den  Colonien  betrifft,  zu  be- 
leuchten geeignet  waren. 

Dieses  Bureau  war  zusammengesetzt  aus  dem  General-Zolldirector, 
als  Vicepräsidenten,  dem  Director  der  Landwirthschaft,  des  Handels  und 
der  Künste,  dem  Director  der  politischen  Angelegenheiten,  dem  Director 
der  Colonien,  einem  Staatsrath,  Secretair  des  Bureaus,  der  auch  die 
Functionen  des  Secretärs  des  Oberraths  zu  versehen  hatte  und  zwei 
Requ§tenmeistern  als  Untersecretaire  des  Bureaus 

Der  Präsident  des  Ministerraths  hatte  die  nothwendigen  Massregeln 
zu  treffen,  damit  die  Departements  der  Finanzen,  des  Innern,  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  und  der  Marine  dem  genannten  Bureau 
alles  das  prompt  zugehen  Hessen,  was  danach  angethan  wäre,  das- 
selbe in  Stand  zu  setzen,  den  Gang  und  die  Bedürfnisse  des  Han- 
dels und  der  Schifffahrt  zu  beurtheilen. 

Das  Bureau  hatte  durch  Vermittelung  der  Minister  Mittheilung 
zu  erhalten  von  allen  allgemein  interessirenden,  auf  den  Handel  be- 
züglichen Anfragen,  welche  etwa  bei  den  bezüglichen  Departements 
einliefen,  ebenso  von  allen  Informationen,  welche  diese  Departements 
von  den  Handelskammern  und  dem  Handelsrathe,  von  den  Compag- 
nien,  von  den  Kaufleuten  und  Industriellen,  von  den  Agenten  jeder 
Art,  sei  es  im  Inlande,  sei  es  im  Auslande,  einzuholen  für  nöthig 
erachten  sollten.     Dasselbe  konnte   den  competenten  Ministem  vor- 
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schlagen,  Enqueten  anzuordnen,  behufs  Aufklärung  der  einer  Contro- 
verse  unterliegenden  Haildelsfragen. 

Die  Leitung  dieser  Enqueten  konnte  dem  Bureau  selbst  über- 
lassen werden.  Auf  Grund  des  dem  Bureau  zur  Verfügung  stehenden 
Materials  hatte  dasselbe  dem  Oberrathe  zur  eventuellen  Berichter- 
stattung an  den  König  alle  Massnahmen  vorzuschlagen,  welche  es 
als  dem  gesammten  Handel  des  Königreichs  förderlich  erachten  sollte. 
Alle  von  den  verschiedenen  Ministerien  ausgehenden,  auf  den  Handel, 
die  Zölle  und  die  Colonien  bezüglichen  Gesetz-  und  Ordonnanzent- 
würfe mussten  zunächst  dem  Bureau  des  Handels  und  der  Colonien 
mitgetheilt  werden 

Auch  diese  Ordonnanz  wurde  bald,  was  das  Bureau  des  Handels 
und  der  Colonien  betrifft,  durch  eine  andere  Ordonnanz  vom  20.  März 
1824  modificirt. 

Die  Einleitung  dieser  Ordonnanz  führt  aus,  dass,  um  alle  die 
Vortheile  zu  erlangen,  welche  der  König  sich  von  der  Institution 
dieser  Bureaus  versprochen  hatte,  es  wesentlich  sei,  die  Direction 
desselben  unter  der  Autorität  des  Präsidenten  des  Ministerraths 
einem  Beamten  zu  übertragen,  welcher  nicht  durch  andere  Obliegen- 
heiten abgehalten  werden  könne,  eifrig  und  unausgesetzt  Sot^e  für 
die  ihm  anvertrauten  Arbeiten  zu  tragen.  Dementsprechend  wurde 
das  Bureau  des  Handels  und  der  Colonien  zusammengesetzt  aus: 
einem  Mitglied  des  geheimen  Raths  oder  des  Staatsraths  als  Präsi- 
denten, welcher  auch  am  Oberrathe  Theil  nehmen  musste,  dem  Ge- 
neral-ZoUdirector,  dem  Director  der  Landwirthschaft  und  des  Han- 
dels im  Ministerium  des  Innern,  dem  Director  der  politischen  An- 
gelegenheiten im  Ministerium  des  Auswärtigen,  dem  Director  der 
Colonien  im  Ministerium  der  Marine,  aus  einem  Staatsrath  oder  R&- 
quetenmeister  und  einem  Generalsecretair  des  Bureaus  und  des 
Oberraths;  eine  Ordonnanz  vom  selben  Tage  ernannte  die  Mit- 
glieder des  Bureaus.  Eine  dritte  Ordonnanz  ernannte  zum  Präsi- 
denten des  Bureaus  den  Herrn  von  Saint-Cricq,  Staatsrath  und 
General-Zolldirector. 

Eine  Ordonnanz  vom  9.  Februar  1825  verordnete  eine  Erneue-  «"»««nung 
rung  der  Mitglieder   der  Generalräthe   des  Handels  und   der  Manu- 
facturen. 

Zu  dieser  Erneuerung  musste  geschritten  werden,  um  sich,  was 
diejenigen  Mitglieder  betraf,  welche  durch  die  Handelskammern  prä- 
sentirt  worden  waren,  dem  Artikel  6  der  Ordonnanz  vom  23.  August 
1819,  und  im  Uebrigen  dem  Artikel  5  der  beiden  Ordonnanzen  dieses 
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Datums  zu  conformiren.  £s  wurde  gleichzeitig  abäuderad  bestimmt, 
dass  auch  Eaufleute  oder  Fabrikanten  ernannt  werden  durften,  welche 
sich  aus  der  Geschäftsthätigkeit  zurückgezogen  hatten.  Der  Director 
des  Handels  und  der  Manufacturen  hatte  berathende  Stimme  in  bei- 
den Rätben  und  präsidirte  denselben  in  Abwesenheit  des  Ministers 
des  Innern.  Die  Sitzungen  des  Grand-Ordre  sollten  nur  dann  noch 
stattfinden,  wenn  der  Minister  es  für  angezeigt  hielt,  sie  einzu- 
berufen. Die  Verfügungen  der  Ordonnanzen  von  1819  wurden  auf- 
recht erhalten,  soweit  sie  nicht  durch  die  neue  Ordonnanz  modificirt 
wurden. 

Eine  Ordonnanz  vom  4.  Januar  1828  trennte  von  den  Ob- 
liegenheiten des  Ministers  des  Innern  die  auf  den  Handel  und  die 
Manufacturen  bezüglichen  Geschäfte,  um  sie  mit  den  Obliegenheiten 
des  Bureaus  des  Handels  und  der  Colonien  zu  vereinigen. 

Herr  von  Saint-Oricq  wurde  zum  Minister -Staatssecretair,  Prä- 
sidenten des  Oberraths  des  Handels  und  der  Ck)lonien  ernannt.    Das 
Handelsbüreau,    bis   dahin  nur  eine  consultative  Corporation,  wurde 
nunmehr    eine    wirkliche    active   Verwaltung.      Diese    Organisation 
dauerte  jedoch  nur  einige  Tage. 
Ministere  du         Eino  Ordonuauz  vom  20.  desselben  Monats    creirte    ein    Mini- 
de^^MsnV  sterium   des  Handels  und  der  Manufacturen,    um,    wie    es   in  der- 
factures.    sclben  Wcss,  „keinerlei  Zweifel  bestehen  zu  lassen  über  den  Zweck, 
zu  welchem  wir  durch  unsere  Ordonnanz  vom  4.  d.  M.  ein  spezielles 
Ministerium  für  die  commerziellen  und  industriellen  Angelegenheiten 
unseres  Königreichs  einzurichten  für  angezeigt  erachtet  haben.^^ 

Die  neue  Ordonnanz  bestimmte  die  Obliegenheiten  des  neuen 
Ministers  und  gab  Herrn  v.  Saint  Cricq  den  Titel:  „Minister- 
Staatssecretair  im  Departement  des  Handels  und  der 
Manufacturen. 

Am    8.   August    1829  jedoch    wurde    das   Handels-Ministerium 
abermals  aufgehoben  und  wurden  seine  Obliegenheiten,  was  den  in- 
neren Handel  und  die  Manufacturen  betraf,  wiederum  dem  Ministerium 
des  Innern  zugetheilt. 
Wiederher-  Dj^  Obliegenheiten  des  Oberraths  und  des  Bureaus  des  Handels 

conseii  Slip«,  oiid  der  Colonien  wurden  wiederhergestellt,  sowie  sie  vor  den  Ordon- 
rienr  und  des  jjanzen  vom  4.  und  20.  Januar  1828  bestanden  hatten,  und  wurde 
der  Präsident  des  Bureaus  des  Handels  und  der  Colonien  unter  die 
Autorität  des  Finanzministers  gestellt;  damals  gab  es  keinen  Präsi- 
denten des  Ministerraths.  Am  4.  October  1829  wurde  der  Graf 
Beugnot  zum  Präsidenten  dieses  Bureaus  ernannt. 


commerce. 
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Nachdem  eine  Ordonnanz  vom  17.  November  1829  die  Function 
eines  Präsidenten  des  Ministerraths  wieder  errichtet  hatte,  bestätigte 
eine  andere  Ordonnanz  vom  8.  December  1829  die  Wiedereinrichtang 
des  Ober-Handeisraths  und  des  Handelsbureaus  unter  den  Bedin- 
gungen, welche  der  Greirung  des  Ministeriums  der  Manufacturen  und 
des  Handels  vorhergingen,  und  stellte  das  Handelsbureau  wieder 
unter  den  Präsidenten  des  Ministerraths.  Der  Prinz  von  Polignac, 
Präsident  des  Rathes,  besass  übrigens  nicht,  wie  seine  Vorgänger 
die  Direction  eines  Ministeriums.*) 

Eine    Ordonnanz    vom    16.    Juni    1830    vereinigte   die   beiden  ^""""^f  ^^' 

,  neral. 

Generalräthe  des  Handels  und  der  Manufacturen  zu  einem  einzigen 
Rathe,  unter  dem  Titel:  „Generalrath  des  Handels  und  der 
Manufacturen'%  mit  den  durch  die  Ordonnanzen  vom  23.  August 
1819  und  9.  Februar  1825  festgestellten  Attributen. 

Der  Rath  wurde  alljährlich  durch  den  Minister  des  Innern  einbe- 
rufen. Er  war  aus  72  auf  5  Jahre  ernannten  Mitgliedern  zusammen- 
gesetzt. Sämmtliche  Handelskammern  mussten  bei  seiner  Zusammen- 
setzung, gemäss  einem  der  Ordonnanz  beigefügten  Tableau,  mitwirken. 
Dieses  Tableau  enthielt  47  Mitglieder,  d.  h.  je  1  oder  2  pro  Kammer. 
Die  übrigen  Ernennungen  mussten  durch  den  Minister  geschehen. 
Die  Gesammtliste  musste  der  Genehmigung  des  Königs  unterbreitet 
werden. 

Die  Mitglieder  des  G^eneralrathes  wurden  in  zwei  Abtheilungen 
classificirt,  wovon  die  eine,  die  Handels-,  die  andere  die  Manu- 
facturen-Abtheilung  genannt  wurde.  Diese  beiden  Abttieilungen 
konnten  getrennt  über  die  speciellen,  ihrer  Prüfung  unterbreiteten 
Angelegenheiten  berathen. 

Wenn  die  Erfordernisse  des  Dienstes  es  erheischten,  konnten 
die  in  Paris  anwesenden  Mitglieder  des  Rathes  zu  einem  Comite 
zusammenberufen  werden,  um  über  die  laufenden  Geschäfte  oder 
dringende  Angelegenheiten  ihre  Meinung  abzugeben.  Ein  im  Mo- 
niteur  Universel  vom  22.  Juni  1830  abgedruckter  Rapport  erläu- 
terte die  Motive,  welche  zum  Erlass  dieser  Ordonnanz  geführt 
hatten. 

Nach    der  Revolution   von    1830  und  in  Abwartung  des  Zeit-  Provisorisch« 
Punktes,    wo  man  mit  voller  Sachkenntniss  die  definitiven  Modifi- 


*)  Ein  Gesetz  yom  2.  Augast  1829  hatte  dem  alten  Ministerium  des  Handels 
und  der  Manufacturen  einen  Credit  bewilligt.  Durch  eine  Ordonnanz  vom  8  De- 
zember 1829  wurde  ein  Fonds  yon  Fr.  301,800  von  diesem  Credit  abgetrennt  und 
für  den  Betrieb  des  Bureaus  zur  Disposition  des  Ministerpräsidenten  gestellt 
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cationen  würde  feststellen  können,  nach  welchen  die  Einwirkung  der 
Regierang  anf  die  landwirthschaftlichen  Interessen  stattzufinden 
habe,  wurde  durch  Ordonnanz  vom  27.  Januar  1851  eine  Commission 
von  7  Mitgliedern  errichtet,  um  die,  durch  die  Ordonnanzen  vom 
6.  Januar  und  20.  März  1824  dem  Bureau  des  Hairdels  und  der  Golonien 
übertragenen  bezüglichen  Functionen  auszuüben.  Diese  Commission 
war  noch  unter  die  Autorität  des  Präsidenten  des  Ministerraths  gestellt, 
den  Vorsitz  führte  der  Herr  von  Saint-Gricq;  sie  war  zusammen- 
gesetzt, ausser  dem  Präsidenten,  aus  zwei  Pairs  von  Frankreich,  drei 
Deputirten  und  einem  Staatsrath.  Der  Präsident  der  Commission 
musste  die  Arbeiten  des  Bureaus  dirigiren  und  die  Angelegenheiten 
vorbereiten  lassen,  über  welche  die  Commission  zu  berathen  haben 
würde,  sowie  über  den  Gegenstand  dieser  Geschäfte  mit  den  Mini- 
stern, den  Verwaltungschefs,  den  Präsidenten,  den  Handelskammern 
und  den  Manufacturkammern  correspondiren.  Der  König  behielt  sich 
vor,  den  Präsidenten  in  seinen  Rath  zu  berufen,  sei  es,  um  daselbst 
an  der  Discussion  der  von  der  Commission  berathenen  Gesetz-  und 
Ordonnanz-Projecte  Theil  zu  nehmen,  sei  es,  um  über  alle  anderen 
Fragen  gehört  zu  werden,  bei  welchen  die  Interessen  des  Handels 
und  der  Industrie  engagirt  wären. 

Die  Functionen  des  Präsidenten  und  der  Mitglieder  der  Com- 
mission waren  unentgeltlich. 

Eine  Besoldung  von  15  000  Francs  war   dem  Generalsecretair 
der  Commission,  welcher  ein  RequStenmeister  im  ausserordentlichen 
Dienste  war,  zugebilligt. 
ReorganisA-  Eiuo  Ordonuauz  vom  16.  Februar  1831   erhöht  die  Anzahl  der 

Mitglieder  dieser  Commission  auf  neun.  Eine  Ordonnanz  vom 
29.  April  1831  reorganisirte  die  beiden  Generalräthe  und  den  Agri- 
culturrath  und  retablirte  einen  oberen  Handelsrath  neben  dem 
Ministerium  des  Handels  und  der  öfTentlichen  Arbeiten,  welches  eben 
erst  durch  Ordonnanzen  vom  13.  und  17.  März  creirt  worden  war. 

Die  Räthe  des  Handels,  der  Manufacturen  und  der  Agricultur 
mussten  eine  jährliche  Sitzung  abhalten,  unbeschadet  von  ausser- 
ordentlichen, durch  den  Minister  angeordneten  Zusammenberufungen. 

Wenn  der  Minister  es  für  angemessen  erachtete,  oder  wenn  er 
darum  angegangen  wurde,  konnten  gemischte  Commissionen  von  Mit- 
gliedern der  drei  Räthe  oder  von  zweien  derselben  zusammenberufen 
werden. 

Der  Oberrath  konnte  über  die  Gesetz-  und  Ordonnanz-Entwürfe 
bezüglich  des  ZoUtarifes  und  seiner  Handhabung,  soweit  der  Handel 


tion  der  Con 
seils. 
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interessirt  war,  über  die  Entwürfe  von  Handels-  oder  Schiff- 
fahrts- Verträgen,  über  die  Gesetzgebung  zar  Hebung  der  grossen 
Seefischereien,  über  die  Wünsche  der  Generalräthe  des  Handels,  der 
Manafactnren  and  der  Agricnltnrräthe  gehört  werden. 

Er  gab  seine  Meinung  ab  über  alle  Fragen,  welche  der  Minister 
für  angezeigt  hielt  ihm  vorzulegen. 

Der  Minister  konnte  den  Bath  auf  dessen  Verlangen  autorisiren, 
Enqueten  vorzunehmen,  und  ihn  officiell  damit  beauftragen. 

Der  Oberrath  war  zusammengesetzt  aus  einem  Präsidenten  und 
vier  vom  Könige  ernannten  Mitgliedern,  aus  einem  vom  Finanz- 
minister mit  Genehmigung  des  Königs  designirten  Mitgliede  und  aus 
den  Präsidenten  der  Generalräthe,  der  Manufacturen  und  des  Han- 
dels und  des  Agriculturraths.  Ein  Generalsecretair  war  demselben 
attachirt.  Der  Generalrath  des  Handels  war  zusammengesetzt  aus 
Mitgliedern,  welche  durch  die  Handelskammern  ernannt  und  aus 
ihrem  Schoosse  oder  aus  ihrem  Bezirke,  mit  je  ein  oder  zwei  Mit- 
gliedern per  Kammer  wie  früher  gewählt  wurden. 

Der  Generalrath  der  Manufacturen  war  zusammengesetzt  aus 
50  Mitgliedern,  in  der  Weise,  dass  von  20  Berathungskammern 
(chambres  consultatives)  bestimmter  Manufacturen  je  eins  ernannt,*) 
die  übrigen  durch  den  Minister  unter  den  Fabrikanten  der  Special- 
Industriezweige  ausgewählt  wurden,  für  die  keine  Berathungs- 
kammern existirten. . 

Der  Agricultur-Rath  war  zusammengesetzt  aus  30,  durch  den 
Minister  berufenen  Grundbesitzern  oder  Mitgliedern  landwirthschaft- 
licher  Gesellschaften. 

Jeder  dieser  Käthe  erwählte  sich  einen  Präsidenten. 

Die  Functionen  der  Mitglieder  waren  unbesoldet  und  dauerten 
3  Jahre. 

Zu  diesen  Räthen  wurden  vom  Könige  Gommissäre  ernannt; 
sie  hatten  Zutritt  zum  Ober-Rath,  um  ihm  eventuell  über  die  Resul- 
tate der  Berathungen  Bericht  zu  erstatten. 

Eine  Ordonnanz  vom  selben  Tage  ernannte  den  Herrn  von  Saint- 
Cricq  zum  Präsidenten  des  Ober  -  Handels -Raths.  Durch  diese 
Ordonnanz,  gleichwie  durch  die  vom  27.  Januar  1831,  behielt  sich 
der  König  vor,  den  Präsidenten  in  seinen  Rath  zu  berufen. 

Die  Ordonnanz  ernannte  die  Mitglieder  des  Raths,  den  General- 

*)  Das  der  OrdonDanz  beigefügte  Tableau  wurde  durch  die  OrdonnaDzen  vom 
10.  October  1838,  17.  Mai  1837,  9.  November  1841  modificirt,  als  die  Berathungs- 
kammerD,   welche  einen  Theil  des  Generalratbs  bildeten,    Handelskammern   wurden 
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secretair  und  gleichzeitig  zwei  Commissäre  bei  den  General- Käthen 
für  Handel  und  Manufactnren.  Der  Minister  hatte  die  Functionen  der- 
selben näher  zu  bestimmen.*) 

Eine  Ordonnanz  vom  25.  Dezember  1832  (im  Gesetzblatt  nicht 
abgedruckt)  gestattete,  die  gesammte  Anzahl  der  Mitglieder  des  Ge- 
neral-Rathes  der  Manufacturen  auf  60  und  die  Anzahl  der  durch 
den  Minister  zu  ernennenden  auf  40  zu  erhöhen. 

Die  Mitglieder  des  General-Handels-Raths,  welche  durch  die 
Handelskammern  von  Amiens,  Avignon,  Carcassonne,  Laval,  Mul- 
house,  Nimes,  Reims  und  Troyes  erwählt  waren,  (ein  Decret  vom 
10.  October  1833  fügte  diesen  Kammern  noch  die  Handelskammer  von 
St.  Etienne  hinzu)  und  eins  der  von  den  Handelskammern  von  Lyon 
und  Ronen  erwählten  Mitglieder  (welches  durch  den  Minister  desig- 
nirt  werden  musste),  waren  autorisirt,  im  General-Rath  der  Manu- 
facturen mit  berathender  Stimme  zu  sitzen,  sie  konnten  jedoch  nicht 
für  die  Präsidentschaft  dieses  Rathes  eoncurriren. 

Durch  eine  Ordonnanz  vom  29.  October  1841  wurde  die  Anzahl 

der  Mitglieder  des  Agricultur-Raths  auf  54  festgestellt. 

conseii  Ge-         luzwischeu  war  Louis  Napoleon  Präsident  der  Republik  geworden 

lAgricuiture, uud  orduote  durch  ein  Decret  vom  1 .  Februar  1 850  an,  dass  am  6.  April 

****^*""^**^'ein  Generalrath  der  Agricultur,  der  Manufacturen  und  des 

tu  res    et    du  »^  ,  o  » 

commerce.  Haudols  uutcr  dem  Vorsitz  des  Ministers  für  Ackerbau  und  Han- 
del zusammentreten  sollte.' 

Dieser  Rath  sollte  aus  236  Mitgliedern  zusammengesetzt  sein, 
welche  wie  folgt  ernannt  wurden: 

86  Landwirthe  durch  den  Minister,  51  Industrielle  durch  eben 
so  viele  in  einem  beigefügten  Tableau  bezeichnete  Berathungskammern 
„des  arts  et  des  manufactures^,  65  Eaufieute  durch  59  gleichfalls 
bezeichnete  Handelskammern,  34  diesen  nämlichen  Categorien  ange- 
hörige  Mitglieder  durch  den  Minister,  und  zwar:  10  für  die  Land- 
wirthscbaft,  8  für  die  Manufacturen,  8  für  den  Handel,  8  für  Algier 
und  die  Golonien 

Der  Minister  hatte  ausserdem  für  jedes  Departement  ein  unter 
den  im  Departement  residirenden  Grundeigenthümern  oder  Land- 
wirthen  gewähltes  Mitglied  zu  ernennen. 

Vom  Minister  designirte  und  aus  dem  Schoosse  der  Verwaltung 
gewählte  Gommissionen  sollten  dem  Rathe  zugesellt  werden 

*)  Der  dem  Betriebe  des  Bäreaus  bewilligte  Credit,  welchen  eine  Ordonnanz 
vom  2.  Dezember  1830  dem  Finanzministerium  zugetbeilt  hatte,  wurde  durch  Or- 
donnanz Yom  7.  Mai  1831  dem  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  zugewieseu. 
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Die  Dauer  der  Session  wurde  auf  einen  Monat  festgesetzt. 

Alle  Verfugungen  der  Ordonnanzen  vom  29.  April  1831  und 
29.  October  1841  bezüglich  der  General-Räthe  des  Ackerbaues  und 
des  Handels  wurden  aufgehoben.  Die  auf  den  Oberrath  bezüglichen 
Verfügungen  blieben  dagegen  aufrecht  erhalten. 

Ein  Gesetz  vom  20.  März  1851    etablirte  beim  Ackerbau-  und  ^^f  ^'- 

neral   de 

Handels-Ministerium  einen  General-Rath  der  Agricultur,    wel- lAgricuiture. 
eher  sich   aus  soviel  Mitgliedern  zusammensetzte,  als  es  Agricultur- 
kammern  gab.    Der  Rath  konnte  sich  10  Mitglieder  cooptiren. 

Der  Generalrath  der  Agricultur  musste  jedes  Jahr  zu  einer 
Sitzung  zusammentreten,  welche  nicht  länger  als  einen  Monat  dauern 
sollte. 

Im  Verfolg  dieses  Gesetzes  entschied  ein  Decret  vom  9.  April 
1851,  dass  der  Generalrath  des  Ackerbaues,  der  Manufacturen  und 
des  Handels,  errichtet  durch  das  Decret  vom  1.  Februar  1850,  sich 
in  drei  Sectionen  theile:  Generalrath  der  Agricultur,  Generalrath  der 
Manufacturen  und  Generalrath  des  Handels. 

Diese  Sectionen  konnten  vereinigt  werden,  um  entweder  in  cor- 
pore oder  in  gemischten  Gommissionen  zu  berathen,  wenn  der  Minister 
es  für  angemessen  halten  oder  ein  diesbezügliches  Verlangen  von 
einer  unter  ihnen  gestellt  werden  sollte.  Die  drei  Käthe  votirten 
dagegen  getrennt. 

Ein  Decret  vom  25.  März  1852,  welches  die  Berathungskammern 
der  Landwirthschaft  reorganisirte,  entschied,  dass  beim  Minister  des 
Innern,  des  Ackerbaues  und  des  Handels  ein  Generalrath  der 
Landwirthschaft  eingerichtet  werde,  welcher  sich  aus  100  Mit- 
gliedern zusammensetzte,  wovon  86  durch  die  Mitglieder  der  Agri- 
culturkammern  gewählt  und  14  andere  ausserhalb  derselben  genommen 
wurden.  Die  Mitglieder  des  Raths  mussten  jedes  Jahr  durch  den 
Minister  ernannt  werden. 

Unterdessen   war  Napoleon  Kaiser  geworden,   und    ein  Decret  conseii sup^- 
vom   2.  Februar  1853,  auf  den  Senatusconsult  vom  23.  December     '*®"''' 
1852  sich  stützend,  welcher  dem  Kaiser  die  souveräne  Entscheidung 
aller  Modificationen  des  ZoUtarifes  auf  dem  Wege  internationaler  Ver- 
träge übertragen  hatte,  errichtete  bei  der  Regierung  einen  Oberrath 
des  Handels,  der  Landwirthschaft  und  der  Industrie. 
Am  Eingang  des  Decretes  heisst  es: 

„In  der  Erwägung,  dass  uns  die  souveräne  Entscheidung 
über  alle  Veränderungen  im  Zolltarif  durch  die  internationalen 
Handelsverträge  obliegt,  dass  es  folglich  für  uns  ein  Grund 
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mehr  ist,  mit  der  äassersten  Vorsicht  zu  Terfabren  in  den 
Angelegenheiten,  welche  die  vitalen  Interessen  des  Acker- 
baues, der  Industrie  und  des  Handels  berühren; 

In  Erwägung,  dass  die  Sicherheit  und  Stabilität  das  erste 
Bedürfniss  dieser  Interessen  sind  und  dass  deshalb  die  wirth- 
schaftlichen  Fragen  mit  voller  Sachkenntniss  und  mit  reifem 
Urtheil  geprüft  werden  müssen; 

In  der  Absicht,  von  der  Erleuchtung  und  Erfahrung  der- 
jenigen Männer  Nutzen  zu  ziehen^  welche  ihr  Leben  dem 
Studium  dieser  Fragen  oder  dem  Betriebe  der  Landwirth- 
schaft,  der  Industrie  oder  des  Handels  gewidmet  haben,  ver- 
ordnen wir: 

Es  wird  bei  dem  Gouvernement  ein  oberer  Rath  für 
Handel,  Ackerbau  und  Gewerbe  gebildet,  —  — 
es  folgen  abgeänderte  Bestimmungen  über  die  später  abermals  ver- 
änderte Zusammensetzung,  dann  heisst  es  hinsichtlich  der  Gompetenz 
weiter : 

Art.  3.  Der  Rath  hat  sein  Gutachten  über  alle  diejenigen 
Fragen  zu  geben,  welche  die  Regierung  für  angemessen  hält, 
ihm  zu  überweisen,  insbesondere  über  Entwürfe  von  Gesetzen, 
betreffend  den  Zolltarif  über  Handel-  und  Schifffahrtsverträge, 
über  die  Handelsgesetzgebung  der  Golonien,  über  die  Mass- 
regeln zur  Hebung  der  grossen  Seefischerei,  über  die  Fragen 
der  Golonisation  und  Auswanderung, 

Wenn  Anlass  vorliegt,  gewisse  Thatsachen  festzustellen, 
darf  der  Rath  Auskunftspersonen  vernehmen. 

Auch  kann  er,  wenn  es  nothwendig  wird,  mit  Genehmi- 
gung des  Ministers  besondere  Enqueten  veranstalten. 

Die  Staatsminister  haben  Zutritt  zu  dem  Rathe  sowohl 
in  Person  als  durch  Gommissarien,  um  daselbst  die  Frage 
zu  entwickeln,  worüber  der  Rath  berufen  wird  zu  verhandeln, 
sowie  um  die  nöthigen  Details  und  die  etwa  erforderlichen 
Documente  vorzulegen. 
Dieser,  unter  die  Ressorts  des  Ministers  des  Innern,   der  Agri- 
cultur  und  des  Handels  gestellte  und  durch  ihn  präsidirte  Rath  war 
zusammengesetzt  aus  einem  Vicepräsidenten,  zwei  Senatsmitgliedern, 
zwei  Mitgliedern  des  gesetzgebenden  Körpers,   zwei  Mitgliedern  des 
Staatsraths  und  aus  sechs,  unter  den  in  landwirthschaftlichen,  com- 
merciellen  und  industriellen  Angelegenheiten  am  meisten  bewander- 
ten Männern  ausgewählten,  Notabein.    Ueberdies  waren  von  Rechts- 
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wegen  Mitglieder  des  Oberrathes:  der  General- Director  der  Zölle 
und  indirecten  Steaern,  der  Director  des  Ackerbaues  und  des  Han- 
dels, der  Director  der  Gonsulate  und  commerciellen  Angelegenheiten, 
der  Director  der  Colonien,  der  Director  der  algerischen  Angelegen- 
heiten. 

Ein  Decret  vom  selben  Tage  ernannte  die  Mitglieder  des  Rathes, 
deren  Vicepräsident,  Herr  Billault,  Präsident  des  gesetzgebenden 
Körpers,  wurde  und  den  Secretain  Ein  Decret  vom  folgenden 
10.  Mai  berief  den  Generalrath  zum  19.  December  ein.  Die  Zu- 
sammensetzung des  Oberrathes  wurde  durch  ein  Decret  vom  18.  No- 
vember 1869  abgeändert.  Die  Anzahl  der  Senatoren,  Deputirten 
und  Staatsraths-Mitglieder  wurde  von  zwei  auf  drei  eihöht,  die  der 
Notabein  von  sechs  auf  neun.  Unabhängig  von  den  im  §  2  des 
1.  Artikels  des  Deeretes  vom  2.  Februar  1853  genannten  Functio- 
nären  sollten  femer  Mitglieder  des  Raths  von  Rechts  wegen  sein: 
der  General- Secretair  des  Ackerbau-  und  Handels-Ministeriums  und 
der  General-Director  des  Brücken-  und  Strassen-Departements.  Nach 
den  Bestimmungen  eines  anderen  Decrets  desselben  Tages  wurden 
die  Mitglieder  des  geheimen  Rathes  ebenfalls  Mitglieder  des  Ober- 
rathes. 

Ein  drittes  Decret  beauftragte  den  Staatsrath,  General- Secretair 
des  Ackerbau-  und  Handels-Ministeriums  unter  dem  Ressort  des 
Ministers,  die  Functionen  eines  administrativen  General- Gommissars 
beim  Oberrath  auszuüben  und  wurden  die  Mitglieder  des  Rathes 
durch  ein  viertes  Decret  vom  selben  Datum  ernannt. 

^  Ein  Decret  vom  13.  März  1872  hat  die  beiden  Decrete  vom 
18.  November  1869  aufgehoben  und  dasjenige  vom  2.  Februar  1853 
modificirt. 

Der  Oberrath  des  Handels,  der  Landwirthschaft  und  der  In- 
dustrie ist  nunmehr  zusammengesetzt  aus  2  Yicepräsidenten ,  8  aus 
den  Deputirten  der  Nationalversammlung  ausgewählten  Mitgliedern, 
2  Mitgliedern  des  Staatsraths  und  10  Notabein,  die  auszuwählen 
sind  aus  den  in  landwirthschaftlichen,  commerciellen  und  industriellen 
Angelegenheiten  am  meisten  sachverständigen  Männern.  Ueberdies 
sind  von  Rechts  wegen  Mitglieder  des  Oberraths: 

Der  Generalsecretair  des  Ackerbau-  und  Handelsministeriums, 
der  Generaldirector  der  Brücken,  Strassen  und  Eisenbahnen,  der 
General-ZoUdirector,  der  Director  der  Gonsulate  und  commerciellen 
Angelegenheiten,    der  Director  der  Colonien,    der  Ackerbaudirector, 
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der  Director  des  inneren  Handels,  der  Director  der  algerischen  An- 
gelegenheiten. 

Die  anderen  Verfügungen   des  Decrets   vom    2.  Februar  1853 
sind  aufrecht  erhalten. 

Zwei  andere  Decrete  vom  selben  Tage  ernennen  1.  die  Mitglieder 
und  den  Seeretair  des  Oberraths,  2.  seine  Vicepräsidenten.*) 
Gegenwärtige         Nachdem  in  Vorstehendem  die  Entwiekelung  nnd  die  Aufgaben 

Zusammen-   ,  -.  «-^  ü 

sotsung  des  bezw.  Befuguisso  des  Gonseil   superieur  du  commerce,    de  Tagricul- 
^'^"""^"P^' ture  et  de  Tindustrie  historisch  entwickelt  worden  sind,  durfte  es  am 
Platze  sein,    zur    besseren  üebersicht   über   seine  Wirksamkeit   auf 
Grund  der  in  ihm  vertretenen  Elemente  eine  Darstellung  der  gegen- 
wärtigen Zusammensetzung  des  Gonseils  hier  folgen  zu  lassen. 

Das  Gonseil  besteht  augenblicklich    aus    folgenden  Mitgliedern: 

Präsident: 
Der  Minister  des  Ackerbaues  und  des  Handels. 

1.  Vicepräsident: 
Herr  Pouyer-Quertier,  Senator. 

2.  Vicepräsident: 
(vacat.) 

Mitglieder  von  Rechtswegen  in  Folge  ihrer 

amtlichen  Stellung: 
Der  Unterstaatssecretair  im  Finanzminsterium. 
Herr  Rouland,  Gouverneur  der  Bank  von  Frankreich. 
„     Aucoc,  Präsident  der  Abtheilung  der  öffentlichen  Ar- 
beiten, des  Ackerbaues,    des  Handels   und    der 
auswärtigen  Angelegenheiten  im  Staatsrathe. 
„     Goussard,  Präsident  der  Sektion  der  Finanzen,  des 
Krieges  und  der  Marine  im  Staatsrathe. 

*)  Um  in  der  Schilderung  derjenigen  Institutionen  vollständig  zu  sein,  welche 
successive  der  Verwaltung  zur  Information  derselben  aber  Aogelegenheiten  des 
Handels  und  der  Industrie  in  Frankreich  zur  Seite  gestellt  worden  sind,  haben  wir 
hier  noch  das  Berathungscomite  der  Künste  und  Manufacturen  (des  arfs  et  des 
manufactures),  gewissermassen  eine  technische  Deputation,  zu  erwähnen.  Dieses 
Gomite,  creirt  durch  ein  Decret  vom  16.  October  1791,  hat  mehrfache  Trans- 
formationen erlitten  und  fungirt  heute  nach  einem  Decret  vom  5.  Januar  1861. 

In  Gemässheit  dieses  Decrets  ist  das  Comite  mit  dem  Studium  und  der  Prü- 
fung aller  den  Handel  und  die  Industrie  interessirenden  Fragen  beauftragt,  welche 
ihm  durch  den  Minister  in  Gemässheit  der  Gesetze  und  Reglements  zugewiesen 
werden,  oder  über  welche  der  Minister  es  für  angezeigt  erachtet,  das  Gomit^  zu 
consuUiren. 

Die  Zusammensetzung  des  Comites  ist  durch  Decret  vom  5.  Januar  1861  und 
durch  Decrete  vom  29.  September  1869  und  25.  Junuar  1872  näher  festgesetzt. 
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Herr  Ozenne,  Staatsrath,  Generalsecretair  des  Ackerbaues 
und  des  Handels. 

„     Am 6,  Staatsrath,  Generaldirector  der  Douanen. 

„  Andibert,  desgl.,  Generaldirector  der  indirecten  Ab- 
gaben. 

„  Menrand,  Director  der  (Konsulate  und  Handelsan- 
gelegenbeiten  im  Ministeriam  der  auswärtigen 
Angelegenheiten. 

„     Br.  Benoist  d'Azy,  Director  der  Colonien. 

„     Porlier,  Director  des  Ackerbaues. 

„  Dumustier  de  Frödilly,  Director  des  inneren 
Handels. 

Ernannte  Mitglieder: 
(von  Seiten  der  Regierung  ernannt.) 

1.    Section  des  Handels. 
Die  Herren 

Ancel,  Senator. 

Andrä  (Alfred),  früher  Deputirter  im  gesetzgebenden  Körper. 

Chesnelong,  Senator. 

Johnston,  gew.  Deputirter  j 

Leffebre,       „  „         l  im  gesetzgebenden  Körper. 

Jullien,       „  „         ] 

de  Frey  einet,  Senator. 

D6ni6re,  gew.  Präsident  der  Pariser  Handelskammer. 

d'Eichthal,  gew.  Banquier. 

Alexander  L^on,  Rheder  zu  Bordeaux. 

Der  Präsident  der  Handelskammern  von  Hävre,  Marseille. 

Bordeaux,  Nantes,  Paris,  Lyon. 

2.    Section  des  Ackerbaues. 

Le  Gte.  de  Beurget,  Deputirter  der  Nationalversammlung. 

Le  Gte.  de  Bouillä,  Senator. 

Le  Mr.  de  Dampierre,  gew.  Deputirter  der  National- 
versammlung, 

Delacourt,  Mitglied  der  Deputirtenkammer. 

de  Lavergne,  Senator. 

Montjaret  de  Kerjegu,  Senator. 

de  Saint- Germaint,  Senator. 

Le  Mr.  de  Vogu6,  gew.  Deputirter  der  Nationalversamm- 
lung. 

V   Kaufmann.  4 
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Leffevre-Pontalis,  gew.  Depatirter  der  Nationalversamm- 
lung. 
Duval  (Ferd.  Raoul),  Gutsbesitzer. 
Gaston  Bazile,  Gutsbesitzer. 
Gr6a  (E.),  Gutsbesitzer. 
Guillemin,  Gutsbesitzer. 

Rover c hon,  gew.  Deputirter  der  Nationalversammlung. 
Fievet  (Constant),  Gutsbesitzer. 

3.    Section  der  Industrie. 

Babin-Chevayel,  gew.  Deputirter  der  Nationalversamm- 
lung. 

Balsam,  gew.  Deputirter  der  Nationalversammlung. 

Le  Cte.  Benoist  d'Azy,  gew.  Deputirter  der  National- 
versammlung. 

Cordier,  Senator. 

Drouin,  gew.  Deputirter  der  Nationalversammlung. 

Feray,  Senator. 

de  la  Germoniöre,  gew.  Deputirter  der  Nationalver- 
sammlung. 

Joubert,  gew.  Deputirter  der  Nationalversammlung. 

Kolb-Bernard,  Senator. 

Leurent,  Mitglied  der  Deputirtenkammer. 

Siebert,  Fabrikant. 

Sevenne,  Fabrikant  in  Lyon. 

T^zenas  de  Montcel,  Fabrikant  in  St.  £tienne. 

Der  Präsident  der  Handelskammer  von  Bourbaix. 

Der  Präsident  der  Handelskammer  von  Elbeuf. 

Dauphinat,  Senator  Präsident  der  Handelskammer  von 
Reims. 

Secretariät. 

Freauff-Ozenne,  Chef  des  Bureaus  der  Zollgesetzgebung, 

Secretair. 
Liger  de  Chavigny,  Secretair- Adjunct. 

Auditoren  im  Staatsrath,  zugetheiit  dem  Gonseil. 

Chabrol,  Section  des  Handels. 
Vergniaud,  Section  des  Ackerbaues. 
Bailleux  de  Marity,  Section  der  Industrie. 
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b.    Die  freien  Vereinigungen. 

Neben  den  eben  geschilderten  officiellen  Corporationen  und 
Instituten  Frankreichs  zur  Vertretung  und  Förderung  von  Handel  und 
Gewerbe  treten  daselbst  noch  zwei  Formen  von  freien  Vereinigun- 
gen auf,  welche  hier  besonderer  Erwähnung  verdienen. 

Die  eine  ist  die  der  chambres  syndicales,  Syndikatskammern,  chambre» 
welche,  aus  dem  Anfange  dieses  Jahrhunderts  datirend,  dem  Bestre- 
ben ihre  Entstehung  verdankten,  gegenüber  der  durch  das  Gesetz 
vom  17.  Juni  1791  promulgirten  schrankenlosen  Gewerbefreiheit  Ar- 
beiter und  Principal  desselben  Gewerbes  bezw.  Handwerks  durch 
das  Band  der  Association  zu  stützen  und  zu  stärken. 

Die  Bildung  dieser  Vereinigungen  steht,  so  zu  sagen,  ausser- 
halb des  Gesetzes,  jedoch  hat  die  Regierung  sie  nicht  nur  stets  ge- 
duldet und  Ende  der  60er  Jahre  noch  die  Bildung  besonderer  Ar- 
beitersyndicatskammern  zugelassen,  sondern  sie  legte  ihnen  lange  Zeit 
hindurch  —  bis  zum  Januar  1875  —  eine  erhebliche  Bedeutung 
dadurch  bei,  dass  sie  officielle  Gutachten  von  ihnen  einforderte  und 
ihnen  bei  den  Gerichten  die  Bestellung  von  Schiedsrichtern  übertrug. 
Ausser  diesen  Functionen  hatten  die  Kammern  den  statutarischen 
Zweck,  auf  freundschaftlichem  Wege  die  Schlichtung  derjenigen  Diffe- 
renzen zu  erstreben,  welche  ihnen  von  den  Parteien,  —  seien  es 
Mitglieder  oder  Nichtmitglieder  —  unterbreitet  wurden,  und  beson- 
ders alle  diejenigen  Fragen  zu  erörtern,  welche  das  Gewerbe  inter- 
essiren,  welches  durch  sie  vertreten  war  und  namentlich  auch  auf 
technischem  Gebiete  die  auftretenden  Vervollkommnungen  zum  Ge- 
meingut Aller  zu  machen. 

Schon  im  Anfange  des  Jahrhunderts  traten  verschiedene  dieser 
Kammern  zu  Verbänden  behufs  gegenseitiger  Unterstützung  zusam- 
men. Die  erste  Gruppe  dieser  Art  bildete  sich  aus  den  Baugewerken 
der  Maurer,  Zimmerleute  und  Strassenpflasterer  unter  dem  Namen 
der  Sainte  Ghapelle  im  Jahre  1810;  erst  1859  folgten  drei  andere 
Gewerbegruppen,  die  Gerberei,  der  Wagenbau  und  die  Gewerbe  für 
Heizung  und  Beleuchtung  demselben  Beispiel,  in  dem  ausgesproche- 
nen Zwecke,  das  gewerbliche  Eigenthum  gegen  heimische  und  fremde 
Nachbildung  zu  schützen.  Dieser  Verband  nahm  den  Namen  Union  union 
nationale  an  und  mag  jetzt  an  100  verschiedene  Kammern  zählen. 
Unter  seinem  Patronat  suchen  sich  auch  gemischte  Kammern  von 
Principalen  und  Arbeitern,  sowie  selbstständige  Arbeiterkammern  zu 
bilden. 

4* 
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Diese  beiden  Gruppen  haben  seit  1866  in  Gemeinschaft  mit  den 
ausserdem  einzeln  bestehenden  Syndieatskammem  in  Paris  ein  Gen- 
tral-Gomite  errichtet,  dem  sämmtliche  Präsidenten  der  Syndieats- 
kammem angehören,  welche  dem  gemeinsamen  Programm  zugestimmt 
haben.  Letzteres  skizzirt  die  Aufgaben  des  gedachten  Gomitös  da- 
hin, 1)  die  Institution  der  chambres  syndicales  zu  erhalten  und 
weiter  zu  verbreiten,  2)  zu  solchem  Zwecke  regelmässige  Gonferenzen 
der  Vertreter  dieser  Kammern  zu  organisiren,  um  über  die  allgemei- 
nen Interessen  von  Handel  und  Gewerbe,  wie  über  die  Fragen  betr. 
materielle  und  moralische  Wirksamkeit  des  Instituts  gemeinsam  zu 
berathen,  und  3)  die  verbundenen  Kammern  überall  dort  als  Gen- 
tralstelle  zu  vertreten,  wo  solches  im  Interesse  des  Handels,  der  Ge- 
werbe oder  der  internen  Angelegenheiten  der  Kammern  nothwendig 
erscheint. 

Auch  in  anderen  grösseren  Städten  Frankreichs  bestehen  ähn- 
liche Syndikate,  von  denen  sich  namentlich  dasjenige  der  Seideo- 
manufacturen  von  Lyon  einen  Namen  machte.  — 

Obgleich  gesetzlich  nur  geduldet  und  heute  ohne  jede  officlelle 
Befugniss,  haben  sich  die  chambres  syndicales  doch  einen  mächtigen 
Einfluss  verschafft  und  namentlich  für  die  innere  Hebung  und  För- 
derung der  Gewerbe  überaus  nützlich  gewirkt. 

soci^tÄs  Enie  andere  Form  der  freien  Vereinigung  findet  sich  auf  dem  6e- 

turJ^comi-  ^*^^®  ^®^  Landwirthschaft  unter  den  Namen  der  Sociötös  d'Agricul- 

cesagrkoiea.ture   uud  Gomices   agricoles,    welche,    ursprünglich    aus    dem 

Jahre  1785    stammend,    während   der  Revolution  unterdrückt,    erst 

seit  1820  wieder  hervortraten  und  im  Jahre  1877,  durch  das  ganze 

Lajnd  verbreitet,  sich  auf  die  Zahl  von  524  bezifferten. 

Diese  Vereine,  in  ihren  Bestrebungen  zur  Hebung  des  Acker- 
baues und  der  Viehzucht  durch  Staatssubventionen  unterstützt,  beruhen 
genau  auf  den  nämlichen  Grundlagen,  wie  bei  uns  die  landwirth- 
schaftlichen  Vereine,  weshalb  eine  eingehende  Schilderung  derselben 
bis  zur  Besprechung  der  letzteren  ausgesetzt  werden  kann. 

Es  braucht  der  Schilderung  der  französischen  Verhältnisse  kaum 
hinzugefügt  werden,  dass  wir  in  ihnen  nicht  allein  die  Anregung, 
sondern  vielfach  auch  das  Muster  derjenigen  Organisationen  zu  er- 
blicken haben,  welchen  wir  bei  den  übrigen  irgend  vorgeschritteneren 
Staaten  zum  Zwecke  der  Pflege  und  Förderung  wirthschaftlicher 
Interessen  begegnen. 

In  diesem  Moment   Hegt   der  Grund,    weshalb  wir  den  Institu- 
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tionen  des  „Hatterlandes^^  auf  diesem  Felde,  eine  Ausführlichkeit  ge- 
widmet haben,  anf  welche  ausserdem  nur  noch  die  Zustände  im 
eigenen  Hause  Anspruch  machen  dfirfen. 

2.     Deutsollland. 

A.    Das  deutsche  Reich. 

Die  Reichsverfassung  bestimmt  im  ersten  Satze  des  Art.  2,  dass 
das  Reich  innerhalb  des  Bandesgebietes  das  Recht  der  Gesetzgebung 
nach  Massgabe  des  Inhalts  der  Reichsverfassung  und  mit  der  Wir- 
kung ausübt,  dass  die  Reichsgesetze  den  Landesgesetzen  vorgehen, 
und  der  Art.  4  der  Reichsverfassung  überweist  dann  der  Beaufsich- 
tigung des  Reichs  und  der  Gesetzgebung  desselben  einen  so  um- 
fassenden Kreis  von  Angelegenheiten,  dass  sich  die  Zuständigkeit 
des  Reichs  auf  fast  alle  Gebiete  des  staatlichen  Lebens  theils  un- 
mittelbar, theils  mittelbar  erstreckt/  In  rein  wirthschaftlichen  Be- 
ziehungen  steht   dem   Reioihe   die  Gesetzgebung  über  nachfolgende  wirthschaft. 

r>i  xe     j  liebe  Zustin- 

Gegenstände  zu:  digkeitde. 

1.  Die  Bestimmung  über  Freizügigkeit,  Heimaths-  und  Nieder-    ^**'*'** 
lassungs- Verhältnisse,    Staatsbürgerrecht,    Passwesen    und 
Fremdenpolizei  und  über  den  Gewerbebetrieb,  einschliesslich 

des  Versicherungswesens,  in  Bayern  mit  Ausschluss  der 
Heimaths-  und  Niederlassungs- Verhältnisse,  desgleichen  über 
Golonisation  und  die  Auswanderungen  nach  ausserdeutschen 
Ländern.     Art.  4,  1  der  R.-V. 

2.  Die  Zoll-  und  Handels-Gesetzgebung  und  die  für  die  Zwecke 
des  Reichs  zu  verwendenden  Steuern.    Art.  4,  2  der  R.-V, 

3.  Die  Ordnung  der  Mass-,  Münz-  und  Gewichtssysteme,  nebst 
Feststellung  der  Grundsätze  über  die  Emission  von  fundirtem 
und  unfundirtem  Papiergeld.   Art.  4,  3  der  R.-V. 

4.  Die  allgemeinen  Bestimmungen  über  das  Bankwesen.  Art.  4,  4 
der  R.-V. 

5.  Die  Erfindungspatente.    Art.  4,  ö  der  R.-V. 

6.  Der  Schutz  des  geistigen  Eigenthums.    Art.  4,  6  der  R.-V. 

7.  Organisation  eines  gemeinsamen  Schutzes  des  deutschen 
Handels  im  Auslande,  der  deutschen  SchifiTahrt  und  ihrer 
Flaggen  zur  See  und  Anordnung  gemeinschaftlicher  consu- 
larischer  Vertretung,  welche  vom  Reich  ausgestattet  wird« 
Art.  4,  7  der  R.-V. 
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8.  das  EiseubaLuwcsen  (in  Bayern  vorbehaltlich  der  Bestimmong 
im  Art.  46)  Art    4    8  d.  R.-V. 

9.  Der  Flösserei  and  des  Schiiffahrtsbetriebes  auf  den  mehrereo 
Staaten  gemeinsamen  Wasserstrasseu,  sowie  die  Flnss-  und 
sonstigen  Wasserzölle.     Art.  4,  \)  d.  R.-V. 

10.  Das  Post-  und  Telegraphen wesen  (mit  Aussei ilnss  von 
Bayern  und  Württemberg).  Art.  4,  10  d.  R.-V. 

11.  Die  Bestimmung  über  das  Press*  und  Vereinswesen.  Art.  4, 
16  d.  R.-V. 

12.  Das  Verfahren  zur  Ermittelung  der  Ladungsfähigkeit  von 
Seeschiffen,  die  Ausstellung  der  Messbriefe  und  Schiff'scerti- 
ficate  und  die  Bedingungen  für  die  Erlaubniss,  ein  Seeschiff 
zu  führen  Art.  45,  Abs.  2  der  R.-V. 

13.  Die  Auferlegung  anderer  und  höherer  Abgaben  auf  fremde 
Schiffe  oder  deren  Ladungen.    Art.  54,  Abs.  5  d.  R.-V. 

Die  Reichsgewalt  hat  also  *  einerseits  ausschliesslich  die  Gesetz- 
gebung über  das  gesammte  Zollwesen  ai\4  die  zu  Reichszwecken  zu 
verwendende  Steuern,  iosbesondere  über  die  Besteuerung  des  im 
Reiche  gewonnenen  Salzes,  Tabacks,  Branntweins,  Biers,  inländischen 
Zuckers  und  Syrups,  über  den  gegenseitigen  Schutz  der  in  den  ein- 
zelnen Bundesstaaten  erhobeneu  Vertirauchsabgaben  gegen  Hinter- 
ziehungen, sowie  über  Massregeln,  welche  in  den  Zollausschüssen 
zur  Sicherung  der  gemeinsamen  Zollgrenze  erforderlich  sind,  und  steht 
ihr  das  ausschliessliche  Recht  zu,  Reichssteuern  im  Wege  des  Reichs- 
gesetzes einzuführen.  Andererseits  gebührt  der  Reichsgewalt  aus- 
schliesslich das  Recht  der  Gesetzgebung  zur  Regelung  des  Handels- 
verkehrs, zum  Schutz  des  Handels  im  Ausland,  der  deutschen  Schiff- 
fahrt und  der  gemeinsamen  Gonsularvertretung. 
Zölle  und  jQjß  Gomeiuschaft  der    Einnahme    von    den    Zöllen   und    Ver- 

abgftbcn.  brauchsabgaben  gründet  sich  auf  die  Bestimmung  des  sehou  vor  der 
Errichtung  des  Deutschen  Reichs  zwischen  dem  Norddeutschen  Bund, 
Bayern,  Württemberg,  Baden  und  Hessen  abgeschlossenen  Vertrages 
vom  8.  Juli  1867,  betreffend  die  Fortdauer  des  Zoll-  und  Handels- 
vereins vom  23.  Januar  1838. 
Zoll-  und  Im  preussischen  Staate  hatte  bereits  das  Gesetz  vom  2G.  Mai  1818 

über  den  Zoll  und  die  Verbrauchssteuer  von  ausländischen  Waaren 
und  über  den  Verkehr  zwischen  den  Provinzen  des  Staats  die 
Binnenzölle  aufgehoben  und  die  Handelsfreiheit  als  Princip  anerkannt, 
das  Maximum  der  Steuer  von  den  zur  Gonsumtion  aus  dem  Aus- 
lände eingehenden  Manufactur-  und  Fabrikwaaren   auf  zehn  Procent 


Handels 
verein. 
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des  Werthes  and  dabei  die   Erhebung   der    Gefälle   nach    Gewicht» 
Maass  nnd  Stückzahl  festgesetzt. 

Die  Theilnng  des  prenssischen  Staatsgebiets  in  eine  östliche 
nnd  westliche  tiälfte,  der  Umstand,  dass  preussische  Landestheile 
von  fremdem  Staatsgebiete,  und  solche  umgekehrt  von  preussischem 
Gebiet  eingeschlossen  waren,  bewirkte,  dass  trotz  des  Anschlusses 
mehrerer  kleiner  deutsche  Gebiete  an  das  preussische  Zollsystem  die 
prenssischen  Landestheile,  bis  zu  dem  Vertrag  mit  Eurhessen  1831, 
der  zu  einem  preussisch-hessischen  Zoll  vertrag  führte,  in  einen 
östlichen  und  westlichen  Zollverband  getheilt  blieben.  Dem  preussisch- 
hessischen  Verband  traten  später  eine  weitere  Anzahl  mitteldeutscher 
Staaten  hinzu,  und  wurde  der  „Deutsche  Zoll-  und  Handelsverein" 
gegründet,  dem  sich  ein  zwischen  Hannover,  Oldenburg  und  Braun- 
schweig seit  1834  bestehender  Verband  am  7.  September  1851  an- 
schloss.  Hierauf  kam  es  zwischen  Preussen,  Bayern,  Sachsen, 
Hannover,  Württemberg,  Baden,  beiden  Hessen,  den  Thüringischen 
Staaten  und  der  Stadt  Frankfurt  zu  dem  Vertrag  vom  4.  April  1853, 
der  später  1864  nnd  1865  auf  fernere    12  Jahre  verlängert  wurde. 

Durch  den  Krieg  von  1866  aufgehoben,  wurde  der  Vertrag  durch 
den  Friedensschluss  mit  seehsmonatlicher  Kündigungsfrist  auf  un- 
bestimmte Zeit  zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde  und  den  Süd- 
deutschen Staaten  erneuert. 

Bis  zur  Gonstituirung  des  Deutschen  Reichs  war  der  Vertrag 
nur  auf  Zeit  geschlossen,  war  also  seiner  Natur  nach  keine  für 
immer  fortdauernde  organische  Einrichtung  für  das  ganze  Gebiet  des 
Zollvereins. 

Die  Bedeutung  des  Art.  40  der  Reichsverfassung  ist,  dass  in 
Folge  desselben  alle  Bestimmungen  des  Zollvereinsvertrages,  unge- 
achtet ihres  auf  Verträgen  beruhenden  Ursprungs,  in  Normen  staats- 
rechtlicher Natur  umgewandelt  wurden,  deren  Aufhebung  oder  Ab- 
änderung nur  noch  in  denjenigen  Formen  erfolgen  kann,  welche  die 
Reichs  Verfassung  für  die  Ausübung  des  Rechtes  der  Gesetzgebung 
in  Art.  5  beziehungsweise  des  Verordnungsrechtes  im  Art.  7  vor- 
geschrieben hat. 

Bezüglich  der  Zuständigkeit  des  Reiches  in  Beziehung  auf  See-  ^««-schiflF. 
Schiffifahrt   und   Land-    und   Wasserstrassen    hatte   das   Allgemeine  a*od  wmmi^ 
deutsche  Handelsgesetzbuch,  welches  in  seinem  5.  Buche  in  den  Art.    »«»««n. 
432 — 911   die  Normen  festsetzt,    nach    welchen  die  aus  dem  See- 
verkehr   der   Privatpersonen    entspringenden    Rechtsverhältnisse   zu 
beurtheilen   sind,  dem  Staats-  und  Völker-Seerecht  nur  in  so  weit 
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Rechnung  getragen,  als  dasselbe  mit  dem  Privat-Seerecht  in  unmittel- 
barem und  unzertrennbarem  Zusammenhang  steht,  und  auch  hier 
hatte  es  sich  auf  die  allernothwendigsten  Bestimmungen  beschränkt, 
den  weiteren  Ausbau  den  einzelnen  Staaten  überlassend.  Die  An- 
sicht, die  sich  schon  bei  den  Berathungen  des  A.  D.  H.  6.  geltend 
gemacht  hatte,  dass  in  Ansehung  der  Nationalität  der  zur  See 
fahrenden  Kauffahrteischiffe  die  Staaten  des  Deutschen  Bundes  eine 
Einheit  bilden  sollten,  war  nicht  durchgedrungen,  und  hatte  somit 
auf  staatsrechtlichem  und  völkerrechtlichem  Gebiet  das  Allgemeine 
deutsche  Handelsgesetzbuch  ein  gemeines  Seerecht  für  die  deutschen 
Staaten  nicht  geschaffen. 

Mit  der  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes  hörten  für  diesen 
die  Gründe  auf,  welche  bisher  der  Ausdehnung  des  Seerechts  über  die 
Grenzen  des  Privatrechts  hinaus  entgegengestanden  hatten;  der  staats- 
und  völkerrechtlich  souveräne  Bundesstaat  musste  sich  auch  zuständig 
zur  Regelung  der  seerechtlichen  Beziehungen  seiner  nationalen  machen, 
und  ebenso  war  es  für  ihn  geboten,  dass  er  die  Regelung  der  inter- 
nationalen maritimen  Beziehungen  mit  dem  Auslande  in  die  Hand 
-  nähme.  Aus  diesem  Gesichtspunkt  wurde  der  Gegenstand  in  der 
Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  geregelt  und  ging  in  der  ein- 
mal gewonnenen  Form  unverändert  in  die  Verfassung  des  Deutschen 
Reiches  über. 

Aus  entsprechenden  Gründen  hat  die  Reichsverfassung  dem  Rechte 
der  Einzelstaate  zur  Erhebung  von  SchifiTahrts-  und  Flössereiabgaben 
Schranken  gezogen 
consuiau-  Däs    dcutschc  Gonsulatswescn  entbehrte  bis  zur  Gründung  des 

Norddeutschen  Bundes  jeder  Einheitlichkeit.  Der  vormalige  Deutsche 
Bund  hatte  sich  mit  dem  Gegenstand  nicht  beschäftigt.  Der  Zoll- 
vereinigungsvertrag von  1833  begnügte  sich  mit  der  Abrede,  dass 
die  Gonsuln  der  verschiedenen  Staaten  den  Angehörigen  auch  der 
andern  Staaten  möglichsten  Schutz  verleihen  sollten.  Erst  der  Nord- 
deutsche Bund  und  später  das  Deutsche  Reich  haben  das  deutsche 
Gonsulatswesen  der  ausschliesslichen  Zuständigkeit  des  Reiches  unter- 
stellt. Der  Art.  3,  Abs.  6  der  Reichsverfassung  verheisst  allen  Deutschen 
im  Auslande  gleichen  Schutz  und  organisirt  für  diesen  Schutz  und 
gleichzeitig  den  des  deutschen  Handels,  der  Schifffahrt  und  ihrer 
Flagge  zur  See  ein  gemeinschaftliches  Gonsulatwesen. 
Mim«-,  Mass-  Qqjj^  altcu  Desidericn  der  deutschen  Staaten  nach  einer  einheit- 
System,  liehen  Regelung  des  Münz-,  Mass-  und  Gewichtssystems  ist  ebenso 
durch  das  Reich  Rechnung  getragen  worden. 
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"  anstalten, 

long  des  Deutschen  Reichs,    zumal  auf  dem  ^Gebiete  des  Post-  und  Post- und  Te- 
Telegraphenwesens,  in  den  verschiedenen  Theilen  Deutschlands  eine  ^ög^p^«»- 

*^      *  '  weiten. 

möglichst  bunte  Gestaltung. 

Die  Kaiser  des  heiligen  Römischen  Reichs  deutscher  Nation 
hatten  die  Posthoheit  als  Kaiserliches  Reservatrecht  in  Anspruch 
genommen  und  hatten  den  von  dem  üause  Taxis  eingerichteten 
Posten  die  Bezeichnung  und  die  Privilegien  einer  Reichspostanstalt 
beigelegt.  Von  den  Reichsständen  war  jedoch  jener  Anspruch  nie 
anerkannt  worden,  und  hatten  sich  in  den  grösseren  deutschen  Ter- 
ritorien besondere  Staatspostanstalten  gebildet.  Der  Deutsche  Bund 
Hess  den  alten  zerfahrenen  Zustand  ruhig  bestehen,  bis  endlich  die 
ünleidlichkeit  der  Verhältnisse  1850  zur  Gründung  des  Deutsch- 
Oesterreichischen  Postvereins  führte,  der  nachmals  durch  verschiedene  " 
neue  Verträge  in  den  Jahren  1851,  1855,  1857,  1860  weiter  aus- 
gebildet und  ergänzt  wurde.  Zwar  hatte  schon  die  Deutsche  Reichs- 
verfassung der  Frankfurter  Nationalversammlung  und  ebenso  der 
Entwurf  einer  Reichs  Verfassung,  welche  dem  sogenannten  Dreikönigs- 
bündniss  vorgelegen  hatte,  die  Uebertragung  des  Postwesens  auf  die 
Reichsgewalt  verlangt,  doch  auch  auf  diesem  Gebiete  und  auf  dem 
ihm  eng  verbundenen  des  Telegraphenwesens  schaffte  erst  der  Nord- 
deutsche Bund,  in  dessen  Gebiet  bei  seiner  Creirung  allein  noch 
10  selbstständige  Postverwaltungen  existirten,  eine  Remedur. 

Ebenso  wie  bei  dem  Postwesen  hatte  die  Deutsche  National-  Eisenbahn- 
versammlung und  später  der  Entwurf  der  Verfassung  des  Dreikönigs- 
bündnisses erklärt,  dass  der  Reichsgewalt  Oberaufsicht  und  Gesetz- 
gebungsrecht bezüglich  der  Eisenbahnen,  so  weit  der  Schutz  des  Reichs 
und  das  Interesse  des  allgemeinen  Verkehrs  es  erfordern,  zustehe,  ferner 
dass  das  Reich  das  Recht  habe,  unter  denselben  Gesichtspunkten  die 
Anlagen  von  Eisenbahnen  zu  bewilligen,  sowie  selbst  Eisenbahnen 
anzulegen,  auch  gegen  den  Einspruch  der  Einzelstaaten,  oder  deren 
Benutzung  gegen  Entgeld  zu  erzwingen. 

In  den  Friedensverträgen  Preussens  mit  den  Süddeutschen 
Staaten  wurde  auf  das  Eisenbahnwesen  ebenfalls  Rücksicht  genom- 
men und  erklärt:  „dass  Normen  zu  vereinbaren  seien,  welche 
geeignet  sind,  namentlich  die  Goncurrenzen  in  angemessener  Weise 
zu  regeln  und  den  allgemeinen  Verkehrsverhältnissen  nachtheiligen 
Bestrebungen  der  einzelnen  Verwaltungen  entgegenzutreten." 

Die  Verfassung,  des  Norddeutschen  Bundes  ist  dann  dabei  stehen 
geblieben,   das  Eisenbahnwesen  nur  im  Hinblick  auf  die  Interessen 


wcscn. 
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der  Landesvertheidigang  und  des  allgemeinen  Verkehrs  der  Beauf- 
sichtigung Seitens  des  Bundes  und  der  Gesetzgebung  desselben  zu 
noterwerfen,  sie  hat  jedoch  gleichzeitig  die  Gompetenz  des  Bundes 
und  der  Einzelstaaten  durch  eine  Reihe  von  Bestimmungen  abge- 
grenzt. Die  betreffenden  Bestimmungen  der  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bundes  sind  demnächst  unverändert  in  die  Verfassung  des 
Deutschen  Reichs  übergegangen,  und  sie  enthalten  die  staatsrecht- 
liche Grundlage  des  gemeinsamen  deutschen  Eisenbahnwesens,  welche 
nur  durch  die  Ausnahmestellung  Bayerns  alterirt  wird. 
Organisation         2ur  Zelt   der  Errichtung   des  Norddeutschen  Bundes  boten  die 

des  Bank-  ^ 

Wesens  Zustäudo  dor  in  Deutschland  bestehenden  Notenbanken  und  des 
Notenumlaufs  derselben  ein  Bild  der  grössten  Mannigfaltigkeit  und 
Unregelmässigkeit,  so  dass  eine  gleichmässige  und  umfassende  Rege- 
lung des  Bankwesens  ein  dringendes  Bedürfniss  war,^) 

Daher  wurde  in  dem  Art.  4,  Ziffer  4  der  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bundes  die  Bestimmung  aufgenommen,  „dass  der  Beauf- 
sichtigung Seitens  des  Bundes  und  der  Gesetzgebung  desselben  die 
allgemeinen  Bestimmungen  über  das  Bankwesen  unterliegen^.  Diese 
Bestimmung  ging  wörtlich  auf  die  Reichsverfassung  über,  und  erstreckt 
sich  die  Zuständigkeit  des  Reichs  demnach  ganz  allgemein  auf 
das  Bankwesen  überhaupt.  Die  Gesetzgebung  hat  sich  aber  bisher 
nur  mit  dem  Banknotenwesen  und  der  Gontrole  der  Notenbanken 
befasst,  nicht  auch  mit  den  übrigen  Banken,  und  so  herrscht  im 
Deutschen  Reich,  da  die  staatliche  Genehmigung  für  Gommandit-Ge- 
Seilschaften  auf  Actien  und  die  Actiengesellschaften  aufgehoben  ist, 
bezüglich  der  Banken,  die  keine  Noten  ausgeben  und  deren  Ge- 
schäftsbetrieb nur  den  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Deutschen 
Handelsgesetzbuches  unterliegt,  vollständige  Bankfreiheit. 

Ein  Reichsbankgesetz  wurde  nach  verschiedenen  gescheiterten 
Versuchen  am  14.  März  1875  publicirt  und  beruht  auf  den  Funda- 
mentalgrundsätzen, dass  es  keineswegs  das  ganze  Zettelbankwesen  zu 
monopolisiren  gedenkt,  sondern  die  anderen  Notenbanken  erhält, 
wenn  dieselben  ihre  Noten  gegenseitig  zum  vollen  Werth  annehmen 
und  sich  den  sonstigen  Verfügungen  des  Bankgesetzes  bis  zu  einer 
Präclusivfrist  fügen.  Ein  dem  Bankgesetz  eigenthümliches  System 
ist   die  „indirecte  Gontingentirung  des   ungedeckten  Notenumlaufs^. 

^)  Zur  Zeit  der  Emanation  des  ßankgesetzes  yom  14.  März  1875  bestanden 
im  Deutschen  Reich  ausser  der  zur  Reichsbank  umgewandelten  Preussischen  Bank 
noch  32  Privatnotenbauken  mit  den  verschiedenartigsten  Verfassungen  und  Organi- 
sationen. 
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Darcb  dieses  System  wird  ohne  Aufstellang  einer  festen  Grenze 
Vorsorge  getroffen,  dass  der  ungedeckte  Notenumlauf  seinen  regel- 
mässigen Umfang  nur  dann  überschreitet,  wenn  ein  aussergewöhn- 
licber  Bedarf  sich  durch  ausserordentliche  Vermehrung  der  Geldnach- 
frage und  Steigerung  des  marktgängigen  Zinsfasses  legitimirt  und 
zwar  mit  der  Tendenz,  sobald  als  möglich  auf  den  regelmässigen 
Umfang  des  Notenumlaufes  zurückzufahren. 

Die  einzelnen  Bestimmungen  des  Bankgesetzes  glauben  wir  nicht 
wiederholen  zu  brauchen. 

Nachdem  wir  in  Vorstehendem  einen  flüchtigen  Blick  auf  die 
„wirthschaftliche  Zuständigkeit^  des  Deutschen  Reichs  in  ihren  wich- 
tigsten Beziehungen  geworfen  haben,  der  uns  nöthig  schien,  um  an 
denselben  in  unserem  letzten  Abschnitt  bezüglich  der  Wichtigkeit  der 
Greirung  eines  aus  den  Interessentenkreisen  selbst  zusammenzusetzen- 
den Centralorgans,  welches  consultirend  und  consultirt  neben  der 
Reicbsregierung  zu  stehen  hätte,  anzuknüpfen,  erübrigt  uns  noch, 
mit  einigen  Worten  die  Organe  der  Regierung  selbst,  welche  in 
wirthschaftlichen  Fragen  mitzusprechen  haben,  zu  schildern  und  wer- 
den wir  sodann  zur  Besprechung  der  bezüglichen  Verhältnisse 
in  den  bedeutenderen  Staaten  innerhalb  des  Deutschen  Reichs 
kommen. 

Das  Wesen  des  Deutschen  Reichs  ist  in  Hinsicht  auf  das  Sub-  ^*«  ^"<'*'*" 
ject  oder  den  rechtlichen  Inhaber  der  Reichsgewalt  nicht  nach  wissen- 
schaftlichen Schablonen,    sondern  nur  nach  den  rechtlich  feststehen- 
den Thatsachen  zu  begreifen. 

Die  Reichsverfassuug  bestimmt  drei  Träger  der  Reichsgewalt, 
nämlich  den  erblichen  Kaiser,  den  aus  Bevollmächtigten  aller  Einzel- 
staaten bestehenden  Bundesrath  und  den  Reichstag  als  Vertreter  des 
ganzen  Volkes.  Jeder  dieser  einzelnen  oder  Gesammtpersonen  sind 
bestimmte  Functionen  der  Reichsgewalt  übertragen,  theils  zu  selbst- 
ständiger Ausübung,  theils  unter  der  Bestimmung  der  Mitwirkung 
mit  der  einen  oder  der  anderen  der  übrigen. 

Der  Bundesrath  besteht  aus  den  Vertretern   der  Mitglieder  des  Bundesrath. 
Bundes.     Er   theilt   sich    nach    seiner  Geschäftsordnung   in    7  fort- 
während existirende,  wenn  auch  nicht  fortwährend  versammelte  Aus- 
schüsse : 

1)  Für  das  Landheer  und  die  Festungen;  2)  für  das 
Seewesen;  3)  für  Zoll-  und  Steuerwesen;  4)  für  Han- 
del  und   Verkehr;   5^   für   Eisenbahnen,    Post    und 
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Telegraphen;  6)  für  Jastizwesen  und  7)  far  Rechnungs- 
wesen. 

Ausserdem  existirt  ein  dauernder  Ausschuss  füs  die  auswärtigen 
Angelegenheiten. 

Die  Ausschüsse  haben  im  Wesentlichen  nur  berathende  oder 
rein  geschäftliche  Functionen,  die  Mitglieder  der  Ausschüsse  sind  als 
solche  nur  „sachverständige  Vertrauensmänner^.*) 

Ausser  den  sich  schon  aus  den  Bezeichnungen  selbst  ergebenden 
Ressorts  der  einzelnen  Ausschüsse  ist  von  den  uns  im  Augenblick 
interessirenden,  der  Ausschuss  für  Zoll- und  Steuerwesen  von 
dem  Kaiser  gutachtlich  bei  der  Rrnennung  derjenigen  Reichsbeamten, 
welche  der  Kaiser  den  Zoll-  oder  Steuerämtern  und  den  Directiv- 
behörden  der  einzelnen  Staaten  zur  Ueberweisung  beiordnet  (Art.  36, 
Abs.  2  der  R.-V.)  zu  vernehmen  und  hat  der  Ausschuss  für  Handel 
und  Verkehr  sein  Gutachten  abzugeben  bei  der  dem  Kaiser  zu- 
stehenden Anstellung  der  Bundesconsuln  (Art.  56,  Abs.  l  der  R.-V.), 
während  dem  Ausschuss  für  Eisenbahnen,  Post  und  Telegraphen  das 
Recht  des  Vorschlages  für  die  von  dem  Kaiser  ausgehende  Fest- 
stellung niedrigerer  Specialtarife  der  Eisenbahnverwaltung  für  den 
Transport  von  Lebensmitteln  bei  Nothständen  übertragen  worden  ist 
(Art.  46  der  R.-V.). 

Die  wesentliche  Zuständigkeit  des  Bundesraths  ist  im  Art.  7 
Abs.  1  der  Reichsverhssung  dahin  zusammengestellt,  dass  derselbe 
beschliesst:  1)  Deber  die  dem  Reichstage  zu  machenden  Vorlagen; 
2)  über  die  zur  Ausführung  der  Reichsgesetze  erforderlichen  allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften  und  Einrichtungen,  sofern  nicht  durch 
Reichsgesetz  etwas  Anderes  bestimmt  ist;  3)  über  Mängel,  welche 
bei  der  Ausführung  der  Reichsgesetze,  oder  der  vorerwähnten  Vor- 
schriften oder  Einrichtungen  hervortreten. 

Die  constitutlonelle  Vertretung  des  gesammten  deutschen  Volkes 
im  „Reichstag^  findet  statt  gegenüber  der  „Reichs-Regierung'',  und 
gerade  in  dieser  Beziehung  tritt  die  Doppelstellung  des  Bundesrathes, 
auf  der  einen  Seite  als  Theil  der  Reichs-Regierung,  auf  der  anderen 
Seite  als  dem  Reichstag  gleichberechtigte  legislative  Körperschaft  mit 
möglichster  Deutlichkeit  zu  Tage. 
Reichs-  An  der  Spitze  der  Reichsregierung  steht  als  allein  verantwort- 

licher höchster  Beamter    des   Reichs    der  Reichskanzler,  gleichzeitig 


rcKiernng. 
Reichs- 
kanzler-Amt. 


*)  Vgl.  die  Bemerkung  des  Reicbstagsabgeordneten  v.  Bennigsen  in  den  Sten.  Ber. 
des  constituirenden  Reichstags  1867  Bd.  I.  S.  376  Sp.  1. 
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der  Chef  des  Reicbskanzleramtes.  Dieses  zerfällt  in  die  Verwal- 
tung des  Postwesens,  die  für  das  Telegraphenwesen,  die  für  die  An- 
gelegenheiten von  Elsass-Lothringen  und  die  ßeichseisenbahnen  und 
das  Reichsjastizamt.  Von  der  Gentralabtheilung  des  Reichskanzler- 
amts ressortirt  als  uns  interessirend :  das  statistische  Amt  des 
Deutschen  Reichs.  Sein  Geschäftskreis  umfasst:  a)  die  Statistik 
der  Bevölkerung,  b)  die  Statistik  der  Erwerbsthätigkeit  in  Land- 
wirthschaft,  Bergbau  xmd  Gewerbe,  c)  die  Statistik  der  Güterbewe- 
gung, d)  die  Statistik  der  gemeinschaftlichen  Zölle  und  Steuern, 
e)  die  Statistik  der  Organisation  und  Verwaltung  dieser  gemein- 
schaftlichen Einnahmen. 

Ebenfalls  unter  unmittelbarer  Leitung  des  Reichskanzlers  besorgt 
das  -Auswärtige  Amt  des  Deutschen  Reichs**  die  auswärtigen  An-  Auswärtiges 

m     .  AmtdesDeut- 

gelegenheiten.  sehen  Reichs. 

Zunächst  waren  die  auswärtigen  Angelegenheiten  des  Nord- 
deutschen Bundes  von  dem  preussischen  Ministerium  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  wahrgenommen  worden,  nach  Art.  4,  No.  7.  der 
Reichsverfassung  gehören  aber  die  Organisation  eines  gemeinsamen 
Schutzes  des  deutschen  Handels  im  Auslande,  der  deutschen  SchifP- 
fahrt  und  ihrer  Flagge  zur  See  und  die  Anordnung  einer  gemein- 
samen konsularischen  Vertretung  zu  den  Obliegenheiten  des  Reichs. 
Demzufolge  wurde  das  Gonsulatwesen  bald  nach  Errichtung  des 
Norddeutschen  Bundes  dem  zu  diesem  Zweck  errichteten  Bundes- 
Eanzleramt  unterstellt.  Später  wurden  in  weiterer  Entwickelung  der 
Bundeseinrichtungen,  auf  Antrag  des  preussischen  Landtages  und 
des  Reichstages,  die  sämmtlichen  auswärtigen  Angelegenheiten  auf 
den  Bund  und  dessen  Budget  übertragen.  Demzufolge  ist  mit  dem 
1 .  Januar  das  „Auswärtige  Amt,**  hervorgehend  aus  dem  preussischen 
Ministerium  des  Auswärtigen,  als  integrirender  Bestandtheil  in  die 
Bundesverwaltung  eingefügt  v^orden. 

Das  Auswärtige  Amt,  unter  dem  die  Kaiserlichen  Missionen  und 
Gesandtschaften  stehen,  umfasst  zwei  Abtheilungen. 

Die  erste  (politische)  Abtbeilung  beschäftigt  sich  mit  den  An- 
gelegenheiten der  höheren  Politik  des  Reichs,  hat  die  Gommnnication 
mit  den  fremden  Gesandten  u.  s.  w.,  die  Instruirung  der  deutschen 
Gesandtschaft  etc.  etc. 

Die  zweite  Abtheilung  bearbeitet  die  Angelegenheiten  der  Han- 
delspolitik, Handelsverträge  etc.  und  das  gesammte  Gonsulatswesen, 
wohin  sowohl  Errichtung  und  Besetzung  der  Gonsulate,  als  Instruc- 
tion und  Berichtseinholung  der  Reichsconsuln ,  sowie  die  Ertheilung 
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des  Exeqaatnr  und  der  Verkehr  mit  den  fremden  Consnln  gehört. 
Ferner  bearbeitet  die  zweite  Abtheilong  die  Staats-  und  civilrecht- 
licben  Angelegenheiten,  namentlich  die  Justiz-,  Polizei-  und  Post- 
sachen, die  ausländischen  gerichtlichen  Requisitionen,  die'  inter- 
nationalen Militair-  und  Marinesachen  und  alle  SchifPsangelegenheiten 
und  ebenso  die  Privatangelegenheiten  der  Deutschen  im  Auslande. 
Ausserdem  ist  dieselbe  betraut  mit  allen  internationalen  Eisenbahn-, 
Post-,  Telegraphen-,  Gewerbe-,  Münz-,  Quarentäne-  und  verwandten 
Angelegenheiten,  mit  allen  Grenzfragen,  wie  dazu  auch  die  Entschädi- 
gungen, Ausgleichungen  u.  s.  w.  jeder  Art  mit  fremden  Staaten  zählen. 

B.    Die  einzelnen  Bundesstaaten. 

a,    Preussen. 
a.    Die  ofRciellen  Institutionen. 

1.  Allgemeines.    (Staatliche  Organe). 

Fassen  wir  hier  zunächst  die  Stellung  der  Staatsverwaltung  zu 
Handel  und  Gewerbe  ins  Auge,  so  sehen  wir,  dass  —  als  in  Frank- 
reich längst  die  materiellen  Volksinteressen  eine  massgebende  Be- 
deutung erlangt  hatten,  —  in  Preussen  das  Verständniss  für  die  wirth- 
schaftlichen  Interessen  sich  erst  in  sehr  langsamem  Tempo  Bahn 
zu  brechen  begann. 

Bis  zum  Jahre  1806  hat  die  Entwicklung  des  Organismus  der 
bezüglichen  preussischen  Behörden  für  die  vorliegende  Studie  so 
wenig  practischen  Werth,  dass  wir  uns  auf  die  Bemerkung  beschrän- 
ken dürfen,  dass  die  Einrichtung  der  obersten  Staatsbehörden  seit 
der  Regierung  Friedrich  Wilhelm  I.  bis  zu  dem  unglücklichen  Frieden 
von  1807  eine  ziemlich  unveränderte  Gestaltung  behalten  hat. 
is<)6  Den  Standpunkt   derselben   zu   dieser  Zeit  kurz    zu   skizziren, 

Vaatl-  *"  scheint  schon  um  deswillen  angezeigt,  weil  dadurch  die  Stellung  des 
behördeii.   Haudcls,  wlo  or  gleichsam  als  Findelkind  bald  bei  diesem,   bald  bei 
jenem  Ministerium  in  nothdürftiger  Pflege  untergebracht  worden  ist, 
um  so  klarer  zur  Veranschaulichung  gelangt. 

Die  höchsten  Behörden  bildeten  die  verschiedenen  Ministerien; 
sie  standen  unmittelbar  unter  dem  Könige.  Die  Gesammtheit  der 
Staatsminister  bildete  den  Geheimen  Rath,  —  auch  Geheimes  Staats- 
ministerium genannt,  —  der  allwöchentlich  einmal  zusammentrat  und 
an  alle  Behörden  und  Private  im  Namen  des  Königs  verfugte.  Die 
gesammten    übrigen    Staatsbehörden    waren    sowohl    den    einzelnen 


—     63     — 

Ministerien  als  dem  Geheimen  Staatsrath  untergeordnet,  die  Mi- 
nisterien selbst  und  das  Ober-Eriegs-Golleginm  aber  vollständig  un- 
abhängig. 

Diese  Behörden  waren,  so  weit  sie  hier  in  Betracht  kommen: 

]«  das  geheime  Eabinetsministerium  oder  Departement  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten, 

2.  das  General -Ober -Finanz-,  Kriegs-    und  Domainen-Direc- 
torium. 

Zum  Ressort  des  ersteren  gehörte  die  Anstellung  der  Gesandten,  Das  geheim« 
Residenten  und  Consuln,    in    den  Geschäftskreis  des  letzteren  fielen  „l^"*''"!^" 
als  Special-Departements  das  Fabriken-Departement,  das  Manufactur-  oa«  oeuerai- 
und  Commerzien-Departement,    das  Seehandlungs-Departement,    das    ^^^^\, 
Bergwerks-  und  Hütten-Departement,    unter  welchem  auch  die  Kö-  KrieRa-  und 
nigliche  Porzellanmanufactur  zu  Berlin  stand,  und  das  Hauptbank-  i^r"*oriu!n 
Präsidium. 

Die  Bank  und  die  Seehandlung  sind  Schöpfungen  Friedrich's 
des  Grossen  und  bestimmt,  diese  den  auswärtigen,  jene  den  inneren 
Handel  zu  heben.  Leider  sollten  sich  die  grossen  Erwartungen,  »le  sce- 
welche  der  Stifter  an  das  letztere  Institut  knüpfte,  nicht  verwirk- 
lichen, denn  trotz  Vermehrung  der  Actien  und  Ausdehnung  des  Pri- 
vilegiums ergab  sich  von  Jahr  zu  Jahr  ein  schlechteres  Geschäft, 
und  der  grossartige  Plan  Friedrich's  des  Grossen,  durch  die  See- 
handlung den  Seehandel  zu  heben,  zerfiel  in  Nichts. 

Heute  florirt  die  Seehandlung  nur  noch  als  Staats-Bankier. 

Das  alte  Manufactur-  und  Commerzien-Departement  konnte  in 
seiner  Stellung  als  vereinzeltes  Special- Departement  des  General-Ober- 
Finanz-,  Kriegs-  und  Domainen-Directorium  auch  keine  wirksame 
Thätigkeit  entfalten,  und  füglich  von  einer  genügenden  Vertretung 
der  Interessen  des  Hundeis-  und  Gewerbestandes  nicht  wohl  die 
Rede  sein. 

Das  Jahr  180B  trug  endlich  den  begründeten  Forderungen  der 
Zeit  Rechnung. 

Stein,  der  schon  als  Finanzminister  im  Jahre  1806  zu  gründ- 
lichen Reformen  gerathen  hatte,  wurde  der  Schöpfer  des  im  Ganzen 
und  Grossen  noch  bis  auf  den  heutigen  Tag  wirksam  erhaltenen 
Staatsorganismus. 

Diese  Aenderungen  und  Umgestaltungen  waren  auch  für  den 
Handel  und  die  Gewerbe  von  den  heilsamsten  Folgen  begleitet. 


handluiig. 
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sectionfur  £ine  besoodere  Instruction  bestimmte  die  Geschäftsführung  des 

lixrunV  dL  gösammten  Ministeriums.    Nach  §  4  ward  der  zweiten  Section    des 

Angelegon-  Mioisteriums  des  Inneren  die  Gewerbe-Polizei,  nach  §  7  über- 
H.nd!il  und  haupt  die  Verwaltung  aller  auf  Fabrikation  und  Handel  bezüglichen 
der  Fabriken  Angelegenheiten  überwiesen  und  zu  den  Gegenständen  ihres  Geschäfts- 

im  Ministe-   ■        •  ■       «  i  i         . 

riam  des    krciscs  msbesoudero  gerechnet: 

Innern.  a)  Das  Zuuftwescn  und  was  damit  in  Verbindung  steht,  Schau- 

anstalten, überhaupt  die  Polizei  der  Fabrikation,  mit  Aus- 
schluss der  zum  Ressort  der  Bergwerks-Section  gehörigen 
grösseren  metallurgischen  Fabrikationen, 
b)  die  Handelspoiizei  im  weitesten  Umfange  des  Wortes,  mit- 
hin alle  Bestimmungen  über  den  in-  und  ausländischen 
Handel,  in  soweit  nicht  rücksichtlich  des  letztern  die  Wirk- 
samkeit des  Departements  der  auswärtigen  Angelegenheiten, 
von  welchem  die  Handels-Commissaire  ressortiren,  eintritt; 
die  Marktrechte,  Taxen,  alle  Anstalten  und  Meliorationen  zur 
Beförderung  des  Handels,  insonderheit  die  Fürsorge  wegen 
der  Seehäfen,  Schiifbarmachung  der  Ströme,  Anlegung  von 
Kanälen,  Chausseen  und  Landstrassen. 
Dieser  Section  ward  nach  §  9  unmittelbar  eine  zu  errichtende 

Technische  techuischo  Gcworbs-  und   Handels-Deputation   untergeordnet,    rück- 

Gewerbs-    gichtlich  wolcher  es  heisst: 

and  Handels- 

Depnution.  Slo  soU  bestcheu   aus   einigen   Staatsbeamten,   aus    Gelehrten, 

Künstlern,  Landwirthen,  Manufacturiers  und  Kaufleuten,  welche  die 
erforderliche  wissenschaftliche  oder  practische  Bildung  haben.  Ihr 
Zweck  ist,  das  Wissenschaftliche  der  ganzen  Gewerbekunde  in  ihren 
Fortschritten  zu  verfolgen  und  unter  Mittheilung  der  Resultate  mit 
ihrem  Gutachten  der  Section  an  die  Hand  zu  gehen. 

Eine  besondere  Verordnung  sollte  ihre  innere  Organisation  be- 
stimmen. 

Nach  zwei  Jahren    wurden   wiederum    Veränderungen   in   den 

obersten  Staatsbehörden  vorgenommen.    Die  Verordnung  vom  27.  Oc- 

tober  1810  bestimmte,  dass  in  dem  Ministerium  eine  besondere  Ab- 

Abtheiiang  theiluug  B.  für  den  Handel  und  die  Gewerbe   errichtet   werde,   zu 

für  Handel  dcrcn  Rcssort  alles  gehören  sollte,  was  auf  den  Gang  der  Gewerbe 

^ewere.  1^^.  ^^^  Natiou ,  also  der  Production,  Fabrikation  und    den    Handel 

Bezug  hat,  insbesondere: 

a)  die  Polizei  der  Fabrikation,  das  Zunftwesen,  und  was  damit 
in  Verbindung  steht;  die  Schauanstalten ; 

b)  die  Polizei  des  Handels  im  weitesten  Umfange  des  Wortes, 
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also  alle  Bestimmungen  über  den  in-  und  ausländischen 
Handel;  alle  Anordnungen  über  den  Verkehr  mit  inländi- 
schen Producten,  die  Marktrechte,  Taxen,  alle  Anstalten 
und  Meliorationen  zur  Beförderung  des  Handels,  die  Sorge 
für  die  Seehäfen,  Schiff barmachung  der  Ströme,  Anlegung 
von  Kanälen,  Chausseen  und  Landstrassen; 

c)  die  Mitaufsicht  auf  die  Geld-Institute,  namentlich  Bank, 
Seehandlung,  die  Geld-Institute  und  das  Greditwesen  der 
Provinzen,  Korporationen  und  Gemeinden,  mithin  auch  die 
landwirthscbaftlichen  Creditsysteme ,  in  gewerbpolizeilicher 
Rücksicht. 

d)  die  Salzfabrication,  die  Porzellanmanufactur  und  alle  sonst 
für  Rechnung  des  Staats  betriebenen  Fabriken. 

Ausser  der  schon  sub  I.  erwähnten  technischen  Gewerbe-  und 
Handels-Deputation  wurden  auch  die  Fabriken-Commissarien  und  die 
Consulate  in  Sachen  der  Gewerbepolizei  dieser  Abtheilung  unmittel- 
bar untergeordnet. 

Abermals  nach  2  Jahren  trat  eine  neue  Veränderung  ein,  indem 
schon  1812  die  Abtheilung  für  Handel  und  Gewerbe  einen  beson- 
deren Chef  erhielt. 

In  dem  an  den  Staatskanzler  Freiherrn  von  Hardenberg  ge- 
richteten Königlichen  Befehl  vom  24.  April  1812  heisst  es,  dass, 
bis  Se.  Majestät  es  für  gut  befinc^ßn  werde,  den  Ministerien  des 
Innern  und  der  Finanzen  eigene  Minister  vorzusetzen,  der  Staats- 
kanzler dieselben  nach  den  Vorschriften  der  Verordnung  vom 
27.  October  1810  behalten  solle.  Dem  geheimen  Staatsrath  Sack 
wird  das  Departement  für  den  Handel  und  die  Gewerbe  ^«p»«^*«"«"« 
anvertraut,  dagegen  das  Münzwesen,  die  Mitaufsicht  über  die  ^Ii  und  die 
Geldinstitute  und  das  Creditwesen  der  Provinzen,  Korporationen  und  o^^erbe. 
Gemeinden  dem  Finanzministerium  übertragen.  Doch  sollte  das  De- 
partement für  den  Handel  und  die  Gewerbe  davon,  so  wie  von  allen 
den  Geschäftszweigen,  die  den  Handel  betreffen,  Kenntniss  nehmen, 
um  in  gewerbpolizeilicher  Rücksicht  nöthigenfalls  mitzuwirken.  Bei 
Bestimmung  des  Ressorts  des  Finanz-Ministeriums  heisst  es  noch, 
dass  zu  demselben  die  Salzadministration  gehöre,  jedoch  mit  Aus- 
schluss der  Salzfabrikation,  welche  bei  dem  Gewerbe-Departement 
blieb. 

Allein  schon  ein  Jahr  darauf  verlor  das  Departement  für  den 
Handel  und  die  Gewerbe  auch  die  Leitung  der  Salzfabrikation,  indem 

V.  Kaufmann.  f\ 
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diese  darch  die  Eabinetsordre  vom  13.  December  1813  dem  Finanz- 
ministerium fibertragen  wurde. 

Die  glücklichen  Eriegsereignisse  im  Jahre  1813  und  der  Pariser 
Frieden  führten  eine  neue  Aendemng  herbei.  Die  Ministerien  des 
Innern  und  der  Finanzen  wurden  nen  besetzt,  und  mittelst  Gabinets- 
ordre  vom  3.  Juni  1814  ein  sechstes  Ministerium,  das  der  Polizei, 
geschaffen  und  bestimmt,  dass  das  Ministerium  der  Finanzen  dem 
Minister  v.  Bülow,  nach  den  Bestimmungen  der  Verordnung  vom 
27.  October  1810  verbleiben  solle,  jedoch  unter  folgenden  Modifi- 
cationen : 

„Da  mehrere  bisher  zu  der  Abtheilung  für  Gewerbe  und  Handel 
im  Ministerium  des  Innern  gerechnete  Gegenstände  mit  der  Abgaben- 
verwaltung und  dem  Staatshaushalte  verflochten  sind,  so  will  Ich, 
um  den  Gang  der  Geschäfte  zum  Vortheile  Meiner  Unterthanen  und 
des  Dienstes  zu  erleichtem,  die  Fabrikangelegenheiten,  das  Bau- 
wesen, die  Sorge  für  die  Land-  und  Wassercommunication  und  alle 
den  See-  und  Landhandel  in  seinem  ganzen  umfange  betreffende 
Gegenstände  dem  Finanzminister  mit  übertragen,  jedoch  derge- 
stalt, dass  diese  zu  der  bisherigen  Abtheilung  für  Gewerbe  und 
Handel  gehörig  gewesenen  Angelegenheiten  unter  der  Leitung  des 
gedachten  Ministers  von  einem  besonderen  Personale  bearbeitet 
werden,  welches  mit  der  Abgaben-  und  Domainen-Verwaltung  (die 
Bauten  auf  den  Domainen-Aemtem  jedoch  ausgenommen)  nichts  zu 
thun  hat.  Das  Berg-  und  Hüttenwesen  ist  dem  Finanzminister  schon 
untergeordnet  und  verbleibt  ihm." 
stiiaurtth.  Nach  ganz  hergestelltem  Frieden  ward  dann  endlich  auch  durch 

die  Verordnung  vom  20.  März  1817  der  bereits  laut  Verordnung 
vom  27.  October  1810  organisirte  Staatsrath  eingeführt.  Er  hatte 
keinen  Antheil  an  der  Verwaltung,  sondern  war  nur  höcliste  be- 
rathende  Behörde  und  zerfiel  in  7  Abtheilungen,  welche  den  oben 
angeführten  6  Ministerien  vom  3.  Juni  1814  genau  entsprechen, 
mit  der  einzigen  Modification,  dass  für  die  Finanzen  eine,  und  für 
den  Handel  und  die  Gewerbe  noch  eine  besondere  Abtheilung  ge- 
bildet wurde,  während  sie  im  Ministerium  zusammen  vertreten  waren. 
Sechs  Monate  nach  der  Einfahrung  des  Staatsrathes  wurden  durch 
Verordnung  vom  3.  November  1817  unter  anderen  folgende  Bestim- 
mung getroffen: 

I.  Der  Finanzminister  wird  von  der  Verwaltung  der  sämmt- 
lichen  ausserordentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben,  des 
Schatzes  und    des  Staatsschuldenwesens,    der  Seehandlung, 
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der  Bank,  der  General-Salzdirection,  der  Lotterie,  der  Münze 
nnd  des  Berg-  und  Hüttenwesens,  entbunden.  Er  behält 
dagegen : 

1.  Die  Leitung  des  gewöhnlichen  Staatshaushalts,  mithin 
der  Domainen  und  Forsten  und -des  ganzen  Steuerwesens, 
der  General-Staatskasse  und  der  Provinzialkassen, 

2.  das  Handels-*  und  Gewerbe-Departement, 

3.  das  Land-  und  Wasser-Bauwesen. 

IL  Es  soll  ein  Ministerium  des  Schatzes  und  für  das  Staats- 
Creditwesen  errichtet  werden,  und  aus  dem  Staats- 
kanzler als  Chef,  dem  Staatsminister  von  Elewitz  als  Prä- 
sidenten und  dem  Wirklichen  Geheimen  Ober-Finanzrath 
Rother  als  Director  bestehen.  Diesem  Ministerium  sind  die 
Verwaltungen  der  ausserordentlichen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben, des  ganzen  Staatsschuldenwesens,  der  Seehandltmg, 
der  General-Salzdirection,  der  Lotterie  und  der  Münze  bei- 
zulegen. 

Aber  schon  xmmittelbar  darauf   wurde   durch    die  Verordnung  Ministerium 
vom  2.  December  1817   ein  eigenes  Ministerium  für  Handel  ^^^^Zq^wL. 
Gewerbe   errichtet,    und    diesem  der  Graf  von  Bülow   vorgesetzt. 
Diese  Einrichtung  behielt  7  Jahre  Gültigkeit,  die  längste  Ruhe,  der 
sich  das  unstät  umhergetriebene  Handels-Departement  von  1806  bis 
1844  zu  erfreuen  gehabt  hat. 

Mit   dem  Jahre    1825  hörte  es  wieder  auf,    ein  selbständiges 
Leben  zu  führen,  indem  die  Cabinetsordre  vom  8.  Juni  1825  wegen 
Vereinigung    des    Handels-Ministeriums    mit   dem    Ministerium    des  Vereinigung 
Innern    und    der   Finanzen    die   Angelegenheiten   des    ersteren   den  j^^j,^*"  „*„J 
letzteren  in  folgender  Art  überwies :  mi*  dem 

Hinisterium 

1.  Dem  Ministerium  des  Innern  werden  sämmtliche  bisher  von  dea  innem 
dem  Ministerium  des  Handels ,    der  Gewerbe  und  des  Bau-    ""*  ^*' 

'  Finanzen. 

Wesens  verwalteten  Angelegenheiten,  mit  allen  von  dem- 
selben abhängigen  Instituten  und  Anstalten,  einschliesslich 
der  Anlegung  und  Unterhaltung  der  Eunststrassen  und  der 
von  denselben  aufkommenden  Einnahmen  übertragen,  soweit 
nicht  einzelne  Gegenstände  jener  Verwaltung  dem  Finanz- 
Ministerium  im  Nachfolgenden  ausdrücklich  überwiesen  sind. 

2.  Das  Finanz-Ministerium  übernimmt: 

a.  die  Erhebung  aller  Communications- Abgaben ,  jedoch  mit 
Ausschluss  der  Chaussee-Einkünfte,  deren  Erhebung  und 
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Verwaltung    nach    Yorstehendem    dem    Ministerium    des 
Innern  mit  überwiesen  ist; 
b)  das  Kalender-,    Debits-    und  Stempelwesen   mit   der  zu 
dessen  Verwaltung  bestimmten  Kalender-Deputation. 
Schon  1829,   durch  die  Gabinetsordre  vom  21.  März  ging  die 
bisherige  General-Salz-Direction  ganz  ein,  und  wurde  dem  General- 
Director  der  Steuern   im   Finanz-Ministerium  übertragen.    Grössere 
Veränderungen  traten  im  Jahre  1834  durch  die  Gabinetsordres  vom 
28.  April  1834  und  vom  12.  Januar  1835,    sowie  vom  26.  Januar 
1835  ein. 

Für  die  Verwaltung  des  Handels-,  Fabrik-  und  Bauwesens  wurde 

eine  eigene  Behörde  gebildet,  und  derselben  als  Ghef  der  Wirkl.  Geh. 

Ministerium  ßj^^jj  ßothcr  vorgesotzt.     Zugleich  ward  ein  besonderes  Ministerium 

dos  Innern 

für  Gexverbedes  Inuem  für  Gewerbeangelegenheiten  gebildet,  und  zwischen  diesen 
Angelegen-  Behörden  die  Angelegenheiten  des  Handels  und  der  Gewerbe  durch 

iieiten.  n 

das  Regulativ  vom  25.  Februar  1835  wie  folgt  vertheilt: 

A.  dem  Ministerium    des   Innern  für  Gewerbe- Angelegenheiten 
wurden  zugetheilt: 

a)  die  Goncessionen  zum  Gewerbebetriebe  bei  neuen  Bren- 
nereien auf  dem  Lande,  neuen  Mühlen  und  Schank statten, 
der  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und  andere  Gon. 
cessionen  zu  einem  Gewerbebetriebe,  bei  welchem  die 
Sicherheits-Polizei  ein  besonderes  Interesse  hat,  unter 
Goncurrenz  des  Ministeriums  des  Innern  und  der  Polizei : 

b)  das  Zunftwesen  und  was  damit  in  Verbindung  steht; 

c)  die  Ablösung  der  Gewerbe-Berechtigungen; 

d)  die  Beaufsichtigung  der  gewerblichen  Geld-Institute  der 
Stände,  Gorporationen  und  Gemeinden,  als  der  landwirth- 
schaftlichen  Gredit- Anstalten,  der  Westfälischen  Hülfs- 
kasse  und  der  Versicherungs-Anstalten  (mit  Ausschluss 
der  Brandversicherungen). 

B.  Von  den  Angelegenheiten  des  ehemaligen  Handels-Ministeriums 
gingen  an  die  Verwaltung  des  Handels-,  Fabriken-  und  Bau- 
wesens über: 
1.  die  Handels-Polizei  in  Beziehung  auf  In-  und  Ausland, 

Anstalten  zur  Beförderung  des  Handels,  Münze,  Masse 
und  Gewichte,  Feingehalt  edler  Metalle,  Seehäfen,  Lootsen 
und  Seeleuchten;  sämmtliche  Land-  und  Heerstrassen, 
Kreis-  und  Bezirksstrassen,  Actien,  Ghausseen,  Gommunal-, 
Vicinal-  und  Privatwege,   sowie  auch  die  dahin  gehören- 


Verwaltnng 

des  Handels- 

Fabrilion- 

und 
Bauwesens. 
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den  Bruckenbauten  und  darauf  einwirkenden  Vorfluths- 
Angelegenheiten ;  Anlagen  von  Eisenbahnen,  Ganälen,  die 
sich  auf  solche  Anlagen  beziehende  Polizei  nnd  die  davon 
zu  erhebenden  Abgaben,  Messverkehr,  kaufmännische  Cor- 
porationen,  Gesellschaften,  Vereine  für  Gewerbs-  und 
Handelszwecke,  Schifffahrts- Assecuranzen,  Privat-Banken, 
die  dahin  gehörigen  berathenden  und  Aufsichtsbehörden; 
Brak-  und  Schau- Anstalten ;  ferner  Alles,  was  zur  Ent- 
wickelung,  Verbreitung  und  Beförderung  der  Fabrikation 
gereicht,  die  Ertheilung  von  Patenten,  die  Gewerbe- 
Polizei  der  Fabriken  und  die  Concessionen  zu  deren  An- 
lagen, wo  solche  erforderlich,  die  technischen  Bildungs- 
Anstalten  für  Baubeamte  und  Gewerbetreibende,  die  Qua- 
liBcation  der  Baubeamten,  Mäkler,  Braker  und  Schauer, 
sowie  aller  Gewerbetreibenden,  für  welche  eine  Staats- 
prüfung angeordnet  ist,  soweit  die  Prüfung  nicht  in  das 
Ressort  der  landwirtbschaftlichen  Polizei  einschlägt,  oder 
dieselbe  dem  gemeinschaftlichen  Ressort  vorbehalten  ist. 
2.  Derselben  wurden  untergeordnet: 

a)  die  technische  Gewerbe-Deputation, 

b)  die    Bildungs- Anstalten     für    Beamte    und    Gewerbe- 
treibende, 

c)  die  Königliche  Porzellan-Manufactur. 

G.  Zum  gemeinschaftlichen  Ressort  des  Ministerii  des  Innern 
für  Gewerbe-Angelegenheiten  und  der  Verwaltung  des  Han- 
dels u.  8.  w    sollte  gehören: 

1.  Angelegenheiten,  welche  den  allgemeinen  Marktverkehr, 
die  Anlage  von  Fahranstalten,  Strassen  und  Flussbrücken, 
die  Qualification  der  einer  Staatsprüfung  unterworfenen 
Handwerker,  sowie  die  Angelegenheiten  der  Pommerschen 
ritterschaftlichen  Bank,  der  Sparkassen  und  Leihinstituto 
betreffen. 

2.  Die  Gewerbe-Polizei-Gesetzgebung  und  alle  allgemeinen 
Anordnungen  über  baupolizeiliche  oder  gewerbepolizeiliche 
Gegenstände,  insofern  sie  auf  das  Ressort  der  Verwaltung 
des  Handels-,  Fabriken-  und  Bauwesens  von  Einfluss 
sind. 

3.  Ufer  und  Deichbauten,  welche  auf  das  Schifffahrtswesen 
auf  öffentlichen  Flüssen  von  Einfluss  sind. 

Sonach  waren  nunmehr   die  Gewerbe-Angelegenheiten   getrennt 


Wesens  an 

den  Finanz 

ministen 
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von  der  Verwaitang  für  Handel,  Fabrikation  und  Baaweseo.  Beide 
Behörden  hörten  aber  1837  schon  wieder  auf,  selbstständig  dazu- 
stehen. Das  Ministerium  des  Innern  für  Gewerbe-Angelegenheiten 
ward  durch  die  Eabin^tsordre  vom  11.  Januar  1838  aufgelöst  und 
durch  Staatsministerial-Bekanntmachung  vom  17.  Januar  desselben 
Jahres  über  die  Vertheilung  der  diesem  Ministerium  bisher  obgele- 
üebertragiing  gßjjQn  Geschäfte  bestimmt.  Ebenso  wurde  das  Handelswesen  dem 
Finanzminister  durch  die  Eabinetsordre  vom  4.  April  1837  über- 
tragen. 

Für   die  landwirthschaftlichen   Interessen   in   der   gewerblichen 

Abtheilung  des  Ministeriums  des  Innern  wurde  durch  Eabinetsordre 

Landes-    y^jß  ^ß,  Jauuar  1842    inzwischen   noch   das  Landes-Oeconomie-Col- 

c^u^m.  legium  gegründet,  und  dann  durch  Verfügung  vom  7.  Juoi  1844  der 

Handelsrath  constituirt  und  damit  eine  neue  Aera  inaugurirt. 

Fasst  man  die  äussere  Rechtsgeschichte  des  Preussischen  Han- 
dels-Departements seit  dem  Jahre  1806  bis  zur  Errichtung  des  Han- 
delsrathes  in  flüchtigen  Umrissen  zusammen,  so  ergiebt  sie  folgendes 
Resultat: 

Erstes  Stadium.    Von  1808  bis  1814.    Die  Handels- und 

gewerblichen    Interessen     sind    bei     dem    Ministerium    des 

Innern, 

und  zwar  1808  als  Section  der  Gewerbepolizei;  1810  als  Abtheilung 

für  den  Handel  und   die  Gewerbe;    1812    unter   einem   besonderen 

Chef,  dem  Geheimen  Staatsrath  Sack. 

Zweites  Stadium.  Von  1814  bis  1817.  Handel  und  Ge- 
werbe sind  bei  dem  Finanzministerium  untergebracht,  wel- 
ches den  Namen :  Ministerium  der  Finanzen  und  des  Handels 
führt. 

Drittes  Stadium.  Von  1817  bis  1825.  Es  giebt  ein  eige- 
nes Handelsministerium.  Es  bildete  sich  dadurch,  dass  dem 
bisher  bestandenen  Finanzministerium  alle  Befugnisse  bis  auf 
Handel  und  Gewerbe  entzogen,  und  dem  neuen  Ministerium 
des  Schatzes  und  Staatskreditwesens  übertragen  wurden. 

Viertes  Stadium.  Von  1825  bis  1834.  Handel  und  Ge- 
werbe sind  wieder  eine  Unterabtheilung  des  Ministerü  des 
Innern. 

Fünftes  Stadium.    Von  1834   bis  1837.    Im  Jahre  1834 
wird  der  Handel  getrennt  von  den  Gewerbe- Angelegenheiten. 
Es  entsteht: 
a)  Ein  Ministerium  des  Innern  für  Gewerbe- Angelegenheiten. 
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b)  Eine  besondere  Oberbehörde  unter  dem  Namen:  Verwal- 
tong  für  Handel,  Fabrikation  und  Bauwesen. 
Sechstes  Stadium.  Von  1837  bis  1844.    Die  Verwaltung 
für  Handel,  Fabrikation  und  Bauwesen  wird  1837    aufgelöst 
und  geht  auf  das  Finanzministerium  über. 

Dieser  schwankende  und  unsichere  Zustand  des  Handelsressorts, 
dem  selbst  die  musterhafte  Ordnung  des  preussiscben  Staatshaus- 
haltes und  die  einzig  dastehende  Blüthe  der  Finanzen  nicht  hatte 
vorbeugen  können,  findet  ebenso  sehr  in  den  unglücklichen  politischen 
Verhältnissen  als  in  inneren  Gründen  seine  Erklärung. 

Die  Eriegsjahre  hatten  dem  Staate  so  schwere  Wunden  ge- 
schlagen, dass,  seiner  Auffassung  nach,  höhere  und  dringlichere  Auf- 
gaben seine  gesammte  Kraft  in  Anspruch  nahmen.  Zwar  entsprosst 
dieser  Zeit  allerdings  dem  Namen  nach  ein  eigenes  Handelsmini- 
sterium; dieses  aber  betrachtete  den  Handel  nur  vom  Gesichtspunkte 
eines  möglichst  einträglich  zu  machenden  Steuerobjectes  und  war 
daher  kaum  geeignet,  dessen  Interessen  weder  würdig  aufzufassen 
noch  anzuerkennen. 

£s  war  der  Mangel  einer  leitenden  Idee,  welcher  dem  Handel 
kein  irgendwie  dauerndes  Gedeihen  gewährleisten  konnte.  Die  Ver- 
änderungen und  Schwankungen  in  der  Direction  der  Handelsinter- 
essen  folgte  eben  lediglich  gelegentlichen  Bedürfnissen  der  Ver- 
waltung. 

Diese  Zustände  wurden  mit  der  Zeit  unhaltbar,  und  brach  sich 
die  Ansicht  endlich  Bahn,  dass  die  Interessen  des  Handels  und  der 
Gewerbe  in  der  bisherigen  Form  eine  durchaus  ungenügende  Ver- 
tretung fänden.  So  gaben  mehrere  provinzialständische  Versammlungen 
wiederholt  ihrer  Ueberzeugung  dahin  Ausdruck,  dass  die  Errichtung 
eines  besonderen  Gentralorgans  für  Handel,  Gewerbe  und  Industrie 
dringlichstes  Bedürfniss  sei. 

Wohin  konnte  man  ohne  ein  solches  seine  Wünsche  richten  oder 
von  welcher  Behörde  eine  genaue  Eenntiuss  und  Einsicht  in  die  Be- 
dürfnisse des  Handels  erwarten? 

Der  Handel,  der  alle  Sphären  des  Staatsorganismus  belebend 
durchdringt,  war  in  vollständiger  Verkennung  seines  Wesens  bald 
da-,  bald  dorthin  verwiesen  worden. 

Die  Vorsteher  der  Eönigsberger  Eaufmannschaft  mussten  sich 
in  ihren  Elagen  über  die  russische  Grenzsperre  vom  Minister  der 
Polizei  bescheiden  lassen.  Zwischen  den  Eisenbahngesellschaften, 
welche  zollfreie  Einfuhr  des  ausländischen  Eisens  begehrten  und  den 
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schlesischen  und  rheiuiscben  Bergwerksbesitzern,  die  ihre  Prodaction 
durch  Zolischütz  gesichert  wissen  wollten,  entspann  sich  ein  leb- 
hafter Kampf,  nnd  der  Finanzminister,  dessen  Hauptinteresse  res- 
sortmässig  die  grdsstmöglichste  Einnahme  im  Staatsbudget  ist,  war 
es,  der  diesen  hochwichtigen  Streit  zu  schlichten  hatte. 

Die  Post,  der  Nationalstolz  des  Preussen,  wurde  lediglich  als 
Geldinstitut  angesehen  und  dadurch  in  ihrer  naturgemässen  Ent- 
wickelnng  aufgehalten. 

Und  endlich  sehen  wir  den  fast  völlig  schutzlosen  Handel  in 
seinem  bedeutungsvollen  Kampfe  gegen  den  in  den  Provinzialland- 
tagen  dreimal  stärker  vertretenen  Ackerba^  überall  unterliegen.*) 

So  musste  der  Handel-  und  Gewerbestand  mit  brennender  ün-. 
geduld  die  Errichtung  eines  Organs  herbeisehnen,  in  welchem  seine 
so  lange  gefährdeten  Interessen  die  verdiente  Berücksichtigung  finden 
sollten. 

Diesem  so  dringlich  empfundenen  Bedürfnisse  sollte  endlich  mit 
Handeisrath.  (Jcr  Verorduung  vom  7.  Juni  1844  durch  Anordnung  eines  Handels- 
rathes  und  Errichtung  eines  eignen  Handelsamtes  entsprochen  wer- 
den, und  haben  wir  die  Verhältnisse,  aus  denen  diese  beiden  Institu- 
tionen hervorgingen,  in  so  ausführlicher  Weise  berücksichtigen  zu 
müssen  geglaubt,  weil  in  ihnen  der  Handel  zum  ersten  Male  eine 
richtige  Auffassung  gefunden,  weil  sie  den  Ausgangspunkt  einer  neuen 
Handelsaera  bilden. 

Der  Gedanke,  welcher  dieser  neuen  Institution  zu  Grunde  lag, 
zeigt  einen  deutlichen  Einfluss  deijenigen  Ideen,  welche  beinahe 
20Ö  Jahre  früher  in  Frankreich  zur  Errichtung  des  conseil  8up6rieur 
geführt  hatten,  wenn  auch  freilich  die  Verfassung  der  preussischen 
Institution  nicht  die  practische  Vollkommenheit  erlangte,  welche  wir 
bei  dem  Nachbarlande  zu  constatiren  haben. 

Der  Handelsrath  bestand  aus: 

1.  dem  Minister,  welcher  im  Gabinet  den  Vortrag  in  Handels- 
und Gewerbesachen  hatte, 

2.  dem  Cabinetsminister  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten, 
3   dem  Finanzminister, 

4.  dem  Minister  des  Innern, 


*)  Damals  konnte  Herr  von  Schön,  Oberpräsident  von  Preussen,  ein  Mann  von 
sonst  ausserordentlichem  politischen  Verdienste,  den  bulfesuchenden  Kaufleuten  der 
bedeutendsten  preussischen  Handelsplätze  und  Häfen  auf  ihre  Klagen  ungerugt  ant> 
Worten:  „Bauern,  Bauern  müssen  wir  Alle  werden;  im  Ackerbau  steckt  unser 
Reichthum.** 
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5.  dem  Jastizmiaister  and 

6.  dem  Präsidenten  des  Handelsamtes. 

Den  Vorsitz  wollte  Se.  Majestät  der  König  selbst  führen  (§1); 
nur  in  Behindemngsfällen  leitet  der  älteste  der  anwesenden  Staats- 
minister die  Berathnng. 

Mit  diesem  Gesetze  ist  das  freie  geistige  Element  des  Handels, 
welches  mit  jeder  Rnbricirnng  und  Classificirung  als  Section,  Departe- 
ment oder  Abtheilang  absolut  nicht  in  Einklang  zu  bringen  ist,  an- 
erkannt und  war  die  Basis  des  Handelsrathes  eine  so  breite  und  feste, 
dass  sie  diese  höchste  und  oberste  Behörde  sehr  gut  geeignet  machte, 
die  Bedürfnisse  des  Handels  in  richtiger  Weise  wenigstens  zu  er- 
kennen. 

Das  Handelsamt  selbst  war  ein  ständiges  und  nach  §  3  beauf*  Handoiaamt. 
tragt:  zu  fortwährender  Erhaltung  einer  vollständigen  XJebersicht 
über  den  Zustand  und  Gang  des  Handels  und  der  Gewerbe  die  nö- 
thigen  Nachrichten  zu  sammeln.  Ihm  war  das  statistische  Bureau 
untergeordnet  (§  10).  Der  Präsident  war  befugt,  wo  es  zur  Erörterung 
wichtiger  Fragen  nöthig  erschien,  sachkundige  Männer,  nach  Be- 
finden aus  allen  oder  aus  einzelnen  Provinzen  der  Mon- 
archie zu  gemeinsamer  Berathung  (§  6)  zu  berufen.  Die 
Handelskammern  und  Vorstände  der  kaufmännischen  Corporationen 
hatten  ihm  aus  den  verschiedenen  Zweigen  des  Handels  und  der 
Gewerbe,  und  ohne  Beschränkung  auf  eine  gewisse  Zahl, 
Männer,  zu  deren  Einsicht,  Sachkenntniss  und  Charakter 
sie  besonders  Vertrauen  hatten,  namhaft  zu  machen  (§7). 

Auf' diese  Weise  sollten  die  Wünsche  und  die  Bedürfnisse  des 
Handels  unmittelbar,  nnentstellt  zur  Eenntniss  des  Präsidenten  des 
Handelsamtes  und  durch  ihn  in  den  Handelsrath  gelangen. 

Der  §  1  der  bezogenen  Verordnung  bestimmt   über   den   legis- 
latorischen Wirkungskreis    des  Handelsrathes,   nachdem  in  der  Ein-  Wirkung»- 
leitung  von  der  allgemeinen  „Fürsorge  für  die  Interessen  des  Han-   Handeis- 
dels   und  der  Gewerbe"    die  Rede  gewesen  ist,    dass  die  „wichti-     "'•»««• 
geren^  Angelegenheiten   des  Handels   und  der  Gewerbe,  mit  Ein- 
schluss  der  Schiiffahrt  in  demselben  berathen  werden  sollten.    Dahin 
gehören   —  wie  es  wörtlich  heisst  —  alle,  auf  jene  Angelegenheiten 
bezüglichen  allgemeinen  Massregeln,  namentlich  die  Entwürfe  zu 
Gesetzen   über  Handel  und  Gewerbe,  Veränderungen   des  Zolltarifs, 
Handels-  und  Schifffahrtsverträge  mit  auswärtigen  Staaten,   Einrich- 
tungen im  Innern  zur  Belebung  des  Verkehrs  und  der  Industrie  etc. 

Der  Unterschied  gegen  die  Bestimmungen  von  1 810  ist  in  die  Augen 
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springend;  letztere  passen  anf  den  Klein-  and  Erämerhandel,  diese 
auf  den  Gross-  and  Welthandel;  dort  polizeilicher  Schatz  and  bevor- 
mandende  Pflege,  hier  die  ganze  geistige  Gesammtkraft  aller  obersten 
Staatsbehörden  znr  Nachhülfe ;  dort  ist  der  Handel  ein  Staatsinstitat, 
hier  eine  freie  anabhängige  Macht  mit  Selbstbestimmang,  würdig  er- 
achtet der  besten  nnd  bereitesten  Staatshülfe. 

In  der  Anerkennong  der  Unabhängigkeit  und  Selbstbestimmang 
liegt  die  Unmöglichkeit,  den  Handel  and  die  lodastrie  als  solche 
einem  bestimmten  Verwaltungs-Ministeriam  fürderhin  unterzaordnen. 

Der  Präsident  des  Handelsamtes  hatte  aber,  obschon  er  nach 
§4  „selbstständig  and  tinter  eigener  Verantwortlichkeit'^  die  „sämmt- 
liehen  Geschäfte  des  Handelsamtes  leitet'^  also  ganz  eigentlich  Han- 
delsminister war,  trotzdem  mit  der  Verwaltang  des  Handel-  and  Ge- 
werbewesens Nichts  za  thun. 

Dies  verordnet  §  3.  ausdrücklich  und  fügt  hinzu: 

„Diese  (die  Verwaltung)  verbleibt  den  dafür  gegenwärtig  ange- 
ordneten Behörden,  und  wird  in  den  hierauf  bezüglichen  Geschäfts- 
verhältnissen der  Handelskammern  und  kaufmännischen  Gorporationen 
zu  dem  Finanzministeriam  und  dessen  Abtheilung  für  Handel  und 
Gewerbe  etc.  nichts  geändert.^  Hierin  lag  der  Fehler,  der  mit  der 
Zeit  das  Handelsamt  als  solches  unmöglich  machte.  Die  Anfänge 
zu  einer  practischen  Entwickelung  lagen  allein  in  dem  §  8  der  Ver- 
ordnung, welcher  alle  Behörden  des  Inlandes,  insbesondere  die 
Handelskammern  und  die  Vorstände  der  kaufmännischen  Korporatio- 
nen, imgleichen  die  im  Auslande  befindlichen  Gonsulate,  verpflichtete 
dem  Präsidenten  des  Handelsamts  auf  Erfordern  Auskunft  zu  geben. 
Letzterem  waren  überdies  von  allen  Vorgängen,  welche  für  den  Han- 
del und  die  Gewerbe  von  erheblichem  Interesse  waren,  von  den  in  den 
Ministerien  periodisch  angefertigten,  auf  den  commerciellen  und  ge- 
werblichen Verkehr  Bezug  habenden  statistischen  Uebersichten,  Nach- 
weisnngen  und  Zusammenstellungen,  imgleichen  von  den  Verwaltungs- 
berichten der  Provinzialbehörden  über  Handel  und  Gewerbe  durch 
die  Ministerien  von  Amtswegen  Mittheilung  zu  machen,  so  wie  es 
ihm  umgekehrt  oblag,  sämmtlichen  Ministerien  auf  Erfordern  über 
Handels-  und  Gewerbsgegenstände  Auskunft  zu  ertheilen. 

Nachdem  das  Handelsamt  einige  Jahre  fungirt  hatte,  machte 
sich  ein  dringendes  Bedürfniss  nach  weiterem  Ausbau  in  der  einmal 
genommenen  Richtung  fühlbar.  In  der  Organisation  des  Handelsamts 
war  noch  immer  kein  absolut  selbstständiges  Centralorgan  der  Ver- 
tretang  der  Interessen  des  Handels  und  der  Gewerbe  geschaffen  wor- 
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den,  in  der  Einrichtang  desselben  lag  wohl  ein  laatredendes  Aner- 
kenntniss,  aber  noch  keine  Befriedigung  des  Bedürfnisses. 

Das  Handelsamt  hatte  wesentlich  nur  eine  theoretische  Stellung ; 
es  war  im  Stande,  Gon6icte  innerhalb  der  Verwaltung  zwischen  dem 
financiellen  und  industriellen  Standpunkt  wohl  zu  constatiren,  nicht 
aber,  solche  Conflicte  zu  heben.  Der  Präsident  des  Amtes  konnte 
nicht  activ  in  die  Verwaltung  des  Handels  und  Gewerbewesens  ein- 
greifen, und  auch  im  Staatsministerium  hatte  er  nur  berathende 
Stimme.  Selbst  bei  der  grOssten  Einsicht  und  Sachkenntniss  konnte 
er  unter  solchen  Umständen  sehr  oft  den  Widerstand  der  entgegen- 
gesetzten Meinung  des  Finanzministers  nicht  besiegen.  Wir  werden 
sehen,  wie  das  englische  Handelsamt  (Board  of  Trade),  dessen  Ein- 
richtung bei  der  Errichtung  des  preussischen  Handelsamtes  vor« 
geschwebt  haben  mag,  seit  langem  den  doppelten  Charakter  sowohl 
als  Handelsabtheilung  des  Staatsrathes,  wie  als  Handelsministerium, 
mit  den  umfangreichsten  Verwaltungsbefugnissen  einer  Gentralbehörde 
hatte,  während  das  preussische  Handelsamt  als  nur  berathendes  Or- 
gan niemals  zu  grosser  practischer  Bedeutung  hätte  gelangen  kOnnen. 

Diese  und  andere  Erwägungen  führten  bereits  im  Jahre  1847 
zu  einer  Petition  der  Curie  der  drei  Stände  des  ersten  vereinigten 
Landtages,  in  welcher  der  König  um  Errichtung  eines  selbstständigen 
Ministeriums  für  den  Ackerbau,  Handel  und  Industrie  gebeten  wurde. 
Dieser  Antrag  blieb  unberücksichtigt  und  waren  es  erst  die  Ereignisse 
des  Jahres  1 848,  die  zur  Errichtung  zunächst  eines  Ministeriums  für 

°  für  Hände], 

Handel,  Gewerbe  und    OfTentliche  Arbeiten,   und  bald  darauf  eines  Gewerbe  und 
Ministeriums  für  die   landwirthschaftlichen  Angelegenheiten  führten.  ^«^«>*^><^^« 

°       °  Arbeiten. 

Durch  Gabinetsordre  vom  27.  März  1848  wurden  zunächst  die  ndthigen 
Vorbereitungen  und  Ermittelungen  wegen  Bildung  des  Handelsministe- 
riums angeordnet  und  dieses  selbst  dann  durch  Allerhöchsten  Erlass 
vom  17,  April  1848  constituirt. 

Der  Erlass  bestimmt,  dass  das  gedachte  Ministerium  Vorzugs-  **»«*;'*^*'- 

'  ^  °       verh&ItnUso 

weise    auch    den   arbeitenden   und   gewerbetreibenden    Klassen    der  des  Handeis- 
städtischen  wie   der  ländlichen  Bevölkerung  seine  Fürsorge  zu  wid-    "^^|^^' 
men  habe  und  setzt  sodann  das  Ressort  desselben,  wie  folgt,  fest: 

1.  Dem  neuen  Ministerium  werden  übertragen  von  dem  Ressort 
des  Finanz-Ministeriums:  sämmtliche  Geschäfte  der  Abtheilung  für 
Handel,  Gewerbe  und  Bauwesen  und  der  Abtheilung  für  Berg-, 
Hütten-  und  Salinenwesen. 

2.  Von  dem  Ministerium  des  Innern:    die  Gewerbe-   und  Bäu- 


Ministerium 
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polizei,  die  gesammte  landwirthschaftlicbe  Polizei  aod  alle  landwirih- 
schaftlichen  Angelegenheiten  und  Anstalten. 

3.  Das  Post-Departement. 

4.  Die  Geschäfte  des  bisherigen  Handelsamtes,  während  die 
dem  Handelsrathe  zngewiesene  Wirksamkeit  auf  das  Staatsministerinm 
überging. 

Ministerium  Dio  landwirthschaftHcben  Angelegenheiten   and    die    landwirth- 

^Cwl'Ich!^^^^^*^^^^^^®  Polizei  wurden  indess  schon  mit  Erlass  vom  25.  Juni 
lieben  Ange- 1848  B.uf  ein  bosonderes  Ministerinm  für  die  landwirtbschaftlichen 
legenheiten.  Angelegenheiten  übertragen. 

Später  wurde  durch  Erlass  vom  März  1852  die  gewerbliche 
Polizei  in  Fällen,  wo  die  speciellen  polizeilichen  Interessen  über- 
wiegen, auf  das  Ministerium  des  Innern  übertragen. 

Durch  Erlass    vom    28.  September   1867   ging   das  Post-   und 
Telegraphenwesen  auf  den  Norddeutschen  Bund  und  später  auf  das 
Deutsche  Reich  über. 
Augenbiicic.  Dag  gegenwärtige  Ministerium  für  Handel,  Gewerbe  und  öfFent- 

4e/'iii^igt^.  liehe  Arbeiten   besteht   unter   der  obern  Leitung  seines  verantwort- 
riums  f.  Han- liehen  Chefs  aus  folgenden  4  Abtheilungen: 
und   *6ftent-         1-  Di^  Verwaltuug  für  Berg-,  Hütten-  und  Salinen wesen. 
liehe  Arbei-         Zum  Rossort  dieser  Abtheilung  gehören: 

a)  die  Königliche  Berg-Akademie  zu  Berlin; 

b)  die  Königlichen   Bergämter    zu  Breslau,    Halle,    Dortmund, 
Bonn  und  Klausthal. 

2.  Die  Verwaltung  für  Eisen  bahn- Angelegenheiten. 

unmittelbar  unter  der  Abtheilung  für  die  Eisenbahn-Angelegen- 
heiten stehen  als  Organe  derselben  die  Eisenbahn-Gommissariate  und 
die  Eisenbahn -Directionen.  Erstere  überwachen  nach  dem  Gesetz 
vom  3.  November  1838  die  Privat  -  Eisenbahnen  und  bilden  die 
Zwischeninstanz  zum  Ministerium,  während  die  Eisenbahn-Directionen 
die  ihnen  zugewiesenen  Bahnen,  sei  es  nach  der  Instraction  des  Mi- 
nisteriums (bei  den  Staatsbahnen),  oder  nach  Verträgen  mit  den 
Bahnen  (bei  den  unter  Staatsverwaltung  stehenden  Privatbahnen) 
verwalten. 

3.  Die  Verwaltung  des  Land-,  Wasser-  und  Chaussee  -  Bau- 
wesens. 

Unter  dieser  Abtheilung  ressortiren:  die  technische  Baudepu- 
tation, die  Königliche  Bauakademie  zu  Berlin,  das  Beuth-Schinkel- 
Musenm. 

4.  Die  Verwaltung   für  Handel    und  Gewerbe.     Dieselbe    bear- 
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bellet  alle  dem  MiaiBterinm  übertragenen  Angelegenheiten,  welche 
mit  Handel  und  Gewerbe  in  unmittelbarer  oder  mittelbarer  Verbin- 
dung stehen,  namentlich  auch  die  Angelegenheiten  der  Schulfahrt, 
der  Rhederei  und  des  Lootsenwesens,  der  Bildungs- Institute  für 
Handel,  Gewerbe  und  Schiflffahrt,  der  Privatbank-Institute,  der  Cor- 
porationen  und  Societäten  für  Handel,  Gewerbe  und  Industrie,  der 
Actien-Gesellschafben,  des  Maass-  und  Gewichtswesens  etc.  Zu  ihrem 
Ressort  gehören: 

a)  die  technische  Deputation  für  Gewerbe  (schon  durch  Publi- 
candum  vom  16.  December  1808  angeordnet  und  durch 
Verordnung  vom  27.  October  1810  bestätigt),  von  deren 
Zusammensetzung  wir  schon  vorher  sprachen; 

b)  die  Gewerbe-Akademie; 

c)  die  bereits  seit  1763  betriebene  Königliche  Porzellan-Manu- 
factur  in  Berlin; 

d)  die  Navigationsschulen. 

2.    Die  Handelskammern  und  die  kaufmännischen 

Corporationen. 

Die  eigentliche  Organisation  der  preussischen  Handelskammern, 
welche  mit  generellen  Massregeln  eine  durchgreifende  allgemeine 
Reform  herbeiführte,  ist  jungen  Datums  und  beginnt  erst  mit  dem 
9.  Februar  1848. 

Die  vor  diesem  Zeitpunkte  bestandenen  Handelskammern  und 
kaufmännischen  Corporationen,  an  welch'  letztere  sich  auch  das  voll- 
ständig eigenartige  Commerz -GoUegium  in  Altena  anlehnt,  fussten 
entweder  auf  französischen  Decreten  oder  auf  speciellen  Statuten. 

Obige  beiden  Haupt- Categorien  corporativer  CoUegien  begegnen 
sich  vorzugsweise  nur  in  dem  Wesen  ihrer  Aufgabe,  die  Gesammt- 
Interessen  des  von  ihnen  vertretenen  Handelsstandes  nach  Kräften 
zu  wahren  und  zu  fördern;  in  ihrer  Geschichte  und  der  daraus  her- 
vorgegangenen Organisation  haben  sie  aber  getrennte,  charakteristische 
Wege  eingeschlagen  und  werden  also  auch  getrennt  zu  behandeki  sein. 

Die  kaufmännischen  Corporationen  kennzeichnen  sich  in  erster      Die 
Linie  schon  dadurch  in  einer  ganz  eigentbümlichen  Weise,   dass  sie  nitohoii 
einerseits  auf  freiem  Beitritt  der  Betheiligten  beruhen,    andererseits  Corpora- 
die  Rechte  einer  juristischen  Person  geniessen. 

Die  verschiedenen  Corporationen,  wie  sie  weiter  unten  auf- 
geführt sind,  stehen  zu  einander  sowohl  ihrer  Entwickelungsgeschichte 
als  ihrem  Wesen    nach  in  einem    innigen  Zusammenhange,    der  ur- 


i 
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sächlich  aaf  die  alten  Zfinfte  und  Gilden  etc.  zurückzuführen  ist, 
insofern  diese  ihnen  gewichen  oder  in  ihnen  aufgegangen  sind,  bezw« 
Veranlaflaong  zu  ihrer  Bildung  gegeben  haben. 

Eine  weitläufige  Verfolgung  ihrer  Entwickelungsspuren  erscheint 
zwecklos,  da  es  hier  ja  nur  auf  diejenigen  gesetzlichen  Anordnungen 
ankommen  kann,  welche  mit  Bezug  auf  ihre  gegenwärtige  Form 
unmittelbar  grundlegend  auf  ihre  Constitoirung  wie  Oi^anisation  ein- 
gewirkt  haben. 

Als  erstes  dieser  Gesetze  heben  wir  das  Gewerbe-Polizei-Edict 
vom  7.  September  1811  hervor,  welches  in  §  31  bestimmt,  dass, 
„wenn  es  in  besonderen  Fällen  zu  einem  gemeinnützigen  Zwecke  als 
nothwendig  erachtet  wird,  Gewerbetreibende  gewisser  Art  zu  einer 
Corporation  zu  vereinigen.  Jeder  verpflichtet  sein  soll,  dieser  Cor- 
poration beizutreten,  so  lange  er  dies  Gewerbe  treibt^. 

Diese  Bestimmung  contrastirt  seltsam  nicht  allein  mit  der  all- 
gemeinen Tendenz  des  ganzen  Gesetzes,  sondern  auch  mit  dem 
grundlegenden  Gewerbesteuer-Edicte  vom  2.  November  1810,  welches 
die  althergebrachten  Fesseln,  die  Personen,  Arbeit  und  Grundeigen- 
thum  bisheran  eingeengt,  zerbrach  und  die  in  dem  Finanz-Edicte 
vom  27.  October  1810  angekündigte  Gewerbefreiheit  wirklich  ein- 
geführt hatte. 

Indessen  vergingen  fast  zehn  Jahre,  ohne  dass  von  diesen  poli- 
zeilichen Beschränkungen  Gebrauch  gemacht  wurde. 
Gründung  Im  AuscUuss  811  das  erwähnte  Gesetz  vom  7.  September  1811 

niTch^D  "cor^  s"^^  in  der  ersten  Hälfte  der    zwanziger  Jahre    die   nachgenannten, 
pontionen.  Qoch  heut  bestehenden  Corporationen  zugleich  als  Staatshilfsanstal- 
ten oder  Einrichtungen  im  Interesse  des  Handels   auf  Grund  beson- 
derer, mit  Gesetzeskraft  ausgestatteter  Statuten   gegründet    worden, 
und  zwar: 
Für  Berlin        durch  Statut  vom  2.  März    1820,  R.-G.-S.  No.  594. 
„    Stettin  „         »        «    15.  Novbr.1821,       ^  «    6S7. 

„    Danzig  „  „        ^    15.  April    1822,       „  „    719. 

„    Memel  „  „        ,,    21.  Mai      1822,       „  «    725. 

„    Tüsit  „  „        „    22.  April    1823,       „  «    798. 

„    Königsberg    „  „        „    25.  April    1823,       „  „    799. 

„    Elbing  „  „        „    30.  April    1824,       „  „    862. 

„    Magdeburg    „  „        „      9.  April    1825,       „  „    929. 

Von  allen  diesen  Corporationen,  mit  Ausnahme  derer  von  Elbing 
und  Danzig,  welch'  letztere  die  gesammte  Kaufmannschaft  umfassten» 
lassen  sich  noch  die  älteren  Körperschaften  angeben,  aus  denen  sie, 
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wie  bereits  Eingangs  erwähnt,  hervorgegangen  sind.  Zu  Berlin  trat 
die  neuerrichtete  kaafmännische  Corporation  an  die  Stelle  der  Tuch-, 
Seiden-  und  Haterialhandlnngen  und  der  Börsencorporation;  in  Stettin, 
Memel  und  Tilsit  an  Stelle  der  bis  dahin  bestandenen  kaufmänni- 
schen Zünfte,  Innungen  und  Gilden;  in  Königsberg  nahm  sie  die 
Stelle  der  unter'm  11.  Januar  1810  gegründeten  Corporation  der 
gesammten  Kaufmannschaft  und  in  Magdeburg  die  der  im  Jahre  1808 
aufgehobenen  vier  kaufmännischen  Innungen  ein. 

Wenn  auch  nicht  in  allen  Punkten  übereinstimmend,  so  basirten 
die  acht  neuen  Corporationen  doch  sämmtlich  auf  der  gemeinsamen 
Grundlage  des  Beitrittszwangs,  ein  Princip,  das  für  die  kaufmänni- 
schen Verhältnisse  von  eminenter  Tragweite  war.  Sowohl  der  Betrieb 
eines  kaufmännischen  Gewerbes,  als  auch  der  Besitz  kaufmännischer 
Rechte,  insbesondere  mit  Bezug  auf  die  Glaubwürdigkeit  der  Bücher, 
der  Wechselfähigkeit  und  dergleichen  mehr,  waren  damit  völlig  in 
Frage  gestellt  und  vom  Beitritt  zur  Corporation  abhängig. 

Die  Mitglieder  der  Corporation  wählen  den  Vorstand,  welche  Organisation 
eine  Behörde  unter  dem  Namen  „die  Aeltesten  der  Kaufmannschaft"  kungsicrJis. 
in  Berlin  (§  11),  Danzig  (§  20),  Tilsit  (§  17),  Elbing  (§  20), 
Magdeburg  (§  19),  „das  Vorsteheramt  der  Kaufmannschaft"  in 
Memel  (§  19),  Königsberg  (§  20)  und  „das  Vorsteheramt  der  Kauf- 
mannschaft" in  Stettin  (§  17)  bilden.  An  der  Spitze  dieses  CoUe- 
giums  steht  der  Obervorsteher,  welcher  zugleich  als  Vorsitzender 
fungirt. 

Die  gemeinsamen  Interessen  der  Corporation  betreffen  haupt- 
sächlich die  Börsenpolizei,  das  Interesse  des  Handels  oder  eines 
Zweiges  desselben,  die  Schifffahrt,  die  öffentlichen  Anstalten  und 
Einrichtungen,  welche  zum  Betriebe  der  Handlung  dienen,  insoweit 
der  Corporation  das  Eigenthum  oder  die  Verwaltung  bezw.  Contro- 
lirung  dermalen  oder  künftighin  zukommen,  das  besondere  Ver- 
mögen und  die  Bechte  der  Kaufmannschaft  an  Grundstücken,  Capi- 
talien,  Mobilien  und  milden  Stiftungen,  die  besonderen  Rechte,  welche 
der  Corporation  ausserdem  beigelegt  sind  und  werden,  und  endlich 
die  Verhältnisse  der  einzelnen  Mitglieder  zu  der  Corporation  als 
Ganzem.  (§  8  Berlin,  §  15  Stettin,  §  16  Danzig,  §  U  Memel, 
§  16  Tilsit,  §  14  Königsberg,  §  16  Elbing,  §  17  Magdeburg.) 

Die  besonderen  Rechte  und  Pflichten,  welche  von  dem  Vor- 
stande oder  besonderen  Commissionen  ausgeübt  werden,  sind:  Streitig- 
keiten in  Handelsangelegenheiten,  die  von  den  Parteien  freiwillig  an 
sie  gebracht  werden,    durch  Vergleich  beizulegen;    Gutachten  abzu- 
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fassen  und  vorzulegen,  welche  von  der  öffentlichen  Behörde  verlangt 
werden ;  Materialien  zu  Anträgen  an  die  Behörde  über  wichtige  An- 
gelegenheiten vorzubereiten;  ivQ  Wahl  event.  Prüfung  der  zum  Be- 
triebe der  Schifffahrt  und  des  Handels  gehörigen  Beamten  zu  leiten. 
(Berlin  §  36,  Stettin  §  39,  Danzig  §  54,  Tilsit  §  53,  Blbing  §.  54, 
Magdeburg  Vlll.) 

Die  Gorporationen  wählen  auch  die  kaufmännischen  Mitglieder 
der  See-  und  Handelsgerichts-Deputationen  und  ernennen  die  Makler 
u.  s.  w.   (§§  9-10,  16,  17—19,  15—18,  16,  15—19,  17—19,  18.) 

Dieser  Wirkungskreis  wurde  überdies  durch  Verordnung  vom 
7.  Juni  1844  P.  G.  S.  2452.  dahin  erweitert,  dass  die  Vorstände 
der  kaufmännischen  Gorporationen  dem  durch  diese  Verordnung  ein- 
gesetzten Handelsamte,  wie  an  anderer  Stelle  schon  erwähnt,  aus  den 
verschiedenen  Zweigen  des  Handels  und  der  Gewerbe  sachkundige 
Männer  zur  Berathung  specieller  Gegenstände  namhaft  zu  machen 
haben  (Art.  7)  und  dass  sie  auf  Erfordern  dem  Handelsamte  über 
alle  auf  Handel  und  Verkehr  Bezug  habende  Gegenstände  Auskunft 
zu  geben  verpflichtet  sind.    (Art.  8). 

Die  Gorporationen  hatten  damals  somit  weniger  den  Haupt- 
charakter consultativer  Behörden,  als  den  anerkannter  Verwaltungs- 
organe für  kaufmännische  Anstalten  etc.  Dies  ist  auch  der  Grund, 
weshalb  man  sich  im  Staatsrathe  für  die  Greirung  weiterer  Gorpora- 
tionen dieser  Art  nicht  erwärmen  konnte.  Ausserdem  war  man  immerhin 
gezwungen,  diese  Institution  als  eine  Verkümmerung  des  Gewerbe- 
Freiheitsprinzips  anzusehen  und  suchte  die  Rechtfertigung  des  Fort- 
bestehens der  acht  GoUegien  auch  nur  in  dem  ziemlich  zweifelhaften 
Argument,  dass  die  seit  1 820  neu  gegründeten  GoUegien  nur  in  den 
grossen  Handels-  und  Seeplätzen  sich  fänden  und  für  diese  sich  be- 
sonders eigneten. 

Die  allgemeine  Gewerbe-Ordnung  vom  17.  Januar  1845  sieht 
zwar  eine  Revision  der  Statuten  vor,  bestätigt  aber  das  Fortbestehen 
der  Gorporationen  und  ganz  speciell  die  Beschränkung  der  Wechsel- 
fahigkeit  auf  die  Gorporationsmitglieder,  ein  Vorrecht,  welches  erst 
die  allgemeine  deutsche  Wechselordnung  von  1847  endgültig  be- 
seitigte. 

Einzelne  Specialbestimmungen  betreffs  der  Gorporationen  finden 
sich  noch  in  den  Gesetzen  über  die  Actiengesellschaften  1843  und  über 
das  Handelsamt  1844,  welche  namentlich  den  Gorporationen,  in  An- 
sehung deren  enger  Verwandtschaft  zu  den  Handelskammern,  gleich 
diesen,  einen    consultativen  Gharakteu    mit  Bezug    auf   die    Staats- 
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behörden  zaerkennen.  Minder  nennenswerthe  Bestimmtmgen  weisen 
fernerhin  die  Gesetze  über  die  Handelsgerichte  1847,  die  Gewerbe- 
räthe  und  Gewerbegerichte  von  1849  und  schliesslich  die  Concars- 
ordnung  von  1855  auf. 

In  ihren  wesentlichen  Grondzügen  blieben  die  kanfimännischen 
Gorporationen  auch  von  der  allgemeinen  Gewerbe-  und  Handels- 
gesetzgebnng,  insbesondere  von  dem  am  11.  Febraar  1848  erlasse- 
nen Gesetze  über  die  Errichtung  von  Handelskammern  völlig  unbe- 
rührt, bis  im  Jahre  1861  mit  der  Einführung  des  Allgemeinen  deut- 
schen Handelsgesetzbuches  eine  völlig  neue  Aera  für  dieselben  an- 
brach. Von  der  Yoranssetzung  ausgehend,  dass  die  kaufmännischen 
Rechte  und  Püichten  im  Allgemeinen  allen  gewerbsmässig  handel- 
treibenden Personen  zustehen  bezw.  obliegen,  entzog  das  Allgemeine 
deutsche  Handelsgesetzbuch  dem  Beitrittszwang  nicht  allein  voll- 
ständig den  Boden,  sondern  beseitigte  gleichzeitig  auch  jede  indirecte 
Veranlassung  zum  Beitritte,  indem  es  die  kaufmännischen  Rechte, 
deren  Erwerb  dem  Beitretenden  bis  dahin  ein  schwer  wiegendes 
Aequivalent  für  die  erwachsenden  Lasten  ausmachte,  allen  Handel- 
treibenden ohne  Unterschied  zuerkannte  und  als  Gemeingut  des 
ganzen  Volkes  erklärte.  Was  Wunder,  wenn  mit  dem  Zerfallen  des 
Fundaments  das  ganze  Gebäude  jählings  zusammen  zu  stürzen 
drohte. 

Nur  durch  eine  anderartige  Einführung  einer  Beitrittsverpflich- 
tung zum  mindesten  aber  eines  Beitrags-Zwanges  glaubten  die  Gor- 
porationen ihr  zum  Nutzen  der  Allgemeinheit  nicht  zu  unterschätzen- 
des Fortbestehen  sichern  zu  können. 

Die  Staatsreglerung  verkannte  die  schwierige  Situation  nicht 
und  brachte  einen  diesbezüglichen  Gesetzentwurf  beim  Abgeordneten- 
hause ein. 

Dieses  aber  konnte  sich  der  Ansicht  nicht  verschliessen,  dass 
ein  derartiger  Zwang  mit  den  Principien  und  dem  Geiste  der  Ge- 
werbe- und  Associationsgesetzgebung  in  schroffstem  Widerspruche 
stehe  und  dass  der  Associationstrieb  des  Händelsstandes  Lebens- 
kraft genug  habe,  sich  trotz  des  Verlustes  dieses  bisher  angebotenen 
Aequivalents  in  freier  Entwickelung  eine  eben  so  grosse  Theilnahme 
und  einen  dauernden  Fortbestand  zu  sichern. 

Von  allen  in  dieser  Materie  eingebrachten  Anträgen  und  Vor- 
schlägen wurde  nur  die  eine  Bestimmung  allseitig  angenommen  und 
im  Einführungsgesetze  vom  24.  Juni  1861,  Artikel  3,  §  4  publicirt 
dass   die   privatrechtlichen  Vorschriften   der  Statuten,   insbesondere 

V.  Kanfroiiro.  ß 
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diejenigen,  welche  den  Erwerb  der  kaufmännischen  Rechte  an  den 
Beitritt  zu  den  Corporationen  knüpften,  ihrer  Rechtskraft  verlustig 
gehen  sollten. 

Es  muss  zugegeben  werden,  dass  in  der  That  —  wohl  nur  Dank 
ihrem  aristokratischen  Charakter  —  die  Mitgliederzahl  der  Corporatio- 
nen durchschnittlich  ziemlich  unverändert  blieb,  theilweise  sogar  Zuwachs 
erfuhr  und  in  keinem  Falle  eine  existenzgefährdende  Abnahme  zeigte. 

Alsbald  stellte  sich  aber  das  Bedürfniss  einer  allgemeinen  Re- 
vision sämmtlicher  Statuten  heraus,  nicht  allein  in  den  logischen  Con- 
sequenzen  der  bezogenen  Bestimmung,  sondern  auch  in  Folge  des 
Widerspruchs,  in  welchem  sich  viele  der  noch  gültigen  Vorschriften 
der  Statuten  dem  Handelsgesetzbuche  und  dem  Geiste  der  Zeit  gegen- 
über befanden. 

Bei  den  bezüglichen  Verhandlungen  traten  jedoch  so  grosse  Mei- 
nungsverschiedenheiten zu  Tage,  dass  man  vorläuflg  von  einer  Sta- 
tutenrevision absehen  zu  müssen  glaubte,  um  zunächst  die  damals 
gerade  vorbereiteten  Reformen  auf  dem  Gebiete  der  allgemeinen  Ge- 
setzgebung durchzuführen. 

Man  war  nämlich  zweifelhaft  darüber,  ob  die  der  Stellung  der 
kaufmännischen  Corporationen  kanm  entsprechenden  Bestimmungen 
der  Allgemeinen  Gewerbeordnung  von  1845  über  Innungen  von  Ge- 
werbtreibenden  auf  jene  Anwendung  finden  sollten  und  ob  speciell 
die  Aufsicht  der  Gemeinde-Behörden  zulässig  oder  vielmehr  prac- 
tisch  sei. 

Um  den  durch  die  Beseitigung  des  Beitrittszwanges  hervorgeru- 
fenen Befürchtungen  entgegenzuwirken,  wurden  vor  der  Hand  die 
Aufnahmekosten  ermässigt  und  ein  anderweitiger  -Modus  der  Bei- 
tragspflicbt  angeordnet. 

Nur  Tilsit  und  Magdeburg  glaubten  dieser  Bestimmungen  ent« 
rathen  und  durch  eigene  Kraft  prosperiren  zu  können. 

Nachdem  der  §  104  der  Reichsgewerbeordnung  die  Anwendung 
der  bestrittenen  Vorschriften  über  Innungen  von  Gewerbetreibenden 
auf  kaufmännische  Corporationen  ausgeschlossen,  war  die  gemeinsame 
Grundlage  gewonnen,  auf  welcher  die  Revisionsverhandlungen  mit 
besserer  Aussicht  auf  Erfolg   wieder  aufgenommen  werden  konnten. 

Es  wurden  jetzt  auch  thatsächlich  neue  Verhandlungen  gepflogen, 
welche  eine  befriedigende  Lösung  der  Organisationsfrage  erzielten, 
indem  sie  für  jede  der  acht  in  Frage  kommenden  Corporationen  ein 
besonderes  „revidirtes  Statut^  zum  Resultat  hatten.  Der  Rahmen, 
innerhalb  welches  sich  die  Form  der  älteren  Statuten  hatte  bewegen 
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müssen,  um  nicht  mit  dem  bürgerlichen  Rechte  za  collidiren, 
brauchte  jetzt,  nachdem  die  bezüglichen  statutarischen  Bestimmungen 
des  letzteren  beseitigt,  nicht  mehr  innegehalten  zu  werden,  und 
gelangte  nur  in  soweit  zur  Berücksichtigung,  als  die  Statuten  landes- 
herrlich, nicht  etwa  nur  ministeriell,  genehmigt  wurden. 

Auch  in  der  Publication  scheinen  sich  ähnliche  Rücksichten  gel- 
tend gemacht  zu  haben,  da  die  landesherrliche  Genehmigung  in  der 
Gesetzsammlung  nur  als  kurze  Anzeige  Platz  gefunden,  die  Statuten 
selbst  aber  ausführlich  und  ausschliesslich  durch  die  Amtsblätter  be- 
kannt gegeben  worden  sind, 

Die  Statuten  stimmen  inhaltlich  in  ihren  allgemeinen  Grund- ^'*"^^*'^*" 
Zügen  überein,  haben  jedoch  in  ihren  Details  sich  den  besonderen  Kaufminnf. 
Wünschen  der  Betheiligten  anbequemen  müssen  und  daher  nicht  **^*"  ^^p**- 
unwesentliche  Abweichungen  von  einander  aufzuweisen. 

In  dem  Kapitel  über  die  materielle  Gesetzgebung  haben  wir 
uns  beschränkt,  nur  zwei  dieser  Statuten  (die  der  Corporationen  der 
Kaufmannschaft  zu  Berlin  und  Magdeburg)  in  ihrem  vollständigen  Wort- 
laute wiederzugeben,  während  wir  die  Principien,  welche  den  seiner 
Zeit  für  jede  einzelne  Corporation  publicirten  Statuten*)  sämmtlicher 
Corporationen  zu  Grunde  liegen,  unter  Hinweis  auf  die  bei  denselben 
hervortretenden  Abweichungen  nachfolgend,  in  Anlehnung  an  die 
Hauptpunkte  der  Organisation,  übersichtlich  darlegen. 

1.  Die  Aufnahmefähigkeit  wird  im  Allgemeinen  jedem  ver-    Hitgited- 
fügungsfähigen,   unbescholtenen   (Voll-)   Kaufmann   im    Sinne   des 
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Art.  4  (vgl.  mit  Art.  10)  des  Allgem.  Deatschen  Handelsgesetzbuchs  ^) 
und  den  ebenso  qualificirten  Handelsfranen  des  Stadt-  oder  Gemeinde- 
bezirkes des  Corporationssitzes  2)  zugestanden,  jedoch  den  Personen, 
über  deren  Vermögen  der  kaufmännische  Concurs^)  eröffnet  ist, 
erst. nachdem  sie  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  erlangt 
haben  (Concursordnung  von  1855,  §§  310,  318). 

unter  den  Handelsgesellschaften  sind  als  solche  —  im  Gegen- 
satze zu  einzelnen  Gesellschaftern*)  —  in  der  Regel  nur  Actien- 
gesellschaften  zugelassen. 

Einzelne  Statuten^)  gestatten  auch  den  Procuristen  qualificirter 
Prtncipale  den  Eintritt. 

Ueber  die  Aufnahme  hat  zunächst  der  Vorstand  zu  befinden. 
Nur  ein  Theil  der  Statuten^)  gesteht  den  zur  Aufnahme  qualifizirten 
Personen  ausdrucklich  auch  ein  Recht  zum  Eintritt  zu. 

2.  Die  Mitgliedschaft  gewährt  theils  das  Recht  zur  Benutzung 
der  der  Korporation  eigenthümlich  gehörenden  oder  zur  Verwaltung 
überwiesenen  Handelsanstalten  (Börse,  Packhof  u«  s.  w.),  theils 
Ehrenrechte,  insbesondere  das  Recht  der  activen  und  passiven  Be- 
theilignng  an  allen  Wahlen.  Doch  nehmen  an  letzteren  in  der  Regel 
Frauen  überhaupt  nicht  und  Actiengesellschaften  ^)  lediglich  mit  der 
Massgabe  Theil,    dass  nur  Ein  Vorstandsmitglied  zugelassen  wird.^) 

Andererseits  hat  jedes  Mitglied  9)  die  ihm  durch  Wahl  oder 
sonst  übertragenen  Aemter  und  Geschäfte,  sofern  nicht  besondere 
Excusationsgründe  vorliegen,  unweigerlich  zu  übernehmen  und  un- 
entgeltlich zu  versehen.i^) 

3.  Die  erwähnten  Ehrenrechte  werden  einstweilen  suspendirt 
bei  Mitgliedern,  welche  unter  Curatel  gestellt  oder  zu  crimineller 
Untersuchung,  sofern  solche  zugleich  den  ungeschmälerten  Besitz 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  in  Frage  stellt,  gezogen  werden.  Die 
gleiche  Wirkung  äussert  ^i)  eine  mit  Concurs  nicht  verbundene 
Zahlungseinstellung. 

^)  Nach  Massgabe  des  Inhalts  des  Handelsregisters:    Ma.  1.  T.  1.    D.  1.  E.  1- 

'0  Nächste  Umgegend:    B.  1.  Ma.  1    Me.  2. 

^)  Sonstige  Zahlungseinstellung:    D.  3.  E.  3 

*)  St    1.  Ma.  1.  2    T.  1.  D.  1.  E.  1. 

*)  B.  1.  Ma    1.  D.  1. 

ß)  B.  1.  (9.)  St    1.  7.  D.  1.  E.  1. 

^)  ActiengesoUscbaften  den  Frauen  gleichgestellt:    B.  5.  6. 

^  St.  3.  4.  Ma.  2.  7.  D.  2.  5.  B.  2.  5. 

^  Bei  Ordnungsstrafen:    B.  43.  St.  49.  T.  65  ! 

^")  Danzig  allein  spricht  eine  Verpflichtuog  hierzu  nicht  aus.  ' 

^^)  Nur  auf  besonderen  Beschluss  des  YorstandeH:  B.  7.  St.  5. 
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4.  Die  Mitgliedschaft  erlischt  durch 
Todi)  — 

freiwilligen  Austritt^  — 

criminelle,    die   bürgerlichen  Ehrenrechte    berührende    Ver- 

urtheilung  — 
Concurseröffnung.  ^) 
Daneben  wird  in   einigen  Statuten  anch  eine  Ausschliessung^) 
aus  anderen  mehr  oder  minder  den  Ehrenpunkt  treffenden  Gründen^) 
statuirt  —  und  zwar  auf  Beschiuss  entweder  des  Vorstandes^)  oder 
der  Gesammtheit  der  Corporation.'') 

5.  In  einigen  Statuten  ist  auch  noch  eine  besondere  Ehren- 
mitgliedschaft vorgesehen.  ^) 

6.  Für   die    Begrenzung   des   Kreises    der   gemeinschaftlichen  ^*®  corpora- 
Angelegenheiten  ist  in  erster  Linie   die  allgemeine   Bestimmung  der  genbeiten. 
Korporationen  massgebend.     Dieselbe    besteht   in  der  Wahrnehmung 

und  Förderung  der  Gesammtinteressen  des  durch  den  Verband  ver- 
tretenen Handelsstandes.  Von  den  einzelnen  Gegenständen,  welche 
in  den  Bereich  der  Gemeinschaft  fallen,  sind  hervorzuheben: 

Die  für  den  Handelsverkehr  bestimmten  öffentlichen  Anstalten 
und  Einrichtungen;  insoweit  solche  den  Corporationen  unterstellt 
sind.  ^)  * 

Das  besondere  Vermögen,  die  Verwaltungs-  und  sonstigen  Rechte 
der  Corporationen  an  Vermögensobjecten  jeder  Art  —  vorzugsweise 
auch  an  milden  Stiftungen,  deren  Zahl  und  Umfang  sehr  bedeutend  sin  d 

Die  Verhältnisse  der  einzelnen  Mitglieder  zu  den  Corporationen 
als  Gesammtheiten.  — 

Die  mehr  oder  minder  beschränkte  Wahl  und  Ernennung  (Prä- 
sentation) des  zum  Besten  des  Handels  öffentlich  anzustellenden 
Hülfspersonals,  insbesondere  der  Handelsmäkler, ^^)  Dispacheure, 
Güterbestätiger,  Schaffner,  Messer,  Wäger,  Braker,  Schauer,   Stauer 


^)  Wittwe  und  minderjäbrige   Erben:    St.  43.  K.   5.  66.  Me.   5.  66.   T.  51 
D.  41.  E.  2. 

^)  In  wie  weit  auch  im  Laufe  des  Jahres:  B.  11.  Ma.  6.  D.  6.  E.  8. 

^)  Erlöschen  der  Mitgliedschaft  bei  Prokuristen:  D.  6. 

*}  Auch  Verwarnung:  K.  67.  Me    67.     Stimmrechtsentziehung:  T.  65. 

*)  Wegen  Beitragsrückstände:  Ma.  6.  T.  7.  11    K.  67.  Me.  67. 

«)  St.  7.  Ma.  6.  (30.)  K.  66.  67.  D.  7.  E.  7. 

')  St.  6.  33.  Ma.  (6.)  30.  T.  7.  11. 

^  St.  8.  D.  9. 

^)  Hafenverwaltung:  E.  11.  42  ff. 

^^  Preuss.  Einf.-Ges.  z.  Allg.  D.  H.-G.-B.  vom  24.  Juni  1861.  Art.  9.  §.  1. 
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ü.  8.  w. ,  ferner  der  Lootsen^)  and  der  technischen  Mitglieder  der 
See-  und  Handelsgerichte^)  und  der  Commerz-  and  Admiralitäts- 
CoUegien.  ^) 

7.  Die  Verwaltung  der  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten,  so 
der  Kauf-  wie  die  gesammte  Vertretung  der  Corporation  ist  —  mehr  oder 
mannschaft.  Qjindej.  unbcschränkt,    (vergl.  unten    IV,    V.)    —    die    Aufgabe    des 

Vorstandes.*)  Derselbe  besteht  meist  aus  15  Mitgliedern,  0)  welche 
von  der  Gesammtheit  der  wahlberechtigten  (vergl.  oben  No.  2,  3) 
Corporationsmitglieder  aus  deren  Mitte  in  der  Art  gewählt  werden, 
dass  jährlich  der  dritte  Theil  nach  dreijähriger  Funktionszeit  aus- 
scheidet, ö) 

8.  An  der  Spitze  des  Vorstandes  leitet  die  Verhandlungen  und 
besorgt  die  Vollziehung  der  Beschlüsse  ein  „Vorsitzender*'^)  nebst 
zwei®)  „Stellvertretern*'^),  welche,  wie  Jener,  von  den  Vorstands- 
mitgliedern aus  deren  Mitte  auf  ein  ^^)  Jahr  gewählt  werden. 

9.  Der  Vorstand  gilt  in  der  Kegel  schon  bei  Anwesenheit  von 
mehr  als  der  Hälfte  ^^)  der  Mitglieder  als  beschlussfähig  und  be- 
schliesst  meist  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  der  anwesenden 
Mitglieder.  ^^)  Im  Einzelnen  wird  der  Geschäftsgang  durch  eine 
vom  Vorstande  selbst  zu  beschliessende  Geschäftsordnung  bestimmt. 
Aus  dem  in  den  Statuten  enthaltenen  Detail  verdienen  nur  noch  die 
weit  auseinander  gehenden  Bestimmungen  über  die  OefFentlichkeit 
der  Verhandlungen  Erwähnung.  ^^) 


»)  D.  11.  E.  11. 

3)  St.  11.  Me.  8.  E.  10. 

3)  K.  8.  D.  11. 

*)  „Vorsteher -Amt  der  Kaufmannscbaff* ;  T.  9.  K  10.  D.  12.  Me.  10.  — 
^Aelteste  der  Kaufmannschaft*':  B.  15.  Ma.  12.  E.  12.  —  „Vorsteher  der  Kauf- 
mannschaft^: St  12. 

*)  21  Mitglieder:  B.  17.  Ma.  13.  —  12  Mitglieder:  E.  17.  —  9  Mitglieder 
uud  drei  Siell Vertreter:  St   14.  T.  17. 

^)  In  Stettin:  (14)  besteht  sechsjährige  Functionszeit.  Alle  2  Jahre  scheidet 
der  dritte  Theil  der  Mitglieder  aus. 

^  ,Ober- Vorsteher':  St  19.  K.  22.  Me.  22.  —  „Präsident":  B.  22.  — 
„erster  Vorsteher**:  Ma.  16.  —  , Vorsteher** :  E.  23. 

»)  Nur  Ein  Stellvertreter:  St.  19.  T.  19. 

^  „Beisitzer":  K.  22.  33.  Me.  22.  33.  E.  23.  35.  —  „Vice  Präsident**:  B.  21. 
22.  —  „zweiter  und  dritter  Vorsteher" :  Ma.  16.  26. 

^  Auf  zwei  Jahre;  St  19. 

")  Zwei-Drittel:  T.  28. 

")  Ausnahmen :  Ma.  6.  K.  23.  27.  Me.  23. 

^3)  Der  Vorstand  kann  die  Oeffentlichkeit  bescbliessen :  B.  23.  St.  21.       Oef- 
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10.  Der  Vorstand  kann  zur  Besorgung  einzelner  Geschäfte  wie 
ganzer  Geschäftszweige  —  vorübergehend  oder  dauernd  —  besondere 
Gommissionen  und  Ausschüsse  einsetzen,  in  denen  auf  Erfordern 
auch  dem  Vorstande  nicht  angehörende  Gorporationsmitglieder  mit- 
zuwirken haben.  1) 

Besonders  sind  in  mehreren  Statuten  schiedsrichterliche  und  Ver- 
gleichs «Gommissionen  zur  Erledigung  solcher  Streitigkeiten,  bei 
welchen  Gorporationsmitglieder  betheiligt  sind,  vorgesehen.^) 

11.  Anlangend  die  einzelnen  Functionen,  so  hat  der  Vorstand 
insbesondere: 

a)  an  die  öffentlichen  Behörden  —  auf  und  ohne  deren  Er- 
fordern —  Gutachten  und  Anträge  zu  richten  — 

b)  Vereinbarungen  über  Schlusszettel-Bedingungen  und  andere 
allgemeine  Geschäftsnormen  unter  den  Gorporationsmitglie- 
dern  zu  vermittehi  — 

c)  die  Gorporationsbeamten  (Syndicus,  Protokollführer,  Secre- 
taire,  Rendanten,  Boten  etc.)  anzustellen,  zu  instruiren  und 
zu  beaufsichtigen^)  — 

d)  die  amtlich  zu  notirenden  Gurse  und  Preise  durch  Börsen- 
Gommissarien  —  nach  den  näheren  Bestimmungen  der 
Börsenordnungen  —  festzustellen  — 

e)  fortlaufende  Mittheilungen  von  Auszügen  aus  den  Berathungs- 
Protokoilen  durch  die  Zeitungen  zu  veröffentlichen  — 

f)  alljährlich  über  die  Lage  und  den  Gang  des  Handels  an 
den  Handolsminister  zu  berichten  und  diesen  Bericht  --  mit 
einer  üebersicht  der  eigenen  Wirksamkeit  —  allen  Gor- 
porationsmitgliedern  mitzutheilen  — 

g)  ein  jährlich  zu  publicirendes  Mitgliederverzeichniss  (die  sog. 
„  Rolle  ^)  zu  führen  und  darin  die  erforderlichen  Eintragungen 
(Eintritt,  Austritt,  Suspension)  vorzunehmen  — 

h)  die  Wahl-  und  sonstigen  (General-)  Versammlungen  der 
Gesamnitheit  der  Gorporation  (vgl.  unten  V.)  zu  berufen  — 

i)  alljährlich  den  Etat  aufzustellen  und  eine  Verwaltungsrech- 
nung zu  legen  (vgl.  unten  No.  14). 


fenllicbkeit  nur  für  Korporatiousmitglieder:  K.  25.  Me.  25.  E.  25.  —  Oeffentlicbkeit 
für  Mitglieder  und  Zeitungsrefereuten :  D.  22. 

^)  Vom  Vorsitzenden  ertheilte  Aufträge:  T.  46.  K.  40.  He.  40.  K.  40,  57« 

^  B   29.  St.  26   Ma.  35.  ff.  K.  39.  Me.  39.  (E.  38) 

3)  Beschränkung:  St  29.  (No    5.) 
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Die  finan- 


Hellen  An  e-         ^^'    ^^^  ^^^  Aufiiahme   uls  Mitglied   ist  —  ausser  einigen  ge- 
legenheiten.  ringen  Nebengebühren  —  ein  Eintrittsgeld^)  zu  entrichten.^) 

13.  Der  weder  hierdurch,  noch  durch  Zinsen  des  Corporations- 
vermögens  oder  anderweit  gedeckte  Mehrbedarf  wird  durch  Beiträge 
der  Mitglieder  aufgebracht  und  zwar  zunächst  in  Berlin  (Art.  32  ff. 
38flF.),  Königsberg  (§§  47  fr.)  und  Memel  (§§  45  fr)  in  der  Art, 
dass  jedes  Mitglied  einen  festen  Jahresbeitrag  von  3  Thlr.  —  in 
Berlin  6  Thlr.  —  zu  zahlen  hat,  zu  welchem  erforderlichen  Falles 
für  jede  unmittelbar  oder  mittelbar  am  Börsengeschäfte  betheiligte 
Firma  weitere  Zuschläge  nachgewiesen,  durch  den  Umfang  dieses 
Geschäfts  und  der  mittleren  Betheiligung  an  dessen  Vortheilen  sich 
bestimmenden  Sätzen^),  die  aber  weder  als  Maximum,  noch  als 
Minimum  gelten,  vielmehr  nur  das  Verhältniss  der  Abstufungen  nor- 
miren,  hinzutreten.  Zur  Einschätzung  der  Mitglieder  in  die  einzelnen 
Classen  wird  alljährlich  —  in  Verbindung  mit  der  Wahl  der  Vor- 
standsmitglieder —  eine  selbstständige  Finanzcommission  gewählt, 
welche  in  Berlin  aus  9  und  in  Memel  aus  je  6  drei  Jahre  lang,  in 
Königsberg  aus  8  je  4  Jahre  lang  fungirenden,  dem  Vorstande  nicht 
angehörenden  Gorporationsmitgliedern  besieht  und  zu  welcher  ferner 
der  Vorstand  in  Königsberg  noch  vier,  in  Memel  drei  eigene  Mit- 
glieder auf  je  ein  Jahr  deputirt.  Reclamationen  gegen  die  Ein- 
schätzung gehen  an  den  Vorstand,  gegen  dessen  Entscheidungen  noch 
der  Recurs  (vgl.  unten  No.  16)  stattfindet. 

Die  Einrichtungen  in  Stettin  (§§  29flF.  44  fr.)  weichen  hiervon 
darin  ab,  dass  weder  ein  fester  Jahresbeitrag,  noch  das  Verhältniss 
für  die  Abstufung  der  Zuschläge  fixirt,  die  Finanzcommission  viel- 
mehr nur  im  Allgemeinen  angewiesen  ist,  Jahresbeiträge  nach  dem 
Umfange  des  Gewerbes  und  Einkommens  der  einzelnen  Mitglieder  — 
unter  Vertheilung  derselben  in  mehrere  Glassen  und  Bestimmung 
angemessener  Abstufung  —  festzusetzen.    Doch  darf  in  der  höchsten 


')  Dasselbe  beträgt   —  incl.  der  NebengebQhren    ■—    ia  Ü.    35 Vs    Thlr.,  Ma. 

35  Thlr.,  St.  28  Thlr,  T.  16  Thlr.,  B.   13  Thlr.,    Me.    12Va  Thlr.,    K.    12    Thlr., 
E.  10. 

^)  Ermässigung:     Ma.    30   (unter    h)     —    insbesondere  bei    Wiederaufnahme 

früherer  Mitglieder:    St.  43.    K.  46.  Me.  46.     D.  41.  E.  47.  —  und   für  Wittweu 
verstorbener  Mitglieder:    St.  43.  T.  51.  D.  41. 

^)  Die  einzelnen  Klassen  sind,  wie  folgt,  abgestuft  (in  Thalern): 

I            II           III          IV         V           VI  VII      VIII       IX 

in  Berlin            360        240         180         120        80          60  40        20         12 

„    Königsberg      80          60          40          30        20           15  10          5        — 

„   Memel             30          t?5          20          15        12V8       10  7Vs      5        — 
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Classe  der  Beitragssatz  von  50  Tblr.  jährlich  nicht  ohne  Genehmi- 
gong  der  General- Versammlung  überschritten  werden  (§  38). 

In  Danzig  (§§  42  if.)  können  die  Beiträge  nach  Bestimmung  der 
General- Versammlung  als  Zahlungen  der  einzelnen  Mitglieder  für  die 
Benutzung  der  Handelsanstalten  (Börse  etc.)  und  als  Zuschläge  zur 
Gewerbesteuer  erhoben  werden. 

In  Elbing  (§§  48  ff.)  dient  die  Gewerbesteuer  als  Massstab  für 
die  Heranziehung  der  einzelnen  Mitglieder  zu  Beiträgen.  Die  Aus- 
schreibung darf  erst  nach  Zustimmung  der  General- Versammlung  er- 
folgen (§  14). 

In  Tilsit  (§§.  1 5,  22  ff.)  bestiftimt  der  Vorstand  die,  neben  den 
Vermögens-Revenuen,  etwa  erforderlichen  Beiträge.  Er  hat  auch 
behufs  Aufbringung  derselben  die  Mitglieder  nach  ihrem  Geschäfts- 
umfange  in  drei  Klassen  abzuschätzen.  In  der  ersten  Klasse  zahlt 
jedes  Mitglied  das  Dreifache  und  in  der  zweiten  das  Doppelte  des 
Beitrages  der  Mitglieder  der  dritten  Klasse.  Beschwerden  wegen 
Ueberbürdung  gehen  an  eine  besondere  Gommission. 

Das  Magdeburger  Statut  (§§.  30  d.  32)  beschränkt  sich  auf  die 
Bestimmung,  dass  die  Mitglieder  die  durch  Beschluss  der  General- 
Versammlung  festgestellten  laufenden  und  ausserordentlichen  Beiträge 
zu  entrichten  haben. 

14.  Die  Festsetzung  des  vom  Vorstande  jährlich  aufzustellenden 
Etats  ist  in  einigen  Statuten  besonderen  Organen  vorbehalten.^) 

Im  Wesentlichen  dasselbe  gilt  von  ausseretatsmässigen  Aus- 
gaben, von  Abnahme  der  Jahresrechnung  und  von  Ertheilung  der 
Decharge.^) 

15.  Die  Gesammtheit  der  Mitglieder  bildete   nach    den  meisten  ^le  Generai- 
älteren  Statuten  vorzugsweise    nur    in  Beziehung    auf  die  Wahl  der   ^*^a*g™ 
Vorstandsmitglieder  ein  selbstständiges  Organ,     üeber  diesen  beson-  d*«  piemmi. 
ders  wichtigen  Gegenstand  enthält  ein  Theil  der  revidirten  Statuten 
abweichende  Bestimmungen,  die,    wenn  auch  im  Einzelnen  von  sehr 
verschiedener  Tragweite,    doch  in  ihrer  Tendenz  sämmtlich  auf  eine 
Beschränkung  der  früheren  Omnipotenz  des  Vorstandes  hinauslaufen. 

Nur  ein  Minimum  gewährt  in  dieser  Beziehung  das  Berliner 
Statut.     Nicht  einmal  zum  Zwecke  der  Wahlen  vereinigt   sich   hier 


^)  „Fioanz-Commission,^  (deren  Zustimmung  in  Berlin  auch  zur  Aufnahme 
vou  Anleihen  und  zur  Yeräusserun^  von  Immobilien  erfordert  wird):  B.  32.  36. 
37.  St.  29.  40.  41.  —  Präfuogs-Commission  und  General -Versammlung:  D.  33.  34. 

')  Besondere  von  der  Wahlversammlung  zu  ernennende  Abnahme  und  Decharge- 
Commission:  Ma.  30.  34.  T.  57.  K.  58   Me.  58.  £.  52. 
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die  Gesammtbeit  der  Mitglieder  zu  einer  gemeinschaftlichen  Versamm- 
lung. Vielmohr  werden  die  Wahlen,  wie  übrigens  auch  in  Stettin 
(§§.  17,  BO)  und  Dauzig  (§.  30),  mittelst  in  bestimmter  Frist  abzu- 
gebender Stimmzettel  vollzogen.  Im  Uebrigen  besteht  nur  die  Ver- 
pflichtung des  Vorstandes,  binnen  acht  Wochen  eine  General  Versamm- 
lung zu  berufen,  sobald  mindestens  der  fünfte  Theil  der  Corporations- 
mitglieder  einen  Antrag  auf  Abänderung  des  Statuts  einbringt. 
(Art.  16,  20,  28). 

In  Stettin  (§§.  6,  12,  13,  33  flf)  unterliegen  einer  Beschluss- 
fassung der  General- Versammlung : 

a)  die  ihr  vom  Vorstande  t)der  von  Mitgliedern  (auf  Antrag 
des  vierten  Theiles  der  Mitglieder  muss  eine  General- Ver- 
sammlung anberaumt  werden)  unterbreiteten  Vorlagen  mit 
der  Massgabe,  dass  der  Vorstand  an  Beschlüsse  über  die 
von  besonderer  Genehmigung  der  General- Versammlung  an- 
abhängigen Gegenstände  seines  Geschäftskreises  nicht  ge- 
bunden ist, 
b^  die  Abänderung  des  Statuts, 

c)  Anleihen  (welche  die  Corporation  mit  eii^em  neuen  Schulden- 
bestande  belasten), 

d)  der  Erwerb  und  die  Veräusserung  von  Immobilien, 

e)  die  Erhebung  der  (den  Maximalsatz  von  50  Thlr.  für  ein 
einzelnes  Mitglied  übersteigenden)  Beiträge, 

f)  die  Ausschliessung  von  Mitgliedern  wegen  entehrender  Hand- 
lungen. Die  Beschlüsse  der  Corporation  beschränken  jedoch 
die  Vertretungsbefiigniss  des  Vorstandes  Dritten  gegenüber 
nicht. 

In  Danzig  (§§.  13,  30,  33  fF.)  finden  jährlich  zwei  ordentliche 
und  ausserdem  nach  Befinden,  jedenfalls  aber  auf  Antrag  des  fünften 
Theiles  der  Mitglieder,  ausserordentliche  General -Versammlungen 
statt.  Berathungsgegenstände  sind  insbesondere  die  vorstehend  unter 
a.  bis  e.  aufgeführten,  ferner: 

die  engere  Wahl  von  Vorstandsmitgliedern,  welche  bei 
der  ersten  Wahl  (mittelst  in  bestimmter  Frist  abzugebender 
Stimmzettel)  absolute  Majorität  nicht  zu  erzielen  ge- 
wesen ist, 

die  Etatfeststellung,  so  wie  die  Abnahme  und  Decharge 
der  Jahresrechnung, 

die  Beitragsverpflichtungen  wieder  eintretender  Mitglieder. 
In  Tilsit   (§§  11,    12,    21  fl'.)   finden    ausser   den   ordentlichen 
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jährlichen  Wahlversammlungen  noch  ausserordentliche  General- Ver- 
sammlungen statt  zur  Besehlnssfassung  über  die  oben  unter  c.  d.  f. 
aufgeführter  Gegenstände. 

Aehnliches  gilt  von  Magdeburg  (§§  4,  6,  14  flf,  28  if.)-  Die 
dortigen  General- Versammlungen,  die  als  ausserordentliche,  auf  An- 
trag von  40  Corporations-Mitgliedern  berufen  werden  müssen,  haben 
insbesondere  zu  beschliessen  über  die  unter  a  bis  e  aufgeführten 
Gegenstände,  ferner  über  etwaige  Ermässigung  des  Eintrittsgeldes  in 
einzelnen  Fällen  und  als  Beschwerde-Instanz  über  Aufnahme-Ver- 
weigerung, Ausschliessung  von  Mitgliedern  und  Verhängung  von 
Ordnungsstrafen. 

In  Elbing  (§§  13,  14,  15,  18,.  21,  45,  51)  ist  eine  Mitwirkung 
der  General-Versammlung  nur  vorgesehen  für  die  Wahl  der  Mit- 
glieder des  Vorstandes  und  der  Rechnungs-Abnahme-  und  Decharge- 
Gommission,  sowie  für  die  Ausschreibung  von  Beiträgen  und  die 
Rechnungslegung. 

Am  weitesten  endlich  gehen  Königsberg  (§§  10,  19  ff.,  36)  und 
Memel  (§§  10,  19  flf.,  30),  insofern  daselbst  nicht  nur  die  Wahlen 
in  den  ordentlichen  Jahres- Versammlungen  stattfinden,  sondern  der 
Vorstand  auch,  aus  eigener  Initiative  oder  auf  Antragt),  ausser- 
ordentliche General- Versammlungen  zu  berufen  hat  und  durch  deren 
Beschlüsse,  ohne  Unterschied  des  Gegenstandes,  verbunden  wird. 

16.  Die  den  Corporationen  zunächst  vorgesetzten  Behörden  sind  ober- Auf- 
nunmehr  die  Bezirks-Regierungen.     An    letztere   geht  auch   in  der  ^H  ^^J^^ 
Regel  2)    der    Recurs    gegen    Entscheidungen    des    Vorstandes    und 
anderer  Gorporationsorgane ,    insoweit  dieses  Rechtsmittel  überhaupt 
ausdrücklich  vorgesehen  und  geregelt  ist*^). 

Fälle  solcher  Art  sind  insbesondere: 

ä.  Suspension  von  (den  Ehrenrechten)  der  Mitgliedschaft,  des- 
gleichen Aufnahme-Verweigerung  und  Ausschliessung  von 
Mitgliedern  *). 

b.  Einschätzung  in  die  Beitragsclassen^). 


^)  Von  miniiesteus  50,  in  Memel  30  Mitgliedern. 

^  Ausuabinsweise  Generalversammlung  als  Berufsiu stanz:     Ma.  4.  6.  29.  30. 
I>.  30.  (No.  10)  41.  I 

3;  B.  45.  St.  51.  T.  67.  K.  69.  Me.  70.   D.  41.  E.  59, 

*)  B.  10.  St.  7.  Me.  66.  K.  66.  E.  59. 

*)  B.  40.  St.  46    K.  49.  Me.  55, 


i 
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c.  Ordnungsstrafen,  die  eventuell  im  Wege  der  Verwaltungs- 
Execution  eingezogen  werden^): 

wegen  Nichtablieferung  von  Wahlzetteln  2), 
wegen  Nichtannahme  oder  Nichterfüllung  von  Aufträgen 
und  Ehrenämtern^), 

wegen  unangemessenen  Benehmens  in  den  Börsen-Ver- 
sammlungen^) oder  in  den  Versammlungen  der  Corpo- 
rationsorgäne  ^), 

wegen  nicht  entschuldigten  Ausbleibens  in  diesen  Ver- 
sammlungen ^). 
cominorr.-  ßg    \)\\q[)q   schUessUch    uoch   die    Sonderstellung   des   Altonaer 

Aitonn.  Commerz- Gollegiums  zu  berücksichtigen,  welches  laut  Instruction  vom 
14.  Juli  1738  vom  Landesherrn  zur  üeberwachung  und  Förderung 
von  Handel,  SchifFfahrt  und  Gewerbe  berufen  wurde. 

Zu  dem  Zwecke  hatte  es  der  Regierung  Vorschläge  zu  machen, 
Berichte,  —  auch  einen  Jahresbericht,  —  zu  erstatten  und  sich  zu 
diesem  Behufe  mindestens  alle  drei  Monate  „auf  dem  Rathhause^ 
unter  dem  Vorsitze  des  Bürgermeisters  der  Stadt  Altena  zu  ver- 
sammeln. 

Als  Protokollführer  soll  der  Stadtsecretair  zu  den  Berathungen 
hinzugezogen,  alle  übrigen  Functionen  von  den  Mitgliedern  honoris 
causa  verrichtet  und  „bei  Todesfällen^  geeignete  Persönlichkeiten 
zur  Einnahme  der  so  erledigten  Stelle  vorgeschlagen  werden,  welche 
dann  die  landesherrliche  Bestätigung  abzuwarten  haben.  Als  Mit- 
glieder nehmen  die  angesehensten  Eaufleute  Theil,  deren  Zahl  jetzt 
auf  sieben  erhöht  ist.  Neben  dem  Gommerz-GoUegium ,  welches 
nebenbei  gesagt,  ein  nicht  unbedeutendes  Vermögen  besitzt,  besteht 
seit  dem  Jahre  1670  noch  eine  „Gesellschaft  der  Commercirenden** 
in  Altena  mit  ähnlichen  Zwecken,  ohne  indessen  staatlicherseits  an- 
erkannt zu  sein. 

Trotz  der  nach  der  letzten  Reorganisation  so  ausgedehnten  Gom- 
petenz  der  kaufmännischen  Gorporationen,  welche  diese  den  fran- 
zösischen Handelskammern  nahe  bringt,  wurden  doch  keine  weiteren 
Gorporationen  dieser  Art  ins  Leben  gerufen ;  man  ging  vielmehr  all 


>)  St.  51.  T.  68.  K.  70.  Me.  71. 

^  B.  20.  St.  17. 

3)  B.  43.  St.  49.  T.  65. 

*)  K.  43.  Me.  43. 

^  St.  36.  49.  T.  50. 

^  T.  31.  50.  Ma.  29. 
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mälig  za  dem  seit  den  zwanziger  Jahren  vorbereiteten  System  der 
Handelskammern  über. 

Die   ersten   Handelskammern  Preussens  wurden   unter  der*^^  Han4ei8- 
Herrschaft  Frankreichs,    dem  Mutterlande    dieser  Institution,   in  der    ■""^'"* 
Rheinprovinz  nach  Analogie  der  etwa  um  1801  neugeschaiFenen  fran- 
zösischen Kammern  gegründet. 

Die  ursprünglichen  Handelskammern  waren  auch  in  Frankreich  oründaflg. 
mit  dem  Gesetze  vom  16.  October  1791  aufgehoben  worden  und  wur- 
den zehn  Jahre  später  zwei  neue  Einrichtungen  an  deren  Stelle  ge- 
setzt, so  zwar,  dass  in  den  grösseren  Handelsstädten  die  eigentlichen 
Handelskammern  wieder  errichtet,  in  den  Fabrikstädten  aber  Manu- 
factur-  und  Fabrikenkammern  angeordnet  wurden.  Die  ersteren  waren 
zur  Vertretung  des  äusseren  Handels,  die  letzteren  zur  Vertretung 
der  inneren  Production  bestimmt. 

Auf  dieser  Grundlage  war  durch  Gonsular-Beschluss  vom  7.  Flo- 
real  XL  (vom  27.  April  1803)  die  Handelskammer  in  Göln  und 
durch  Decret  vom  12.  Germinal  XII.  (vom  2.  April  1804)  die  Fa- 
brikenkammer in  Grefeld  errichtet  worden,  an  welche  sich  die  Han- 
delskammern zu  Aachen,  Eupen,  Malmedy  und  Stolberg,  und  nach 
dem  Wiederanfall  der  französisch  gewesenen  Landestheile  an  Preussen 
jene  zu  Goblenz,  Wesel  und  Gladbach  anschlössen.  In  demjenigen 
Theile  der  Rheinprovinz,  in  welchem  der  Gode  Napol6on  nicht  zur 
Geltung  gelangt  war,  wurden  .1830  die  Handelskammern  für  Barmen- 
Elberfeld,  und  bis  1840  jene  zu  Düsseldorf,  Duisburg,  Essen, 
Lennep,  Solingen  und  Mülheim  a.  d.  Ruhr  errichtet. 

Die  Principien  dieser  von  Preussen  geschaffenen  Handelskam- 
mern, welche  in  der  Folge  auch  auf  die  älteren  Landestheile  aus- 
gedehnt wurden,  unterscheiden  sich  von  der  französischen  Einrichtung 
insofern,  als  die  Handels-  und  Fabrikenkammern  vereint  functionir- 
ten,  alle  mit  einer  gewissen  Steuer  (12  bis  20  Thlr.  jährlich)  be- 
legten Handel-  und  Gewerbetreibenden  wahlberechtigt  waren  und^ 
nur  die  Wahl  des  Vice-Präsidenten  aus  der  Mitte  der  Handelskammer 
selbst  zugelassen  wurde. 

Im  übrigen  Preussen  wurden  zuerst  in  den  Städten  Erfurt, 
Hagen  und  Halle  (1844)  Handelskammern  errichtet,  welche,  —  ob- 
gleich für  jede  ein  besonderes  Statut  festgesetzt  worden,  —  in  ihren 
wesentlichen  Punkten  den  rheinischen  nachgebildet  waren. 

Für  den  ganzen  damaligen  Umfang  der  Monarchie  wurde  das  AUgemeiae 
Institut  der  Handelskammern  endlich  durch  die  Verordnung  vom  j^^p*!^^™,^ 
11.  Februar  1848    eingeführt   und    die  Verfassung  der   bestehenden      i848. 
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sowohl  als  der  demnächst  zu  errichteaden  Handelskammern  einheit- 
lich festgestellt. 

In  jedem  Orte  oder  Bezirke,  wo  der  Handel  nnd  der  Gewerbe- 
verkehr  das  Bedürfniss  einer  Handelskammer  fühlbar  machen  würde, 
sollte  nach  Einholung  der  Königlichen  Genehmigung  eine  solche  ge- 
gründet werden. 
wirkiinga-  Dq^  Wirkungskrcis  der  Handelskammern  wurde  dahin  definirt: 

Auf  Verlangen  der  vorgesetzten  Behörde  Berichte  über  Handels-  und 
Gewerbeangelegenheiten  zu  erstatten,  auch  nach  eigenem  Erme'ssen 
ihre  Wahrnehmungen  über  den  Gang  des  Handels  und  der  Gewerbe, 
sowie  über  den  Verkehr  bestehender  Anstalten  und  Einrichtungen 
zur  Kenntniss  jener  Behörde  zu  bringen  und  dieser  ihre  Ansichten 
darüber  mitzutheilen,  durch  welche  Mittel  Handel  und  Gewerbe  zu 
fördern  seien,  welche  Hindernisse  deren  Förderung  im  Wege  ständen 
und  in  welcher  Weise  dieselben  zu  beseitigen  seien.  Alljährlich 
hatten  sie  ihren  Bericht  direct  an  den  Minister  zu  richten. 

Auch  über  die  anzustellenden  Makler,  sowie  über  die  zur  Ver- 
waltung öflFentlicher  Anstalten  für  Handel  und  Gewerbe  zu  ernennen- 
den Personen  hatten  sie  ihr  Gutachten  abzugeben.  Es  konnte  ihnen 
zugleich  die  Beaufsichtigung  der  auf  Handel  und  Gewerbe  Bezug 
habenden  öffentlichen  Anstalten  übertragen  werden. 

Organisation.  Au  dor  periodischou  Wahl  der  Mitglieder  und  Stellvertreter  der 
Handelskammern,  deren  Zahl  9  bis  15  je  nach  der  commerciellen 
oder  industriellen  Bedeutung  und  Grösse  des  Bezirkes  betrug,  nahmen 
sämmtliche  Handel-  und  Gewerbetreibende  ihres  Bezirkes  Theil, 
welche  in  der  Steuerclasse  der  Eaufleute  mit  kaufmännischen 
Rechten  zur  Gewerbesteuer  veranlagt  waren,  diese  hatten  aber  auch 
zu  den  Kosten  der  Verwaltung  des  Bureau's  in  ihrer  Kammer  bei- 
zutragen.    Die  Mitgliedschaft  war  ein  unbesoldetes  Ehrenamt. 

Des  Weiteren  traf  das  Gesetz  noch  Bestimmungen  über  Ge- 
schäftsgang, Kostenaufwand  u.  s.  w.  Besonderen  Königlichen  Er- 
lassen blieb  es  vorbehalten,  der  Handelskammer,  im  Falle  deren 
Bezirk  mehrere  Orte  umfassen  sollte,  ihren  Sitz  anzuweisen,  die 
Zahl  der  Mitglieder  und  Stellvertreter  wie  der  erforderlichen  engeren 
Wahlkreise  und  endlich  die  Höhe  des  Gewerbesteuer-Betrages,  an 
dessen  Entrichtung  die  Wahlberechtigung  geknüpft  werden  sollte, 
zu  bestimmen,  obwohl  letztere  bereits  durch  das  Gesetz  selbst  auf 
die  Steuerclasse  der  „Kaufleute  mit  kaufmännischen  Rechten^  be- 
schränkt war. 
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Der  Handwerkerstand,  welcher  erklärlicher  Weise  in  den  Han-  ßestrebun- 
delskammern  keine  genügende  Vertretung  seiner  Interessen  erblicken  ^^Vrkor" 
wollte,    entfaltete     eine    ungeheure    leidenschaftliche    Agitation    zu  ^^^^^  ^«- 
Gunsten  der  gesetzlichen  Einführung  von  „Handwerker-  oder  Gewerbe-  "rang  "0^ 
kammern.^  cewerbe- 

Dm  diesen  Bestrebungen  grössere  Nachhaltigkeit  zu  verleihen, 
schuf  der  ganze  Deutsche  Handwerkerstand  aus  eigener  Initiative 
„als  seine  Centralvertretung  den  Deutschen  Handwerker-  und  Ge- 
werbecongress",  der  zum  ersten  Male  im  Jahre  1848  vom  14.  Juli 
bis  18.  August  neben  dem  Deutschen  Parlamente  versammelt  war, 
um  Reformvorschläge  zu  machen,  welche  sich  in  dem  von  ihm  unterm 
18.  August  aufgestellten  Entwurf  einer  allgemeinen  „Handwerker- 
und Gewerbeordnung«  für  Deutschland  niedergelegt  iSnden. 

Der  ganze  Entwurf  charakterisirt  sich  in  nuce  als  ein  förm- 
licher Protest  gegen  die  Einführung  der  Gewerbefreiheit  und  will 
dann  eben  unter  vielen  anderen  Forderungen  auch  gewerbliche 
Kammern  eingeführt  wissen.  Der  Landtag  konnte  hierzu  im  All- 
gemeinen kein  Bedürfniss  anerkennen,  machte  aber  im  Uebrigen  den 
Beschwerden  der  Handelskammer  gegenüber  geltend,  dass,  wenn  bei 
der  Bestimmung  der  Aufgabe  der  Handelskammern  auch  der  Ge- 
werbetreibenden besondere  Erwähnung  geschehen  sei,  damit  doch 
keineswegs  eine  Bevormundung  des  Handwerkerstandes  intendirt 
worden,  sondern  lediglich  die  Absicht  vorliege,  den  zum  „Handel« 
in  untrennbarem  Zusammenhange  stehenden  Theil  des  gewerblichen 
Verkehrs,  der  bei  einer  engeren  Definition  des  Begriffs  „Handel« 
völlig  ausgeschlossen  wäre,  mitzutreifen.  Die  Regierung  versuchte 
aber  dennoch,  den  Wünschen  der  Gewerbetreibenden,  und  namentlich 
der  Handwerker  näher  zu  treten,  indem  sie  durch  Verordnung  vom 
9.  Februar  1849    „das  Institut   der  Gewerberäthe«    in's  Leben  rief.    Qewerbe- 

Nach  Analogie  der  Handelskammern  war  dieses  Institut  dazu 
bestimmt,  die  allgemeinen  Interessen  des  Handwerks-  und  Fa- 
brikbetriebes in  ihren  Bezirken  wahrzunehmen  und  die  zur  För- 
derung derselben  geeigneten  Einrichtungen  zu  berathen  und  anzu- 
regen. Die  betrefi^ende  Verordnung  bestimmte  über  die  Organisation 
dieser  neuen  Gollegien  Folgendes: 

Die  Gewerberäthe  sind  mit  ihren  Ansichten  und  Vorschlägen  in 
allen  Angelegenheiten  zu  hören,  welche  eine  in  die  Verhältnisse  des 
Handwerks-  und  Fabrikbetriebes  eingreifende  Anordnung  bezwecken. 
Sie  haben  über  die  Befolgung  der  durch  die  erwähnte  Verordnung 
ergangenen  Vorschriften  fiber  Innungswesen,  über  Annahme  und  Be- 
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handlang  der  Gesellen,  Gehülfen,  Lehrlinge  and  Fabrikarbeiter,  über 
Meister-  and  Gesellenprüfangen,  Abgrenzang  der  Arbeitsbefagnisse 
and  sonstige  gewerbliche  Verhältnisse  za  wachen,  einerseits  mit  der 
Befagniss,  ihre  diesbezüglichen  Wahrnehmongen  zar  Eenntniss  der 
Behörden  za  bringen,  andererseits  mit  der  Verpflichtang,  anf  Ver- 
langen Anskanft  za  ertheilen  and  Gutachten  za  erstatten.  Für  jeden 
Ort  oder  Bezirk,  wo  ein  erheblicher  gewerblicher  Verkehr  einen  Ge- 
werberath  erforderlich  machte,  kann  ein  solcher  aaf  Antrag  der  Ge- 
werbetreibenden, nach  Anhörang  der  gewerblichen  and  kaufmännischen 
Gorporationen  and  der  Gemeindevertreter  mit  Genehmigung  des  Mi- 
nisteriums für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  errichtet 
werden.  Die  Mitglieder  des  Gewerberaths  sind  zu  gleichen  Theilen 
aus  dem  Handwerkerstande,  dem  Fabrikstande  und  dem  Handelsstande 
seines  Bezirkes  zu  wählen  und  verwalten  ihr  Amt  unentgeltlich. 
Zur  Aufbringung  der  Kosten  für  die  laufende  Geschäftsführung  des 
Gewerberathes  sind  die  wahlberechtigten  Gewerbetreibenden  ver- 
pflichtet. In  denjenigen  Orten,  für  welche  ein  Gewerberath  nicht 
besteht,  treten  die  Communalbehörden  an  seine  Stelle. 

Eine  kurze  Zeit  lang  wurden  hier  und  da  Gewerberäthe  gewählt 
und  in  Thätigkeit  gebracht,  doch  zerfiel  die  ganze  Einrichtung  sehr 
bald  in  Nichts;  besonders  seitdem  die  Verordnung  vom  15.  Mai  1854 
das  active  Wahlrecht  zum  Gewerberäthe  auf  selbstständige  gewerbe- 
treibende Gemeindewähler  beschränkte. 

Obwohl  in  ihren  ursprünglichen  Befugnissen  durch  die  Bundes- 
Ge Werbeordnung  vielfach  i)eschränkt,  sind  die  Gewerberäthe  doch 
durch  keine  Gesetzgebung  völlig  aufgehoben. 

Dass  sie  zum  grössten  Theile  eingegangen  sind,  mag  neben  ihrer 
Unzulänglichkeit  in  der  Thatsache  seine  Erklärung  finden,  dass  der 
Noth  der  Handwerker  durch  blosse  Reglements  nicht  wirksam  abge- 
holfen werden  kann. 
Die  Errieh-         Das  crwähuto  Handolskammergosetz  vom  11.  Februar  1848  war 
drifklmmera  ^^^ög^D   von  dcn  günstigstou  Erfolgen   begleitet    In  allen  Landes- 
in  den  ver-  theilou  tratou  zahlreiche  Handelskammern  ins  Leben.    Neben  diesen 
'L^Mdc"-"  *^^  ^^^  gesetzlichen  Grundlage  errichteten,  sind  mittelst  landesherr- 
theiien.    Hcheu  Erlasscs  —  besonders  in  Bezug  auf  die  diesem  überlassenen 
erwähnten  Bestimmungen  —  an  folgenden  Orten  Handelskammern 
errichtet: 

1848:  Minden,  Mühlhausen,  Bielefeld  (G.-S.pag.  419. 

420.  421  auch  1868  pag.  12). 
1849:  Schweidnitz,    Breslau,   Siegen,  Hirschberg, 
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Landeshut,  Görlitz,  '^^^/.^^^^'^  (G.^S.   1849 

(Altena)       ^ 

pag.  145.  146.  215.  348.  349.  435.,  1850  pag.  4. 
—  auch  1862  pag.  40). 
1850:  Iserlohn  (6.-S.  pag    397). 
1851:  Posen,  Arnsberg,  Cottbus  (6.-S.  pag.  13.  412. 

605  —  auch  1857  pag.  434). 
1852:  Thorn  (G.-S.  pag.  490). 
1854:  Munster  (6.-S.  pag.  82). 
1855:  Trier,  Insterburg  (G.-S.  pag.  196.  608.  —  auch 

1861  pag.  416). 
1856:  Bochum  (6.-8.  pag.  548  —  auch  18  68  pag.  710). 
1858:  Nordhausen  (G.-S.  pag.  552). 
1861:  Neuss  (G.-S.  pag.  173). 
1863:  Dortmund,     Frankfurt   a.    0.,     Saarbrücken, 

Swinemünde  (G.-S.  pag.  263.  534.  715.  782). 
1864:  Lauban,    Braunsberg    (G.-S.  1864    pag.    403. 
1865  pag  16). 
Von  den  nur  erweiterten  oder  reorganisirten  rheinischen,  sowie 
den  wieder  eingegangenen  neueren  Handelskammern  zu  Glatz,  Lieg- 
nitz  und  Gleiwitz  haben  wir  hier  abgesehen.    In  den  1866  neu  hinzu- 
getretenen   Landestheilen    bestanden   bereits   in   der   Stadt    Frank- 
furt a.  Main  und  im  Herzogthum  Nassau  Handelskammern,  während 
solche   in    Kurhessen,    Schleswig-Holstein   und    den  Grossherzoglich 
Hessischen  Gebietstheilen  bis  dahin  überhaupt  noch  keinen  Eingang 
gefunden  hatten. 

In  Eurhessen  bestanden  ehedem  neben  einigen  zünftigen  Corpo- 
rationen  ohne  weitere  practische  wirthschaftliche  Bedeutung  recht 
gut  organisirte  freie  Handels-  und  Gewerbevereine,  welche  in  Cassel, 
Hanau,  Fulda,  Hersfeld,  Eschwege,  Bockenheim,  Schmalkalden,  Rin- 
teln und  Earlshafen  ihren  Sitz  hatten  und  jährlich  zu  einer  Haupt- 
jahresversammlung als  Landesverein  zusammentraten.  —  Die  amt- 
liche Fürsorge  für  Handel  und  Gewerbe  beruhte  nach  Gesetz  vom 
7.  Juli  1851  bei  einer  aus  drei  Staatsbeamten  bestehenden  Com- 
mission  für  Handels-  und  Gewerbeangelegenheiten  ^  welche  die  Mi- 
nisterien mit  Gutachten  zu  unterstützen,  auf  deren  Anordnung  Er- 
hebungen vorzunehmen,  auch  aus  eigener  Initiative  bei  den  höchsten 
Staatsbehörden  dem  materiellen  Wohl  des  Staates  förderliche  An- 
träge zu  stellen  und  jährliche  Uebersichten  über  den  Zustand  des 
Handels  und  der  Gewerbe  zu  erstatten  hatte. 

V.  Kaufmann.  n 
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Zwischen  den  Vereinen  nnd  dieser  Commission  bestand  ein  so 
reger,  fast  officieller  Verkehr,  dass  erstere  in  demselben  beinahe 
eine  den  Handelskammern  analoge  Rolle  spielten;  ein  Beweis  von 
dem  ausserordentlich  lebhaften  Interesse,  welches  Seitens  der  Regie- 
rung sowohl,  als  in  Wechselwirkung  Seitens  der  Interessenten  den 
wirthschafüichen  Angelegenheiten  gewidmet  wurde. 

Die  Frankfurter  Kammer  war  bereits  im  Jahre  1817  laut  Ver- 
ordnung vom  20.  Mai  desselben  Jahres  errichtet  worden,  wäh- 
rend die  drei  Handelskammern  des  Herzogthums  Nassau,  Wies- 
baden, Limburg  und  Dillenburg,  deren  Bezirke  das  ganze  Land 
umfassten,  erst  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  3.  September  1863  und 
zweier  Ausführungsverordnungen  vom  4.  März  1864  entstanden  sind. 

Im  Königreich  Hannover  existirten  statt  der  Handelskammern  als 
frei  aus  dem  Handelstande  hervorgegangene  Corporationen  die  Han- 
delsvereine, welche  aber  keine  officiell  anerkannten  Institute  bildeten. 

Nachdem  indessen  auch  in  Hannover  das  Allgemeine  Deutsche 
Handelsgesetzbuch  eingeführt  worden,  war  die  Regierung  ermächtigt, 
überall,  wo  sich  ein  Bedürfniss  dafür  herausstellen  würde,  Handels- 
kammern zu  errichten. 

Auf  Gi'und  dieser  Ermächtigung  erfolgte  denn  auch  mittelst 
einer  generellen  Verordnung  vom  7.  April  1866,  und  sechs  daran 
anschliessender,  für  jeden  Landdrosteibezirk  speciell  erlassener,  Be- 
kanntmachungen vom  gleichen  Jahre  die  Errichtung  von  zwanzig 
Handelskammern.  Davon  gingen  indessen  bis  zum  Jahre  1871  die 
Handelskammern  zu  Hameln.  Osterode,  Gelle,  Uelzen,  Stade,  Buxte- 
hude, Lingen,  Norden,  Leer,  Papenburg  ein,  so  dass  solche  nunmehr 
nur  noch  in  folgenden  Städten  bestehen :  Hannover,  Hildesheim,  Göt- 
tingen, Goslar,  Lüneburg,  Harburg,  Verden,  Geestemünde,  Osna- 
brück und  Emden,   (Handelskammer  für  Ostfriesland  nur  Papenburg), 

Theils  die  Veränderungen,  welche  sich  seitdem  auf  dem  ge- 
sammten  Verkehrsgebiete  sowohl,  als  in  manchen  Zweigen  der  Ge- 
setzgebung vollzogen  hatten  und  das  hierdurch  hervortretende  Be- 
dürfniss einer  theilweisen  Abänderung  des  Gesetzes  vom  11.  Fe- 
bruar 1848,  theils  das  Erforderniss  einer  einheitlichen  gleichförmigen 
Regelung  fär  den  ganzen  Umfang  der  jetzt  vergrösserten  Monarchie 
haben  zu  einer  allgemeinen  Revision  der  über  dieses  Institut  zu 
Recht  bestehenden  Gesetzgebung  gefäbrt. 
Dm  Handels-  Als  Rosultat  diosor  Revision  ist  das  für  den  ganzen  Umfang 
kammer-G-^      Mouarchle    geltende    Gesetz   vom    24.  Februar  1870   über   die 

setx   vom  24.  ° 

Februar  1870.  Handelskammern  ergangen,  weches  an  die  Stelle  aller  bis  dahinüber 
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diesen  Gegenstand  erlassenen  Gesetze  nnd  Verordnungen  getreten 
ist.  Die  Aufgabe,  eine  allseitige  und  vollständige  Organisations- 
einheit  herzustellen,  ist  in  der  Art  gelöst,  dass  der^Handelsminister 
berufen  ist,  die  Verfassungen  und  Einrichtungen  der  flandelskam- 
mem  mit  dem  bestehenden  neuen  Gesetze  in  Uebereinstimmung  au 
bringen  und  die  dazu  erforderlichen  Einrichtungen  selbstatändig  zu 
treffen  (§  35).  Bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  diese  Revision  erfolgt 
sein  v^ird,  behalten  die  bestehenden  VerordAungen  und  Bestimmungen 
Gesetzeskraft. 

In  Ausführung  des  Gesetzes  v^urden  von  1870-72  durch  mi- 
nisteriellen Erlass  noch  die  Handelskammern  zu  Grüneberg,  Flens- 
burg, Kiel,  Barmen  (isolirt  von  Elberfeld),  Cassel,  Hanau,  Mülheim 
a.  Rhein,  Sorau  und  Halberstadt  errichtet. 

Die  Grundzüge  der  im  Gesetze  selbst  enthaltenen,  für  alle  Han- 
delskammern sammt  und  sonders  massgebenden  Bestimmungen  unter 
Berücksichtigung  des  Eernpunctes  der  Motive  mögen  hier  zunächst 
übersichtlich  entwickelt  werden,  während  im  folgenden  Abschnitt 
unserer  Arbeit  das  Gesetz  vom  24.  Februar  1870  dem  vollen  Inhalte 
nach  seine  Stelle  findet. 

Die  Hauptwirksamkeit  der  Kammern  hat  man  nach  wie  vor  in 
einer  vermittelnden  Stellung  zwischen  Handelsstand  und  Staatsregie- 
rung belassen  und  zum  Theil  von  dieser  Auffassung  ausgehend,  auch 
die  vielfach  gewünschte  Verleihung  von  Corporationsrechten,  wie 
solche  die  kaufmännischen  Corporationen  besitzen,  ablehnen  zu 
müssen  geglaubt. 

Von  den  Functionen  der  Handelskammern  geschieht  speciell  des 
dem  Handelsminister  alljährlich  zu  erstattenden  Berichtes  über  Gang 
und  Lage  des  Handels  (§32)  Erwähnung,  doch  ist  es  den  Handels- 
kammern ausserdem  gestattet,  unmittelbar  an  die  Gentralstellen  unter 
Kenntnissgabe  solcher  Eingaben  an  die  Provinzialbehörden  zu  be- 
richten. 

Des  Weiteren  ist  ihnen  die  Ernennung  der  Handelsmäkler, 
vorbehaltlich  der  Bestätigung  Seitens  der  Regierung  (§  33),  über- 
lassen, wobei  schon  früher  in  allen  Landestheilen  eine  Mitwirkung 
der  Handelskammern  stattgefunden  hat  und  schliesslich  kann  ihnen 
die  Aufsicht  über  Börsen  (so  in  Frankfurt  a.  Main,  Göln,  Breslau, 
Posen)  und  andere  für  den  Handelsverkehr  bestehende  öffentliche 
Anstalten  übertragen  werden  (§  34). 

Nicht  vom  Gesetze  berührt,  aber  besonders  erwähnenswerth  ist 
die  Erstattung  sogenannter  Pareres,  wozu  die  Handelskammern  zwar 
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nicht  verpflichtet,  nach  Massgabe  der  Vorverhandlangen  bezüglich 
dieses  Gesetzes  aber  jedenfalls  berechtigt  sind. 

Ob  and  inwieweit  eine  gutachtliche  Aensserung  der  Handels- 
kammern vor  Erlass  der  die  Handelsinteressen  berührenden  Gesetze 
nnd  allgemeinen  Verwaltnngsmassregeln  einzuholen  ist,  darüber  giebt 
keine  Bestimmung  Aufschluss  Jedenfalls  wird  practisch  eine  Ver- 
pflichtung dazu  ebensowenig  als  ein  Herkommen  in  dieser  Beziehung 
anerkannt.  Insoweit  schliesslich  einzelne  Specialgesetze  die  Handels- 
kammern zu  gewissen,  unmittelbar  mit  dem  Gegenstande  dieser  Ge- 
setze zusammenhängenden  Functionen  berufen,  hat  es  hierbei  ledig- 
lich sein  Bewenden. 

Die  Errichtung  der  Handelskammern  unterliegt  nicht  mehr 
wie  nach  der  Verordnung  von  1848  der  königlichen,  sondern  nur 
der  ministeriellen  Genehmigung.  Die  Einrichtung  der  „Stellvertreter*^ 
ist  als  unwirksam  beseitigt,  da  denselben  erfahrungsmässig  bei  ihrer 
unregelmässigen  Theilnahme  die  nöthige  Information  und  das  erfor- 
derliche Interesse  mangelt. 

Obwohl  sich  in  dem  Gesetze  selbst  die  Bedingungen,  unter 
welchen  die  Errichtung  neuer  Handelskammern  zu  genehmigen  ist, 
nicht  angegeben  finden,  so  ist  es  nach  Massgabe  der  bisher  be- 
folgten Praxis  doch  unzweifelhaft,  dass  diese  Genehmigung  nur  auf 
Antrag  der  Betheiligten  und  nur  für  solche  Orte  ertheilt  wird,  wo 
Handel  und  Industrie  von  einer  derartigen  Bedeutung  sind,  dass  das 
Bedürfniss  und  die  Lebensfähigkeit  der  Einrichtung  nach  dem  ürtheil 
des  Ministers  ausser  Frage  gestellt  sind. 

Für  das  active  Wahlrecht  wird  durch  §  3  —  nach  dem  Vor- 
bilde von  Hannover  und  Nassau,  —  das  Handelsregister  als  Grund- 
lage genommen,  indem  nur  die  in  demselben  eingetragenen  Eauf- 
leute  etc.  wahlberechtigt  sind. 

So  einfach  und  zutrefl^end  dies  auch  immer  sein  mochte,  die  damals 
wünschenswerth  erscheinende  Ausschliessung  der  Handelsleute  von 
geringem  Gewerbebetriebe  wurde  dadurch  nicht  in  entsprechender 
Weise  erreicht,  weil  das  Handelsgesetzbuch,  trotzdem  es  das  Firmen- 
recht auf  Gewerbetreibende  dieser  und  ähnlicher  Art  nicht  erstreckt, 
doch  gerade  hinsichtlich  der  Ausdehnung  dieser  Beschränkung  theils 
durch  die  ausführenden  Landesgesetze,  theils  durch  die  Praxis  sehr 
abweichende  Anwendung  fiiidet.  Nicht  einmal  in  den  alten  Provinzen 
und  in  Schleswig-Holstein  halten  die  Gerichte  überall  und  conse- 
quent  an  die  für  diese  Landestheile  ergangenen  Instructionen  des 
Justiz-Ministers    fest,    wonach  die   zur   Steuerclasse    B    veranlagten 
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Personea   in   der    Regel    vom   Handelsregister    aasgeschlossen    sein 
sollen. 

Die  gleichmässige  Aasschliessüng  kleiner  Händler  und  ähnlicher 
Elemente,  deren  Betheilignng  für  sie  selbst  nur  lästig,  der  Sache 
über  schwerlich  dienlich  erachtet  wurde,  musste  demnach,  insoweit 
nicht  das  Handelsregister  eine  hinlängliche  Norm  darbietet,  auf  an* 
derem  Wege  zu  bewerkstelligen  gesucht  werden. 

Dies  ist  der  Zweck  des  §  3,  wonach  mit  Genehmigung  des 
Uandelsministers  far  einzelne  Handelskammern  nach  Anhörang  der 
Betheiligten  die  Wahlberechtigung  von  einer  Veranlagung  in  einer 
bestimmten  Glasse  oder  zu  einem  bestimmten  Satze  der  Gewerbe- 
steuer vom  Handel  abhängig  gemacht  werden  kann. 

Immerhin  aber  werden  die  Fälle,  auf  welche  hiemach  die  Be- 
stimmung berechnet  ist,  sich  als  Ausnahmen  charakterisiren,  wie 
auch  durch  die  bisher  gemachten  Anwendungen  bestätigt  wird.*) 

Weder  die  Gewerbesteuer,  wonach  die  Wahlberechtigung  in  der 
Verordnung  vom  11.  Februar  1848  geregelt  war,  noch  das  Handels- 
register als  die  nunmehrige  Grundlage  dieser  Berechtigung  fuhrt  zu 
einer  Betheiligung  der  Bergbautreibenden,  —  jene  nicht,  weil  für 
den  Betrieb  des  Bergbaues  keine  Gewerbesteuer  entrichtet  wird, 
und  das  Handelsregister  nicht,  weil  der  Bergbau  an  sich  kein  „Han- 
delsgeschäft^ (H.-G.-B.  Art.  271  if.),  der  Bergbautreibende  somit 
kein  „Kaufmann"  (H«-G.-B.  Art.  4)  und  demnach  auch  seine  etwaige 
„Firma^,  wenn  man  diesen  Ausdruck  hier  überhaupt  zulassen  will, 
nicht  zu  registriren  ist.  —  Das  Bedfirfniss  einer  Betheiligung  des 
Bergbaues  hatte  sich  aber  schon  längst  geltend  gemacht  und  war 
auch  bereits  in  einigen  Specialstatuten  älterer  Handelskammern,  so 
^n  Eupen,  Stolberg  und  Essen,  berücksichtigt.  Diesen  Vorgängen 
trägt  das  neue  Gesetz  (§  4)  Rechnung  durch  Berufung  aller  der- 
jenigen im  Bezirke  der  Handelskammer  den  Bergbau  treibenden 
Individuen  und  Societäten  •—  mit  Ausschluss  des  Fiscus  — ,  deren 
Jahresproduction  einen  von  dem  Handelsminister  nach  den  örtlichen 
Verhältnissen  für  die  einzelnen  Handelskammern  zu  bestimmenden 
Werth  oder  Umfang  erreicht.  Dabei  hat  —  neben  dem  verliehenen 
Bergbau  —  auch  das  accessorisch  mit  dem  Grundeigenthum  ver- 
bundene Recht  zur  Kohlengewinnung  Berücksichtigung  gefunden, 
ebenso  der  in  einigen  Landestheilen  gleichfalls  als  Ausflnss  der 
Rechte  des  Grundeigenthums  betriebene  Eisenerzbau. 


♦)  Vergl  Stenogr.-Ber.  d.  Hauses  d.  Abg.  1869/70.  Bd.  III.  S.  1458,  1459. 
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Die  Anforderung,^)  dass  die  Prodnction  einen  gewissen,  für 
jeden  concreten  Fall  besonders  festzustellenden  umfang  oder  Werth 
erreichen  müsse,  beruht  auf  der  Absicht,  auch  hier,  wie  unter  den 
„Eaufleuten^  im  Sinne  des  Handelsgesetzbuchs,  die  wegen  gar  zu 
geringfügigen  Betriebsumfanges  uninteressirten  und  ungeeigneten  Ele- 
mente auszuschliessen. 

Im  Anschlüsse  an  die  Berufang  der  (Handels-)  Gesellschaften, 
Genossenschaften  und  Bergbausocletäten  sind  zugleich  Bestimmungen 
über  die  Art  der  Ausübung  des  denselben  zugestandenen  Wahlrechts 
getroffen  (§  5),  und  zwar  in  dem  Sinne,  dass  dieses  Recht  nur 
durch  einen  einzelnen  in  das  Handelsregister  eingetragenen  Vertreter 
ausgeübt  werden  darf. 

In  ähnlicher  Art  ist  die  Vertretung  von  Frauen  und  Bevor- 
mundeten geregelt.  In  anderen  Fällen  findet  jedoch  eine  Vertretung 
überhaupt  nicht  statt.  Die  naheliegenden  Erwägungen,  welche  hier- 
bei massgebend  gewesen  sein  dürften,  treffen  —  zum  Theil  wenig- 
stens —  auch  in  dem  Falle  zu,  wenn  in  der  Person  eines  Einzelnen 
eine  aus  mehreren  selbstständigen  Titeln  hervorgehende  mehrfache 
Wahlberechtigung  zusammentrifft.  Die  Vereinigung  mehrerer  Stim- 
men in  Einer  Person  ist  einem  den  Interessen  der  Gesammtheit 
möglichst  entsprechenden  Wahlergebnisse  selten  günstig.  So  wenig 
der  grössere  Umfang  des  einzelnen  Geschäfts  das  Stimmrecht  des 
Geschäftsinhabers  erweitert,  ebensowenig  soll  sich  mit  der  Zahl  der  Ge- 
schäfte des  Einzelnen  die  Zahl  der  Stimmen  desselben  vervielfältigen. 

Dieser  Grundsatz  hindert  aber  nicht,  dass  eine  unter  ihren  Mit- 
gliedern auch  persönlich  wahlberechtigte  Individuen  zählende  Gesell- 
schaft durch  ein  an  sich  persönlich  nicht  weiter  berechtigtes  Mitglied 
vertreten  wird  und  daneben  die  zugleich  persönlich  berechtigten  Ge- 
sellschafter ihre  eigene  persönliche  Stimme  noch  besonders  abgeben. 
(Commiss.-Ber.  I.  S.  13.) 
Dm  passive  Q^s   passivo  Wahlrecht   ist  in  einer  Richtung  geregelt,    welche 

etwa  die  Mitte  einhält  zwischen  den  in  der  ersten  Regierungsvorlage 
festgehaltenen  Schranken  und  der  im  Hause  der  Abgeordneten  von 
Einer  Seite  angestrebten  absoluten  Unbeschränktheit  der  Bethei- 
ligten. 2) 

0  Dagegen  nicht  in  den  besonders  in  den  linksrheinischen  Landestheilen  unter- 
irdisch betriebenen  Steinbrachwerken  auf  Dachschiefer,  Mahlsteine,  Trass  (§  214  des 
allgem.  Berg-Ges.).    Entwarf  1,  S.  20.    Gomm.-Ber.  1,  S.  10. 

')  Entw.  I.  S.  21  ff.    Commiss.-Ber.  L  S.  13  ff.    Stenogr.  Ber.  1869/70  Bd.  III. 
S.  1460  ff. 
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Die  erste  Voraassetzuag  fällt  mit  der  des  activen  Wahlrechts 
nahezu  zusammen.  Es  wird  verlangt  entweder  die  Eintragung  in 
das  Handelsregister  —  sei  es  als  alleiniger  Inhaber  einer  Firma, 
als  persönlich  haftender^  zur  Vertretung  einer  Handelsgesellschaft  be- 
fugter^) Gesellschafter  oder  als  Mitglied  des  Vorstandes^)  einer 
Actiengesellschaft  oder  Genossenschaft  —  oder  die  Betheiligung  als 
Alleineigen thümer,  Repräsentant  oder  Vorstandsmitglied  eines  das 
active  Wahlrecht  gewährenden  Bergbau-Unternehmens  (§  7). 
Doch  hindert  ein  Zurückbleiben  hinter  demjenigen  Steuersatze,  wel- 
cher etwa  die  Verbindung  des  activen  Wahlrechts  bildet,  die  Wähl- 
barkeit nicht.  ^;  Durch  das  Erforderniss  einer  (noch  bestehenden) 
Eintragung  im  Handelsregister  sind  insbesondere  auch  die  sog.  „Ve- 
teranen^ (auch:  „Kaufleute  a.  D.^)  ausgeschlossen.^) 

Der  Gandidat  muss  ferner  mindestens  25  Jahre  alt  sein  und 
im  Bezirke  der  Handelskammer  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  haben 

C§  7). 

Mehrere  Gesellschafter  oder  Vorstandsmitglieder  einer  und  der- 
selben Gesellschaft  dürfen  nicht  gleichzeitig  Mitglieder  derselben  Han- 
delskammer sein  (§  8).  Für  Gewerkschaften  besteht  jedoch  diese 
Beschränkung  nicht.  ^) 

Sowohl  von  dem  activen,  wie  von  dem  passiven  Wahlrecht  sind 
endlich  diejenigen  ausgeschlossen,  die  sich  im  Goncurse  oder  im 
Zustande  der  Zahlungseinstellung  befinden  (§  9)  und  femer  nach 
§  M  des  Strafgesetzbuchs,  wenn  schon  durch  den  daselbst  gebrauch- 
ten Ausdruck:  „politische  Rechte^  Zweifel  nicht  unbedingt  ausge- 
schlossen sind,  diejenigen,  denen  die  bürgerlichen  Ehrenrechte 
aberkannt  sind. 

Das  Wahlverfahren  betreffend,  sind  nur  etwa  folgende  Be-  Das  waw- 

j.  i:i*«ii.  1  -LI  verfahren. 

Stimmungen  als  die  wichtigeren  hervorzuheben: 

Beibehalten  ist  die  schon  früher  allgemein  eingeführte  Zulässig- 
keit  der  Eintheilung  einzelner,  nach  ihrem  Umfange  oder  den  sonsti- 
gen örtlichen  Verhältnissen  dazu  geeigneter  Handelskammer-Bezirke 

^)  Diese  Befugniss  wird  nicht  gfefordert  als  Voraussetzung  der  activen  Wahl- 
berechtigung (§  5). 

^  Die  Mitgliedschaft  bei  einem  «Aufsichtsrath*  genügt  nicht.    Entw.  I.  S.  24. 

^  Entw.  I.  S.  22. 

^)  Entw.  I.  S.  25.  Commiss.-Bericht  I.  S.  14,  15.  Die  Zulassung  der  Pro- 
curisten  wurde  im  Hause  der  Abgeordneten  abgelehnt.  Stenogr.  Her.  1869/70  Bd.  IIF. 
S.  1462  ß. 

^)  Gommiss.- Bericht  I.  S.  15.  16.  Stenogr.  Ber.  d.  Hauses  d.  Abg.  a.  a.  0. 
S.  1464  ff. 


I 
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in  engere  Wahlbezirke.^)  Znr  Bestimmong  hierüber  ist  wieder 
der  Handelsminister  berufen  (§  10). 

Den  Einrichtangen  Hannovers  und  Nassaas  nachgebildet  ist  der 
Modus  zur  Feststellung  des  Kreises  der  Wahlberechtigten  —  näm- 
lich eine  von  der  Handelskammer  aufzustellende,^)  öffentlich  auszu- 
legende und  in  bestimmten  Fristen  und  Formen  anzufechtende 
Wählerliste  (§  H). 

Im  üebrigen  unterscheidet  sich  das  Verfahren  von  dem  in  der 
Verordnung  von  1848  und  auch  noch  in  dem  ersten  Entwürfe  des 
neuen  Gesetzes  vorgezeichneten  besonders  durch  das  den  Bethei- 
ligten eingeräumte  grössere  Maass  der  Selbstthätigkeit  Dieselbe 
tritt  vorzugsweise  ein  bei  Ernennung  desjenigen  Handelskammer- 
Mitgliedes,  welches  den  Wahltermin  zu  bestimmen  und  öffentlich  be- 
kannt zu  machen,  auch  die  Wahl  selbst  (§  14)  —  im  Beistande 
eines  aus  der  Mitte  der  Betheiligten  zu  wählenden  Wahlvorstandes 
—  als  Vorsitzender  zu  leiten  hat  (§§  12,  13)^),  sowie  bei  der 
(Feststellung  und)  öffentlichen  Bekanntmachung  des  Wahlergebnisses. 
Erst   bei   Einsprüchen    gegen    die   Wahl    tritt   die   Regierung    ein 

(§  15). 
Dauer  der  Die  Dauci  dcr  Mitgliedschaft  ist  zunächst  in  der  Person 

Schaft,  ^ös  einzelnen  Mitgliedes  durch  die  Fortdauer  der  Voraus  Setzun- 
gen der  Wählbarkeit  bedingt  (§  17).  Die  Mitgliedschaft  erlischt 
also  beispielsweise  durch  die  Löschung  der  Firma  im  Handelsre- 
gister, durch  die  Verlegung  des  Wohnsitzes  aus  dem  Handelskam- 
mer-Bezirke, durch  Goncurseröffnung  und  Zahlungseinstellung  u.  s.  w. 
Das  einzelne  Mitglied  kann  femer  durch  einen  von  der  Handels- 
kammer mit  mindestens Zweidrittel-Majorität  zufassenden  Beschluss, 
gegen  welchen  noch  Rekurs   bei   der  Regierung  stattfindet,    wegen 


^)  Diese  Einrichtiiog  darf  öbrigeDS  nicht  in  dem  Sinne  yerstanden  werden, 
dass  die  Wahl  im  einzelnen  Wahlbezirke  speciell  for  diesen  und  nur  etwa  aus  den 
ihm  angehorigen  Interessenten  zu  erfolgen  hat.    Commi8S.-Ber.  I.  S.  19. 

^  Auch  für  die  Beschaifung  des  dazu  erforderlichen  Materials  —  aus  dem 
Handelsregister,  der  Gewerbestenerrolle  und  den  bei  den  Oberbergämtern  geführten 
Steuerdeclarationen  und  statistischen  Notizen  —  haben  demnach  die  Handelskam- 
mern selbst  zu  sorgen.  In  Beziehung  auf  das  Handelsregister  sind  sie  hierzu  schon 
durch  dessen  Oeffentlichkeit  in  den  Stand  gesetzt.  Im  üebrigen  werden  sie  sich 
wegen  Auskunft  an  die  Regierungen  und  Oberbergämter  zu  wenden  haben.  Com- 
missions-Ber.  I.  S.  18. 

^  Der  Commi8s.-Bericht  I.  (S.  17,  18)  sieht  es  aber  doch  als  zulässig  an, 
dass  die  Regierung  kraft  ihres  allgemeinen  Aufsieb tsrechts  ,4n  besonderen  Aus- 
nahmefällen ihrerseits  einen  Commissarius  zur  Leitung  einer  Wahl''  abordne. 
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Verlostes  der  öffentlichen  Achtung  entfernt  (§  18)  ond  bei  Eröff- 
nung eines  gerichtlichen  Strafverfahrens  von  seinen  Funktionen  vor- 
läufig enthoben  werden  (§  19). 

Allgemein  und  regelmässig  endet  die  Mitgliedschaft  mit  dem 
Ablauf  der  Functionsperiode.  Diese  ist  principaliter  eine 
dreijährige  und  zwar  in  der  Art,  dass  am  Schlüsse  jeden  Jahres 
ein  Drittel  der  Mitglieder,  welches  durch  das  höhere  Dienstalter  und 
event.  durch  das  Loos  bestimmt  wird,  ausscheidet  und  durch  Neu- 
wahlen ersetzt  wird.  Die  Functionsperiode  kann  aber  unter  um- 
ständen ebensowohl  länger,  wie  kürzer,  als  drei  Jahre  dauern.  Ein- 
mal nämlich  sind  in  das  jährlich  ausscheidende  und  wieder  zu  er- 
setzende Drittel  auch  diejenigen  Stellen  miteinzurechnen,  welche  im 
Laufe  des  Jahres  durch  den  Tod  oder  sonst  ausserordentlich  erledigt 
wurden  und  andererseits  soll  erledigt  wurden  andererseits  soll,  wenn 
die  normale  Gesammtzahl  der  Mitglieder  eine  Theilung  durch  drei 
(ohne  Bruchrest)  nicht  zulässt,  die  nächsthöhere,  eine  solche  Thei- 
lung gestattende  Zahl  der  Berechnung  des  ausscheidenden  Drittels 
zu  Grunde  gelegt  werden.  (§  16).  Die  erstere  Bestimmung  be- 
zweckt —  besonders  mit  Rücksicht  auf  die  nunmehr  erfolgte  Beseitigung 
der  Stellvertreter  —  die  Sicherung  einer  grösseren  Stabilität  und 
Gontinuität  in  der  Zusammensetzung  und  Geschäftsführung  der 
Handelskammern.  Bei  starkem  ausserordentlichen  Ausscheiden 
würde  ohne  diese  Bestimmung  leicht  der  Fall  eintreten  können,  dass 
eine  Handelskammer  in  einer  Neuwahl  eine  Erneuerung  ihrer  Mit- 
glieder bis  auf  die  Hälfte  und  darüber  hinaus  erführe.  Dies  hat 
vermieden  werden  sollen.^) 

Die  finanziellen  Beziehungen  der  Handelskammern  sind, 
—  vorzugsweise  auf  Andringen  der  Commission  des  Abgeordneten- 
hauses, —  im  Allgemeinen  in  dem  Sinne  geregelt,  dass  eine  Mit- 
wirkung der  staatlichen  Behörden  thunlichst  ausgeschlossen  ist.  Die 
Regierung  (Landdrostei)    tritt  nur  insofern  ein,  als; 

a)  ihr  der  jährlich  von  der  Handelskammer  aufzustellende  und 
zu  publicirende  Etat  mitgetheilt  werden  muss  (§  22)  — 

b)  von  ihr  die  Erhebung  der  Beiträge  „anzuordnen^  ist 
(§  23  i.  f.) 2) 

c)  ihre  Genehmigung   eingeholt  werden    muss,    wenn   entweder 


0  Entw  I.  S.  28.    Commis8.-Ber.  IL  S.  9,  10. 

^  Ueber  den  Sinn  dieser  Bestimmung  und  insbesondere  das  Verhältniss  der- 
selben zu  der  Bestimmung  unter  a.,  Ygl.  Gommiss.-Ber.  II  S.  10.  11  und  unten 
Anm.  31. 
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mehr  als  zehn  Procent  der  Gewerbesteuer  (vom  Handel)  zur 
Deckung  des  Jahresaafwandes  vom  Einzelnen  erfordert^)  oder  der 
vorgelegte  Etat  überschritten  werden  soll,  in  welchem  ersteren 
Falle  die  Gesammtsamme  der  etatsmässigen  Kosten  von  der  Re- 
gierung auf  die  jenem  Maximum  entsprechenden  Grenzen  zurückge- 
führt werden  darf  (§  24)  — 

d)  ebenfalls  ihre  Genehmigung  einzuholen  ist,  wenn  die  Handels- 
kammer, wie  im  Allgemeinen  schon  gesetzlich  zugelassen,  die  Eosten- 
beiträge  —  behufs  Leistung  der  erforderlichen  Zahlungen  und  dem- 
nächstiger  Rechnungslegung  —  der  Gemeinde-  oder  Staats- 
steuerkasse am  Orte  ihres  Sitzes  überweisen  will  — 

e)  sie  endlich  in  einem  noch  zu  erwähnenden  speciellen  Falle 
über  Beschwerden  wegen  üeberbürdung  Einzelner  zu  ent- 
scheiden hat  (§  23). 

Im  Uebrigen  haben  die  Handelskammern  selbständig  über  den 
erforderlichen  Kostenaufwand  zu  beschliessen  und  ihr  Gassen- 
und  Rechnungswesen  zu  ordnen.  Auch  die  Annahme  des  Se- 
cretairs  wie  des  sonst  etwa  nöthigen  Hülfspersonals  und  .  die 
Beschaffung  der  erforderlichen  Räumlichkeiten  ist  lediglich  den 
Handelskammern  selbst  überlassen  (§  20). 

Ebenso  ist  der  Modus  der  Eostenaufbringung  im  Allge 
meinen  von  einer  Ein-  oder  Mitwirkung  der  Staatsbehörden  unab- 
hängig. Die  principale  Norm  bildet  die  Gewerbesteuer  (vom  Handel). 
Nach  dem  Fusse  dieser  werden  die  etatsmässigen  Eosten  auf  die 
sämmtlichen  Wahlberechtigten  veranlagt  und  als  Steuerzuschläge  er- 
hoben (§  23).^)  Doch  reicht  dieser  Massstab  nicht  für  alle  Fälle 
aus.  Zunächst  ist  er  unanwendbar  auf  diejenigen  Interessenten, 
welche,  obschon  „Eaufleute*'  im  Sinne  des  Handelsgesetzbuchs  und 
demgemäss  in  das  Handelsregister  einzutragen,  doch  der  (Handels-) 


')  Im  Jahre  1868  erhoben  (nach   einer  Uebersicht  in   dem  Jahresberichte   der 
Handelskammer  zu  Gohi: 

bis  5  Procent  incl.:   15  Handelskammern  — 
mehr  als  5  bis  zu  10  Procent:  42  Handelskammern  — 
mehr  als  10  Procent:  11  Handelskammern. 
^  Neuerlich  ist  in    einem  Specialfalle   entschieden,   dass  hierbei   den   zur  Er- 
hebung der   Gewerbesteuer    berufenen  Organen   dieselben  Bezüge   gebühren,   welche 
ihnen  für  die  Erhebung  der  Gewerbesteuer  selbst  zugestanden    sind.    Doch   besteht 
eine  Yerpflicbtung,  sich  grade  dieser  Organe  zu  bedienen,   überhaupt  nur,   insoweit 
die  Einziehung  der  Beiträge  zwangsweise  erfolgen  muss.    Entw.  I.  S.  32.  Gommiss.- 
Ber.  II.  S.  10.    11.    Vgl.  oben  Anm.   72.     Hannoversches  Wochenblatt   f.  Hand.  u. 
Gew.  1872,  No.  17.  S.  154. 
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Gewerbesteuer  nicht  unterliegen,  wie  z.  B.  Eisenbahn-Gesellschaften, 
meist  aach  Brennereien  und  Brauereien.  Vorzugsweise  aber  gestattet 
er  keine  Anwendung  auf  die  von  der  genannten  Steuer  ebensowenig 
getroffenen  Bergwerks- Interessenten,  i)  Für  alle  Fälle  dieser  Art 
ist  vorgeschrieben,  dass  die  Betheiligten  von  der  Handelskammer 
alljährlich  nach  dem  umfange  ihres  Geschäftsbetriebes  im  vorher- 
gehenden Jahre  auf  einen  fingirten  Satz  der  Gewerbesteuer  einzu- 
schätzen und  in  diesem  Verhältnisse  zu  den  Eostenbeiträgen  heran- 
zuziehen sind. 

Von  nicht  geringerer  Tragweite  und  viel  bestrittenem  Werthe 
ist  endlich  die  Bestimmung,  dass  die  Mitglieder  der  Handelskammern, 
insoweit  ihnen  nicht  baare  Auslagen  durch  die  Erledigung  einzelner 
Aufträge  erwachsen,  ihre  Geschäfte  unentgeltlich  zu  versehen 
haben  (§  21).  Der  Widerspruch  erklärt  sich  vorzugsweise  daraus, 
dass  früher  in  Hannover  und  in  Nassau  wenigstens  den  ausserhalb 
wohnenden  Mitgliedern  Reisekosten  und  Diäten  gewährt  wurden 
und  dass  deren  Wegfall  um  so  empfindlicher  wirken  mag,  je  weiter 
inzwischen  die  Grenzen  einzelner  Handelskammer-Bezirke  hinaus- 
geschoben sind.  Andrerseits  darf  aber  auch  nicht  übersehen  werden, 
dass  ein  Zwang  zur  Annahme  des  Amtes,  wie  er  in  Hannover  be- 
stand, dem  neuen  Gesetze  fremd  ist.  ^ 

Der  Geschäftsgang  wird  ebenfalls  selbstständig  von  der  Han- 
delskammer in  einer  der  Regierung  nur  mitzutheilenden  Geschäfts- 
ordnung geregelt  (§  31).  Die  wenigen  im  Gesetze  selbst  vorgese- 
henen Punkte  beziehen  sich  hauptsächlich  darauf: 

dass  die  Handelskammer  zu  Anfang  jeden  Jahres  aus 
ihrer  Mitte  einen  Vorsitzenden  und  einen  Stellvertreter  zu 
wählen  hat  (§  26),  — 

dass,  soweit  nicht  die  Natur  einzelner  Gegenstände  Aus- 
nahmen bedingt,  die  Oeffentlichkeit  der  Sitzungen  beschlossen 
werden  kann,  jedenfalls  aber  fortlaufend  Auszüge  aus  den 
Berathungs  -  Protokollen  und  am  Schlüsse  jeden  Jahres  be- 
sondere üebersichten  über  die  Wirksamkeit  der  Handels- 
kammer, über  die  Entwickelung  von  Handel  und  Gewerbe 
und  (summarisch)  über  Einnahmen  und  Ausgaben  durch  die 
öffentlichen  Blätter  zu  publiciren  sind  (§  27), 

dass  zur  Herstellung  der  Beschlussfähigkeit  —  ausser 


0  Vgl.   G.-S.  1823  S.  16.     1851  S.  261.     1861  S.  225.    1862  S.  315. 
^  Vgl.  Entw.  I.  S   31,  32.     Commiss.-Bericht  L  S.  21,  22;  IL  S.  10.    Stenogr, 
Bericht  d.  Haus.  d.  Abg.  1869/70  Bd.  IIl.  S.  1468  ff. 
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der  Ladung  aller  Mitglieder  unter  Anzeige  der  Berathungs- 
gegenstände  —  die  Anwesenheit  -  der  Hälfte   der  Mitglieder 
erforderlich  und  ausreichend  ist  (§  28). 
Das  Gesetz  hatte  dem  Handelsminister,  wie  bereits  oben  hervor- 
gehoben, zunächst  die  Aufgabe  gestellt,  die  bereits  bestehenden  Han- 
delskammern nach  Massgabe  der  neuen  Bestimmungen  zu  reorgani- 
siren.     Sowohl  die  hierauf  gerichteten,  provinzenweise  zusammenge- 
fassten,  wie  diejenigen  einzelnen  Erlasse,  mittelst  derer  der  Handels- 
minister inzwischen  die  Errichtung  von  zehn  neuen  Handelskammern 
auf  der  Grundlage  des  neuen  Gesetzes  genehmigt  hat,  sind  durch  den 
Staatsanzeiger,  das   Preussische  Handelsarchiv  und  die  betreffenden 
Amtsblätter  publicirt.     Ihren  Inhalt   anlangend,    so    erstrecken    sich 
die  getroffenen  Bestimmungen,   —  gleichmässig  für  jede  der  neuen 
sowohl  wie  der  älteren  Handelskammern,  —  auf  folgende  im  Gesetze 
ausschliesslich  dem  Handelsminister  überwiesene  Fragen: 

1.  Sitz  und  Bezirk  — 

2.  Mitgliederzahl  — 

3.  Satz   oder  Classe   der  Gewerbesteuer  (vom  Handel),    wenn 
/  etwa  hieraus  eine  Vorbedingung  der  Wahlberechtigung  ent- 
nommen werden  soll  — 

4.  Umfang  der  Betheiligung  etwaiger  Bergwerksinteressenten  — 

5.  etwaige  Eintheilung   des   Handelskammerbezirks   in    engere 
Wahlbezirke. 

Die  nachfolgende  Zusammenstellung  soll  —  und  zwar  eben- 
falls ohne  Unterscheidung  zwischen  älteren  und  neuen  Handelskam- 
mern —  den  Inhalt  dieser  ministeriellen  Erlasse  kurz  resumiren,  um 
damit  einen  Gesammtüberblick  und  einen  Anhalt  zu  Yergleichungen 
und  zur  Beurtheilung  der  leitenden  Grundsätze  zu  gewähren. 

Der  Sitz  einer  Handelskammer  ist  von  selbst  gegeben,  wenn  der 
Bezirk  derselben  auf  einen  einzelnen  Ort  oder  doch  den  Gemeinde- 
bezirk (die  Oberbürgermeisterei)  des  Ortes  beschränkt  ist,  so :  Barmen, 
Braunsberg,  Breslau,  Coblenz,  Cöln,  Duisburg,  Elberfeld,  Neuss,  Posen 
und  Wesel. 

Die  meisten  Handelskammern  erstrecken  sich  jedoch  entweder 
über  mehrere  Orte,  so:  Aachen,  Crefeld,  Düsseldorf,  Flensburg, 
Frankfurt  a./0.  u.  a.  m ,  Kiel,  Mülheim  a.  d.  R.  oder  auch,  —  und 
das  noch  häufiger,  —  über  einen  nicht  auf  einzelne  Orte  be- 
schränkten Bezirk,  ohne  dass  damit,  wie  dies  früher  in  Nassau  der 
Fall  war,  über  den  ganzen  Umfang  des  Staatsgebiets  ein  dasselbe 
vollständig    erschöpfendes  Netz    von    Handelskammern   ausgespannt 
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wäre.  Insoweit  den  Handelskammern  „Bezirke^  dieser  letzteren  Art 
angewiesen  sind,  umfassen  solche  bald  nur  einen  einzelnen  (landrätb- 
liehen)  Kreis,  so :  Boeham,  Gassei,  Gottbas,  Dortmund,  Essen,  Eupen, 
Görlitz,  Grünberg,  Hagen,  Hanau,  Insterburg,  Iserlohn,  Landeshut, 
Lennep,  Lüdenscheid  (Altena),  Mülheim  a.  Rh.,  Saarbrücken, 
Siegen  und  Thorn,  oft  aber  auch  mehrere  Kreise  oder  doch  Theile 
solcher.*)  Dabei  bleiben  zwar  in  der  Regel  die  Grenzen  der  ein- 
zelnen Handelskammerbezirke  auf  die  Provinz  und  den  Regierungs- 
bezirk beschränkt,  worin  der  Sitz  der  Handelskammer  liegt.  Doch  « 
kommen  auch  in  dieser  Beziehung  Ausnahmen  vor,  so  bei  den  Han- 
delskammern Hannover,  Nordhausen  und  Osnabrück,  welche  in  zwei 
Provinzen  hineinreichen.  In  benachbarte  Regierungs«  bez.  Land- 
drosteibezirke  greifen  über:  Emden,  Frankfurt  a.  M.,  Halberstadt,  Har- 
burg, Verden. 

2.  Die  Mitgliederzahl  variirt  —  je  nach  dem  Umfange  der  Han-  Mitglieder- 
delskammerbezirke,  nach  der  Intensivität  des  zu  vertretenden  Han- 
dels und  gewerblichen  Verkehrs  und  nach  der  Mannigfaltigkeit  der 
einzelnen  Zweige  dieses  Verkehrs  —  zwischen  8  und  24.  Jenes 
Minimum  kommt  nur  bei  Goblenz  und  Mülheim  a.  Rh.  vor,  das 
Maximum  bei  Breslau,  Göln,  Emden,  Halberstadt,  Hannover,  Osna- 
brück. Die  Zahl  der  Mitglieder  der  meisten  älteren  Handelskammern 
ist  bei  der  Reorganisation  —  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Ein- 
richtung der  Stellvertreter  nunmehr  fortfällt  —  erhöht. 

8.  Die  Gewerbesteuer  dient  als  Norm  für  die  Wahlberechtigung  ^^^^^om  der 
—  neben  dem  Handelsregister  —  nur  bei  den  Handelskammern  t,g„„y. 
Aachen,  Barmen,  Gassei,  Goblenz,  Grefeld,  Düsseldorf,  Eupen,  Glad- 
bach, Hanau,  Lennep,  Neuss,  Sorau,  Stolberg  und  Frankfurt  a.  M., 
bei  letzterer  in  der  Art,  dass  nur  die  Theilnahme  der  Interessenten 
der  Stadt  Frankfurt  selbst  durch  die  Veranlagung  (zur  Gewerbesteuer 
vom  Handel)  —•  und  zwar  in  Höhe  von  mindestens  72  Mark  jähr- 
lich —  bedingt  ist,  bei  allen  übrigen*  dagegen  mit  Massgabe,  der  dass 
diejenigen  Kaufleute  und  Gesellschaften  zur  Theilnahme  an  der  Wahl 
der  Mitglieder  berechtigt  sind,  deren  Geschäfte  in  den  Glassen  A  L 
oder  All.  der  Gewerbesteuer  vom  Handel  veranlagt  sind. 


*)  Zu  den  Handelskammern  mit  besonders  weit  ausgedehnten  Bezirken  ge- 
hören: Emden  (mit  dem  gesammten  Lanädrosteibezirk  Anrieb  und  der  Stadt  Papen- 
burg), Osnabrück  (mit  dem  Landdrostei bezirk  gl.  N.  —  excl.  Stadt  Papenburg,  dem 
Kreise  Tecklenburg  und  dem  Amte  Diepholz  des  Landdrosteibezirks  Hannover), 
Münster  (mit  dem  Regierungsbezirk  gl.  N.  —  excl.  Kreis  Tecklenburg),  Halle  (mit 
etwa  10  Kreisen),  Hannover  (mit  7  Kreisen),  Harburg  und  Wiesbaden  mit  je  (un- 
geföhr)  5  Kreisen. 
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Betheiiigun«         4^    ]^[j^q  ßetheiliguiig   der  Bergwerks  -  Interessenten  ist  vorge- 

werks-inter-  Sehen  bei  34  Handelskammern.   Dieselbe  bestimmt  sich  entweder  nach 
essenten.    ^em  jährlichen  Prodnctionswerth,  welcher  festgesetzt  ist  anf : 

4500  Mark  für  Münster, 

6000  Mark  für  Arnsberg,  Dillenbnrg,  Eupen,  Hirschberg,  Lan- 
deshnt,  Stolberg,   Trier,  Schweidnitz,  Lüdenscheid,  Mülheim  a.  Rh., 
9000  Mark  für  Gassei,  Hagen,  Limburg,  Siegen,  Wiesbaden, 
30  000  Mark  für  Halberstadt,  Halle,  Nordhaasen,  Siegen,  oder 

^  nach  dem  jährlichen  Prodactionsamfange,  welcher  beträgt: 

10  000  Ctr.  bei  Goslar,  Hannover,  Hildesheim,  Osnabrück, 
300  000  Ctr.  bei  Bochum,  Dortmund,  Essen,  Mülheim  a.  d.  Ruhr. 

Engere  Wahl-         5^  Eugcre  Wahlbezirke  sind  gebildet  für  die  Bezirke  von  35  Hau- 

berJrke.        . 

delskammem. 

Die  Zahl  solcher  Bezirke  variirt  zwischen  2  (so  bei  Frankfurt 
a.  M.,  Geestemünde,  Dillenburg,  Hagen,  Solingen,  Stolberg)  und  8 
(so  bei  Osnabrück). 

Das  Und-  3.   Das   1  audwl rth sch af tl Ichc  Yereinswesen. 

liehe  Vereins.  Auch  lu  laudwirthschaftUchen  Kreisen  hat  das  Bedürfniss  ge- 
wesen.  meiuschaftHcher  Interessen- Vertretung  schon  frühzeitig  in  der  Bil- 
dung von  Wald-  und  Deich-Genossenschaften,  Vereinigungen  zur 
Entschädigung  elementarer  Unfälle,  der  Hebung  der  Viehzucht  u.  s.  w. 
Ausdruck  gefunden.  Grössere  Vereine  treten  allerdings  erst  im 
18.  Jahrhundert  auf,  in  welchem  speciell  in  Preussen  fünf  Land- 
wirthschafts-Gesellschaften  ihre  Entstehung  fanden. 

Die  Landwirtbschaft  lag  derzeit  noch  ziemlich  im  Argen ;  durch 
die  den  freien  Betrieb  hemmende  Betriebsgemeinschaft  und  das  Ser- 
vitutenwesen  war  eine  bedenkliche  Lage  entstanden,  welche  erst 
durch  die  scharfblickende  Fürsorge  des  grossen  Friedrich  und  seine 
auf  dem  Gebiete  der  Landescultur-Gesetzgebung  geschaffenen  durch- 
greifenden Reformen  einem  hoffnungsreicheren  Zustande  Platz  machte. 

Enistchung.  Um  dicsc  Zeit  war  es  auch,    nämlich  im  Jahre  1762,    wo  der 

älteste,  ausschliesslich  landwirthschaftliche  Verein  in  Deutschland 
gegründet  wurde.  Es  traten  zu  Weissensee  in  Thüringen  eine  An- 
zahl einsichtsvoller  Männer  zusammen,  welche  den  unvollkommenen 
Zustand  des  damaligen  Ackerbaues  erkennend,  in  der  Vereinigung 
der  Fachgenossen  das  richtige  Mittel  suchten  und  ergriffen,  sowohl 
die  Mängel  des  landwirthschaftlichen  Betriebes  zu  erörtern  und  einen 
veinünftigen  Fortschritt  in  demselben  einzubürgern,  als  auch  Aus- 
einandersetzungen, Verkoppelungen,  Meliorationen  und  dergleichen  auf 
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gütlichem  Wege  durchzuführen.  —  Eine  der  bemerkenswerthesten 
Schöpfungen  jener  Zeit  auf  dem  Gebiete  des  landwirthschaftlichen 
Vereinswesens  war  die  vom  Könige  Georg  IlL  von  Hannover  ange- 
regte Königliche  Landwirthschafts-Gesellscbaft  in  Gelle,  welche  1764 
begründet  warde. 

Der  Anfang  des  laufenden  Jahrhunderts  mit  dem  Druck  der 
Kriegsjabre  war  der  Entwickelung  des  landwirthschaftlichen  Yereins- 
wesens  nicht  günstig  und  erst  vom  Jahre  1820  an  erfuhr  dasselbe 
einen  grösseren  Aufschwung;  in  der  Periode  bis  zum  Jahre  1840 
wurden  im  Gebiete  des  jetzigen  preussischen  Staates  108  landwirth- 
schafUiche  Vereine  gegründet. 

Anregung  und  Belehrung  sind  noch  heute  in  erster  Linie  und  wirkBamkeit. 
waren  damals  ausschliesslich  die  Principien,  mit  deren  practischer 
Verwirklichung  die  Vereine  ihren  Zweck,  die  Hebung  der  heimischen 
Landwirthschaft,  zu  erreichen  strebten.  Schon  zu  der  vorgeschilderten 
Zeit  war  eine  grössere  Anzahl  periodischer  landwirthschaftlicher 
Blätter  erschienen,  es  wurden  auf  Anregung  der  Vereine  Culturver- 
suche  gemacht,  durch  Zusammentritt  von  Einzelvereinen  einer  Pro- 
vinz zu  Central  vereinen  wurde   ein    ausgedehnterer  Austausch  der  c«»^'^»*^«'^- 

eine. 

Erfahrungen,  eine  nachdrücklichere  Einwirkung  auf  den  einzelnen 
Landwirth  herbeigeführt  und  so  allmälig  ein  allgemein  intensiverer 
Wirthschaftsbetrieb  angebahnt. 

In  dem  folgenden  Zeitraum  bis  1860  haben  wir  in  Preussen  wiede- 
rum die  Neubildung  von  399  Vereinen  zu  verzeichnen,  bis  1 870  waren 
weitere  420  entstanden,  unter  dieser  Zahl  befinden  sich  auch  die  in- 
zwischen  begründeten  Provinzialvereine,  welche  zum  Theil  späterhin 
mit  anderen  Vereinen  convertirt,  heute  in  jeder  Provinz,  —  in  meh- 
reren sogar  zwei  —  bestehen.  Als  Benennungen  der  centralisirten 
Vereine  kommen  vor  neben  der  als  „Kreis verein^,  (einen  ganzen  Kreis 
umfassend)  die  als  „Zweigverein*  oder  „Localverein",  „Localabthei- 
lung*,  welche  nur  engere  örtliche  Bezirke  umfassen. 

Ausserdem  haben  sich  den  Provinzialvereinen  eine  stets  wach-  speciaiver- 
sende  Menge   von  Specialvereinen  für  Bienenzucht,  Seidenbau  etc.      ^^^' 
angeschlossen,  während  erstere   wiederum   für  die  Hauptzweige  der 
Landwirthschaft  in  ihrer  Vorstandsorganisation  besondere  Sectionen 
bildeten. 

Besonders  seitens  des  preussischen  Monarchen  war  dem   land-    Fürsorge 
wirthschaftlichen  Vereinswesen  eine  sympathische  Aufmerksamkeit  zu-  ^^p^^ggel.^ 
gewendet.    So  heisst  es  in  dem  von  Friedrich  Wilhelm  III.  erlassenen 
Landesculturedicte  vom  14.  September  1811  wörtlich:    ,,Es  ist  Unser 
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Wunsch  und  Wille,  dass  erfahrene  und  practische  Landwirthe  in 
grösseren  and  kleineren  Districten  zusammentreten  und  practische 
landwirthschaftlicbe  Gesellschaften  bilden,  damit  durch  solche  sowohl 
sichere  Erfahrungen  und  Kenntnisse,  als  auch  mancherlei  Hülfsmiitel 
verbreitet  und  ausgetauscht  werden  mögen.  Wir  werden  ein  Central- 
büreau  in  Unserer  Residenz  errichten,  welches  diese  verschiedenen 
Associationen  in  Unseren  sämmtlichen  Staaten  in  eine  gewisse  Ver- 
bindung setzt,  Berichte  und  Anfragen  von  ihnen  fordert  und  erhält, 
nicht  nur  Rathschlfige  ertheilt,  sondern  auch  durch  Besorgung  von 
Werkzeugen,  Sämereien,  Viehracen  und  in  gewissen  Geschäften  er- 
fahrenen Arbeitern  die  gewünschte  Hülfe  leistet.  Auch  wird  dieses 
Gentralbüreau  gerechte  und  zweckmässige  Wünsche  des  ländlichen 
Publikums,  die  ihi^en  durch  die  Associationen  zukommen,  den  ober- 
sten Staatsbehörden  vortragen  und  empfehlen.^ 

Wenn  auch  die  in  diesem  Königlichen  Edict  ausgesprochene 
Intention  vorerst  keine  Verwirklichung  fand,  so  ist  es  immerhin  be- 
greiflich, dass  die  sich  in  demselben  ausprägende  Sorge  für  das  Ge- 
deihen der  Landwirthschaft  sich  in  zahllosen  Gelegenheiten  regierungs- 
seitig äusserte  und  in  Gemeinschaft  mit  den  practischen  Erfolgen 
für  die  Interessenten,  welche  das  Associationsprincip  zu  Tage  för- 
derte, dem  Vereinswesen  einen  kräftigen  Impuls  geben  musste. 
Namentlich  erweiterte  sich  von  Jahr  zu  Jahr  der  Kreis  derjenigen 
Bestrebungen,  welche  der  Hebung  des  landwirthschaftlichen  Betriebes 
und  der  Verbreitung  richtigen  Verständnisses  für  die  rationelle,  den 
Forschungen  der  fortschreitenden  Wissenschaft  entsprechende,  Auf- 
fassung desselben  gewidmet  waren. 
Erfolge  der  Es  wurdou  agriculturchemischo  Stationen  errichtet,  die  land- 
^Kkeu.  wirthsehaftlichen  Maschinen  und  Geräthe  vervollkommnet,  Zucht- 
Genossenschaften  und  Ameliorations  -  Genossenschaften  gegründet, 
Pferdemärkte,  Rennvereine,  Schulen  und  Zeitschriften  in's  Leben 
gerufen,  die  Errichtung  von  auf  die  Landwirthschaft  basirenden 
besonderen  Industrieunternehmungen  (Zuckerfabriken,  Brennereien, 
Stärkefabriken  etc.)  angeregt  und  zum  Theil  auf  genossenschaft- 
lichem Wege  gefördert,  durch  Ausstellungen  und  Thierschauen  mit 
Prämiirungen  die  erreichten  .Fortschritte  weiteren  Kreisen  zugänglich 
gemacht  und  der  Ehrgeiz  der  Einzelnen  zur  Nachahmung  angespornt, 
Wanderlehrer  in  die  ausgedehnten  Bezirke  entsendet,  welche  den 
kleineren  Landwirthen  mit  Rath  und  That  bei  der  Verbesserung 
ihrer  Wirthschafbssysteme  zur  Hand  gingen;  —  kurz,  es  muss  an- 
erkannt werden,  dass  kaum  auf  einem  anderen  Gebiete  das  Wesen 
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der  InteresBentenvereine  solche  Erfolge  aufzuweisen  bat,  wie  es  bei 
der  Landwirthschaft  der  Fall  ist.  Allerdings  ist  zu  beachten,  dass 
auch  niemals  ähnliche  Bestrebungen  auf  anderem  Gebiete  von  gleichen 
Sympathien  getragen  wurden;  Männer  aller  Stände  widmeten  der 
Sache,  in  der  Erkenntniss  der  Wichtigkeit  eines  blühenden  Acker- 
baues Ffir  das  gesammte  Wohlbefinden  der  Nation,  ihre  Theilnahme, 
und  die  Staatsregierung  unterstützte  die  Vereinsbestrebungen  durch 
erhebliche  Subventionen  aus  öffentlichen  Fonds  und  namentlich  wen- 
dete sie  dem  landwirthschaftlichen  Unterrichtswesen,  sowie  dem  land- 
wirthschaftlichen  Greditwesen  eine  ganz  besondere  Fürsorge  zu. 

Im  üebrigen  behielten  die  Vereine  den  Charakter  freier  Ver-^*J*'*«''  **" 

°  Mitglieder. 

bände,  und  sind  die  Beiträge,  welche  von  den  Mitgliedern  ein- 
gezogen werden,  sehr  verschiedener  Höhe.  Bei  den  aus  grösseren 
Besitzern  zusammengesetzten  Zweigvereinen  beläuft  sich  der  Mit- 
gliedsbeitrag auf  6 — 9  Mark  pro  Jahr,  bei  Vereinen  mit  Mitgliedern 
aus  den  Kreisen  kleinerer  Landwirthe  auf  1^2 — 6  Mark..  Ebenso 
sind  die  an  die  Gentralvereine  abzuführenden  Beiträge  sehr  ver- 
schieden geregelt,  jedenfalls  aber  überall  nur  sehr  gering.  Ihre 
innere  Organisation  regeln  die  sämmtlichen  Vereine  selbstständig, 
erwählen  ihren  Vorstand,  ihren  Secretair,  der  namentlich  bei  den 
grösseren  Vereinen  den  eigentlichen  Träger  der  Vereinsbestrebungen 
bildet,  und  berufen  ihre  Versammlungen  je  nach  dem  sich  dafür 
ergebenden  Bedürfniss. 

Wenn  auch  auf  keiner  gesetzlichen  Bestimmung  basirend,  ß*«"«"»  «««^ 
wie  die  Hand^skammern ,  so  haben  die  landwirthschaftlichen  Ver-  '^^""'^' 
eine,  und  zwar  zunächst  die  Gentralvereine,  doch  eine  gewisse  offi- 
cielle  Stellung  zur  Regierung:  Durch  die  aus  Staatsmitteln  den 
Vereinen  zugewandten  —  häufig  sehr  namhaften  —  Subventionen 
ergaben  sich  von  selbst  gewisse  Bedingungen,  an  welche  diese  Zu- 
wendungen geknüpft  wurden,  die  sich  in  ähnlicher  Weise  auch  auf 
die  dem  Gentralverein  angehörenden  Zweigvereine  übertrugen,  unter 
denen  seitens  der  ersteren  die  betreffenden  Mittel  für  Schauen,  Aus- 
stellungen, Schulen  etc.  etc.  zur  Vertheilung  gelangten.  So  wurde 
die  Erstattung  von  Berichten  an  das  Ministerium  nach  einem  ein- 
heitlichen Schema  und  die  directe  Mitwirkung  von  Regierungscom- 
missarien  bei  manchen  Aeusserungen  der  Vereinsthätigkeit  gewisser- 
massen  statuirt. 

Erst  in  der  letzten  Entwicklungsperiode  des  landwirthschaftlichen 
Vereinswesens  wandte  sich  die  Thätigkeit  dieser  Verbände  auch  den 
wirthschafUich- politischen  Angelegenheiten  zu  und   nach    und   nach 

V.  Kaufmann.  g 
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wurden  die  Frageo  der  Hypotheken-  and  Subhastationsordnung,  Vor- 
flnth-  und  Drainagegesetzgebung,  Feldpölizeiordnung,  Wegeordnung, 
der  Veterinär-  und  Seuchengesetzgebung,  des  Grund-  und  Gommunal- 
Steuerwesens  ebensowohl,  wie  jene  der  Eisenbahntarife  und  Regle- 
ments, der  Gewerbegesetzgebung  und  der  Zollpolitik  in  den  Kreis 
ihrer  Erörterungen  gezogen  und  gaben  Veranlassung  zu  zahlreichen 
Eingaben  an  die  Staats-  und  Reichsregierung,  in  denen  freilich  bei 
den  Fragen  allgemeinerer  Tragweite  die  etwas  engherzige  Auffassung, 
vom  einseitigen  Standpunkte  der  landwirthschaftlichen  Interessen, 
recht  häufig  hervortrat. 

Die    bedeutendste    Förderung    erfuhr    das    landwirthschaftliche 
Vereinswesen  durch  die  Errichtung 


Das   Landes- 


4.  des  Landes-Oeconomie-Collegiums, 

Oeconomie-  ^  ' 

coiiegium.  ^^ggg^  Creirung  durch  das  Regulativ  vom  25.  März  1842  erfolgte 
mit  dem  Berufe,  ein  fördernder  Mittelpunkt  des  landwirthschaftlichen 
Vereinswesens  in  Preussen  zu  sein  und  zugleich  die  Function  einer 
in  technisch -öconomischen  Angelegenheiten  begutachtenden  Behörde 
des  Ministeriums  auszuüben. 

Es  bestand  aus  dem  Vorsitzenden,  dem  Generalsecretair  und 
einer  beschränkten  Anzahl  ernannter  Mitglieder,  Räthen  der  verschie- 
denen interessirten  Ministerien,  Gelehrten  aus  dem  Fache  staats- 
wirthschaftlicher  Disciplinen,  der  Statistik  und  der  Naturwissen- 
schaften, sowie  praktischen  Landwirthen  von  anerkanaJ;em  Ruf.  Die 
Mitgliedschaft  war  ein  unbesoldetes  Ehrenamt. 

Da  die  Thätigkeit  des  GoUegiums  zunächst  besonders  auf  die 
Vermehrung  der  Zahl  der  landwirthschaftlichen  Vereine  und  auf  orga- 
nische Verbindung  derselben  unter  sich  zu  provinziellen  Verbänden 
gerichtet  war,  konnte  es  nicht  fehlen,  dass  dieser  von  richtiger 
Stelle  ausgehende  und  mit  materiellem  Nachdruck  geübte  Anstoss 
ausserordentlich  fördernd  auf  die  Bildung  von  Vereinen  einwirkte. 
Zu  den  reichen,  intellectueilen  Mitteln,  über  welche  das  Coiiegium 
gebot,  traten  nämlich,  wenn  auch  zunächst  nur  in  beschränktem 
Umfange,  Mittel  aus  Staatsfonds,  durch  welche  es  möglich  wurde, 
solche  Vereinsunternehmungen,  welche  sich  als  fähig  zur  Förderung 
der  Landescultur  legitimirten,  zu  unterstützen  und  auch  allgemeineren 
Vorbedingungen  und  Bedürfnissen  der  Wirksamkeit  und  namentlich  des 
Geschäftsbetriebes  der  Vereine  entgegenzukommen.  Dazu  gehörte  be< 
sonders  die  Anstellung  besoldeter  Fachsecretaire,  welche  schon  in  dem 


—     115     — 

Königlichen  Edict  von  1811  vorgesehen  war.  Eine  der  Hauptaufgaben 
des  Landes-Oeconomie-Collegiums  war,  Berichte  von  den  landwirth- 
schaftlichen  Associationen  zu  fordern  und  die  von  diesen  ihr  zukom- 
menden Wünsche  den  obersten  Staatsbehörden  vorzutragen. 

Durch  die  Regulative  vom  24.  Juni  1859,  und  namentlich  vom 
24.  Mai  1870  (Min.-Bl.'  d.  i.  V.  1870  S.  165),  wurde  das  Collegium 
neu  organisirt  und  hatte  dasselbe  nach  letzterem  die  Bestimmung, 
„die  Gesammtinteressen  der  Land-  und  Forstwirthschaft  wahrzu- 
nehmen, insbesondere  den  Minister  für  die  landwirthschaftlichen 
Angelegenheiten  in  der  Förderung  dieser  Wirthschaftszweige  durch 
thatsächliche  Mittheilungen,  Anträge  und  Erstattung  von  Gut- 
achten zu  unterstützen,  in  dieser  Förderung  mit  den  landwirth- 
schaftlichen Gentralvereinen  zusammenzuwirken  und  die  Gentral- 
stelle  der  landwirthschaftlichen  Technik  der  Monarchie  zu  bilden.^ 
(§  1,  Alin.  1  des  Regulativs  vom  24.  Mai  1870).  Uebrigens  blieb 
es  den  landwirthschaftlichen  Vereinen  überlassen,  sich  mit  ihren 
Anträgen  an  den  Minister  für  die  landwirthschaftlichen  Angelegenheiten 
direot  oder  an  das  Lande^-Oeconomie-Collegium  zu  wenden.  Letzteres 
hat  seinen  Sitz  in  Berlin  und  bestand  nach  dem  Regulativ  von 
1870  aus  den  jedesmaligen  Directoren  und  Präsidenten  der  landwirth- 
schaftlichen Centralvereine  der  Provinzen,  aus  von  diesen  Vereinen 
speciell  gewählten  und  aus  den  vom  Minister  ernannten  Mitgliedern. 
Den  Vorsitzenden ,  sowie  den  Generalsecretair  ernannte  der  Minister. 
Das  Gollegium  versammelte  sich  regelmässig  jährlich  einmal  und 
ausserdem  bei  hervortretendem  Bedürfniss  an  den  vom  Vorsitzenden 
bestimmten  Tagen.  Aus  seiner  Mitte  wählte  es  einen  ständigen 
Ausschuss,  welcher  die  unaufschieblichen  und  laufenden  Geschäfte 
zu  bearbeiten,  die  Interessen  der  Land-  und  Forstwirthschaft  in 
dringenden  Fällen  wahrzunehmen  und  die  dem  Plenum  vorbehaltenen 
Fragen  vorzubereiten  hatte.  Der  Vorsitzende  und  der  Secretair 
hatten  alljährlich  an  den  vorgesetzten  Minister  einen  Bericht  über 
den  Zustand  der  Landescultur  in  der  Monarchie  zu  erstatten.  Die 
einzelnen  Mitglieder  des  Collegiums  hatten  als  beständige  Gom- 
missarien  desselben  in  den  Provinzen  zu  fungiren,  auch  konnten  die- 
selben vom  Minister  mit  besonderen  Mandaten  betraut  werden. 

Inzwischen   gab   das    Inslebentreten   des   Deutschen   Land-^"^®"*»^'»« 

jij       Lundwirth- 

wirthschafts-Kathes,  welcher  aus  einer,  auf  Anregung  des  land-  sch^ftaratb. 
wirthschaftlichen  Centralvereins   für   die  Mark  Brandenburg  und  die 
Niederlausitz  im  Februar  1870  in  Berlin  veranstalteten  Versammlung 
von   Delegirten    der   landwirthschaftlichen  Centralvereine    des   Nord- 
en 
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deutschen  Bandes    hervorging,   Veranlassung   zu  einer   nochmaligen 
Reform  des  Landes-Oeconomie-GoUeginms. 

Der  Deutsche  Landwirthsehaftsrath  hatte  in  seinem  Programm 
ziemlich  die  gleichen  Zwecke  zur  Förderung  der  Landwirthschaft 
in's  Auge  gefasst,  welche  auch  dem  Landes-OßcODomie-CoUegium  zu 
Grunde  liegen,  auch  er  recrutirte  sich  aus  den  landwirthschaftlichen 
Gentralvereinen,  nahm  im  Uebrigen  allerdings  eine  freie  Stellung  ein 
und  erstrebte  die  Erreichung  seines  Zweckes  vorwiegend  in  der 
Richtung;  Einfluss  auf  die  einschlägige  Gesetzgebung  zu  gewinnen. 

Es  erschien  dem  Landes-Oeconomie-Collegium  eine  organische 
Verbindung  der  im  Wesentlichen  aus  denselben  Wurzeln  hervorgehen- 
den, jetzt  getrennt  neben  einander  stehenden  Vertretungen  der  Land- 
wirthschaft durchaus  wfinschenswerth,  und  so  wurde  am  26.  October 
1877  eine  Gommission  erwählt,  welche  unter  Zuziehung  eines  Ver- 
treters des  Ministeriums  untersuchen  sollte,  wie  diese  organische 
Verbindung  anzustreben  sei,  und  welche  Aenderungen  in  der  Organi- 
sation des  Landes- Oeconomie-GoUegiums  sich  gleichzeitig  empfehlen 
würden. 

DtsReguutiv         Das  Ergebniss  dieser  Gommissionsarbeit  war   ein   neues  Regu- 
**"i878.  **  lativ,  welches  am  9.  März  1878  dem  Plenum  des  GoUegiums  unter- 
breitet und  am  1.  Mai  des  Jahres,    nach  erhaltener  Königlicher  Be- 
stätigung, publicirt  wurde,    (cf.  Wortlaut  in  Theil  IL) 

Die  wesentlichen  Punkte,  in  denen  dasselbe  von  dem  Regulativ 
von  1870  abweicht,  bestehen  darin,  dass: 

1.  zwar  die  allgemeinen  Aufgaben  des  GoUegiums  bestehen 
bleiben,  dasselbe  aber  nicht  mehr  im  selben  Sinne,  wie  früher, 

die  Spitze  der  landwirthschaftlichen  Vereine  bildet, 

2.  die  landwirthschaftlichen  Mitglieder  nach  einer  für  die  ein- 
zelnen Landestheile  berechneten  Ziffer  von  den  Gentralver- 
einen frei  gewählt  werden,  um  auf  diesem  Wege  zu  er- 
möglichen, dass  die  Vertreter  der  Gentralvereine  im  deut- 
schen Landwirthschaftsrathe  als  solche  auch  zu  Vertretern 
desselben  im  Landes-Oeconomie-Gollegium  bestimmt  werden, 

3.  die  Zahl  der  Mitglieder  des  GoUegiums  im  Interesse  einer 
gedeihlicheren  Wirksamkeit  desselben  erheblich  vermindert  ist, 

4.  mit  Rücksicht  auf  die  verminderte  Mitgliederzahl  von  der 
Bestellung  eines  Ausschusses  Abstand  genommen  ist, 

5.  dass  der  Vorsitzende  vom  GoUegium  erwählt,  das  GoUegium 
dagegen  vom  Minister  einberufen  wird. 
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Ausserdem  haben  die  Bestimmungen  über  die  Geschäftsführung 
etc.  einige  Abänderungen  erlitten,  die  unwesentlicher  Art  sind. 

5.  Das  preussische  Ministerium  für  die  landwirthschaft-Dw  preussi- 

liehen  Angelegenheiten  «"^rr; 

wurde  durch  Allerhöchsten  Erlass  vom  25.  Juni  1848  gebildet,    in-  »"dwirth- 
dem  die  Verwaltung  der  landwirthschaftlichen  Angelegenheiten   vom  Angoiegen- 
Handelsministerium  getrennt   und   als  ein   selbständiges  Ministerial-     ^'''^°' 
ressort  constituirt  wurde.     Es  gehören  zu  demselben   die  gesammte 
landwirthschaftliche  Polizei,   insbesondere  die  obere  Leitung  der  Re- 
gulirung  der  gutsherrlich   bäuerlichen  Verhältnisse,  der  Gemeinheits- 
theilungen,  der  Ablösung  gutsherrlicher  und  anderer  Reallasten,  der 
Vorfluths-  und  Fischerei-Polizeisachen,    aller  Anstalten  zur  Beförde- 
rung  der   Landwirthschaft,    speciell  auch   die  Leitung   des  Gestüt- 
wesens, die  Bearbeitung  der  Eindeichungs-  und  Deich-Societäts-An- 
gelegenheiten,    die  Mitwirkung  bei    den  Jagdpolizeisachen   und   den 
Provinzial-Rentenb{ink- Angelegenheiten. 

Neben  dem  Landes-Oeconomie-Gollegium,  welches  dem  Ministerium 
als  berathendes  und  begutachtendes  Organ  zur  Seite  steht,  ressorti- 
ren  von  demselben  noch  direct  das  Revisions-Gollegium  für  Landes- 
cultarsachen,  die  höheren  landwirthschaftlichen  Lehranstalten,  die 
Institute  zur  Beförderung  des  Gartenbaues  und  die  Haupt-  und  Land- 
gestüte. Eine  üebertragung  der  Forst-  und  Domainen  -  Angelegen- 
heiten vom  Finanzministerium  auf  das  Ministerium  für  die  landwirth- 
schaftlichen Angelegenheiten  ist  ausserdem  intendirt. 


Ueber  die  in  anderen  deutschen  Staaten  zur  Förderung  land- 
wirthschaftlicher  Interessen  bestehenden  Gorporationen  und  Institute 
liegt  uns  ein  detaillirtes  Material  nicht  vor.  Da  indessen  die  in 
denselben  vorhandenen  landwirthschaftlichen  Vereine  in  ihrer  Orga- 
nisation kaum  von  den  preussischen  Vereinen  abweichen,  so  glauben 
wir  von  einer  besonderen  Behandlung  derselben  absehen  zu  dürfen, 
zumal  für  den  Endzweck  unserer  Arbeit  eine  Darstellung  der  im 
grössten  deutschen  Staate  fungirenden  landwirthschaftlichen  Organe 
genügen  dürfte. 

ß.    Die  Reichslande. 

In  Elsass-Lothringen,    wo  noch   die   französische  Gesetz-    bJ"«?»«- 

^        '  ^  Lotbringen. 

gebung  die  Vertretung    von  Handel  und  Gewerbe   regelt,    existiren 
4  Handelskammern  und  2  Gewerbekammern.    Die  an  anderer  Stelle 
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bereits  erfolgte  Exposition  der  Verhältnisse  Frankreichs,   welche  in 
diesem  Punkte  noch  auf  die  Reichslande  Anwendung  finden,  überhebt  - 
uns  hier  eines  ausführlichen  Eingehens  auf  dieselben. 

y.  Luxemburg. 

Luxemburg.  Das    Grossherzogthum  Luxemburg,    welches,    früher  dem   Zoll- 

verein angehörend,  auch  heute  noch  in  handelspolitischer  Beziehung 
von  dem  Deutschen  Reiche  ressortirt,  besitzt  eine  zur  Vertretung 
des  gesammten  Landesgebietes  berufene  Handelskammer,  welche 
auch  dem  Deutschen  Handelstage  angehört. 


Bayern. 


8.   Bayern. 

staauiverwai-         Jn  Bayom  slud  die  Handels-  und  Gewerbeangelegenheiten  ver- 
huTg "auf *die schiedenen  Ministerien  zugetheilt.   Zum  Ressort  des  Ministeriums 
wirthschaft-  der  auswärtigen  Angelegenheiten  gehört  die  Generaldirection 
legenheiten!  der  Verkohrsstrasseu,   und   hat  dasselbe  Sectionen  für  Bau-,    Post- 
und  Telegraphen wesen.    Das  Ministerium  des  Innern  hat  Sec- 
tionen für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel,  und  steht  ihm  die  Ober- 
Intendantur  für  öffentliche  Arbeiten  zu,  während  endlich  dem  Res- 
sort des  Finanzministeriums  die  General  Verwaltung  der  Berg- 
werke und  Salinen  sowie  die  der  Zölle  unterstellt  ist. 
Die  Handels-         ßj^  baycrischen  Handels-  und  Gewerbekammern  wurden  zuerst 
"kamiTern.   durch  die  Vororduung  vom  19.  September  1872  eingeführt  und  durch 
die  Königlichen  Verordnungen  vom  2.  August  1848,  (durch  welche 
auch  eine  Gewerbekammer  für  München  eingeführt  wurde),  und  vom 
27.  Januar  1856  umgestaltet. 

Die  Bildung  einer  Handelskammer  war  für  jeden  Platz  von  einem 
bedeutenderen  gewerblichen  und  Handelsverkehr  in  Aussicht  genom- 
men. Aus  den  bestehenden  Gewerbe-,  Handels-  und  Fabrikräthen 
zusammengesetzt,  hatte  sie  die  Befugniss,  alle  auf  den  Gewerbe-, 
Handels-  und  Fabrikstand  bezüglichen  Angelegenheiten  zu  berathen 
und  die  allen  diesen  Institutionen  gemeinsame  Aufgabe,  die  Gesammt- 
interessen  der  Industrie  und  des  Handels  zu  wahren  und  zu  fördern, 
der  Regierung  mit  ihren  Ansichten  und  Gutachten  zur  Seite  zu  stehen 
und  auch  bei  statistischen  Erhebungen  mitzuwirken. 
Mängel  der  Dicso  Verorduuug  ging  aber  insofern  zu  weit,  als  sie  in  ein  und 

°  nuatio^*  demselben  Kreise  mehrere  Handels-  und  Gewerbekammern  schuf,  die 
in  Folge  ihrer  räumlichen  Beschränkung  jedenfalls  mehr  oder  weniger 
nur  zur  Wahrung  einseitiger  localer  Interessen  geeignet  waren. 
Diesem  üebelstande  brachte  die  Verordnung  vom  16.  April  1855 
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Abhülfe,  welche  für  jeden  Kreis  nur  eine  Handels-  nnd  Gewerbe- 
kammer thätig  wissen  will  nnd  die  Vorsitzenden  nnd  Stellvertreter 
sämmtlicher  in  dem  betreffenden  Regierungsbezirke  befindlichen  Ge- 
werbe-, Fabrik-  und  Handelsräthe  zu  Hitgliedern  der  Kammer  be- 
ruft So  zweckentsprechend  diese  Abänderung  auch  war,  erfuhr  doch 
die  Wirksamkeit  der  Handels-  und  Gewerbekammem  auf  der  andern 
Seite  dadurch  eine  empfindliche  Beschränkung,  dass  sie  laut  Art.  22 
alljährlich  nur  ein  einziges  Hai  um  Hitte  Januar  auf  zehn  Tage 
zusammentreten  sollten.  Zudem  sollte  ihrem  Gutachten  nur  in- 
soweit Gehör  geschenkt  werden  können,  als  die  Verhältnisse  dieses 
gestatteten.  Demgemäss  blieb  also  ihre  ganze  Thätigkeit  während 
der  zehn  Berathungstage  eigentlich  nur  auf  die  Fertigstellung  des 
Jahresberichtes  beschränkt. 

Die  Hängel  dieser  Organisation  traten  in  demHaasse,  als  Han- 
del und  Industrie  emporblühten,  immer  schärfer  zu  Tage,  und  schon 
im  Jahre  1860  wurde  ein  Antrag  auf  Ernennung  eines  bleibenden 
Ausschusses  für  jede  Kammer  eingebracht,  welchem  die  wichtigeren 
Mittheilungen  zuzustellen  wären ,  und  der  sich  in  der  Lage  befände, 
die  erforderten  Gutachten  rascher  zu  erledigen. 

Im  Jahre  1864  stellte  die  Regierang  eine  Aenderung  wohl  in 
Aussicht,  glaubte  deren  Verwirklichung  aber  erst  mit  Einführung  der 
neuen  Gesetzgebung  näher  treten  zu  sollen. 

Die  Unhaltbarkeit  des  bestehenden  Zustandes  lag  klar  vor 
Augen ;  alle  Jahre  traten  die  Kammern  zusammen,  um  in  der  kurzen 
Berathungszeit  ein  flüchtiges  —  wenig  zuverlässiges  —  Bild  von 
dem  Gang  und  der  Lage  des  Handels  und  gewerblichen  Verkehrs 
ihres  Bezirkes  zu  entwerfen,  und  sich  dann  wieder  ein  volles  Jahr 
jeder  gemeinsamen  Thätigkeit  zu  enthalten.  Die  wiederholten  An- 
träge sowohl  auf  Ernennung  eines  bleibenden  Ausschusses,  als  über- 
haupt auf  eine  allgemeine  Reform  nach  dem  Vorbilde  der  übrigen 
verwandten  Organe  Deutschlands  blieben  auch  in  den  nächsten 
Jahren  ohne  Erfolg. 

Die  Regierung  anerkannte  zwar  die  Nothwendigkeit  einer  Reform 
vollständig,  machte  aber  stets  Opportunitäts-Bedenken  geltend,  bis 
sie  endlich,  mittelst  Verordnung  vom  20.  December  1869,  die  dring- nie  Reorga. 
liehst  erforderliche  Reorganisation  zur  Thatsache  werden  liess.  2rDoTeJbM 

Den  Bedürfnissen  der  Zeit  und  den  ausgesprochenen  Wünschen      ises. 
war  darin  zum    grössten  Theile  Rechnung   getragen;   in  zweierlei 
Hinsicht  rief  sie  dagegen  heftigen  Widerspruch  hervor. 

Einerseits  sollten  nur  an  dem  Sitze  der  Kammer  ansässige  Hit- 


I 
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glieder  des  Handels-,.  Gewerbe-  und  Fabrikstandes  in  dieselbe  ge- 
wählt, die  Vorstände  der  far  ünterbezirke  gebildeten  Bezirksgremien 
aber  za  den,  nunmehr  der  Zahl  nach  unbeschränkten,  Verhandlungen 
mit  entscheidender  Stimme  ständig  hinzugezogen  werden,  anderer- 
seits jedoch  nur  bayerische  Staatsbürger  wählbar  sein. 

Die  erstere  Bestimmung  barg  die  Gefahr  in  sich,  dem  Domicil- 
orte  der  Kammer  ein  nicht  berechtigtes  Uebergewicht  zu  verleihen, 
die  letztere  schloss  Männer  von  der  Hitgliedschaft  aus,  welche  ver- 
möge ihrer  Stellung  in  Handel  nnd  Industrie  grade  in  höchstem 
Maasse  zu  einer  erfolgreichen  Thätigkeit  befähigt  erschienen.  Be- 
sonders fühlte  die  Pfalz  durch  diese  beiden  Punkte  sich  empfindlich 
betroffen,  und  eine  nach  Neustadt  a.  d.  H.  berufene  Interessenten- 
versammlung erklärte  dieselben  als  mit  den  eigenartigen  Verhält- 
nissen der  Pfalz  völlig  unverträglich.  Eine  in  diesem  Sinne  von 
der  genannten  Versammlung  beschlossene  Eingabe  an  die  Regierung 
zum  Zwecke  der  Beseitigung  des  betreffenden  Paragraphen  in  der 
Verordnung  vom  20.  December  1868  und  Wiederherstellung  des 
Art.  22,  Abs.  2  der  Verordnung  von  1855  wurde  als  nicht  zutreffend 
gekennzeichnet  und  unterm  26.  März  1869  durch  die  Erklärung 
erledigt,  dass  doch  nur  eine  Stadt  Sitz  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer sein  könne,  und  der  Vorstand  und  eine  Anzahl  Mitglieder 
daselbst  jedenfalls  ihren  Wohnort  haben  müssten,  sollten  nicht  in 
anderer  Richtnng  alsbald  Klagen  laut  werden;  dass  femer  die  Vor- 
stände der  Bezirksgremien  ständig  zu  den  Verhandlungen,  und  zwar 
mit  entscheidender  Stimme^  einzuladen  seien,  und  durch  Entsendung 
derselben  zu  den  Sitzungen  sowohl  eine  genfigende  Interessenver- 
tretung der  anderen  Städte  gegeben,  als  auch  die  befürchtete  Ma- 
jorisirung  nicht  wohl  zu  erwarten  sei.  Auch  die  ausschliessliche 
Wählbarkeit  eines  bayerischen  Staatsbürgers  blieb  zu  Recht  bestehen. 

Die  Erfahrung  bestätigte  aber  diese  Auffassung  der  Regierung 
keineswegs;  denn  der  grössere  und  einflussreichere  Theil  der  Wahl- 
berechtigten enthielt  sich  der  Wahl,  so  dass  beispielsweise  in  Lud- 
wigshafen statt  14  nur  3  Gremien  zu  Stande  kamen.  In  den 
Jahren  1869  und  1870  versuchten  wiederum  mehrere  Kammern  eine 
Aenderung  der  Verordnung  vom  Jahre  1868  herbeizuführen,  worauf- 
hin regierungsseitig  auch  unterm  16.  September  1870  die  Zusage 
erfolgte,  die  Abänderungsvorschläge  in  nähere  Erwägung  ziehen  zu 
wollen. 

Inzwischen  hatte  sich  am  25.  März  1870  eine  Versammlung  in 
Kaiserslautern  eingehender  mit  Prüfang  der  Missstände  befasst  und 
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beHchlossen,  eine  Geschäftsordnimg  erscheinen  zu  lassen,  welche  die 
erwähnten  als  nicht  annehmbar  bezeichnetc^i  Bestimmungen  der  Ver- 
ordnung von  1868  thunlichst  modificiren  sollte. 

Diese  bestimmte  vomehmlich,  dass  die  Wahl  des  Vorsitzenden, 
des  Büreans  nnd  der  Fachansschüsse  von  sämmtlichen  Gremien, 
welche  selbst  ausnahmslos  gleichberechtigt  sein  sollten,  vorzuneh- 
men sei. 

Die  Regierung  erklärte  dagegen,  die  Geschäftsordnung  nur  in- 
soweit berücksichtigen  zu  können,  als  sie  mit  der  Verordnung  har- 
monire. 

So  war  denn  die  Thätigkeit  der  Kammern  sehr  erschwert  und 
beschränkte  sich  schliesslich  Mangels  jeglicher  Unterstützung  der 
Bezirksgremien,  welche  ein  selbstständiges  Vorgehen  zur  Wahrung 
ihrer  Interessen  von  grösserem  Erfolge  begleitet  sahen,  auf  die 
localen  Interessen,  die  allerdings  häufig  auch  wohl  mit  dem  Interesse 
des  ganzen  Bezirkes  oder  der  Provinz  zusammenfielen. 

Unter  dem  12.  April  1871  eröffnete  die  Regierung  den  Kammern, 
in  Ermangelung  hierzu  bestimmter  Mittel,  die  Kosten  für  die  Real- 
exigenz  nicht  mehr  übernehmen  zu  können,  vielmehr  habe  nach 
Vorlage  der  vorschriftsmässig  einzureichenden  Abrechnung  die  ganze 
Betheiligung  der  Regierung  an  den  Finanzverhältnissen  der  Kammer 
ihren  Abschluss  zu  finden. 

Zur  selben  Zeit  tagte  in  Kaiserslautem  eine  zahlreich  besuchte 
Versammlung  der  pfälzischen  Interessenten,  mit  der  festen  Absicht, 
diesem  unhaltbaren  Zustande  in  irgend  einer  Weise  ein  Ende  zu 
machen. 

Man  schwankte  zwischen  Errichtung  einer  freien  Vereinigung 
und  der  Wiedereinführung  der  im  Jahre  1868  bestehenden  Zustände, 
einigte  sich  aber  schliesslich  dahin,  die  Regierung  um  Wiederher- 
stellung der  Kammer  im  Sinne  der  Verordnung  von  1868,  jedoch 
mit  einem  Ausschuss  und  einem  ständigen  Secretair,  sowie  unter 
Berücksichtigung  der  bekannten  Modificationen,  zu  ersuchen.  Die 
Regierung  aber  glaubte  laut  Entschliessung  vom  26.  October  1876 
die  bezogene  Verordnung  ganz  und  voll  bestehen  lassen  zu  müssen, 
mit  Ausnahme  der  Beschränkung  der  Wählbarkeit  auf  bayerische 
Staatsbürger,  welche  bereits  früher  aufgehoben  worden. 

Nach  einem  letzten  vergeblichen  Versuche,  auf  der  Grundlage 
der  Verordnung  zu  einem  befriedigenderen  Resultate  zu  gelangen, 
entschloss  man  sich  endlich  •—  über  die  Intentionen  der  Regierung 
durch  einen  Königlichen  Commissar  genau  unterrichtet  —  einstimmig 
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zar  Coüstituirung  der  Kammer  in  der  erwähnten  Weise.  Erst  von 
diesem  Zeitpunkte  ab  nahm  die  Pfälzische  Handels-  nnd  Gewerbe- 
kammer, welche  zehn  Jahre  lang  keinen  Bericht  mehr  erstattet 
hatte,  ihre  eigentliche  Thätigkeit  als  solche  wieder  auf. 

wnrttcmborg.  £.  Württemberg. 

Die  Staats-  Von    don    KönigUch   Württembergischen    Ministerien    hat    das 

Verwaltung    «»...,. 

in  Beziehung  Ministenum   des   Aenssem   die  Generaldirection   der  Verkehrswege, 
aiifdievrirth-mit  Commissioncn  für  Eisenbahnban,    Verwaltung  der  Eisenbahnen, 

scliaftlichen  5  o  3 

Angelegen.  Dircction  dcs  Post-  Und  Telegraphenwesens,  während  im  Ministerium 
heilen,  j^g  Innern  eine  Centralstelle  für  Handel  und  Gewerbe  und  ein 
Gentralbflreau  für  Ackerbau  nebst  einer  Section  für  Brücken  und 
Chausseen  besteht.  Das  Finanzministerium  hat  auch  bier  die 
Direction  der  Domänen,  Forsten  und  Bergwerke. 
Die  Handels-  Dlo  lu  Württemberg  bestehenden  Handels-  und  Gewerbekam- 
""^,^^J^'„  **"  mern  wurden  auf  Grund  der  Königlichen  Verordnung  vom  19.  Sep- 
tember 1854,  betreffend  die  Errichtung  von  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern (Reg.-Bl.  S.  79)  in's  Leben  gerufen  in  der  Absicht,  wie  es 
im  Eingang  dieser  Verordnung  heisst,  dem  Gewerbestand  bei  Be- 
rathung  der  auf  die  Gewerbe  sich  beziehenden  Angelegenheiten  eine 
Erste  Errich- grössere  Mitwirkung  einzuräumen.  Es  sollten  nach  dieser  Verord- 
::r"8?;.niing  m  den  gewerbereiehen  Städten  des  Landes,  welche  die  dies- 
fedlsigen  Vorbedingungen  zu  erfüllen  vermögen,  diese  Organe  des 
Handels-  und  Gewerbestandes  errichtet  und  für  die  Wirksamkeit 
jeder  Kammer  im  Wege  der  Verfügung  ein  bestimmter  Bezirk  fest- 
gestellt werden.  Die  Errichtung  von  Handels-  und  Gewerbekam- 
mern in  einer  Mehrzahl  von  Städten  des  Landes  bezweckte  einer- 
seits, der  Regierung  über  von  ihr  aufzustellende  Fragen  eine  viel- 
seitige Erörterung  und  Beurtheilung  zu  verschaffen,  andererseits  den 
Angehörigen  des  Handels-  und  Gewerbestandes  es  zu  erleichtern, 
ihre  auf  die  Verbesserung  der  gewerblichen  Zustände  gerichteten 
Wünsche  vorzutragen  und  an  die  Regierung  gelangen  zu  lassen.  Die 
Mitglieder  der  Kammern  sollten  durch  Königliche  Ernennung  berufen 
werden  und  ihr  Amt  6  Jahre  versehen;  je  nach  2  Jahren  sollte  ein 
Drittel  der  Mitglieder  austreten.  Der  Aufwand  der  Kammern  sollte 
aus  Staats-  bezw.  Gemeindemitteln  bestritten  werden. 

Auf  Grund  dieser  Vorschriften  erfolgte  die  Errichtung  der  Han- 
dels- und  Gewerbekammer  in  Stuttgart  am   16.  April  1855.     Wäh-' 
rend  bei  der  Bildung  der  Kammern  denselben  neben    der  Stadt,  in 
welcher   die  Kammer   ihren  Sitz    hatte,    nur  eine  Anzahl  weiterer 


—     123     — 

gewerbreicher  Städte  zugetheilt  war,  wurden  später,  zuerst  provisorisch 
im  Jahre  1856,  dann  definitiv  durch  Verfugung  vom  14.  Mai  1858, 
sämmtliche  Oberämter  des  Landes  in  die  Bezirke  der  Handels-  und 
Gewerbekammem  eingetheilt. 

Der  schon  bei  der  Errichtung  der  Kammern  aus  der  Mitte  von 
Angehörigen  des  Handels  und  der  Gewerbe  vorgetragenen  Bitte  um 
Abänderung  der  Eönigl.  Verordnung  vom  19.  September  1854,  in  der 
Richtung,  dass  die  Mitglieder  der  Handels-  und  Gewerbekammem 
nicht  von  der  Regierung  ernannt,  sondern  durch  freie  Wahl  der 
Handel-  und  Gewerbetreibenden  berufen  werden  möchten,  wurde 
durch  die  Königl.  Verordnung  vom  17.  Februar  1868,  betrefifend  die  verordaung 

^  ^  '  vom  17.  Fe- 

Wahl  der  Mitglieder  der  Handels-  und  Gewerbekammern  (Reg.-Blatt  bruar  ihss. 
S.  17),  entsprochen. 

Nach  dieser  Verordnung  werden  die  Mitglieder  der  Handels- 
und Gewerbekammern  durch  Angehörige  des  Handels-  und  Ge- 
werbestandes gewählt,  die  Wähler  werden  —  ähnlich  dem  Ver- 
fahren bei  Bildung  der  Geschworenen  -  Listen  —  durch  eine  von 
der  Amtsversämmlung  zu  wählende  Commission  von  7  Mitgliedern 
für  jeden  Oberamtsbezirk  bestimmt,  die  Wählerlisten  nach  den  drei 
Gruppen  der  Fabrikanten,  KauBeute  und  Handwerker  entworfen,  und 
aus  den  Oberamtslisten  wird  von  der  Centralstelle  für  Gewerbe  und 
Handel  die  Wählerliste  für  den  Handelskammerbezirk  festgestellt. 
Die  Wahl  der  Eammermitglieder  wird  von  der  Centralstelle  für  Ge- 
werbe und  Handel  geleitet,  welche  den  Wählern  einen  Wahlvorschlag 
zu  machen  hat.  Die  Abstimmung  erfolgt  schriftlich.  Dieses  Wahl- 
verfahren wurde  angenommen,  nachdem  der  Vorschlag,  die  Wahl- 
berechtigung von  einem  nach  dem  Betrage  der  Gewerbesteuer  fest- 
zustellenden Census  abhängig  zu  machen,  weil  mit  zu  mannigfachen 
Schwierigkeiten  verknüpft  und  zur  Unzufriedenheit  führend,  von  der 
Centralstelle  für  Gewerbe  'und  Handel  als  ungeeignet  bezeichnet 
worden  war.  ' 

Wenige  Jahre  nach  Erlass  dieser  Verordnung  wurde  aus  An- 
lass  ihrer  Beschlüsse  zu  dem  Entwurf  einer  neuen  Gewerbeord- 
nung —  am  28.  Novbr.  1861  —  von  der  Ständeversammlung  an 
die  Regierung  die  Bitte  gestellt: 

„es  möchte  die  Bildung  von  Handels-  und  Gewerbekammem 
zur  Wahrnehmung  und  Vertretung  der  Interessen  des  Han- 
dels und  der  Gewerbe  verfügt,  und,  soweit  es  erforderlich, 
ein  darauf  zielender  Gesetzentwurf  womöglich  auf  dem 
nächsten  Landtage  zur  Verabschiedung  gebracht  werden." 
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Die  auf  Grund  dieser  Bitte  eingeleiteten  Berathungen  führten 
zunächst  nicht  zu  einem  Ergebniss,  sofern  es  nicht  gelang,  einen 
Wahlmodus  aufzufinden,  der  einerseits  den  Wünschen  der  Betheiligten 
entsprochen  hätte,  andererseits  als  geeignet  erkannt  worden  wäre, 
eine  sachgemässe  Interessenvertretung  zu  sichern.  Inzwischen 
wurden  durch  Ministerialverfügung  vom  17.  März  1866  (Reg.-Blatt 
S.  123)  vier  weitere  Handels-  und  Gewerbekammern  in  Galw,  Hei- 
denheim, Ravensburg  und  Rottweil  errichtet.  Nachdem  durch  die 
im  Jahre  1865  erfolgte  Einführung  des  Deutschen  Handelsgesetz- 
buches '  in  Württemberg  der  Eintrag  aller  Handelsfirmen,  —  mit  Aus- 
nahme von  Hökern,  Trödlern,  Hausirern  und  dergleichen  Handels- 
leuten von  geringem  Gewerbebetrieb,  ferner  der  Wirthe,  gewöhn- 
lichen Fuhrleute,  gewöhnlichen  Schiffer  und  Personen,  deren  Gewerbe 
nicht  über  den  Umfang  des  Handwerksbetriebes  hinausgeht,  —  in 
das  Handelsregister  gesetzlich  verfügt  worden  war,  war  eine  grosse 
Schwierigkeit,  —  die  der  AufBndung  einer  geeigneten  Grundlage  für 
die  Wahlberechtigung,  —  weggefallen  und  es  lag,  nachdem  die  be- 
züglichen Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  im  Laufe  von  acht 
Jahren  im  ganzen  Lande  mehr  und  mehr  zur  Ausführung  gekommen 
waren,  ein  weiteres  Hinderniss  nicht  mehr  vor,  um  der  Frage  einer 
neuen  Ordnung  der  Vorschriften  über  die  Handelskammerwahlen 
näher  zu  treten. 

Wenn  auch  unbedenklich  gesagt  werden  darf,  dass  die  auf 
Grund  der  Königlichen  Verordnungen  vom  19.  September  1854  und 
vom  17.  Februar  1858  gebildeten  Handels-  und  Gewerbekammem 
eine  erspriessliche  Thätigkeit  entwickelt  haben,  dass  durch  das 
Zusammenwirken  dieser  Kammern  mit  den  Staatsbehörden,  insbeson- 
dere durch  die  von  den  Kammern  an  die  Behörden  gebrachten  An- 
träge und  erstatteten  Gutachten  diesen  eine  Menge  schätzbarer  Er- 
fahrungen mitgetheilt  worden,  und  die  Interessen  des  Handels  und 
der  Industrie  vielfach  gefördert  worden  sind,  überhaupt  das  Institut 
in  seiner  bisherigen  Einrichtung  als  eine  nützliche  Einrichtung  be- 
zeichnet werden  kann,  so  erschienen  doch  manche  Vorschriften  der 
erwähnten  Verordnungen  einer  Verbesserung  bedürftig,  und  es  sind 
insbesondere  wiederholt  aus  der  Mitte  des  Handels-  und  Gewerbe- 
standes die  Bestimmungen  über  das  Wahlverfahren  und  die  Abhängig- 
keit der  Kammern  von  der  Regierung  Gegenstand  der  Anfechtung 
geworden. 

Das  neue  Ge-         Durch  das  ueuc  Gcsotz  vom  4.  Juli  1874  ist  entsprechend  der  im. 

24^  j^j.'^j^^^  Jahre  1861  von  den  Ständen  gestellten  Bitte  das  Institut  der  Hau- 
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dels-  and  Gewerbekammern  neu  gestaltet  and  anter  Benntzong  der 
bishef  gemachten  Erfahrangen  so  geregelt  worden,  dass  den  Kammern 
eine  möglichst  gedeihliche  Wirksamkeit  gesichert  wird.'  Dieselben  sollen 
wie  bisher  eine  Interessen- Vertretang  des  grösseren  Handels-  and 
Gewerbestandes  bilden,  sie  sollen  dnrch  Gesetz  als  Organe  mit  be- 
rathender  Stimme  für  die  Wahrnehmnng  der  Bedürfnisse  des  Han- 
dels- and  Gewerbestandes  anerkannt,  im  Uebrigen  aber  anf  eigene 
Füsse  gestellt  and  daram  aaf  die  Beitragspflicht  der  Betheiligten 
gegründet  werden.  Was  insbesondere  den  letzten  Pnnkt,  die  Be- 
streitang  der  Kosten  des  Institats  durch  die  Betheiligten,  betrifft,  so 
ist  dieser  vom  wesentlichsten  Einflasse  aaf  den  ganzen  Inhalt  des 
Gesetzes.  Für  die  Vorschrift,  dass  die  Kosten  von  den  Betheiligten 
zu  tragen  seien,  haben  sich  denn  auch  6  von  den  bestehenden 
8  Handels-  und  Gewerbekammern  und  ebenso  die  Gentralstelle  für 
Gewerbe  und  Handel  ausgesprochen. 

Nur  darüber  gingen  die  Ansichten  mehr  auseinander,  ob  zur 
Tragung  des  Aufwandes  alle  Gewerbe-Steuerpflichtigen,  oder  blos  die 
zur  Wahl  der  Mitglieder  der  Handels-  und  Gewerbekammern  berech- 
tigten Angehörigen  des  Handels-  und  Gewerbestandes  herangezogen 
werden  sollen«  Letzteres  hat  die  Regierung  für  das  Richtige  erach- 
tet. Die  Handels-  und  Gewerbekammern  bilden  vorherrschend  eine 
Vertretung  der  Interessen  des  grösseren  Handels-  und  Gewerbe- 
Standes;  die  Wahrnehmung  der  besonderen  Interessen  des  Klein- 
gewerbes fällt  zwar  schon  vermöge  des  Zusammenhangs,  welcher 
zwischen  der  grossen  und  kleinen  Industrie  besteht,  in  den  Bereich 
ihrer  Thätigkeit,  mit  derselben  sind  jedoch  keinesfalls  Kosten  in 
einem  solchen  Betrag  verbunden,  dass  eine  Ausdehnung  der  Beitrags- 
pflieht  auf  die  in  den  Kammern  nicht  unmittelbar  vertretenen  Ge- 
werbetreibenden gerechtfertigt  wäre.  Es  ist  aus  diesem  Grunde  die 
Verpflichtung  zur  Tragung  des  Aufwandes  der  Handels-  und  Ge- 
werbekammern den  zur  Wahl  für  berechtigt  erklärten  Angehörigen 
des  Handels-  und  Gewerbestandes  auferlegt  worden,  und  es  stimmt 
in  dieser  Beziehung  der  Entwurf  auch  mit  allen  neueren  Gesetz- 
gebungen anderer  Staaten  überein,  so  mit  dem  GrossBerzoglich  Hessi- 
schen Gesetz,  betreffend  die  Handelskammern  vom  17.  November 
1871,  dem  preussischen  Gesetz,  betreffend  die  Handelskammern  vom 
24.  Februar  1870,  dem  österreichischen  Gesetz,  betreffend  die  Or- 
ganisirung  der  Handels-  und  Gewerbekammern,  vom  29.  Juni  18G8, 
dem  sächsischen  Gesetz  vom  23.  Juni  1868,  betreffend  die  Abän- 
derung mehrerer  Bestimmungen  des  Gewerbegesetzes    vom    lo.  Oc- 
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tober  1861,  welch  letzteres  weDigstens  denjenigen  Theil  des  Auf- 
wandes, der  nicht  durch  den  festen  Staatszuschuss  zur  Bestreitung 
der  Kosten  gedeckt  wird,  den  Wahlberechtigten  auferlegt.  Die  Ueber- 
Weisung  des  Aufwandes  auf  die  Wahlberechtigten  ermöglicht  es 
ausserdem  allein,  den  Kammern  die  Beschlussfassung  über  den  zur 
Erfüllung  ihrer  Zwecke  erforderlichen  Kostenaufwand  selbstständig  zu 
überlassen  und  von  jeder  Regierungsgenehmigung  für  einzelne  Aus- 
gabepositionen abzusehen. 
centraistoiie  Währoud  §  3  dor  früheren  organischen  Bestimmungen  vom 
und  Handel.  26.  Soptomber  1855  die  Centralstelle  für  Gewerbe  und  Handel  die 
den  (damals  nach  belgischem  Muster  eben  eingeführten)  Handels- 
und Gewerbekammern  zunächst  vorgesetzte  Stelle  sein  lässt,  an 
welche  sich  die  Kammern  mit  ihren  Wünschen  und  Anträgen  zu 
wenden  haben,  durch  welche  sie  miteinander  in  Verbindung  stehen, 
und  durch  welche  sie  die  Weisungen  und  Entschliessungen  des  Mi- 
nisteriums des  Innern  empfangen,  reducirt  der  §  2  der  neuen  Ver- 
fügung vom  15.  April  1875  die  Thätigkeit  der  Centralstelle  für 
Gewerbe  und  Handel  auf  die  Vermittlung  des  regelmässigen  Ver- 
kehrs zwischen  den  Handels-  und  Gewerbekammern  und  dem  Mi- 
nisterium des  Innern.  Daher  haben  die  ersteren  die  für  das  Mini- 
sterium bestimmten  Berichte  an  die  Centralstelle  einzureichen,  und 
umgekehrt  von  ihr  die  Entschliessungen  des  Ministeriums  zu  em- 
pfangen. Eine  andere  und  consequente  Folgerung  aus  der  Bera- 
thungseigenschaft  der  Centralstelle  in  Fragen  des  Handels  und  der 
Gewerbe  liegt  in  der  weiteren  Bestimmung,  dass  von  Anträgen, 
beziehungsweise  Petitionen,  welche  die  Handels-  und  Gewerbekammern 
an  andere  Staatsbehörden  als  das  Ministerium  des  Innern  oder  an 
Reicbsorgane  unmittelbar  einreichen,  gleichzeitig  der  Centralstelle 
für  Handel  und  Gewerbe  Abschriften  mitzuth eilen  sind. 

Damit  haben  die  württembergischen  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern dieselbe  rationelle  Stellung  zur  Staatsregierung  erhalten, 
wie  sie  in  allen  übrigen  Staaten  Deutschlands,  die  überhaupt  dieses 
Institut  kennen,  schon  länger  besteht:  sie  sind  selbstständige  Be- 
rathungskörper  des  Handels-  und  Gewerbestandes  geworden,  befähigt 
unmittelbar  mit  ihren  Wünschen  und  Beschwerden  an  die  be- 
schliessenden"  Organe  des  Staates  heranzutreten;  haben  sie  sich, 
was  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Beamtenorganismus 
nur  selbstredend,  dabei  auch  der  Vermittlung  einer  aus  büreaukra- 
tischen  und  Selbstverwaltungs- Elementen  combinirteu  Stelle,  eben 
der  Centralstelle   für  Gewerbe  und  Handel,    zu    bedienen,    so  steht 
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dieses  der  erhöhten  Bedeutung  des  indastriellen  und  commerciellen 
SelfgOTemements  um  so  weniger  hindernd  im  Wege,  als  ja  die  Mi- 
nisterien immer  in  Fragen  des  Handels  und  Verkehrs  jene  gleichsam 
oberste  Berathungsinstanz  hierfür  nie  ungehOrt  lassen  können  oder 
werden.  Wir  zweifeln  keinen  Augenblick  daran,  dass  die  so  ent- 
wickelte neue  Organisation,  welche  die  früher  mehr  nur  scheinbare 
doppelte  Instanz  in  industriellen  und  commerciellen  Fragen  in  die 
volle  Wirklichkeit  übersetzt  hat,  durchaus  den  von  der  Staatsregie- 
rung wie  von  dem  Handels-  und  Gewerbestand  an  sie  geknüpften 
Hoffnungen  und  Wünschen  Rechnung  tragen  werde.  Schon  bisher 
hatte  die  württembergische  Gentralstelle  für  Gewerbe  und  Handel 
durch  ihre  Leistungsfähigkeit  auf  allen  einschlägigen  Gebieten  einen 
weit  über  Deutschlands  Grenzen  hinausreichenden  Ruf  sich  erworben« 
Die  Erhebung  der  bis  nun  nur  als  blosse  Ausführungsorgane  fungi- 
renden  Kammern  zu  initiativen  Selbstberathungskörpern  wird  und 
kann  nur  geeignet  sein,  jene  Leistungsfähigkeit  weiter  zu  steigern 
und  andere  Staaten  geneigt  machen,  das  Beispiel  einer  Selbstver^ 
waltungs  -  Doppelinstanz  in  volkswirthschaftlichen  Fragen  nachzu- 
ahmen. 

C  Königreich  Sachsen.  8.,h,,„. 

Im  Königreich  Sachsen  unterstehen  die  Verwaltung  der  Zölle  8*"^y«'^*^- 
und  Steuern  und  die  Genöral  -  Direction  der  Eisenbahnen  dem  Fi-  Ziehung  auf 
nanz-Ministerium,    während  die  Handelsangelegenheiten  im  Mi-   d*«  ^irt»»- 

o        o  Rchaftlichen 

nisterium  des  Innern  verwaltet  werden.  Verhältnisse. 

Die  5  Handels-  und  Gewerbekammern  des  Landes  zu  Dresden,  Handel«- und 
Leipzig,  Chemnitz,  Plauen  i.  V.  und  Zittau   wurden  im  Jahre  1862  k.*J*'ern. 
zufolge  der  in  den  §§  112 — 125  enthaltenen  Bestimmungen  des  Ge- 
werbegesetzes vom  15.  October  1861  und    in   Gemässheit    der   Se- 
paratverordnung  von    demselben  Tage   begründet  und  durch  Gesetz 
vom  23.  Juni  1868  sowie  Verordnung  vom    16.  Juli  desselben  Jah-' 
res,    welche    eine   theilweise   veränderte  Abgrenzung   der  Kammer- 
bezirke einführte,    erneuert  bestätigt.    In  den  angezogenen  Landes- 
gesetzen  sind  die  Grundzüge  der  Organisation  der  Kammern  vorge- 
zeichnet, und  der  Wirkungskreis,  die  Competenzen  und  Pflichten  der- 
selben bestimmt  worden.    Die  in  letzterer  Beziehung  maassgebende 
Stelle  des  Gesetzes  von  1868  (§  17  sub  12)  lautet: 
Die  Handels-  und  Gewerbekammern  sind  bestimmt: 
a.  Dem  Ministerium    des    Innern   und   der   Regierungsbehörde 
des  Bezirks  als  sachverständige  Organe  in  Fragen   zu   die* 
nen,    welche   Handel  und  Gewerbe  des  ganzen  Landes  oder 
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des  Bezirks  angehen.     Soweit   es   die   Verhältnisse   irgend 
gestatten,   sollen   dieselben   —    beziehentlich    die  Handels- 
oder die  Gewerbekanimern  —  bei  jeder   wichtigen  Angele- 
genheit dieser  Art  gehört  werden, 
b.  Die  Kammern  sind   femer,   eine   jede    in    ihrem  Bereiche, 
die  Vertreter  der  gemeinschaftlichen  Handels-  nnd  Gewerbs- 
interessen nnd  befngt,  selbstständige  Anträge  und  Wünsche 
an  das  Ministerium  des  Innern  oder   die  Regierungsbehörde 
des  Bezirks  zu  richten. 
Den  Handelskammern  kann  ferner,    mit  ihrer  Zustimmung,  zu- 
gleich die  Function  örtlicher  Handelsvorstände   und   die  Verwaltung 
der  an  ihrem  Sitze    befindlichen   allgemeinen   Handels-Institute,    als 
Börsen,  Handelsschulen  etc.  übertragen  werden. 

Die  Organisation  der  sächsischen  Kammern  lehnt  sich  wesentlich 
an  die  bayerischen  und  württembergischen  Verhältnisse;  eigenthüm- 
lich  ist  hier  nur,  dass  abweichend  von  allen  übrigen  Ländern  indirecte 
Wahlen  stattfinden. 

7.    Die  übrigen  Deutschen  Staaten. 

Auhait.  Das  Herzogthum  Anhalt  hat  weder  Handelskammern  noch  ähn- 

liche Organe. 

Baden.  {jq  Grosshcrzogthum  Baden  besteht  ein  Handelsministerium, 

tungi^^Be-  dem  als  Unter -Abtheilungen  die  Direction  der  öffentlichen  Arbeiten, 
ciebung  aaf  ^[q  Generaldirectiou  der  Eisenbahnen  und  die  Gentral-Gommission  für 
gchaftiichen  dic  Rheiuschifffahrt  unterstellt  sind,   während  die  Ressorts  der  Do- 

Angeiegen-  mainou,  Steucm,  Zölle  und  Bauten  dem  Finanzministerium  an- 
heilen. '  ' 
gehören. 

Als  corporative  Interessenvertretungen  bestanden  bis  zum  Jahre 
Innungen.  1863  uoch  zunftartigo  Institutionen  oder  Innungen,  auch  für  die  Han- 
deltreibenden, in  welche  alle  am  Orte  sich  niederlassenden  Geschäfts- 
genossen nach  Erfüllung  der  statutarischen  Verpflichtungen,  speciell 
durch  Bestehen  einer  Prüfung,  Entrichtung  einer  Eintrittstaxe  u.  s.  w. 
einzutreten  verpflichtet  waren. 

Nachdem  das  Gewerbegesetz  vom  20.  September  1862,  Art.  26, 

die  Zunftverfassung  beseitigt  hatte,   entstanden  nach  Haassgabe  des 

Freie     Art.  24  dcs  nämlichen  Gesetzes   freie  Handelsgenossenschaften   zur 

genossen-  Förderung  gemeinsamer  gewerblicher  Interessen  ohne  Staatsgenehmi- 

schaften.    gQng.     Sofcm  dlosc  Vereine  die  Bestätigung  ihrer  Statuten  von  der 

Regierung  erwirken,    erlangen  sie   als  gewerbliche   Genossenschaften 

den  Charakter  einer  juristischen  Person. 
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Im  üebrigeD  wnrde  das  Handelsministerium  dnrch  Art.  29  des 
Gewerbegesetzes  und  §  47  der  Ansführnngsbestimmiin^  vom  24.  Sep- 
tember 1862  autorisirt,  dort,  wo  sich  das  Bedürfuiss  nach  Gewerbe- 
kammern,  aligemeinen  oder  besonderen  Handelskammern  herausstellt, 
das  Erforderliche  anzuordnen. 

Auf  Grund  dieser  Bestimmungen  bildete  sich  am  21.  September 
1863  „die  Handelsgenossenschaft  der  Grossherzoglichen  Residenzstadt 
Karlsruhe  „mit  dem  Zweck,  die  gemeinsamen  Interessen  des  Handels- 
und Fabrikstandes  der  Stadt  und  ihrer  Umgebung  zu  wahren  und  zu 
fördern,  auch  auf  die  Erweiterung  der  allgemeinen  und  Geschäfts- 
bildung der  Vereinsmitglieder  hinzuwirken.  Der  Beitritt  zu  diesem 
Verein  stand  jedem  unbescholtenen  Geschäftsgenossen  frei,  dessen 
Firma  im  Handelsregister  eingetragen  war. 

Ein  aus  der  Genossenschaft  gebildeter  Vorstand  leitet  unter  dem  "»«d^i' 
Titel  „Handelskammer**  im  Sinne  des  Art.  29  des  gedachten  Ge- 
werbegesetzes die  Geschäfte  und  vertritt  als  Vorstand  den  Gesammt- 
handelsstand  von  Karlsruhe  allen  Behörden  gegenüber.  Die  Handels- 
kammer wählt  aus  ihrer  Mitte  einen  Präsidenten,  einen  Secretär, 
Rechnungsffihrer,  Bibliothekar  und  literarischen  Gorrespondenten,  so- 
wie für  jeden  einen  SteUvertreter.  Sämmtliche  Aemter  sind  unbe- 
soldete Ehrenämter. 

Die  Handelskammer  ist  zur  Erstattung  von  Gutachten,  welche 
Regierungsbehörden  über  Handelsinteressen,  Differenzen,  Usancen  etc. 
wünschen,  verpflichtet.  In  wichtigen  Angelegenheiten  ist  darüber 
vorher  die  Generalversammlung  der  Genossenschaft  zu  hören ;  ordent- 
liche Generalversammlungen  der  letzteren  finden  jährlich  einmal  statt. 

Im  Uebrigen  hat  die  Handelskammer  (der  Ausschuss)  neben  den 
inneren  Angelegenheiten  auch  noch  die  Verwaltung  der  Localanstal- 
ten  für  Land-  und  Schififfahrtsverkehr,  soweit  sie  vom  Handelstande 
abhängig  sind,  desgleichen  die  Aufsicht  über  die  Börse,  die 
Hakler  etc. 

Der  Kostenaufwand  der  Kammer  wird  durch  die  Eintrittsgelder 
und  Jahresbeiträge  der  Mitglieder  gedeckt. 

Mehr  oder  weniger  sind  die  sämmtlichen  Handelsgenossenschaf- 
ten bezw.  Handelskammern  gegenwärtig  ziemlich  gleichmässig  orga- 
nisirt.  Dem  Mannheimer  Statut  entnehmen  wir,  dass  dort  die 
Kammer  aus  15  Mitgliedern  besteht,  welche  6jährige  Amtsdauer 
haben  und  nach  bestimmtem  Turnus  in  je  2  Jahren  zu  einem  Drittel 
ausscheiden. 

Seit   der  Einführung  der   deutschen  Gewerbeordnung   in  Baden 

V.  Kaufiuauii.  o 


Braun- 
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bestand  dort  die  Absicht,  Handelskammern  nach  prenssischem  Muster 
zu  schaffen,  doch  ist  es  bislang  bei  der  Absicht  geblieben,  zweifellos 
wohl  mit  ans  dem  Grande,  weil  das  Gesetz  fär  Prenssen  eben  noch 
sehr  viel  zu  wünschen  übrig  lässt. 

Im  Herzogthum  Braunschweig  ist  mit  der  Verwaltung  der 
Handels-  und  gewerblichen  Interessen  eine  ministerielle  Com- 
mission  als  Verwaltung  der  Finanzen  und  des  Handels  betraut,  der 
als  Dnterabtheilungen  die  Domainenkammer,  die  Bautendirection, 
das  FinanzcoUegium  und  die  Direction  der  Steuern  und  der  Zölle 
unterstellt  sind. 

Handeukam-  ^^st  solt  dcm  11.  Aprfl  1864  bcstcht  eine  Handelskammer, 
welche  aus  einem  Ausschuss  von  zwölf  Mitgliedern  der  gesammten 
Kaufmannschaft  crebildet  ist,  die  sich  gleichmässig  auf  Grossisten, 
Detaillisten  und  Fabrikanten  vertheilen.  Die  Kammer  hat  das  Gor- 
poratioQSvermögen  zu  verwalten,  die  besonderen  Geschäfte  zu  führen, 
den  Behörden  Gutachten  abzugeben,  Jahresberichte  zu  erstatten, 
Mäkler  vorzuschlagen,  Streitigkeiten  zwischen  Kaufleuten  zu  schlich- 
ten, überhaupt  die  Interessen  des  Handels  und  der  Industrie  der  Stadt 
Braunschweig  wahrzunehmen.  Die  vorgesetzte  Behörde  der  Kammer 
ist  der  Stadtmagistrat,  welcher  sich  durch  ein  Mitglied  als  Deputirter 
bei  allen  Versammlungen  des  Plenums  und  der  Handelskammer  ver- 
treten lassen  darf.  Die  Kaufmannschaft  entscheidet  im  Plenum  über 
An-  und  Verkauf  von  Grundeigentbum,  Statutenänderung  etc.  und 
wählt  die  Mitglieder  der  Handelskammer. 

orossherxog.         Im  Grosshcrzogthum  Hessen   behandeln   Centralbehörden    das 
****"' Steuer- und  Domainenwesen;  es  bestanden  daselbst  schon  seit  der  fran- 
Handeifl-    zösischcu  Zeit  Handelskammern,  so  jene  von  Mainz  seit  3.  Nivöse  XI. 
ammeriL   (24.  Dcccmber  1802);  jene  von  OflFenbach  trat  am  21.  Juli  1821,  die 
von  Worms  am  5.  Juli  1842,  jene  von  Bingen  am  24«  Januar  1862 
und  die  von  Darmstadt  am  5.  April  1862  in's  Leben.  Alle  waren  auf 
Grund    besonderer  Statuten    errrichtet   und  wurden    durch   das  den 
französischen   Bestimmungen   nachgearbeitete   Gesetz    vom    17.  No- 
vember 1871  gleichförmig  reformirt.    Im  nämlichen  Jahre  trat  noch 
eine  neue  Handelskammer  in's  Leben,  so  dass  hiemach  gegenwärtig 
die  Interessen  des  hessischen  Handelsstandes  durch  6  Kammern  ver- 
treten sind. 

Die  gewerblichen  Interessen   des  Grossherzogthums    finden  ihre 

Gewerbe-    Vertretung  im  Gewerbeverein,    welcher  seinen  Centralsitz    in  Darm- 
stadt  hat   und  zahlreiche  Localvereine  umfasst. 

Obgleich  durchaus  privater  Natur,  bezieht  der  Gewerbeverein 


verein. 
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eine  nicht  anbedeutende  Dotation  aas  der  Staatskasse.  Präsident 
und  Secretair  sind  Staatsbeamte,  und  wird  derselbe  aach  officlell  zar 
Erstattung  von  Gutachten  für  das  Ministerium  und  dessen  Organe 
herangezogen,  so  dass  seine  Bedeutung  keineswegs  zu  unterschätzen 
und  der  der  anderwärts  bestehenden  Gewerbekammern  in  gewisser 
Beziehung  gleichzuschätzen  ist. 

Die  Interessenvertretung  im  Herzogthum  Sachsen-Altenburg    ^■«^i'««^"- 
besteht  in  der  „Vereinigten  Kaufmannschaft^  zu  Altenburg,  welche 
in  Gemeinschaft  mit  einer  Reihe  von  Zweigvereinen  des  Landes  das 
Centralorgan  für  Handel  und  Gewerbe  bildet 

Das  Herzogthum  Sachsen-Coburg-Gotha  besitzt  in  Gotha ^*''***®"-^^* 

biirg- Gotha. 

nur  eine  nicht  officielle  Corporation  unter  dem  Namen  ,, Kaufmän- 
nische Innungshalle.  ^ 

Im  Herzogthum  Sachsen-Heiningen  giebt  es  zwei  officielle    SMhen- 
Handels-  und  Gewerbekammern  und  zwar  zu  Saalfeld  und  Sonneberg.  ^^*"*"^^"- 
Die  darüber   bestehenden   gesetzlichen  Bestimmungen   sind  ziemlich 
die  gleichen,  wie  im  Königreich  Sachsen. 

Die  Handels-  und  Gewerbs- Interessen  des  Grossherzogthums 
Sachsen-Weimar- Eisenach  werden  durch  die  .Gentralstelle  für    s«<'hsen. 

w   t 

Fabrikindustrie  und  Gewerbe^  wahrgenommen. 

Dieselbe  ist  gebildet  durch  aus  den  Kreisen  der  Industriellen, 
unter  Mitwirkung  der  gewerblichen  Vereine,  frei  gewählte  Vertreter, 
einige  vom  Staatsministerium  ernannte  Mitglieder  aus  dem  Fabrik- 
oder Gewerbestande  und  einem  Grossherzoglichen  Gommissar.  Ver- 
mittelst Verordnung  vom  5.  Mai  1877  wurde  auch  eine  Gewerbe- 
kammer zu  Weimar  errichtet. 

In  den  Fürstenthümern  Schaumburg-Lippe,  Schwarzburg- schaambnrK- 
Rudolstadt  und  Waldeck  bestehen  keine  besonderen  Organe  des g^^^*J^J^;^^ 
Handels-  und  Industriestandes,   während  die   bezüglichen  Interessen  Rudoistadt, 
im  Fürstenthum  Schwarzburg-Sondershausen   durch   die   als g^^*^*^^^^ 
Privatvereine  gebildeten,  jedoch    staatlich  subventionirten  Gewerbe-    sondeis- 
vereine  zu  Sondershausen  und  Arnstadt  wahrgenommen  werden. 

In  den  freien  Städten  sind  die  Interessenvertretungen  inso-      >>*« 
fern  eigenartig  organisirt,  als  dieselben  einen  integrirenden  Theil  der 
Staatsverwaltung  bilden,    so   zwar,  dass  in  Hamburg,   Lübeck  und 
Bremen  Handelskammern  oder   ähnliche   Institute   seit   langer  Zeit 
sowohl    die    Interessen    der    Corporation    der    Kaufleute,    als    in 
gewissem   Sinne   die    des    Staats   wahrzunehmen   haben.    In  Harn-  ^^^^^ 
bürg    ist   es   der    „Eine   Ehrbare  Kaufmann '^    (Kaufmannsconvent),    Handels 
das    ist   die    gesammte   Kaufmannschaft,   welcher   früher   die  Com-    ''*"™®'^' 
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merzdeputatioD ,  seit  dem  5.  December  .1866  die  gegenwärtige 
Handelskammer  wählt.  Derselben  stehen  ganz  gleiche  Befug- 
nisse zn,  wie  allen  übrigen  Handelskammern,  nur  wirkt  sie  über- 
dies administrativ  mit,  indem  sie  ihre  Mitglieder  in  die  ver- 
schiedenen Deputationen  und  Gommissionen  der  Verwaltung  der  freien 
Stadt  delegirt.  Solche  Gommissionen  sind:  diejenige  für  Handel, 
SchiiTfahrt,  Eisenbahnen  und  öffentliche  Arbeiten,  diejenige  für  Post- 
und  Telegraphen wesen  und  die  für  Steuern  und  Zölle.  Mit  Gesetz 
vom  18.  December  1872  wurde  auch  eine  Gewerbekammer  für 
Hamburg  errichtet,  welche  fünfzehn,  aus  den  15  Gruppen  der  Ge- 
werbe gewählte,  Mitglieder  zählt. 

In  Lübeck  giebt  es  eine  Gommission  des  Senats  für  Handel, 
Schifffahrt,  Zölle,  Versicherungswesen,  öffentliche  Arbeiten  und  Lootsen- 
wesen,  in  welcher,  wie  in  Hamburg,  die  Handelskammer  durch 
Delegirte  vertreten  ist.  Die  ausser  der  Handelskammer  bestehende 
Gewerbekammer  hat  namentlich  eine  interessante  Entwickelung 
genommen. 

Unterm  14.  September  1866  nämlich,  als  die  Einfuhrung  der  Ge- 
werbefreiheit in  Lübeck  nahe  bevorstand,  wurde  von  sechszehn  Ge- 
werbetreibenden  Namens  der  Handwerkszünfte  und  Aemter  ein  Gesuch 
an  die  Bürgerschaft  eingereicht,  welches  die  Noth wendigkeit  einer  an- 
derweitigen, mit  bestimmten  Befugnissen  ausgestatteten  Öffentlichen 
Vertretung  des  Gewerbewesens  eingehend  motivirte.  Die  Errichtung 
einer  Gewerbekammer  wurde  auf's  Dringlichste  darin  befürwortet 
unter  gleichzeitiger  Anheimgabe,  der  Kammer  nicht  nur  friedens- 
richterliche Gompetenz  für  die  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitnehmern  beizulegen,  sondern  ihr  auch  die  Verwaltung  der 
verschiedenen  gewerblichen  Kassen  unter  Aufsicht  der  Behörde  zuzu- 
weisen, sowie  endlich  auch  ihr  die  ehedem  von  den  Aemtern  besorgte 
Vertheilung  der  Stipendien  anzuvertrauen. 

Die  Bürgerschaft  stimmte  diesem  Gesuche  ohne  jede  vorgängige 
Discussion  zu,  und  der  Senat  beauftragte  sodann  durch  Decret  vom 
29.  September  1866  die  mit  der  Reform  des  Gewerbewesens  befasste 
Gommission,  diese  Angelegenheit  zu  berathen  und  die  Grundzüge  für 
Bildung  einer  Gewerbekammer  auszuarbeiten. 

Die  Gommission  war  mit  dem  Plane  einverstanden  und  skizzirte 
den  Wirkungskreis  der  zu  errichtenden  Kammer  in  allgemeinen  um- 
rissen, sprach  sich  jedoch  gegen  Ertheilung  der  erwähnten  Befug- 
nisse aus,  vielmehr  glaubte  sie  jeden  weiteren  Ausbau  von  der  Ini- 
tiative der  Kammer  selbst  erwarten  zu  sollen. 
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Jeder  nnbescholteDe,  selbstständig  gewerbetreibende  Bürger  sollte 
wählbar  sein,  die  Wahl  selbst  aber  vorlänGg,  in  Anbetracht  der  ob- 
waltenden Schwierigkeiten  für  einen  anderen  Wablmodas,  dem  Bürger- 
ansschasse  zugewiesen  werden. 

Zar  Bestreitung  der  nothwendigen  Ausgaben  wurde  ein  Beitrag 
aus  der  Staatskasse  von  500  Bco.-Mk.  (600  R.-M.)  in  Aussicht  ge- 
nommen. 

Senat  und  Bürgerschaft  traten  diesen  Vorschlägen  bei  und  nah- 
men nur  insofern  eine  Aenderung  vor,  dass  die  obige  Summe  nicht 
ein  für  allemal,  sondern  alljährlich  beizusteuern  sei. 

So  wurde  denn  am  31.  Januar  1867  die  Ordnung  für  die  Lü- 
beckische Gewerbekammer  publicirt,  und  bereits  auf  den  18.  Februar 
desselben  Jahres  die  erste  Sitzung  anberaumt. 

Bei  der  Thätigkeit  der  Kammer  machten  sich  aber  alsbald  drei 
Umstände  lähmend  geltend:  der  Mangel  an  bestimmten  Functionen, 
die  zu  geringen  Geldmittel  und  der  Mangel  jedes  organischen  Zu- 
sammenhanges mit  den  Gewerbetreibenden  selbst. 

Dazu  kam,  dass  die  eigentlichen  Anregungen  und  Vorschläge 
fast  ausschliesslich  unberücksichtigt  geblieben  waren,  theilweise  mit 
Rücksicht  auf  die  inzwischen  auf  das  Deutsche  Reich  übergegangene 
Gesetzgebung,  theilweise  aus  Opportunitäts-Gründen.  ^ 

Die  mit  Einführung  der  Reichsgewerbeordnung  eintretende  plötz  - 
liehe  Umwälzung  der  gewerblichen  Verhältnisse  nöthigte  die  Ge- 
werbek^mmer,  eine  zweckmässigere  Organisation  zu  erstreben. 

Sie  forderte  in  der  Eingabe  an  den  Senat  vom  17.  November 
1873  eine  erheblich  höhere  Geldsumme  und  insbesondere  die  An- 
stellung eines  ständigen  Secretairs. 

Der  vom  Senate  der  Bürgerschaft  zur  Mitgenehmigung  vorgelegte 
Antrag  lautete  dahin: 

„dass  der  Gewerbekammer  zum  Behufe  der  Vorarbeiten  für 
die,  Zwecks  der  Organisation  und  zweckentsprechenderen 
Vertretung  des  hiesigen  Gewerbestandes  auszuarbeitenden 
Vorschläge,  vorerst  für  die  beiden  Jahre  1875  und  1876, 
ausser  dem  im  Art.  6  der  Ordnung  für  die  G^werbekammer 
vom  28.  Januar  1867  auf  500  Mbco.  (600  Mk.)  bestimmten 
Beiträge,  ausserordentlicher  Weise  die  Summe  von  je 
2000  Mbco.  (2400  Mk.),  soweit  erforderlich  und  Rechnungs  • 
abläge  vorbehaltlich,  aus  der  Staatskasse  zur  Verfügung  ge- 
stellt werde**. 
Diesem  Antrage  trat  die  Bürgerschaft  bei,  die  Anstellung  eines 
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fest  engagirten  Secretairs  warde  dagegen  als  verfrüht  abgelehnt  and 
vorerst  ein  solcher  interimistisch  anf  zwei  Jahre  gew&hlt. 

Inzwischen  hatten  sich  die  Ansichten  über  eine  zweckmässige 
Organisation  der  Gewerbekammer  so. weit  geklärt,  dass  die  Kammer 
in  ihrer  Sitzung  vom  27.  September  1875  zu  dem  Zwecke  der  Be- 
rathang einer  angemessenen  Reform  eine  Commission  einzusetzen 
beschloss,  welche  folgende  Grandzüge  für  die  vorzunehmende  Reor- 
ganisation aufstellte: 

1.  Die  Competenz  der  Gewerbekammer  ist  dahin  zu  erweitern, 
dass  sie  sowohl  das  Gewerbe  im  engeren  Sinne  (Handwerk), 
als  auch  das  Fabrik wesen  umfasst.  Das  letztere  hat  je- 
doch auch  in  kaufmännischer  Beziehung,  also  was  den  Be- 
zug der  Rohproducte  und  Halbfabrikate,  sowie  den  Absatz 
der  Fabrikate  anlangt,  bei  der  Handelskammer  zu  ver- 
bleiben« 

2.  Die  Competenz  ist  in  der  Ordnung  für  die  Gewerbekammer 
möglichst  allgemein  zu  fassen. 

3.  Die  Gewerbekammer  soll  eine  Vertretung  aller  gewerblichen 
Interessen  und  des  ganzen  Gewerbestandes  sein,  nicht  aber 
eine  solche  der  Arbeitgeber  allein. 

4.  Der  Vorstand  wird  jährlich  gewählt. 

5.  Die  Mitgliederzahl  ist  auf  fünfzehn  festzusetzen. 

6.  Die  Amtsdauer  ist  auf  sechs  Jahre  zu  bestimmen;  alle  zwei 
Jahre  scheiden  fünf  Eammermitglieder  aus. 

7.  Wählbar  ist  Jeder,  welcher  im  Lübeckischen  Freistaate  ein 
Gewerbe  selbstständig  oder  als  technischer  Geschäftsführer 
betreibt,  bezw.  betrieben  hat  und  die  Wählbarkeit  zur  Bür- 
gerschaft besitzt. 

8.  Zur  Theilnahme  an  der  Wahl  berechtigt  ist  jeder  Gewerb- 
treibende,  einerlei  ob  selbstständig  oder  unselbstständig,  wel- 
cher das  Recht  der  Theilnahme  an  den  Bürgerschaftswahlen 
hat  und  in  die  Wahllisten  eingetragen  ist. 

9.  Die  Wahllisten  sind  einige  Zeit  vor  der  Wahl  öffentlich 
auszulegen;  Reclamationen  gegen  dieselben  erledigt  die 
Wahlsection. 

10.  Die  Wahl  ist  eine  directe,  ohne  örtliche  oder  Berufs- Ab- 
theilungen, und  findet  im  Mai  jeden  zweiten  Jahres  statt. 

11.  Die  Wahl  geschieht  mittelst  Stimmzettel,  welche  bei  ihrer 
Abgabe  abzustempeln  sind.  Ausserhalb  der  Stadt  und  deren 
Vorstädte    wohnende    Ge werbtreibende    können    ihre    Wahl- 
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Zettel,    welche  vorher  vom  Oemeindevorstand  abzustempeln 
sind,  einschickeD. 

12.  Ueber  Reclamationen  gegen  die  Wahlen  entscheidet  die 
Gewerbekammer. 

1 3.  Ffir  jedes  zu  w&hlende  Mitglied  schlägt  die  Gewerbekammer 
zwei  Gewerbetreibende  vor,  wiewohl  unbeschadet  der  Wahl- 
freiheit. 

14.  Als  Ersatzmänner  für  die  die  Wahl  ablehnenden  Gewerbe- 
treibenden oder  die  zwischen  den  Wahlterminen  ausschei- 
denden Kammermitglieder  sind  von  der  Kammer  diejenigen 
Gewerbetreibenden  bis  zur  nächsten  Ergänznngswahl  einzn- 
bernfen,  welche  bei  der  letzten  Wahl  nach  den  Gewählten 
die  meisten  Stimmen  erhalten  haben. 

15.  Ergänzongs wählen  für  vor  Ablauf  ihrer  Amtsdauer  ausschei- 
dende Mitglieder  erfolgen  im  nächsten  Wahltermin  für  den 
Rest  der  Amtsdauer  der  Ausgeschiedenen. 

Die  Kammer  genehmigte  diese  Grundzüge  und  beauftragte 
die  Gommission  mit  der  Abfassung  einer  neuen  Ordnung. 

Der  diesbezügliche  Entwurf  vmrde  dann  unterm  22.  August 
1876  dem  Senat  unterbreitet  und  ging  schliesslich  aus  allen  Prüfungs- 
stadien im  Wesentlichen  unverändert  als  Gesetz  hervor. 

Mit  noch  einigen  nachträglichen  Modificationen  und  Ergän- 
zungen sowie  Umstellung  einzelner  Paragraphen  wurde  der  Entwurf 
dann  am  21.  September  1877  als  Gesetz  publicirt  und  gleichzeitig 
das  Finanzdepartement  beauftragt,  der  Gewerbekammer  vom  Jahre 
1878  an  gerechnet,  jährlich  die  Summe  von  4000  Mark,  soweit  er- 
forderlich, aus  der  Staatskasse  zuzustellen. 

In  Bremen  bildet  auf  Grund  des  Gesetzes  vom*  21.  Februar  Bremen. 
1854  ein  aus  24  Mitgliedern  bestehender  Ausschuss  des  Kaufmanns-  Kaufmanns- 
Convents  die  Handelskammer.  Den  Convent  constituiren  die  in  der 
Stadt  Bremen  wohnenden  Mitglieder  der  Bremer  Börse,  welche  ent- 
weder dem  Senat  angehören  oder  die  zur  Wahl  in  die  Bürgerschaft 
erforderlichen  Eigenschaften  besitzen,  als  Kaufleute  oder  Fabrikan- 
ten in  eigenen  Geschäften  etablirt  oder  etablirt  gewesen  sind  und 
keinen  andern  Erwerbszweig  ergriffen  haben.  Die  Mitglieder  haben 
übrigeuB  jederzeit  das  Recht  des  freien  Austritts,  andererseits  kann 
der  Convent  diejenigen  Mitglieder  auf  drei  Jahre  ausschliessen, 
welche  ihren  Verpflichtungen  nicht  gerecht  werden. 

Die  aus  der  Mitte  des  Convent«   gewählte   Handelskammer  ist   Handeu- 
der  Vorstand  der  Kaufmannschaft.    Jedes    Jahr   werden   mindestens    ^*""®^- 
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zwei  neue  Mitglieder  für   die  Kammer    gewählt.     Sie   ernennt   sich 
ihren  Präses  und  Vicepräses,  sowie  zwei  Syndici. 

Die  Geschäftsordnung,  welche  sie  ebenfalls  selbst  bestimmt, 
unterliegt  der  Genehmigung  des  Convents.  —  Zu  den  Kosten  der 
Kammer  steuert  der  Staat  Bremen  jährlich  3000  Mark  zu,  im 
Uebrigen  zieht  der  Gonvent  unter  Genehmigung  des  Senats  seine 
Mitglieder  zu  Kostenbeiträgen  heran.  Zu  den  Befugnissen  der  Kam- 
mer gehören  die  Aufsicht  über  die  Börse  und  das  sonstige  Hilfs- 
personal des  Handels,  die  Wahl  der  Makler  und  Agenten  etc. 
Ausserdem  fungiren  Delegirte  der  Kammer  und  des  Senates  als 
Behörden  für  die  Verwaltung  der  Handels-  und  Verkehrsanstalten, 
die  Handelsstatistik  und  das  Auswandererwesen. 

Mit  dem  27.  October  1863  ist  in  Bremen  auch  eine  Gewerbe- 
kammer ins  Leben  getreten,  nnd  besitzt  der  Staat  Bremen  in  seinen 
vereinigten  Kammern  für  Gewerbe,  Handel  und  Landwirthschaft 
ge Wissermassen  seinen  Obersten  Rath,  da  die  genannten  Körper- 
schaften in  allen  Fragen  aus  den  einschlägigen  Gebieten,  wenn 
darüber  vom  Senat  und  Bürgerschaft  Beschluss  gefasst  werden  soll, 
vorher  gutachtlich  gehört  werden  müssen. 


Die  freien 
Vereini- 
gungen. 


C.   Die  freien  Vereinigungen  Deutschlands. 

Wenn  auch  einzelne  der,  neben  den  vorstehend  geschilderten 
officiell  und  halbofficiell  organisirten  Gorporationen  bestehenden  freien 
Vereinigungen  behufs  Vertretung  wirthschaftlicher  Interessen  ihre 
Gründung  aus  alter  Zeit  als'  Fortsetzungen  der  alten  Innungen  her- 
leiten, wie  z.  B.  die  Handwerksämter  in  Mecklenburg,  und  manche 
kaufmännische  GoUegien,  so  die  kaufmännische  Innungshalle  in  Gotha 
und  die  Kramer-Innung  in  Leipzig,  —  welche  letztere  bereits  vom 
Jahre  1612  datirend,  ihrem  Programm  gemäss  den  Zweck  verfolgt, 
hülfsbedürftige  Wittwen  von  Mitgliedern  und  deren  Kinder  zu  unter- 
stützen, den  Handel  im  Allgemeinen  und  Fachschulen  insbesondere 
zu  fördern,  sowie  Kassen  und  ähnliche  gemeinnützige  Anstalten  in's 
Leben  zu  rufen,  —  so  sind  doch  die  meisten  der  hervorragenderen 
wirthschaftlichen  Vereine  Deutschlands  erst  innerhalb  der  letzten  20 
Jahre  in's  Leben  getreten. 

Die  Vereinigungen  der  alten  Zeit  haben  wir  schon  in  der  allge- 
meinen Geschichte  der  Interessenvertretungen  gewürdigt  und  können 
hier  deshalb  auch  jene  Gebilde  ausser  Acht  lassen,  welche  sich  auf 
den  Ursprung  dieser  älteren  Gorporationen  zurückführen  lassen,  wenn 
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sich  auch  ihre  Wirksamkeit  and  Bedeutung,  dem  Geiste  der  Zeit 
entsprechend,  veränderten. 

Vielmehr  genügt  es,  wenn  wir  uns  mit  denjenigen  Vereinen 
beschäftigen,  welche  in  der  vorerwähnten  neuesten  Epoche  und  zwar 
am  zahlreichsten  innerhalb  der  letzten  zehn  Jahre  entstanden. 

Mu8s  schon  im  Allgemeinen  zugegeben  werden,  dass  die  be- 
deutenderen Vereine  ihre  speciellen  Interessen  durchgehends  mit 
grösserer  Sacbkenntniss  und  Energie  verfolgen,  als  die  officiellen 
Handels-  und  Gewerbekammern,  so  ist  andererseits  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  manche  dieser  freien  Interessenvertretungen  ihre  Ent- 
stehung offenbar  lediglich  dem  Umstände  verdanken,  dass  eben  dieser 
officielle  Apparat  in  seiner  mehr  oder  minder  büreaukratischen  Ver- 
fassung, ohne  genügende  Gompetenzen  und  nur  zu  häufig  von  ein- 
seitigen Elementen  gebildet,  nur  da  etwas  dem  allgemeinen  Interesse 
des  betreffenden  Bezirkes  Erspriessliches  leistet,  wo  ein  glücklicher 
Stern  die  Wahl  geeigneter  Persönlichkeiten  leitete,  und  wo  ein  tüch- 
tiger, mit  den  Handels-  und  Gewerbsverhältnissen  einigermaassen 
practisch'  vertrauter  Fachsecretair  die  Geschäfte  fuhrt. 

Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  bei  einer  richtigeren  Organi- 
sation dieser  Körperschaften  das  Motiv  zur  Bildung  freier  wirth- 
schaftlicher  Vereinigungen  beseitigt  würde;  sicherlich  würden  letztere 
sich  aber  grossentheils  auf  ein  kleineres  Feld  beschränken  und 
namentlich,  anstatt  die  Handels-  und  Gewerbekammern  zu  umgehen, 
sich  mit  Vorliebe  ihrer  Vermittelung  und  Unterstützung  bedienen, 
beziehungsweise  versichern. 

Die  freien  Vereine  in  Deutschland  lassen  sich  im  Ganzen  in 
vier  Categorien  theilen: 

1.  solche,  welche  in  engeren  localen  Kreisen  vorwiegend  in  ge- 
nossenschaftlicher Form  den  speciellen  Interessen  ihrer  Mit- 
glieder und  des  Ortes  dienen; 

2.  solche,  welche  in  grösseren  Bezirken  die  gesammten  wirth- 
schaftlichen  Interessen  der  in  bestimmten  Landestheilen  an- 

•    gesiedelten  Industrien  wahrnehmen; 

3.  solche,  welche  als  Verbände  einzelner  grösserer  Productions- 
und  Industriezweige  die  betreffenden  Interessenten  in  ganz 
Deutschland  umfassen  und 

4.  solche,  welche  als  Centralorgane  commercieller  oder  in- 
dustrieller Corporationen  diese,  ohne  Rücksicht  auf  die  Ver- 
schiedenheit der  Specialinteressen  der  einzelnen  Gruppen,  zu 
Gesammtverbänden  zusammenfassen. 
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Es  kann  nicht  in  anserer  Absicht  liegen,  weil  für  die  vorlie- 
gende Arbeit  zwecklos,  näher  in  das  Detail  des  Wesens  aller  dieser 
verschiedenen  Vereine  einzugehen,  lieber  die  zur  ersten  Gategorie 
gehörenden  lässt  sich  ohnehin  ihres  mehr  privaten  Charakters  wegen 
Verbände  be- nur  wcnig  sagon.  Von  denen  der  zweiten  Gategorie  nennen  wir  als 
inte^relHn.  cüc  bedeutendsten,  welche  eine  ebenso  erfolgreiche  als  anerkennens- 
gruppen.  wortho  Vergangenheit  haben,  den  Verein  zur  Wahrung  der  ge- 
meinsamen wirthschaftlicben  Interessen  in  Rheinland 
und  Westfalen  in  Düsseldorf,  welcher  sich  vor  allen  unbestreit- 
bare Verdienste  um  die  Entwickelung  des  Eisenbahnverkehrswesens 
erworben,  den  Mittelrheinischen  Fabrikantenverein  in 
Mainz  und  die  verschiedenen  Vereine  für  die  bergbaulichen 
Interessen.  Zur  dritten  Gategorie  gehört  in  erster  Linie  wohl 
als  der  bedeutendste  sämmtlicher  Vereine  der  deutsch-öster- 
reichische Eisenbahnverband,  welcher  seit  einer  langen  Reihe 
von  Jahren  fungirt,  und  dessen  Beschlüsse  für  Handel  und  Verkehr 
von  viel  grösserer  Tragweite  sind,  als  so  manche  theoretische  Dis- 
cussionen  auf  den  sich  überlebt  habenden  volkswirthschaftlichen  und 
socialpolitischen  Gongressen ;  fast  ebenso  bedeutende  Autorität 
gemessen  der  Verein  der  deutschen  Zuckerindustriellen, 
welchem  die  Industrie  und  die  Landwirthschaft  epochemachende  Fort- 
schritte zu  danken  haben,  und  der  Verein  Deutscher  Eisen- 
und  Stahlindustrieller  in  Berlin,  der  namentlich  in  der  Klä- 
rung der  zollpolitischen  Verhältnisse,  sowie  auf  dem  Gebiete  des 
Eisenbahntarifwesens  beachtenswerthe  Leistungen  aufweist.  Es  ge- 
hören ferner  dahin  der  Verein  der  Mühleninteressenten, 
der  Verein  Deutscher  Eisengiessereien  in  Osnabrück  der 
Verein  Süddeutscher  und  Rheinisch- Westfälischer  Baum- 
wollen -  Industrieller,  der  Verband  Deutscher  Leinen- 
industrieller  in  Bielefeld  u.  a.  Mehrere  dieser  Vereine  haben 
einzelne  Gruppen  oder  Zweigvereine  in  den  verschiedenen  Landes- 
theilen  organisirt.  Mit  Ausnahme  der  zwei  an  letzter  Stelle  zuerst 
genannten  Vereine  verdanken  die  übrigen  ihre  Entstehung  zunächst 
den  schwebenden  Zollfragen. 

Die  innere  Organisation  der  bisher  genannten  Vereine  ist  in 
den  wesentlichsten  Punkten  ziemlich  übereinstimmend.  Sie  haben 
meistens  einen  besoldeten  Secretair,  welcher  unter  der  Directive  des 
Vorsitzenden  und  eines  Ausschusses  die  Geschäfte  fuhrt.  Die  Aus- 
schüsse treten  verhältnissmässig  oft  zusammen,  die  ganzen  Vereine 
regelmässig    seltener  —  mit  Ausnahme  des  Mittelrheinischen  Fabri- 
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kantenvereios,  welcher  regelmässige  monatliche  Sitzungen  hält.  ~ 
Die  Beitragspflicht  ist  verschieden  geregelt.  Einzelne  Vereine  er- 
heben feste  ziffermässig  bestimmte  Jahresbeiträge,  andere  überlassen 
die  Höhe  des  Beitrags  der  freien  Bestimmung  der  Mitglieder  unter 
Normirung  einer  Minimalquote,  wieder  andere  berechnen  die  Beiträge 
nach  einem  procentualen  Satze  von  der  Gewerbesteuer,  andere  end- 
lich nach  dem  Umfange  des  Betriebes  unter  Annahme  bestimmter 
Normen. 

Auch  sind  die  Beiträge  bei  einigen  Vereinen  nicht  für  alle  Mit- 
glieder gleiche,  vielmehr  bestehen  verschiedene  Classen  je  nach  der 
Bedeutung  des  Geschäftsumfanges  der  einzelnen  Vereinsgenossen. 

Zur   letzten  Categorie  sind  der  deutsche  Handelstag,  der    central- 
Verband  selbstständiger  Handwerker  und  Fabrikanten  und 
der  Gentralverband  Deutscher  Industrieller  zu  rechnen. 

Die  Wirksamkeit  des  Handwerkerverbandes,   welcher  sich  vor-      ^" 

Iland  werker- 

wiegend  mit  den  Fragen  der  Gewerbegesetzgebung,  des  Lehrlings-,  verMnd. 
des  Gesellen-  und  des  Innungswesens  beschäftigt  und  in  seinem 
Programm  namentlich  auch  die  Einführung  von  Gewerbekammern 
und  gewerblichen  Schiedsgerichten  in  allen  deutschen  Staaten  an- 
strebt, —  ist  im  Allgemeinen  bisher  weniger  hervorgetreten,  wenn- 
gleich vor  Allem  die  Idee  der  Wiederherstellung  der  durch  Ein- 
führung der  Gewerbefreiheit  verloren  gegangenen  inneren  Organisa- 
tion der  Gewerbe  in,  den  umgestalteten  Verhältnissen  sich  anpassen- 
den, Innungen  von  grosser  socialpolitischer  Bedeutung  sein  dürfte. 
Natürlich  kann  die  Gonstituirung  solcher  Innungen  von  der  Gentral- 
stelle  wohl  angeregt,  durch  eigene  Initiative  der  Betheiligten  selbst 
aber  nur  verwirklicht  werden.  In  einzelnen  Städten  ist  in  dieser 
Richtung  eine  löbliche  Regsamkeit  zu  bemerken,  und  sind  nament- 
lich in  Osnabrück  (Hannover)  bereits  verschiedene  Innungen  auf 
Grund  eines  vom  Abg.  Oberbürgermeister  Dr.  Miquel  entworfenen 
Normalstatuts  mit  gesunder  Verfassung  wieder  in's  Leben  gerufen. 
Das  Normalstatut   theilen    wir  an   anderer  Stelle  im  Wortlaut  mit. 

Mehr  und  einflussreicher  hat  sich  die  Thätigkeit  des  Handels- 
tages  und  des  Central  Verbandes  geäussert,  wozu  wesentlich  bei- 
trägt, dass  beide  ein  gut  organisirtes  permanentes  Bureau  unter- 
halten und  in  ihren  Ausschüssen,  bezw.  Vorständen  eine  regere 
Thätigkeit   entfalten. 

Die  Bildung  dieser  grossen  Gentralorgane  ging  aus  dem  Bedurf- 
nisse hervor,    Mittelpunkte  zu  besitzen,    in  welchen  die  zerstreuten 
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Kräfte  des  Landes  bei  allgemeiaen  Fragen  sich  concentriren ,  die 
Discnssion  nnd  die  Beschlüsse  sich  einheitlich  gestalten  könnten. 
Der  Deutsche  Jq  ^qj^  mcistcn  L&ndem,  wo  Handelskammern  bestanden  haben, 
hat  man  sich  damit  geholfen,  dass  man  Handelskammertage  berief, 
um  anf  dieser  gesetzlichen  Grandlage  eine  Gesammtvertretong  der 
Handel-  nnd  Gewerbetreibenden  zu  haben.  So  bildete  man  anch  in 
Deutschland  schon  früher  in  den  einzelnen  Ländern  die  sogenannten 
Handelstage,  auf  denen  man  die  wichtigeren  wirthschaftlichen  An- 
gelegenheiten des  Landes  besprach  nnd  unter  gewissen  Normen 
Beschlüsse  fasste.  Das  Entstehen  des  Zollvereins,  welcher  für  ganz 
Deutschland  eine  gleichartige  Zoll-  und  Steuergesetzgebung  brachte 
und  damit  das  Bedürfniss,  die  Angelegenheiten  des  Handels  und  des 
Verkehrs  nicht  mehr  vom  beschränkten  Standpunkte  des  einzelnen 
Landes,  sondern  vom  Standpunkte  des  ganzen  Deutschen  Bundes- 
gebiets zu  berathen,  führte  zur  Greirung  des  deutschen  Handelstages. 

Am  15.  Mai  1860   fasste   der   allgemeine    badische  Handelstag 

» 

den  Beschluss,  ^  die  Initiative  für  die  Anbahnung  eines  allgemeinen 
deutschen  Handelstags  zu  ergreifen  und  beauftragte  Heidelberg,  als 
damaligen  Vorort  des  badischen  Handelstags,  mit  den  weiteren 
Schritten.  Die  Heidelberger  Handelskammer  forderte  in  Folge  dessen 
durch  Gircular  vom  6.  Juni  1860  die  sämmtlichen  Handelsvorstände 
Deutschlands  auf,  sich  über  eine  Geneigtheit  zur  Beschickung  eines 
allgemeinen  deutschen  Handelstages  zu  erklären;  schon  am  15.  August 
desselben  Jahres  war  sie  in  der  Lage  zu  verkünden,  dass  der  Vor- 
schlag allüberall  sympathische  Aufnahme  gefunden,  und  so  fand  am 
12.  Mai  1861  die  definitive  Gonstituirung  des  Handelstages  statt. 

Die  Verhandlungen  wurden  durch  den  Präsidenten  des  Gross- 
herzoglich badischen  Handelsministeriums,  Geheimen  Rath  Weigel, 
eröffnet,  dessen  Rede  bezüglich  der  Auffassung  der  Bedeutung  der 
neuen  Institution  von  Interesse  ist.     Es  heisst  darin: 

„Die  materielle  Wohlbehaltenheit  eines  Volkes  ist  eine  der  Grund- 
bedingungen seiner  sittlichen,  geistigen  und  politischen  Entwicklung. 

Die  wirthschaftlichen  Interessen  bedürfen  daher  der  aufmerk- 
samsten  Pflege. 

Diese  wird  aber  nur  dann  richtig  geübt  werden  können,  wenn 
die  wirthschaftlichen  Zustände  und  Bedürfnisse  eines  Volks  nach 
allen  Seiten  hin  genau  erkannt  werden.  Hierzu  ist  es  aber  noth- 
wendig,  dass  die  Regierungen  in  die  unmittelbarsten  Beziehungen 
zu  denjenigen  socialen  Lebenskreisen  treten,   um   deren   Interessen 
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es  sich  handelt,   und   dass   man   da   die   erforderlichen  Hülfsmittel 
sucht,  wo  man  die  tagtägliche  Erfahrung  findet. 

Alle  Thätigkeit  der  Regierangen  würde  aber  nicht  ausreichen, 
wenn  nicht  in  diesen  Lebenskreisen  die  eigene  Triebkraft  zu  immer 
grösserer  Anstrengung  und  insbesondere  auch  zur  Selbstständigkeit 
und  Selbstthätigkeit  in  Verwaltung  ihrer  eigenen  Angelegenheiten 
drängt  und  die  Formen  sucht,  um  dieser  Entwicklung  eine  positivere 
Gestaltung  zu  geben. 

Und  in  dieser  Beziehung  hat  die  neueste  Zeit  Fortschritte  ge- 
macht, wie  kaum  eine  zuvor.  Als  einen  der  bedeutungsvollsten 
dürfen  wir  den  Deutschen  Handelstag  begrüssen. 

In  ihm  soll  der  gesammte  deutsche  Handelstand  die  Stätte 
finden,  in  welcher  über  Gegenstände  des  Handels  von  allgemeiner 
Wichtigkeit  berathen  wird,  und  durch  welche  die  Interessen  dieser 
ganzen  Berufsklasse  zur  Geltung  gebracht  werden  sollen. 

Dem  deutschen  Handelsstande  konnte  es  nicht  entgehen,  dass 
die  vielgestaltige  Organisation  desselben  in  den  einzelnen  deutschen 
Ländern  nicht  ausreichend  sei,  um  seine  Interessen  wirksam  zu  ver- 
treten. 

Der  grossartige  Umschwung  der  Verkehrsverhältnisse  der  neue- 
ren Zeit  musste  auch  bestimmend  einwirken  auf  die  Dimensionen 
der  Vertretung  des  Handelsstandes. 

Aber  auch  die  Regierungen  werden  alle  Ursache  haben,  diese 
neue  Einrichtung  zu  begrüssen,  Sie  werden  in  ihren  Bemühungen 
nm  Regelung  der  Handels-  und  Verkehrsverbältnisse  eine  wesent- 
liche Stütze  in  den  Beschlüssen  des  Handelstags  finden,  und  oft  wird 
dem  letzteren  es  vielleicht  eher  gelingen,  unter  dem  Handelsstande 
selbst  über  grosse  Fragen  übereihstimmendere  Ansichten  zu  erzielen, 
als  dies  den  Regierungen  möglich  wäre,  ungeachtet  es  für  ihre 
Maassnahmen  von  grösster  Wichtigkeit  ist,  in  üebereinstimmung  mit 
dem  Handelsstande  zu  sein.^ 

Allerdings  haben  sich  diese  Aussichten  nicht  ganz  erfüllt,  was 
namentlich  in  den  Mängeln  der  Organisation  des  bleibenden  Aus- 
schusses seinen  Grund  haben  dürfte,  welcher  bei  seiner  Zusammen- 
setzung nicht  in  der  Lage  war,  die  Üebereinstimmung  der  Interessen 
sämmtlicher  im  Handelstage  vertretenen  Körperschaften  zu  consta- 
tireu,  so  wenig  wie  er  als  eine  entsprechende  Repräsentation  der 
letzteren  gelten  konnte. 

Auch  fehlte  dem  Ausschusse  nnverkennbar  zuweilen  die  recht- 
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zeitige  Initiative,    welche   man   von  einer  Warte   der   Interessen  zn 
verlangen  berechtigt  ist. 

Der  Deutsche  Handelstag  nmfasste  Anfangs  den  Zollverein,  die 
Hansestädte,  Mecklenburg,  Schleswig-Holstein  und  Deutsch-Oesterreich. 
In  dem  Programm  der  Heidelberger  Handelskammer  vom  27.  Oc- 
tober  1860  für  den  I.  Deutschen  Handelstag  bestimmte  der  §  4:  Alle 
Handelskammern  bezw.  Handels  vorstände  von  Deutschland  sind  be- 
rechtigt, sich  bei  dem  Handelstage  durch  Bevollmächtigte  in  belie- 
biger Zahl  vertreten  zu  lassen,  und  im  $  5:  Bei  den  Berathungen 
kann  sich  jeder  Anwesende  betheiligen,  bei  der  Abstimmung  steht 
jedoch  jeder  Corporation  nur  eine  Stimme  zu. 

Der  I.  Deutsche  Handelstag  tagte  13.  bis  18.  Mai  tSGl  in 
Heidelberg,  der  IL  Deutsche  Handelstag  tagte  14.  bis  18.  October  1862 
in  München,  der  III.  Deutsche  Handelstag  tagte  25.  bis  28.  Sep- 
tember 1865  in  Frankfurt  a.  M.,  der  IV.  Deutsche  Handelstag  tagte 
22.  bis  23.  October  1868  zu  Berlin  und  beschloss  Ausschliessung 
Oeslerreichs  aus  dem  Verbände.  Der  V.  Deutsche  Handelstag  tagte 
13.  bis  15.  Mai  1872  in  Leipzig,  der  VL  Deutsche  Handelstag  tagte 
22.  bis  24.  October  1874  in  Berlin.  Ein  ausserordentlicher,  der 
VIL  Handelstag  tagte  29.  Mai  1875  in  Berlin.  Der  VIIL  Deutsche 
Handelstag  tagte  am  30.  und  31.  October  1878  ebendaselbst. 

Der  I.  beschäftigte  sich  mit  der  Einführung  des  metrischen 
Maasses  und  Gewichtes  und  der  allgemeinen  Deutschen  Münzeinheit, 
mit  der  Organisation  des  Zollvereins,  der  Einführung  eines  allge- 
meinen Deutschen  Handelsgesetzbuchs,  dem  Eisenbahntransportwesen, 
den  Handels-  und  Schifffahrtsverhältnissen  und  mit  der  Aufhebung 
der  Elb-  und  sonstigen  Transitzölle. 

Der  II.  befürwortete  den  Handelsvertrag  mit  Frankreich  und 
die  Reconstituirung  des  Zollvereins. 

Der  III.  berieth  über  die  Handelsverträge  mit  Russland,  Schweiz 
und  Italien,  über  Differentialtarife  der  Bahnen,  Gewichts-,  Maass- 
und Münzwesen,  Zollvereins- Angelegenheiten,  Handelsgerichte,  Re- 
formen im  Postwesen,  Allgemeine  Deutsche  Versicherungs- Gesetz- 
gebung, Deutsche  Goncursordnung  und  Errichtung  einer  Anstalt  zur 
Classification  von  Schiffen. 

Der  IV.  verhandelte  über  Münzwesen,  Eisenbahnfrachtwesen, 
Handelsgerichte,  Goncursordnung,  Markenschutz,  Wechselstempel-  und 
Versicherungswesen,  Zolltariffragen,  Arbeitszeit  der  Gehülfen  und 
Arbeitslöhne. 
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Der  V.  berieth  über  die  Bank-  und  Eisenbahnfrage  und  Revision 
der  Wechselordnung. 

Der  VL  über  die  Bank-  und  Eisenbahn- Tariffrage,  die  Garn- 
numerirung  und  den  Stempel  für  cheques.  Der  ausserordentliche 
YII.  Handelstag  nur  über  Handelsgerichte. 

Die  in  den  letzten  Octobertagen  1878  abgehaltene  achte  Plenar- 
versammlung  des  Deutschen  Handelstages,  dessen  Tagesordnung  die 
Errichtung  eines  yolkswirthschaftiichen  Senats,  die  Abänderung  der 
Statuten  des  Deutschen  Handelstages,  die  Beform  der  kaufmänni- 
schen Zahlongsweise  und  das  Tabacksmonopol  umfasste,  hat  Beschlüsse 
gefasst,  welche,  von  vtreittragender  Wichtigkeit,  im  letzten  Abschnitte 
unserer  Arbeit  noch  ihre  besondere  Würdigung  erfahren  werden. 
Zogleich  dürften  die  bei  dieser  Gelegenheit  gepflogenen  Verhand- 
langen über  das  Schicksal  dieses  Gentralorgans  nicht  eben  zu  Gunsten 
seiner  jetzigen  Gestaltung  und  Wirksamkeit  entschieden  haben. 

Die  bis  jetzt  geltenden  Statuten  sind  im  folgenden  Abschnitt 
mitgetheilt,  desgleichen  an  weiterer  Stelle  eine  Uebersicht  der  Mit- 
glieder, unter*  denen  sich  ausser  den  Deutschen  Handels-  und  Ge- 
werbekammern auch  wirthschaftKche  Vereine  befinden. 

Der   Centralverband  Deutscher   Industrieller  ist   recht    centrai- 
eigentlich  ein  Kind  der  letzten  grossen  Erisis.  Die  am  14.  December  1 875   JeutsTher 
zuerst   von   einer  vertraulichen  Versammlung   ausgehende  Anregung  ^"'*"»*"<'"®'"- 
zur  Errichtung   dieses  Verbandes  begegnete  ^   gleich  von  Anfang  an 
in  allen  industriellen  Kreisen  lebhafter  Zustimmung.    Am  5.  Mai  1876 
umfasste  der  Centralverband   bereits  die  sehr   ansehnliche  Zahl  von 
17  Vereinen.     Gegenwärtig  beläuft  sich  diese  Zahl  auf  24  Vereine 
und  die  Gesammtzahl  der  in  denselben  vertretenen  Einzel-Mitglieder 
auf  2800.    Ausgehend  von  der  Erwägung,   dass  für  das  Wohl  des 
Landes,   für  das  Gedeihen  nationaler  Arbeit,  für  die  Stellung  deut- 
scher Producte  auf  dem  Weltmarkte  noch  Vieles  geschaffen  und  Manches 
gebessert  werden  müsse,  um  dem  Deutschen  Fleisse  zu  dem  Lohne 
zu  verhelfen,  den  er  verdient,  hat  sich  der  Centralverband  als  Zweck 
vorgesetzt: 

die  Wahrung  der  industriellen  und  wirthschaftlichen  Inter- 
essen des  Vaterlandes  und  die  Beförderung  der  nationalen 
Arbeit. 

Er  sucht  diesen  Zweck  zunächst  dadurch  zu  erreichen,  dass  er 
die  vereinzelt  bestehenden  industriellen  Vereinigungen  unter  sich  in 
Verbindung  bringt  und  denselben,  als  ein  durch  seine  Organisation 
kräftiges  Centralorgan,  zur  Vertretung  ihrer  gemeinsamen  Interessen 


I 
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dient.  Das  specielle  Programm  fasst  die  Aufgaben  des  Verbandes 
dahin  zusammen,  dass  er  den  Wünschen  und  Anträgen  seiner  Mit- 
glieder in  Bezug  auf 

1.  die  wirthschaftUche  Gesetzgebung  des  Reiches  bezw.  der 
Einzelstaaten ; 

2.  den  Abschluss  günstiger  Handels-  und  Scbiffiahrts- Verträge; 

3.  die  Vervollständigung  der  Communicationsmittel,  insonderheit 
der  Ganalbauten,  auf  die  Besserung  des  Betriebes  auf  den- 
selben und  die  Vereinfachung  und  günstigere  Gestaltung 
der  Tarife; 

4.  die  Regelung  der  Arbeiter- Verhältnisse; 

5.  das  Erschliessen  neuer  Bezugsquellen  und  Absatzwege; 

6.  die  Unterstützung  und  Einführung  für  gut  erkannter  neuer 
Erfindungen ; 

7.  die  Aufklärung  der  öifentlichen  Meinung  über  die  gemein- 
samen Interessen  der  Producenten  und  Consumenten; 

8.  die  Gründung  solcher  Einrichtungen,  welche  geeignet  er- 
scheinen, die  materielle  Lage  der  gesammten  deutschen 
Industrie  zu  verbessern, 

nach  Kräften  gerecht  zu  werden  sucht. 

Zur  Mitgliedschaft  sind  Vereine  wirthschaftlichen,  technischen 
und  kaufmännischen  Zweckes,  Handels-  und  Gewerbekammern,  sowie 
einzelne  Personen  zugelassen,  welche  letztere  zu  einer  allgemeinen 
Gruppe  vereinigt  werden.  Bislang  sind  die  industriellen  Vereine  im 
Verbände  bei  Weitem  überwiegend,  von  Handelskammern  sind  nur  ein- 
zelne demselben  beigetreten. 

Bei  dem  Gewicht,  welches  ein  solcher  Verband,  bisher  einzig 
in  seiner  Art,  durch  die  MassenziflTer  der  durch  ihn  vertretenen 
Gewerbebetriebe  naturgemäss  erlangen  musste,  zumal  wenn  sich  ihm 
hervorragende,  auf  volkswirthschaftlichem  wie  auf  dem  Gebiete  ein- 
zelner Industriezweige  namhaft  gewordene  Kräfte  zur  Verfügung 
stellten,  konnte  ein  entsprechender  Erfolg  seiner  Bestrebungen  nicht 
in  Frage  stehen.  Die  beiden  grösseren  vom  Directorium  des  Ver- 
bandes berufenen  Versammlungen  nach  Frankfurt  am  16.  Juni*  1877 
und  nach  Berlin  am  20./23.  Februar  1878  haben  denn  auch  that- 
sächlich  ein  bedeutendes  Resultat  gehabt,  indem  wohl  mit  auf 
Grund  ihrer  Verhandlungen  und  Beschlüsse  die  eben  im  Gange  be- 
findlichen industriellen  Enqueten  von  der  Reichsregierung  angeordnet 
wurden.  Eine  der  Hauptarbeiten  des  Gentralverbandes  ist  der 
Entwarf  eines  autonomen  deutschen  Zolltarifs,  ein  höchst  umfang- 
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reiches  Werk,  dessen  Geschick  sich  demnächst  entscheiden  wird. 
Ausser  den  im  Vordergründe  stehenden  handelspolitischen  Fragen 
hat  sich  der  Verband  anch  mit  den  Fragen  der  Gewerbegesetzgebang, 
des  Tarifwesens  und  der  Reform  der  Handelskammern  beschäftigt. 
Letztere  Frage  wurde  von  dem  Gesichtspunkte  aus  behandelt,  dass 
die  bestehenden  Handelskammern  in  ihrer  bisherigen  Organisation 
für  eine  genügende  Vertretung  der  ihnen  officiell  zufallenden  indu- 
striellen Interessen  keine  Gewähr  böten,  doch  sind  die  über  diese 
Frage  gepflogenen  Verhandlungen  bisher  noch  zu  keinem  greifbaren 
Resultat  gediehen. 

Zum  Deutschen  Handelstage,  wie  zum  Deutschen  Landwirth- 
schaftsrath  steht  der  Centralverband  Deutscher  Industrieller  in 
keinem  officiellen,  doch  immerhin  in  einem,  dauernde  Beziehungen 
anbahnenden,  Verhältniss. 

Die  Statuten  des  Gentralverbandes  finden  sich  ebenfalls  in  fol- 
gendem Abschnitt. 

Mit  dieser  Schilderung  der  freien  wirthschaftlichen  Vereinigun- 
gen in  Deutschland  finden  sich  auch  zugleich  alle  tene  gleichartigen 
Corporationen  charakterisirt,  welche  aus  gleichen  i  Principien  in 
anderen  Ländern  hervorgingen,  weshalb  derselben  im  Verlaufe  unserer 
Arbeit  nur  insofern  Erwähnung  geschieht,  als  es  nchjum  eigenartig 
auftretende  Institutionen  handelt. 


3.  Oesterreich- Ungarn.  '  oe»ter reich 

I  ÜDKarn. 

In  OesterreicJi-Ungarn  übt  der  Kaiser  im  Verein  init  den  De-  suatucho 
legationen  (die  ams  120  Mitgliedern  bestehen,  unc  zwar  ^0  für  die  v«"^«»'«"»- 
cisleithanischen  und  dO  für  die  transleithanischen  Ländert^eile)  in 
allen  Angelegenheiten,  welche  die  beiden  Reichspälften  geipeinsam 
betreifen,  die  ge8etzgrf)ende  Gewalt^u^  Gemeijjisame  AngWegen- 
heiten  sind:  die  Au8wa^gen,-mit'!Elmschlu8S  der  diplomatischon  und 
commerciellen  Verhältnisse  dem  Auslande  gegenüber,  das  Kriegs- 
wesen,  das  Finanzwesen  rücksichtlich  der  gemeinsamen  Auslagen, 
die  Zollgesetzgebung,  die  Gesetzgebung  über  die  indirecten  Abgaben 
und  das  Münzwesen.  Zwar  nicht  gemeinsam,  aber  in  beiden  Reichs- 
hälften nach  gleichen,  von  Zeit  zu  Zeit  zu  vereinbarenden  Grund- 
sätzen sind  zu  behandeln:  die  commerciellen  Angelegenheiten,  speciell 
die  Zollgesetzgebung,  die  Gesetzgebung  über  die  mit  der  in- 
dustriellen Production  in  enger  Verbindung  stehenden  indirecten  Ab- 

V.  Kaufiuauii.  iQ 
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CitieHhanien 

Lnndesver- 
tretang. 


Reich^rnth. 


gaben,  das  Verfügnngsrecht  bezüglich  jener  Eisenbahnlinien,  welche 
das  Interesse  beider  Reichsbälften  berühren. 

Für  die  Verwaltung  der  den  beiden  Reichshälften  gemeinsamen 
Angelegenheiten  bestehen  drei  Reichsministerien;  des  Auswärtigen, 
des  Krieges  und  der  Finanzen,  nnter  dem  Präsidium  des  Reichs- 
kanzlers, und  der  oberste  Rechnungshof.  Dem  Ministerium  des 
Aeussern  untersteht  die  Leitung  der  Gesandtschaften  und  der  Con- 
sulate. 

Die  aus  freier  Wahl  hervorgehende  Landesvertretung  besorgt 
ebenso  wie  die  Gemeindeangelegenheiten  auch  die  Angelegenheiten 
eines  jeden  Eronlandes.  Das  Wahlrecht  ist  durch  einen  Census,  d.  h. 
durch  die  Entrichtung  einer  bestimmten  directen  Steuer  bedingt.  Die 
bestehenden  Landeswahlordnungen  beruhen  auf  dem  Grundsatze  der 
Interessenvertretung.  Die  Wähler  sind  in  folgende  Gruppen 
getheilt:  1)  die  Landbewohner,  2)  die  Bewohner  der  Städte  und 
Industrieorte,  3)  der  Grossgrundbesitz,  4)  die  Mitglieder  der 
Handels-  und  Gewerbekammern.  Alle  diese  wählen  direct, 
mit  Ausnahme  der  Landbewohner,  welche  durch  Wahlmänner  wählen, 
und  übt  die  Landesvertretung  unter  Sanction  des  Kaisers  die  gesetz- 
gebende Gewalt  in  Landesangelegenheiten  aus. 

Die  Gesammtvertretung  aller  cisleithanischen  Länder  bildet  der 
Reichsrath.  Derselbe  besteht  aus  dem  üerrenhause  und  dem  Ab- 
geordnetenhause. Zu  ersterem  gehören  die  Prinzen,  die  Vertreter 
gewisser  Adelshäuser  und  kirchlicher  Würden,  ausserdem  vom  Kaiser 
zu  ernennende  Mitglieder. 

Das  Abgeordnetenhaus  im  Reichsrathe  besteht  aus  353  Mit- 
gliedern, welche  aus  den  in  den  Landesordnungen  bestimmten  Wäh- 
lerklassen direct  auf  6  Jahre  gewählt  sind.  Hiebei  ist  die  Zahl  der 
von  jeder  dieser  Gruppen  in  den  verschiedenen  Königreichen  und 
Ländern  zu  wählenden  Abgeordneten  in  folgender  Weise  festgesetzt: 


Kronländer. 

1. 

Orossgrund- 
benits. 

2. 
St&dte. 

3. 

Handels- und 

Gewerbe- 

kammern. 

4. 

Land- 
gemeinden. 

Zusammeu. 

Niederosterreich     .... 

Oberosterreich 

Salzburg 

Steiermark 

Kärnten 

8 
3 

1 
4 

1 

17 

6 

1 

8 
3 

2 
1 
1 
2 

1 

10 
7 

2 
9 
4 

37 
17 

5 
23 

9 

Latus 

17 

35 

7 

32 

91 
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1. 

2. 

8. 

4. 

Kronländer. 

GrogRgnind- 
beaiu. 

SUdte. 

Handels-  and 
Gewerbe- 
kammern. 

Land- 
gemeinden. 

Zusammen. 

Transport 

17 

35 

7 

32 

91 

Krain 

2 

9 

• 

5 

10 

Gorz  und  Gradiska    .  . 

1 

1 

2 

4 

Triest 

— 

3 

1 

— 

4 

Istrien 

1 

1 

2 

4 

Tirol 

5 

5 

8 

18 

Vorarlberg 

1 

2 

3 

Böhmen 

23 

32 

7 

30 

92 

Mähren 

9 
3 

13 

3 

11 
3 

36 

Schlesien 

4 

10 

Galizien 

20 

13 

3 

27 

63 

Bukowina 

3 

2 

1 

3 

9 

Dalmatien    

1 

. 

2 

6 

9 

Summa 

85 

IS 

17 

131 

353 

Die  Angelegenheiten ,  welche  in  das  Ressort  des  Reichsrathes  Ressort  des 
gehören,  sind:  1)  die  Handels-  und  Staats  vertrage,  und  zwar  Staats-  **^^**''"*^»- 
vertrage,  welche  den  Staat  belasten  oder  eine  Gebietsveränderung 
zur  Folge  haben  ^-  die  Bestimmung  der  Militairpflicht  und  der  Re- 
crutenbewilligung  —  die  Prüfung  und  Feststellung  des  Staatsbaus- 
halts, sowie  alle  Finanzsachen  —  das  Geld-,  Zoll-  und  Ver- 
kehrswesen —  das  Geld-,  Credit-  und  Bankwesen,  sowie 
die  Gesetzgebung  über  Maass  und  Gewicht  —  die  Medi- 
cinalgesetzgebung  —  die  Gesetzgebung  über  Staatsbürger-  und 
Heimathsrecht,  Fremdenpolizei,  Passwesen  und  Volkszählung  — 
Gesetzgebung  über  confessionelle  Verhältnisse,  Presse,  Vereins-  und 
Versammlungswesen  —  Gesetzgebung  über  Volksschulen,  Gymnasien 
und  Universitäten  —  Justizgesetzgebung  -  Organisation  der  Gerichts- 
und Verwaltungsbehörden  —  Durchführung  der  Staatsgrundgesetze 
—  Gesetzgebung  über  die  Verhältnisse  betr.  die  Form  der  Behandlung 
der  mit  den  ungarischen  Ländern  gemeinsam  festgestellten  An- 
gelegenheiten. 

Die  Ausübung  der  vollziehenden  Gewalt  steht  ausschliesslich 
dem  Kaiser  zu.  Für  die  einzelnen  Zweige  der  Staatsverwaltung 
bestehen  7  Ministerien,  welche  zusammen  den  Ministerrath  bilden 
und  dem  Reichsrath  verantwortlich  sind.  Diese  Ministerien  sind: 
das  Ministerium  1 )  des  Innern  —  2)  des  Cultus  und  des  Unterrichts 

10* 


Staats - 
ver^-altuiig. 
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—  3)  das  Handelsministerium;  dasselbe  verwaltet  die  Ange- 
legenheiten des  Handels,  des  Gewerbes  und  des  Gommnnicationswesens 
and  sind  ihm  die  Generalinspectionen  der  Eisenbahnen,  die  Normal- 
Aichungscommission,  die  Seehandlang  in  Triest,  die  Postdirectionen, 
die  Telegraphendirectionen,  die  Handels-  and  Gewerbekammem  unter- 
geordnet. —  4)  Das  Ackerbauministerium  verwaltet  die  An- 
gelegenheiten der  Land-  und  Forstwirthschaft,  sowie  des  Bergbaues. 
Es  unterstehen  ihm  die  Berghauptmannschaften,  die  ärarischen  Berg- 
und  Hüttenwerke,  die  Forst-  und  Domänendirectionen,  die  land- 
und     forstwirthschaftlichen ,     sowie    montanistischen    Lehranstalten. 

—  5)  Das  Landesvertheidigungsministerium.  —  6)  Das  Justizmini- 
sterium. —  7)  Das  Finanzministerium.  Demselben  unterstehen  die 
verschiedenen  Gassenverwaltungen,  die  Finanzlandesdirection,  die 
Finanzbezirksdirectionen  und  die  Steuerämter. 

Trans.  In  Ungarn  übt  der  König  das  Recht  der  Gesetzgebung  in  Ueber- 

einstimmung  mit  dem  ungarischen  Reichstag  aus,  wobei  dem  König 
das  Recht  der  legislatorischen  Initiative  zusteht.  Das  Oberhaus  ist 
ähnlich  zusammengesetzt  wie  in  Oesterreich,  während  das  Abge- 
ordnetenhaus aus  directen  Volkswahlen  hervorgeht.  Die  vollziehende 
Gewalt  wird  durch  das  Ministerium  von  8  Ministern  ausgeübt.  Diese 
acht  Ressortminister  sind: 

1)  Der  Minister  um  die  Person  Seiner  Majestät.  2)  Der  Mi- 
nister des  Innern.  3)  Der  Minister  für  die  Landesfinanzen.  4)  Der 
Minister  für  die  öffentlichen  Arbeiten,  Communication 
und  Schiff  fahrt.  Derselbe  überwacht  die  Strassen,  den  Wasser- 
und  Hochbau,  das  Eisenbahnwesen  und  die  Schifffahrt.  5)  Der 
Minister  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel  Dieses  für 
Ungarns  materielle  Gultur  überaus  wichtige  Ministerium  zerfällt 
ausser  der  Präsidialsection  noch  in  vier  Fachsectionen,  und  zwar: 
1)  Die  Section  für  Agricultur  mit  drei  Subsectionen ;  2)  die  Section 
für  Gewerbe  und  Handel  mit  vier  Subsectionen ;  3)  die  Section  für 
das  Postwesen  mit  drei  Unterabtheilungen;  4)  die  Section  für  das 
Telegraphenwesen  mit  zwei  Unterabtheilungen.  Dem  Ministerium 
untersteht  direct  das  Königlich  ungarische  statistische  Landes-Gentral- 
büreau,  die  Handels-  und  Gewerbekammern,  die  Landes-  und  Pro- 
vinziai-IndustrievereiDe,  die  sieben  Bergbauptmannschaften ,  das 
Königliche  geologische  Institut  und  die  geologische  Gesellschaft,  das 
Königliche  Pfandleihamt,  die  Waaren-  und  Effectenbörse,  die  Handels- 
academie  in  Budapest,  die  nautische  Academie  in  Fiume  und  die 
acht  Post-  und  sechs  Telegraphendirectionen.     6)  Der  Minister  für 
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Caltar  und  öffentlichen  Unterricht.     7)  Der  Minister  für  Rechtspflege 
nnd  Begnadigungen.     8)  Der  Minister  für  die  Landesvertheidigung. 

In  Oesterreich- Ungarn  wurden  die  Handelskammern  in  Gemässheit  "«nd«»»- 
eines  provisorischen  Gesetzes  vom  3.  October  1848  durch  Verordnung 
vom  18.  März  1850  in's  Leben  gerufen,  und  wurden  zunächst  60  Hand-  cisieithanien. 
delskammern  in  Oesterreich,  Ungarn,  der  Lombardei  und  Venedig 
errichtet,  welche  1867  nach  Durchführung  des  Dualismus  eine  verän- 
derte Verfassung  erhielten.  Die  Wünsche  der  cisleithanischen  Kammern 
waren  auf  Wiedereinführung  von  alljährlicher  Erstattung  der  Berichte, 
Einschränkung  der  statistischen  Arbeiten,  eine  Verpflichtung  der 
Kammern,  auch  den  Landesbehörden  und  Landesvertretungen  gegen- 
über, auf  die  Befragung  derselben  hei  allen  auf  Handel  und  Gewerbe 
'bezüglichen  Gesetzen  Rede  zu  stehen  und  auf  Erleichterung  even- 
tueller gemeinsamer  Berathungen  aller  Kammern  eines  Kronlandes 
oder  des  ganzen  Reiches,  gerichtet  gewesen.  Diese  Wünsche  wurden 
erfüllt  und  unter  dem  29.  Juni  1868  ein  neues  Handelskammer- 
statut für  Oesterreich  erlassen,  nach  welchem  dem  Einvernehmen 
des  Handelsministers  und  der  Handelskammern  die  Normirung  der 
Zahl  der  Mitglieder  der  Kammern  und  der  Sectionen  sowie  des 
Steuercensus  vorbehalten  ist.  Durch  die  Verfassungsgesetze  sind 
den  österreichischen  Kammern  die  Entsendung  von  Deputirten  so- 
wohl in  die  Landtage,  als  auch,  seit  1873,  directe  Wahlen  zum  Reichs- 
rathe  zugestanden  worden,  so  dass  die  österreichischen  Handels- 
kammern 58  Abgeordnete  in  die  Landtage  und  22  Mitglieder  allein 
und  1 7  Mitglieder  zusammen  mit  einzelnen  Städten,  in  den  Reichs- 
rath  entsenden. 

In  Ungarn  wurden  ebenso  wie  in  Oesterreich  die  bestehenden     '^""*" 
Kammern  durch  das  Gesetz  vom  30.  April  1868  reorganisirt. 

Bezüglich  der  Organisation  der  österreichisch-ungarischen  Kam- 
mern möge  besonders  erwähnt  werden,  dass  deren  Gompetenz  eine 
bedeutend  grössere  ist,  als  die  der  deutschen  Kammern,  indem  sie 
nach  dem  Gesetze  vom  29.  Juni  1869  über  Gesetzentwürfe,  welche 
die  commerciellen  oder  gewerblichen  Interessen  berühren,  bevor  die- 
selben von  der  Regierung  den  gesetzgebenden  Vertretungskörpern 
zur  verfassungsmässigen  Behandlung  vorgelegt  werden,  ihr  Gutachten 
abzugeben  haben.  Ausserdem  haben  sie  die  Register  über  alle  zur 
Kammer  wahlberechtigten  Personen,  sowie  auch  über  die  Marken 
und  Muster  der  Industrie-Erzeugnisse  zu  führen. 

Ueberhaupt   darf  in    gewisser   Beziehung   die    Verfassung    der  Organisation. 
Handelskammern    nach     österreichischem    Gesetz   als    eine  muster- 
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gültige  bezeichnet  werden;  sie  wäre  unverbesserlich,  wenn  die  politi- 
schen Rechte,  welche  man  diesen  Körperschaften  in  Gisleithanien  durch 
die  Befugniss:  Abgeordnete  in  die  Landtage  und  den  Reichstag  zu 
entsenden,  verliehen  hat,  die  sorgsame,  verständige  und  unbeirrte 
Erfüllung  ihrer  wirthschaftlichen  Aufgaben  nicht  einigermaassen  in 
Frage  stellten.  Leider  muss  solches  aber  gefürchtet  werden,  da  der 
Versuch,  bei  den  Eammerwahlen  weit  mehr  für  die  politische  Partei, 
als  für  eine  sachverständige  Vertretung  des  Handels  und  der  Ge- 
werbe zu  agitiren^  zu  nahe  liegt. 

Die  österreichisch-ungarischen  Kammern  sind  —  abweichend  von 
der  Organisation  in  den  deutschen  Staaten  —  wirkliche,  mit  staat- 
lichen Befugnissen  ausgestattete  Behörden,  da  sie  nicht  allein  fort- 
laufende gewerbe-statistische  Nachweise  und  die  Firmen-,  Harken- 
und  Musterarchive  zu  führen  und  Bescheinigungen  aus  denselben  zu 
ertheilen  haben,  sondern  auch  berufen  sind,  die  Prüfung  und  Er- 
nennung der  Waaren-  und  Wechselmakler,  sowie  die  Ernennung  der 
Börsenräthe  und  der  Handelsgerichtsbeisitzer  vorzunehmen.  Auch 
die  Ertheilung  von  Zeugnissen  über  Handelsusancen  und  über  die 
Leistungsfähigkeit  der  Submittenten  für  Lieferungen  zu  Staats- 
zwecken, sowie  die  gültige  schiedsrichterliche  Entscheidung  in 
Streitigkeiten  über  Handels-  und  Gewerbeangelegenheiten  sind  ihnen 
übertragen. 

Das  Gesetz  erkennt  denn  auch  diesen  amtlichen  Charakter  aus- 
drücklich an,  indem  es  die  Kammern  vom  Handelsministerium  un- 
mittelbar ressörtiren  lässt,  dessen  Anordnungen  sie  in  den  ihrem 
Wirkungskreise  angehörigen  Angelegenheiten  vollziehen.  Auch  „ver- 
pflichtet^ das  Gesetz  die  Handel-  und  Gewerbetreibenden,  „den  Kam- 
mern über  deren  Verlangen  die  erforderlichen  Auskünfte  zu  ertheilen 
u.  s.  w.",  —  die  Gemeinden  des  Standortes  der  Kammern,  „für  die 
erforderlichen  Räumlichkeiten  und  deren  Einrichtung  zu  sorgen.^ 

Sonstige  Bestimmungen  des  Gesetzes,  welche  den  Kammern 
einen  von  den  meisten  ähnlichen  Organen  in  anderen  Staaten  abwei- 
chenden Charakter  geben,  liegen  wohl  zunächst  in  der  Zulässigkeit 
einer  sehr  grossen  Mitgliederzahl,  welche  von  16  bis  48  Personen  um- 
fassen darf,  in  der  Forderung  der  Anstellung  eines  „fachwissenschaftlich 
gebildeten"  Secretairs,  in  der  ausdrücklichen  Zulassung,  dass  jedes 
der  abstimmenden  Kammermitglieder  seine  in  der  Sitzung  vorgetra- 
gene Meinung  abgesondert  zu  Protocoll  geben,  oder  demselben 
schriftlich  beilegen  kann,  und  in  der  Vorsehung  correspondirender 
Mitglieder,     welche    das    Gremium    der    Kammer    ausserhalb    des 
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Sitzes  derselben  nach  Gutdünken  in  beliebiger  Zahl  ernennt. 
Dieselben '  können  auch  ausserhalb  des  Kreises  der  Handel- 
und  Gewerbetreibenden  genommen  worden,  haben  jedoch  natür- 
lich kein  Stimmrecht.  Eigentlich  seriös  ist  diese  letztere  Ein- 
richtung wohl  kaum  zu  nehmen,  da  es  schwer  einzusehen  ist,  wie 
lediglich  academische  Auslassungen  fremder  Personen,  für  die  Be- 
rathung  der  wirthschaftlichen  Fragen  von  actuellem,  practischen  In- 
teresse, Nutzen  haben  sollen.  Anregungen  der  Aussenwelt  ist  ja 
jedes  Kammermitglied  zu  empfangen  fähig;  in  einer  grossen  Zahl 
von  correspondirenden  Mitgliedern  liegt  sogar  die  Gefahr,  dass  die 
legitim  berufenen  eigentlichen  Mitglieder  der  Gollegien  in  ungehöriger 
Weise  beeinflusst  werden.  Nach  directen  Aeusserungen  aus  com- 
petenten  Kreisen  (welche  Dr.  Landgraf  in  einem  Aufsatze  über  die 
deutschen  Handels-Gewerbekammern  wiedergiebt)  hat  sich  denn  auch 
das  Institut  der  correspondirenden  Mitglieder  mehrfach  als  so  wenig 
erspriesslich  erwiesen,  dass  man  in  Wien  z.  B.  schon  seit  geraumer 
Zeit  von  der  Creirung  neuer  Mitglieder  dieser  Art  abgesehen  hat. 
Im  Ganzen  ist  constatirt,  dass  man  den  correspondirenden  Mitgliedern 
die  Publicaüonen  der  Kammer  und  dergleichen  zusandte,  ohne  dafür 
—  mit  höchst  seltenen  Ausnahmen  —  irgend  eine  Gegenleistung  zu 
erhalten. 

Die  Deckung  der  finanziellen  Bedürfnisse  der  Kammern  ordnet  ^le  Kosten 
das  österreichische  Gesetz,  soweit  eigene  Einkünfte  nicht  vorhanden    ^^„0"* 
sind,  in  gleicher  Weise,  wie  in  Preussen;  die  Kosten  werden  durch 
eine  im  Verhältniss  zur  Gewerbesteuer  berechnete  Umlage  auf  die 
Wahlberechtigten  vertheilt. 

Die  Dauer  des  Mandats   umfasst   in  Oesterreich  6  Jahre,   mit  d*««  des 
alle    3    Jahre     erfolgender   Erneuerung   der   halben   Mitgliederzahl 
Summarische  Berichte  über   die  allgemeine   Geschäftslage    sind   all- 
jährlich, statistische  Berichte  nur  alle  fünf  Jahre  zu  erstatten. 

Die  sonstigen  Bestimmungen  des  Gesetzes  lehnen  sich  ziemlich 
an  jene  für  die  preussische  und  württembergische  Organisation  an, 
enthalten  jedoch  immerhin  einige  Festsetzungen,  welche  in  anderen 
Ländern  mit  den  organisatorischen  Bestimmungen  zwar  nicht  in 
Widerspruch  stehen  würden,  aber  doch  nicht  vorgesehen  sind;  so  die 
Anordnung  einer  mindestens  monatlich  abzuhaltenden  Plenarver- 
sammlung  und  —  als  hier  durchaus  originell  —  die  Bestimmung, 
dass  die  Kammern  zur  Bildung  eines  Pensionsfonds  far  die  definitiv 
angestellten  Beamten  und  Diener   einen  Betrag   bis    zur  Höhe    von 


Bezirkü- 
vertretung. 
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f)  pGt.  der  gesammten  Eammerkosten  in  den  Voranschlag  einBtellen 
können. 

Zn  erwähnen  ist  hierbei  noch,  dass  überhaupt  im  Gesetz  selbst 
eine   Reihe  von    Punkten  ihre   Normimng   findet,    deren   Kegelnng 
anderwärts  den  von  den  Kammern  selbstständig  zn  erlassenden  Ge- 
schäftsordnungen überlassen  ist. 
Die  Und-         Oesterreich  hat.  wie  Deutschland  schon  vom  Jahre  1764  datirend, 
liehe  inter-  scino  landwirthschaftUcheu  Vereine.     In  fast  allen  Eronländern  be- 
essenvertre  g^Q^^Q  aussordem  scit  Jahrzohuteu  staatlich  autorisirte  Gentralstellen 

iung. 

für  Landwirthschaft,  so  der  Verein  für  Landescultur  und  Landes- 
kunde in  der  Bukowina,  die  k.  k.  patriotisch  -  ökonomische  Ge- 
sellschaft in  Prag,  der  Gauverband  der  land-  und  forstwirthschaft- 
lichen  Vereine  im  nördlichen  Böhmen  u.  s.  w.  Eine  Verordnung 
des  Ackerbau-Ministeriums  vom  27.  December  1868  erklärte  sämmt- 
liehe  landwirthschaftlichen  Gesellschaften  und  Vereine  zu  fachlichen 
Organen  dieses  Ministeriums. 

Neben  diesen  Organen  besteht  noch  das  Institut  der  Bezirks- 
vertretungen, deren  Wirkungskreis  alle  inneren,  die  gemeinsamen 
Interessen  des  Bezirkes  und  seiner  Angehörigen  betreiFenden  An- 
gelegenheiten, insbesondere  den  Haushalt  des  Bezirkes,  wie  die  aus 
Bezirksmitteln  dotirten  Anstalten  für  Landeskultur,  zu  welchen 
letzteren  auch  die  Gommunicationsanstalten  gehören,  umfasst. 

Gleichwohl  scheint  trotz  dieser  Organe  die  landwirthschaftliche 
Interessenvertretung  in  Oesterreich  b.ezüglich  ihrer  Wirksamkeit 
wesentlich  zu  wünschen  zu  lassen. 

Nach  vielseitigem  Urtheile  kommen  die  bestehenden  Corpo- 
rationen  ihrer  Aufgabe  nur  vereinzelt  nach,  wofilr  der  Grund  er- 
blickt wird  in  den,  bei  sehr  vielen  Vereinen  social-öconomischen 
Charakters  wiederkehrenden,  bei  der  Zusammensetzung  der  landwirth- 
schaftlichen Vereine  in  Oesterreich  aber  in  verstärktem  Maasse  auf- 
tretenden Ursachen. 

Zu  dem  Mangel  an  Verständniss  für  die  Vereinsaqfgabe,  des 
Indifferentismus  der  Mitglieder  und  Vorurtheilen  aller  Art  gesellen 
sich  bei  den  landwirthschaftlichen  Vereinen  Oesterreichs  die  durch 
die  örtliche  Zerstreuung  der  Mitglieder  bedingten  Hindernisse  eines 
erfolgreichen  Vereinslebens. 

Wie  die  Verhältnisse  nach  den  uns  vorliegenden  Darstellungen 
liegen,  leisten  die  österreichischen  landwirthschaftlichen  Vereine  ffir 
die  Vertretung  der  Interessen  des  Ackerbaues  sehr  wenig.  Ver- 
einzelt sind   die  Fälle,  wo  sie  das  moralische  Gewicht  ihrer   An- 


GroHsbritan- 
nien. 
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schaunngeB  für  das  Zustandekommen  eines  bedeutungsvollen  Gesetzes 
mit  Erfolg  in  die  Wagschale  geworfen  hätten.  So  steht  die  Frage 
nach  einer  richtigen,  ausgiebigen  Vertretung  der  Landwirthschaft  seit 
längerer  Zeit  in  Oesterreich  auf  der  Tagesordnung  und  hat  inner- 
halb der  verschiedenen  Interessenvertretungen  zu  lebhaften  Discussionen 
Veranlassung  gegeben. 

4.    OrossbritannieiL 

Wohl  in  keinem  continentalen  Staate  dürften  die  gewerbebehörd- 
lichen Kammern  im  eigentlichsten  Sinne  in  so  regem  Verkehr  mit  der 
Regierung  stehen  und  einen  solchen  Einfluss  auf  die  Entscheidungen 
der    Verwaltung    ausüben,    als    die    freie   englische   Handels-   und  vereinigte 
Gewerbe-Association.    Das  ist  natürlich  in  einem  Lande,  dessen  Be-   Gewerbe- 
stand auf  Handel  und  Industrie  begründet  ist,   dessen  ganzes  Wohl   *'■""•"*■ 
und  Wehe  von  diesen  abhängt,    und   griff  auch  das   englische  Ge- 
nossenschaftswesen in  der  That  schon  bestimmend  in  die  Gestaltung 
der  öffentlichen  Verhältnisse  ein,    als  es  sich  in  den  anderen   euro- 
päischen Staaten  noch  im  ersten  Entwickelungs-Stadium  befand. 

Die  englischen  Handels-  und  Gewerbekammern  existiren  einzeln 
schon  seit  Jahrhunderten  mit  corporativen  Rechten  in  allen  Theilen  des 
Landes  und  beruhen  auf  der  freien  Vereinigung  einzelner  Betheilig- 
ten. Von  der  Regierung  gemessen  sie  das  Privilegium,  nur  eine 
Registrirungsgebühr  von  5  Guineen  zahlen  zu  müssen. 

Die  fünfzig  bestehenden  Kammern  haben  sich  in  der  „Asso- 
ciation der  vereinigten  Handelskammern^  centralisirt.  Die  einzelne 
Kammer  ist  aus  den  leitenden  Handelshäusern  jeder  grossen  Stadt 
gebildet  und  hat  sich  unter  Ausschliessung  aller  politischen  Dis- 
cussionen mit  der  Wahrung  und  Förderung  der  Handelsinteressen  zu 
befassen. 

Die  Versammlungen  werden  periodisch,  oft  nur  einmal  im  Mo- 
nate abgehalten.  Die  Beitragszahlungen  der  einzelnen  Firmen  zu 
den  Kosten  der  Kammern  variiren  zwischen  1 — 2  £  Sterl.  pro 
Jahr,  obwohl  vereinzelt  hier  ein  Minimum  von  10  sh.,  dort  ein 
Maximum  von  3  £  Sterl.  vorkommt. 

Die  Mitgliedschaft  ist  ein  Ehrenamt,  nur  der  Secretair  und  das 
allenfallsige  Hülfspersonal  werden  besoldet. 

Die  Mehrzahl  der  Kammern  ist  innerhalb  der  letzten  30  Jahre 
entstanden,  nur  einige  datiren  aus  allerdings  beträchtlich  älterer  Zeit. 

Zur  Errichtung  einer  Kammer  bedarf  es  zunächst   der   Geneh- 
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migang  des  Handelsamtes,  welch  letzteres  wir  weiter  unten  noch 
eingehend  zur  Besprechung  bringen. 

Jede  Genossenschaft,  welche  die  Förderung  von  Handel,  Kunst, 
Wissenschaft,  Religion,  Wohlthätigkeit  oder  irgend  eines  andern  ge- 
meinnützigen Gegenstandes,  unter  Ausschluss  jeder  materiellen  Be- 
reicherung, zum  Zweck  hat,  kann  gemäss  Abschnitt  23  der  Asso- 
ciations-Acte von  1867  ihre  Eintragung  als  privilegirte  Corporation 
verlangen,  ohne  indessen  nach  erfolgter  Eintragung  ihrem  Namen 
die  Bezeichnung  „limited '^  hinzufügen  zu  dürfen.  Dem  diesbezüg- 
lichen Wunsche  hat  die  Genossenschaft  zunächst  in  einem  schrift- 
lichen Gesuche  an  das  Handelsamt  Ausdruck  zu  verleihen  und  gleich- 
zeitig einen  Entwurf  der  Statuten,  unter  welchen  sie  ins  Leben  zu 
treten  gewillt  ist,  in  duplo  anzufügen. 

Findet  das  Handelsamt  keine  Bedenken  gegen  die  Einrichtung 
der  Genossenschaft  oder  die  Fassung  der  Statuten,  so  ist  das  Gesuch 
wie  auch  die  Statuten,  vermittelst  des  Localblattes  zur  Eenntniss 
des  Publikums  zu  bringen. 

Erfolgt  nun  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Frist  kein  begrün- 
deter Widerspruch  gegen  die  Einrichtung  der  Genossenschaft,  so  hat 
das  Handelsamt  diese  zu  genehmigen  und  die  Statuten  eventuell  mit 
wünschenswerth  oder^nöthig  erscheinender  Verbesserung  zu  billigen. 

Die  endgültige  Bedaction  der  Statuten  ist  vorschriftsmässig 
seitens  des  Handelsamtes  vorzunehmen,  und  zwar  auf  Kosten  der 
Genossenschaft,  welche  zu  diesem  Behufe  ihrem  Gesuche  eine  Gebühr 
von  5  Guineen  beizulegen,  gehalten  ist. 

Durch    die   Eintragung   seitens   des  Handelsamts   gewinnt   die 

Vereinigung  den  Character  einer  juristischen  Person. 

staatliche  Das  Uaudolsamt  bildete  den  Uebergang  von  den  ursprünglich 

Jfiüiehung  ^^^^  weitgehenden,  im  Laufe  der  Zeit  aber  immer  mehr  beschränkten 

auf  die  wirtb- Prärogativegewalten,  welche  die  englische  Krone  auf  dem  Gebiete  des 

"nteTeMen"  Haudcls '  uud    Vorkohrs    von  Altersher    besass,    zu  dem  durch  die 

Das  Handels -neueren  Bedürfnisse  der  Gesellschaft  entstandenen  Schöpfungen  der 

(Bowd  of  Parlamentsgesetzgebung. 

trade.)  Dic    altcu  Prärogativegcwalten    erstreckten  sich  auf  Verleihung 

des  Mess-  und  Marktrechts,  die  Bestimmung  der  Maasse  und  Ge- 
wichte, Regelung  der  Münzen  und  ganz  besonders  auf  die  Ertheilung 
von  Handelsmonopolen.  Vornehmlich  durch  den  schweren  Missbrauch 
der  letzteren  Befugniss,  entstand  eine  tiefgehende  GoUision  der  Inter- 
essen zwischen  den  gewaltigen  Handelscorporationen  und  dem  Landes- 
Interesse  der  Golonien,  zwischen  Sonder-  und  allgemeinen  Interessen 


Board  of 
trade. 


—     155     — 

überhaupt,    die  ein  unbefangenes  Organ  der  Staatsgewalt  dringend 
nothwendig  erscheinen  Hess. 

Als  solches  wurde  ein  Comittee  of  Privy  Council  für  Handel  und  ^«"»^"«^  «^ 

Privy  Coun* 

Schiff  fahrt  zuerst  unter  Cromwell  1655  gegründet.     Carl  IL  erneute       cn. 
bei  seinem  Regierungsantritte  die  populär  gewordene  Institution  als 
Council  of  Trade,    vereinigte   dasselbe    1672    mit   dem    Council   of  coundi  of 

trade. 

Foreign  Plantations,  um  beide  1675  wieder  aufzuheben.    Wilhelm  III. 

rief    diese    Behörde   erneut   als  Board    of    Trade   and   Plantations    »««»^dof 

trade  and 

1695  in's  Leben,  als  welches  sie  bis  1782  fortdauerte.  Schon  piantatioi«. 
1768  war  das  Board  mit  der  Einsetzung  eines  besonderen  Staats- 
secretairs  für  die  Colonien  zur  begutachtenden  Behörde  herab- 
gesunken, bis  es  durch  22  Geo.  IIL  c.  82  ganz  aufgehoben  wurde, 
mit  der  Bestimmung,  dass  all'  seine  Befugnisse  in  Zukunft  von 
einem  Comittee  des  Privy  Council  nach  Anordnung  Sr.  Majestät 
ausgeübt  werden  sollten. 

Ein  solches  wurde  1786  durch  Order  in  Council  wieder  ein- 
geführt und  besteht  —  schlechthin  Board  of  Trade  genannt  —  noch 
gegenwärtig.  Zunächst  hatte  es,  so  lange  der  besondere  Staats- 
secretair  für  die  Colonien  in  Thätigkeit  blieb,  hauptsächlich  einen 
berathenden  Character. 

Erst  seit  40  Jahren  hat  sich  das  Board  of  Trade  in  gev^issem 
Sinne  zu  einem  Handelsministerium  erweitert. 

Es  besteht  aus  einem  Präsidenten,  einem  Vicepräsidenten  und 
etwa  17  Privy  Councillors,  darunter  gewöhnlich  der  Premier- Minister, 
der  Lord-Kanzler,  die  drei  Staatssecretaire ,  der  Schatz kanzler ,  der 
erste  Lord  der  Admiralität,  der  Paymaster,  der  Lord  Lieutenant, 
Kanzler  und  Staatssecretair  für  Irland,  der  Erzbischof  von  Canter- 
bury,  der  Bischof  von  London,  der  Sprecher  des  Unterhauses  und 
noch  einige  Mitglieder  des  Privy  Council.  Die  laufenden  Geschäfte 
verwaltet  aber  nur  der  Präsident  und  der  Vicepräsident;  ersterer 
ist  in  der  Regel  Mitglied  des  Cabinets.  Die  beiden  Präsidenten 
wechseln  mit  der  Verwaltung  ebenso  wie  die  grosse  Mehrzahl  der 
nominellen'  Mitglieder.  Der  Präsident  hat  die  Beamten  in  den 
Haupt-  und  Unter-Departements  zu  ernennen. 

Die   neue  Gesetzgebuug    hat   dem  Board  of  Trade  einen  dop- 

amt  al8  Han- 

pelten    Charakter   verliehen    und    zwar    einerseits    als    Handelsab-  aeiaabthei- 
theilung  des  Staatsraths,  andererseits  als  Handelsministerium.  '""^  ^^^ 

°  '  1  %T  Staatsraths. 

In  ersterer  Eigenschaft  ist  das  Handelsamt  berathender  Natur 
und  bildet  etwa  folgende  vier  Gruppen: 

1.  Das  General  Business  umfasst  alle  Handelsfragen,  erstattet 


Das  Handels- 
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bei  Abschliessnng  von  Handelsverträgen  Gatacbten  und  er* 
greift  für  Aenderangen  des  Zolltarifs  gewöhnlich  die  Initia- 
tive. Gesetzentwürfe  werden  durch  dasselbe  provisorisch 
berathen  und  schliesslich  alle  auf  Handel  und  Verkehr  be- 
züglichen Gegenstände  von  den  Kammern,  Behörden  und 
Privatleuten  zu  seiner  Eenntniss  gebracht. 

2.  Privat  Bills  werden  vom  Handelsamte  controlirt  und  öfters 
Abänderung  oder  Verwerfung  derselben  beantragt. 

3.  Gesuche  um  Charters  oder  Patente  von  Gompagnien  oder 
Privatleuten ,  insbesondere  Anträge  auf  Errichtung  von 
Actienbanken  werden  dem  Handelsamte  zur  Begutachtung 
überwiesen. 

4.  lieber  die  von  der  Golonial- Legislatur  erlassenen  Gesetze 
verhandelt  der  Golonial -Minister  mit  dem  Präsidenten  des 
Handelsamtes.  Das  Gutachten  des  letzteren  wird  auch  bei 
Verfassungsentwürfen  für  die  Golonien  sowie  auch  in  allen 
auf  den  Golonialhandel  bezüglichen  Fragen  erfordert. 

Das  Handels-         2um  factischcu  Handelsministerium    hat   sich    das  Handelsamt 

amt  als  Han- 

deismi-  erst  allmählich  durch  eine  Reihe  von  Gesetzen  herausgebildet  und 
nisterium.  g^j^j  ^[^  Fordorung  vieler  Kreise  dahin ,  dass  es  auch  als  Solches 
durch  das  Gesetz  und  noch  weitergehende  Befugnisse,  in  Beziehung 
auf  Verwaltung,  anerkannt  werde.  Im  Jahre  1832  wurde  es  mit  der 
Sammlung  und  Veröffentlichung  statistischen  Materials  beauftragt; 
1840  zuerst  mit  einer  Gontrole  über  die  Eisenbahngesellschaften, 
welche  bald  ein  umfangreiches  Verwaltungs  Departement  bildete 
und  eine  Zeit  lang  sogar  als  selbstständige  Behörde  dastand. 

Heute  unterstehen  ihm  als  Hauptverwaltungszweige: 

1.  Ein  Naval- Department  für  die  Staatsaufsicht  über  die 
Handelsmarine  und  damit  verwandte  Gebiete. 

2.  Ein  Eisenbahn  -  Departement ,  Railway  Department,  welches 
die  Gontrole  führt  über  die  Goncessions- Gesuche  für  neue 
Unternehmungen,  über  die  solide  und  concessionsmässige 
Ausführung  der  Eisenbahnanlagen  und  schliesslich  die  Gon- 
trole über  den  laufenden  Betrieb  der  Eisenbahnen. 

3.  Ein  Department  of  Practical  Science  and  Art,  welches  sich 
in  seiner  Weiterbildung  vom  Handelsamte  ablöste  und  an 
die  Unterrichtsabtheilung  des  Privy  Council  anschloss. 

4.  Ein  statistisches  Departement  und  einige  Specialbüreau's 
und  zwar: 
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1.  Das  Actiengesellscbaften-Eiaregistrirungsamt, 

2.  Das  Mnster-Einregistrirnngsamt. 

3.  Das  Eohlenmesseramt. 

4.  Die  Controle  der  Kornberichte. 

5.  Das  Generalregisteramt  für  die  Handelsmarine. 

6.  Das  Heteorological  Department. 

Das  Departement  des  Ministers  der  auswärtigen  An-  i>m  Mini- 
gelegenheiten,  dem  vorzugsweise  das  Gesandtschafts-  nnd  Con- ^ J^jy^jJ^^ 
sulatswesen  untersteht,  entzieht  sich  beinahe  vollständig  einer  Rege- 
lung durch  Gesetze,  und  trägt  daher  am  meisten  den  Charakter 
einer  freien  Administration.  Der  Staatssecretair  des  auswärtigen 
Amts  ist  das  Organ  der  Verhandlungen  mit  den  fremden  Mächten; 
die  materielle  Vorberathung  über  den  Abschluss  von  Verträgen  ge- 
schieht im  Ministerrath  (Gabinet),  die  formelle  Ausführung  liegt  aber 
beim  Ministerium  des  Auswärtigen,  mit  Ausnahme  von  Handels-  und 
Schiiffahrtsverträgen,  welche  bisweilen  auch  durch  das  Handelsamt 
negocirt  werden. 

Die  Correspondenz  mit  den  Consuln  bildet  ein  Specialdeparte- 
ment des  Auswärtigen  Amtes  unter  einem  Senior  Clerk. 

Das  englische  board  of  trade  ist  eine  der  ausgebildetsten  Or- 
ganisationen einer  Staatsbehörde,  welche  Handel  und  Gewerbe 
für  ihre  Interessen  in  irgend  einem  Lande  Europa's  besitzen,  und 
wenn  man  beachtet,  dass  diese  Interessen  in  England  das  Haupt- 
moment für  die  Richtschnur  der  Staatspolitik  bilden,  so  lässt  sich 
nicht  verkennen,  dass  die  als  „ General- business^  bezeichnete  Ab- 
theilung des  Handelsamtes  in  gewisser  Beziehung  die  Wirksamkeit 
zu  entfalten  geeignet  ist,  für  welche  in  anderen  Staaten  ein  staat- 
lich anerkanntes  Centralorgan  unter  grösserer  Betheiligung  der  direc- 
ten  Interessentenkreise  als  Conseil  superieur  oder  volkswirthschait- 
licher  Senat  theils  besteht,  theils  angestrebt  wird,  während  anderer- 
seits das  englische  Enqueteverfahren  in  wirthschaftlichen  Fragen  bei 
seiner  ausserordentlichen  Ausbildung  eine  Bedeutung  hat,  welche 
eine  kurze  Schilderung  desselben  an  dieser  Stelle  von  Interesse 
erscheinen  lässt. 

Diese   Enqueten  (Inquiries)    werden    nur   irrthümlich    bei  uns  Enqueten. 
meist    „parlamentarische   Untersuchungen*'    genannt.      „Parlamenta-    "**""**' 
rische^  sind  sie  nur  in  dem  Sinne,  als  sie  in  der  That  ein  wesent- 
licher Bestandtheil  der  „parlamentarischen^   Einrichtungen  Englands 
sind,    allein  nicht  in  dem  Sinne,  dass  das  Parlament  ausschliesslich 
oder  vorzüglich  diese  Untersuchungen  vornähme.     Die    umfangreich- 
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Sien  und  am  tiefsten  geheoden  UntersuchaDgen  werden  im  Gegentheil 
durch  die  Regierung,  d.  h.  nach  der  verfassungsmässigen  Form  auf 
Befehl  der  Krone,  welche  Gommissioners  zur  Untersuchung  eines 
öffentlichen  Missstandes  ernennt,  veranstaltet.  Der  Grund  für  diese 
Goncurrenz  ist  zunächst  ein  rein  äusserlicber.  Für  Untersuchungen, 
welche  nicht  sowohl  zu  einer  alsbaldigen  Reformmaassregel  während 
derselben  Session  des  Parlamentes,  als  zu  einer  erschöpfenderen 
Heranschaffung  von  Zeugnissen  und  Urkunden  im  Hinblick  auf  eine 
langsamer  herbeizuführende  gesetzliche  Aenderung  vorgenommen 
werden,  bedarf  es  der  Regel  nach  eines  grösseren  Zeitraums  als 
derjenige  ist,  welcher  zwischen  Anfang  nnd  Ende  einer  Parlaments- 
session liegt.  So  haben  zumal  jene  wichtigen  Untersuchungen  über 
die  Kinderarbeit  1863—67,  die  über  die  Gewerkvereine  1867—69, 
über  die  Kohlenproduction  1866  —  71,  über  die  Bisenbahntarife 
1865—67,  die  über  das  Trucksystem  1870—72,  die  über  die  Friendly 
Societies  von  1870 — 74  bei  weitem  längere  Zeit  erfordert,  wie  ein 
Ausschnss  aas  den  Häusern  des  Parlamentes  für  sie  hätte  aufwen- 
den können.  Für  die  andersartige  Zusammensetzung  der  Unter- 
suchungsbehörde im  Gegensatz  zu  Parlamentsausschüssen  spricht 
bisweilen  auch  der  Grund,  dass  es  für  jene  grossartigen  Unter- 
suchungen dringendes  Bedürfniss  ist,  dass  man  sich  nicht  auf  die 
Sachkundigen,  die  zufällig  im  Parlament  Sitz  haben,  zu  beschränken 
braucht,  sondern  dass  man  nach  freier  Einsicht  und  Ueberlegung 
alle  diejenigen  berufen  kann,  welche  wünschenswerthe  Mitglieder  für 
eine  Untersnchungscommission  über  die  bestimmte  Frage  sind.  Noch 
viel  mehr  ist  specielle  Saehkenntniss  für  die  der  Regel  nach  weit 
ausgedehnten ,  Bände  füllenden  Berichte  („reports^)  nothwendig, 
welche  die  durch  jahrelange  Untersuchungei^  gesammelten  Zeugnisse 
und  Urkunden  verarbeiten,  die  Ueberzeugungen  zusammenfassen  und 
eine  geordnete  Darstellung  des  Zustandes  der  Frage  geben  sollen. 
Drittens  wird  im  Gegensatz  zu  der  parlamentarischen  Majorität 
für  den  Zweck  der  unparteiischen  Untersuchung  der  Thatsachen 
gelegentlich  die  Königliche  Initiative  eingesetzt,  welche  sich  an  diesem 
Punkte  in  einem  achtbaren  Ueberbleibsel  als  Schutz  der  unvertre- 
tenen  Interessen  bekundet.  Durch  die  Einsetzung  Königlicher  Com- 
missionen  ist  es  möglich  gemacht,  eine  Vielseitigkeit  der  politischen 
Zusammensetzung  der  Behörde  zu  erreichen,  wie  sie  durch  die  Aus- 
schüsse des  Parlaments  oft  nicht  erreicht  wird.  So  konnte  Frederick 
Harriton  1876  nur  in  einer  Königlichen  Gommission,  nicht  in  einem 
parlamentarischen  Ausschusse    seinen  Platz    erhalten,  —  so    konnte 
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selbst  der  Arbeiterfabrer  Hobbet  Ablegus  durch  seine  Berufung  in 
die  Königliche  Gommission  an  den  Untersuchungen  über  das  Truck- 
system tbeilnebmen. 

Viertens  folgt  aus  dem  politischen  Zusammenhange  und  Ur- 
sprung der  zu  prüfenden  Fragen,  dass  in  dem  einen  Fall  eine  König- 
liche Gommission,  in  dem  andern  Fall  ein  Parlamentsausschuss  zur 
Untersuchung  niedergesetzt  wird. 

Eine  andere  Art  von  Untersuchungsausschüssen  sind  die  „pri-  ^n^»^«  »>*" 
vate  bill  committees".  Bekanntlich  trifft  die  französische  Scheidung  *'**"*™ 
der  executiven  und  legislativen  Staatsgewalt  nicht  mit  der  Grenz- 
linie zusammen,  welche  das  englische  Parlament  von  der  Kegierung 
Englands  scheidet.  Das  Parlament  ist  nicht  bloss  gesetzgebende 
Körperschaft,  sondern  zugleich  verwaltende  Instanz  in  den  Formen 
der  Gesetzgebung.  Eine  zahlreiche  Körperschaft  kann  sich  aber  nur 
durch  einen  Ausschuss  mit  der  Kenntnissnahme  der  für  einen  Ver- 
waltungsact  festzustellenden  Thatsachen  befassen.  So  ist  zur  Unter- 
suchung der  Zulässigkeit  der  von  Privaten  an  das  Haus  gelangten 
Anträge  auf  Ertheiiung  von  Befugnissen,  die  der  parlamentarischen 
Genehmigung  bedürfen  (private  bills),  der  weite  Geschäftskreis  der 
private  bill  comittees  enstanden,  welche  den  Antrag  nach  Verhör  der 
Parteien  im  öffentlichen  Verfahren  auf  Ja  oder  Neiü  spruchreif  vor- 
bereiten. Diese  Bills  gehen  im  Allgemeinen  durch  die  Ausschüsse 
beider  Häuser;  nur  ausnahmsweise  treten  beide  Ausschüsse  zu  um- 
fassenderer Untersuchung  des  Gegenstandes  zusammen. 

Nah  verwandt  mit  diesem  Verfahren  vor  obigen  ständigen  Aus-  ß«^««' 
Schüssen  der  beiden  Häuser  zum  Behufe  von  Verwaltungsmaassregeln  '^"™™ 
ist  das  Verfahren  der  Behufs  Vorbereitung  von  Gesetzgebungs- 
massregeln eingesetzten  Ausschüsse  und  ist  dasselbe  dem  englischen 
Gerichtsverfahren  mit  seinen  Principien  der  Oeffentlichkeit  und  Münd- 
lichkeit nachgebildet.  Die  Tage  und  Stunden,  in  welchen  die  Aus- 
schüsse ihre  Sitzungen  halten,  werden  öffentlich  bekannt  gemacht. 
Durch  eine  Barre  von  den  Zuhörern  geschieden,  sitzt  der  Unter- 
suchungsausschuss ,  und  einzelne  Mitglieder  desselben,  nacheinander 
oder  durcheinander,  verhören  die  vor  ihnen  sitzenden  Zeugen  und 
Sachverständigen  in  anspruchslosem  Zwiegespräch. 

Im  Einzelnen  ist  dann  das  Verfahren  noch  dieses:  verfahren 

Nachdem  eins  der  beiden  Häuser  für  1;  die  Untersuchung  von  "^commurr 
Thatsachen   des  öffentlichen  Lebens,  oder  2)  die   Wirkung  von  Ge-      "^"• 
setzen  auf  dessen  Zustände,  oder  3)  für  die  Berichterstattung  zum 
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Behafe  parlamentarischer  Maassregelo  seine  judiciellen  Vollmachten  an 
einen  Sonderansschass,  Select  Gomittee,  übertragen  bat,  durch  Erthei- 
Inng  der  Befagniss  „nach  Personen,  Papieren  nnd  Urkunden  zn  fahnden^ 
—  to  send  for  persons;  papers  and  records  — ,  ordnet  dieses  sein  6e- 
scbftftsverfahren  darch  Wahl  eines  Vorsitzenden,  Festsetzung  regel- 
mässiger Termine  zum  Verhör  und  Vorforderung  von  Zeugen,  sowie 
der  nicht  mundlichen  Beweismittel.  Mitgliedzahl  des  Ausschusses  ist 
stets  fünfzehn,  von  welchen  mindestens  fünf  zur  Giltigkeit  des  Ver- 
fahrens anwesend  sein  müssen  (bei  Ausschüssen  der  Lords  nur  drei). 
Haben  beide  Häuser  an  einer  Untersuchung  gemeinsames  Interesse,  so 
vereinigen  sie  sich  zur  Niedersetzung  eines  aus  beiden  Häusern  ge- 
wählten vereinigten  Ausschusses  (Joint  Select  Committee). 

Nach  den  Beschlüssen  des  Ausschusses  werden  bestimmte  Per- 
sonen zum  Zeugnisse  vorgeladen  mit  der  Aufgabe,  gewisse  Papiere, 
Urkunden,  statistische  Uebersichten  etc.  zum  Termin  mitzubringen; 
ebenso  werden  Behörden  und  Private  aufgefordert,  bestimmte  Urkun- 
den dem  Ausschusse  einzusenden.  Die  judicielle  Vollmacht  des  Gom- 
mittees  verleiht  ihm  das  Recht,  jeden  beliebigen  Zeugen  durch  eine 
vom  Vorsitzenden  unterzeichnete  Ordre  vor  sich  zu  laden;  —  jede 
Vernachlässigung  dieser  Ordre  wird  dem  Hause  gemeldet  und  der 
Schuldige  wird  in  derselben  Weise  bestraft,  wie  wenn  er  ein  gleiches 
Vergehen  gegen  das  Haus  (contempt)  begangen  hätte. 

Die  Aufgabe  des  mit  solchen  Vollmachten  versehenen  Ausschusses 
ist  nun  1)  Vorladung  einer  ausreichenden  Anzahl  von  Zeugen  und 
Beweismittelu,  2)  Verhör  dieser  Zeugen  und  Heranziehung  dieser  Be- 
weismittel im  Sinne  einer  unbefangenen,  interesselosen  Untersuchung 
der  Wahrheit,  3)  eine  zweckmässige  Veranstaltung  des  Verhörs,  um 
die  fraglichen  Thatsachen  unverfälscht  an  das  Licht  zu  bringen. 
Dazu  hat  Jeder  die  Freiheit,  sich  zum  Zeugnisse  zu  melden,  und 
man  fragt  bei  den  Erschienenen  nach  anderen  Persönlichkeiten  nach, 
von  denen  sie  etwa  wissen,  dass  sie  auch  Zeugniss  abzulegen  geneigt 
wären,  oder  es  wird  ein  Rundschreiben  erlassen  an  Körperschaften 
und  an  alle  Interessenten,  welches  zum  Zeugniss  auffordert. 

Die  Zeugen  einzuschwören,  haben  nur  die  Lords  das  Recht, 
nicht  die  Gemeinen,  doch  half  man  sich  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert damit,  dass  man  Richter,  welche  Mitglieder  des  Hauses 
waren,  zur  Einschwörung  und  zum  Verhöre  delegirte,  da  dieselben 
vermöge  ihres  Amtes  die  Vollmacht  hierzu  besassen;  in  neuerer  Zeit 
haben  die  Unterhausausschüsse  auf  die  Vereidigung  der  Zeugen  ver- 
zichtet,   die  Lordsausschüsse  bedienten    sich  ihres  Rechtes  dagegen 
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bis  in  die  neueste  Zeit,  in  den  letzten  Jahrzehnten  allerdings  nnr 
mehr  ausnahmsweise. 

Diese  jndicielle  Befngniss,  Zeugen  vorzuladen  und  bei  Strafe 
ein  wahres  Zeugniss  zu  fordern,  erlangt  eine  Königliche  Gommission 
nur  durch  ausdrücklichen  Beschluss  des  Parlamentes.  In  der  Regel 
suchen  die  Königlichen  Commissionen  diese  Befugniss  nicht  nach, 
sondern  beschränicen  sich  darauf,  die  Zeugen  einzuladen  und  zu  ver- 
hören, lediglich  dem  guten  Willen  und  der  Wahrheitsliebe,  neben  dem 
Interesse  an  dem  Erscheinen,  und  der  wahrheitsgemässen  Aussage 
vertrauend. 

An  die  Untersuchungen  der  in  Westminster  sitzenden  Gommission,  ^**®»'  •^"'®'^" 

suchungen. 

durch  blosses  Vorfordem  von  Zeugen  und  Urkunden  aus  den  ver- 
schiedenen Punkten  des  Reichs,  schliessen  sich  locale  Untersuchungen 
an  Ort  und  Stelle  durch  „assistant  commissioners^  und  durch  die  staat- 
lichen Aufsichtsbeamten  der  Fabriken,  Bergwerke,  Eisenbahnen  etc., 
resp.  deren  periodische  Inspectionsberichte  an.  Diese  Beamten  gehören 
bei  jeder  Untersuchung  der  Commissionen  zu  den  vernehmlichsten 
Zeugen,  um  im  Kreuzverhör  zu  ergänzen,  was  in  ihren  amtlichen 
Berichten  niedergelegt  ist.  Neben  diesen  ständigen  Beamten  giebt 
es  Localcommissionen  als  eine  Art  von  Subcommissionen,  welche 
biswellen  auch  unabhängig  von  einer  besonderen  Untersuchungs- 
commission  durch  die  Regierung  entsendet  werden,  um  Unterredungen 
mit  Fabrikanten  und  Arbeitern  zu  halten,  Inspectionen  von  Fabriken 
vorzunehmen,  schriftliche  Zeugnisse  der  in  den  einzelnen  Districten 
practicirenden  Aerzte  einzuholen  etc. 

Die  Oeffentlichkeit  der  englischen  Untersuchungen  wird  durch 
die  Oeffentlichkeit  des  Verhörs  selbst  und  durch  die  Veröffentlichung  oeirentiieh- 
des  in  dem  Verhöre  gewonnenen  Materials  gesichert.  Bei  den  Unter-  ^***' 
suchungsausschüssen  der  Lords  dürfen  Fremde  selten  zugegen  sein, 
dagegen  ist  bei  den  Unterhausausschüssen  die  Oeffentlichkeit  durch- 
aus Regel;  bei  der  Königlichen  Gommission  herrscht  hinsichtlich  der 
Anwesenheit  von  Zuhörern  keine  feste  Praxis,  doch  wird  jedes  Wort 
der  Frage  und  der  Antwort  stenographirt  und  sofort  gedruckt  der 
Oeffentlichkeit  übergeben.  Den  wichtigeren  Untersuchungen  folgen 
die  Zeitungen  durch  selbstständige  Berichterstatter  von  Tag  zu  Tag. 
Die  amtlich  stenographirten,  sofort  gedruckten  Aussagen  werden, 
nachdem  sie  von  den  betreffenden  Zeugen  durchgesehen  sind,  den 
anderen  zu  verhörenden  Zeugen  vorgelegt;  das  Gesammtmaterial 
wird  schliesslich  in  den  Blaubüchem  dem  Parlamente  übergeben. 

Wenn  auch  diese  jedes  Jahr  eine  Masse  vod  Foliobänden   um- 

V.  Kaufuiaiiu.  ^^ 
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Biaubficher.  fosgeiideii  Pubücationeii,  welche  die  Englische  Regierung  dem  Par- 
lament und  das  Parlament  sich  selber  vorlegt,  gelegentlich  den  Ein- 
drack  eines  nicht  zu  bewältigenden  Ungeheuerlichen  machen,  und  wenn 
auch  ein  grosser  Theil  dieser  Blaubücher  am  Schlüsse  der  Parlaments- 
session zum  Maculaturhändler  getragen  werden  mag,  wenn  auch 
Vieles  aus  denselben  nicht  in  derjenigen  Extensität  und  Intensität 
zur  Eenntniss  kommt,  wie  es  an  sich  zu  wünschen  wäre,  so  ist 
damit  gegen  den  grossartigen  Brauch  selber  gar  nichts  gesagt;  und 
wenn  hier  selbst  in  einzelnen  Fällen  Luxus  getrieben  wird,  so  ist 
es  der  edelste  Luxus,  den  ein  Staat  sich  gestatten  kann. 

Der  blosse  Hinweis  auf  das  Geschäftsverfahren  vor  den  ünter- 
suchungsbehörden,  seien  es  nun  Parlamentsausschüsse  oder  Regie- 
rungs-Gommissionen,  wird  klar  gemacht  haben,  wie  weit  diese  Art 
der  Untersuchung  von  der  harmlosen  Zusammenstellung  der  Mitthef- 
lungen befreundeter  Fabrikanten  absteht,  wie  sie  in  anderen  Ländern 
bisher  vielfach  beliebt  wurde,  und  die  dann  „eine  Methode  der  Erfor- 
schung socialer  Zustände"  genannt  wird,  „in  der  England  uns  voran- 
gegangen". 

Italien.  5.      ItaliOIl. 

8ta«t»vcrwai-         Das  Köuigroich  Italien  hat  ein  Ministerium  des  Handels,    der 
tung  Hl  Be- Industrie  und  des  Ackerbaues,    ein  Ministerium  der  öffentlichen  Ar- 

Ziehung  auf  ' 

wirthachaft-  boiteu  uud  beim  Ministerium  des  Aeussern  eine  Generaldireetion  der 
**^^^^^Jf/^***  Gonsulate   und    des    auswärtigen    Handels,     während    dem    Finanz- 
ministerium   die  Generaldireetion  der  Zölle,  der  Regie  und  der  Do- 
maiäen  untersteht. 
Die  Handels-         Haudols-  uud  Gewerbckammem  bestanden  in  den  meisten  Pro- 
belam^ra.  ^^^^^^   ^oit   dcr  französischcu  Herrschaft.     Ein    allgemeines  Gesetz, 
welches  dieselben  reorganisirte,  erschien  1862,  wurde  ergänzt  durch 
Nachtragsverordnung  vom  3L  August  1862,  vom  5.,  16.,  23.  October 
1862,  vom  24.  April  1863,  vom  19.  Januar  1865  und  24.  April  1870, 
während    zugleich  Decrete  vom   31.  December    1862   und  6.  April 
1864  den  Etat  der  Kammern  regelten.    Diese  Bestimmungen  wurden 
durch   Gesetz    vom    26,    December    1867    auf    Venedig,    und    vom 
26.  August  1871  auf  Rom  ausgedehnt,  so  dass  seitdem  7  Handels- 
nnd  Gewerbekammern  bestehen. 
Oberster  Die    Eiurichtung    des    obersten    Handels-    und    Gewerberathes 

Gewerbl- und  ^^""^^  durch  Gesotz  vom  5.  August  1869  normirt,  nachdem  bereits 
Ackerbau-  der  oborsto  Ackerbaurath  unterm   24.  September  1868    in's   Leben 
gerufen  worden.     Der  italienische  oberste  Handelsrath  ist  wesentlich 
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dem  französischen  nachgebildet,  nur  mit  einer  Modification,  dass 
seit  3.  Febmar  1870  eine  neue  Section  der  Zölle  zugefügt  wurde, 
welche  Section  auch  nach  Decret  vom  1.  October  1871  die  Ver- 
fassung der  Tabellen  der  ofGciell  bestimmten  Handelswerthe  vorzu- 
nehmen hat. 

* 

6.    Die  Niederlande.  ^*«  Nieder- 

lande. 

Im  Königreich  der  Niederlande  theilen  sich  die  Ministerien  der 
Finanzen,  der  Colonien,  des  Innern  uod  des  Aeusseren  in  die  Be- 
handlung der  wirthschaftlichen  Fragen. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammern,  welche  von  den  Zeiten  der  ^^*  Handeis- 
französischen  Herrschaft  her  bestanden,  wurden  im  Jahre  1825  reor-  kammem. 
ganisirt,  im  Jahre  1841  und  später  vielfältig  ergänzt  und  modificirt, 
bis  endlich  das  Gesetz  vom  9.  November  1851  (St.-Bl.  No.  142), 
welches  durch  Nachtragsverordnungen  vom  16.  Februar  1854  (St.-Bl. 
No.  13),  11.  August  1859  (St.-Bl.  No.  80)  und  12.  Juli  1873  (St.-Bl. 
No.  10)  unwesentliche  Aenderungen  erfuhr,  die  gesetzliche  Grund- 
lage für  die  gegenwärtig  bestehenden  Handelskammern  schuf. 

Von  Luxemburg  war  bereits  bei  Deutschland  die  Rede.  Luxemburg. 

7.  Belgien.  b«»«^«^" 

In  Belgien  ressortiren  die  Handelsangelegenheiten  vom  Mini- 
sterium des  Aeussern,  während  dem  Ministerium  der  öffentlichen 
Arbeiten  die  Genera Idirection  der  Brücken,  Chausseen,  Bergwerke, 
Eisenbahnen,  Posten  und  Telegraphen  untersteht. 

Die    während   der  französischen    und    holländischen    Herrschaft    HaDdeis- 
creirten  Handelskammern    wurden    auch   1830  bei  der  Losreissuug     '*"*"*™' 
von   Holland   beibehalten    und    1841    reorganisirt.     Im  Jahre    1859 
wurde  den  permanenten  Gommissionen  eine  Intervention  bei  der  Er- 
wählung der  Gandidaten  gewährt,  welche  von  der  Regierung  berufen 
wurden  und  1869  die  Dotation  der  Handelskammern  erhöht.  Di9  Frage 
wegen  Wahl  der  Eammermitglieder  durch  die  Gewerbetreibenden  wurde 
wiederholt  angeregt  und  stets  zurückgewiesen.     Die  letzte  commissio- 
nelle  Verhandlung  im  Jahre  1871  ergab  für  die  Beibehaltung  der  Kam- 
mern eine  Mehrheit  von  7  gegen  2,  für  die  Einfuhrung  des  Wahlmodus 
eine  Mehrheit  von  8  gegen  1  Stimme.     Statt  dessen  legte  das  Mi- 
nisterium einen  Gesetzentwurf  wegen  Aufhebung  der  Kammern  den  Aufhebung 
Deputirten   vor,    welcher   trotz   heftigen    Widerstandes   mit    kleiner 
Majorität   durchging   und   am    11.  Juni    1875   Gesetz    wurde. 

ir 
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Freie   Ver- 


dicale. 


Oberster 
RathfürHau- 


RnssUnd. 


üeber  die  Aufhebung  und  deren  Motive  wird  (Theil  IV.)  aus- 
führlich die  Rede  sein. 

Die  Stelle  der  officiellen  Handelskammern  nehmen  freie  Ver- 
ünion  syn-  oinigungen ,  die  früher  theil  weise  schon  bestanden  hatten,  und  die 
Union  syndicale  ein.  Erstere  sind  autonome  Genossenschaften,  zu- 
sammengesetzt aus  Producenten  der  verschiedenen  Gewerbszweige, 
deren  Delegirte  mit  den  Delegirten  auch  anderer  Genossenschaften 
das  Comit6  central,  den  Ausschuss  der  Union  syndicale,  bilden  (cf. 
das  betr.  Statut  Theil  IL  7  b). 

Entsprechend  modificirt  besteht  anch  nach  Aufhebung  der  Han- 

dri  und  Ge- ^®'^'^^^™®''^  ^^^^  ^^^^  27.  März  1859  ein  Oberster  Rath  für  Handel 
werbe,  Ober-  uud  Goworbo,  sowio  ein  eigener  Oberster  Ackerbauratb,  welche  ganz 
'  bauJ^th!"^  nach  französischem  Muster  organisirt  sind. 

8.    Russland. 

In  Russland  existirt  weder  ein  Handels-Ministerium,  noch 
sind  dort  Handelskammern  eingerichtet. 

Ausser  dem  staatlich  errichteten  Departement  für  Handel  und 
Manufactur,  welches  zum  Ressort  des  Finanz-Ministeriums  gehört 
und  specieli  den  Interessen  der  handeltreibenden  Welt  dient,  be- 
stehen in  Russland  nur  noch  an  folgenden  Orten:  St.  Petersburg, 
Moskau,  Riga,  Odessa,  Rybinsk  und  Kasan  sogenannte  Börsen- 
comite's,  deren  Mitglieder  aus  der  Börsienkaufmannschaft  gewählt 
werden.  Beide  Institutionen  hängen  insofern  zusammen,  als  das 
Börsencomit6  notb wendige  Neuerungen  oder  Aenderungen  in  Handels- 
gesetzen oder  den  Handelsusancen  dem  Departement  für  Handel  und 
Manufactur  vorschlagen  kann,  worauf  letzteres  die  weitere  Aus- 
arbeitung und  eventuelle  Bestätigung  besorgt. 

Zu  dem  Bestände  des  genannten  Departements  gehören  ausser 
den  vom  Staate  angestellten  Beamten  auch  einige  Autoritäten  der 
Praxis,  welche,  vom  Staate  zu  Manufactur-  oder  Commercienräthen 
ernannt,  zu  den  Sitzungen  mit  berathender  Stimme  hinzugezogen 
werden. 

9.    Rumänien. 

Das  Fürstenthum  Rumänien  hat  ein  Ministerium  des  Ackerbaues, 
des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten  und  wurde  das  Institut 
der  Handelskammern ,  sowie  ein  oberster  Handelsrath  im  Jahre  1864 
eingeführt.  Die  Grundzüge  dieser  Organisationen  finden  sich  unter 
den  im  folgenden  Abschnitt  mitgetbeilten  Gesetzen. 


Bon>en- 

coinit&'t). 


Rumänien. 
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10.   Schweden  und  Norwegen.  schieden. 

Id  Schweden  wareo  die  HaDdelsangelegeobeiten  arsprünglich 
(zar  Zeit  Gastav  Adolf  II)  gemeinsam  mit  den  Bergwerken  dem  König- 
lichen Eammer-GoUegium  unterstellt,  bis  eine  Königliche  Vollmacht 
vom  26.  Februar  1630  ein  besonderes  General -Berg -Amt,  dessen 
Organisation  1637  ferner  weit  bestimmt  wurde,  mit  der  Beaufsichtigung 
der  Staatsbergwerke  betraute  und  für  die  Handelsangelegenheiten  am 
28.  November  desselben  Jahres  ein  Commerz-Collegium  einrichtete,  commerz- 
das  Fürsorge  tragen  sollte  ,,um  den  Flor  und  die  Hebung  des  in-  und 
ausländischen  Handels  und  was  damit  in  Verbindung  steht^;  dieses 
CoUegium  erhielt  1651  seine  erste  Instruction.  König  Karl  XI.  ver- 
einigte indessen  das  Gommerz-Golleginm  wieder  mit  dem  Kammer- 
Gollegium,  während  das  General-Berg- Amt,  seit  dem  6.  Juli  1649 
unter  dem  Namen  Berg-GoUegium  als  besondere  Behörde  fortbestand. 
Durch  Königlichen  Brief  vom  25.  April  1711  wurde  das  Gommerz- 
GoUegium  wieder  hergestellt,  und  ihm  der  gleiche  Rang  wie  den 
übrigen  Gollegien  beigelegt.  Es  arbeitete  alsdann  bis  zum  Jahre  1774 
in  drei  Sectionen  (Handels-,  Manufactur-  und  Justiz*),  hierauf  in  zwei,  sectionen. 
(indem  die  Handels-  und  die  Manufactur-Section  vereinigt  wurden), 
bis  im  Jahre  1828  die  Justiz -SacJien  den  betreffenden  Gerichten 
überwiesen  wurden.  Schliesslich  erfolgte  unterm  4.  December  1857 
die  Auflösung  des  Berg-Gollegiums,  und  alle  bis  dahin  in  dessen  Ge- 
schäftskreis gefallenen  Sachen,  Aufträge  und  Obliegenheiten,  gingen 
auf  das  Gommerz-GoDegium  über,  welches  zugleich  auch  noch  die 
zuvor  von  den  besonderen  Quarantaine-Gommissionen  in  Stockholm 
und  Malmö  ausgeübte  Beaufsichtigung  der  Qnarantaine-Anstalten  an 
der  Ostküste  des  Reiches  erhielt. 

Das  Gommerz-GoUegium  hat  die  Aufgabe  sich  fortlaufend  über  Function  und 
den   Zustand   des    Handels   und    der   SchifflTahrt    des   Reiches    und  comme»-^^ 
aller   anderen    Nahrungszweige    innerhalb  des   Landes,    welche   im  coiiegiums. 
Allgemeinen    unter    der    Benennung    von    Fabriken,    Manufacturen 
und  Handwerke  einbegriffen  sind,   genau  unterrichtet  zu  halten  und 
darauf  zu  achten,   ob    und   welche  Hindernisse  deren  Hebung  und 
Entwicklung  im  Wege  stehen,  und  welche  Mittel   zur  Beseitigung 
dieser  Hindernisse  geeignet  erscheinen.  Zu  dem  Zweck  soll  es  auch 
den  Zustand  und  den  Fortschritt  des  Handels,  der  SchiflFfahrt  etc. 
in  den  andern  Ländern  nicht  aus  dem  Auge  verlieren,  sowie  endlich 
Sr.  Maj.  dem  Könige  über  den  Handel  und  die  Schifffahrt,  die  Fa- 
briken und  die  Handwerke  des  Reiches  alljährlich  Bericht  erstatten. 
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Jedes  Mitglied  des  Collegiums  hat  das  Referat  für  sein  be- 
stimmtes Ressort;  die  Vertheiinng  der  Geschäfte  unter  ihnen  ist 
zufolge  Collegiums- Protocoll  vom  14.  November  1855  und  Königlichem 
Brief  vom  2.  November  1866  in  der  Weise  geordnet,  dass  ein  Mit- 
glied die  den  Seehandel,  die  Navigations-  und  Quarantaine- Ange- 
legenheiten, ein  anderes  die  auf  die  Fabriken,  die  Hausindustrie  und 
das  Handwerk  bezüglichen  Fragen  etc.,  ein  drittes  die  Angelegen- 
heiten der  städtischen  Gerechtsame,  Marktordnungen,  Taxen  und 
Abgaben,  des  inländischen  Handels  etc.,  ein  viertes  endlich  die  tech- 
nischen und  Bergwesen-Angelegenheiten  bearbeitet. 

Das  Eammer-Gomtoir,  früher  statistisches  Comtoir  genannt,  hat 
hauptsächlich  die  Bearbeitung  der  statistischen  Angaben  für  die  Be- 
richte des  Collegiums  auszuführen. 

Im  Jahre  1727  bewilligten  die  Reichsstände  eine  sogenannte 
Landeshülfe  zur  Unterstützung  nützlicher  Fabriken,  welche  1739 
unter  dem  Namen  Manufacturfond  in  einem  besonderen  Manufactur- 
Comtoir,  seit  1766  jedoch  auch  vom  Commerz-CoUegium  verwaltet 
wurde,  welch  letzterem  man  gleichzeitig  auch  die  Gewerbe  zutheilte. 
Das  Commerz-Collegium  hat  ausserdem  noch  das  sogenannte  Manu- 
factur-Discont-Comtoir,  welches  inländische  Fabrik-  und  Manufactur- 
Einrichtungen  (durch  Gewährung  von  Darlehen)  gegen  annehmbare 
Sicherheit  fördern  soll  und  zu  diesem  Zwecke  vom  Reichstage  mit 
einem  Credit  von  gegenwärtig  1,250,000  Rdr.  auf  die  Bank  ange- 
wiesen ist. 

Das  Gruben-Karten- Comtoir  hat  die  Aufsicht  über  die  Karten- 
sammlung etc.  des  früheren  Bergcollegiums. 

Was  die  Handelskammern  angeht,  so  existiren  solche  nur  als 
freie  Vereinigungen  an  allen  grösseren  Hafenplätzen.  Im  üebrigen  ver- 
weisen wir  auf  die  mitgetheilte  Instruction  für  die  Commerzcollegien 
vom  20.  April  1831. 

Norwegen  hat  ausser  einem  im  Staatsrath  organisirten Depar- 
tement für  Finanzen  und  Zölle  keine  besonderen,  auf  die  Verwaltung 
und  Pflege  von  Handel  und  Gewerbe  bezüglichen  Institutionen,  eben- 
sowenig den  Handelskammern  ähnliche  Organe. 


Dänemark. 


11.    Dänemark. 

Im  Königreich  Dänemark  existirt  kein  Handelsministerium;  es 
werden  vielmehr  die  Handel,  Industrie  und  Gewerbe  betreffenden 
Angelegenheiten  je  nach  ihrer  Beschaffenheit  in  den  Ministerien  des 
Innern,  der  Fiiian^^en  und  der  Justiz  behandelt.    Ebenso  wenig  finden 


Com- 
missionen. 
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sich  dort  staatlich  anerkannte  Einrichtangen,  welche  unseren  Handels- 
und  Gewerbekammern  entsprechen.  Der  Kaufmannschaft  (Grossisten) 
in  Kopenhagen  —  der  einzigen  derartigen  Institution  im  Lande  — 
steht  unter  dem  Namen  Grosserer-Societeets-Comitö  ein  Ausschuss  Grosserer 
vor,  welcher  die  Börse  überwacht,  die  jährlichen  Mitgliedsbeiträge,  ^comi*^*^ 
Legate  u.  s.  w.  verwaltet  und  Gutachten,  Erklärungen  und  Responsa  (Grossisten- 
abgiebt,  die  etwa  von  Behörden  und  Gerichten  gefordert  oder  von  ^"®**'**""-) 
Privaten,  die  Rechtsstreitigkeiten  haben,  verlangt  werden  möchten. 
In  letzterer  Beziehung  ist  zu  bemerken,  dass  ein  Handelsgesetzbuch 
ebenfalls  in  Dänemark  nicht  existirt,  die  auf  Handel  u.  s.  w.  Bezug 
habenden  Gesetze  und  Verordnungen  sind  in  den  verschiedenen 
Gesetzsammlungen  zerstreut  und  reichen  bis  in  die  Zeit  von  Chri- 
stian V.  hinauf.  —  Jährliche  Berichte  über  Handel  und  Industrie, 
wie  solche  von  den  Handelskammern  erstattet  werden,  liefert  der 
gedachte  Ausschuss  nicht,  seine  Existenz  nach  dieser  Richtung  hin 
wird  überhaupt  nirgends  bemerkt.  —  Bei  wichtigen,  den  Handel 
u.  s.  w.  betreffenden,  dem  dänischen  Reichstage  vorzulegenden  Ge- 
setzentwürfen pflegt  die  Regierung  vorher  eine  Gommission 
niederzusetzen,  zu  welcher  dann  auch  Mitglieder  des  Grossisten- 
Ausschusses  und  andere  hervorragendelndustrielle  hinzu- 
gezogen werden. 

12.  Die  Schweiz.  nie  schwei.. 

Die  Schweiz  hat  im  Bundesrath  Abtheilungen  für  Finanzen  und 
Zölle  und  für  Eisenbahnen  und  Handel. 

Einigermaassen  auffällen  dürfte  es,  dass  ein  wirthschaftlich  so 
hoch  entwickeltes  Land  wie  die  Schweiz  keine  officiell  organisir- 
ten  Vertretungen  von  Handel  und  Gewerbe  besitzt,  und  ist  diese 
Lücke  wohl  nur  dadurch  zu  erklären,  dass  bei  dem  directen  Zu- 
sammenhang der  betheiligten  Kreise  mit  der  Regierung  und  ange- 
sichts der  geringen  geographischen  Ausdehnung  des  Landes,  eine  der- 
artige Institution  entbehrlich  erschien. 

13.  PortugaL  Portug.i. 

Die  Verwaltung  der  Angelegenheiten,  betreffend  Handel  und  Ge- 
werbe ist  in  den  Ressorts  des  Finanzministeriums,  des  Marine-  und 
Colonienministeriums,  des  Ministeriums  des  Auswärtigen  und  des 
eigentlichen  Ministeriums  des  Handels,  der  Industrie  und  der  öffent- 
lichen Arbeiten  vertheilt. 

Das  Königreich  Portugal  kennt  das  Institut  der  Handels-  und 
Gewerbekammern  nicht;  an  deren  Stelle  existiren  zur  Förderung  der 
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Freie  Hau-  commercielleii  Interessen  freiwillige  Corporationen  in  Lissabon  und  Porto, 
deren  wichtigste  jene  von  Lissabon  ist.  Die  Statuten  derselben,  welche 
modificirt  die  Königliche  Genehmigung  am  17.  März  1864  erhielten, 
bestimmen  über  diese  „Associa^ao  Comercial  de  Lisboa^,  dass  sie 
eine  Vereinigung  sämmtlicher  Handels-  und  Gewerbsleute,  nationaler 
wie  fremder,  dieser  Stadt  ist,  welche  in  Gemässheit  der  Statuten 
in  selbe  aufgenommen  wurden.  Die  Mitglieder  berathen  und  ent- 
scheiden in  allen  Sachen,  über  welche  der  Verein  zu  entscheiden 
hat,  in  der  Generalversammlung,  schreiben  die  Norm  für  ihre  Ge- 
schäftsführung vor  und  bestimmen  das  Geeignete  für  alle  nicht  vor- 
gesehenen Fälle.  Eine  Direction  vertritt  als  Delegirte  der  General- 
versammlung den  Verein.  Die  Zwecke  desselben  sind:  „dem  Handel  und 
den  Gewerben  einen  Mittelpunkt  zu  geben,  der  seine  Bedürfnisse  er- 
forscht und  seine  Interessen  schützt  und  befördert^.  Die  Mitglieder  sind 
wirkliche,  correspondirende  und  Ehrenmitglieder.  Die  ersteren  sind 
jene,  welche  jährlich  6000  Reis  für  die  Ausgaben  des  Vereins  bei- 
tragen; correspondirende  jene,  welche  ihr  Domicil  ausserhalb  der 
Stadt  haben  und,  ohne  zu  den  Kosten  beizutragen,  die  Verpflichtung 
übernehmen,  alle  jene  Auskünfte  zu  geben,  welche  den  Verein  und 
den  Handel  und  Gewerbe  interessiren ;  Ehrenmitglieder  diejenigen, 
welche  nicht  wirkliche  sein  können  und  diesen  Titel  für  ausser- 
ordentliche, der  Handels-  und  Gewerbeklasse  geleistete  Dienste  ver- 
dienten. Zur  Erlangung  der  wirklichen  Mitgliedschaft  ist  es  noth- 
wendig,  Kaufmann  oder  Industrieller  zu  sein.  Der  Austritt  erfolgt 
jederzeit  durch  schriftliche  Erklärung  oder  durch  Nichtbezahlung 
zweier  jährlicher  Beisteuern. 

Spanien.  14.    Spanien.*) 

Staatsverwal-         Die  Spauischeu  Regenten  schufen  schon  frühzeitig   eine  Anzahl 
riehun°g  auf  ^ou  lustitutioneu  zur  Förderung   der    materiellen   Ressourcen   ihres 
die  wirth-  Landes. 
?^**.!1*°  lü  erster  Linie  ist  als  solche  zu  nennen  die  Oberhandelskammer, 

Angelegen-  ^ 

heiten.     wolcho  durch  Königliches  Decret    vom    19.  Januar  1679    eingesetzt 

Ober-Han-      

delskammer. 

*)  WähreDd  wir  bisher  über  die  bezüglichen  Verhältnisse  in  Spanien,  wie  wir 
an  betr.  Stelle  auch  erwähnten^  absolut  kein  Material  uns  hatten  zugänglich 
machen  können,  geht  uns  soeben,  leider  nachdem  die  ersten  Boj^en  der 
vorliegenden  Arbeit  bereits  fertig  gedruckt  vorliegen,  seitens  der 
Spanischen  Regierung  ein  Memoire  über  die  officiellen,  Handel  und  Gewerbe  be- 
treffenden Einrichtungen  ihres  Landes  zu,  dem  wir  nachfolgende  Mittheiluugen  ent- 
nehmen. 
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« 

und  durch  Erlasse  vom  15.  März  1683,  15.  Mai  1707,  17.  Februar 
1777,  19.  September  1783  weiter  ausgebildet  wurde.  Dieselbe  war 
ursprünglich  zusammengesetzt  aus  den  4  Ministern:  für  Gastilien, 
Indien,  Finanzen  und  Krieg  und  dem  Gouverneur  von  Madrid,  und 
hatte  über  die  Verhältnisse  von  Handel,  Fabriken,  Manufacturen  in 
allen  ihren  Zweigen  zu  berichten,  resp.  deren  Wohlfahrt  unter  per- 
sönlicher Leitung  des  Königs  zu  überwachen. 

Dieser  Oberhandelskammer  wurden  durch  Decret  vom  9.  De- 
cember  1730  noch  die  Münze  und  später  die  Verwaltung  der  Berg- 
werke und  der  Eingangszölle  unterstellt,  und  wurde  ihr  Name  in 
den  eines  Generalraths  für  Handel,  Münze  und  Bergwerke  verwan-  /a^Handei, 
delt.  Der  neue  Generalrath,  der  durch  Decrete  vom  3.  April  1747,  mümo  und 
21.  December  1748  und  8.  Januar  1777  weiter  ausgebildet 
worden  war,  wurde  durch  Königliches  Patent  vom  17.  Decem- 
ber 1807  bestätigt  und  zerfiel  in  zwei  Sectionen:  die  Erste  und 
eigentlich  verwaltende,  in  der  die  betreffenden  Fachminister  sassen, 
und  die  Zweite,  eine  Art  Oberhandelsgericht,  von  einem  Cöllegium 
von  5  Justitiaren  gebildet,  welches  alle  den  Handel  betreffenden 
Streitpunkte  zu  untersuchen  hatte.  Endgültige  Entscheidungen  waren 
jedoch  nur  in  einer  Plenarversammlung  beider  Sectionen  zu  fassen. 
Durch  Königliches  Decret  vom  11.  Augnst  1824  wurde  an  Stelle  der 
ersten  Section  dieses  Generalrathes  abermals  eine  Oberhandelskam- 
mer  eingesetzt,  die  unter  ähnlichen  Befugnissen  wie  jene  bis  zum 
24.  März  1834  fungirte.  unter  demselben  Datum  wurde  an  Stelle 
der  zweiten  Section  ein  eigentliches  Oberhandelsgericht  organisirt.      deisgwicht. 

Gemäss  Artikel  236    der   Constitution   vom  Jahre  1812  wurde 
am  28.  September  1836  diese  Organisation  aufgehoben,  und  wurden 
die  gesammten  Handelsangelegenheiten    dem    Staatsrath  des  Königs  ^^^  Könjgs. 
unterstellt,  der  die  verschiedenen  Zweige   selbstständigen    Sectionen 
zu  überweisen  hatte. 

1845,  am  6.  Juli,  trat  abermals  eine  Aenderung  ein:  Der 
Oberste  Rath  des  Königs  nahm  als  solcher  die  Handelsangelegenheiten 
in  die  Hand,  und  wurden  seine  Befugnisse  durch  die  Gesetze  vom 
17,  August  1860  und  20.  und  24.  Januar  1875  näher  normirt. 

Ausser  obigen  Behörden  bestanden  in  den  Provinzen  und  Städten  consuut«, 
zur  Förderang  von  Handel  und  Gewerbe  und  zum  Schutz  der  Hau- (^'*"»"****<*'')- 
delsrechte  besondere  Behörden  unter  dem  Namen  ^Consulate"  (Con- 
sulados).  Dieselben  hatten  ebenfalls  gleichzeitig  verwaltende  und  rich- 
terliche Qualification.     Diese  „Consulados'^   entstanden  zu   verschie- 
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denen  Zeiten  nnd  nahmen,  je  nach  den  Bedürfnissen  des  Platzes, 
verschiedene  Gestalt  an,  wobei  die  Möglichkeit  einer  gemeinsamen 
Vertretung  der  gesammten  wirtbschaftlichen  Interessen  des  Landes, 
nach  gemeinsamen  Principien,  natnrgemäss  Schaden  leiden  mnsste. 
Das  erste  dieser  „Consulados*'  wurde  unter  Don  Pedro  III.  in  Va- 
lencia im  Jahre  1283  eingerichtet,  diesem  folgte  unter  Pedro  FV.  im 
Jahre  1343  das  von  Mallorka,  1347  das  von  Barcelona,  und  in  wei- 
terer Folge  die  von  Burgos,  Bilbao  und  anderen  wichtigen  Plätzen, 
deren  Rechte  und  Befugnisse  weiter  ausgebildet  wurden,  bis  Don 
Felipe  IV.  endlich  allen  Plätzen  des  Königreichs,  welche  eine  ge- 
nügende Anzahl  von  Eaufleuten  besassen,  das  Recht  gab,  solche 
„Gonsulados^  zu  errichten. 
Organisation  jj^j.  Vorgitzendc  Und  die  übrigen  Mitglieder  dieser  Corporationen 
consQiados.  wurdeu  aus  der  Kaufmannschaft  von  den  Kaufieuten  selbst  gewählt 
und  hatten  dieselben  das  Recht,  Hülfsbeamte,  als:  juristische  Bei- 
sitzer, Secretaire,  Gerichtsvollzieher,  zu  ernennen. 
Die  consii-  ^|g    richterliche  Behörden   hatten  die  Consulados    in  erster  In- 

lados  als 

richterliche  stauz    dic  Schiffbrüche,    Havarien,    kleinere   und   grössere  Handels- 

Behörden.  Streitigkeiten  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  gemäss  ihrer 
Fachkunde  zu  entscheiden.  Gegen  ihre  Rechtsprechung  war  die 
Recursinstanz  bei  einigen  Consulados  der  Districtsgouverneur,  bei 
anderen  der  Bezirks-Handelsintendant. 

Die  Consulados  bestanden  in  obiger  Form  nur  theilweise  modi- 
ficirt  bis  zum  Decret  vom  6.  December  1868,  durch  welches  auch 
die  Handelsstreitigkeiten  der  gewöhnlichen  Rechtspflege  überwiesen 
wurden. 

Die  consD-  Dagcgcu    blieben   die    Consulados   als   Verwaltungsinstitutionen 

ve^aitu*ng8- bestehen  und    ressortirten  unter  dem  Oberhandelsrath.     Ihre  Befug- 

institute.  nisse  beschränkten  sich  Anfangs  auf  Hafen-  und  Flussmündungs- 
Polizei,  Führung  der  Schiffsregister,  Stapellauf  der  Schiffe,  Prüfung 
der  Hafen-  und  Küsten -Lootsen  und  Berichte  an  den  Oberhandels- 
rath über  die  Mittel  und  Wege  zur  Hebung  des  See-  und  Land- 
handels. Später  erweiterten  sich  dieselben  auf  die  Communications- 
wege  ihres  Bezirks,  die  Inspection  der  Innungen,  auf  die  Einrich- 
tung von  Handels-  und  Gewerbeschulen  und  auf  Berichterstattung 
an  die  Staats  -  Verwaltung  über  die  allgemeinen  Interessen  des 
Handels  und  der  Industrie,  sowie  speciell  über  die  verschiedenen 
Zwangs -Anleihen,  welche  ohne  zu  grosse  Schädigung  durchgeführt 
werden  könnten. 

Zur  Ergänzung   der  Consulados    wurden   nach   und   nach    von 
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der  Begiemng,  je  nach  dem  Hervortreten  örtlicher  Bedürfoisse, 
Handelskammern  organisirt  —  die  erste  in  Barcelona  (Decret  vom    ""<*«>•■ 

,  1  T-i       >•  1  TT        1    1        kammern. 

16.  März  1758),  ,,um  die  Re^erung  in  der  Förderung  des  Handels 
zu  unterstützen^;  sie  bestand  aus  drei  Mitgliedern  des  Consulado, 
aus  Grundeigenthümern  und  Eaufleuten,  unter  dem  Präsidium  des 
Intendanten  von  Gatalonien. 

Diese  Handelskammern  ressortirten  vom  Wirthschaftsminister 
(ministro  di  fomento  general  del  Reino)  und  hatten,  durch  vielfache 
Decrete  des  Oefteren  umgestaltet,  bis  1840  im  Wesentlichen  die 
Aufgabe :  die  Regierung  in  allen  die  Förderung  des  Handels,  Acker- 
baus und  der  Industrie  betreifenden  Angelegenheiten  zu  unter- 
stützen, derselben  über  Missstände  des  Zoll-  und  Besteuerungs- 
wesens zu  berichten,  sich  auszusprechen  über  die  der  Regierung 
möglich  zu  machenden  Zwangsanleihen  aus  den  Einkünften  der  ver- 
schiedenen Industriezweige,  laut  Art.  11  des  Handelsgesetzbuches 
die  statistischen  Listen  über  die  kaufmännische  Bevölkerung  ihres 
Districts  aufzustellen  und  für  die  Hebung  der  Dnterrichtsanstalten 
für  Handel  und  Industrie  zu  sorgen. 

Die  administrative  Theilung  Spaniens  in  neue  Provinzen  durch 
Decret  vom  30.  November  1833  hatte  die  örtliche  Begrenzung  der 
bisherigen  Handelskammern  verändert  und  sie  in  möglichster  Gon- 
gruenz  mit  den  übrigen  Provinzialbehörden  ausgebildet. 

Die  wichtigste  Reform  in  dieser  Richtung  rief  das  Decret  vom 
7.  October  1847  hervor;  dasselbe  vermehrte  die  bestehenden  20 
Handelskammern  auf  24,  erweiterte  und  befestigte  deren  Befug- 
nisse, vereinigte  die  locale  Interessenvertretung  und  bestimmte, 
dass  die-  Bestreitung  der  Kosten  der  Kammer  durch  den  Provinzial- 
landtag  zu  leisten  seien.  Die  Zahl  der  Mitglieder  wurde  bei  Kam- 
mern erster  Klasse  auf  elf,  Kammern  zweiter  Klasse  auf  neun, 
Kammern  dritter  Klasse  auf  sieben  festgestellt,  welche  von  wenigstens 
80,  resp.  40,  resp.  30  Kaufleuten  gewählt  werden  mussten.  Ge- 
borene Präsidenten  waren  die  Regierungspräsidenten  oder  die  Bürger- 
meister resp.  Vorsteher  der  Städte. 

Ein  Decret  vom  14.  December  1859  unterstellte  diese  sämmt-  f^»«  Handels- 
liehen  Institutionen  dem  Königlichen  Rath  des  Ackerbaues,  der  dem^König- 
Industrie  und  des  Handels  und  wurden  gleichzeitig  die  in  den  ver-  "«»»«»  ^^^ 
schiedenen  Provinzialhauptstädten  bisher  getrennt  bestehenden  Kam-  Industrie  «nd 
mern  „für  Ackerbau'',  „für  Industrie"  und  „für  den  Handel**  in  je  ^*"*'«^ 
eine  einzige  Corporation  vereinigt.  Diese  so  entstandenen  neuen  Provinziai- 
„Provinzialkammern   für  Ackerbau,    Handel  und  Gewerbe"   theilten *'»"°«'°  ^«' 

"  '  Ackerbau, 
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Handel  und  gj^jjj  j^  entsprechende  drei  Sectionen ;  den  Vorsitz  der  Kammer  führte 
der  Regiernngspräsident.  Geborene  llitglieder  der  Kammer  waren: 
der  Chef  der  Section  des  Wirthscbaftsministeriums  far  die  Provinz, 
der  Königliehe  Ackerbau- Commissarias,  die  technischen  Bezirks* 
Präsidenten  für  Wegeban,  Bergwerke  und  Forsten,  der  Director  der 
Provinzial-Ackerbauschnle,  die  Präsidenten  der  Syndicatskammer, 
der  CoUegien  der  Börsen-  und  Handelsmakler,  der  Inspector  der 
Pferdezucht,  der  Inspector  der  Viehzucht  und  der  Viehweiden,  der 
Vicepräsident  des  Thierarzneischulwesens;  zu  den  obigen  Functionären 
traten  15  gewählte  Mitglieder,  von  denen  je  ein  Drittel  einer  Section 
zugewiesen  wurde.  Ihre  Amtsbefngniss  dauerte  vier  Jahre,  so 
dass  die  Hälfte  alle  zwei  Jahre  erneuert  wurde;  Lücken  wurden 
von  der  Regierung  durch  Ernennung  ergänzt.  Der  Secretair  der 
Kammer  war  aus  den  Beamten  der  Provinzialsection  des  Wirthschafts- 
ministeriums  zu  nehmen  und  wurden  die  Mitglieder  aus  den  Meist- 
besteuerten gewählt,  so  zwar  dass  sich  50  Wähler  für  die  Section  des 
Ackerbaus,  30  für  die  Section  der  Industrie  und  30  für  die  Section  des 
Handels  an  der  Wahl  betheiligten.  Erschienen  von  den  berechtigten 
Wählern  weniger  als  die  Hälfte,  so  hatte  der  Regierungspräsident  dem 
Minister  die  Mitglieder  der  Kammer  vorzuschlagen.  Für  die  von  der 
Kammer  gefassten  Beschlüsse  blieb  die  königliche  Genehmigung  durch 
den  Regierungspräsidenten  vorbehalten. 

Die  an  den  Hafenplätzen  bestehenden  Handelskammern  behielten 
die  Organisation  bei,  die  sie  durch  das  Königliche  Decret  vom 
7.  October  1 847  erhalten  hatten.  Besondere  Aufmerksamkeit  aber  sollte 
auf  die  Errichtung  von  Localvereinen  an  allen  bedeutenderen  Plätzen 
gelenkt  werden,  welche  ebenso  den  Provinzialkammern  zu  unter- 
stehen hatten,  wie  letztere  umgekehrt  dem  Obersten  Rath  für  Acker- 
bau, Industrie  und  Handel 

Letzterer  wurde  am  3.  April  1869  reorganisirt  und  dem  Wirth- 
schaftsministerium  unterstellt. 

Gleichzeitig  erfuhren  auch  die  Provinzialkammern  eine  neue  Or- 

Aiigemeino  ganisatiou,  welche  principiell  von  der  durch  das  Gesetz  vom  14.  De- 

tiTnTerHln- ^®™'^^''    1859    gegebenen    keine  wesentlichen    Abweichungen    zeigt, 

deiskamraer  uud  wclchc  bestimmt:  dass  in  jeder  Provinzialhauptstadt  Provinzial- 

obenten    ^äthe,  lu  ihrer  Zusammensetzung   dem  Obersten   Rathe    im  Kleinen 

Rathes.     entsprechend,  unter  den  betreffenden  Regierungspräsidenten  errichtet 

werden  sollten. 

Am  7.  Juli  1871  wurden  die  Handelskammern  neuerdings  reor- 
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« 

ganisirt  und  in  intimste  Verbindung  jnit   den.  städtischen  Behörden 
nnd  den  Provinziallandtagen  gebracht. 

Diese  Verhältnisse  blieben  bestehen,  bis  am  19.  Februar  1872    ^^''^'^' 

^  ,  Agricultur- 

ein  Regierungsdecret  die  Errichtung  eines  Obersten  Agnculturraths  rath. 
in  Madrid  unter  dem  Wirthschaftsministerium,  mit  Provinzialsectionen 
in  jeder  Provinzialhauptstadt,  unter  Aufhebung  aller  früheren  bezüg- 
lichen Institutionen  verordnete,  dessen  Constitution  und  Geschäftsord- 
nung unter  dem  26.  Juni  1874  genauer  normirt  wurde.  „Der  traurige 
Stand  der  Industrie  und  die  bitteren  Nothstände  des  Handels  in 
Spanien**  führten  sodann  zum  Decret  vom  13.  November  1874,  durch 
welches  der  Name:  „Oberster  Agriculturrath^  abermals  umgewandelt 
wurde   in  den  eines  „Obersten  Rathes  für  Ackerbau,  Industrie  und  ^*»®"'"^'** 

,  fürAckerbaa, 

Handel^,     Demselben    wurden   ebenfalls   wieder   Provmzialkammern  Industrie  und 
unterstellt.  '  "•"^"*- 

Die  Aufgabe  derselbenwar  in  erster  Linie  die  genaueste  Erforschung  Provi«»«^»'- 
der  provinzialen  Verhältnisse,  über  welche  sie  jährlich  an  das  Wirth- 
Schaftsministerium,  den  Regierungspräsidenten,  den  Provinziallandtag 
und  die  städtischen  Behörden  zu  berichten,  sowie  auf  alle  Anfragen 
genannten  Gorporationen  stets  Auskunft  zu  geben  hatten.  Ihre  regel- 
mässigen halbjährlichen  Versammlungen  berief,  ebenso  wie  nach 
Bedürfniss  die  ausserordentlichen,  der  Regierungspräsident;  die  Kam- 
mern hatten  das  Recht  der  Benutzung  aller  Bibliotheken  und  Ar- 
chive der  Provinz,  und  des  Einspruchs  gegen  jede  neue  Maassregel 
betr.  die  von  ihnen  vertretenen  Interessen;  ebenso  konnten  sie  Ver- 
besserungsvorschläge zu  den  bestehenden  Gesetzen  vorbringen  und 
Reclamationen  gegen  die,  den  von  ihnen  vertretenen  Interessen,  Scha- 
den bringende  Ausfuhrung  bestehender  Gesetze  erheben. 

Die  in  dieser  fast  unveränderten  Organisation  noch  gegenwärtig  i>ie  K«Keii- 
bestehenden  Kammern  theilen  sich  in  folgende  Sectionen:  'wnxuikfm! 

1.  Ackerbau,   2.  Viehzucht,    3.  Forstwesen,    4.    Industrie,     »««• 
5.  Handel.  6.  allgemeine  andere  Angelegenheiten. 

Ausserdem  besteht  eine  permanente  Gommission,  zusammen- 
gesetzt aus  dem  Präsidenten  der  Kammer,  den  Präsidenten  der 
Sectionen,  dem  Chef  der  Section  des  Wirthschaftsminsteriums  der 
Provinz ;  (letzterer  ist  zugleich  Secretair  für  die  permanente  und 
alle  sonstigen  Gommissionen). 

Jede  Section  behandelt  getrennt  die  ihr  Interesse  betreffenden  An- 
gelegenheiten und  bereitet  das  Material  für  diePlenarversammlungenvor. 

Die  Kammern  bestehen  aus  zu  wählenden  und  aus  „geborenen^ 
Mitgliedern;  erstere  werden  frei  gewählt  und  von  dem  Regierungs- 
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• 

Präsidenten  bestätigt,  müssen  aber  stets  in  der  Hauptstadt  wohnen; 
ihre  Anzahl  ist  achtzehn,  von  welchen  acht  Grandbesitzer  im  District 
sein,  drei  den  höchsten  Steuerzahlern  ans  dem  Kreise  der  In- 
dustriellen, drei  dem  Kreise  der  Kaufleute  angehören  müssen,  die 
Anderen  aus  solchen  Personen,  welche  sich  um  die  Industrie  und 
den  Handel  Spaniens  verdient  gemacht  haben,  auszuwählen  sind. 
Geborene  Mitglieder  sind:  Ein  Mitglied  der  permanenten  Commission 
des  Provinziallandtages,  der  technische  Director  des  Forstwesens,  der 
Chef  der  Section  des  Wirthschaftsministeriums,  ein  Landwirthschafts-» 
lehrer  des  landwirthschaftlichen  Instituts  der  Provinzial-Hauptstadt, 
der  Director  oder  Präsident  des  betreifenden  landwirthschaftlichen 
Vereins,  der  Inspector  des  Veterinärwesens,  der  Inspector  der  Vieh- 
zucht, der  technische  Director  der  Bergwerke,  der  des  Wege-,  Ganal- 
und  Hafenbaues,  der  Catastercontroleur,  der  Agriculturrathpräsident 
der  Provinz,  der  Director  der  zweiten  Provinzial- Ackerbauschule, 
der  Director  der  Provinzial-Bank,  die  Syndici  der  Collegien  der 
Börsenagenten,  der  Director  der  Handelsschulen,  der  Direktoi*  der 
Seeschule,  der  technische  Director  der  Maasse  ttnd  Gewichte  und  der 
Präsident  des  industriellen  Instituts.  Dazu  gehören  in  den  Kammern 
für  Valencia,  Barcelona,  Sevilla  und  Malaga  fünf  Commissarien  und 
vier  in  den  übrigen  Provinzen,  (zwei  für  Ackerbau,  einer  für  Industrie, 
einer  für  Handel),  die  von  der  Regierang  ernannt  werden.  Den  Vor- 
sitz in  den  verschiedenen  Sectionen  führen  die  Regierungs-Gommis- 
sarien.  In  Barcelona  und  Valencia  präsidiren  in  den  Kammern  der 
Vorsitzende  Rath  des  catalonischen  Ackerbau-Instituts  in  San-Isidro 
—  resp.  der  versitzende  Rath  der  Ackerbau-Gesellschaft  zu  Valencia. 
Die  geborenen  Mitglieder  können  weder  das  Amt  des  Präsidenten  noch 
das  des  Secretairs  übernehmen.  Die  Regierung  ernennt  vielmehr 
ein  anderes  sachverständiges  Mitglied  zum  Secretair.  Die  Sectionen 
dagegen  wählen  sich  ihren  Secretair  selbst. 
Locaie  Die  localcu  ausserdem  bestehenden  Handelskammern  fanden  lange 

Zeit  wenig  Berücksichtigung  und  waren  viele  Jahre  von  geringer  Bedeu- 
tung. Zuerst  trat  mit  einflussreicherer  Wirksamkeit  abermals  die  von 
Barcelona  hervor.  Der  Geschäftskreis  der  localen  Handelskammern,  seit 
1837  überhaupt  erst  im  Allgemeinen  bestimmt,  hatte  lange  keine  be- 
stimmten Grenzen,  bis  er  durch  das  Decret  vom  7.  Octbr.  1874  ebenfalls 
befestigt  und  erweitert  wurde.  1859  wurden  die  Localkammern  mit  den 
Provinzialkammern  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  in  der  Weise 
verbunden,  dass  sie  unter  diese  gerade  so  wie  diese  umgekehrt  unter 
dem  „Obersten  Rath  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel^  iiingiren. 


Handels- 
kammern. 
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Letzterer  ist  durch  Decret  vom  13.  December  1874  wie  folgt '^'^'"  ^'b»- 

,  'nisation  des 

OrganiSirt :  •      OberBten 

Er  besteht  aus  64  (anstatt  früher  40)  in  Madrid  ansässigen  ^^^^"^  '"^'^ 
Räthen,  welche  sich  zar  Hälfte  aus  Industriellen  und  Kaufieuten,  die  '  1374. 
sich  in  ihrem  Geschäfte  ausgezeichnet  haben,  und  zur  Hälfte  aus  sol- 
chen Personen  zusammensetzen,  welche  um  die  Industrie  und  den 
Handel  sich  besondere  Verdienste  erworben  haben,  und  aus  den  in 
Art.  4  des  Decrets  vom  26.  Juni  1874*)  genannten  und  daselbst 
weiter  genau  bezeichneten  14  geborenen  Mitgliedern  und  den  bereits 
ernannten  und  noch  zu  ernennenden  Provinzialräthen.  Der  Rath  zer- 
fällt in  sechs  Sectionen  für  Ackerbau,  Viehzucht,  Forstwesen,  Industrie, 
Handel,  Allgemeine  Angelegenheiten  und  behält  die  in  genanntem 
Decret  bestimmten  Functionen  mit  deren  Ausdehnung  auf  Industrie 
und  Handel,  und  ebenso  die  damals  festgestellte  Geschäftsordnung. 

Die  wirthschaftlichen  Verhältnisse    in  Griechenland  und  der ^'^'*^'**"'*"'* 

und  Türkei. 

Türkei  haben  nicht  die  intensive  Entwickelung,  dass  eine  Interessen- 
vertretung aus  den  Kreisen  der  Betheiligten  heraus  daselbst  einen 
fruchtbaren  Boden  finden  könnte. 


*)  Cf.  bieräber  wie  aber  die  sonstigen  Organisationen  in  Spanien  das  im  fol- 
genden Theil  in  extenso  mitgetheilte  Gesetz.  Ueberbaupt  bitten  wir,  als  Er- 
gänzung zu  den  einzelnen  Abscbnitten  dieses  Theils  die  in  Theil  II. 
mitgetheilten  Gesetze   und    Verordnungen   nachschlagen   zu   wollen. 


IL 


Gesetze,  Verordnungen  und  Statuten 


,  der  haupts&chlicbsten 


in   den  verschiedenen  Ländern  Enropa's  bestehenden, 
staatlich  prganisirten  nnd  freien  wirthschaftlichen 

Literessenvertretungän. 


V.  Kaufiuauli»  12 


n. 

Gesetze,  Verordnungen  und  Statuten  der  hauptsächlich- 
sten, in  den  verschiedenen  Ländern  Europa's  bestehen- 
den, staatlich  organisirten  und  freien  wirthschaftlichen 

Int^essenvertretungen. 

1.    Frankreich.  Frankreich. 

a.  Gesetz  Ober  die  Organisation  der  Handeisicammern  vom  3.  Sep-  Gesetz  über 

tember  1851.  ^rr 

(Bulletin  des  lois  1851.    No.  3239).  J""  ''  f*^' 

'  tembcr    1851. 

1.  Die  Mitglieder  der  Handelskammer  werden  gewählt  durch  Mitgueder. 
alle  Gewerbetreibenden,  welche  seit  5  Jahren  im  Eammer- 
bezirke  patentirt  sind,  durch  die  Capitäne  langer  Fahrt  und  die 
Capitäne  der  KüstenschiiTFahrt,  welche  5  Jahre  hindurch  Schiffe  be- 
fehligt haben  und  mindestens  seit  zwei  Jahren  im  Eammerbezirke 
domicilirt  sind.  Die  Wahllisten  werden  in  jeder  Gemeinde  nach  den 
Bestimmungen  der  Artikel  618  ff.  Code  du  Commerce  und  des  Ge- 
setzes vom  28.  August  1848  aufgestellt. 

2.  Die  Wahlversammlungen  werden  in  jener  Stadt,  in  welcher     wahi- 
die   Kammer   ihren  Sitz    hat    und    in  jenen .  anderen    Gemeinden, 
welche   der  Präfect   des  Departements  bestimmt,   abgehalten.    Den 
Vorsitz  führt  bei  den  Wahlen  der  Präfect  oder  der  Unterpräfect  oder 

der  Haire  und  deren  Vertreter  im  Verein  mit  den  zwei  ältesten 
und  zwei  jüngsten  anwesenden  Mitgliedern  der  Wahlkörperschaft. 
Das  so  gebildete  Bureau  wählt  einen  Secretair  aus  der  Versamm- 
lung. Derselbe  hat  in  allen  Wahlangelegenheiten,  mit  Ausnahme 
jener,  welche  sich  auf  die  Qnalification  der  gewählten  Mitglieder 
beziehen,  die  Entscheidung.  Das  Scrutinium  erfolgt  am  Sitze  der 
Kammer. 

12* 
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Passive.  3   Wählbar  sind: 

a)  jeder  Wähler,  welcher  mindestens  30  Jahre  zählt, 

b)  die  ehenaaligen  Eaufleute,  Gewerbetreibende,  Gapitäne  langer 
Fahrt,  welche  in  dem  Eammerbezirke  domiciliren  nnd  min- 
destens 30  JaTire  alt  sind.  Die  Wählbaren  der  zweiten  Ca- 
tegorie  dürfen  niemals  mehr  als  den  drir.ten  Theil  der  ge- 
sammten  Anzahl  der  Eammermitglieder  ausmachen. 

4.  Mehrere  Gesellschafter  einer  Unternehmang  dürfen  nicht 
gleichzeitig  in  derselben  Kammer  sitzen;  im  Falle  jnehrere  Gesell- 
schaft^ gewählt,  erhält  jener,  welcher  die  meisten  Stimmen ,  er- 
halten, sonst  der  Aelteste  den  Vorzog. 

5.  Die  Wahl  erfolgt  auf  Grund  einer  einzigen  Wahlliste  mit 
geheimer  Abgabe  der  Stimme  und  relativer  Majorität.  Die  Wahl 
ist  nur  gültig,  wenn  mindestens  1  Viertheil  der  eingeschriebenen 
Wähler  des  Bezirkes  gewählt  hat;  wenn  dies  nicht  der  Fall  war, 
ist  die  Wahl  ungültig,  und  die  Eammermitglieder  werden  durch  eine 
Versammlung  unter  dem  Vorsitze  des  Präfecten  oder  ünterpräfecten 
gewählt,  welche  zusammengesetzt  ist  aus  den  Mitgliedern  der 
Handelskammern,  den  Richtern  der  Handelsgerichte  und  den  Mit- 
gliedern der  Gewerbegerichte  des  Eammerbezirkes. 

Zahl  der  g.  jQie  Zahl  der  Eammermitglieder  ist  durch  das  Eammerstatut 

itg  e  er.  ^^^^    durch  Dccrct   festgestellt   und    darf  nicht  unter  9   und  nicht 
über  21  betragen. 
Functions-  7,  Dje  Fuuetion    der  Mitglieder  dauert'  6  Jahre;   die  Erneue- 

der^Tit-  ^^^S  findet  durch  Ausscheiden  und  Wiederwahl  eines  Dritttheils 
gjieder.  dcrsolben  alle  zwei  Jahre  statt.  Für  die  zwei  ersten  Wiederwahlen 
werden  die  austretenden  Mitglieder  durch  das  Loos  bestimmt;  Mit- 
glieder, welche  ohne  anerkannten  Grund  sechs  Monate  lang  den 
Sitzungen  der  Eammer  fern  bleiben,  werden  als  ausgeschieden  an- 
gesehen und  durch  die  nächste  Wahl  ersetzt.  Die  zufälligen  Man- 
datserledigungen werden  ebenfalls  durch  die  nächste  Wahl,  jedgch 
nur   für   die  Mandatsdauer  des  ausgeschiedenen  Mitgliedes,  ersetzt. 

8.  Die  austretenden  Mitglieder  sind  stets  wieder  wählbar. 
Präsidium.  9.  Dic  Mitglieder   ernennen    alljährlich   einen  Präsidenten    und 

einen  Vicepräsidenten  aus  ihrer  Mitte,  ferner  einen  Secretair-Cassirer, 
oder  einen  Secretair  und  einen  Cassirer.  Diese  Wahlen  geschehen 
nach  absoluter  Majorität.  Die  Präfecten  und  Sous- Präfecten  sind 
von  Amtswegen  Mitglieder  der  Eammern  und  präsidiren  in  den 
Sitzungen,  welchen  sie  beiwohnen. 
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10.  Die   Handelskammern   können    im    ganzen  Kammerbezirke  ^"•*»p«'>- 

^  dirende    Mlt- 

correspondirende  Mitglieder  ernennen,  deren  Zahl  die  Zahl  der  wirk-    gueder. 
lieben  Eammermitglieder  nicht  überschreiten    darf.     Die   correspon- 
direnden  Mitglieder  wohnen  den  Eammersitzungen  mit  berathender 
Stimme  bei. 

11.  Die  Aufgaben  der  Handelskammern  sind:  wiAungs- 

"  kreis. 

a.  Der  Regierang  auf  ihr  Verlangen  Berichte  und  Gutachten 
aber  industriell  und  commerciell  wichtige  Thatsachen  und 
Interessen  zu  geben; 

b.  ihre  eigenen  Anschauungen  darzulegen: 

fiber  die  Mittel,  Industrie  und  Handel  zu  fördern; 
über   die   Verbesserungen   in    der   Handelsgesetzgebung, 

insbesondere  über  Zollverträge  und  Octrois; 
über  die  Durchführung  öffentlicher,  Handel  und  Industrie 

berührender  Arbeiten  und  Dienste,   Häfen,  Flussschi£f- 

fahrt,  Posten.  Eisenbahnen  etc.  etc. 

12.  Das  Gutachten  der  Handelskammern   ist   insbesondere    zu^®"*!*'^*^" 

der  Handels- 
verlangen :  kammern. 

Über  projectirte  Aenderungen  in  der  Handelsgesetzgebung; 

über  Errichtung  und  Eeglement  der  Handelskammern; 

über  Errichtung  von  Börsen,  Ernennung  von  Sensalen  und 
Maklern,  über  Zolltarife; 

über  Transporttarife,  Eeglements  und  andere  für  den  Handel 
berechnete  Einrichtungen ; 

über  Handelsgebräuche,  Tarife  und  Reglements  der  Schiffs- 
und Versicherungs-Makler,  Waaren-,  Geld-  und  Effecten- 
Sensale ; 

über  Errichtung  von  Handelsgerichten  im  Kammer  bezirke; 

über  Errichtung  von  Banken,  Escompte-Anstalten,  Filialen 
der  Bank  von  Frankreich; 

über  die  Projecte  von  localen,  den  Handel  betreffenden  Ein- 
•  richtungen; 

üher  die  Entwürfe  loealer  Verordnungen  fQr  Handel  und 
Gewerbe. 

13.  Wenn  in  einer  und  derselben  Stadt  eine  Handelskammer  und  competem. 
eine  Börse  besteht,  so  untersteht  die  Verwaltung  der  Börse,   unbe- 
schadet der  Rechte  des  Maire  und  der  Gemeindepolizei,  der  Han- 
delskammer. 

14.  Die  Anstalten  für  Handelszwecke,    wie   Rettungsmagazine, 
Entrepots  etc.  etc.    werden   durch    die   Handelskammern   verwaltet, 
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wenn    ihre  Errichtnng    durch    specielle    Abgaben    der    Handelsleute 

durchgeführt  worden  ist.    Die  Verwaltung  jener  Anstalten,  welche  auf 

Grund  einer  Schenkung,  eines  Legates  oder  in  andrer  Weise  entstanden 

sind,  kann  nach  Wunsch  der  Subscribenten  oder  des  Geschenkgebers, 

■der  Handelskammer  übergeben  werden.   Auch  die  Regierung  kann  ihr 

die  Verwaltung  ähnlicher  Anstalten  anvertrauen. 

Verkehr  mit         15.  Dcr  Verkehr  zwischen    den    Kammern    und    dem   Hinister 

**r.J!'r    dös  Handels  ist  ein  directer.    Die  Kammern  haben  dem  Minister  des 

stenen. 

Handels  allsogleich  alle  Berichte  und  Gutachten,  welche  sie  an- 
dern Ministern  auf  deren  Verlangen  oder  im  eigenen  Antriebe  gemacht 
haben,  mitzutheilen. 

16.    Bei   öffentlichen   Gelegenheiten    haben   die    Kammern    den 
Rang  unmittelbar  hinter  den  Handelsgerichten. 
Budget.  1*7 •  In  den  ersten  sechs  Monaten  jeden  Jahres  legen  die  Kam- 

mern dem  Präfecten  ihres  Departements  die  Schlussrechnungen  über 
das  verflossene  und  das  Budget  für  das  künftige  Jahr  vor.  Der 
Präfect  übersendet  dieselben  mit  seinen  persönlichen  Bemerkungen 
dem  Minister,  welcher  über  dieselben  entscheidet.  Diese  Bestimmungen 
gelten  ebensowohl  für  die  ordentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben 
'  der  Kammer  selbst,  als  auch  für  jene  derjenigen  Anstalten,  deren 
Verwaltung  ihnen  anvertraut  ist. 
Errichtung.  IB.   Kciue  Handelskammer  kann   ohne   ein   in   gesetzmässiger 

Form  erlassenes  Decret  errichtet  werden. 

19.  Die  bestehenden  Handelskammern  sowohl,  als  auch  die 
künftig  zu  errichtenden  werden  als  „Anstalten  von  öffentlichem  Inter- 
esse erklärt.**    (Juristische  Person.^ 

20.  Binnen  6  Monaten  sind  die  Handelskammern  neu  zu  con- 
stituiren. 

21.  Alle  früheren  Gesetze  und  Decrete  über  Handelskammern, 
welche  mit  diesem  Gesetz  im  Widerspruch  stehen,  sind  aufgehoben. 


Gfseti  über 


b.  Gesetz  Qber  die  Wahl  der  Mitglieder  der  Handeleicafflmem  «und 
die  w.bi  <a  dgp  Gewerbefcammern  vom  30.  August  1852. 

den  Handels-  •' 

und  Gewerbe-  (Bulletin  des  lois,  No.  4413.) 

vom  30.  Au-  1  •  Die  Mitglieder  der  Handelskammern  sind,  wenn  der  Eammer- 
gust  1852.  bezirk  mit  dem  Bezirke  des  Handelsgerichtes  zusammenfällt,  von  jenen 
Wählern  zu  wählen,  welche  in  Gemässheit  der  Artikel  618  und  619 
des  Code  du  Commerce  die  Mitglieder  des  Handelsgerichts  wählen. 
Wenn  ein  Handelskammerbezirk  mehrere  Handelsgerichte  begreift, 
wird  für    die  Wahl   der  ersteren    nach  den  Wahllisten   für  letztere 
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vorgegangen;  wenn  im  Kammerbezirke  kein  Handelsgericht  besteht, 
80  ist   die  Wahlliste  in*  Gemässheit  der  Art.  618,  6)9   aufzustellen. 

2.  Die  Wahlversammlung  findet  am  Sitze  der  Kammer  statt; 
sie  wird  berufen  und  präsidirt  vom  Präfecten,  Souspräfecten,  oder  deren 
Vertreter,  im  Vereine  m»t  den  zwei  ältesten  und  zwei  jüngsten  an- 
wesenden Mitgliedern.  Das  so  zusammengesetzte  Bureau  erwählt 
einen  Secretair  aus  der  Versammlung  und  entscheidet  alle  Ange- 
legenheiten mit  Ausnahme  jener,  welche  die  Qualification  der  gewählten 
Mitglieder  betreffen. 

8.  Die  Wahl  der  Mitglieder  der  „chambres  consultatives  des 
arts  et  des  manufactures^  geschieht  durch  die  Eaufleute  und  Gewerbe- 
treibenden des  Bezirkes  der  Kammer,  welche  in  den  obenbezeich- 
neten Wahllisten  eingetragen  sind. 

4.     Wählbar  sind:  .  ^"«*^«« 

1.  jeder  Gewerbetreibende  im  Alter  von  mindestens  30  Jahren, 
welcher  wenigstens  fünf  Jahre  lang  Handel  oder  Industrie 
betreibt, 

2.  die  früheren  Handel-  und  Gewerbetreibenden,  welche  im  Kam- 
merbezirke domiciliren  und  mindestens  30  Jahre  alt  sind;  je- 
doch darf  die  Zahl  dieser  Mitglieder  niemals  ein  Dritttheil  der 
Mitglieder  der  ersten  Gategorie  überschreiten. 

3.  Die  Bedingungen  der  Wählbarkeit  für  die  Handelskammern 
und  die  chambres  consultatives  sind  die  gleichen. 

5.  Die  Wahlen  erfolgen  auf  Grund  einer  Wahlliste  für  den  ganzen 
Bezirk  mittelst  geheimer  Abstimmung  und  mit  absoluter 
Majorität.     Im  zweiten  Wahlgange  genügt  relative  Majorität. 

6.  Binnen  sechs  Monaten,  vom  Tage  der  Kundmachung  dieses, 
sind  alle  Handelskammern  und  chambres  consultatives  zu 
erneuern. 

7.  Die  Artikel  1,  2,  3  und  5  des  Gesetzes  vom  3.  September 
1851  und  die  Artikel  1,  2,  3,  4,  5,  6,  8  desDecretes  vom 
19.  Juli  1848  sind  aufgehoben. 

c.  Geseb  Ober  die  Wahl  der  Oberhandelsgerichte-Rlchter         Ges«^*  «b«' 

vom  21.  December  1871.  ZJZt 

(Bulletin  des  lois  No    782. ')  «*"^^*"- 

Richter  vom 

Das  Decret  vom  2.  März  1852  (Bull.  No.  495)  ist  aufgehoben.  31.  December 
Die  Art.  618.  619.  620.    621    Code  du  Commerce   sind   durch  die      ""• 
folgenden  Bestimmungen  ersetzt: 

^.Dieses  Gesetz  mag  hier  mitgetheilt  werden,  weil  fnr  die  Bildung  von  Han- 
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Wahl.  Art.  618.     Die  Mitglieder  der  Handelsgerichte  .werden  in  einer 

aas  den  durch  Redlichkeit,  Ordnungssinn  nnd  Sachkenntniss  ausge- 
zeichneten Kaufleuten  gebildeten  Versammlung  gewählt.  Die  Direc- 
toren  der  Actiengesellschafben,  die  Börsenagenten,  die  Gapit&ne  langer 
Fahrt  und  der  Eüstenschifffahrt,  welche  mindestens  5  Jahre  Schüfe 
geführt  haben  und  mindestens  2  Jahre  im  Gericbtsbezirke  wohnen, 
sind  ebenfalls  Wähler.  Die  Zahl  der  Wähler  soll  dem  Zehntel  der 
in  der  Patentrolle  eingetragenen  Gewerbslente  entsprechen;  sie  wird 
nicht  höher  als  1000,  nicht  kleiner  als  50,  in  Paris  wird  sie 
3000  sein. 

wähieriiate.         Art.  619.     Dio  Listc  der  Wähler  wird  durch  eine  Commission 
aufgestellt,  bestehend: 

1.  Aus  dem  Präsidenten  des  Handelsgerichtes,  welcher  den 
Vorsitz  führt,  und  einem  Richter.  Für  die  erste  Wahl  wird 
ein  Präsident  und  ein  Richter  des  Givilgerichts  berufen. 

2.  Aus  einem-  Präsidenten  und  einem  Mitgliede  der  Handels- 
kammer, und,  wenn  ersterer  Präsident  des  Handelsgerichtes 
ist,  aus  einem  zweiten  Eammermitgliede;  wenn  keine  Han- 
delskammer besteht,  aus  dem  Präsidenten  und  einem  Mit- 
gliede der  Gewerbekammer;  fehlt  auch  diese,  aus  einem  Ge-  . 
meinderathe. 

3.  Aus  drei  Generalräthen  des  Gerichtsbezirkes. 

4.  Aus  dem  Präsidenten  des  Gewerbegerichtes,  eventuell  dem 
ältesten  Friedensrichter. 

5.  Aus  dem  Bürgermeister  des  Gerichtssitzes,  in  Paris  dem 
Präsidenten  des  Gemeinderaths.  Die  Richter,  'Eammermit- 
glieder,  Generalräthe  und  Gemeinderäthe  werden  durch  ihre 
Körperschaften  bestimmt.  Alljährlich  ersetzt  die  Commission 
die  Abgänge,  welche  Tod  oder  andere  Ursachen  herbeige- 
führt haben  Von  der  Aufnahme  in  die  Liste  und  der  Wahl 
sind  ausgeschlossen:  die  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  oder 
gegen  die  Sittlichkeit  begangenen  Verbrechens  oder  Ver- 
gehens, sowie    wegen    Uebertretung  der  Artikel  413.  414. 

•  419.  420.  421.  423.  430  des  Code  pönal,  596,  597  des  Code 
du  Commerce  Verurtbeilten ,  die  abgesetzten  Beamten,  die 
nicht  rehabilitirten  Bankrotteure  und  Alle,  welche  von  der 
allgemeinen  Wahlberechtigung  ausgeschlossen'. 


delskammern  vielfach  die  auf  die  Wählbarkeit  und  Wahlberechtigung  zum  Handels- 
gericht existirenden  Bestimmungen  in  Betracht  gezogen  sind. 
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d.  fiesetz  wegen  Errichtung  einee  Obersten  Handele-,  AoriGultur- g^^'*^^^«««» 
und  Industrie-  (Gewerbe-)  Rathes  vom  2.  Februar  1853.  ciD^ot.^- 

(BuUetiu  des  lois,  No.  189.)  *'f°  ^": 

1.  Der  Regierang  zur  Seite  wird  eia  oberster  Handels-,  Aeker-  cuitur-  und 
bau  und  Gewerbe-Rath  errichtet.  BAthw. 

Dieser  Oberste  Rath ,    welcher  zum  Ressort  des  Ministers  des  a-  Febru« 

1851 

Innern,    des  Ackerbaues  und  des  Handels  gehört,    wird  zusammen-  z„g.„„en. 
gesetzt  wie  folgt:  s^uun^. 

Aus  1  Vicepräsidenten, 

^  Mitgliedern  des  Senates, 
2  Mitgliedern  des  legislativen  Körpers, 
2  Mitgliedern  des  Staatsrathes, 
6  Notabein,    gewählt   aus   den   im  Handel,   Ackerbau 
und  Industrie  erfahrensten  Männern. 
Ausserdem  gehören  von  Amts  wegen  dazu: 

der   Generaldirector  der  Zölle  und  der  indirecten  Steuern; 

der  Director  des  Ackerbaues  und  des  Handels; 

der  Director  der  Consulate  und  des  Aussenhandels; 

der  Director  der  Golonien; 

der  Director  der  Algerischen  Angelegenheiten. 

2.  Ein  Secretair  mit  berathender  Stimme  wird  dem  Obersten 
Rathe  beigegeben. 

3.  Dieser  Rath    giebt  sein  Gutachten  ab  über  alle  Angelegen-  ^J^","**' 
heiten,  welche  die  Regierung  ihm  vorzulegen  für  gut  befindet,  insbe- 
sondere über  Gesetzes- Vorschläge  in  Betreff  der  Zölle,  über  die  Ent- 
würfe von  Handels-  und  Schifffahrts- Verträgen,  über  die  Handelsgesetz- 
gebung der  Golonien  und  von  Algier,  über  das  System  der  Subvention 

der  Seefischerei,  über  die  Frage  der  Auswanderung  und  ColoDisirung. 
Wenn  die  Erhebung  von  Thatsachen  nothwendig  sein  sollte,  so 
kann  er  Zeugen  vernehmen,  welche  ihm  Aufschlüsse  geben  müssen; 
und  kann  er  im  Bedürfnissfalle  mit  Genehmigung  des  Ministers  En- 
queten veranstalten. 

4.  Die  Minister  haben  Zutritt  zum  Obersten  Rath  und  können 
Vertreter  in  denselben  entsenden,  um  dort  die  Angelegenheiten  ausein- 
anderzusetzen, über  welche  der  Oberste  Rath  zu  berathen  haben  wird, 
und  die  nothwendigen  Details  und  Documente  mitzutheilen. 

5.  Die  Bestimmungen  der  Ordonnanz  vom  29.  April  1831  über 
Errichtung  und  Gonstituirung  eines  obersten  Handelsrathes  sind  auf-  * 
gehoben. 
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ß«8eu  wegen  q,  CoAMII  soD^rieur  du  Commerce,  de  l'Agricutture  et  de  rindmtrie. 

des  consell 

Enpirieor  da  Gesetz  vom  5.  Juni  1873.   (Bulletin  des  lois  1873,  No.  2102.) 

drr^cll-  ^*    ^^^  Oberste  Handels-,  Agricaltur-  und  Gewerberath,  unter 

tnreetde   deiD  Yorsitze  des  Ministers  des  Ackerbaues  und  des  Handels,  soll 

5.  Juni  1875  bestehen : 

Zusammen-  '  aus  2  Yicepräsideuteu, 

"*""*'  aus  3  Sectionen  für  den  Handel,    die  Landwirthscbaft  und 

far  das  Gewerbe  von  je  15  Mitgliedern,  welche  aus  der 
Nationalversammlung,  den  Präsidenten  der  Handelskammern 
und  ans  den  erfahrensten  Männern  des  Handels,  4es  Acker- 
baues, der  Industrie  und  des  Finanzwesens  berufen  werden. 
Ausserdem  sind  von  Amtswegen  Mitglieder  des  Obersten  Rathes : 
die  Mitglieder  des  Minister-Rathes, 
der  Gouverneur  der  Bank  von  Frankreich, 
zwei  Mitglieder  des  Staatsrathes, 

der  Generalsecretair  des  Ackerbau-  und  Handelsministeriums, 
die  Generaldirectoren  der  öffentlichen  Arbeiten,   der  Zölle, 

der  indirecten  Steuern, 
die  Directoren  der  Consulate  und  des  Aussenhandels ,  der 
Golonien,  des  Ackerbaues,  des  Binnenhandels, 
Die  übrigen  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  2.  Februar  1853 
bleiben  bestehen. 

2.  Die  Gesetze  vom  13.  März  und  6.  Mai  1872  sind  aufge- 
hoben. 

Gesetz  Tom  13.  Juni  1873.    (Bulletin  des  lois  1873.  No.  2109.) 

1.  Die  Anzahl  der  Mitglieder  der  drei  Sectionen,  welche  den 
Obersten  Rath  des  Handels,  des  Ackerbaues  und  der  Gewerbe  bilden, 
kann  von  15  auf  16  erhöht  werden. 


2.  Dentschlaiid. 


A.   Die  staatlicli  organisirten  Corporatioiieii. 


Deutschland. 


Die  Btaat- 
«•    PreUSSen.    )  UchenCorpo- 

rationen. 

a  Revidirtes  Statut  der  Corporation  der  Kaufmannschaft  von  Berlin,  preussen. 

An  Stelle  des  Statuts  für  die  Kaufmannschaft   zu   Berlin   vom  -, , ,  . 

Statut  der 

2.  März  1820  (Ges.-Samml.  S.  46  ff.)  und  der  am  9.  September  1864  corporauon 
und  27.  December  1865   Allerhöchst    genehmigten   Nachträge   vom  ^*',„^*baft 
6.  Juli  1864   und    22.  November   1865    (Ges.-Samml.  1864  S.  588  von  Benin, 
und  1866  S.  21)   tritt   das   nachfolgende   revidirte  Statut  mit  dem 
1  •  Juli  dieses  Jahres  in  Kraft. 

Erster  Abschnitt. 

Von   der   Mitgliedschaft 

Artikel  1.  witgiied- 

Zum  Eintritt  in  die  Corporation  der  Kaufmannschaft  sind  — 
vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  Artikel  3  —  alle  im  Stadtbezirke 
von  Berlin  oder  Gharlottenburg  gewerbemässig  Handelsgeschäfte  be- 
treibende (AUg.  deutsches  Handels-Gesetzbuch  Art.  4)  Personen  und 
Actien-Gesellschaften,  sowie  deren  Procuristen  berechtigt. 

Artikel  2. 

Die  Mitgliedschaft  ist  rein  persönlich;  sie  kann  von  einer  Han- 
delsgesellschaft, die  nicht  Actiengesellschaft  ist,  auf  den  Namen  der 
Firma  nicht  erworben  werden. 

Artikel  3. 

Ausgeschlossen  von  dem  Eintritt  in  die  Corporation  sind: 

1.  Personen,  die  unter  Curatel  stehen, 

2.  Personen  bescholtenen  Rufes, 


Schaft. 


*)  Mit  Einschluss  der  anerkannten  landwirtbscbafilichen  Vereine. 
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3.  Personen,  über  deren  Vermögen  der  kaufmännische  Concars 
eröffnet  ist,  so  lange  sie  nicht  die  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  erlangt  haben, 

4.  Höker,  Trödler  und  die  übrigen  im  Art.  10  des  AUg.  deut- 
schen Handels-Gesetzbuches  bezeichneten  Handelsleute  and 
Gewerbetreibenden, 

Artikel  4. 

Gesuche  um  Aufnahmue  in  die  Corporation  sind  an  die  Aeltesten 
derselben  schriftlich  zu  richten. 

Artikel  5. 

1.  Die  Mitglieder  der  Corporation  sind  berechtigt,  die  zum 
Betriebe  des  hiesigen  Handels  dienenden,  der  Corporation 
gehörigen  oder  ihrer  Verwaltung  anheimgegebenen  Anstalten 
und  Einrichtungen  nach  Maassgabe  der  deshalb  bestehenden 
Vorschriften  zu  benutzen. 

2.  Sie  haben  insbesondere  das  Recht,  die  Börsen  -  Versamm- 
lungen  unter  Beobachtung  der  Vorschriften  der  Börsenord- 
nung zu  besuchen,  ohne  zu  einem  besonderen  Eintrittsgelde, 
ausser  dem  nach  Art.  38  —  40  festzusetzenden  Beitrage,  ver- 
pflichtet  zu  sein. 

Frauen  und  Actiengesellschaften  können  dieses  Recht  zum 
Börsenbesuch  jedoch  nur  durch  je  einen,  den  Aeltesten  der  Kauf- 
mannschaft anzuzeigenden  Vertreter  ausüben,  der  nicht  Corporations- 
Mitglied  zu  sein  braucht. 

Artikel  6. 

Die  Mitglieder  der  Corporation,  mit  Ausschluss  der  Frauen  und 
Actiengesellschaften,  sind  gleichmässig  befugt,  das  Wahlrecht  bei 
der  Wahl  der  Aeltesten  und  der  Finanzcommission  auszuüben  und 
zu  Mitgliedern  dieser  Collegien  gewählt  zu  werden,  SQwie  an  den 
Verhandlungen  und  Berathungen  über  die  im  Art,  28  No.  4  gedach- 
ten Gegenstände  Theil  zu  nehmen. 

Artikel  7. 

Die  im  Art.  6  gedachten  Rechte  werden  suspendirt  bei  einem 
Mitgliede,  welches 

1.  unter  gerichtliche  Curatel  gestellt,  oder 

2.  durch  gerichtlichen  Beschluss  wegen  eines  Vergehens,  das 
mit  dem  Verlust  oder  der  zeitweisen  Untersagung  der  Aus- 
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.  Übung  der  bürgerlicben  Ehrenrechte  bedroht  ist,   anter  An- 
klage gestellt  wird. 
Ausser  diesen  Fällen   kann  dnrch  Beschlnss   der  Aeltesten  die 
Suspension  ausgesprochen  werden: 

3.  wenn  ein  Mitglied,    ohne  in  gerichtlichen  Concurs  zu  ver- 
sinken  (Art.  8    Nr.   4),    seine   Gläubiger   aussergericbtlich 
behandelt,  oder  seine  liquiden  Verpflichtungen  aus  Handels- 
Geschäften  nicht  erfüllt. 
Der  BeschlusA    wegen  Suspension    eines    Hitgliedes    setzt   das 
im    §  5    der  Börsen-Ordnung    vom    20.  April  1866   (Amtsblatt  der 
Königlichen  Regierung  zu  Potsdam   1866,   No.  18,    S.  157  und  ff.) 
vorgeschriebene   Verfahren    voraus.     Die  Suspension  wird    beendet: 
zu  1.  durch  Aufhebung  der  gerichtlichen  Curatel, 
zu  2.   durch  rechtskräftige  Entscheidung  über  die  Anklage 

(vergl.  Art.  8,  No.  3), 
zu  3.  durch    Aufhebung   des    Suspensions-Beschlusses,    die 
geschehen  muss,    wenn  der  Beweis  der  geschehenen  Ab- 
findung der  Gläubiger,  sei  es  durch  Zahlung,  Erlass  oder 
Befristung,  geführt  ist. 

Artikel  8. 

Die  Mitgliedschaft  erlischt: 

1.  durch  den  Tod, 

2.  durch  freiwilligen  Austritt  aus  der  Corporation,  vor- 
behaltlich der  Bestimmung  des  Artikels  11, 

3.  durch  rechtskräftige  Verurtheilung  eines  Mitgliedes  zum 
Verlust  der  'bürgerlichen  Ehrenrechte  oder  des  Rechts 
zur  zeitweisen  Ausübung  derselben, 

4.  durch  Concurseröffnung  über  sein  Vermögen. 

Artikel  9. 

Die  Aeltesten  haben  über  die  Wiederaufnahme  eines  Mitgliedes 
zu  entscheiden,  welches  wegen  Concurseröffnung  über  sein  Vermögen 
oder  wegen  rechtskräftiger  Verurtheilung  ausgeschieden  ist,  wenn 
dasselbe  nach  Beendigung  des  Concurses  die  Wiedereinsetzung^  in  den 
vorigen  Stand  erlangt  (Concursordnung  §§  310  ff.),  beziehentlich 
wieder  in  den  Vollbesitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  getreten  ist. 

Artikel  10. 

Gegen  den  Beschlnss  der  Aeltesten,  wodurch  die  Aufnahme  in 
die  Corporation    versagt   oder   die  Suspension   oder  Ausschliessung 
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eines  Mitgliedes   verfugt   wird,    steht   dem  Betheiligten   der  Recars 
offen.  (Art  45,) 

Artikel  11. 

Der  Austritt  aus  der  Corporation  darf  in  der  Regel  nur  am 
Ende  eines  jeden  Jahres,  für  welches  die  Mitgliedschaft  erlangt  oder 
fortgesetzt  ist,  erfolgen.  Ausnahmen  hiervon  finden  nnr  dann  statt, 
wenn  einzelne  Individuen  3ich  ganz  von  dem  Betriebe  aller  Handels- 
Geschäfte  lossagen  wollen.  In  diesem  falle  ist  der  Austritt  auch 
im  Laufe  des  Jahres  zulässig ;  in  Bezug  auf  die  Verbindlichkeit,  die 
Gorporationslasten  für  dasselbe  mitzutragen,  oder  zur  Tilgung  der 
etwaigen  Schulden  durch  die  Zahlung  verhältnissmässiger  Beiträge 
mitzuwirken,  bleibt  es  jedoch  bei  den  allgemeinen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen. 

Artikel  12. 

Ein  Verzeichniss  der  jedesmaligen  Mitglieder  der  Corporation 
ist  in  der  Börsen-Registratur  auszulegen,  und  fortdauernd  darin  eine 
jede  vorkommende  Yeränderung  nachzutragen.  Ausserdem  ist  all- 
jährlich ein  vollständiges  Yerzeichniss  der  Corporations-Mitglieder  fär 
diese  selbst  zu  drucken  und  dem  Königlichen  Handels-Ministerium, 
sowie  der  Königlichen  Regierung  zu  Potsdam  einzureichen.  Welchen 
anderen  Behörden  oder  Personen  das  Yerzeichniss  noch  mitzutheilen 
ist,  bleibt  dem  Ermessen  der  Aeltesten  überlassen. 

Zweiter  Abschnitt. 

vondenge-Yon  dou  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Corporation. 

mefaisamen 

Angelegen-  Artikel     1^ 

helten  der  ÄTIilKei     lö. 

Corporation.         j)}^  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Corporation  betreflFen: 

1.  das  Interesse  des  hiesigen  Handels  in  allen  seinen  Zweigen, 

2.  die  öffentlichen  Anstalten  und  Einrichtungen,  welche  zum 
Betriebe  desselben  dienen,  insoweit  der  Kaufmannschaft  das 
Eigenthum  oder  die  Yerwaltung  derselben  zukommt, 

3.  das  besondere  Yermögen,  welches  die  Kaufmannschaft  als 
Corporation  in  Grundstücken,  Capttalien,  Mobilien  und 
milden  Stiftungen  besitzt  und  besitzen  wird, 

4.  die  besonderen  Rechte,  welche  der  Corporation  ausserdem 
beigelegt  sind  und  künftig  beigelegt  werden, 

5.  die  Yerhältnisse  der  einzelnen  Mitglieder  zu  der  Corporation 
als  Ganzem. 
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Artikel  14. 

Die  Corporation  wählt  und  präsentirt  zur  Bestätigung  diejenigen 
zum  Besten  des.  Berliner  Handels  öffentlich  angestellten  Personen, 
deren  Wahl  ihr  nach  den  Gesetzen  zusteht  oder  noch  eingeränmt 
werden  möchte,  insbesondere  die  Handelsmakler,  Güterbestätiger, 
Schafifher,  Messer,  Wäger,  Schauer,  Stauer,  überhaupt  alle  Personen, 
die  öifentlich  bestellt  sind,  um  die  Quantität  und  Qualität  der  Waaren 
oder  deren  richtige  Verpackung  zu  beurkunden. 

Dritter  Abschnitt. 

Von   den  Aeltesten.  '  von  den 

Aeltesten. 

Artikel  15. 

Die  Vertretung  der  Corporation  in  allen  Beziehungen,  die 
Verwaltung  ihrer  gemeinsamen  Angelegenheiten,  sowie  die  Verfügung 
über  das  Vermögen  der  Corporation  wird  einer  aus  ihrer  Mitte 
gewählten  Verwaltungsbehörde  übertragen,  die  den  Namen:  „Aelteste 
der  Kaufmannschaft  von  Berlin^  führt  und  den  Vorstand  der  Cor- 
poration bildet. 

Artikel  16. 

Die  Aeltesten  sind  kraft  dieses  Statuts  zu  allen  Handlungen 
und  Eechtsgeschäften,  dritten  Personen  und  Behörden  gegenüber, 
ermächtigt,  zu  denen  nach  den  Gesetzen,  insbesondere  nach  den 
§§.  99  bis  109  Titel  13  Theil  I  des  A.  L.  R.  eine  Specialvollmacht 
erforderlich  ist.  Auch  innerhalb  der  Corporation  beschliessen  und 
verfügen  die  Aeltesten  über  alle  Angelegenheiten  derselben  selbst- 
ständig, insoweit  nicht  die  Zustimmung  oder  Mitwirkung  der 
Finanz-Commission  (Art.  32)  nach  den  Bestimmungen  dieses  Statuts 
nothwendig  ist. 

Artikel  17. 

Der  im  Art.  1 5  gedachte  Vorstand  der  Corporation  besteht  aus 
einundzwanzig  Mitgliedern,  die  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des 
Art.  19  auf  drei  Jahre  aus  der  Mitte  der  nach  den  Art.  6  und  7 
wählbaren  Corporationsmitgliedern  gewälilt  werden. 

Artikel  18. 

1.  Alljährlich  scheiden  die  Mitglieder  aus,    deren  dreijährige 
Functionszeit  abgelaufen  ist. 

2.  Die    Ausscheidenden    sind    wieder    wählbar.      Die    durch 


( 
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dieses  regelmässige  Ausscheiden,  sowie  die  im  Laufe  des 
Jahres  anderweitig  etwa  aussergewöhnlich,  z.  B.  durch  den 
Tod,  entstehenden  Vacanzen  werden  durch  die  von  der 
Corporation  alljährlich  vorzunehmende  Wahl  (Artikel  20) 
ergänzt. 
3.  Beim  Eintritt  aussergewöhnlicher  Vacanzen  sind  die  Ael- 
testen  auch  schon  im  Laufe  des  Jahres  Ergänzungswahlen 
anzuordnen  berechtigt,  insofern  sie  ^ies  mit  Rücksicht  auf 
die  Zahl  der  Vacanzen  oder  sonst  aus  besonderen  Gründen 
für  nöthig  erachten. 

Artikel  19. 

1.  Findet  die  Ersatzwahl  mit  den  regelmässigen  Wahlen  im 
December  statt,  so  treten  die  Personen,  welche  die  meisten 
Stimmen  erhalten  haben,  in  die  Stelle  derjenigen  Mitglieder 
des  Aeltesten-Collegiums,  deren  dreijährige  Functionszeit 
abgelaufen  ist.  Die  Personen,  welche  nach  denjenigen,  die 
hiernach  auf  drei  Jahre  gewählt  sind,  die  meisten  Stimmen 
erhalten  haben,  sind  als  die  zum  Ersatz  der  innerhalb  der 
Wahlperiode  ausgeschiedenen  Mitglieder  Gewählten  zu  be- 
trachten.   Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Loos. 

2.  Jeder  Ersatzmann  bleibt  nur  bis  zum  Ende  derjenigen  drei 
Jahre  in  Thätigkeit,  auf  welche  der  Ausgeschiedene  gewählt 
war.  —  Finden  mehrere  Ersatzwahlen  statt  und  ist  die 
Functionszeit  der  Ausgeschiedenen  verschieden,  so  tritt  der 
mit  grösserer  Stimmenzahl  Erwählte  in  die  mit  längerer 
Functionszeit  versehene  Stelle. 

Artikel  20. 

1.  Die  Wahlen  sind  durch  Stimmzettel  zu  vollziehen. 

2.  Die  regelmässigen  Wahlen  finden  im  December  jeden  Jahres 
statt 

3.  Die  zur  Besetzung  der  im  Art.  18  No.  3  gedachten  ausser- 
gewöhnlichen  Vacanzen  erforderlichen  Wahlen  erfolgen  nach 
Bekanntmachung  der  Aeltesten. 

4.  Die  Einladung  zu  den  Wahlen  wird  durch  die  Aeltesten 
unter  Uebersendung  von  Stimmzetteln,  die  mit  dem  Gorpo- 
rationssiegel  zu  bedrucken  sind,  spätestens  vier  Wochen 
vor  der  Wahl  erlassen.  Die  Einladung  zu  den  Wahlen  wird 
als  genügend  geschehen  erachtet,  wenn  die  Bekanntmachung 
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mindestens  vierzehn  Tage  vor  Ablauf  der  Stimmabgabefrist 
an  der  Börse  angeschlagen  und  demnächst  acht  Tage  lang 
daselbst  angeschlagen  geblieben  ist. 

5.  Die  Stimmzettel  werden  in  einem  Kasten  gesammelt,  welcher 
vor  Anfang  der  Wahl  von  dem  Syndicus  der  Corporation 
verschlossen  wird.  Der  Letztere  nimmt  den  Schlüssel  in 
Verwahrung  und  öffnet  nach  Beendigung  der  Wahl  den 
Kasten  in  einer  Versammlung  der  Aeltesten,  an  welcher 
jedoch  die  demnächst  ausscheidenden  Mitglieder  nicht  Theil 
nehmen. 

6.  Zur  Abgabe  der  Stimmzettel  ist  eine  Frist  von  acht  Ge- 
schäftstagen offen  zu  lassen.  Innerhalb  derselben  steht  es 
einem  jeden  stimmberechtigten  Gorporationsmitgliede  frei, 
den  von  ihm  auszufüllenden  Wahlzettel  entweder  selbst  in 
den  Wahlivasten,  der  an  allen  in  die  Wahlzeit  fallenden  6e- 

■ 

schäftstagen  von  11  bis  3  Uhr  in  der  Börsenregistratur 
aufgestellt  wird,  zu  legen,  oder  zu  diesem  Zwecke  an  das 
Börsen-Secretariat  einzusenden.  Im  letzteren  Falle  hat  der 
Einsender  seinen  Namen  schriftlich  anzuzeigen. 

7.  Die  Ausübung  des  Wahlrechts  durch  Bevollmächtigte  findet 
nicht  statt.  Ueber  die  Abgabe  und  Einsendung  der  Stimm- 
zettel wird  vom  Börsen-Secretariat  eine  Liste  geführt. 

8.  Gewählt  sind  diejenigen,  auf  welche  sich  die  meisten^  Stim- 
men vereinigt  haben,  auch  wenn  nicht  die  absolute  Majo- 
rität dadurch  erreicht  ist.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet 
das  Loos. 

9  Es  steht  zwar  einem  jeden  Gorporationsmitgliede  frei,  seine 
Stimme  abzugeben  oder  nicht,  er  ist  aber  auch  im  letzteren 
Falle  verpflichtet,  seinen  Wahlzettel  innerhalb  der  Wahlzeit 
zurückzugeben  und  verfällt,  wenn  er  dies  ohne  Entschul- 
digung unterlässt,  in  eine  Ordnungsstrafe  von  einem  Tbaler, 
die  zur  Unterstützungs-Casse  der  Corporation  fliesst  und  mit 
dem  nächsten  Gorporations-Beitrag  von  ihm  einzuziehen  ist. 

Artikel  21. 

L  Alljährlich  nach  beendeter  Wahl  haben  die  Aeltesten  einen  Präsidium 
Präsidenten  und  zwei  Vice-Präsidenten  aus  ihrer  Mitte   auf 
ein  Jahr  zu  wählen. 

2.  Scheidet  der  Präsident  oder  ein  Vice-Präsident  während  des 

V.  KaurinniMi.  13 
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Jahres  gänzlich  aus,   so  Ist  für  die  noch  übrige  Fanctions- 
zeit  eine  Neuwahl  vorzunehmen. 

Artikel  22. 

1.  Der  Präsident  wird,  wenn  er  selbst  behindert  ist,  in  allen 
ihm  nach  diesem  Statut  zustehenden  Functionen  durch  den 
ersten  Vice -Präsidenten,  und  falls  auch  dieser  behindert 
wäre,  durch  den  zweiten  Vice -Präsidenten,  und  insofern 
auch  der  letztere  behindert  sein  sollte,  durch  die  übrigen 
Mitglieder  des  Aeltesten-GoUegii  in  der  nach  ihrer  Functions- 
zeit  und,  sofern  diese  eine  gleiche  sein  sollte,  nach  ihrem 
Lebensalter  zu  bestimmenden  Reihenfolge  vertreten. 

2.  In  gleicher  Weise  erfolgt  die  Vertretung  der  Vice -Präsi- 
denten, wenn  diese  behindert  sind. 

Artikel  23. 
venamm-  Dic  Aoltesteu  versammclu  sich  an  regelmässigen  Sitzungstagen, 

Aeuestm  ^ßlc^e  sio  durch  Beschluss  festsetzen  und  ausserdem,  so  oft  es 
ihre  Geschäfte  erfordern,  auf  schriftliche  Einladung  des  Präsidenten. 
Der  Präsident  ist  verpflichtet,  eine  Versammlung  zu  berufen,  wenn 
mindestens  drei  Mitglieder  des  GoUegiums  darauf  antragen,  oder 
wenn  die  vorgesetzte  Behörde  es  verlangt.  Die  Versammlung  ist 
beschlussfähig,  wenn  mindestens  elf  Mitglieder  mit  £inschlus8  des 
Vorsitzenden  anwesend  sind.  Die  Aeltesten  können  die  Oeifentlich- 
keit  ihrer  Sitzungen  beschliessen.  Ausgenommen  von  der  öffent- 
lichen Berathung  bleiben  jedenfalls  diejenigen  Gegenstände,  welche 
in  einzelnen  Fällen  den  Aeltesten  als  für  die  Oeifentlichkeit  nicht 
geeignet  von  den  Behörden  bezeichnet  werden. 

Artikel  24. 

Der  Vorsitzende  leitet  die  Verhandlungen,  eröflfnet  und  schliesst 
die  Sitzungen  und  handhabt  die  Ordnung  in  den  Versammlungen. 
Im  Uebrigen  regelt  eine  von  den  Aeltesten  zu  beschlies sende 
Geschäfts  -  Ordnung  den  Gang  der  Geschäfte,  soweit  das  gegen- 
wärtige Statut  nicht  besondere  Bestimmungen  darüber  enthält. 

Artikel  25. 

Beschlüsse  Die  Beschlüsse  der  Aeltesten   werden  nach  absoluter  Stimmen- 

der  Aeltesten.  jj^j^^j^^jj.  ^^^  auwesonden  Mitglieder  gefasst.  Im  Falle  der  Stimmen- 
Gleichheit  entscheidet  bei  Wahlen  das  Loos,  sonst  die  Stimme  des 
Vorsitzenden.     An  Verhandlungen   oder  Beschlüssen  über  Geschäfte, 
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bei  denen  das  Interesse  eines  Mitgliedes  des  Aeltesten  -  Gollegii  mit 
dem  Interesse  der  Corporation  coUidirt,  darf  dieses  Mitglied  weder 
Theil  nehmen  noch  gegenwärtig  sein. 

Artikel  26. 

Die  Beschlüsse  der  Aeltesten  nnd  die  Namen  der  dabei  an- 
wesend gewesenen  Mitglieder  werden  protocollirt,  und  die  Protocolle 
von  dem  Vorsitzenden  und  wenigsten  zwei  bei  der  Verhandlung  an- 
wesenden Mitgliedern  voUzogen. 

Artikel  27.  ' 

Der  Präsident  und  die  Vice- Präsidenten  sind  mit  der  Voll- 
ziehung der  von  den  Aeltesten  gefassten  Beschlüsse  beauftragt.  Sie 
unterzeichnen  sämmtliche  Ausfertigungen  und  Urkunden  und  be- 
dienen sich  zur  Beglaubigung  derselben  und  zu  sonstigen  amtlichen 
Zwecken  des  den  Aeltesten  beigelegten  amtlichen  Siegels.  Alle 
Ausfertigungen,  Urkunden  und  sonstigen  Erklärungen  sind  gültig 
vollzogen  und  für  die  Corporation  verbindlich,  sobald  sie  unter 
dem  Namen  der  „Aeltesten.  der  Kaufmannschaft  von  Berlin'^  aus- 
gestellt und  von  dem  Präsidenten  und  den  beiden  Vice -Präsidenten 
oder  von  den  nach  Artikel  22  zur  Vertretung  derselben  berufenen 
Mitglieder)!  mit  ihren  Namensunterschriften  versehen  sind.  Der 
Nachweis,  dass  die  Vertretung  noth wendig  gewesen  und  dabei  die 
vorgeschriebene  Reihenfolge  eingehalten  sei,  ist  zur  Gültigkeit  der 
Urkunde  oder  Erklärung  nicht  erforderlich. 

■ 

Artikel  28. 
Ausser  der  Verwaltung   der   gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Fun<*tioneii 
Corporation   haben  die  Aeltesten    insbesondere  folgende  Functionen: 

1.  diejenigen  Gutachten  zu  erstatten,  welche  öffentliche  Behörden 
von  der  Kaufmannschaft  etwa  erfordern, 

2.  Anträge  über  Handels  -  Angelegenheiten  an  die  betreffenden 
Behörden  abzufassen  und  einzureichen, 

3.  die  amtUch  zu  notirenden  Course  und  Preise  durch,  aus  der 
Mitte  der  Aeltesten  zu  wählende,  Börsen-Commissarien  nach 
Vorschrift  der  Börsen- Ordnung  festzustellen, 

4.  Vereinbarungen  über  Schlusszettelbedingungen  und  andere 
allgemeine  Geschäfts -Normen  zur  Förderung  des  Handels- 
verkehrs unter  den  betheiligten  Corporations-Mitgliedern  zu 
vermitteln, 

5.  die   Beamten  der  Corporation,  insbesondere  den  Syndious, 

13* 
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den  ProtocoUführer  uad  die  Börsen -Secretaire  zu  wählen, 
anzustellen,  deren  Vereidigung,  soweit  nothwendig,  bei  der 
vorgesetzten  Behörde  in  Gegenwart  einer  Deputation  der 
Äeltesten  zu  veranlassen  und  die  Beamten  zu  beaufsichtigen, 

6.  über  etwaige  Rectamationen  der  Corporations  -  Mitglieder 
gegen  die  von  der  Finanz  -  Gommission  beschlossene  Fest- 
setzung ihrer  Beiträge  zu  entscheiden, 

7.  fortlaufende  Mittheilungen  von  Auszügen  aus  den  Berathungs- 
Protocollen  durch  die  Zeitungen  zu  veröffentlichen  und  zu 
Anfang  eines  jeden  Jahres  eine  besondere  XJebersicht  von 
ihrer  Wirksamkeit  und  von  dem  Gange  des  Handels  den 
Mitgliedern  der  Corporation  mitzutheilen, 

8.  sobald  mindestens  der  fünfte  Theil  der  jeweiligen  Corporations- 
Mitglieder  einen  Antrag  auf  Abänderung  des  Statuts  einbringt, 
eine  General -Versammlung   der  Corporations  -  Mitglieder  zu 

.  berufen,  die  alsdann  nicht  weiter  als  auf  acht  Wochen  hin- 
ausgeschoben werden  darf. 

Artikel  29. 

schiodi«-  Die  Äeltesten  wählen  alijährlich  aus  ihrer  Mitte  eine  Gommission 

von  fünf  Mitgliedern,  welche  berufen  ist,  diejenigen  Streitigkeiten 
in  Handels -Angelegenheiten,  die  von  Corporätions-Mitgliedern  frei- 
willig an  sie  gebracht  werden,  durch  Vergleich  und,  falls  ein  solcher 
nicht  zu  erzielen  ist,  durch  schiedsrichterlichen  Ausspruch  zu  schlichten. 
Im  letzteren  Falle  sind  für  die  Gommission  die  allgemeinen  gesetz- 
lichen Vorschriften  über  das  schiedsrichterliche  Verfahren  maassgebend. 
Zur  Vertretung  von  Verhinderten  und  im  Laufe  des  Jahres  aus- 
scheidenden Mitgliedern  werden  alljährlich  fünf  Stellvertreter  gewählt. 

.  Artikel  30. 
commis-  Zur  Verwaltung  oder  Beaufsichtigung  einzelner  Geschäftszweige, 

sowie  zur  Friedigung  vorübergehender  Aufträge,  können  die  Äeltesten 
aus  ihrer  Mitte  und  aus  den  stimmfähigen  Mitgliedern  der  Corporation 
besondere  Ausschüsse  und  Commissionen  niedersetzen. 

Artikel  31. 

Alle  Bekanntmachungen  und  Mittheilungen,  welche  die  Äeltesten 
an  die  Gesammtheit  der  Gorporations-Mitglieder  zu  erlassen  haben, 
gelten  für  gehörig  geschehen,  wenn  sie  acht  Tage  lang  an  der  Börse 
ausgehängt  gewesen  sind:  In  dieser  Weise  ist  insbesondere  das 
Resultat  der  Wahlen  der  Äeltesten  und  der  Mitglieder   der  Finanz- 
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Commission  (IV.  Abschnitt)  bekannt  zu  machen,  ausserdem  aber  ist 
dasselbe  auch  der.  Königlichen  Regierung  durch  die  Aeltesten  anzu- 
zeigen. 

Vierter  Abschnitt. 

Von  der  Finanz-Gommission.  pinan»- 

Commission. 

Artikel  32. 

Ausser  den  Aeltesten  wird  alljährlich  eine  Finanz-Gommission 
gewählt,  welche  berufen  ist: 

1 .  die  Beiträge  der  Gorporations-Mitglieder  festzusetzen  (vergl. 
Art.  38—40); 

2.  die  von  den  Aeltesten  alljährlich  abzulegende  Rechnung  über 
die  Verwaltung  des  Corporaiionö- Vermögens  zu  prüfen  und 
event.  zu  dechargiren.  Ausserdem  bedarf  es  der  Zustimmung 
der  Finanz-Gommission; 

3.  zur  Aufnahme  von  Anleihen  für  die  Corporation; 

4.  zur  Veräusserung  von  Grundstücken  oder  solchen  Gerechtig- 
keiten, die  gesetzlich  den  Immobilien  gleichstehen; 

5.  zur  Feststellung  des  alljährlich  von  den  Aeltesten  aufzu- 
stellenden Etats  (Art.  36  u.  37); 

6.  zu  Ausgaben,  welche  ausser  dem  Etat  geleistet  werden  sollen. 

Artikel  33. 

Die  Finanz-Gommission  besteht  aus  neun  Mitgliedern,  welche 
gleichzeitig  und  in  gleicher  Weise,  wie  die  Aeltesten,  auf  drei  Jahre 
gewählt  werden.  Alljährlich  scheiden  drei  Mitglieder  aus.  Die  Aus- 
scheidenden sind  wieder  wählbar.  Niemand  kann  zugleich  Aeltester 
und  Mitglied  der  Finanz-Gommission  sein.  Hat  bei  der  Wahl  ein 
Corporations- Mitglied  ffir  beide  Functionen  die  Stimmen -Mehrheit 
erhalten,  so  gilt  er  als  Aeltester  gewählt 

Artikel  34. 

Die  Mitglieder  der  Finanz-Gommission  wählen  alljährlich  einen 
Vorsitzenden  und  einen  Stellvertreter  aus  ihrer  Mitte  und  geben  von 
dem  Resultate  der  Wahl  den  Aeltesten  Nachricht.  Der  Vorsitzende 
beruft  die  Commission  und  leitet  die  Verhandlungen.  Die  Beschlüsse 
werden  nach  absoluter  Stimmen-Mehrheit  der  anwesenden  Mitglieder 
gefasst.  Im  Falle  der  Stimmen-Gleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Vorsitzenden.  Die  Beschlüsse  werden  protocoUirt,  die  Protocolle 
von  dem  Vorsitzenden  und  einem  Mitgliede  unterschrieben. 
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Artikel  35. 

Die  FiDanz-Commission  kann  nur  besciiliessen,  wenn  mindestens 
fünf  Mitglieder  mit  Einschluss  des  Vorsitzenden  anwesend  sind. 

Ffinfter  Absehnitt/ 

Haushaiu-  y^Q  ^^^1  Haushalts-Etat  und  den  Beiträgen. 

Etat  und  ° 

Boitrige. 

Artikel  36. 

Das  Kalender-Jahr  ist  das  Rechnungs-Jahr  der  Corporation, 
lieber  die  Einnahmen  und  Ausgaben  entwerfen  die  Aeltesten  alljährlich 
einen  Etat  und  legen  ebenso  über  dieselben  alljährlich  Rechnung. 
Der  Etat -Entwurf  ist  spätestens  einen  Monat  vor  dem  Anfange  des 
betreffenden  Rechnungs- Jahres  und  die  gelegte  Rechnung  nebst 
Büchern  und  Belägen  spätestens  am  nächstfolgenden  ersten  April 
der  Finanz-Gommission  vorzulegen. 

Artikel  37. 

Ergiebt  sich  eine  Meinungs-Yerschiedenheit  über  die  Feststellung 
des  Etats  oder  die  Nothwendigkeit  der  Ueberschreitung  desselben, 
so  treten  Deligirte  der  Aeltesten  mit  der  Finanz-Gommission  zu 
einer  gemischten  Conferenz  zusammen,  um  eine  Vereinbarung 
zwischen  beiden  Gollegien  über  die  Differenzpnnkte  herbeizuführen. 
Findet  dieselbe  nicht  Statt,  so  entscheidet  die  der  Gorporation  vor- 
gesetzte Behörde. 

Artikel  38. 

Jedes  in  die  Corporation  eintretende  Mitglied  zahlt: 

a)  für  die  Aufnahme  und  Eintragung  in  die  Rolle  Zehn  Thaler, 
sowie  an  Ausfertigungs-  und  Boten- Gebühr  Drei  Thaler, 
ausserdem  aber 

b)  einen  jährlichen  Beitrag  von  Sechs  Thalern  Gourant 

Artikel  39. 

Soweit  die  Einnahmen  der  Corporations-Casse  zur  Bestreitung 
der  sämmtlichen  Corporations-Ausgaben  nicht  hinreichen,  werden  die 
zur  Deckung  des  Bedarfs  erforderlichen  Mittel  durch  Zuschläge  zu 
den  Jahres-Beiträgen  beschafit,  die  nach  dem  Umfange  des  Börsen- 
Geschäfts  und  der  mittelbaren  Betheiligung  an  den  Vortheilen  des- 
selben bemessen  werden. 
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Artikel   40. 

Za  diesem  Zweck  werden  die  an  dem  Börsengeschäft  unmittel- 
bar oder  mittelbar  betheiligten  Mitglieder  von  der  Finanz-Commission 
in  neun  Glassen  eingeschätzt  und  zwar  dergestalt,  dass  für  mehrere 
Mitglieder  einer  und  derselben  Firma  der  Zuschlag  nur  einmal  zu 
entrichten  ist. 

Die  Zuschläge  sollen  betragen: 

für  die  erste  Glasse   .     . 

für  die  zweite  Glasse 

für  die  dritte  Glasse .     . 

für  die  vierte  Glasse 

für  die  fünfte  Glasse  .     . 

für  die  sechste  Glasse    . 

für  die  siebente  Glasse  . 

für  die  achte  Glasse  .     . 

für  die  neunte  Glasse  . 
Dieselben  werden  jedoch,  je  nachdem  es  das  Bedürfniss  erfor- 
dert oder  zulässt,.  erhöht  oder  erniedrigt,  immer  aber  unter  Fest- 
haltUDg  des  aus  den  vorstehenden  Sätzen  sich  ergebenden  Verhält- 
nisses der  einzelnen  Glassen  unter  sich.  Die  Finanz-Gommissiou 
ist  ermächtigt,  bei  Einschätzung  der  einzelnen  Firmen  in  die  obigen 
Glassen,  Gorporations-Mitglieder,  die  mit  den  Börsen- Verhältnissen 
bekannt  sind,  zuzuziehen.  Reclamationen  gegen  diese  Einschätzungen 
werden  von  den  Aeltesten  entschieden,  gegen  deren  Entscheidung 
der  Recurs  (Artikel  45)  stattfindet.  Sowohl  die  Reclamationen '  als 
der  Recurs  sind  bei  Verlust  derselben  binnen  je  vier  Wochen,  vom 
Tage  der  Behändigung  des  dazu  Veranlassung  gebenden  Bescheides 
an  gerechnet,  einzulegen.  Bis  die  abändernde  Entscheidung  erfolgt, 
müssen  die  Beschwerdeführer  den  von  den  Aeltesten  eingeforderten 
Betrag  zahlen. 


360  Thlr. 

240  „ 

180  „ 

120  , 

80  „ 

60  „ 

40  „ 

20  , 

12  . 


Sechster  Abschnitt. 

Von  der  Verpflichtung  zur  Annahme  der  Wahlen  und     Annahme  der 
Aufträge  und  von  dem  Ausscheiden  aus  den  Aemtern.  Aasscheiden 

aus  dem  A,mt. 

Artikel  41. 

Jedes  wahlfähige  Hitglied  ist  verpflichtet,  die  ihm  nach  diesem 
Statut  durch  die  Wahl  angetragenen  Aemter  anzunehmen  und  zu 
versehen  und  die  ihm  ertheilten  Aufträge  auszuführen.  Die  Aeltesten 
und  die  Mitglieder  der  Finanz-Commission  beziehen  als  solche  weder 
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eine  Besoldung   noch  ein  anderes  Einkommen      Sie  haben  blos  auf 
Erstattnng  ihrer  haaren  Auslagen  Anspruch. 

Artikel  42. 
Zur  Ablehnung  oder  Niederlegung  eines  solchen  Amtes  oder  zur 
Ablehnung  eines  Auftrages  berechtigen  nur  folgende  Grunde: 

1.  gilt  als  Entschuldigung,  was  nach  dem  A.  L.  R.  Th.  II. 
Tit.  18  §  1^08  und  209  von  der  Uebernahme  der  Vormund- 
schaft entbindet; 

2.  Die  Verwaltung  des'  Amts  eines  kaufmännischen  Mitgliedes 
des  Handelsgerichts,  eines  Stadtraths,  Stadtverordneten  oder 
Bezirksvorstehers ; 

3.  die  früher  stattgehabte  Verwaltung  des  Amts  eines  Aeltesten 
oder  Mitgliedes  der  Finanz-Gommission ,  wenn  solche  sechs 
Jahre  gedauert,  für  die  nächsten  drei  Jahre. 

Ausserdem  können  die  Aeltesten  einem  Gorporations-Mitgliede 
besondere  Aufträge  ohne  dessen  Einverständniss  nur  einmal  in  einem 
Jahre  geben. 

Artikel  43. 

Wer  ausser  obigen  Entschuldigungsgründen  die  Annahme  der 
nach  diesem  Statut  auf  ihn  gefallenen  Wahlen  oder  ihm  gemachten 
Aufträge  verweigert,  oder  sich  seiner  diesfälligen  Verpflichtung  that- 
sächlich  entzieht,  kann  durch  Beschluss  der  Aeltesten  mit  einer 
Ordnungsstrafe  bis  zu  50  Thir.  belegt  werden.  Gegen  diese  Ent- 
scheidung findet  Recurs  statt. 

Artikel  44. 

Wer  eine  Stelle  als  Aeltester  oder  Mitglied  der  Finanzcom- 
mission bekleidet,  scheidet  aus  derselben  aus,  wenn  er  aufhört, 
Mitglied  der  Corporation  zu  sein,  oder  die  Suspension  von  den 
Rechten  der  Mitgliedschaft  gegen  ihn  eintritt. 

Siebenter  Abschnitt. 

BefugnissdesVon  dcr  Ausübuug  der  Befugniss  des  Recurses,  der  Voll- 
'^vou"        Streckung  der  Strafen  und  der  Aufsicht  über  die  Cor- 

»trcckungder  pOration. 

Strafe  uad 

Aufflicht  über  Artikel  45. 

die  Corpo- 
ration. In  denjenigen  Fällen,  in  denen  nach  dem  gegenwärtigen  Statut 

den  Betheiligten  der  Recurs   vorbehalten   ist,    steht   die   endgültige 

,    Entscheidung   über    das  Recursgesuch  der  Königlichen  Regierung  in 
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Potsdam  za.  Der  Recars  ist  binnen  einer  präclasivischen  Frist  von 
zehn  Tagen  nach  Zastellung  des  betreifenden  Beschlusses,  —  bei 
Beschwerden  über  die  erfolgte  Einschätzung  binnen  der  im  Artikel 
40  bestimmten  Frist,  —  bei  den  Aeliesten  anzumelden  und  nach 
dem  Ermessen  des  Betheiligten  in  der  Anmeldung  selbst  oder  mit- 
telst einer  besonderen  Schrift  näher  zu  rechtfertigen.  Nach  Ablauf 
der  Frist  werden  die  Verhandlungen  der  Königlichen  Regierung 
durch  die  Aeltesten  eingereicht.  Die  Vollstreckung  aller  Beschlüsse, 
welche  eine  Strafe  bestimmen,  bleibt  ausgesetzt,  bis  die  definitive 
Entscheidung  ergangen,  oder  die  Frist  zur  Anfechtung  derselben  un- 
benutzt verstrichen  ist.  Die  Vollstreckung  eines  Beschlusses,  wo- 
durch die  Suspension  oder  Ausschliessung  eines  Mitgliedes  verfügt 
ist,  wird  durch  den  Recurs  nicht  aufgehalten.  Die  von  den  Aelte- 
sten verhängten  Geldstrafen  fliessen  zur  Unterstützungscasse  der 
Corporation. 

Artikel  46. 
Die  Königliche  Regierung  zu  Potsdam    ist   die  der  Corporation 
zunächst  vorgesetzte  Behörde. 

Artikel  47. 

Die  Vorschriften  der  Börsenordnung  für  Berlin  vom  20.  April 
1866,  insbesondere  auch  deren  §§  4  und  5,  sowie  der  Mäklerord- 
nung für  Berlin  von  demselben  Tage  werden  durch  dieses  Statut 
nicht  berührt. 

Das  vorstehende,  von  der  Corporation  der  Berliner  Kaufmann- 
schaft durch  die  Beschlüsse  der  General- Versammlungen  vom  1.  Juni 
1863,  vom  6.  Juli  1864  und  vom  22.  November  1865,  sowie  durch 
die  Beschlüsse  der  dazu  autorisirten  Commission  revidirte  Statut  ist 
unter  Vorbehalt  Allerhöchster  Genehmigung  auf  Grund  der  §§  30 
und  32  des  Statuts  vom  2.  März  1820  von  uns  ausgefertigt  und 
vollzogen  worden. 

Berlin,  den  26.  Februar  1870. 


b.  Revidirtes  Statut  der  Corporation  der  Kaufmannschaft  zu  Magdeburg,  »t«tut  der 

vom  11.  December  1871  •)  corpor.tion 

^  der  KaitT- 

An  Stelle  dös  Statuts  für   die  Kaufmannschaft  zu  Magdeburg,  "*nnsch»ft 
vom  9.  April   1825  (G.-S.  pag.    25),    des  kraft  Allerhöchster  Er-  Magdeburg. 

*)   Die  Statuten  der  nbrigen  Corporationen   sind  von  den  hier  mitgetheilten 
nicht  erbeblich  abweichend. 
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mächtigTmg  mittelst  Ministerial-Erlasses  vom  18.  Mai  1868  geneh- 
migteo  Nachtrags  za  §  82  desselben  Statnts,  und  des  am  18.  Mai 
1868  Allerhöchst  genehmigten  Nachtrages  za  §§  1,  2b,  23  eben- 
daselbst (Ges.-Sammlang  1868,  pag.  504),  tritt  das  folgende  revi- 
dirte  Statat  der  nach  wie  vor  fortbestehenden  Corporation  der  Kauf- 
mannschaft za  Magdeburg  mit  dem  I.  Januar  1872  in  Kraft. 

I.  Abschnitt. 

MitgHed-  Vom  Gewinne  und  Verluste  der  Mitgliedschaft. 

schafl. 

§    1. 

Zur  Aufnahme  in  die  Corporation  ist,  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmung des  §  3,  jeder  Yerfügungsfilhige  ohne  unterschied  des 
Geschlechts  geeignet,  der  als  Inhaber  oder  von  der  Gesellschafts- 
vertretung nicht  ausgeschlossene  Mitinhaber  oder  Procurist  einer  in 
Magdeburg,  Neustadt,  Buckau,  oder  im  einmeiligen  Umkreise  einer 
dieser  Städte  errichteten  Haupt-  oder  Zweig-Handelsniederlassung 
im  Handelsregister  eingetragen  steht;  desgleichen  jede  innerhalb  der 
bezeichneten  Bezirke  eine  solche  Niederlassung  besitzende  Actien- 
gesellschaft. 

§  2. 

Die  Mitgliedschaft  ist  eine  blos  persönliche.  Sie  kann  von 
einer  Actiengesellschaft  nur  mit  der  Maassgabe,  dass  dieselbe  als 
Mitglied  durch  ein  in  das  Handelsregister  eingetragenes,  bei  der 
Kaufmannschaft  anzumeldendes  Vorstandsmitglied  vertreten  wird, 
von  anderen  Gesellschaften  aber  überhaupt  nicht  auf  den  Namen 
der  Firma  erworben,  auch  weder  auf  Erben  noch  andere  Rechts- 
nachfolger übertragen  werden.  Bei  offenen  Handelsgesellschaften 
und  bei  Commanditgesellschaften  müssen  sämmtliche  Gesellschafter, 
welche  die  Firma  zu  zeichnen  berechtigt  sind,  der  Corporation  bei- 
treten. 

§  3. 

Ausgeschlossen  von  der  Aufnahme  sind  Personen  nicht  voll- 
kommen unbescholtenen  Rufes  und,  —  bis  zur  erlangten  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand,  —  diejenigen,  über  deren  Ver- 
mögen der  kaufmännische  Concuis  eröffnet  ist.  (Concurs-Ordnung 
vom  8.  Mai  1855,  §§  310  ff) 

§4. 
Das    Gesuch   um  Aufnahme   in  die  Corporation  ist   schriftlich 
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an  die  Aeltesten  der  Eaufmanaschaft  zu  richten  and  erforderlichen 
Falles  durch  den  Nachweis  der  nach  den  §§  l  und  3  sich  be- 
stimmenden Voraussetzungen  zu  begründen.  Die  Entscheidung  auf 
das  Gesuch  haben  die  Aeltesten  zu  treffen.  Beschliessen  sie  die 
Zurückweisung,  so  bedarf  es  einer  Angabe  der  Gründe  nicht;  dem 
Zurückgewiesenen  steht  jedoch  die  Berufung  auf  die  endgültige 
Entscheidung  der  General- Versammlung  zu.  Beschliessen  sie  da- 
gegen die  Aufnahme,  so  erfolgt  die  Eintragung  in  die  Rolle  (§  25), 
mit  welcher  die  mit  der  Mitgliedschaft  verbundenen  Rechte  und 
Pflichten  beginnen. 

§  5. 

Die  Ehrenrechte,  insbesondere  das  Recht  der  Theilnahme  an 
Berathungen,  Abstimmungen  und  Wahlen,  sowie  das  der  Annahme 
und  Fortführung  von  Aemtern  und  Aufträgen  werden  suspendirt: 

a)  wenn  ein  Mitglied  unter  gerichtliche  Guratel  gestellt  wird, 

b)  wenn  dasselbe  seine  Zahlungen  einstellt,  ohne  dass  über 
sein  Vermögen  der  gerichtliche  Concurs  eröffnet  wird  (§  6d), 

c)  wenn  wegen  eines  Vergehens  oder  Verbrechens,  welches  die 
Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  zur  Folge  haben 
kann,  ein  Mitglied  entweder  in  Anklagestand  versetzt  wird, 
oder  gegen  dasselbe  die  förmliche  Eröffnung  der  Unter- 
suchung erfolgt. 

Die  Suspension  wird  beendet  durch, 
zu  a)  Aufhebung  der  Guratel, 
zu  b)  Abfindung   der  Gläubiger  mittelst  Zahlung,    Erlasses    oder 

Stundung, 
zu  c)  Freisprechung  mittelst  rechtskräftigen  Erkenntnisses. 
Ueber   die    Voraussetzungen    der   Suspension    und    deren    Auf- 
hebung haben  die  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  zu  beschliessen  — 
soweit    thunlich  nach  Anhörung   des  Betheiligten    und   unter    dem- 
nächstiger  Benachrichtigung  desselben. 

§  6. 
Die  Mitgliedschaft  erlischt, 

a)  durch  den  Tod, 

b)  durch  freiwilligen,  den  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  schrift- 
lich anzuzeigenden  Austritt  aus  der  Corporation,  —  unbe- 
schadet der  fortdauernden  Verpflichtung  zur  TheilDahme  an 
den  Gorporationslasten  des  Kalenderjahres,  in  dessen  Ver- 
laufe die  Anzeige  erfolgt. 
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c)  bei  den  innerhalb  des  im  §  1  bezeichneten  Bezirks  wohnen- 
den Mitgliedern  dnrch  Einstellung  des  gewerbemässigen 
Betriebes  von  Handelsgeschäften  daselbst,  wenn  damit  ein 
Aufgeben  dieses  Wohnsitzes  verbunden  ist. 

d)  durch  Eröffnung  des  Concurses, 

e)  durch  rechtskräftige  Verurtheilung  wegen  eines  Vergehens 
oder  Verbrechens,  welches  die  Aberkennung  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  zur  Folge  haben  kann. 

Ausserdem  kann  ein  durch  seine  sonstige  Handlungsweise  der 
öffentlichen  Achtung  verlustig  gewordenes  Mitglied,  desgleichen  ein 
Mitglied,  welches  wiederholter  scliriftlicher  Mahnung  unerachtet,  fest- 
gestellte Beiträge  (§  32)  oder  Ordnungsstrafen  (§  29)  zu  entrichten 
versäumt,  nachdem  ihm  zuvor  Gelegenheit  zu  seiner  Verantwortung 
gegeben  worden,  durch  einen  mit  einer  Mehrheit  von  wenigstens 
zwei  Drittheilen  sämmtlicher  Aeltesten  abzufassenden  ßeschluss 
—  unter  Vorbehalt  der  Berufung  auf  die  endgültige  Entschei- 
dung der  General- Versammlung,  aus  der  Corporation  ausgeschlossen 
werden. 

n.  Abschnitt. 

Rechte  lind  Von  dou  Rechtou  und  Pflichten  der  Mitglieder. 

Pflichten   dor 
Mitglieder.  '     „ 

Die  Corporationsmitglieder  —  mit  Ausschluss  der  Frauen  über- 
haupt und  der  Actiengesellschaften  mit  der  im  §  2  bestimmten 
Maassgabe  —  sind,  insoweit  nicht  §  5  entgegensteht,  gleichmässig 
berechtigt  und  geeignet,  das  Wahlrecht  bei  der  Wahl  der  Aeltesten 
und  der  Rechnungscommission  auszuüben  und  zu  Mitgliedern  dieser 
CoUegien,  sowie  der  Vergleichs-Deputation  gewählt  zu  werden,  sowie 
an  den  Generalversammlungen  (§  28)  Theil  zu  nehmen. 

§  8. 
Die  Mitglieder  sind   ferner   berechtigt,    die    für  den  Handels- 
verkehr  bestimmten  Hülfsanstalten    der   Corporation    zu    benutzen, 
insbesondere  während  der  gesetzlich  bestimmten  Frist  Waaren  am 
Packhofe  Steuer-  und  zollfrei  lagern  zu  lassen. 

§  9. 
Jedes  wahlfähige  Mitglied  (§  7)  ist  zur  unentgeltlichen  Annahme 
und  Wahrnehmung  der  ihm  statutengemäss  durch  Auftrag  oder  Wahl 
übertragenen  Geschäfte  und  Aemter  verpflichtet,  sofern  dasselbe  nicht 
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geDügende  Eatschuldigangsgründe,  über  welche  die  Aeltesten  der 
Kaufmannschaft  zu  befinden  haben,  geltend  macht.  Als  solche 
Gründe  gelten: 

a)  anhaltende  Kränklichkeit, 

b)  die  bereits  übernommene  Verwaltung  anderer  Aemter,  aus 
denen  eine  Collision  mit  den  zu  übernehmenden  Functionen 
zu  besorgen  ist, 

c)  ein  Lebensalter  von  mindestens  sechszig  Jahren. 


IH.  Abschnitt. 

Von  den  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Corporation.  Q««»«*«»»™« 

Angelegen- 
heiten der 
§     lU.  Corporation. 

Die  Corporation  hat  die  Bestimmung,    die  Gesammtinteressen 
des  in  ihr  vertretenen  Handelsstandes  wahrzunehmen  und  zu  fördern. 

Die  gemeinsamen  Angelegenheiten  beziehen  sich  insbesondere  auf: 

a)  die  für  den  Handelsverkehr  bestimmten  öfTentlichen  An- 
stalten und  Einrichtungen,  insoweit  deren  Eigenthum,  Ver- 
waltung oder  Controle  der  Corporation  zukommt,  nament- 
lich also  die  Ordnung  und  Verwaltung  der  Börse, 

b)  die  der  Corporation  zustehenden  oder  noch  zuzugestehenden 
besonderen  Vermögens-  oder  sonstigen  Rechte  an  Grund- 
stücken, Capitalien,  Mobilien  und  milden  Stiftungen, 

c)  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Mitglieder  zu  der  Corporation 
als  Ganzem. 

§  11- 
Die  Corporation  wählt  und  präsentirt  die  zum  Besten  des  Han- 
dels innerhalb  des  im  §  1  bezeichneten  Bezirkes  öffentlich  anzu- 
stellenden Personen,  deren  Wahl  ihr  gesetzlich  zusteht  oder  noch 
zugestanden  werden  möchte,  insbesondere  Handelsmäkler,  Güter- 
bestätiger,  Schaffner,  Wäger,  Messer,  überhaupt  alle  zur  Feststellung 
der  Beschaffenheit,  Menge  oder  richtigen  Verpackung  von  Waaren 
irgend  einer  Art  öffentlich  anzustellenden,  desgleichen  die  Vorsteher 
der  milden  Stiftungen  St.  Georgy  und  St.  Annen  nach  dem  zwischen 
der  Stadt  Magdeburg  und  der  Kaufmannschaft  abgeschlossenen  Ver- 
trage vom  16.  August  1838. 
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IT.  Absdmitt. 

DieAeitesten  Voii  den  Aeltesteü  der  Kaufmannschaft. 

der  Kauf- 
mannschaft. «     ^^ 

Zur  Vertretung  der  Corporation  in  allen  Beziehungen  und  zur 
Verwaltung  ihrer  gemeinsamen  Angelegenheiten.,  insbesondere  zur 
Verfügung  über  ihr  Vermögen  und  zur  Verwaltung  oder  Mitverwal- 
tung milder  Stiftungen  ist  ein  aus  ihrer  Mitte  gewählter  Vorstand 
berufen,  welcher  die  Bezeichnung  „die  Aeltesten  der  Kaufmannschaft 
zu  Magdeburg^  führt. 

Die  Aeltesten  sind  Dritten  gegenüber  kraft  dieses  Statuts  und 
ihrer  Wahl  auch  zu  allen  denjenigen  Handlungen  und  Rechtsge- 
schäften ermächtigt,  zu  welchen  die  Gesetze,  insbesondere  die  §§  99 
bis  109,  Tit.  13,  Theil  I.  A.  L.  R ,  eine  Specialvollmacht  erfordern. 

Auch  innerhalb  der  Corporation  beschliessen  und  verfügen  sie, 
insoweit  nicht  dieses  Statut  ausdrücklich  ein  Anderes  bestimmt,  über 
alle  Angelegenheiten  der  Corporation,  ohne  Rückanfrage  bei  derselben, 
selbststandig  und  verbindlich. 

Innerhalb  der  gesetz-  und  statutmässigen  Grenzen  sind  sie  für 
ihre  Beschlüsse  und  Verfugungen  nur  der  Obrigkeit  und  ihrem  Ge- 
wissen verantwortlich. 

§  13.  . 
Der  Vorstand  (§  12)  besteht  aus  21  Mitgliedern  (Aeltesten), 
welche  —  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  §  1 5  —  auf  drei  Jahre 
aus  der  Mitte  der  wahlfähigen  (§  7)  Corporationsmitglieder  gewählt 
werden.  Alljährlich  scheiden  diejenigen  Aeltesten  aus,  deren  drei- 
jährige Functionszeit  abgelaufen  ist.  Die  Ausscheidenden  sind  wieder 
wählbar,  zur  Annahme  einer  Wiederwahl  aber  erst  nach  Ablauf  des 
auf  ihr  Ausscheiden  folgenden  Jahres  verpflichtet. 

§  14. 
Wahl  der  Di®    regelmässige  Wahl   erfolgt   alljährlich    in  der  ordentlichen 

Aeltesten.  General-VersammluHg  (§  28)  nach  relativer  Mehrheit  der  mittelst 
Stimmzettel  persönlich  abzugebenden  Stimmen.  Bei  Stimmengleich- 
heit entscheidet  das  Loos. 

§  15. 
In  derselben  Versammlung  werden,  insofern  nicht  die  Aeltesten 
eine  frühere   ausserordentliche  £rgänzung8wahl,    für  welche  alsdann 
dieselben  Bestimmungen  gelten,  als  angemessen  beschliessen,  ebenso 
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die  durch  Tod  oder  in  anderer  Art  im  Laufe  des  Jahres  ausser- 
gewöhnlich  eingetretenen  Yacanzen  ergänzt,  mit  der  Maassgabe,  dass 
der  Ersatzmann  nur  bis  zum  Ende  derjenigen  Periode  zu  fungiren 
hat,  auf  welche  der  Ausgeschiedene  gewählt  war. 

§  16. 
Alsbald  nach  beendigter  regelmässiger  Wahl  wählen  die  Aeltesten  Pr&sidiuni. 
aus  ihrer  Mitte  auf  ein  Jahr  einen  ersten,  einen  zweiten  und  einen 
dritten  Vorsteher.     Scheidet  ein  Vorsteher  im  Laufe  des  Jahres  aus, 
so  erfolgt  fQr  die  noch  übrige  Functionszeit  eine  Neuwahl    Die  aus- 
scheidenden Vorsteher  sind  wieder  wählbar. 

§  17. 
Die  Aeltesten  versammeln  sich,  so  oft  erforderlich,  auf  schrift-   vewamm- 
liehe  Einladung  des  ersten  Vorstehers.     Derselbe  ist  zur  Berufung      *""^' 
einer  Versammlung  verpflichtet,   wenn   mindestens  drei  Aelteste  die 
Berufung  beantragen.     Die  Versammlung  ist  beschlussfähig,   wenn 
mindestens   elf  Mitglieder  anwesend  sind.     Die  Aeltesten  sind  ver- 
pflichtet, sich  zu  den  Versammlungen  einzufinden. 

§  18. 
Den  Vorsitz  fuhrt  der  erste  Vorsteher.     Derselbe  eröffnet  und    vowitt. 
schliesst  die  Versammlungen,  handhabt  die  Ordnung  in  denselben, 
leitet  die  Vorträge,  Verhandlungen  und  Abstimmungen  und  verkündet 
die  Beschlüsse. 

§  19. 

Die  Beschlüsse  der  Aeltesten  werden  nach  absoluter  Stimmen-  BeschiuMc 
mehrheit  der  anwesenden  Mitglieder  gefasst.    Im  Falle  der  Stimmen- 
gleichheit entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Das  Verfahren  bei  Wahlen  bestimmt  sich  nach  §  14. 

§  20.  . 
Die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Aeltesten  werden  von 
dem  Secretair  der  Kaufmannschaft  protocollirt,  und  die  ProtocoUe  von 
dem  Vorsitzenden  und  wenigstens  noch  zwei  Mitgliedern,  welche  den 
Verhandlungen  beigewohnt  haben,  sowie  von  dem  Secretair  unter- 
zeichnet. 

§  21. 

Zu  den  einzelnen  Functionen,  welche  in  den  Geschäftskreis  der  oeschatta- 
Aeltesten  (§  12)  fallen,  gehören:  "'*'''• 
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a)  die  Erstatiang  der  von  öffeDtlicheD  Behörden  erforderten 
Gutachten  und  Berichte, 

b)  die  Abfassung  und  Einreichung  der  an  Behörden  in  Handels- 
angelegenheiten zu  richtenden  Anträge, 

c)  die  Wahl,  die  Anstellung  und  die  Beaufsichtigung  der  Cor- 
porationsbeamten,  insbesondere  des  Syndicus,  des  Secretairs 
der  Kaufmannschaft,  des  Rendanten  und  des  Boten,  welch' 
letzterer  die  Insinuationen  besorgen  und  beglaubigen  muss, 
und  der  zu  diesem  Zweck  von  dem  Königl.  Stadt-  und  Kreis- 
gericht  zu  Magdeburg  vereidet  vdrd,  sowie  die  Norniirung 
der  Anstellungsbedingungen, 

d)  die  Wahl  der  Mitglieder  der  Vergleichs- Deputation  (§§  35  flF.), 

e)  die  Erstattung  eines  alljährlich  an  den  Handelsminister  zu 
richtenden ,  sämmtlichen  Corporations  -  Mitgliedern  mitzu- 
theilenden  Berichts  über  die  Lage  und  den  Gang  des  Handeb) 
während  des  vorhergegangenen  Jahres, 

f)  die  Vorlegung  einer  alljährlich  über  ihre  Verwaltung  zu 
legenden  Rechnung,  aus  welcher  nach  der  Dechargirnng 
(§  34)  sämmtlichen  Corporations-Mitgliedern  gedruckte  Aus- 
züge mitzulheilen  sind, 

g)  die  Berufung  der  General-Versammlung  (§§  28  ff.)« 

§  22. 

Aus^chnssc.  Die  Acltesteu  können  für  einzelne  Verwaltungszweige  besondere 

Ausschüsse  aus  ihrer  Mitte  niedersetzen,  denselben  Aufträge  ertheilen 
und  von  ihnen  Berichte  erfordern.  Der  erste  Vorsteher  ist  in  allen 
Fällen  Mitglied  dieser  Ausschüsse. 

§  23. 

Den  Vorstehern  liegt  die  Ausführung  der  Beschlüsse  der  Aeltesten 
ob.  Sie  unterzeichnen  sämmtliche  Anfertigungen  und  Urkunden  und 
bedienen  sich  zur  Beglaubigung  eines  die  Symbole  des  Handels  und 
die  Umschrift  „Die  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  zu  Magdeburg^ 
tragenden  Siegels. 

§  24. 

Die  Vorsteher  können  einzelnen  Corporations-Mitgliedern,  auch 
wenn  dieselben  nicht  zu  den  Aeltesten  gehören,  besondere  Aufträge 
ertheilen  (§  9).  Vollmachten  zu  gerichtlichen  oder  anderen  Verhand- 
lungen, aus  welchen  der  Corporation  Rechte  oder  Verbindlichkeiten 
erwachsen,  haben  sie  gemäss  §  2A  auszufertigen. 
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§  25. 
Die  Vorsteher  fähren  die  Rolle   der  Corporations-Mitgiieder  und  veweichniss 
der  Firmen  derselben.    Eintragungen  und  Löschungen  in  der  Rolle  „tions^-Hit- 
erfolgen  nach  den  Beschlüssen  der  berufenen  Organe,  und  wird  dar-    gii^^er. 
über  den  Betheiligten  eine  gemäss  §  23  ausgefertigte  Bescheinigung 
zugestellt.     Ein  Verzeichniss    aller  eingetragenen  Corporations-Mit- 
giieder wird  alljährlich  durch  Aushang  (§  27;  und  den  betheiligten 
Behörden  auf  Erfordern  besonders  mitgetheilt.    Eine  gleiche  Bekannt- 
machung der  Namen  der  Äeltesten  erfolgt  nach  jeder  Aeltestenwahl. 

§  26. 

In  Behinderungsfällen  wird  der  erste  Vorsteher  in  allen  Func- 
tionen durch  den  zweiten,  wenn  aber  auch  dieser  behindert  ist,  durch 
den  dritten  Vorsteher,  und  sofern  letzterer  ebenfalls  behindert  sein 
sollte,  durch  die  übrigen  Äeltesten  vertreten,  deren  Reihefolge  sich 
hierbei  nach  der  längeren  Dauer  dieses  ihres  Amtes,  bei  gleicher 
Dauer  nach  dem  Lebensalter  bestimmt.  In  gleicher  Art  werden  auch 
der  zweite  und  der  dritte  Vorsteher  in  fiehinderungsfällen  vertreten. 

§  27. 

Bekanntmachungen  und  Mittbeilungen^  welche  die  Äeltesten  oder 
die  Vorsteher  an  die  Gesammtheit  der  Corporations-Mitgiieder  zu 
erlassen  haben,  gelten,  in  soweit  nicht  das  Statut  noch  andere  Formen 
vorschreibt,  als  gehörig  erfolgt,  wenn  sie  acht  Tage  lang  an  der 
Börse  ausgehängt  gewesen  sind. 

Y.  Abschnitt. 

Von  der  General-Versammlung. 

§  28. 

Alljährlich   in  der  zweiten  Hälfte   des  Monats  December  findet  oenerai-ver 
in  Magdeburg  eine  ordentliche  General- Versammlung  statt. 

Ausserordentliche  General- Versammlungen  werden  ebendorthin 
nach  dem  Ermessen  der  Äeltesten  berufen;  ihre  Berufung  muss  er- 
folgen, wenn  wenigstens  vierzig  Corporations-Mitgiieder  unter  Angabe 
des  Zwecks  und  der  Gründe  darauf  antragen. 

§  29. 

Die  theilnahmeberechtigten  Mitglieder  (§  7)  werden  mittelst 
Aushanges  (§  2i)  und  durch  besondere,  mindestens  8  Tage  vor  dem 

T.  Kaufmaan.  |^ 


Sammlung. 


J 
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Beschluss- 
fassunginder 
General  -Ver- 
sammlung. 


Yersammlungstage  durch  den  Boten  der  Corporation  zn  insinnirende 
oder  recommandirt  der  Post  aufzugebende  Gireulare  oder  Einladungs- 
schreiben berufen.  Mit  der  Berufung  ist  die  Anzeige  des  Tages,  der 
Stunde  und  des  Locales  der  Versammlung,  sowie  der  Berathungs- 
gegenstände  zu  verbinden. 

Bei  der  im  §  ?8  erwähnten  ordentlichen  General- Versammlung 
verfällt  jedes  ohne  rechtzeitige,  schriftliche  Entschuldigung  aus- 
bleibende Mitglied  in  eine  von  den  Äeltesten,  unter  Vorbehalt  der 
Berufung  auf  die  endgültige  Entscheidung  der  General- Versammlung 
festzusetzende,  zur  kaufmännischen  Unterstützungs-Easse  abzuführende 
Ordnungsstrafe  von  fünf  Thalern.  Eine  Vertretung  Abwesender 
findet  nicht  statt 

§  30. 

Der  Beschlussfassung  der  General- Versammlung  unterliegen: 

a)  der  Ankauf  und  der  Verkauf  von  Grundstücken, 

b)  die  Aufnahme  von  Anleihen, 

c)  die  Abänderung  oder  Ergänzung  des  Statuts, 

d)  die  Höhe  der  zur  Corporationskasse  einzuziehenden  laufen- 
den Jahresbeiträge  und  etwa  erforderlichen  ausserordent- 
lichen Beiträge  (§  32), 

e)  die  Wahl  der  Äeltesten  (§§  14  und  15), 

f)  die  Wahl  der  Commission  zur  Prüfung,  Abnahme  und  De- 
chargirung  der  Jahresrechnung  (§  34), 

g)  Beschwerden    über    die    Zurückweisung    von    Aufnahmege- 
suchen (§  4),  über  erfolgte  Ausschliessung  (§  6  in  f.)  und 
über  Festsetzung  einer  Ordnungsstrafe  (§  29), 
h)  Ermässigung   des  Eintrittsgeldes  (§  32)  in  einzelnen  Fällen 

auf  Antrag  der  Äeltesten, 
i)  die  für  die  General -Versammlung  bestimmten  Anträge  von 
Gorporations- Mitgliedern  —  mit  der  Maassgabe,    dass  die 
Äeltesten    an  Beschlüsse   der  General  -  Versammlung   rück- 
sichtlich    der    in    ihren     Geschäftskreis     fallenden    Ange- 
legenheiten   nicht   gebunden   sind,    für   welche   das   Erfor- 
derniss  einer  Genehmigung  der  General- Versammlung  nicht 
besteht. 
Eine   Beschlussfassung   in   der   auf  die  Einbringung   von  An- 
trägen   der    Corporations- Mitglieder    nächstfolgenden    General -Ver- 
sammlung  findet    nur   statt,    wenn   die  Anträs:e    so    zeitig   bei  den 
Äeltesten    eingebracht  wurden,    dass    mit  der  Berufnng  die  Anzeige 
des  Berathungsgegenstandes  (§  29)  nonh  zu  verbinden  war. 
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§  31. 
Auf  das  V.^ahren  in  den  General  -  Versammlungen  finden  die 
Bestimmnngen  der  §§  18  bis  20,  bei  allen  Wahlen  die  des  §  14 
mit  der  Maassgabe  Anwendung,  dass  zu  einem  gültigen  Beschlüsse 
über  Abänderung  oder  Ergänzung  des  Statuts  —  unter  Vorbehalt  der 
staatliehen  GenehmiguDg  —  eine  Mehrheit  von  zwei  Drittheilen 
sämmtlieher  theilnahmeberecbtigter  Gorporations  -  Mitglieder  erforder- 
lich ist,  und  dass  der  zu  allen  General- Versammlungen  zuzuziehende 
Syndicus  das  ProtocoU  zu  führen  und  mit  zu  vollziehen  hat, 
welchem  die  sämmtlichen  Bescheinigungen  über  die  ordnungsmässige 
Berufang  der  Versammlung  beigefügt  werden. 

TT.  Abschnitt. 

Von  den  Beiträgen  und  der  Kassenverwaltung.  Beitrsg«  und 

Kassen-Ver- 
g    QQ  waltnng. 

Jeder  in  die  Corporation  Aufzunehmende  hat  bei  der  Aufnahme 
ein  Eintrittsgeld  von  fünf  und  dreissig  Thalern  zu  entrichten.  Dieser 
Betrag  kann  au(  Antrag  der  Aeltesten  durch  Beschluss  der  General- 
Versammlung  allgemein  ermässigt  werden.  Von  dem  Eintrittegelde 
werden  aus  der  Corporationscasse  gemäss  Vertrages  vom  16.  August 
1838  fünf  Thaler  zur  Kasse  des  Stiftes  St.  Georgy  und  fünf  Thaler 
zu  der  des  Stiftes  St.  Annen  gezahlt. 

Ausserdem  hat  jedes  Mitglied  die  durch  Beschluss  der  General- 
Versammlung  (§  30  d)  festgestellten  laufenden  und  ausserordent- 
lichen Beiträge  zu  entrichten. 

§  33. 

Die  Aeltesten  haben  alljährlich  einen  die  ordentlichen  Einnahmen 
und  Ausgaben  umfassenden  Etat  aufzustellen,  welcher  dem  Ren- 
danten  als  Richtschnur  bei  der  Gassenverwaltung  dient. 

Zur  Leistung  ausseretatsmässiger  Ausgaben  bedarf  es  eines  Be- 
schlusses der  Aeltesten  und  einer  Anweisung  des  mit  dem  Kassen- 
wesen der  Corporation  betrauten  Vorstehers. 

§34. 

Die  Jahresrechnung  (§21  fg.)  wird  von  einer  regelmässig  auf 
zwei  Jahre  zu  wählenden  Commission  von  drei  Corporationsmitgliedern, 
die  nicht  zu  den  Aeltesten  gehören  dürfen,  ohne  Rückanfrage  bei 
der  General-Versammlung  und  ohne  weitere  Verantwortlichkeit  ge- 
prüft, abgenommen  und  dechargirt, 

14* 
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Tn.  Absehiiitt 

Vergleiche  Y<,„  jgp  VoT gleichs-DeputatioD. 

DepuUtion.  ^  '^ 

§  35. 
Die  VerKleichs-Deputation    (§  21   d.)    besteht   aus    fünf   wahl- 
fähigen (§  7)  CorporatioasmitgliederD ,    welche   unter   sich   (gemäss 
§  14)  einen  Vorsitzenden  wählen  und  regelmässig  vier  Jahre  lang 
fungiren. 

Corporationsmitglieder,  welche  vier  Jahre  lang  fungirt  haben, 
sind  zur  Annahme  einer  Wiederwahl  erst  nach  Ablauf  fernerer  vier 
Jahre  verpflichtet. 

§  36. 

Die  Aufgabe  der  Vergleichs-Deputation  besteht  darin,  diejenigen 
zu  diesem  Zwecke  bei  dem  Vorsitzenden  angemeldeten  Streitigkeiten 
in  Handelssachen,  bei  welchen  ein  Corporationsmitglied  als  Partei 
betbeiligt  ist,  nach  summarischer  Untersuchung  und  etwaiger  An- 
hörung Sachverständiger  durch  Vergleich  zu  erledigen. 

Die  Verhandlungen  erfolgen  entweder  in  ordentlichen  Sitzungen, 
über  welche  sich  der  Vorsitzende  ein  für  alle  Male  mit  den  Bei* 
sitzern  zu  vereinigen  hat,  oder  in  einer  von  ihm  zu  berufenden 
ausserordentlichen  Sitzung  —  und  zwar  unter  Zuziehung  des  Syn- 
dicus,  sofern  solche  von  der  Vergleichsdeputation  beschlossen  oder 
von  beiden  Theilen  beantragt  wird. 

§  37. 

Gelingt  die  Vermittlung  eines  Vergleiches,  so  ist  das  darüber 
aufzunehmende  ProtocoU  beiden  Theilen  znr  Unterschrift  vorzulegen 
und  von  den  Mitgliedern  der  Vergleichsdeputation  mit  zu  vollziehen. 

Vn.  Abschnitt 

Schluss-  und  Uebergangs-Bestimmungen. 

§  38. 

Die  Königliche  Regierung  zu  Magdeburg  ist  die  der  Corporation 
zunächst  vorgesetzte  Behörde. 

§  39. 
Die  nach  Maassgabe  der  Vorschriften  des  Statuts  vom  9.  April 
1825  gewählten  Personen  bleiben  für  die  Dauer  ihrer  Wahlperiode, 
die  Aeltesten  und  Stellvertreter   für   die   halbe   Dauer   ihrer  Wahl- 
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periode,  jedenfalls  aber  bis  zur  nächsteD    ordentlichen  General- Yer- 
Sammlung^  in  Function. 

Die  Yorsteber^ahl  findet  nach  der  ersten  ordentlichen  General- 
Yersammlnng  auf  Grnnd  dieses  Statuts  statt. 


c  Gesetz  Ober  die  Handelekammeni  vom  24.  Februar  1870.       ^TtJäZ- 

(GeS.-Samml.   7605.)  kammern. 

§  1. 

Die  Handelskammern   haben .  die  Bestimmung,    die    Gesammt-  ^^^^^  ^^^ 

,  Handels- 

Interessen  der  Handel-  und  Gewerbetreibenden  ihres  Bezirkes  wahr-  kammern. 
zunehmen,  insbesondere  die  Behörden  in  der  Förderung  des  Handels 
und   der  Gewerbe   durch  thatsächliche  Mittheiiungen,    Anträge    und 
Erstattung  von  Gutachten  zu  unterstützen. 

Die  Errichtung  einer  Handelskammer  unterliegt  der  Genehmi-  Enichtang. 
gung  des  Handelsministers. 

Bei  Ertheilung  dieser  Genehmigung  wird  zugleich  über  die  Zahl 
der  Mitglieder  und,  wenn  die  Errichtung  für  einen  über  mehrere 
Orte  sich  erstreckenden  Bezirk  erfolgt,  über  den  Sitz  der  Handels- 
kammer Bestimmung  getroffen. 

S  3. 

Zur  Theilnahme   an   der  Wahl   der  Mitglieder   sind   diejenigen    Actives 
Eaufleute  und  Gesellschaften   berechtigt,   welche   als  Inhaber   einer 
Firma  in  dem  für  den  Bezirk  der  Handelskammer  geführten  Hau-  ' 
delsregister  eingetragen  stehen. 

Mit  Genehmigung  des  Handelsministers  kann  jedoch  für  ein- 
zelne Handelskammern  nach  Anhörung  der  Betheiligten  bestimmt 
werden,  dass  das  Wahlrecht  ausserdem  durch  die  Veranlagung  in 
einer  bestimmten  Klasse  oder,  zu  einem  bestimmten  Satze  der  Ge- 
werbesteuer vom  Handel  bedingt  sein  soll. 

S  4. 
Zur  Theilnahme  an  der  Wahl  der  Mitglieder  sind  ferner  be- 
rechtigt die  im  Bezirke  der  Handelskammer  den  Bergbau  treibenden 
AUeineigenthümer  oder  Pächter  eines  Bergwerkes,  Gewerkschaften 
und  in  anderer  Form  organisirten  Gesellschaften  —  einschliesslich 
deijenigen,  welche  innerhalb  der  in  den  §§  210,  211   des  Allgemei- 
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nen  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1865  (Gesetz-Samml.  8.  749),  im 
§  1  des  Gesetzes  vom  22.  Februar  1869  (Gesetz-Samml.  8.  401) 
nnd  im  Artikel  XII  der  Verordnaog  vom  8.  Mai  1867  (Gesetz- 
Sammlung  S.  603)  bezeichneten  Landestbeile  Eisenerz-,  beziehungs- 
weise Stein-  oder  Braunkohlenbergbau  betreiben  —  insoweit  die 
Jahresproduction  einen  von  dem  Handelsminister  nach  den  örtlichen 
Verhältnissen  fär  die  einzekien  Handekkammern  zu  bestimmenden 
Werth  oder  Umfang  erreicht 

Die  fiscalischen  Bergwerke  sind  von  der  Theilnahme  an  der 
Wahl  ausgeschlossen. 

§  5. 

Die  Wahlstimme  einer  Actiengeseltscbaft  oder  einer  Genossen- 
schaft darf  nur  durch  ein  im  Handelsregister  eingetragenes  Vor- 
standsmitglied, die  jeder  anderen  Gesellschaft' nur  durch  einen  eben- 
daselbst eingetragenen,  persönlich  haftenden  Gesellschafter,  die  einer 
Gewerkschaft  oder  anderen  oben  bezeichneten  Gesellschaft  nur  durch 
den  Repräsentanten  oder  ein  Vorstandsmitglied,  die  einer  Person 
weiblichen  Geschlechts  oder  einer  unter  Vormundschaft  oder  Guratel 
stehenden  Person  nur  durch  den  im  Handelsregister  eingetragenen 
Procuristen  abgegeben  werden. 

§  6. 
Wer  nach  vorstehenden  Bestimmungen  in  demselben  Handels- 
kammer-Bezirk mehrfach  stimmberechtigt  ist,  darf  gleichwohl  nur 
eine  Wahlstimme  abgeben  und  hat  sich,  wenn  er  gleichzeitig  ^in 
mehreren  Wahlkreisen  des  Handelskammer-Bezirkes  stimmberechtigt 
ist,  vor  Ablauf  der  zu  Einwendungen  gegen  die  Wählerliste  be- 
stimmten Frist  zu  erklären,  in  welchem  Wahlkreise  er  seine  Stimme 
ausüben  will. 

§  7. 
PMsives  Zum  Mitgliede  einer  Handelskammer   kann   nur  gewählt  wer- 

Wahlrecht.     , 

den,  wer 

1.  das  fflndundz wanzigste  Lebensjahr  zurückgelegt  hat, 

2.  in    dem   Bezirke   der   Händelskammer    seinen   ordentlichen 
Wohnsitz  hat, 

3.  a^in  dem   für   den  Bezirk  der  Handelskammer   geführten 

Handelsregister  entweder  als  Inhaber  einer  Firma  oder 
als  persönlich  haftender,  zur  Vertretung  einer  Handels- 
gesellschaft befugter  Gesellschafter,  oder  als  Mitglied  des 
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Yoretandes  einer  Actiengesellschaft  oder  Genossenschaft 
eingetragen  steht, 
b)  oder  bei  einer  der  obbezeichneten  Bergbaa-Unternehmnngen 
im  ^  Bezirke    der  Handelskammer   als  Alleineigenthümer, 
'  Repräsentant  oder  Vorstandsmitglied  betheiligt  ist. 

§  8. 
Mehrere  Gesellschafter  oder  Vorstandsmitglieder  einer  und  der- 
selben Gesellschaft  dürfen  nicht  gleichzeitig  Mitglied  derselben  Han- 
delskammer sein. 

§  9. 
Diejenigen,   über  deren  Vermögen  der  Goncurs  (Falliment)  er- 
öffnet ist,  sind  bis  nach  Abschluss  dieses  Verfahrens,  und  diejenigen, 
welche   ihre  Zahlungen    eingestellt   haben,    während  der  Dauer  der 
Zahlungseinstellung  weder  wahlberechtigt  noch  wählbar. 

§  10. 
Mit   Genehmigung    des    Handelsministers    kann    ein    Handels-    Handeu- 
kammer-Bezirk  zum  Zwecke  der  Wahl  der  Mitglieder  in  engere  Be-    beüiX? 
zirke  eingetheilt  werden,   insofern  sich  aus  den  örtlichen  Verhält- 
nissen hierzu  ein  Bedürfniss  ergiebt. 

§  11. 

Für  jeden  Wahlbezirk  ist  bei  Einrichtung  einer  Handelskammer   L"te  der 
von  der  Regierung,  sonst  von  der  Handelskammer  selbst  eine  Liste    *tigtoT 
der  Wahlberechtigten   aufzustellen.     Dieselbe   wird  zehn  Tage  lang 
öffentlich  ausgelegt,    nachdem  die  Zeit  und  der  Ort  der  Auslegung 
in  den  letzten  zehn  Tagen  vorher  öffentlich  bekannt  gemacht  sind. 

Einwendungen  gegen  die  Liste  sind  xmter  Beifügung  der  er- 
forderlichen Bescheinigungen  bis  zum  Ablauf  des  zehnten  Tages  nach 
beendigter  Auslegung,  wenn  die  Handelskammer  eingerichtet  werden 
soll,  bei  der  Regierung,  sonst  bei  der  Handelskammer  selbst  anzu- 
bringen. Recurs  gegen  die  Entscheidung  der  Handelskammer  ist 
innerhalb  zehn  Tagen  bei  der  Regierung  einzulegen.  Letztere  ent- 
scheidet in  allen  Fällen  endgültig. 

§  12.  . 

Nach  erfolgter  Feststellung  der  Wählerliste  hat  für  jeden  Wahl- 
bezirk bei  Einrichtung  der  Handelskammer  ein  von  der  Regierung, 
sonst  ein  von  der  Handelskammer  aus  der  Zahl  ihrer  Mitglieder  zu 
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ernennender  Gommissarius  den  Wabltermin  zn  bestimmen  nnd  öffent- 
lich bekannt  zn  machen. 

S  13. 
wahiver-  Jq  ^q^  Wahlversammlnng  führt  der  ernannte  Gommissarins  den 

Vorsitz.  Es  wird  ein  Wahlvorstand  gebildet.  Zu  demselben  gehören, 
ansser  dem  Vorsitzenden,  ein  Stimmensammler  nnd  ein  Schriftfahrer, 
welche  von  den  anwesenden  Wahlberechtigten  ans  ihrer  Mitte  ge- 
wählt werden. 

§  u. 

Wahl.  Die  Wahl    erfolgt   nach    absoluter  Stimmenmehrheit  durch  ge- 

heime Abstimmung  mittelst  Stimmzettel,  welche,  ausser  den  oben 
erwähnten  Fällen,  von  den  Stimmberechtigten  persönlich  abzugeben 
sind.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Loos.  Ergiebt  sich  be^ 
einer  Wahl  in  der  ersten  Abstimmung  weder  eine  absolute  Stimmen- 
mehrheit, noch  Stimmengleichheit,  so  werden  diejenigen,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben,  in  doppelter  Anzahl  der  zu  Wäh- 
lenden auf  die  engere  Wahl  gebracht.  Falls  mehr  Personen,  als  die 
doppelte  Anzahl  der  zn  Wählenden,  die  relativ  meisten  Stimmen  er- 
halten, so  entscheidet  bei  Feststellung  der  Liste  der  auf  die  engere 
Wahl  zu  Bringenden,  unter  denen,  welche  gleich  viele  Stimmen  haben, 
das  Loos.  Ueber  die  Gültigkeit  der  Wahlzettel  entscheidet  der  Wahl- 
vorstand. Das  WahlprotocoU  ist  von  dem  Wahlvorstande  zu  unter- 
zeichnen. 

§  15. 

Die  Handelskammer  hat  das  Ergebniss  der  Wahl  öffentlich  be- 
kannt zu  machen. 

Einsprüche  gegen  die  Wahl  sind  binnen  zehntägiger  Frist  bei 
der  Handelskammer  anzubringen  und  von  der  Regierung  endgültig 
zu  entscheiden. 

§  16. 
Dauer  der  Dio  Mitglieder  der  Handelskammer  versehen  ihre  Stellen  in  der 
Regel  drei  Jahre  lang.  Am  Schlüsse  jeden  Jahres  werden  durch 
Neuwahl  zunächst  die  durch  den  Tod  oder  sonstiges  Ausscheiden 
vor  Ablauf  der  gesetzlichen  Zeit  erledigten  Stellen  wieder  besetzt. 
Im  Uebrigen  scheiden  von  den  Mitgliedern  am  Schlüsse  jeden  Jahres 
so  viele  aus,  dass  im  Ganzen  der  dritte  Theil  sämmtlicher  Stellen 
zur  Wiederbesetzung  gelangt.  Die  Ausscheidenden  bestimmt  das 
höhere  Dienstalter,  und  bei  gleichem  Alter  das  Loos. 

Gebt  die  normale  Gesammtzahl  der  Mitglieder  einer  Handels- 
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kämmet  bei  einer  Theilnng  durch  drei  nicht  ohne  Rest  anf ,   so   wird 
die  nächst  höhere  Zahl,   welche  eine  solche  Theilnng  zulässt,   der 
Berechnnng  des  ausscheidenden  Drittheiles  zn  Grnnde  gelegt 
Die  Aasscheidenden  können  wieder  gewählt  werden. 

§  17. 
Jeder  in  der  Person  eines  Mitgliedes  eintretende  Umstand,  wel- 
cher dasselbe,  wenn  er  vor  der  Wahl  vorhanden  gewesen  wäre,  von 
der  Wählbarkeit  ansgeschlossen  haben  würde,  hat  das  Erlöschen  der 
Hitgliedschaft  znr  Folge. 

§  18. 
Die  Handelskammer  kann  ein  Mitglied,  welches  nach  ihrem 
Urtheile  darch  seine  Handlungsweise  die  öffentliche  Achtung  verloren 
hat,  nach  Anhörung  desselben  durch  einen  mit  einer  Mehrheit  von 
wenigstens  zwei  Drittheilen  ihrer  Mitglieder  abzufassenden  Beschluss 
aus  ihrer  Mitte  entfernen;  es  steht  jedoch  dem  Betheiligten  gegen 
einen  solchen  Beschluss  der  Recurs  an  die  Regierung  offen. 

§  19. 
In  derselben  Art  kann  die  Handelskammer  ein  Mitglied,  gegen 
welches  ein  gerichtliches  Strafverfahren  eröffnet  wird,  bis  nach  Ab- 
schluss  desselben  von  seinen  Functionen  vorläufig  entheben. 

S  20. 

Die  Handelskammer  beschliesst  über  den  zur  Erfüllung  ihrer    Bndgeu 
gesetzlichen  Aufgabe   erforderlichen  Kostenaufwand  und  ordnet  ihr 
Kassen-  und  Rechnungswesen  setbstständig. 

Sie  nimmt  die  von  ihr  für  erforderlich  erachteten  Arbeitskräfte 
an,  setzt  die  Vergütungen  für  dieselben  fest  und  beschafft  die  nöthi- 
gen  Räumlichkeiten. 

§  21. 

Die  Mitglieder  versehen  ihre  Geschäfte  unentgeltlich.  Nur  die 
durch  Erledigung  einzelner  Aufträge  erwachsenden  haaren  Auslagen 
werden  ihnen  erstattet. 

§  22. 
Die    Handelskammer    hat   jährlich    einen    Etat    aufzustellen, 
öffentlich  bekannt  zu  machen  und  der  Regierung  mitzutheilen. 

§  23. 
Die  etatsmässigen  Kosten  werden  auf  die  sämmtlichen  Wahl-  Umlage  der 
berechtigten   nach  dem  Fusse  der  Gewerbesteuer  vom  Handel  ver- 
anlagt und  als  Zuschlag  zu  dieser  erhoben. 
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Die  nicht  zur  Gewerbesteuer  vom  Handel  veranlagten  Wahl- 
berechtigten werden  von  der  Handelskammer  alljährlich  nach  dem 
Umfange  ihres  Geschäftsbetriebes  im  vorhergehenden  Jahre  auf  einen 
fingirten .  Satz  der  Gewerbesteuer  vom  Handel  eingeschätzt  und  in 
diesem  Verhältnisse  zu  den  Kostenbeiträgen  herangezogen.  Die 
Betheiligten  werden  Seitens  der  Handelskammer  von  dieser  Ein- 
schätzung benachrichtigt.  Beschwerden  darüber  sind  binnen  zehn- 
tägiger Frist  bei  der  Handelskammer  anzubringen  und  unterliegen 
der  endgültigen  Entscheidung  der  Regierung« 

Die  Erhebung  der  Beiträge  geschieht  auf  Anordnung  der  Regierung. 

§  24. 

Einer  vorgängigen  Genehmigung  der  Regierung  bedarf  es,  wenn 
die  Beschaffung  des  Aufwandes  für  ein  Jahr  einen,  zehn  Procent  der 
Gewerbesteuer  vom  Handel  übersteigenden  Zuschlag  zu  derselben 
erfordert,   oder  wenn  der  vorgelegte  Etat  überschritten  werden  soll. 

Im  ersteren  Falle  kann  die  Regierung  die  etatsmässigen  Kosten 
in  der  Gesammtsumme  soweit  herabsetzen,  dass  der  zu  ihrer  Deckung 
erforderliche  Zuschlag  nicht  mehr  als  zehn  Procent  der  Gewerbe- 
steuer vom  Handel  beträgt. 

§  25. 

Die  Kostenbeiträge  können  unter  Genehmigung  der  Regierung 
auf  Antrag  der  Handelskammer  der  Gemeindekasse  oder  der  Staats- 
steuerkasse am  Sitze  der  Handelskammer  überwiesen  werden.  Die 
betreffende  Kasse  hat  alsdann  in  den  Grenzen  des  Etats  auf  die 
Anweisungen  der  Handelskammer  die  Zahlungen  zu  leisten  und  dar- 
über Rechnung  zu  legen. 

Die  Rechnungen  werden  von  der  Handelskammer  geprüft  und 
abgenommen.  — 

§  26. 

Präsidium.  Zu  Anfang  jeden  Jahres    wählt  die  Handelskammer  aus  ihrer 

Mitte  einen  Vorsitzenden  und  einen  Stellvertreter  desselben.  Im  Falle 
des  Ausscheidens  des  Vorsitzenden  oder  seines  Stellvertreters  vor 
der  gesetzlichen  Zeit  erfolgt  eine  Neuwahl  für  den  Rest  dieser 
Zeit.  — 

§  27. 

Sitzungen.  Die  Handelskammern  können  die  Oeffentlichkeit  ihrer  Sitzungen 

beschliessen.  Jedenfalls  sind  sie  verpflichtet,  den  Handel-  und  Ge- 
werbetreibenden ihres  Bezirkes  durch  fortlaufende  Mittheilung  von 
Auszügen  aus  den  Berathungsprotokollen,  ferner  am  Schlüsse  jeden 
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Jahres  in  einer  besonderen  Uebersicht  von  ihrer  Wirksamkeit  nnd 
von  der  Lage  nnd  dem  Gange  des  Handels  nnd  der  Gewerbe,  sowie 
summarisch  von  ihren  Einnahmen  nnd  Ausgaben  durch  die  öiFent- 
lichen  Blätter  Eenntniss  zu  geben. 

Ausgenommen  von  der  öffentlichen  Berathung  und  Mittheilung 
bleiben  diejenigen  Gegenstände,  welche  in  einzelnen  Fällen  den  Handels- 
kammern als  fär  die  Oeffenüichkeit  nicht  geeignet  befunden  werden. 

m 

§  28. 

Die    Beschlüsse     der   Handelskammern    werden   —    ausser   in  Beschlüsse. 
den  oben  bestimmten  Fällen  —  durch  Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Zur  Abfassung  eines  gültigen  Beschlusses  ist  die  Ladung  aller 
Mitglieder  unter  Mittheilung  der  Berathungsgegenstände  und  die  An- 
wesenheit von  mindestens  der  Hälfte  der  Mitglieder  erforderlich. 

üeber  jede  Berathung  ist  ein  ProtocoU  aufzunehmen. 

§  29. 

Die  Handelskammern  führen  ein  den  heraldischen  Adler  ent- 
haltendes Siegel  mit  der  Unterschrift  ^^Handelskammer  zu  (für)  .  .^^ 

Ihre  Ausfertigungen  werden  ausser  von  dem  Vorsitzenden  oder 
dessen  Stellvertreter  noch  von  mindestens  einem  Mitgliede  vollzogen. 

§  30. 
Die  näheren  Bestimmungen  über  den  Geschäftsgang  werden  von  Geschäfts- 
der  Handelskammer  in  einer  der  Regierung  mitzutheilenden  Geschäfts- 
ordnung getroffen. 

§  31. 
Der  Geschäftskreis  der  Handelskammern  wird  im  Allgemeinen 
durch  ihre  Bestimmung  begrenzt. 

§  32. 

Alljährlich  bis  spätestens  Ende  Juni  haben  die  Handelskammern  Han<\eittkam- 
über  die  Lage  und  den  Gang   des  Handels  während   des    vorherge- 
gangenen Jahres  an  den  Handelsminister  zu  berichten. 

Auch  in  anderen  Fällen  ist  ihnen  gestattet,  ihre  Berichte  un- 
mittelbar an  die  Centralbehörden  zu  erstatten. 

In  allen  Fällen  haben  sie  von  den  an  die  Centralbehörden  er- 
statteten Berichten  derjenigen  Provinzialbehörde,  in  deren  Geschäfts- 
kreis der  Gegenstand  fällt,  Mittheilung  zu  machen. 

§  33. 
An  denjenigen  Orten,    an  welchen  Handelskammern    ihren  Sitz    ^*°***'''" 

m&kler. 


Geschäfts- 
kreis. 


• 
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haben,  werden    von    diesen    die  Handelsmäkler  —    unter  Vorbehalt 
der  Bestätigung  der  Regierang  —  ernannt. 

§  34. 
Böraen.  Börsen  üud  andere  för   den   Handelsverkehr  bestehende  öffent- 

liche Anstalten  können  unter  die  Aufsicht   der  Handelskammer  ge- 
stellt werden. 

§  35.. 
Die  Verfassungen  und  Einrichtungen  der  bestehenden  Handels- 
kammern sind  mit  diesem  Gesetze  in  Uebereinstimmung  zu  bringen. 
Der  Handelsminister  hat  die  hierzu  erforderlichen  Anordnungen,  ins- 
besondere auch  über  den  Sitz,  die  Bezirke  und  die  Zahl  der  Mit- 
glieder der  einzelnen  Handelskammern  zu  treffen.  Bis  zu  den  in  Verbin- 
dung mit  diesen  Anordnungen  zu  bestimmenden  Zeitpunkten  bleiben  für 
die  bestehenden  Handelskammern  die  über  ihre  Verfassungen  und 
Einrichtungen  ergangenen  Gesetze,  Verordnungen  und  sonstigen  Be- 
stimmungen in  Kraft. 

§  36. 
Auf   die   zu    Berlin,   Stettin,   Magdeburg,    Tilsit,    Königsberg, 
Danzig,  Memel  und  Elbing  bestehenden  kaufmännischen  Gorporationen 
und  auf  das  Gommerz-GoUegium  zu  Altona  findet  dieses  Gesetz  keine 
Anwendung. 

§  37. 
Die  in  diesem  Gesetze   den  Regierungen    zugewiesenen   Func- 
tionen werden  von  den  Bezirksregierungen  und,  wo  diese  nicht  be- 
stehen, von  den  ihnen  entsprechenden  Landespolizei-Behörden  ausgeübt. 


d.  Beispiel  der  Geschäfts-Ordnung  einer  Preussischen  Handelskammer. 

Mit  Bezug  auf  den  §  30  des  Handelskammer -Gesetzes  vom 
24.  Februar  1870  hat  die  Handelskammer  zu  ...  .  nachstehende 
Geschäftsordnung  festgestellt. 

§  1. 
Gesch&fts-  Der  Vorsitzende  empfängt  und  eröffnet  die  eingehenden  Schreiben 

Ordnung  einer  ^^^  vöTsicht  dieselben  mit  dem  Präsentatum;  doch  steht  es  ihm  frei, 

Prenssiscben  '  ' 

Handele-    ciu   audercs   in  ...  .  wohnhaftes  Mitglied  der  Kammer  oder  deren 
kammer.    gg^jj-e^jaii.  2u  ermächtigen,  in  geeigneten  Fällen  an  seiner  Stelle  diese 

Geschäfte  wahrzunehmen. 

Die  eingegangenen  Actenstücke  etc.  sind   dem  Secretair  behuf 

Eintrags  und  Einordnung  in  die  bezügt.  Acten  mitzutheilen. 
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§  2. 

Einsicht  der  Acten  steht  allen  Mitgliedern  der  Kammer  frei. 

Desrallsige  Wünsche  sind  an  den  Secretair  zu  richten,  der  je- 
doch die  Acten  nur  in  der  Registratur  vorlegen  darf,  falls  ihm  nicht 
eine  schriftliche  Empfangsbescheinigung  übergeben  wird. 

Nur  der  Vorsitzende  kann  Acten  der  Handelskammer  auch  ohne 
Empfangsbescheinigung  jederzeit  verlangen. 

§  3. 

für  die  Handelskammer  besteht  ein  Ausschuss,  aus  den  in  der  Ausschuse 
Stadt  ....  wohnenden  Mitgliedern  zusammengesetzt,  welcher  neben  dei>knmmer. 
und  mit  dem  Vorsitzenden  die  laufenden  Geschäfte,  soweit  solches  ohne 
Mitwirkung  der  Plenar-Versammlung  thunlich  oder  bei  eiligen  Sachen 
noth wendig  ist,  zu  erledigen,  die  Berathungen  der  Plenar- Versamm- 
lungen vorzubereiten  und  deren  Beschlüsse  auszuführen  hat,  soweit 
Letzteres  vom  Vorsitzenden  allein  nicht  wohl  geschehen  kann. 

Die  Versammlungen  des  Ausschusses  sollen  regelmässig  alle 
zwei  Wochen  abgehalten  und  zu  denselben  die  Mitglieder  des  Aus- 
schusses speciell  eingeladen  werden. 

Alle  übrigen  Mitglieder  der  Handelskammer  haben  bei  den  Aus- 
schuss-Verbandlungen  freien  Zutritt  und  können  sich'  an  den  Bera- 
thungen betheiligen,  im  Uebrigen  sind  die  Ausschuss-Sitzungen  nicht 
öffentlich,  jedoeh  ist  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  kurze  Referate 
über  dieselben  durch  die  Presse  zu  veröffentlichen. 

üeber  das  Ergebniss  der  Ausschuss-Sitzungen  hat  der  Secretair 
eine  Registratur  aufzunehmen,  welche  die  erheblicheren  Berathungs- 
gegenstände,  Anträge  und  Beschlüsse  ersehen  lässt. 

§  4. 
Die  Berufung  ausserordentlicher  Ausschuss-Sitzungen  hängt  vom 
Ermessen  des  Vorsitzenden  ab. 

§  5. 

Die  Plenar- Versammlungen  der  Handelskammer  finden  als  regel-  pienar-ver- 
mässige  vorläufig  alle  zwei  Monate  statt,  und  zwar  am  zweiten  Mon-  d«r  alldla»- 
tage  des  betreifenden  Monats.     Sofern  dieser  Tag  ein  Festtag  sein    kammer. 
sollte,  findet  die  Sitzung  am  folgenden  Montage  statt. 

Die  Sitzungen  sollen  Vormittags  präcise  10  Uhr  beginnen. 

Die  ausserordentlichen  Plenar- Versammlungen  sind  an  eine  be- 
stimmte Zeit  naturgemäss  nicht  gebunden,    kOnnen  vielmehr   nach 


i 
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Bedürfniss  nnd  nach  dem  Ermessen  des  Vorsitzenden  jederzeit  be- 
rufen werden. 

§  6. 

Alle  Mitglieder  müssen  zu  den  Plenar- Versammlungen  schriftlich 
unter  Beifügung  der  Tagesordnung  geladen  werden. 

Zu  den  regelmässigen  Plenar -Versammlungen  soll  die  Ladung 
mindestens  sechs  Tage  vor  der  Sitzung  abgefertigt  werden;  zu  den 
ausserordentlichen  Versammlungen  möglichst  zeitig,  mindestens  aber 
drei  Tage  vor  dem  Sitzungstage. 

Die  Mitglieder  müssen  die  Ladung  schleunigst  und  thunlichst 
umgehend  mit  darunter  gesetzter  Empfangsbescheinigung  an  die 
Handelskammer  zurücksenden,  die  beigefügte  Tagesordnung  aber 
zurückbehalten,  um  selbige  in  der  Sitzung  2nr  Hand  zu  haben. 

§  7. 

In  den  Plenar-Versammlungen  leitet  der  Vorsitzende  bezw. 
dessen  Stellvertreter  die  Verhandlungen;  er  ertheilt  oder  entzieht 
das  Wort,  eröffnet  und  schliesst  die  Discussion  über  die  einzelnen 
Berathnngsgegenstände,  bestimmt  die  Art  der  Abstimmung  und 
constatirt  deren  Ergebniss. 

Der  Vorsitzende  hat  ferner  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  in  ge- 
eigneten Fällen  die  zu  erörternden  Gegenstände  durch  schriftliche 
oder  mündliche  Referate  vorbereitet  werden;  er  vertheilt  die  des- 
fallsigen  Arbeiten  nach  seinem  Ermessen  und  haben  sich  alle  Mit- 
glieder seinen  betreffenden  Aufträgen  und  Anordnnngen  im  Interesse 
eines  geordneten  Geschäftsganges  zu  unterziehen. 

Die  Vertheilung  der  Vorarbeiten  für  die  Jahresberichte  bleibt 
dem  Ausschusse  vorbehalten,  der  solche  spätestens  im  Januar  jeden 
Jahres  vorzunehmen  hat. 

S  8. 

Die  Plenar-Versammlungen  sind  für  sämmtliche  Standesgenossen 
und  für  die  Vertreter  der  Presse  öffentlich. 

Gegenstände  jedoch,  welche  von  Behörden  als  vertraulich  be- 
zeichnet werden,  desgleichen  alle  Angelegenheiten,  welche  bestimmte 
Personen  betreffen,  endlich  alle  Gegenstände  der  Berathung,  welche 
nach  der  Ansicht  des  Vorsitzenden  zweckmässig  in  vertraulicher 
Sitzung    verhandelt  werden,    sind  der  öffentlichen  Sitzung  entzogen. 

Alle  derartigen  Sachen  sollen  thunlichst  nach  Erledigung  der 
öffentlich  zu  verhandelnden  Angelegenheiten,  also  am  Schlüsse  der 
Sitzungen,  zur  Besprechung  und  Abstimmung  gebracht  werden,  da- 
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mit  für  die  Zuhörer  darch  UnterbreeiiangeD  der  öffentlichea  Sitzung 
keine  Unannehmlichkeiten  entstehen. 


S  9. 
Alle   an   die   Handelskammer    zu  richtenden   Anträge    müssen 
schriftlich  dem  Vorsitzenden  eingereicht  werden. 

Dieses  gilt  insbesondere  auch  von  Anträgen,  welche  Mitglieder 
der  Handelskammer  in  Bezug  auf  nicht  in  die  Tagesordnung  auf- 
genommene Gegenstände  in  den  Plenar-Yersammlnngen  zur  Dis- 
cussion  gebracht  zu  sehen  wünschen.  Derartige  Anträge  sollen  der 
Regel  nach  9  Tage  vor  der  Sitzung  dem  Vorsitzenden  schriftlich 
mit  Unterschrift  eingereicht  werden;  andernfalls  ist  der  Vorsitzende 
berechtigt,  den  Antrag  aus  der  betreifenden  Sitzung  zurückzuweisen. 

Nur  ausnahmsweise  soll  es  gestattet  sein,  wenn  die  Versamm- 
lung die  Dringlichkeit  des  Gegenstandes  anerkennt,*  die  Discussion 
über  verspätet  oder  nur  mündlich  eingebrachte  Anträge  zu  eröffnen. 


Antrage  an 

die   HaDdelg- 

k  am  in  er. 


§  10. 

In  den  Plenar- Versammlungen  muss  vom  Secretair  oder,  bei 
dessen  Behinderung,  von  einem  dazu  vom  Vorsitzenden  beauftragten 
Mitgliede  der  Handelskammer  ein  am  Schlüsse  der  Sitzung  vorzu- 
lesendes ProtocoU  geführt  werden,  welches  die  zur  Besprechung 
gelangten  Gegenstände  und  die  gefassten  Beschlüsse  erkennen 
lassen  muss« 

Aus  diesem  ProtocoUe  hat  der  Secretair  über  die  öffentlich  ver- 
handelten Angelegenheiten  einen  Auszug  anzufertigen  und  diesen 
möglichst  bald  den  sämmtlichen  politischen  Blättern  des  Bezirks  der 
Handelskammer  gleichzeitig  mitzutheilen.  Lehnt  eines  der  betr. 
Blätter  ausdrücklich  oder  stillschweigend  den  unentgeltlichen  Abdruck 
dieser  Auszüge  ab,  so  hat  dasselbe  keinen  Anspruch  auf  femerweite 
Zusendung  der  Protocoll-Extracte. 


Protocoll. 


8  11. 

Für  dazu  geeignete  Berathungsgegenstände  kann  der  Vorsitzende 
nach  seinem  firmessen  auch  Nichtmitglieder  zu  den  Ausschuss- 
sitzungen  und  zu  den  Plenar -Versammlungen  behufs  Abgabe  von 
Gutachten  einladen.  Diese  Personen  können  sich  an  der  Berathung 
der  betreffenden  Gegenstände  betheiligen,  Stimmrecht  steht  denselben 
nicht  zu. 


Hinzasi«- 
huDfi^  von 
Nichtniit- 
gliedern. 
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Ausferti' 
gangen. 


Rechnungs* 
fttfarung. 


§  12. 

Alle  Ausfertigangen  müssen  von  dem  Vorsitzenden  oder  dessen 
Stellvertreter  und  daneben  von  einem  Mitgliede  der  Handelskammer 
unterschrieben  werden. 

Die  Concepte  sind  von  denselben  Personen,  welche  die  Aus« 
fertigung  vollziehen,  zu  signiren. 

Wohnt  der  Vorsitzende  bezw.  dessen  Stellvertreter  nicht  am 
Sitze  der  Handelskammer,  so  kann  in  eiligen  Fällen  ein  vom  Vor- 
sitzenden zum  Voraus  zu  designirendes  Mitglied  mit  der  Clausel 
„Für  den  Vorsitzenden  kraft  Auftrags^  denselben  bei  der  Unter- 
schrift vertreten. 

§  13. 

Die  aus  der  Gasse  der  Handelskammer  zu  leistenden  Zahlungen 
und  die  für  dieselbe  zu  erhebenden  Einnahmen  hat  ein  am  Sitze  der 
Handelskammer  wohnendes  Mitglied,  welches  vom  Vorsitzenden  dazu 
designirt  wird,  als  „Rechnungsführer^  zu  verwalten,  welcher  darüber 
ordnungsgemäss  Rechnung  zu  führen  hat. 

Ohne  Anweisung  des  Vorsitzenden  dürfen  Zahlungen  nicht  er- 
hoben resp.  geleistet  werden. 

§  14. 
Abänderungen    oder    Ergänzungen    dieser    Geschäfts  -  Ordnung 
können  nur  durch  Beschluss  der  Plenar- Versammlung  erfolgen. 


Beispiel  eines 
Statuts  der 
Landwirth- 
schaftlichen 
Central -Ver- 
eine in 
PreuBsen. 


Zweck  des 
Vereins. 


Mitglieder. 


Statut  des  Baltischen  Centralvereine  zur  Befiirderung  der 

LandwirthechafL 

Bestätigt  am  1.  Juli  1878. 

(Beispiel  eines  Statuts  der  Landwirtbschaftlichen  Gentral-Vereine  in  Preussen.) 

Zweck  und  Umfang  des  Vereins. 

§  1. 
Der  Baltische  Centralverein  zur  Beförderung  der  Landwirthschaft 

bildet  den  Vereiuigungspunkt  für  landwirthschaftliche  und  verwandte 
Vereine;  er  ist  zur  Zeit  Doternehmer  der  Landwirthschaftsschule, 
des  pomologischen  Instituts,  des  botanischen  Gartens  und  einer  land- 
wirtbschaftlichen Gontrolstation  für  künstlichen  Dünger,  Futtermittel 
und  Sämereien  in  Eldena. 

Der  Centralverein  besteht  augenblicklich  aus  folgenden  Vereinen : 
1.  den    landwirtbschaftlichen   Vereinen    zu   Anclam,    Demmin, 
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Franzburg,  Greif swald,  Grimmen,  Pasewalk,  Rügen,  Treptow 
und  Tribsees, 

2.  den  Vereinen  kleinerer  Landwirthe  zu  Barth,  Reinberg,  Use- 
dom und  Wnsterhnsen, 

3.  dem  Gartenbau-Verein  für  Neu- Vorpommern  und  Rügen, 

4.  dem  Baltischen  Pferdezucht- Verein, 

5.  dem  Baltischen  Gentralverein  für  Bienenzucht, 

6.  dem  Baltischen  Gentralverein  für  Thierzucht  und  Thierschutz 
mit  Sectioneu  für  Ornithologie,  Ichthyologie  und  für  die  Zucht, 
kleinerer,  nützlicher  Thiere. 

Die  vorstehend  erwähnten  Vereine  zahlen  an  die  Kasse  des 
Gentral Vereins  für  jedes  ordentliche  Mitglied  ad  1 :  4,50  Mark,  ad  2 : 
2  Mark,  ad  3:  1  Mark,  ad  4:  2  Mark,  ad  5:  0,50  Mark,  ad  6:  1  Mark. 

Sitz  und  Gerichtsstand. 

§  2. 
Der  Baltische  Gentralverein  hat  seinen  Sitz   und  Gerichtsstand  ®'.'*  ""^  °*' 
in  der  Stadt  Greifswald. 

Aufnahme  von  Zweigvereinen. 

§  3. 

Die  Anmeldung  zum  Zweck  der  Aufnahme  von  Vereinen  erfolgt     z^^eig- 
bei  dem  Hauptdirector. 

Die  Höbe  des  zur  Kasse  des  Gentral  Vereins  zu  leistenden 
Jahresbeitrages  wird  zwischen  dem  Gesammt -Vorstande  und  dem 
beitretenden  Vereine  vereinbart. 

üeber  die  Aufnahme  beschliesst  der  Gesammt- Vorstand. 

Falls  der  Beitritt  im^Laufe  des  Etatsjahres  erfolgt,  ist  der  volle 
Jahresbeitrag  zu  zahlen. 

Der  Austritt  eines  Vereins  ist  nur  zum  Ende  des  Etatsjahres 
und  nach  vorgängiger  sechsmonatlicher  Kündigung  statthaft,  vorbehalt- 
lich der  Verhaftung  desselben  für  etwa  durch  Specialbeschluss  ein- 
gegangene Verpflichtungen. 

Vereinsmitglieder. 

§  4. 
Die  zahlenden  Mitglieder  der  Zweigvereine  sind  die  ordentlichen    Vereins- 
Mitglieder  des  Centralvereins  und  haben  als  solche  in  dessen  Ver-  •»»'«"«der. 
Sammlungen  Sitz  und  Stimme.     Gleiche  Rechte,   ohne  zur  Zahlung 
eines  Beitrages  verpflichtet  zu  sein,  haben  die  von  dem  Gentralverein 

V.  Kaufmann.  15 
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oder  den  Zweigvereinen  ernanaten  ansserordentlichen ,  correspondi- 
renden  und  Ehrenmitglieder. 

vermsgen.  Vermögen  des  Vereins. 

§  6. 
Das  Vermögen  des  Baltischen  Central  Vereins  besteht: 

1.  ans  den  an  denselben  abzuführenden  Beiträgen  der  Zweig- 
vereine, 

2.  ans  den  Subventionen,    die    ihm    aus    Staats-,  Provinzial-, 
.  Kreis-  und  Gommunalfonds  zufliessen, 

3.  aus  den  sonst  ihm  etwa  zufallenden  oder  von  ihm  erwor- 
benen Vermögensobjecten. 

Verpflichtung  Verpflichtungen  der  Zweigvereine. 

der  Zweig- 
vereine. §    O» 

Die  Zweigvereine  verpflichten  sich  durch  den  Änschluss  an  den 
Centralverein  dem  Hauptdirector 

1.  spätestens  zum  Schluss  des  Kalenderjahres  ein  Verzei(Aniss 
ihrer  Mitglieder  und  zu  der  von  dem  Hauptdirector  zu  be- 
stimmenden Zeit  einen  Etat -Entwurf  über  ihre  Einnahmen 
und  Ausgaben  alljährlich  einzureichen, 

2.  einen  Bericht  über  die  Vereinsthätigkeit  und  über  den  Zu- 
stand der  Landwirthschaft  in  dem  Vereinsbezirke  nach  Be- 
stimmung des  Hauptdirectors  alljährlich  zu  erstatten, 

3.  über  die  von  ihnen  abzuhaltenden  Thierschauen  und  Aus- 
stellungen mit  genauer  Angabe  der  verwandten  Prämien 
innerhalb  14  Tagen  nach  den  Ausstellungen  speciell  zu 
berichten, 

4.  die  von  dem  Hauptdirector  oder  den  Staatsbehörden  ge- 
stellten Fragen  einer  eingehenden  Erörterung  und  Beant- 
wortung zu  unterziehen,  und  Berichte  über  den  Ausfall  der 
Ernte  und  über  aussergewöhnliche  Erscheinungen  einzu- 
reichen, 

5.  die  Tagesordnung  ihrer  Sitzungen  vor  diesen  und  die  darauf 
gefassten  Beschlüsse  binnen  14  Tagen  nach  den  Sitzungen 
einzusenden. 

Rechte  der  Rcchte  dor  Z w ci g V er oiu 0. 

vereine.  §     •  • 

Durch  den  Änschluss  an  den  Centralverein  erwerben  die  Zweig- 
vereine, resp.  ihre  Mitglieder,  die  folgenden  Rechte: 
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1.  Die  Mitglieder  derjenigen  Zweigvereine,  welche  einen  Bei- 
trag von  mindestens  2  Mark  pro  Mitglied  an  die  Kasse  des 
Gentralvereins  zahlen,  erhalten  die  von  dem  Letzteren 
herausgegebene  Vereinsschrift  unentgeltlich  gegen  Zahlung 
der  Postprocura;  ein  Gleiches  ist  der  Fall  bei  den  Vor- 
standsmitgliedern der  einen  geringeren  Beitrag  zahlenden 
Vereine.  Die  Mitglieder  der  letztgedachten  Vereine  erhalten 
die  Vereinsschrift  für  den  Abonnementspreis  von  1  Mark 
pro  anno,  neben  Zahlung  der  Postprocura. 

2.  Die  Zweigvereine  nehmen  nach  Maassgabe  der  Beschlüsse 
des  Gesammtvorstandes  Antheil  an  den  Subventionen,  welche 
von  der  Staatsregierung  dem  Centralverein  zur  Beförderung 
der  Landwirthschaft,  zu  Thierschauen  oder  sonstigen  Zwecken 
überwiesen  werden,  sowie  überhaupt  an  allen  Vortheilen, 
welche  durch '  die  Institute  der  sonstigen  Einrichtungen  der 
Centralverein  seinen  Mitgliedern  zu  gewähren  im  Stande  ist 
und  haben 

3.  das  Recht,  ihre  Eingaben  an  die  Staatsbehörden  durch  den 
Centralverein  begutachten  und  befördern  zu  lassen. 

Vorstand  des  Gentralvereins.  vormnd  des 

n    Q  Centr«l- 


An  der  Spitze  des  Gentralvereins  steht: 

1.  Der  Hauptdirector, 

2.  der  Gesammt- Vorstand. 

üauptdirector  und  Stellvertreter. 

§  9. 

Der  Hauptdirector  und  für  diesen  ein  Stellvertreter  werden  von 
dem  Gesammt- Vorstand  aus  der  Zahl  der  ordentlichen  Mitglieder 
des  Gentralvereins  auf  3  Jahre  gewählt  und  treten  ihr  Amt  mit 
dem  Beginn  des  Etatsjahres  an.  Scheidet  der  Hauptdirector  oder  der 
Stellvertreter  vor  Ablauf  der  Wahlperiode  aus,  so  ist  baldmöglichst 
zur  Neuwahl  zu  schreiten.  Letztere  erfolgt  nur  auf  den  Rest  der 
Wahlperiode  des  Ausgeschiedenen. 

Die  Wahl  erfolgt  in  einzelnen  Wahlgängen  mittelst  Stimmzettel 
durch  absolute  Stimmenmehrheit.  Wird  diese  nicht  erreicht,  findet 
eine  engere  Wahl  zwischen  den  beiden  Mitgliedern  statt,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet 
das  Loos. 

Deber  die  Wahlhandlung  ist  ein  ProtocoU  aufzunehmen,  welches 

15  • 


Vereins. 


4 
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von  dem  Vorsitzenden,  dem  Protocollführer  und  zwei  bei  der  Wahl 
fangirenden  Stimmzählern  zu  vollziehen  ist. 

Dem  Hauptdirector  nnd  seinem  Stellvertreter  werden  die  von 
ihnen  in  Ansfibnng  ihres  Amtes  erwachsenen  haaren  Auslagen  aus 
der  Yereinskasse  erstattet. 

§  10. 

Der  Hauptdirector  vertritt  die  landwirthschaftlichen  Interessen 
des  Yereinsbezirks  gegenüber  den  Königlichen  Behörden,  dem  Landes- 
OecoDomiecollegium  und  Landwirthschaftsrathe,  erstattet  alle  von 
diesen  eingeforderten  Berichte  und  Gutachten,  vermittelt  die  6e. 
Schäftsverbindung  zwischen  den  Behörden  und  den  Zweigvereinen, 
entwirft  die  Jahresetats  und  controlirt  die  Gassenführung  des  Vereins. 

Berichte  in  wichtigen  Angelegenheiten  von  principieller  Bedeu- 
tung sind  in  der  Regel  nur  nach  vorgängiger  Berathung  und  Be- 
schlussfassung des  Gesammt-Yorstandes  zu  erstatten.  Jeder  Bericht 
ist  aber  dem  Gesammt-Yorstande  in  der  nächsten  Sitzung  zur 
Eenntniss  zu  bringen. 

§11- 
Der  Hauptdirector  führt   den  Vorsitz    in   den    Vorstands-   und 

General- Versammlungen,  besorgt  die  Kassengeschäfte,  sowie  die  lau- 
fenden Geschäfte  des  Centralvereins,  soweit  solche  nicht  in  Rechts- 
geschäften bestehen,  und  zeichnet  unter  der  Firma: 

„Der  Haaptdirector  . des  Baltischen  Gentralvereins  zur 
Beförderung  der  Landwirthschaft.*^. 
Bei  Rechtsgeschäften  und  namentlich  in  den  Fällen,  in  denen 
dritten  Personen  gegenüber  Vermögensrechte  erworben  oder  aufge- 
geben oder  Verbindlichkeiten  eingegangen  werden  sollen,  bedarf  es 
der  Mitwirkung  resp.  Mitzeichnung  des  Stellvertreters,  bei  dessen 
Yerhinderung  der  Mitwirkung  eines  Mitgliedes  des  Gesammt  -  Vor- 
standes, welches  von  diesem  für  solche  Fälle  gewählt  wird.  Mit 
dieser  Maassgabe  ist  der  Hauptdirector  auch  zu  Erklärungen  bei 
den  Grundbuchämtern,  namentlich  zu  Auflassungserklärungen,  befugt. 

§12. 

Der  Stellvertreter  des  Hauptdirectors  vertritt  diesen  in  allen 
Yerhindernngsfällen  mit  denselben  Befugnissen. 

Die  Legitimation  des  Hauptdirectors,  des  Stellvertreters  und 
des  event.  mitwirkenden  Mitgliedes  des  Gesammt- Vorstandes  (§  11 
alin,  2)  wird  erforderlichenfalls  durch  ein  auf  Grund  des  Wahlpro- 
tocoUs  ausgestelltes  Attest  des  Königl.  Landrathsamtes  desjenigen 
Kreises,  in  welchem  der  Verein  seinen  Sitz  hat,  geführt. 
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Generalsecretair. 

§13. 
Von  dem  Gesammt  -  Vorstand  wird  ein  „Generalsecretair*'  des 
Vereins  gewählt,  welcher  der  Bestätigung  des  Ministers  für  land- 
wirthschafUiche  Angelegenheiten  bedarf.  Die  Wahl  erfolgt  auf  drei 
Jahre,  jedoch  mit  der  Maassgabe,  dass  beiden  Theilen  eine  Kündi- 
gung mit  sechsmonatlicher  Frist  zum  Beginn  des  Etatjahres  zu- 
steht. 

Der  Generalsecretair,  welcher  eine  feste  Remuneration  bezieht, 
hat  alle  schriftlichen  Arbeiten  und  Bur^augeschäfte  ingleichen,  so- 
fern nicht  ein  besonderer  Rendant  angestellt  wird,  auch  die  Kassen- 
geschäfte zu  besorgen,  die  Bibliothek  und  das  Archiv  unter  seine 
Aufsicht  zu  nehmen,  die  von  dem  Gentralverein  herausgegebene  land- 
wirthschaftliche  Vereinsschrift  zu  redigiren  und  überhaupt  diejenigen 
Functionen  zu  übernehmen,  welche  ihm  von  dem  Gesammt- Vorstande 
nach  Maassgabe  einer  von  «diesem  zu  beschliessenden  Dienst-Instruc- 
tion  übertragen  werden. 

Rendant.   Vereins-Chemiker. 

§  14. 
Der  Gesammt- Vorstand  ist  befugt,    zur  Besorgung  der  Kassen- 
geschäfte einen  Rendanten,   sowie   einen  Vereins-Chemiker  auf  drei 
Jahre,  jedoch   unter   Vorbehalt   einer   beiden  Theilen  freistehenden 
sechsmonatlichen  Kündigung,  anzustellen. 

Die  Geschäftsführung  dieser  Beamten  wird  durch  eine  von  dem 
Gesammt-Vorstande  festzustellende  Instruction  geregelt. 

Die  diesen  Beamten  zu  gewährende  Remuneration  wird  durch 
den  Jahresetat  festgestellt. 

Gesammt- Vorstand. 

§15. 
Der  Gesammt- Vorstand  des  Gentralvereins  besteht  aus  den  Vor- 
ständen der  Zweigvereine  und  hält  seine  Versammlungen  auf  Be- 
rufung seitens  des  Hauptdirectors  an  dem  Sitze  des  Gentralvereins 
ab.  Derselbe  ist  alljährlich  mindestens  zu  zwei  ordentlichen  Sitzun- 
gen, ausserdem  so  oft  zu  berufen,  als  dies  die  Angelegenheiten  des 
Vereins  erfordern,  und  ferner,  wenn  die  Berufung  von  6  Vorständen 
von  Zweigvereinen  beantragt  wird.  —  Für  den  Fall,  dass  die  Ge- 
neral-Versammlung nicht  am  Sitze  des  Gentralvereins  stattfindet,  ist 


General- 
secretair. 


Rendant. 

Vereins- 

Chemiker. 


Gesammt- 
Vorstand. 
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der  Hauptdirector    befugt,    eine   der   Sitzungen  unmittelbar  vor  der 
General-Versammlung  am  Orte  der  Letzteren  anzuberaumen. 

§16. 

An  den  Berathungen  und  Beschlüssen  des  Gesammt- Vorstandes 
nehmen  der  Hauptdirector  und  dessen  Stellvertreter,  ferner  die  Vor- 
stände der  Zweigvereine,  letztere  mit  je  einer  Stimme  für  jeden 
Zweigverein,  Theil. 

Niemand  darf  in  den  Sitzungen  des  Gesammt-Vorstandes  mehr 
als  eine  Stimme  führen. 

Ist  der  Hauptdirector  oder  dessen  Stellvertreter  gleichzeitig  Vor- 
stand eines  Zweigvereines,  so  steht  es  dem  Letzteren  frei,  ein  anderes 
stimmfahrendes  Mitglied  abzuordnen. 

Die  Beschlüsse  des  Gesammt-Vorstandes  werden  mit  absoluter 
Mehrheit  der  Stimmen  gefasst,  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die 
Stimme  des  Vorsitzenden. 

Dem  Generalsecretair  steht  berathende  Stimme  in  den  Sitzungen 
des  Gesammt-Vorstandes  zu. 

§  17. 
Der  Gesammt  -  Vorstand  controlirt  die  Geschäftsführung  des 
Hauptdirectors,  stellt  den  Jahresetat  fest,  revidirt  die  Jahresrechnung, 
ertheilt  dem  Rendanten  und  Hauptdirector  Decharge,  beschliesst  über 
Anstellung  der  Beamten,  über  die  Verwendung  der  Vermögensobjecte, 
sowie  überhaupt  über  alle  VermOgensangelegenheiten,  über  welche 
die  Verfügung  statutenmässig  nicht  ausdrücklich  anderen  Organen 
übertragen  ist. 

vereinsbutt.  V  cr  einsblatt. 

§  18. 
Die  landwirthschaftliche  Vereinsschrift  ist  das  amtliche  Organ 
des  Vereins,  alle  Veröffentlichungen  des  Hauptdirectors  in  derselben 
gelten  als  amtliche  Belcanntmachungen  den  Zweig  vereinen  gegenüber 
Durch  Beschluss  des  Gesammt-Vorstandes  kann  ein  anderes  Organ 
substituirt  werden ,  von  diesem  Beschlüsse  ist  jedoch  jedem  Zweig- 
vereine Mittheilung  zu  machen. 


Budget 


Etatjahr.    Rechnungslegung. 

§  19. 
Das  Etatjahr  beginnt  am  1.  April  jeden  Jahres. 
Spätestens  am  15.  Mai  hat  der  Eassenbeamte  die  Rechnung  über 
das  vergangene  Etatjahr  mit  Belägen  dem  Hauptdirector,  und  Letzterer 
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dieselbe  mit  seinen  Bemerkungen  spätestens  am  15.  Joni  dem  Ge- 
sammt- Vorstande  zur  Prüfung  und  Dechargirnng  einzureichen. 

Generalversammlung.  Generalver- 

sammlung. 

§  20. 

In  jedem  Jahre  findet  eine  ordentliche  Generalversammlung  des 
Baltischen  Gentralvereins ,  mit  welcher  eine  Bezirks-Thierschau  ver- 
bunden ist,  abwechselnd  an  den  Spitzen  der  Zweigvereine  statt.  — 
Ort  und  Zeit  der  Generalversammlungen  werden  durch  Beschluss 
des  Gesammt- Vorstandes  festgesetzt;  die  Berufung  und  Leitung,  ins- 
besondere auch  die  Feststellung  der  Tagesordnung  erfolgt  durch  den 
Hauptdirector,  welcher  auch  den  Vorsitz  führt.  —  Das  Arrangement 
der  Thierschau  trifft  derjenige  Zweigverein,  in  dessen  Bezirk  die 
Generalversammlung  abgehalten  wird. 

Für  alle  Schauen  und  Ausstellungen  sind  die  dafür  erlassenen 
Reglements  maassgebend. 

Durch  Beschluss  des  Gesammt- Vorstandes  können  ausseror- 
dentliche Generalversammlungen  berufen  werden. 

§  21. 

Eine  Generalversammlung  gilt  als  ordnungsmässig  berufen,  wenn 
die  Berufung  4  Wochen  vorher  unter  Angabe  der  Berathuogsgegen- 
stände  in  dem  amtlichen  Organe  des  Vereins  —  §  18  —  publi- 
cirt  ist. 

Der  Hauptdirector  hat  ausserdem  die  Berufung  4  Wochen  vor 
der  Versammlung  in  den  Localblättem  des  Vereinsbezirks  bekannt 
zu  machen. 


Auflösung  des  Vereins.     Statutenveränderung. 

§  22. 
Ein  Beschluss  der  Generalversammluug  ist  erforderlich 

1.  zur  Auflösung  des  Vereins, 

2.  zur  Abänderung  der  Statuten. 

Derartige  Beschlüsse,  zu  deren  Gültigkeit  eine  Majorität  von 
^3  der  Stimmenden  erforderlich  ist,  bedürfen,  sofern  sie  die  Auflösung 
des  Vereins  oder  die  Abänderung  der  Statuten  in  Betreff  des  Sitzes, 
Zweckes  oder  der  Vertretung  des  Central- Vereins  betreffen,  der  landes- 
herrlichen Genehmigung  —  sofern  sie  sonstige  Veränderungen  der  Sta- 
tuten betreffen,  der  Genehmigung  des  Eönigl.  Oberpräsidii  der  Pro* 
vinz  Pommern. 


Auflösang. 
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§  23. 
Das  Statut  tritt  mit  dem  Zeitpunkte  in  Kraft,  wo  dem  Vereine 
die  Rechte  einer  juristischen  Person  verliehen  werden. 

§24. 

Nach  Inkrafttreten  des  Statuts  beruft  das  bisherige  Haupt- 
directorium  den  Gesammt-Vorstand  zur  Wahl  der  nach  dem  neuen 
Statut  erforderlichen  Vereinsorgane,  als  des  Hauptdirectors,  des  Stell- 
vertreters, des  im  §  11  alin.  2  erwähnten  Mitgliedes  des  Gesammt- 
Vorstandes  und  des  Generalsecretairs  (§  13).  Die  Wahlperiode  dieser 
Personen  wird  um  die  Zeit  vom  Tage  der  Wahl  bis  zum  Beginn  des 
nächsten  Etatjahres  verlängert.  — 

Die  Königliche  Bestätigungs  -  Urkunde  vom  1.  Juli  1878  ver- 
leiht dem  Baltischen  Centralverein  zur  Beförderung  der  Landwirth- 
schaft  in  Greifswald  auf  Grund  des  Statuts  die  Rechte  einer  juristischen 
Person. 


Ncue8  Regu-       f.   Noues  Rogulativ  für  das  Landes-Oeconomie-Coiiegium, 
^t::r  vom  l.  mal  I878. 

^coH^iTm  Nachdem   das  Landes-Oeconomie-CoUegium   eine   Umgestaltung 

vom  1.  Mai  sciuer  Verfassung  für   erforderlich  erachtet  hat,    wird  für  dasselbe 
^"^'     in    Folge   Allerhöchster   Ermächtigung   vom  24.  April  1878   unter 
Aufhebung  des  revidirten  Regulativs    vom   24.  Mai  1870  Nachste- 
hendes bestimmt: 

§1- 

Zweck.  Das  Landes- Oeconomie-Collegium  hat  die  Bestimmung,  den  Mi- 

nister far  die  landwirthschaftlichen  Angelegenheiten  als  dessen  regel- 
mässiger Beirath  in  der  Förderung  der  Land-  und  Forstwirthschaft 
zu  unterstützen. 

Auch  ist  dasselbe  befugt,  die  Interessen  der  Land-  und  Forst- 
wirthschaft durch  selbstständige  Anträge  an  den  Minister  wahrzu- 
nehmen. 

§2. 

Sitz.  Das  Landes-Oeconomie-GoUegium  hat  seinen  Sitz  in  Berlin. 

Es  besteht: 
Mitglieder.  1.  aus  vou  dou  laudwirthschaftlicheu  Central- Vereinen  von  drei 

zu  drei  Jahren  gewählten  Mitgliedern ; 
2.  aus  von  dem  Minister  ernannten  Mitgliedern. 
Sämmtliche  Mitglieder  üben  ihre  Funktionen  als  Ehrenamt 
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§3. 

Von   den   gewählten   Mitgliedern  (§  2  Ziffer   1)  entfallen,  ent-    cewuit« 
sprechend   dem    Statut   des   Deutschen  Landwirthschaftsraths    vom  ^^*^^^®'^^' 
8.  April  1872  and  dessen  gegenwärtig  in  Kraft  befindlichen  Nach- 
trägen: 

1.  anf  die  Provinz  Ostpreassen: 

a)  für  den  landwirthschaftlichen  Central- Verein 
fär  Litthaaen  nnd  Masnren 1  Mitgl. 

b)  für  den  ostprenssischen  landwirthschaftlichen 
Central- Verein •.!       „ 

2.  anf  die  Provinz  Westprenssen: 

für  den  Hanptverein  westprenss.  Landwirthe    1       ^ 

«^.  anf  die  Provinz  Pommern: 

a)  für  die  Pommersche  öconomische  Gesellschaft    1       ,, 

b)  für  den  Baltischen  Verein  zur  Beförderung 

der  Landwirthschaft 1       „ 

—  2 

4.  anf  die  Provinz  Posen: 

für  den  landwirthschaftlichen  Provinzialverein 
für  Posen 1 

5.  anf  die  Provinz  Brandenburg: 

a)  für   den  landwirthschaftlichen    Centralverein 

far  den  Regiemngs-Bezirk  Potsdam      ...     1       „ 

b)  far   den    landwirthschaftlichen   Centralverein 

für  den  Regiemngs-Bezirk  Frankfurt  a.  0.  .     1       ^ 

6.  anf  die  Provinz  Schlesien: 

für  den  landwirthschaftlichen  Centralverein  für 

Schlesien 2 

—   2  i 

7.  anf  die  Provinz  Sachsen:  ! 

für   den   landwirthschaftlichen   Centralverein 

für  die  Provinz  Sachsen 2       - 

—  2 

8.  anf  die  Provinz  Westfalen : 

für  den  landwirthschaftlichen  Provinzialverein 

für  Westfalen 1 

ü_    1 

9.  anf  die  Rheinprovinz: 

für  den  landwirthschaftlichen  Provinzialverein     2 

—   2  I 

\ 
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Ernannte 
Mitglieder. 


Commis- 
sarien. 

Commis- 
sionen. 


10.  auf  die  Provinz  Schleswig-Holstein: 

für  den  Schleswig-Holsteinischen  landwirth- 
schaftlichen  Generalverein 1  Mitgl. 

1 1 .  auf  die  Provinz  Hannover : 

für  die   £Oniglic]ie   Landwirthschafts-Gesell- 

scnait * 1       ^ 

12.  auf  die  Provinz  Hessen-Nassau: 

a)  für  den  landwirthschaftlichen  Centralverein  für 
den  Regierungs-Bezirk  Gassei 

b)  für    den    Verein    Nassauischer    Land-    und 
Forstwirthe 

13.  auf  die  Hohenzollernschen  Lande: 

für  die  GentralsteUe  zur  Beförderung  der 
Landwirthschaft  und  der  Gewerbe  in  den 
Hohenzollernschen  Landen 1 


I 


1 


1 


zusammen     19 
Für  jedes  Mitglied  ist  ein  Stellvertreter  zu  bestellen. 

§4. 

So  lange  einer  der  im  §  3  aufgeführten  landwirthschaftlichen 
Central -Vereine  im  Deutschen  Landwirthschaftsrathe  vertreten  ist, 
sollen  dessen  dazu  gewählte  Abgeordnete  und  Stellvertreter  in  der 
vorgenannten  Zahl  den  Verein  zugleich  im  Landes-Oeconomie-GoUegium 
vertreten, 

Ueber  etwaige  Aenderungen  in  der  Zahl  der  gewählten  Vertreter, 
sowie  über  die  Gewährung  einer  Vertretung  an  andere  als  die  oben 
aufgeführten  Vereine,  bestimmt  der  Minister  nach  Anhörung  des 
Landes- Oeconomie-GoUegiums. 

§  5. 

Die  Zahl  der  von  dem  Minister  ernannten  Mitglieder  (§  2  Ziffer  2) 
soll  die  Hälfte  der  gewählten  Mitglieder,  zur  Zeit  also  9  Mit- 
glieder, nicht  überschreiten. 

Die  Ernennung  erfolgt  in  der  Regel  auf  die  Dauer  der  einzeben 
Wahlperioden,  jedoch  ist  der  Minister  befugt,  einzelne  Mitglieder  auf 
längere  Zeit  zu  ernennen. 

§6. 

Der  Minister  kann  zu  den  Sitzungen  des  Landes  -  Oeconomie- 
Collegiums  besondere  Gommissarien  oder  Auskunftspersonen  senden; 
dieselben  haben  nur  berathende  Stimme.  Auch  bleibt  es  dem  Minister 
unbenommen,  für  die  Bearbeitung  einzelner  Angelegenheiten  zu  vor- 
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übergehender  oder  ständiger  Thätigkeit  besondere  Cominissionen  aus 
der  Mitte  des  GoUegiams  zu  berufen. 

§  7. 
Jede  Wahlperiode  der  Vereins  -  Vertreter  bildet  eine  Sitzungs-    ^^^^l 

periode  des  Landes-Oeconomie-Gollegiums. 

In  der  ersten  Sitzung  jeder  Periode  und  für  die  Dauer  derselben 
wählen  die  Mitglieder  des  Landes- Oeconomie-Gollegiums  aus  ihrer 
Mitte  einen  Vorsitzenden  und  einen  Stellvertreter  desselben.  Die  Pf^*«"»"» 
Leitung  dieser  Wahlen  liegt  dem  den  Jahren  nach  ältesten  Mitgliede 
ob.  Zur  Gültigkeit  der  Wahlen  ist  die  absolute  Stimmenmehrheit 
der  anwesenden  Mitglieder  erforderlich.  Die  Wahlen  geschehen  durch 
Stimmzettel. 

Sie  können  durch  Acclamation  bewirkt  werden,  wenn  kein  Wider- 
spruch dagegen  erfolgt. 

§  8. 

Der  Vorsitzende   führt  die  Geschäfte   des  CoUegiums    bis  zur  ^•'7^^*"* 
Neuwahl  seines  Nachfolgers.    Er  ernennt  die  Referenten  und  leitet  vorsitcenden 
die  Beratbungen. 

In  Behinderungsfällen  tritt  für  ihn  der  gewählte  Stellver- 
treter ein. 

§9. 

Mit  dem  Secretariat  des  Landes-Oeconomie-GoUegiums  beauftragt  secretanat. 
der  Minister  einen  Beamten  seines  Ministeriums. 

Die  Geschäfte  des  Secretariats  bestehen  in  der  Führung  der 
Protocolle  und  in  der  Unterstützung  des  Vorsitzenden  bei  Erledigung 
der  Geschäfte. 

§  10. 

Das  Landes-Oeconomie-GoUegium  wird  zu  seinen  Sitzungen  vonEinberufurg. 
dem  Minister  berufen. 

Ist  seit  der  letzten  Plenar-Sitznng  des  GoUegiums  mehr  als  ein 
Jahr  verflossen,  so  muss  die  Berufung  erfolgen,  wenn  dieselbe  von 
mehr  als  einem  Drittel  sämmtlicher  Mitglieder  beantragt  wird. 

§  11. 
Das  GoUegium  setzt  seine  Geschäftsordnung  fest  Geschäfts- 

Die  Beschlüsse  desselben  werden  nach  Stimmenmehrheit  gefasst.  Bcsch""* 
Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 


nsse. 


§  12. 
Für  die  Dauer  der  Plenar-  und  Commissions-Sitzangen  erhalten     onua. 
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die  an  denselben  theilnehmenden  Mitglieder  Diäten,  die  auswärtigen 
Mitglieder  erhalten  ausserdem  Reisekosten  und  Reisediäten. 

§  13. 
Sämmtliche  bisher  dem  Golleginm  angehörige  Mitglieder  treten 
ausser  Funktion. 

Berlin,  den  1.  Mai  1878. 

Der  Minister  für  die  landwirthscbaftlichen  Angelegenheiten. 

Friedenthal. 


ß.    Bayern. 
Handels-  und  ft.  Verordnuiig,  betreffend  die  Handels-  und  Gtewerbe- 

Gewerbe- 
kammern, Kammern,   dann  die  Handels-,   Fabrik-  und  (Gewerbe- 
Fabrik-^  und  räthe  vom  30.  December  1868. 

^TtTe!*'  (B.  B.  No.  91.) 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1- 

zveek  ond  Zur  Fördemug  und  Vertretung  der  Interessen  des  Handels  und 

der   Gewerbe   soll   in  jedem  Regierungsbezirke  eine  Handels-  und 
Gewerbekammer  errichtet  werden. 

Ausserdem  können  für  Orte  oder  Bezirke,  wo  wegen  eines  er- 
heblichen gewerblichen  Verkehrs  ein  Bedürfniss  zu  einer  gewerblichen 
Vertretung  obwaltet,  auf  Antrag  der  Betheiligten  mit  Genehmigung 
des  Staats-Ministeriums  des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten 
Bezirks-Gremien  —  Handels-,  Fabrik-  oder  Gewerberäthe  —  ge- 
bildet werden. 

Das  Staatsministerium  des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten 
bestimmt  den  Sitz  dieser  gewerblichen  Organe,  sowie  deren  Bezirk. 

Handels  und  11.   Handelt-  Und  Gewerbekammern. 

Gewerbe- 

kammern.  a    ^* 

Obliegen-  j)en  Handcls-  und  Gewerbekammern  kommen  folgende  Obliegen- 

heiten.    .   , , 

heilen  zu: 

1)  Dieselben  haben  den  betreffenden  Staatsbehörden  als  begut- 
achtende sachverständige  Organe  in  Fragen  zu  dienen,  welche 
Handel  und  Gewerbe  angehen.  In  der  Regel  sind  sie  bei 
jeder  wichtigen  Angelegenheit  dieser  Art  zu  hören. 
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2)  Die  Handels-  and  Gewerbekammer^  sind  zur  Wabrnehmung 
der  commerciellen  and  indnstriellen  Interessen  des  ein- 
schlägigen Regierungsbezirkes  berufen  und  daher  befugt,  die 
zur  Förderung  des  Handels  und  der  Industrie  geeigneten 
Einrichtungen  zu  berathen  und  bei  der  zuständigen  Behörde 
anzuregen. 

3)  Die  Handels-  und  Gewerbekammern  üben  den  ihnen  durch 
besondere  Gesetze  und  Vorschriften  geregelten  Einfluss  auf 
die  Ernennung  der  Handelsmäkler  (Sensale)  und  der  Handels- 
gerichtsbeisitzer aus.  Denselben  kann  mit  ihrer  Zustimmung 
die  Verwaltung  allgemeiner  Handelsinstitute,  wie  z.  B.  Börsen, 
übertragen  werden.     Ferner  liegt 

4)  den  Handels-  und  Gewerbekammern  ob,  alljährlich  und  zwar 
längstens  bis  Ende  Mai  unaufgefordert  an  das  Staatsministe- 
rium des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten  über  die  Lage, 
die  Verhältnisse  und  die  Bedürfnisse  des  Handels  und  der 
Gewerbe  einen  Bericht  zu  erstatten  und  in  demselben  ihre 
bezüglichen  Wünsche  und  Anträge  zu  entwickeln. 

5)  Haben  dieselben  mit  den  im  Regierungsbezirke  vorhandenen 
Bezirks-Gremien  —  Handels-,  Fabrik-  und  Gewerberäthen  — 
einen  fortwährend  regen  Verkehr  zu  unterhalten  und  sich 
in  wichtigen  Fragen,  dann  bei  Erstattung  des  Jahresberichtes 
ihres  Beirathes  und  ihrer  Mitwirkung  zu  versichern. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammern  sind  berechtigt,  in  An- 
gelegenheiten ihres  Wirkungskreises  unter  einander  in  schriftlichen 
Verkehr  zu  treten,  und  berufen,  den  Verkehr  des  Staats-Ministeriums 
des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbeiten  und  der  Ereis-Regierungen 
mit  den  vorhandenen  Bezirks-Gremien  —  Handels-,  Fabrik-  und 
Gewerberäthen  —  zu  vermitteln. 

§  3. 
Jede  Handels-  und  Gewerbekammer  besteht  aus  zwei  Abthei-    ^*»*^«*- 

,  langen. 

lungen, 

1)  der  Handelskammer  für  Handel  und  Fabriken, 

2)  der  Gewerbekammer  für  die  nicht  in  diese  Gategorie  gehören- 
den Gewerbe. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  jeder  Abtheilung  wird  von  der  König*  ^itgiieder- 
lichen  Regierung,  Kammer  des  Innern,  festgesetzt. 


§4. 
Wahlstimmberechtigt  sind  alle  Mitglieder  des  Handels-,  Fabrik- 


Actives 
Wahlrecht. 
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und  Gewerbestandes,  die  am  Sitze  der  Eamroer,  für  welche  die  Wahl 
stattfindet,    eine  Handlang,    eine   Fabrik    oder   sonst   ein    Gewerbe 
selbstständig  betreiben,  Terner  die  stellvertretenden  Directoren   oder 
Geranten  von  industriellen  oder  commerciellen  Unternehmungen. 
Passives  Wählbar  sind  alle  Wahlberechtigte,  welche 

a)  bayerische  Staatsbürger  sind, 

b)  das  30.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben  und 

c)  ihr  Geschäft  seit  mindestens  drei  Jahren  betreiben. 

Wer  in  mehreren  Abtheilungen  (§  3)  wahlberechtigt  ist,  kann 
nur  in  einer  derselben  sein  Stimmrecht  ausüben  und  nur  in  einer 
Abtheilung  als  Mitglied  eintreten. 

Von  mehreren  Theilhabern  desselben  Geschäftes  kann  nur  einer 
Mitglied  der  Kammer  sein. 

Wenn  Frauen  im  Alleinbesitze  eines  Geschäftes  sich  befinden, 
so  übt  das  Wahlrecht  in  ihrem  Namen  der  Geschäftsleiter. 

Was  von  der  W^ahl  der  Gemeinde- Vertretung  ausschliesst,  schliesst 
auch  von  der  Wahl  und  dem  Eintritte  in  die  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer aus. 

§5. 
Wahl.  Jede  Handels-  und  Gewerbsclasse  (Categorie  §  3)  wählt  selbst- 

ständig die  auf  sie  entfallende  Zahl  von  Mitgliedern  in  die  Kammer. 

Die  Wahl  ist  eine  directe  und  geschieht  unter  Leitung  eines 
von  der  Königlichen  Regierung,  Kammer  des  Innern,  zu  ernennenden 
Gommissars  und  in  Gegenwart  eines  von  demselben  zu  berufenden 
Wahlausschusses  von  fünf  activ  wahlfähigen  Mitgliedern  des  6e- 
werk-,  Fabrik-  und  Handelsstandes  öffentlich  durch  Wahlzettel, 
welche  gehörig  ausgefüllt  von  den  Wählern  persönlich  dem  Wahl- 
ausschuss  zu  übergeben  sind.  Der  Wahlausschuss  bescheidet  alle 
Wahlreclamationen  auf  der  Stelle  durch  einfache  Stimmenmehrheit. 
Eine  Berufung  gegen  diesen  Ausspruch  ist  unzulässig.  Zu  einer 
gültigen  Wahl  genügt  relative  Stimmenmehrheit  derjenigen  Wähler, 
die  wirklich  abgestimmt  haben.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet 
das  Loos.  Die  Anlage  der  Wahllisten  erfolgt  durch  die  Districts- 
Verwaltungsbehörde.  Die  Wahllisten  sind  spätestens-  vier  Wochen 
vor  dem  zur  Wahl  bestimmten  Tage  unter  Festsetzung  eines  Ter- 
mines  von  acht  Tagen  zur  Anbringung  allenfallsiger  Einsprachen 
öffentlich  aufzulegen.  Die  erhobenen  Einsprüche  sind  in  den  näch- 
sten 14  Tagen  zu  bescheiden,  worauf  die  Listen  geschlossen  werden. 
Nur  diejenigen  sind  zur  Theilnahme  an  der  Wahl  berechtigt,  welche 
in  die  Listen  aufgenommen  sind. 
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§6- 
Die  Wahlen  erfolgen  auf  sechs  Jahre.    Alle  drei  Jahre  wird  die  J^anctions- 

Hälfte  erneuert.  Der  erstmalige  Austritt  wird  durch  das  Loos  be- 
stimmt. Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar,  insofern  sie  die 
erforderlichen  Eigenschaften  noch  besitzen.  Die  Wiederwahl  kann 
unbedingt  abgelehnt  werden. 

In  der  Zwischenzeit  durch  Tod,  oder  Verlust  der  Wählbarkeit, 
Ablehnung,  oder  freie  Niederlegung  der  Wahl  eintretende  Erledigungen 
werden  durch  Wahl  der  betreffenden  Abtheilung  der  Handels-  und 
Gewerbekammer  aus  der  Zahl  der  nach  §  4  Wählbaren  ersetzt.  Der 
Gewählte  tritt  an  die  Stelle  des  Austretenden  auf  Dienstesdauer, 
welche  dieser  noch  zu  erfüllen  gehabt  hätte. 

§  ^■ 

Eine  Ablehnung  oder  freiwillige  Niederlegung  der  Wahl  findet 
nur  statt: 

a)  wegen  zurückgelegten  60.  Lebensjahres, 

b)  wegen  erwiesener  körperlicher  oder  geistiger  Unfähigkeit. 
Ausserdem  kann  aus  triftigen  Gründen  um  Entlassung  aus  der 

Kammer  nachgesucht  werden.  Die  Kammer  entscheidet  hierüber 
durch  einfache  Stimmenmehrheit.  Eine  Berufung  gegen  diesen  Aus- 
spruch ist  unzulässig. 

§8. 

Jede  Abtheilung,  der  Handels-  und  Gewerbekammer  wählt  aus  Pr&sidium. 
ihrer  Mitte  durch  einfache  Stimmenmehrheit  ihren  Vorsitzenden  und 
einen  Stellvertreter  desselben.     Der  Vorsitzende  der  ersten  Abthei- 
lung ist  zugleich  Vorstand  der  Handels-  und  Gewerbekammen    Diese 
Wahlen  gelten  auf  drei  Jahre. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammer  wählt  sich  einen  fachwissen- 
sehaftlich  gebildeten  Secretair,  der  nicht  Mitglied  der  Kammer  ist, 
und  das  erforderliche  Hülfspersonal. 

§9. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammer  wird  durch  ihren  Vorstand  zusammen- 
zusammenberufen,  ebenso  jede  Abtheilung  für  sich  durch  ihren  Vor-    »»""f"»«. 
sitzenden. 

Die  Mitglieder  sind  verpflichtet,  den  Sitzungen  beizuwohnen  und 
die  ihnen  zugewiesenen  fierichterstattungen*  auszuarbeiten. 

Wegen  auffallender  Vernachlässigung  dieser  Pflichten  kann  ein      Aas- 
Mitglied  von   der  Kammer  ausgeschlossen   werden.     Für  einen  des-  »chiieMang. 
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fallsigen  Beschlnss  mass  mehr  als  die  Hälfte  der  Mitglieder  ge- 
stimmt haben. 

Die  Vorstände  der  Bezirks-Gremien  sind  ständig  eingeladen,  den 
Verhandlungen    der    Kammer    mit    entscheidender    Stimme    beizu- 
wohnen. 
sachver-  j)qj|   Kammom   ist   unbenommen,    besondere   Sachverständige, 

deren  Kenntnisse  und  Erfahrungen  dem  Institute  von  Nutzen  sein 
können,  zur  Theilnahme  an  den  Sitzungen  mit  berathender  Stimme 
je  nach  Erforderniss  einzuladen. 

§  10. 
Verband-  j)j^  Verhandlungen  der  Handels-  und  Gewerbekammer    sind  in 

der  Regel  öffentlich.  Ausgenommen  hievon  sind  Aufträge  und  Mit- 
theilungen der  Behörden  und  die  Berathungen  über  dieselben,  wenn 
deren  Geheimhaltung  von  den  Behörden  verlangt  wurde,  dann  Be- 
rathungen über  Personal-  und  solche  Angelegenheiten,  für  welche 
wenigstens  ein  Dritttheil  der  anwesenden  Mitglieder  eine  vertrauliche 
Sitzung  verlangt. 

»  11. 

Beschlüsse.  Die  Boschlüsso  der  Gewerbe-  und  Handelskammern   und   ihrer 

Abtheilungen  werden  durch  einfache  Stimmenmehrheit  der  stimm- 
berechtigten Theilnehmer  an  den  Sitzungen  gefasst.  Bei  Stimmen- 
gleichheit entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden  oder  Vorstandes. 

§  12. 

Badget.  Die  Mitglieder  der  Handels-  und  Gewerbekammer  versehen  ihre 

Stelle  unentgeltlich.  Wo  es  einer  Handels-  und  Gewerbekammer 
an  eigenen  oder  ihr  in  Staats-  oder  Gemeinde  -  Gebäuden  unent- 
geltlich zur  Verfügung  gestellten  Räumlichkeiten  gebricht,  sind  die- 
selben aus  Regiemitteln  zu  beschaffen. 

Die  Kosten  der  Handels-  und  Gewerbekammern  werden  durch 
Zuschüsse  aus  Kreis-  und  Gentralfonds  für  Indastrie  und  durch  Bei- 
träge der  Wahlberechtigten  gedeckt. 

Die  erforderlichen  Beiträge  sind  von  den  Handels-  und  Ge- 
werbekammem  mit  Genehmigung  der  königlichen  Regierung,  Kam- 
mer des  Innern,  nach  den  von  dieser  festgesetzten  Vertheilungs- 
Grundsätzen  auszuschreiben  und  werden  von  der  Kammer  selbst 
erhoben. 

Jede  Handels-  und  Gewerbekammer  hat  über  ihre  Einnahmen 
und  Ausgaben  Rechnung  zu  führen    und   die  abgeschlossenen  Rech- 
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nnngen  alljährlich  an  die  Königliche  Regierang,  Kammer  des  Innern, 
einzusenden. 

§13. 
Den    Handels-    und  Gewerbekammern    ist   anheimgegeben,    die  ö«««^^»^*«- 
Art  und  Weise  der  Behandlung  der  ihrem  Wirkungskreise  angehören- 
den Gegenstände,  die  Ordnung  der    Sitzungen  u.  s.  w.   durch    eine 
besondere  Geschäftsordnung  festzustellen. 

§  14. 
Für  jede  Kammer  wird  von    der  Königlichen  Regierung,    Kam-  Königlicher 
mer  des  Innern,  ein  Königlicher  Commissar  ernannt.   Der  Königliche  c^»™"»'"'*" 
Gommissar  ist  berechtigt,  den  Sitzungen  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern beizuwohnen.   Derselbe  kann  jederzeit  das  Wort  verlangen; 
ein  Stimmrecht  steht  ihm  jedoch  nicht  zu. 

§  15. 
Das  Staatsministerium  des  Handels  und  der  öffentlichen  Arbei-  Aunoäuim. 
ten  kann  mit  Königlicher  Genehmigung   die  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer auflösen  und  deren  neue  Bildung  anordnen. 

III.  Bezlrk8*6remien  —  Handels-  und  Fabrik-,  dann  Gewerberäthe.  Be«>rks  or«. 

mien,  Haii- 
§     16.  tl^lB-  und 

Den  Bezirks-Gremien  liegt  die  Förderung  und  Vertretung  der  7ug"il^* 
industriellen  und  commerciellen  Interessen  ihrer  Bezirke  in  ähnlicher 
Weise  ob,  wie  den  Handels-  und  Gewerbekammern  in  Ansehung  des 
Regierungsbezirkes.  Dieselben  haben  sich  in  Erstattung  von  Gut- 
achten, sowie  bei  Vorbringung  von  Wünschen,  Anträgen  und  Be- 
schwerden einerseits  an  die  betreifende  Handels-  und  Gewerbekam- 
mer, anderseits  an  die  einschlägige  Districts-Verwaltnngs-Behörde  zu 
wenden. 

Sie  liefern  den  Handels-  und  Gewerbekammern  die  Materialien 
zur  Erstattung  des  Jahresberichtes  und  befassen  sich  ausserdem 
mit  der  Erledigung  der  ihnen  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  von 
den  Handels-  und  Gewerbekammern  oder  der  Districts- Verwaltungs- 
Behörde  zukommenden  Ansinnen  (Requisitionen). 

§  17. 
Die  Bezirks-Gremien  können  aus  mehreren  Sectionen  bestehen,  sectiüucn. 

den  Handels-,  Fabrik-  und  Gewerberäthen,   je  nachdem  eine  Ver-    Handel«. 
tretung  des   Handels,    der  Fabrik-Industrie  und  der  nicht  in  diese  ^.'^Jp^thT. 
Categorien  gehörenden    Gewerbe    als  Bedürfniss    erscheint    und    ge- 
schaffen werden  kann. 

v.  Kaufmann.  \Q 
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Sind  in  einem  Bezirke  die  Yoranssetzangen  znr  Bildung  eines 
Handels-  und  eines  f  abrikrathes  gegeben,  so  werden  die  Betheiligten 
es  zuträglicher  finden,  sich  nicht  in  besondere  Sectionen  abzutheilen 
und  für  Handel  und  die  Fabrik- Industrie  nur  eine  Abtheilung  bilden. 

§  18. 
Präsidium.  Sämuitliche  Mitglieder  des  Bezirks-Gremiums  wählen  aus  ihrer 

Mitte  einen  ersten  und  zweiten  (stellvertretenden)  Vorstand,    dann 
für  jede  Section  einen  Schriftführer. 

§  19. 
Ko.ioiiorsat«.  Dlö  Mitglieder  der  Bezirks-Gremien  versehen  ihre  Stellen  un- 
entgeltlich. Den  Vorständen  kann,  wenn  sie  es  verlangen,  für  die 
Betheiligung  an  den  Sitzungen  der  Kammern  eine  angemessene 
Reisekosten-Entschädigung  aus  der  Gremial-Gassa  gewährt  werden. 
Die  Kosten  der  Wahl  und  Regie  werden  durch  Beiträge  der  Wahl- 
berechtigten gedeckt.  Die  Vertheilung  und  Einhebung  der  Beiträge 
geschieht  durch  die  Bezirks-Gremien. 

§  20. 
In   allen  übrigen  Beziehungen  haben  die  für  die  Handels-  und 
Gewerbekammern  und  deren  Abtheilungen  getroffenen  Bestimmungen 
auf   die  Bezirks-Gremien    und   deren  Sectionen    gleichmässige   An- 
wendung zu  finden. 


kr  Ol  8. 


b.  Geschäfts-Ordnung  der  Handele-  und  Gewerbe-Kammer  für 

Schwaben  und  Neuburg.*) 

Festgestellt  durch  Siteungsbeschluss  vom  22.  December  1869. 

§   1. 

wirknngs-  Aussor  dcu  in  §  2  der  allerhöchsten  Verordnung  vom  20.  De- 

cember 1868  bezeichneten  Gegenständen  zieht  die  Kammer  noch  in 
ihren  Wirkungskreis 

a)  mit  ausserbayerischen,  insbesondere  mit  zoUvereinsländischen 
Handelskammern,  ferner  mit  freien  Handels-  und  Gewerbe- 
vereinen zum  Zwecke  der  Förderung  gemeinsamer  Interessen 
schriftlichen  Verkehr  zu  unterhalten, 

b)  im  deutschen  Handelstage  alle  Pflichten  und  Rechte  eines 
Mitgliedes  desselben  auszuüben. 


0  Als  Beispiel  für  die  Bayerischen  Handels-  und  Gewerbekammern. 
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§  2. 

Alle  Wahlen  innerhalb  der  Kammer  sind  geheime  und  geschehen    wahien. 
vermittelst  Stimmzettel. 

Wahlablehnungen,  die  bei  der  jeweiligen  alle  drei  Jahre  erfol- 
genden theilweisen  Emeaemng  der  Kammer  nicht  auf  der  Stelle  vom 
Wahlaussehuss  beschieden  werden,  sind  von  der  Kammer  zn  be- 
scheiden,  und  von  ihr  die  erforderlichen  Ergänzungswahlen  mittelst 
geheimer  Abstimmung  vorzunehmen. 

Die  Prüfung  der  Gesuche  um  Entlassung  aus  der  Kammer 
steht  nicht  der  betreffenden  Abtheilung,  sondern  der  ganzen  Kam- 
mer zu. 

§  3. 
In    Verhinderung   des   ersten    Vorsitzenden    der   Handels-    und 
Fabrikabtheilung  werden  die  Functionen  des  Vorstandes  der  Handels-  ''»»»^^«ön«» 

des 

und    Gewerbekammer   von    dem    stellvertretenden  Vorsitzenden    der  Vorstandes. 
Handels-  und  Fabrikabtheilung  ausgeübt. 

In  Verhinderung  der  beiden  Vorsitzenden  der  Handels-  und 
Fabrikabtheilung  kommen  die  Functionen  des  Vorstandes  dem  ersten 
und  eventuell  dem  zweiten  Vorsitzenden  der  Gewerbeabtheilung  zn. 

§  4. 

Der  Vorstand  eröffnet  die  Einlaufe  und  bestimmt,  ob  dieselben 
sofort  zu  erledigen  oder  einem  Mitgliede  der  Kammer  zur  Bericht- 
erstattung zu  übertragen  seien,  oder  ob  sich  eine  der  beiden  Abthei- 
lungen damit  zu  befassen,  oder  die  Kammer  über  die  Art  der  Be- 
handlung der  angeregten  Sache  zu  entscheiden  habe. 

Es  ist  ferner  Aufgabe  des  Vorstandes,  das  Material  für  die  je- 
weiligen Berathungsgegenstände  der  einzelnen  Sitzungen  zu  sammeln 
und  zu  diesem  Zwecke  von  Behörden,  auswärtigen  Handelskammern, 
Privaten  u.  s.  w.  die  nöthigen  Aufschlüsse  zu  erholen. 

Demselben  steht  die  Berufung  der  Kammer  zu  den  Sitzungen 
nach  Maassgabe  des  §  9  der  Verordnung  und  des  unten  folgenden 
§  10,  ferner  die  Leitung  der  Sitzungen  zu. 

Alle  Namens  der  Kammer  erfolgenden  Ausfertigungen  sind  vom 
Vorstande  zu  unterzeichnen. 

§  5. 
Die  Vorsitzenden  der  beiden  Abtheilungen  als  solche  haben  keine 
weitere   Befugniss   und  Verpflichtung  als  die,   die  betreffenden  Ab- 
theilungssitzungen zu  berufen  und  zn  leiten. 

16* 
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§  6. 
Geschifte  des         Dj^  Gcschäfte  des  Rechnungsführers  und  Cassirers  werden  einem 
fuhrers  und  Mitgüede  der  Kammer  übertragen. 

cassirprs.  Zahlttugeu  aus  der  Casse  der   Kammer  kann  der  Cassirer   nur 

machen,  wenn  er  vom  Vorstande  hiezu  (durch  Bemerkung  auf  der 
Quittung)  ermächtigt  ist. 

Das  Rechnungsjahr  entspricht  dem  Kalenderjahr. 
Die  abgeschlossene  Rechnung   ist  bis    Ende   Januar  dem  Vor- 
stand vorzulegen. 

§  7. 
Function  des  Der  Sccrctär  hat  unter  Leitung  des  Vorstandes  ein  Einlauf- 
si'cretttrs.  j^^j-jj^^j  anzulegou  und  dasselbe  in  Evidenz  zu  halten,  er  hat  die 
ganze  Gorrespondenz  der  Kammer  und  ihrer  Abtheilungen  zu  führen, 
die  ProtocoUe  über  die  Sitzungen  der  Kammer  wie  der  Abthei- 
lungen zu  verfassen  und  die  ihm  übertragenen  Berichterstattungen 
auszuarbeiten;  insbesondere  kommt  ihm  zu,  übef  den  Inhalt  der  an 
die  Kammer   gelangenden  Drucksachen   in  der  Sitzung   Mittheilung 

zu  machen. 

§8. 

A.isRchn^se.  Die 'Kammer  kann  durch  jeweiligen  Sitzungsbeschluss  besondere 

Ausschüsse  zur  Vorberathung  einzelner  Gegenstände  bilden. 

§9. 
An«ariioiuing         Jedos  Mitglied,  dem  die  Ausarbeitung  eines  Referats  übertragen 
vonRcforaten.jg|.^  kauu  zur  schriftHcheu  Niederlegung  desselben   die  Dienste  des 
Secretairs  in  Anspruch  nehmen,  ist  aber  sodann  gehalten,    diesem 
mündlich  alle  erforderlichen  Aufschlüsse  zu  ertheilen. 


Sil/iMiKon. 


§  10. 

Der  Vorstand  kann  die  Kammer  zu  einer  Sitzung  berufen,  wenn  er 
glaubt,  dass  eine  genügende  Menge  von  Berathungsgegenständen 
vorliege,  ausserdem  aber  auch,  wenn  ihm  die  Dringlichkeit  einer 
einzelneu  Sache  eine  sofortige  Sitzung  zu  erheischen  scheint. 

Der  Vorstand  ist  gehalten,  die  Kammer  zu  einer  Sitzung  zu 
berufen: 

a)  wenn  von  Seiten  der  Königlichen  Kreisregierung  oder  des 
Staatsministeriums  des  Handels  etc.  eine  Sitzung  veranlasst 
wird,  und  zwar  binnen  8  Tagen,  wenn  eine  sofortige  Er- 
klärung verlangt  ist; 

b)  wenn  drei  Mitglieder  der  Kammer  oder  ein  Bezirksgremium 
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iho  unter  Angabe  des  Berathungsgegenstandes  biezu  scbriftlich 

auffordern,  und  zwar  sodann  ebenfalls  binnen  8  Tagen. 

Die  Mitglieder   sind   durch  Einladungskarten  spätetens  2  Tage 

vor  der  Sitzung  einzuladen.    Die  Einladung  an  den  Königlichen  Re- 

gierungs-Commissär  hat  schriftlich  zu  geschehen,  ebenso  jene  an  die 

Bezirksgremien  und  zwar  spätestens  3  Tage  vor  der  Sitzung. 

§  11. 
Die  Verpflichtung  der  Mitglieder  zum  Erscheinen  in  den  Sitzungen 

erstreckt  sich  sowohl  auf  die  Sitzungen  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer, wie  auf  die  Sitzungen  der  einzelnen  Abtheilungen. 

Wer  eine  Einladung  zu  einer  Sitzung  erhalten  hat,  hat  sich  zu 
entschuldigen,  wenn  er  verhindert  ist,  derselben  beizuwohnen.  Die 
Kammer  kann  übrigens  in  notorischen  Fällen  länger  dauernder  Ab- 
wesenheit oder  Krankheit  die  Entschuldigung  als  von  selbst  gegeben 
erachten.     Hievon  ist  im  SitzungsprotocoU  Erwähnung  zu  thun. 

§  12. 
Die  Behandlung  der  Geschäfte  in  den  Sitzungen  hat  in  folgender  cesrhäfis- 
Ordnung  zu  geschehen :  '  ""^ """" 

1)  Verlesung  des  Protocolls  der  letzten  Sitzung;  wenn  solches  an- 
standslos befunden  wurde,  haben  es  der  Vorstand,  beziehungs- 
weise Vorsitzende  und  der  Secretair  zu  unterzeichnen. 

2)  Mittheilung  sämmtlicher  Einlaufe  nach  dem  EinlauQournal 
unter  Bekanntgabe  der  vom  Vorstand  erledigten  Einlaufe 
und  der  erlassenen  Verfügungen. 

3)  Berathung  und  Beschlussfassung  über  die  vom  Vorstand 
auf  die  Tagesordnung  gesetzten  Gegenstände. 

Es  ist  den  Mitgliedern  gestattet,  noch  andere  als  auf  der  Tages- 
ordnung befindliche  Gegenstände  zur  Berathung  zu  bringen;  die 
Kammer  hat  zu  entscheiden,  ob  hierüber  sofort  Beschluss  gefasst, 
oder  die  Beschlussfassung  in  die  nächste  Sitzung  verwiesen  werden  will 

§  13. 
Ob  Sachverständige  beiznziehen  seien,  ist  entweder  von  der 
Handels-  und  Gewerbekammer  selbst,  oder  von  der  betreffenden  Ab- 
theilung, oder  dem  besonderen  Ausschusse,  oder  von  dem  Vorstande 
auf  Antrag  eines  mit  einem  Referate  betrauten  Mitgliedes  zu  ent- 
scheiden. 

Die  Einladung  hat  immer  durch  den  Vorstand  und  zwar  schrift- 
lich zu  erfolgen 

Die  Kammer  wird,  falls  sie  durch  eine  Petition  eines  ausserhalb 
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der  Kammer  stehenden  Privatmannes  zur  fieratbung  eines  Gegen* 
Standes  veranlasst  wird,  den  Gesachsteller  in  der  Regel  als  Sach- 
verständigen betrachten.  Der  Vorstand  ist  deshalb  berechtigt,  den- 
selben zur  mündlichen  Begründang  seiner  Wünsche  znr  Sitzung 
einzuladen. 

§  14. 
Die  öffentlichen  Sitzungen  der  Kammer  sind  durch  Ausschrei- 
bung  in  Zeitungen   bekannt   zu   geben;   die   zu   wählenden  Blätter 
werden  alljährlich  von  der  Kammer  bestimmt. 

§  15. 

Zur  Gültigkeit  eines  Beschlusses  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer ist  erforderlich,  dass  mehr  als  die  Hälfte  der  Hitglieder, 
(also  wenigstens  10  Mitglieder),  an  der  Berathung  und  Abstimmung 
Theil  genommen  haben. 

Derselbe  Grundsatz  gilt  bezüglich  der  Beschlüsse  der  Abthei- 
lungen. 

§  16. 
Rei.»eko>tcn  Durch    dou  Grundsatz,    dass   die  Mitglieder   der  Kammer  ihre 

Stellen  unentgeltlich  versehen,  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  die- 
selben für  Reisekosten,  die  ihnen  in  Angelegenheiten  der  Kammer 
erwachsen,  angemessen  entschädigt  werden. 

§  17. 
Abänderungen  der  Geschäftsordnung   können   nur   durch  Zwei- 
drittelsmehrheit der  Anwesenden  beschlossen  werden. 


gimp. 


r*  Sachsen. 


a.  Gesetz  vom  23.  Juni  1868,  die  Alländerung  mehrerer  Bestim- 
mungen des  Gewerbegesetzes  vom  15.  October  1861  betrefTend. 

(§  1—16  vacat.)    §  17. 
An  die  Stelle  von  §  112  bis  §  125  des  Gewerbegesetzes  treten 
folgende  Bestimmungen: 
Hamteu- und         1.  Au  geeigneten  Orteu  dos  Laudcs  wordcu  Handelskammern 


rJowerbe- 


und  Gewerbekammern  gebildet. 

Die  Bezeichnung  der  Orte  des  Sitzes  der  zu  jeder  Kammer 
gehörenden  Bezirke  und  die  Zahl  der  Mitglieder  erfolgt  für  jede 
Kammer  durch  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern,  in  welcher 
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zugleich  bestimmt  wird,  ob  nnd  inwieweit  Handelskammer  und  Ge- 
werbekammer getrennte  GoUegien  bilden  oder  vereinigt  thätig  sein 
sollen« 

2.  Für  die  Handelskammern  sind  stimmberechtigt  und  wähl-  »«1»»^^'»- 
bar  alle  dem  Bezirke  mit  dem  Sitze  ihres  Geschäfts  angehörende  Handel ' 
männliche  Personen,  welche  kammem. 

a)  als  Eaufleute  oder  als  Fabrikanten  mit  mindestens 
zehn  Thalern  ordentlicher  Gewerbesteuer  besteuert, 

b)  25  Jahre  alt, 

c)  nicht  nach  §  73  unter  c  bis  g  und  i  und  §  74  der  allge- 
meinen Städteordnung  oder  nach  §  29,  Nr.  1  bis  5  und  7 
der  Landgemeindeordnung  vom  Stimmrechte  in  der  Ge- 
meinde oder  in  Folge  der  Verübung  eines  Verbrechens  von 
den  staatsbürgerlichen  Rechten  ausgeschlossen  sind. 

Ferner  die  Vertreter  und  beziehentlich  Besitzer  der  im  Bezirke 
belegenen  fiscalischen  und  communlichen  Gewerbsanstalten,  Eisen- 
bahn-, Schifffahrts,  Bergwerks-  und  Steinbruchs  -  ünternehmuDgen, 
soweit  sie  den  unter  b  und  c  angegebenen  Bedingungen  genügen, 
beziehentlich  den  unter  a  angegebenen  Steuercensus  erreichen. 

3.  Für    die    Gewerbekammern    sind    stimmberechtigt    und    M.t-iicd- 
wählbar  alle  dem  Bezirke  angehörigen  Gewerbtreibenden,  welche         **''**"  '•'*'' 

iTT-rt  x-Ti«!  ^  1  mi  Go  werbe - 

a)  als  Eaufleute   und   Fabrikanten  mit  weniger  als  zehn  Tha-   kammern. 
lern,  aber  mindestens  mit  einem  Thaler  besteuert  sind, 

oder 

b)  ohne  zu  den  Eaufleuten  und  Fabrikanten  zu  gehören,  im 
Gewerbesteuercataster  mit  mindestens  einem  Thaler  angesetzt 
sind, 

c)  den  Bedingungen  unter  2  b  und  c  entsprechen. 

4.  Die  Wahlen  erfolgen  indirect,  die  Urwahlen  nach  räumlichen  wahii«<..in... 
Wahlabtheilungen.     Die  Zahl  der  Wahlmänner   ist   durch   die   Ein- 
setzungsverordnung   bei   den  Handelskammern    mindestens    auf   das 
Doppelte,  bei  den  Gewerbekammern   mindestens    auf   das  Dreifache 

der  durch  die  Einsetzungsverordnung  nach  1  bestimmten  Mitglieder- 
zahl der  Eammer  festzusetzen.  Die  Hauptwahl  erfolgt  in  einer 
Wahlversammlung  aller  Wahlmänner,  und  zwar  je  nach  der  in  der 
Einsetzungsverordnung  getroffenen  Bestimmung  entweder  getrennt  für 
die  Handelskammer  und  Gewerbekammer  oder  gemeinschaftlich.  Die 
nöthigen  besonderen  Vorschriften  über  das  Wahlverfahren  erfolgen 
im  Verordnungswege. 

5.  Die  Wahlen  erfolgen  auf  sechs  Jahre;  alle  drei  Jahre  wird 
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die  Hälfte  der  Mitglieder    erneuert.     Die  Austretenden    sind    sofort 
wieder  wählbar. 

Vacanzen,  welche  in  der  Zwischenzeit  durch  Tod,  Verlust  der 
Wählbarkeit  oder  freiwilligen  Austritt,  oder  dadurch  entstehen,  dass 
in  Folge  von  Ablehnung  nach  beendigtem  Wahlacte  einzelne  Stellen 
unbesetzt  bleiben,  werden  durch  Wahl  der  Kammer  ersetzt. 

vomtzender.  6.    Jedo  Kammer  wählt  ihren  Vorsitzenden   und    dessen  Stell- 

vertreter. 

Die  Wahlen  gelten  auf  drei  Jahre. 
Keeietär.  Ausscrdem  wählt  sich  jede  Kammer   einen   Secretair,    welcher 

nicht  Mitglied  der  Kammer  zu  sein  braucht. 

Wo  Handels-  und  Gewerbekammer  vereinigt  thätig  sind,  be- 
setzen beide  gemeinschaftlich  diese  Stellen.  Wo  diese  Vereinigung 
nur  für  einzelne  Angelegenheiten  eintritt,  hat  der  Vorsitzende  der 
Handelskammer  den  Vorsitz  im  vereinigten  GoUegium. 

Konten  der  7.    Die  Mitglieder   dei:  Kammer    fungiren   unentgeltlich.     Aus- 

Kamincr  ^g^^-j-jg^  Mitglieder  haben  in  Gemässheit  der  von  der  Kammer  selbst 
zu  entwerfenden  Regulative  eine  Entschädigung  für  ihren  Reiseauf- 
wand bei  Einberufungen  zu  beanspruchen. 

8.  Jede  Kammer  empfängt  aus  der  Staatskasse  einen  auf  das 
Staatsbudget  zu  bringenden  festen  Zuschuss  zur  Bestreitung  ihrer 
sämmtlichen  Kosten,  einschliesslich  der  Wahlkosten.  Aller  übrige 
Bedarf  ist  von  der  Gesammtheit  der  mit  mindestens  einem  Thaler 
jährlicher  ordentlicher  Gewerbesteuer  belegten  Gewerbtreibenden  des 
Bezirks  aufzubringen.  Die  Höhe  der  zu  erhebenden  Beiträge  wird 
durch  Kammerbeschluss  bestimmt.  Soweit  nicht  auf  eigenen  Wunsch 
der  Kammer  eine  andere  Art  der  Aufbringung  gewählt  wird,  findet 
dieselbe  durch  Ausschreibung  von  Zuschlägen  zur  Gewerbesteuer 
statt.  Diese  Zuschläge  werden  in  Bezug  auf  Erhebung  —  abge- 
sehen von  der  besonders  zu  bestimmenden  Einnahmeprovision  — 
und  auf  Einbringung  von  Resten  der  Gewerbesteuer  gleichgestellt. 

Einberufung  9.    Jedo  Kammor   wird    durch   ihren  Vorsitzenden    einberufen. 

«chiülfthi-  I^'^s^  Einberufung  muss  erfolgen,  wenn  das  Ministerium  des  Innern 
keit.      oder  die  Regierungsbehörde  es  verlangt,    oder  wenn  mindestens  ein 
Dritttheil  der  Mitglieder  darauf  anträgt. 

10.  Die  Kammern  sind  beschlussfähig,  wenn  zwei  Dritttheile 
der  Mitglieder  anwesend  sind.  Bei  Beschlüssen  entscheidet  die  Mehr- 
heit der  Anwesenden,  bei  Stimmengleichheit  giebt  der  Vorsitzende 
den  Ausschlag. 
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Auf  Aasbleiben   ohne   genügende   Entschuldigung    können    die  ^^'^^"3" 
Kammern  angemessene  Ordnungsstrafen  setzen. 

Der  Vorsitzende  kann  dergleichen  Ordnungsstrafen  von  den  Be- 
theiligten eintreiben;  sollte  es  deshalb  einer  Hülfsvollstreckung  be- 
dürfen, so  hat  er  die  Justizbehörde  anzugehen,  und  leidet  dann  die 
Bestimmung  im  §  ö  des  Gesetzes  vom  28.  Januar  1835  sub  A  über 
die  Competenz Verhältnisse  etc.  (Seite  56  des  Gesetz-  und  Verord- 
nungsblattes vom  Jahre  1835)  Anwendung. 

11.  Die  Sitzungen  der  Kammern  sind,  soweit  möglich,  und  wenn  Sitzungen. 
nicht  in  besonderen  Fällen  eine  Ausnahme  beschlossen  oder  von  dem 
Ministerium  des  Innern  oder  der  Regierungsbehörde    besonders  ver- 
langt wird,  öffentlich. 

Ueber  jede .  Sitzung  wird  vom  Secretair  ein  die  Beschlüsse  und 
den  wesentlichen  Inhalt  der  Verhandlungen  wiedergebendes  Protocoll 
aufgenommen,  dessen  Abschrift  der  Berichterstattung  an  das  Mini- 
sterium des  Innern  oder  die  Regierungsbehörde  beizufügen  ist. 

Soweit  nicht  die  ein  Gutachten  fordernde  Behörde  ausdrücklich 
das  Gegentheil  verlangt  hat,  können  diese  Protocolle  veröffentlicht 
werden. 

12.  Die  Handelskammern  und  Gewerbekammern  sind  bestimmt:    Rcssurt. 

a)  dem  Ministerium  des  Innern  und  der  Regierungsbehörde 
als  sachverständige  Organe  in  Fragen  zu  dienen,  welche 
Handel  und  Gewerbe  des  ganzen  Landes  oder  des  Bezirkes 
angehen.  Soweit  es  die  Verhältnisse  irgend  gestatten, 
sollen  dieselben  —  beziehentlich  die  Handelskammern  oder 
die  Gewerbekammern  —  bei  jeder  wichtigen  Angelegenheit 
dieser  Art  gehört  werden. 

b)  Die  Kammern  sind  ferner,  eine  jede  in  ihrem  Bereiche,  die 
Vertreter  der  gemeinschaftlichen  Handels-  und  Gewerbs- 
interessen und  befugt,  selbstständige  Anträge  und  Wünsche 
an  das  Ministerium  des  Innern  oder  die  Regierungsbehörde 
des  Bezirks  zu  richten. 

Den  Handelskammern  kann  ferner,  mit  ihrer  Zustimmung,  zu- 
gleich die  Function  örtlicher  Handelsvorstände  und  die  Verwaltung 
der  an  ihrem  Sitze  befindlichen  allgemeinen  Handelsinstitute,  als 
Börsen,  Mäklerinstitute,  Handelsschulen  etc.  übertragen  werden. 

Jede  Kammer  (beziehentlich  die  Handels-  und  Gewerbekammer 
desselben  Bezirks  gemeinschaftlich)  hat  alljährlich  einen  Bericht 
über  die  Lage  des  Handels  und  der  Gewerbe  in  ihrem  Bezirke  und 
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über  ihre  Geschäftsthätigkeit  an  das  Ministeriam  des  lunern  zu  er- 
statten.^ 

§  18. 
Vorstehendes  Gesetz,  mit  dessen  Ansfühmng  Unser  Ministeriam 
des  Innern  beauftragt   ist,    tritt   in  Gemässheit   des  Gesetzes   vom 
6.  September    1834  (Seite    189    der    Gesetzsammlung    vom   Jahre 
1834)  in  Kraft. 


b.  Verordnung  vom  16.  Juli  1868,  die  Handeis-  und  Gewerbelcammern 

betreffend. 

Zu  Ausführung  von  §  17  des  Gesetzes  vom  23.  Juni  dieses 
Jahres,  die  Abänderung  mehrerer  Bestimmungen  des  Gewerbe 
gesetzes  vom  15.  October  1861  betreffend  (Seite  338  fg.  des 
Gesetz-  und  Verordnungsblattes  von  diesem  Jahre),  wird  unter 
Aufhebung  der  die  Handels-  und  Gewerbekammern  betreffenden 
Verordnung  von  demselben  Tage  hierdurch  verordnet,  wie  folgt: 

§  1. 

z»hi  und  Ritr         Die  Zahl  der  Handelskammern  und  der  Gewerbekammern  wird 

auf  je  fünf  mit  den  Sitzen  m 

Dresden,  Leipzig,  Chemnitz,  Plauen  und  Zittau 

festgesetzt« 

§  2- 
Be«irke  der         Dio  Bozirko  für  die  im  §  1  genannten  Handels-  und  Gewerbe- 

kammem  bestehen 

für  Dresden  aus  dem  Regierungsbezirke  Dresden  und  der 
Amtshauptmannschaft  Grimma; 

für  Leipzig  aus  der  Stadt  Leipzig  und  den  Bezirken  der 
Gerichtsämter  Leipzig  I  und  II; 

für  Chemnitz  aus  den  Bezirken  der  Amtshauptmann- 
schaften Leipzig  (mit  Ausnahme  der  Gerichtsämter 
Leipzig  I  und  II),  Döbeln,  Rochlitz,  Chemnitz  und 
Annaberg,  sowie  aus  den  Schönburgischen  Recessherr- 
schaften; 

für  Plauen  aus  den  Bezirken  der  Amtshauptmannschaften 
Plauen  und  Zwickau; 

für  Zittau  aus  dem  Regierungsbezirke  Bautzen. 

§  3. 
MitKiieder-  Die  Zahl  der  Mitglieder  für  die  einzelnen  Kammern  wird 
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für  die  Handelskammern  zu  Leipzig,  Dresden  and  Chemnitz 
auf  je  21, 

für  die  Handelskammer  zu  Planen  auf  18, 

für  die  Handelskammer  zn  Zittau  auf  13; 

ferner  für  die  Gewerbekammern  zu  Dresden,  Leipzig,  Chem- 
nitz und  Plauen  auf  je  15, 

für  Zittau  auf  12 
bestimmt. 

§  4. 

Im  Bezirke   Leipzig   bildet   die   Handelskammer   und   die  Ge-  coiiegium. 
Werbekammer    jede    ein    von    der    anderen    vollständig    getrenntes 
CoUegium. 

In  den  übrigen  Bezirken  sind  beide  Kammern  in  der  Regel 
vereinigt  th&tig. 

§  5. 

Die  Wahlen    für  die  Handels-  und  Gewerbekammern   erfolgen    Avaiiicn. 
nach  Maassgabe  der  nachstehenden  Vorschriften  unter  der  Leitung 
der  Ereisdirectionen,  der  Eammervorsitzenden  und  der  Obrigkeiten. 

Jede  Kreisdirection  wird  mit  dieser  Leitung  für  diejenigen 
Eammerbezirke  beauftragt,  deren  Sitze  in  ihrem  Begierungsbezirke 
gelegen  sind. 

Sofort  nach  Erlass  gegenwärtiger  Verordnung  sind  für  sämmt- 
liche  Eammem  vollständig  neue  Wahlen  vorzunehmen,  bei  denen  die 
den  Eammervorsitzenden  obliegende  Leitung  den  bisherigen  Vor- 
sitzenden zusteht. 

Bei  den  künftigen  Ergänzungswahlen  (§17  Nr.  5  des  Gesetzes) 
hat  die  Hauptwahl  spätestens  in  der  ersten  Hälfte  des  Septembers 
stattzufinden. 

§  6. 
Vor  jeder  Wahl  haben  die  Eammervorsitzenden  für  jede  Handels- 
kammer und  Gewerbekammer  besonders  zunächst  die  erforderlichen 
Wahlabtheilungen  für  die  Urwahlen  dergestalt  zu  bilden,  dass  keine 
Abtheilung  weniger  als  zwei  Wahlmänner  zu  wählen  hat,  anderer- 
seits die  Abtheilungen  auch  nicht  räumlich  zu  gross  werden.  Die 
hiernach  vorgenommene  Eintheilung  des  Bezirks  ist,  soweit  möglich, 
unter  summarischer  Angabe  der  in  jeder  Abtheilung  vorhandenen 
Stimmberechtigten,  und  mit  einem  Vorschlage  für  die  Zahl  der  in 
jeder  Abtheilung  zu  wählenden  Wahlmänner  dem  Ministerium  des 
Innern  anzuzeigen,  welches  hiemach  die  Abtheilungen,  auch  vor  der 
nächsten  Wahl  ein  für  allemal  die  Zahl  der  Wahlmänner  för  jeden 


—     252    - 

Bezirk  feststellt  and  die  Ereisdirectionen  davon  ,za  weiterer  Aq- 
Weisung  der  Obrigkeiten  in  Kenntniss  setzt 

§   7. 
Die  Leitung  der  Urwahlen   liegt  den  Obrigkeiten  ob,   welche 

nunmehr  die  Abgrenzung  der  Wahlabtheilung  unter  Angabe  des  Ortes 
der  Abstimmung  und  der  Zahl  der  zu  wählenden  Wahlmänner  in 
ihrem  Amtsblatte  zwei  Mal  bekannt  macht.  Zugleich  sind  die 
Stimmberechtigten  aufzufordern,  ihre  Stimmen  an  einem  oder  meh- 
reren hierbei  festzusetzenden  Tagen  innerhalb  der  gleichfalls  anzu- 
gebenden Stunden  in  Person  abzugeben. 

Zwischen  dem  ersten  Abdrucke  dieser  Bekanntmachung  und  dem 
letzten  Tage  der  Abstimmung  muss  eine  Frist  von  mindestens  vier- 
zehn Tagen  liegen. 

§  8. 

Für  jede  Wahlabtheilung  hat  die  Obrigkeit,  soweit  sie  die  Ab- 
stimmung nicht  durch  einen  ihrer  Beamten  leiten  lässt,  hierzu  einen 
Wahlvorsteher  und,  soweit  nöthig,  einen  Stellvertreter  desselben  aus 
den  Stimmberechtigten  der  Abtheilung  zu  ernennen. 

Der  Wahlvorsteher  hat  aus  Letzterer  wenigstens  2  bis  3  Stimm- 
berechtigte als  Wahlgehülfen  zu  erwählen,  welche  der  ganzen  Wahl- 
handlung beizuwohnen  berechtigt  und  jedenfalls  bei  Feststellung  des 
Wahlergebnisses  (§  13)  mitzuwirken  verpflichtet  sind. 

Die  über  die  Abgabe  und  Auszählung  der  Stimmen  aufzuneh- 
menden Niederschriften  (§  12,  13)  hat  in  der  Regel  der  Wahlvor- 
steher zu  bewerkstelligen.  Ausnahmsweise  kann  derselbe  eine  von 
ihm  aus  der  Zahl  der  Stimmberechtigten  zu  erwählende  Person  da- 
mit beauftragen. 

§9- 

Active:«  Niemand  kann  das  Stimmrecht  in  einem  und  demselben  Kam- 

merbezirke  mehr  als  einmal  ausüben.  Wer  in  demselben  Bezirke 
mehrere  Gewerbsuntemehmungen  oder  Comtoirs  besitzt,  wählt  mit 
den  Stimmberechtigten  des  Ortes,  wo  er  seinen  dauernden  Wohnsitz 
hat  und,  wenn  dieser  sich  ausserhalb  des  Eammerbezirks  befinden 
sollte,  des  von  ihm  selbst  zu  bestimmenden  Ortes. 

Der  Besitz  von  Etablissements  oder  Comtoirs  in  verschiedenen 
Eammerbezirken  gewährt  das  Wahlrecht  in  jedem  dieser  Bezirke, 
soweit  die  von  dem  dort  befindlichen  Etablissement  entrichtete  Ge- 
werbesteuer den  gesetzlichen  Census  erreicht. 

Von  mehreren  persönlich  haftenden  Theilhabern  eines  und  des- 
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selben  Gewerbennternebmens  ist  jeder  wahlberechtigt,  dafern  der 
Gewerbesteuerbetrag  des  Unternehmers,  darch  die  Zahl  der  Theil- 
haber  dividirt,  den  gesetzlichen  Gensas  als  Qaotienten  ergiebt. 
Entgegengesetzten  Falles  haben  die  Theilhaber  Denjenigen  unter 
sich  zu  bestimmen  und  zu  legitimiren,  welcher  das  Wahlrecht  aus- 
üben soll. 

Juristische  Personen  haben  durch  ihren  Vorstand  den  Träger 
ihres  Wahlrechts  zu  bezeichnen. 

Für  fiscalische  oder  communliche  Gewerbeunternehmungen  steht 
das  Wahlrecht  den  den  Letzteren  vorgesetzten  Beamten  oder 
den  an  ihrer  Statt  von  der  Dienstbehörde  bezeichneten  Personen  zu. 

§  10. 

Der  Aufstellung  von  Wahllisten  bedarf  es  nicht. 

Wer  an  einer  Wahl  Theil  nehmen  will,  hat  bei  der  Anmeldung 
zur  Abstimmung  die  Quittung  über  Entrichtung  der  Gewerbesteuer 
im  zuletzt  vorhergegangenen  Termine  und  die  für  ihn  nach  §  9 
etwa  erforderliche  Legitimation  beizubringen,  auch,  soweit  nöthig, 
das  Vorhandensein  der  im  §  17,  Nr.  2  und  3  des  Gesetzes  vorge- 
schriebenen Erfordernisse  nachzuweisen. 

§  11. 

lieber  Zweifel  in  Bezug  auf  die  Wahlberechtigung  entscheidet 
zunächst  der  Wahlvorsteher,  auf  eingewendete  Berafang  die  im  §  r> 
bezeichnete  Kreisdirection;  doch  ist  solchen  Reclamationen  für  die 
anstehende  Wahl  keine  weitere  Folge  zu  geben. 

.    §  12. 

Das  Wahlrecht  kann  nur  in  Person  ausgeübt  werden,  und  erfolgt 
die  Abstimmung  durch  Stimmzettel. 

Jeder  W^ahlberechtigte  hat  sich  zu  der  in  der  Bekannntmachung 
(§7)  bezeichneten  Zeit  bei  dem  Wahlvorsteher  anzumelden  und,  so- 
weit nöthig,  zu  legitimiren  (§  10). 

Die  Angemeldeten  sind  in  eine  tabellarisch  aufzustellende  Liste 
einzutragen.  Wird  Jemand  nicht  als  wahlberechtigt  anerkannt,  so 
ist  diess  in  dieser  Liste  (Spalte  4)  unter  Angabe  des  Grundes  zu 
bemerken.  Ist  das  Stimmrecht  des  Angemeldeten  anerkannt,  so  hat 
derselbe  einen  von  ihm  mit  der  nach  §  7  festgesetzten  Zahl  von 
Namen  ausgefüllten  Stimmzettel  in  das  zu  diesem  Behufe  vorzu- 
bereitende, von  dem  Wahlvorsteher  und  einem  Wahlberechtigten  ver- 
schlossene Behältniss  einzulegen. 

Die  Abstimmungsliste    enthält    in   der  ersten   Spalte   die  fort- 
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laufende  Nummer  der  Angemeldeten,  in  der  zweiten  deren  Namen,  in 
der  dritten  den  Wohnort  oder  Sitz  des  Etablissements  (vergl.  §  9),  in 
der  vierten  etwaige  Bemerkungen.  Findet  die  Abstimmung  an 
mehreren  Tagen  statt,  so  ist  der  Tag  der  Anmeldung  in  die  Mitte 
der  Tabelle  über  die  Namen  der  Angemeldeten  zu  setzen.  Am 
Schlüsse  der  Tabelle  ist  zu  bemerken,  dass  die  darin  verzeichneten 
Personen  zu  der  angegebenen  Zeit  sich  bei  dem  Wahlvorsteher  an- 
gemeldet und  in  seinem  Beisein  die  Abstimmmung  den  obigen  Vor- 
schriften gemäss  bewerkstelligt  haben,  sich  auch  innerhalb  der  zur 
Abstimmung  festgesetzten  Zeit  (§  7)  Niemand  weiter  angemeldet  hat. 

§  13. 

Nach  Ablauf  der  zur  Abstimmung  festgesetzten  Zeit  ist  Niemand, 
der  nicht  bereits  im  Wahllocale  gegenwärtig  ist,  mehr  zur  Wahl  zu- 
zulassen. Es  sind  nunmehr  die  Stimmzettel  aus  dem  Behältnisse 
herauszunehmen  und  unter  Vergleichung  mit  der  Zahl  der  Abstim- 
menden zu  zählen,  sodann  aber  die  Stimmen  auszuzählen. 

Stimmzettel,  welche  die  Person  des  zu  Wählenden  nicht  mit 
hinlänglicher  Deutlichkeit  bezeichnen,  oder  die  Namen  Nichtwähl- 
barer enthalten,  sind  insoweit  ungültig.  Sind  auf  einem  Zettel  mehr 
als  die  vorgeschriebene  Zahl  an  Namen  enthalten,  so  gelten  nur  die^ 
zuerst  geschriebenen  Namen  wählbarer  Personen. 

Diejenigen,  welche  die  relative  Mehrheit  der  abgebenen  gültigen 
Stimmen  erhalten  haben,  sind  die  Wahlmänner  der  Abtheilnng.  Bei 
Gleichheit  der  Stimmen  entscheidet  das  Loos. 

lieber  das  Ergebniss  der  Stimmenauszählung  ist  ein  ProtocoU 
aufzunehmen ,  welches  vom  Wahlvorsitzenden  und  ^en  anwesenden 
Wahlgehülfen  zu  unterzeichnen  und  sodann  mit  den  Anmeldungslisten 
und  einem  Abdrucke  der  §  7  vorgeschriebenen  Bekanntmachungen 
dem  Vorsitzenden  der  Kammer  zu  übersenden  ist  Die  etwa  für 
ungültig  erachteten  Stimmzettel  sind  demselben  beizufügen,  die 
übrigen  zu  vernichten« 

§  14. 

Hanptwnhi.  Diö   Hauptwahl   erfolgt   unter   Leitung   des    Vorsitzenden   der 

Kammer  am  Sitze  derselben.  Einige  von  dem  Ersteren  gewählte 
Kammermitglieder  nehmen  hierbei  die  Stelle  der  Wahlgehülfen  (§  8)  ein. 

Die  Wahlmänner  sind  hierzu  mindestens  acht  Tage  vorher  schrift- 
lich einzuladen. 

Soweit  nicht  von  den  vereinigten  Kammern  eines  Bezirks  etwas 
Anderes   beschlossen  wird,  so  ist  die  Hauptwahl  für  die  Handels- 
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and  für  die  Gewerbekammer  in  getrennten  Wahkersammlangen  vor- 
zunehmen. 

Die  Wahl  erfolgt  durch  Stimmzettel  nach  absoluter  Mehrheit 
der  abgegebenen  gültigen  Stimmen;  nur  wenn  sich  zu  deren  Erlan- 
gung ein  dritter  Wahlact  erforderlich  machen  sollte,  entscheidet  bei 
diesem  relative  Mehrheit,  und  im  Falle  der  Stimmengleichheit  das 
Loos. 

Im  üebrigen  leiden  auch  auf  die  Hauptwahl  die  Vorschriften 
im  §  13,  Abs.  2,  Anwendung. 

Mehrere  Theilhaber  eines  und  desselben  Geschäftes  können 
nicht  zugleich  Mitglieder  derselben  Kammer  sein;  fiele  dennoch  die 
Wahl  auf  mehrere  von  ihnen,  so  gilt  nur  Derjenige  als  gewählt, 
welcher  die  meisten  Stimmen  erhielt;  bei  Gleichheit  der  Stimmen 
wird  auch  hier  durch  das  Loos  entschieden. 

§  15. 
Bei  der  Hauptwahl  für  die  Gewerbekammer  erhalten  die  nicht 
am  Orte  der  Wahl  wohnhaften  Wahlmänner  eine  Entschädigung  fQr  "*"'''"''"*'" 

1       1  »r  Elltsc  hädi- 

das  Reisefortkommen.     Die  Kammer  kann  dieselbe  nach  den  Meilen      gnng. 
der  Entfernung  oder  sonst  ein  für  allemal  festsetzen. 

§  16. 
Sind  zur  Hauptwahl  nicht  mindestens  die  Hälfte  der  Wahl-  wioderii«ite 
männer  erschienen,  so  unterbleibt  die  Wahl  und  ist  dieselbe  für 
einen  anderen  Tag  auszuschreiben.  Die  gesammten  Kosten  dieser 
zweiten  Wahl,  einschliesslich  der  §  15  gedachten,  sind  von  den  ohne 
genügende  Entschuldigung  ausgebliebenen  Wahlmännern  nach  Kopf- 
theilen  zu  tragen,  lieber  die  Zulässigkeit  einer  gebrauchten  Ent- 
schuldigung hat  die  Kammer  zu  entscheiden. 

§  17. 

Die  Gewählten  sind,  soweit  sie  nicht  bei  der  Wahl  selbst  an- 
wesend sind,  schriftlich  zur  Erklärung  über  die  Annahme  aufzu- 
fordern. Erfolgt  binnen  drei  Tagen  keine  Erklärung,  so  gilt  die 
Wahl  für  abgelehnt. 

Wird  vor  Entlassung  der  Wahlversammlung  die  Ablehnung  einer 
Wahl  erklärt,  so  ist  durch  die  Wahlmänner  sofort  eine  neue  Wahl 
vorzunehmen. 

§  18. 

Ueber  Einsprilche  gegen  die  Gültigkeit  einer  Wahl  hat  die  be- 
treffende Kammer  zu  entscheiden. 
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Es  kann  jedoch  nur  eine  Wahl  wegen  Verletzung  wesent- 
licher Vorschriften  oder  wegen  Nicht  Wählbarkeit  des  Gewählten  als 
ungültig  angesehen  werden.  Die  Theilnahme  einzelner  nicht  berech- 
tigter Personen  an  einer  Wahl  macht  dieselbe  nur  dann  ungültig, 
wenn  nach  der  Stimmenvertheilung  deren  Stimmen  auf  das  Wahl- 
ergebniss  einen  wesentlichen  Einfluss  ausüben  konnten. 

§  19. 

Alle  Behörden  haben  in  Bezug  auf  die  Wahlen  für  die  Handels- 
und Gewerbekammern  unentgeltich  zu  expediren. 

Auch  die  Wahlvorsteher,  ProtocoUführer  und  Wahlgehülfen  haben 

ihr  Ehrenamt  olme  Anspruch  auf  Entschädigung  zu  verwalten,  doch 

werden   ihnen   unvermeidliche    baare  Auslagen   durch    die   Kammer 

erstattet. 

§  20. 

Wahl  de«  Die  Wahl  der  Vorsitzenden  (§  17,  0  des  Gesetzes)  erfolgt  nach 

Yor«it.cndon.  ^^^  crsteu  J^cuwahl  der  Kammern  (§  5,  Abs.  3  oben)  unter  Leitung 
der  bisherigen  Kammer- Vorsitzenden. 

Um  die  §  17  sub  5  des  Gesetzes  vorgeschriebene  theilweise 
Erneuerung  der  Kammer  vorzubereiten,  wird  in  derselben  Sitzung 
durch  das  Loos  bestimmt,  welche  Mitglieder  bereits  nach  Ablauf  der 
ersten  drei  Jahre  auszuscheiden  haben.  Ist  die  Mitgliederzahl  ungleich, 
so  wird  die  kleinere  Hälfte  derselben  ausgeloost. 

Später  treten  von  drei  zu  drei  Jahren  diejenigen  Mitglieder  ans, 
welche  der  Kammer  sechs  Jahre  angehört  haben.  Die  in  der 
Zwischenzeit  we^en  ausserordentlicher  Erledigung  von  Stellen  ge- 
wählten Mitglieder  (§  17  sub  5  des  Gesetzes)  haben  zu  der  Zeit 
auszuscheiden,  zu  welcher  Diejenigen  auszutreten  gehabt  hätten,  an 
deren  Stelle  sie  gewählt  worden  sind. 

§  21. 
oehcinie  Hiusichtlich  solcher  Gegenstände,  welche  in  geheimer  Sitzung 

zu  verhandeln  smd  (§  17,  Nr.  11  des  Gesetzes),  haben  auch  die 
einzelnen  Kammermitglieder  gegen  Jedermann  Stillschweigen  zu  be- 
obachten. 

üeber  die  für  Zuwiderhandlungen  in  diesen  oder  anderen  Fällen 
von  der  Kammer  ihren  Mitgliedern  aufzuerlegenden  Ordnungsstrafen, 
über  die  den  Letzteren  nach  §  17,  Nr.  7  des  Gesetzes  oder  den 
Wahlmännern  nach  §  15  oben  zu  gewrährende  Entschädigung,  über 
die  von  den  Betheiligten  nach  §  17,  Nr.  8  des  Gesetzes  zu  erheben- 
den Beiträge  zu   dem  Aufwände   der  Kammer,   sowie  über  die  Lei- 
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tnug  der  Geschäfte  und  die  Ordnung  in  den  Sitzungen  etc.  sind 
durch  ein  von  jeder  Kammer  festzustellendes  Kegulativ  die  nöthigen 
Bestimmungen  zu  treffen. 


c.  Regulativ  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Chemnitz*), 

vom  27.  August  1869. 

§  1. 
Das  Geschäftsjahr  der  Kammer  und  ihrer  Abtheilungen  endigt  GeHcbift«- 

jedesmal  mit  dem  Kalenderjahre. 

§2. 

Zu  jeder  Sitzung  —  Plenar-  oder  Abtheilungssitzung  —  ist  sit/umten. 
mindestens  8  Tage  vor  derselben  durch  recommandirte  Briefe  einzu- 
laden, und  der  Einladung,  soweit  als  möglich,  eine  Angabe  der  vor- 
liegenden Berathungsgegenstände  beizufügen.  Ebenso  ist  jede  Sitzung 
in  der  Leipziger  Zeitung  und  im  Amtsblatte  des  Stadtrathes  zu 
Chemnitz  anzuzeigen  und  dabei  zu  bemerken,  ob  dieselbe  OiFent- 
lich  ist. 

Jedes  Mitglied,  welches  ohne  genugende  Entschuldigung  eine 
Sitzung  versäumt,  oder  die  Sitzung  ohne  Erlaubniss  des  Vorsitzen- 
den verlässt,  verfällt  in  eine  Ordnungsstrafe  von  fünf  Thaler,  worüber 
in  streitigen  Fällen  die  Kammer  zu  entscheiden  hat.  Diejenigen 
Mitglieder,  welche  durch  dringende  Gründe  am  Erscheinen  behindeil 
sind,  haben  dies  bei  dem  betreiFenden  Vorsitzenden  schriftlich  anzu- 
zeigen. 

§3. 

Die  Sitzungen  bestehen  aus  Plenar-  und  Abtheilungssitzungen 
und  sind  in  der  Regel  öiFentlich.  Sie  werden  aber  geheim:  auf  An- 
ordnung der  Regierungsbehörde,  des  Präsidiums,  unter  Zustimmung 
der  Kammer,  oder  wenn  die  Letztere  dies  beschliesst.  Ob  diese 
Beschlussfassung  selbst  in  geheimer  Sitzung  zu  erfolgen  habe,  hat 
der  Vorsitzende  zu  bestimmen. 

Deber  Gegenstände,  welche  in  geheimer  Sitzung  verhandelt 
worden  sind,  haben  sämmtliche  Kammermitglieder  gegen  Nichtmit- 
glieder  Stillschweigen  zu  beobachten. 

Gegen  Zuwiderhandlung  findet  eine  von  der  Kammer  zu  be- 
stimmende Ordnungsstrafe  von  5 — 50  Thaler  statt. 

*)  Beispiel  für  die  Sächsischen  Handels    und  Gewerbekammern. 

V.  Kttufinaiiu.  ^7 
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§4. 
Berichte.  In  wie  weit  die  an  die  Behörden  za  erstattenden  Berichte  und 

der  durch  das  Gesetz  vorgeschriebene  Jahresbericht  von  einzelnen 
Mitgliedern  oder  von  dem  Vorsitzenden  zu  verfassen  oder  dem  Se- 
cretair  zn  übertragen  sind,  ist  von  dem  Präsidium  zu  bestimmen. 
Jedenfalls  sind  solche  Berichte  von  dem  Vorsitzenden  der  betreifen- 
den  Abtheilnng  zu  vollziehen  und  vom  Secretair  gegenzuzeichnen. 

Auf  Beschluss  der  Kammer  oder  des  Präsidiums  können  zur 
Vorberathung  wichtiger  Gegenstände  Deputationen  bestellt  werden, 
welche  dann  berechtigt  sind,  andere  Sachverständige  zu  ihren 
Sitzungen  zuzuziehen. 

§5. 
Bernthungen.         j);^  Verhandlungen  jeder  Sitzung   beginnen  mit  dem  Vortrage 

IrdiiuiiK.    der  Tagesordnung. 

§  6. 
Die  Reihenfolge  der  Tagesordnung   bestimmt  die  Kammer.     In 
den  auf  Veranlassung  der  Staatsregierung  berufenen  Sitzungen  haben 
jedoch    die  Vorlagen    der    Ersteren    den  Vorrang   vor  anderen  Be- 
rathungsgegenständen. 

§  7. 
Jedes   Mitglied    ist   berechtigt   und   verpflichtet,    bei   den    Be- 
rathungen   seine  Meinung  frei  zu  äussern.     Kein  Mitglied  darf  sich 
indess   Persönlichkeiten   oder   beleidigende  Aeusserungen    erlauben, 
ebensowenig  vom  Gegenstande  abschweifen. 

Kein  Mitglied  darf  in  seinen  Vorträgen  oder  Aeusserungen  oder 
beim  Vorlesen  unterbrochen  werden.  Nur  der  Vorsitzende  darf  unter- 
brechen, wenn  es  zur  Ordnung  nöthig  ist. 

§  9. 

Jedes  Mitglied,  welches  in  der  Versammlung  sprechen  will,  muss 
vorher  sich  von  seinem  Platze  erheben  und  den  Vorsitzenden  um 
das  Wort  bitten.  Bitten  mehrere  um  das  Wort,  so  hat  der  Vor- 
sitzende dasselbe  nach  der  Reihenfolge,  in  welcher  darum  gebeten 
wurde,  zu  ertheilen. 

§  10. 

Keinem  Mitgliede  ist  ohne  vorgängige  Zustimmung  der  Kammer 
über  einen  und  denselben  Gegenstand  das  Wort  mehr  als  dreimal 
gestattet;  das  Wort  zum  Behufe  einer  thatsächlichen  Berichtigung 
oder   einer  Aufklärung    von  Missverständnissen    ist    von  dieser  Be- 
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schränkung  ausgeschlossen  und  wird  sofort  nach  demjenigen  Redner 
gestattet,  der  zu  solcher  Berichtigung  Anlass  gegeben  hat. 

§  11. 
Anträge    einzelner  Hitglieder  der  Kammer  gelangen  nur  dann 

zur  Berathung,  wenn  sie  von  mindestens  vier  Mitgliedern  unterstützt 
werden,  üebrigens  müssen  selbstständige  Anträge,  wenn  sie  nicht 
schon  auf  der  Tagesordnung  gestanden  haben  und  noch  im  Laufe 
der  betreiFenden  Sitzung  zur  Berathung  gelangen  sollen,  auch  vor 
dem  Vorlesen  der  Tagesordnung  bei  dem  Vorsitzenden  schriftlich  ein- 
gebracht werden.  Die  Berathung  später  eingebrachter  Anträge  bleibt 
bis  zur  nächsten  Sitzung  ausgesetzt. 

Die  Anwesenheit  des  Antragstellers  ist  nicht  unbedingtes  Er- 
fordemiss. 

§  12. 

Jedes  Mitglied,  welches  spricht,  hat  dies  stehend  und  gegen  den 
Vorsitzenden  gerichtet  zu  thun. 

§  13. 
Die  Kammer  ist  berechtiget,  die  Berathung  in  jedem  Augen- 
blicke und  auch  dann  zu  schliessen,  wenn  von  Denjenigen,  welche 
um  das  Wort  baten.  Einer  oder  Mehrere  noch  nicht  gesprochen 
haben,  sobald  ein  Mitglied,  welches  noch  nicht  gesprochen  hat,  den 
Schluss  der  Debatte  beantragt.  Wird  ein  solcher  Antrag  mit  drei 
Stimmen  unterstützt,  so  hat  der  Vorsitzende  vor  allen  Dingen  über 
denselben  abstimmen  zu  lassen.  Es  darf  jedoch  keinem  Mitgliede 
das  Wort  gegen  den  Schluss  der  Berathung  verweigert,  eben  so 
wenig  aber  auch  mehr  als  einmal  gestattet  werden. 

§  14. 
Bei  Berathungen  über  Deputationsberichte  steht  dem  Referenten 
das  Schlusswort  zu. 

§  15. 
Wenn   kein  Mitglied   weiter   um    das  Wort  bittet,    erklärt  der 
Vorsitzende  die  Discussion  für  geschlossen  oder  giebt  bei  Berathung 
über  Deputationsberichte  dem  Referenten  das  Schlusswort. 

Sobald  das  Eine  oder  das  Andere  geschehen,  darf  keinem  Mit- 
gliede über  denselben  Berathungsgegenstand  das  Wort  nochmals  ge- 
stattet werden.  Nur  wenn  in  der  Schlussäusserung  des  Referenten 
neue,  bisher  nicht  berührte  Thatsachen  vorgebracht  werden,  kann 
jedes  Mitglied  über  die  letzteren  das  Wort  verlangen. 


i 
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§  16. 
Sobald  der  Vorsitzende  <^en  Scblnss  der  Sitzung  ausgesprochen 
hat,    sind  weitere  Anträge,  Reden  und  Berathnngen  den  Mitgliedern 
der  Kammer  nicht  gestattet. 

§  17- 
lieber  die  in  den  Verhandlungen  der  Kammer  gefassten  Be- 
schlüsse ist  ein  kurzes,  sachliches,  nur  die  Beschlüsse  enthaltendes 
ProtocoU  abzufassen,  nach  Schluss  der  Sitzung  vorzutragen  und, 
nächst  dem  Vorsitzenden,  von  zwei  Mitgliedern  der  Kammer  zu 
unterzeichnen;  dagegen  ist  von  dem  Secretair  ein  zweites  specielles 
PrötocoU,  nach  Vorschrift  des  Gesetzes,  die  Abänderung  mehrerer 
Bestimmungen  des  Gewerbegesetzes  vom  15.  October  1861  be- 
IreiFend,  vom  23.  Juni  1868,  der  Kammer  in  der  nächsten  Sitzung 
vorzutragen. 

§  18. 
AbstiitimniiK.  Zur  Fassung  eines  Beschlusses  wird  absolute  Mehrheit  der 
Stimmen  erfordert.  Bei  Gleichheit  der  Stimmen  steht  dem  Vor- 
sitzenden, neben  seiner  ordentlichen  Stimme,  noch  eine  Decisivstimme 
zu.  Bei  Wahlen  hat  zwischen  zwei  mit  gleichen  Stimmen  Bedachten 
nach  dem  3.  Wahlgange  das  Loos  zu  entscheiden. 

§  19. 
Die  Abstimmung  erfolgt    unmittelbar   nach    dem  Schlüsse    der 
Berathung.     Der  Vorsitzende   hat   die  Fragen,    über   welche    abge- 
stimmt werden  soll,    so  zu  stellen,    dass  die  Antwort  mit  Ja  oder 
Nein  erfolgen  kann. 

§  20. 
Jedem  Mitgliede  steht  es  frei,    gegen  die  Art  und  Weise  der 
Fragestellung  Erinnerungen  zu  machen,  und  diesen  ist  sofort  nach- 
zukommen, wenn  die  Kammer  denselben  beitritt.    Solche  Erinnerungen 
bedürfen  keiner  vorherigen  Unterstützung. 

§  21. 
Die  Abstimmung  erfolgt  entweder: 

a)  durch  Aufstehen  und  Sitzenbleiben 

oder 

b)  durch  schriftliche  Abstimmung. 

§  22. 
In    dem    in  §  21    unter   a)    gedachten  Falle   haben   diejenigen 
Mitglieder,  welche  die  Abstimmungsfrage  verneinen  wollen,  sich  von 
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ihren  Sitzen    za  erheben    und    so  lange  so  zu  verbleiben,    bis  vom' 
Vorsitzenden   mit   dem    Hammer    das    Zeichen    der   erfolgten    Ab- 
stimmung gegeben  worden  ist. 

§23. 

Die  Abstimmung  durch  Aufstehen  und  Sitzenbleiben  ist  die 
regelmässige;  die  durch  Stimmzettel  hat  bei  allen  Wahlen,  ausser- 
dem aber  nar  dann  stattzufinden,  v^enn  es  die  Kammer  in  Folge 
eines  von  einem  Mitgliede  gestellten  und  von  drei  anderen  unter- 
stützten Antrages  beschliesst. 

§  24. 
Der  Präsident  der  Handels-  und  Gewerbekammer   hat  ebenso   Pr«"*»^»* 
die  Rechte  der  Kammer  nach  Aussen  zu  wahren  und  zu  vertreten,  A.biheiiun;:H 
als  wie  für  die  Erfüllung  der  Pflichten  derselben  Sorge  zu  tragen,  vorsueendcr. 

§  25. 
Der  Präsident,  als  Vorsitzender  der  Handelskammer,  hat  sich 
der  Leitung  der  die  Handelskammer  ausschliesslich  angehenden  An- 
gelegenheiten und  Geschäfte,  der  Abtheilungsvorsitzende  der  Gewerbe- 
kammer der  Leitung  der  die  Gewerbekammer  ausschliesslich  ange- 
henden Angelegenheiten  und  Geschäfte  zu  unterziehen. 

§  26. 
Der  Secretair  ist  verpflichtet,  in  den  Plenar-  und  Abtheilungs-    sccretär. 
Sitzungen,  sowie  in  allen  Deputationssitzungen,  sofern  in  den  letzteren 
die  ProtocoUführung  nicht  durch  ein  Mitglied  der  Deputation  besorgt 
oder  Yon  derselben  gänzlich  abgesehen  wird,  zu  protocolliren. 

Der  Secretair  hat,  nach  Befinden  unter  Beihülfe  der  für  die 
Kammer  nöth igen  Arbeitskräfte,  alle  schriftlichen  Arbeiten  für  die 
Handels-  und  Gewerbekammer,  —  wenn  nicht  in  besonderen  Fällen 
von  dem  Präsidenten  oder  Abtheilungsvorsitzenden  eine  andere  Be- 
stimmung getroffen  wird,  —  auszuführen  und  für  Aufbewahrung  und 
Instandhaltung  der  Bibliothek  und  des  Archives  der  Handels-  und 
Gewerbekammer  Sorge  zu  tragen. 

Dem  Vorsitzenden  steht  es  frei,  den  Secretair  bei  den  Sitzungen 
zur  Abgabe  einer  berathenden  Stimme  zu  veranlassen. 

Diäten  und  Auslösung  für  Reisefortkommen,  sofern  die  Reisen 
im  Interesse  der  Kammer  oder  im  Auftrage  des  Präsidiums  derselben 
geschehen,  hat  der  Secretair  nach  denselben  Sätzen,  wie  die  Kammer- 
mitglieder, vergütet  zu  erhalten. 
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Zwischen  Kammer  and  Secretair  findet  eine  halbjährliche  Kün- 
digung statt. 

§  27. 
Diäten  und  ^viT  alle  Reisen,  welche  im  Interesse  der  Kammer  von  den  Mit- 

gliedern derselben,'  —  einschliesslich  zu  den  Kammersitzungen  — 
oder  vom  Secretair  zu  unternehmen  sind,  ist  auf  folgende  Weise 
zu  liquidiren:  a.  Vergütung  des  Fortkommens;  b.  Diäten  von  täglich 
3  Thlr.,  wenn  die  Reise  innerhalb  des  Kammerbezirkes  stattfindet 
und  c.  Diäten  von  5  Thlr.  bei  Reisen  ausserhalb  des  Kammer- 
bezirkes. 

§  28. 
Ka»8eiiwesen-         Das  Kasscuwesen  wird  von  dem  Präsidium  der  Kammer  besorgt. 

§  29. 

Die  jährlichen  Ausgaben,  soweit  dieselben  nicht  durch  einen 
Zuschuss  aus  der  Staatskasse  bestritten  werden,  sind  durch  einen 
Zuschlag  auf  die  Gewerbesteuer  derjenigen  selbstständigen  Gewerbe- 
treibenden, auf  welche  das  Gesetz,  die  Abänderungen  mehrerer  Be- 
stimmungen des  Gewerbegesetzes  vom  15.  October  1861  betreffend, 
vom  23.  Juni  1868,  Anwendung  findet,  aufzubringen.  Der  Steuer- 
zuschlag ist  im  Jahre  nur  einmal  zu  erheben. 

Die  Ausschreibung  dieses  Steuerzuschlages  geschieht  von  dem 
Präsidium  der  Handels-  und  Gewerbekammer  durch  öffentliche  Be- 
kanntmachungen in  der  Leipziger  Zeitung  und  in  den  Amtsblättern 
des  Kammerbezirkes  mindestens  vier  Wochen  vor  dem  Zahlungs- 
termine. Von  der  Erhebung  dieses  Zuschlages  ist  bei  allen  kleineren 
Gewerbetreibenden,  deren  Gewerbesteuer  jährlich  nicht  einen  vollen 
Thaler  beträgt,  abzusehen.  Ebenso  ist  der  Zuschlag  bei  allen  Gon- 
tribuenten  nur  nach  den  ganzen  Thalern  —  unter  Weglassung  der 
Groschen  —  der  Gewerbesteuersätze  zu  berechnen. 

Die  Höhe  des  Zuschlages  ist  nach  den  Bedürfnissen  der  Kammer 
von  derselben  zu  bestimmen. 


d.  Württemberg. 

a.  Gesetz,  betreffend  die  Errichtung  von  Handels-  und  Gewerbelcammern. 

Artikel  1. 
Finution  der         Dic   Haudels-    und    Gewerbekammem   haben    als    Organe    des 
Kammern.  Haudcls-  uud  Geworbestandes    die   Bestimmung,   die  Gesammtinter- 


—     263     — 

essen  der   Handel-    and  Gewerbetreibenden   ihres   Bezirks    wahrzu- 
nehmen. 

Zu  ihren  Aufgaben  gehört  insbesondere: 

1.  alljährlich  dem  Ministerium  des  Innern  über  den  Zustand 
der  Industrie  und  des  Handels  ihres  Bezirkes,  über  wün- 
schenswerthe  Verbesserangen  und  die  Mittel  zur  Ausfüh- 
rung derselben  Bericht  zu  erstatten; 

2.  den  Staatsbehörden  und  deren  Verlangen  über  Gegenstände 
der  Gewerbe  und  des  Handels,  sowie  des  öffentlichen  Ver- 
kehrs Gutachten  abzugeben; 

3.  statistische  Notizen  über  Gegenstände  der  Gewerbe  und  des 
Handels  zu  sammeln  und,  soweit  dies  auf  Veranlassung  der 
Regierungsbehörden  geschieht,  zu  diesem  Zweck  von  den 
Handel-  und  Gewerbetreibenden  und  von  den  Gemeinde- 
behörden die  erforderlichen  Auskünfte  zu  fordern. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammern  sind  befugt,  Wünsche  and 
Anträge  in  Absicht  auf  Gegenstände  der  Gewerbe  und  des  Handels 
denjenigen  Behörden  und  Organen  vorzulegen,  in  deren  Geschäfts, 
kreis  der  Gegenstand  gehört. 

Die  Einreichung  von  Petitionen  an  Reichsorgane  ist  denselben 
gestattet ;  von  solchen  ist  der  Eönigl.  Regierung  gleichzeitig  Mitthei- 
lung zu  machen. 

Artikel  2. 

Die  Errichtung  der  Handels-  und  Gewerbekammer,  die  Fest-  Fc^tsteiimix 
Stellung  ihrer  Bezirke,  der  Zahl  der  Mitglieder  einer  jeden  Kammer  ^'„dMu/ 
und    des    Sitzes    derselben    erfolgt   durch    Verfügung    der   Staats-  giiedcrii,,hi 

der 
regierung.  Kammeru. 

Artikel  3. 
Das  Amt  der  Eammermitglieder  ist  ein  Ehrenamt  und  wird  nur  Ehrenamt. 
mit  Zustimmung  der  hiezu  Berufenen  übertragen  und  versehen.         gchädi^un- 

Die  Dienstleistung  der  Mitglieder  ist  unentgeltlich.  Bei  Dienst- 
reisen erhalten  sie  für  ihre  Auslagen  eine  angemessene  Entschä- 
digung. 

Artikel  4. 
Die  Mitglieder  der  Handels-  und  Gewerbekammern  werden  von    wahieu. 
den  Handel-  und  Gewerbetreibenden  gewählt.     Zur  Theilnahme  an  ^yahirlTht 
der  Wahl  sind  diejenigen  Handel-  und  Gewerbetreibenden  und  Han- 
delsgesellschaften berechtigt,  welche 

1.  als  Inhaber  einer  mit  Gewerbesteuer  belegten  Firma  in  den 
für   den    Bezirk    der   Handels-   und   Gewerbekammern  ge* 
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fahrten  Handelsregistern  eingetragen  sind,  oder  sofern  dies 
nicht  der  Fall  ist, 
2.  in  dem  Eammerbezirk  zur  Gewerbesteaer  veranlagt  sind 
and  ihre  Aufnahme  in  die  Wählerliste  vor  der  Wahl  recht- 
zeitig angemeldet  haben  und  in  Folge  dieser  Anmeldung  in 
die  Wählerlisten  aufgenommen  worden  sind. 

Artikel  5. 

Die  Wahlstimme  eines  vom  Staate  oder  einer  öffentlichen 
Körperschaft  betriebenen  Gewerbes,  einer  Actiengesellschaft  oder  einer 
Genossenschaft  darf  nur  durch  einen  im  Handelsregister  eingetragenen 
Beamten  oder  Vorstand,  die  jeder  anderen  GesefUschaft  nur  durch 
einen  ebendaselbst  eingetragenen  persönlich  haftenden  Gesellschafter, 
die  einer  Person  weiblichen  Geschlechts  oder  einer  unter  Vormund- 
schaft oder  Guratel  stehenden  Person  nur  durch  den  im  Handels- 
register eingetragenen  Procuristen  abgegeben  werden. 

Artikel  6. 

Wer  nach  den  Bestimmungen  der  Artikel  4  und  ö  in  demselben 
Kammerbezirk  mehrfach  stimmberechtigt  ist,  darf  gleichwohl  nur 
Eine  Stimme  abgeben  und  zwar  in  demjenigen  Abstimmungsbezirk, 
in  welchem  er  seinen  gewöhnlichen  Wohnsitz  hat 

Artikel  7. 
Mitglieder.  Zum  Mitgliede  einer  Handels-  und  Gewerbekammer  kann   nur 

Wahlrecht,  gewählt  wcrdcu,  wer 

1.  in  den  für*  den  Bezirk  der  Kammer  geführten  Handels- 
registern entweder  als  Inhaber  einer  Firma  oder  als  persön- 
lich haftender,  zur  Vertretung  einer  Handelsgesellschaft  be- 
fugter Gesellschafter  oder  als  Mitglied  des  Vorstandes  einer 
Actiengesellschaft  oder  Genossenschaft  eingetragen  ist,  oder 
früher  eingetragen  war,  oder  für  eigene  Rechnung  allein 
oder  als  Gesellschafter  ein  zur  Gewerbesteuer  veranlagtes 
Handelsgeschäft  oder  Gewerbe  betreibt  und  in  Folge  seiner 
Anmeldung  (Art.  4  Ziff.  2)  in  die  Wählerliste  aufgenommen 
ist  oder  früher  ein  solches  Handelsgeschäft  oder  Gewerbe 
betrieben  hat  und  in  die  Wählerliste  früher  aufgenommen  war^ 

2.  das  25.  Lebensjahr  zurückgelegt  hat; 

3.  in  dem  betreffenden  Kammerbezirke  seinen  ordentlichen 
Wohnsitz  hat. 
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Artikel  8. 
Mehrere    Gesellschafter    einer    und    derselben  Firma    oder    bei 
Actiengesellschaften   oder   Genossenschaften    mehrere   Vorstandsmit- 
glieder dürfen  nicht  gleichzeitig  Mitglieder  derselben  Handels-  und 
Gewerbekammer  sein. 

Artikel  9. 

Diejenigen,  über  deren  Vermögen  das  Gantverfahren  gerichtlich 
eröffnet  ist,  sind  bis  nach  Abschlnss  desselben  —  nnd  diejenigen, 
welche  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  während  der  Daner  der 
Zahlnngseinstellnng  weder  wahlberechtigt  noch  wählbar. 

Artikel  10. 

Jeder  Uandelskammerbezirk  bildet  einen  Wahlbezirk,    welcher  Wahlbezirke. 
zum  Zweck  der  Stimmenabgabe  in  Abstimmungsbezirke  getheilt  wird. 
Durch  Verordnung  werden  die  Zahl  der  Abstimmungsbezirke  und  die 
Abstimmungsorte  festgesetzt. 

Artikel   11. 

Die  Wählerlisten  sind  für  jeden  Abstimmungsbezirk  durch  das  wüiiicrusicii. 
Oberamt  aufzustellen.  In  dieselben  sind  zunächst  die  auf  Grund  des 
Eintrags  in  dem  Handelsregister  wahlberechtigten  Personen  nach  Zu- 
und  Vornamen,  Gewerbe  und  Wohnort  einzutragen,  wobei  der  der 
Wahl  vorangehende  1.  December  als  Normaltag  insofern  gilt,  dass 
alle  diejenigen  wahlberechtigt  sind,  welche  an  diesem  Tage  in  dem 
Handelsregister  laufen  und  gewerbesteuerpflichtig  sind. 

Ausserdem  sind  von  dem  Oberamt  Anfangs  November  des  einer 
Neuwahl  (Art.  20  Abs.  2)  vorangehenden  Jahres  diejenigen  ge- 
werbesteuerpflichtigen Handel-  und  Gewerbetreibenden,  welche  nicht 
in  das  Handelsregister  eingetragen  sind,  ihre  Aufnahme  in  die 
Wählerliste  aber  beanspruchen,  unter  Anberaumung  eines  Termins 
von  15  Tagen  zur  Anmeldung  des  Anspruches  auf  die  Aufnahme  in 
die  Wählerliste  öffentlich  aufzufordern. 

Diejenigen,  welche  sich  rechtzeitg  gemeldet  haben,  und  die  er- 
forderlichen Eigenschaften  (Art.  7  Ziff.  2  und  3  und  Art.  9)  be- 
sitzen, sind  in  einer  besonderen  Abtheilung  in  die  Wählerliste 
(Abs.  1)  aufzunehmen.  Dieselben  bleiben  so  lange  Wähler,  als  sie 
die  erforderlichen  Eigenschaften  nicht  verloren  oder  ihren  Durch- 
strich in  der  Liste  nicht  verlangt  haben.  Auch  bezüglich  der  Auf- 
nahme beziehungsweise  Wiederaufnahme  dieser  Wahlberechtigten 
gilt  der  1.  December  als  Normaltag. 
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Artikel  12. 

Spätestens  4  Wochen  vor  dem  zur  Wahl  bestimmten  Tage  hat 
das  Oberamt  die  Wählerliste  für  jeden  Abstimmangsbezirk  auf  dem 
Ratbhanse  des  Abstimmungsorts  zu  Jedermanns  Einsicht  anflogen  zu 
lassen  und  dies  zuvor  unter  Hinweisung  auf  die  Einsprachefrist 
öffentlich  bekannt  zu  machen. 

Einsprachen  gegen  die  Wählerliste  wegen  Aufnahme  unberech- 
tigter Personen  oder  wegen  üebergehung  berechtigter  sind  binnen 
8  Tagen  nach  Beginn  der  Auslegung  bei  dem  Oberamt  unter  Bei- 
fügung der  erforderlichen  Bescheinigung  anzubringen  und  innerhalb 
der  nächsten  14  Tage  zu  erledigen,  worauf  die  Listen  geschlossen 
werden.  Ueber  derartige  Einsprachen  erkennt  die  Handels-  und 
Gewerbekammer  endgültig. 

Nur  diejenigen  sind  zur  Theilnahme  an  der  Wahl  berechtigt, 
welche  in  die  Listen  aufgenommen  sind. 

Artikel  13. 
7'^>t  Die  Wahl  der  Eammermitglieder  ist  jedesmal  im  Monat  Januar 

der  Wahl.  , 

vorzunehmen. 

Der  Tag  der  Vornahme  der  Wahl  ist  durch  die  Handels-  und 
Gewerbekammern  nach  vorgängigem  Benehmen  mit  der  Gentral- 
stelle  für  Gewerbe  und  Handel,  welche  den  Oberämtern  den  er- 
forderlichen Auftrag  zu  ertheilen  hat,  festzusetzen  und  öffentlich 
bekannt  zu  machen. 

Artikel  14. 
wnhimoiins.  Dje  Wahlhandlung,    sowie   die  Ermittlung   des  Wahlergebnisses 

sind  öffentlich. 

Als  Wahlvorsteher  bei  der  Wahlhandlung  in  der  Oberamtsstadt 
hat  der  Oberamtmann  oder  sein  gesetzlicher  Stellvertreter  zu 
fungiren. 

Die  Wahlvorsteher  in  Abstimmungsorten  ausserhalb  des  Ober- 
amtssitzes hat  das  Oberamt  zu  bestellen. 

Den  Wahlvorstehern  werden  für  die  Sammlung  und  Abzahlung 
der  Stimmen  zwei  Beisitzer  beigegeben,  welche  aus  den  am  Ort  der 
Wahl  wohnhaften  Wahlberechtigten  durch  die  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer bestimmt  werden. 

Die  Function  der  Beisitzer  ist  ein  unentgeltliches  Ehrenamt. 

Artikel  15. 
Das  Wahlrecht  wird  in  Person  durch  verdeckte,  in  eine  W^ahl- 
urne  niederzulegende  Stimmzettel  ohne  Unterschrift  ausgeübt. 
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Die  Stimmzettel  müssen  von  weissem  Papier  and  dürfen  mit 
keinem  äusseren  Kennzeichen  versehen  sein. 

Artikel   16. 
Die  Wahl  ist  gültig,    wenn  am  Schlüsse  des  Wahiactes   min- 
destens   der   dritte  Theil    der  Wahlberechtigten    des  Abstimmungs- 
bezirkes abgestimmt  hat. 

Wird  diese  Zahl  nicht  erreicht,  so  hat  die  Eröffonng  der  Stimm- 
zettel zu  unterbleiben,  und  es  ist  durch  öffentliche  Bekanntmachung 
ein  weiterer  Termin  zur  Ergänzung  der  Wahl  anzuberaumen.  Nach 
diesem  zweiten  Wahlacte  wird  die  Wahl  für  geschlossen  erklärt, 
ohne  weitere  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  abgegebenen  Stimmen. 

Artikel  17. 
Nach  vollendeter  Wahl  ist  durch  die  Wahlcommission  (Art.  14) 
die  Stimmzählung  vorzunehmen,  über  das  Ergebniss  ein  ProtocoU 
aufzunehmen  und  solches  un verweilt  der  betreffenden  Handels-  und 
Gewerbekammer  zu  übergeben.  Dem  Protocoll  sind  die  von  der 
Wahlcommission  beanstandeten  Stimmzettel  offen,  die  übrigen  ver- 
siegelt beizulegen. 

Artikel  18. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammer  stellt  das  Ergebniss  der 
Wahlen  in  den  einzelnen  Abstimmungsbezirken  in  öffentlicher  Sitzung 
zusammen  und  entscheidet  über  die  von  den  einzelnen  Wahlcom- 
missionen beanstandeten  Wahlzettel. 

Als  zu  Mitgliedern  einer  Kammer  gewählt  sind  diejenigen  Per- 
sonen zu  betrachten,  welche  verhältnissmässig  die  meisten  der  ab- 
gegebenen Stimmen  erhalten  haben. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Loos. 

Artikel  19. 
Die  Handels-  und  Gewerbekammern  haben  das  Ergebniss  der 
Wahl  unter  Anberaumung  eines  Termins  von  10  Tagen  zu  Einsprachen 
öffentlich  bekannt  zu  machen  und  der  Gentralstelle  für  Gewerbe  und 
Handel  anzuzeigen.  Einsprachen  gegen  die  Wahl  sind  bei  der 
Handels-  und  Gewerbekammer  anzubringen  und  von  dem  Ministerium 
des  Innern  endgültig  zu  entscheiden. 

Artikel  20. 
Die  Mitglieder   der  Handels-    und   Gewerbekammern    versehen  '^""'^'  «"««^ 
ihre  ötelle  6  Jahre.  schoft. 


—     268     — 

Je  nach  3  Jahren  tritt  die  Hälfte  aus  and  wird  darch  Neuwahl 
ersetzt;  die  Austretenden   können  sogleich  wieder  gewählt  werden. 

Hierbei  werden  zugleich  für  die  im  Laufe  dieser  3  Jahre  etwa 
"Bonst  erledigten  Stellen  neue  Mitglieder  auf  den  Rest  der  Amts- 
dauer der  Ausgeschiedenen  gewählt. 

Sollte  innerhalb  einer  Wahlperiode  die  Zahl  der  gewählten 
Mitglieder  einer  Kammer  auf  die  Hälfte  der  festgesetzten  Zeit  herab- 
sinken, so  ist  unter  Zugrundelegung  der  Listen  von  der  letzten  Wahl 
eine  Ergänzungswahl  anzuordnen. 

Am  Schlüsse  der  ersten  3  Jahre  nach  Bildung  einer  Kammer 
entscheidet  über  den  Austritt  das  Loos. 

Artikel  21.    . 
Verstärkung  jjinc  Verstärkuug  der  gewählten  Mitglieder  der    Kammer    kann 

der  Kammer.     ,  ,  . 

bis  zum  vierten  Theile  der  festgesetzten  Anzahl  derselben  durch 
Wahl  der  Kammer  selbst  eintreten. 

Die  auf  diese  Weise  beigewählten  Mitglieder  versehen  ihre  Stelle 
bis  zur  nächsten  ordentlichen  Ergänzungswahl. 

Das  Ergebniss  der  Beiwahlen  ist  der  Gentralstelle  für  Gewerbe 
und  Handel  anzuzeigen  und  zu  veröffentlichen. 

Artikel  22. 
KrioH«iieii  Jeder  in  der  Person  eines  Mitgliedes  eintretende  Umstand,  wel- 

*'^^*,.h„ft/  eher  dasselbe,  wenn  er  vor  der  Wahl  vorhanden  gewesen  wäre,  von 
der  Wählbarkeit  ausgeschlossen  haben  würde,  hat  das  Erlöschen  der 
Mitgliedschaft  zur  Folge. 

lieber  Beschwerden  entscheidet  das  Ministerium  des  Innern  end- 
gültig. 

Artikel  23. 

prHMdinm.  J)\Q  Haudels-  und  Gewerbekammern  wählen  je  für  3  Jahre  einen 

Vorsitzenden  und  einen  Stellvertreter  desselben  aus  ihrer  Mitte. 

Im  Falle  des  Ausscheidens  des  Vorsitzenden  oder  seines  Stell- 
vertreters vor  der  gesetzlichen  Zeit  erfolgt  eine  Neuwahl  für  den 
Rest  dieser  Zeit. 

Artikel  24. 

Ai.>timmuii;;.  Dio  Beschlüssc  der  Kammern  werden    mit   einfacher  Stimmen- 

mehrheit gefasst.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des 
Vorsitzenden. 

Zu  Fassung  eines  gültigen  Beschlusses  ist  die  Ladung  aller 
Mitglieder  unter  Mittheilung   der  wichtigeren  Berathungsgegenstände 
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und  die  Anwesenheit  mindestens  der  Hälfte  der  Mitglieder  erfor- 
derlich. 

Die  Abstimmung  geschieht  mündlich,  soweit  nicht  für  einzelne 
Fälle  eine  geheime  Abstimmung  beschlossen  wird. 

Bei  den  von  den  Handelskammern  vorzunehmenden  Wahlen  ist 
absolute  Stimmenmehrheit  erforderlich  und  geheime  Abstimmung  ge- 
boten. 

Ueber  jede  Berathung  ist  ein  Protocoll  aufzunehmen. 

Artikel  25. 

Die  Sitzungen  der  Kammern  sind  öffentlich,    sofern  nicht  6e-  ooffcntuch- 
genstände  zur  Berathung  vorliegen,    welche   als   für  die  OeiFentlich- 
keit  nicht  geeignet  von  den    Behörden    besonders    bezeichnet   oder 
von  den  Kammern  selbst  zur  VeröiFentlichung  nicht  geeignet  befun- 
den werden. 

Artikel  26. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  den  Geschäftsgang   der   Han-  nesch»rt.s. 
dels-    und  Gewerbekammern  werden    durch  Beschlnss    derselben    in    ""^ """"' 
einer  Geschäftsordnung  zusammengefasst,  welche   der    Genehmigung 
des  Ministeriums  des  Innern  unterliegt. 

Artikel  27. 
Die  Handels-  und  Gewerbekammern  beschliessen   über  den  zur  KpchnnnR«« 

4 

Erfüllung  ihrer  gesetzlichen  Aufgaben  erforderlichen  Kostenaufwand 
und  ordnen  ihr  Kassen-  und  Rechnungswesen  selbstständig.  Sie 
nehmen  die  von  ihnen  für  erforderlich  erachteten  Arbeitskräfte  an, 
setzen  die  Vergütungen  für  dieselben  fest  und  beschaffen  die  nöthigen 
Räumlichkeiten. 

Artikel  28. 
Die  Handels-  und  Gewerbekammern  haben  alljährlich  einen  Ein- 
nahme- und  Ausgabe-Etat  aufzustellen,  der  Gentralstelle  für  Gewerbe 
und  Handel  vorzulegen  und  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

Artikel  29. 

Die  Kosten  der  Kammern  werden  auf  die  Wahlberechtigten  des 
Kammerbezirkes  nach  dem  Fusse  der  von  ihnen  zu  entrichtenden 
Staatsgewerbesteuer  umgelegt  und  als  Zuschlag  zu  dieser  erhoben. 

Wahlberechtigte,  welche  auf  Grund  des  Art.  11,  Abs.  2  in  die 
Wählerliste  aufgenommen  worden  sind,  haben  an  den  Kosten,  vor- 
ausgesetzt, dass  ihre  Gewerbesteuerpflichtigkeit  fortdauert,  in  den 
drei    ihrer  Aufnahme    in  die  Wählerliste   folgenden   Kalenderjahren 


we.sOll. 
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beizutrageQ,  anch  wenn  sie  vor  Ablauf  dieser  Zeit  ihren  Darchstrich 
in  der  Wählerliste  beantragen. 

Die  Erhebung  der  Beiträge  geschieht  gegen  eine  von  dem 
Minister  des  Innern  zu  bestimmende  Gebühr  darch  die  Steaerein- 
bringer. 

Einer  vorgängigen  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern 
bedarf  es,  wenn  die  Beschaffung  des  Aufwandes  für  ein  Jahr  einen 
5  pCt.  der  Gewerbesteuer  übersteigenden  Zuschlag  zu  derselben  er- 
fordert. 

In  solchem  Falle  kann  das  Ministerium  die  etatmässigen  Kosten 
in  der  Gesammtsumme  soweit  herabsetzen,  dass  der  zu  ihrer  Deckung 
erforderliche  Zuschlag  zur  Gewerbesteuer  nicht  mehr  als  5  pCt. 
beträgt. 

Artikel  30. 

Die  Kostenbeiträge  können  unter  Genehmigung  des  Ministeriums 
des  Innern  auf  Antrag  der  Handels-  und  Gewerbekammer  der  Ge- 
meinde- oder  Oberamtspflege  am  Sitze  der  Handelskammer  über- 
wiesen werden. 

Die  betreffende  Gasse  hat  alsdann  in  den  Grenzen  des  Etats 
auf  die  Anweisungen  der  Handels-  und  Gewerbekammer  die  Zahlungen 
zu  leisten  und  Rechnung  darüber  zu  legen.  Für  ihre  Bemühungen 
ist  derselben  eine  von  dem  Ministerium  des  Innern  zu  bestimmende 
Gebühr  zu  entrichten.  Die  Rechnungen  werden  von  der  Handels- 
kammer geprüft  und  abgenommen. 

Nach  Ertheilung  der  Entledigung  für  den  Rechner  sind  die 
Rechnungsergebnisse,  unter  Vergleichung  mit  den  einzelnen  Sätzen 
des  Etats,  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

Artikel  31. 
Bei  der  Errichtung  einer  Handels-  und  Gewerbekammer  werden 
die  durch  Art.  12  Abs.  2,  Art.  13,  14,  17  —  19  den  Handels-   und 
Gewerbekammern   eingeräumten  Befugnisse    durch  die  Gentralstelle 
für  Gewerbe  und  Handel  ausgeübt. 

Artikel  32. 
Nach  Verkündigung   des  gegenwärtigen  Gesetzes  ist  eine  Neu- 
bildung  der  bestehenden  Handels-  und  Gewerbekammern  durch  Neu- 
wahl sämmtlicher  Mitglieder  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
einzuleiten. 

Hiebei    hat  die  Gentralstelle    für  Gewerbe    und  Handel    die  ihr 
durch  den  Art.  31  zugewiesenen  Functionen  auszuüben. 
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Bis  zar  Gonstituining  der  neu  gewählten  Eammeni  üben  die  bis- 
herigen Mitglieder  die  ihnen  seither  zustehenden  Functionen  aus. 

Artikel  33. 
Alle    mit   gegenwärtigem    Gesetze   in   Widerspruch   stehenden, 
seither  geltenden  Vorschriften  sind  aufgehoben. 


b.  Geschäftsordnung  fiirdie  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Stuttgart.*) 

I.  Zweck  und  Einrichtung  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer im  Allgemeinen. 

§  1. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammer  in  Stuttgart  ist  das  Organ  Bezirk. 
des  Handels  -  und  Gewerbestandes  für  den  Stadtdirections- 
bezirk  Stuttgart  und  die  Oberamtsbezirke  Backnang,  Böblingen, 
Gannstatt,  Esslingen,  Leonberg,  Ludwigsburg,  Harbach.  Maulbronn, 
Schorndorf,  Stuttgart,  Vaihingen  und  Waiblingen.  Sie  hat  die  Be- 
stimmung, die  Gesammtinteressen  der  Handel-  und  Gewerbetreiben- 
den ihres  Bezirks  wahrzunehmen. 

§  2. 
Die  gesammte,  zu  diesem  Behufe  dienende  Thätigkeit  soll,   so- 
weit thunlich,  in  den  Sitzungen  der  Handels-  und   Gewerbekammer 
ihren  Ausdruck  finden.     Nur  ausnahmsweise  können  auch  Beschlüsse 
auf  dem  Wege  des  Circularschreibens  gefasst  werden  (s.  §  12). 

IL   Die  Geschäftsbehandlung  insbesondere. 

§  3. 
Die  Einlaufe  an  die  Handels-  und  Gewerbekammer  öffnet  der  Geachaft«.. 
Vorstand  bezw.  •  dessen  Stellvertreter,  von  dem  aus  dieselben  in  die 
Hand  des  Secretairs  behufs  Eintragung  ins  Tagebuch  gelangen.  Sie 
werden  sodann  je  nach  dem  einzelnen  Falle  entweder  einer  der 
Commissionen  oder  einzelnen  Mitgliedern  der  Kammer  zur  Begut- 
achtung und  zum  Vortrage  in  einer  der  darauf  folgenden  Sitzungen 
überwiesen,  oder  von  kurzer  Hand  erledigt,  oder  endlich  einfach  in 
der  nächsten  Sitzung  zur  Kenntnissnahme  mitgetheilt.  Das  Letz- 
tere hat  in  gleicher  Weise    auch   bezuglich    der   von    kurzer  Hand 

*)  Beispiel    einer    Geschäftsordnung^    für    «lie    Haiidels«    und    Gewerbekammer 
in  Württemberg. 


erledigten  Einlaufe  za  geschehen,    falls  sie  von    Interesse   filr   das 
Plenum  sind. 

Gegenstände,  die  von  kurzer  Hand  sich  der  Erledigung  em- 
pfehlen, sind  insbesondere:  Anfragen  über  thätsächlicbe  Verhält- 
nisse, Ersuchen  um  Auskünfte,  welche  actenmässige  Beschlüsse  der 
Handelskammer  zum  Gegenstande  haben,  sowie  Ermittlungen  jeder 
Art,  welche  den  Zweck  haben,  den  Berathungen  und  Beschluss- 
nahmen  der  Kammer  über  einen  Gegenstand  die  nöthigen  Unterlagen 
zu  gewähren. 

§4. 
coinmiMion.  Im  Anfange  einer  jeden  Wahlperiode  werden  gleichzeitig  mit 
der  Neuconstituirnng  der  Handels-  und  Gewerbekammer  vier  stän- 
dige Gommissionen  gewählt,  welche  die  in  ihre  Zuständigkeit  fallen- 
den und  ihnen  vom  Vorsitzenden  zugewiesenen  Gegenstände  für  die 
Sitzungen  vorzubereiten  haben: 

1.  Eine  Commission  für  innere  Angelegenheiten  der  Handels- 
und Gewerbekammer,  der  insbesondere  auch  die  auf  das  Gassen-  und 
Rechnungswesen  bezüglichen  Fragen  obliegen.  (General-Gom- 
mission.) 

2.  Eine  Commission  für  Verkehrswesen,  für  Alles,  was  mit 
den  Eisenbahnen,  mit  der  Schifffahrt,  der  Post-  und  mit  dem  Tele- 
graphenwesen im  Zusammenhange  steht.  (Verkehrs-Commission.) 

3.  Eine  Commission  für  Steuern,  Zölle,  das  Münz-,  Bank-  und 
Versicherungswesen.     (Finanz-Commission.) 

4.  Eine  Commission  für  Handelsgesetzgebung,  Handelsverträge, 
Handelsstatistik,  Handelstag,  sowie  sonstige  den  Handel  und  Ge- 
werbe betreffende  Angelegenheiten.  (Handels-  und  Gewerbe- 
Commission.) 

Für  besondere  Fälle  ist  die  Bildung  von  Gommissionen  ad  hoc 
oder  die  Aufstellung  von  Special-Referenten  vorbehalten. 

§  5. 
(Art.  25.) 
sitTiingon.  Die  Sitzungen  der  Handels-   und  Gewerbekammer   sind  öffent- 

lich, sofern  nicht  Gegenstände  zur  Berathung  vorliegen,  welche,  als 
für  die  Oeffentlichkeit  nicht  geeignet,  von  den  Behörden  besonders 
bezeichnet  oder  von  der  Kammer  selbst  zur  Veröffentlichung  nicht 
geeignet  befunden  werden.  Ueber  Gegenstände,  welche  sich  nicht 
zur  Veröffentlichung  eignen,  ist  auch  von  den  einzelnen  Mitgliedern 
der  Kammer  Stillschweigen  zu  beobachten. 
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§6. 

Die  Sitzungen  der  Handeis-  und  Gewerbekammer  werden  vom 
Vorsitzenden  bezw.  dessen  Stellvertreter  anberaumt,  sobald  genügen- 
des und  dringliches  Berathnngsmaterial  vorliegt.  Die  Mitglieder 
der  Handels-  nnd  Gewjerbekammer  werden  zu  jeder  Sitzung  unter 
Bekanntgabe  der  Tagesordnung,  wo  möglich  drei  Tage  vor  dem 
Sitzungstage,  schriftlich  eingeladen.  Zugleich  wird  in  einem  der 
hiesigen  Tagesblätter  der  Tag  der  Sitzung  nebst  der  Tagesordnung 
bekanntgegeben,  soweit  dieselbe  nach  Maassgabe  des  §  5  überhaupt 
öiFentlich  ist. 

Vom  Sitze  der  Kammer  entfernt  wohnende  Mitglieder  derselben     oiiten. 
haben    für   jeden    Tag    der    noth wendigen   Abwesenheit    von    Haus 
6  Mark  und  für  jedes  nothwendige  Uebernachten  ebensoviel,  neben 
dem    einfachen  Ersatz    der  Eilwagentaxe    oder   der   Eisenbahnfahr- 
taxe in  II.  Klasse  zu  beanspruchen. 

Entschuldigungen  der  Mitglieder  wegen  Abwesenheit  in  der 
Sitzung  sind  vor  der  Sitzung  und  zwar  womöglich  sogleich  nach 
erfolgter  Einladung  schriftlich  an  das  Bureau  der  Kammer  abzu- 
geben. 

§  7. 
In  besonderen  Fällen  muss,  wenn  wenigstens  ein  Dritttheil  der     Ausser- 

Mitglieder   der   Handels-   und    Gewerbekammer   unter   Angabe   der  sHiülgen* 
Gründe   darauf  anträgt,    eine  Sitzung  der  Handels-    und   Gewerbe- 
kammer anberaumt  und  abgehalten  werden. 

§  8. 
Dem  Vorsitzenden  bezw.  dessen  Stellvertreter  ist  es  gestattet,  ^uwehung 

"  '  von  Sachver- 

falls    es    im    Interesse  der  Berathung    geboten  erscheint,   Sachver-  sündigen. 
ständige  zu  den  Gommissionsarbeiten   einzuladen,    sowie  überhaupt 
mündliche   oder   schriftliche  Arbeiten   von   Sachverständigen  in  ein- 
zelnen Fällen  einzuholen.    Der  Handels-  und  Gewerbekammer  bleibt 
es  vorbehalten,  solche  Arbeiten  angemessen  zu  honoriren. 

§  9. 
Die  Sitzungen  der  Handels-  und  Gewerbekammer  werden  vom  pr&sidium. 
Vorsitzenden  bezw.  dessen  Stellvertreter  eröffnet,  geleitet  und  ge- 
schlossen. 

Gleiches  gilt  von  den  Gommissions-Sitzungen  bezüglich  der  von 
den  einzelnen  Gommissionen  gewählten  Vorsitzenden  und  Stellver- 
treter. 

V.  KaufmaDu.  ig 
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Geschäfts- 
ordnung. 


Beschlusfl- 
fassnng. 


Tages- 
ordnung. 


Der  Vorsitzende  der  Handels-  und  Gewerbekammer  oder  dessen 
Stellvertreter  ist  berechtigt,  den  Gommissionssitznngen  anznwobnen. 

§  10. 
Wenn  der  Vorstand  der  Gentralstelle  für  Gewerbe  nnd  Handel 
bei  wichtigen  Verl^andlnngen  den  Sitzungen  der  Kammer  beizuwohnen 
oder  andere  Mitglieder  zn  der  Berathung  abzuordnen  wünscht,  so 
verbleibt  die  Leitung  der  Verhandlung  dem  Vorstand  der  Kammer 
bezw.  dessen  Stellvertreter,  es  ist  aber  dem  Vorstande  oder  Abge- 
ordneten der  Gentralstelle  für  Gewerbe  und  Handel,  ohne  Rücksicht 
auf  die  sonstige  Reihenfolge  der  Redner,  das  Wort  zu  geben,  wenn 
er  es  verlangt. 

§  11. 

(Artikel  24). 

Die  Beschlüsse  der  Handels-  und  Gewerbekammer  werden  mit 

einfacher  Stimmenmehrheit  gefasst.    Bei  Stimmengleichheit  entscheidet 
die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Zur  Fassung  eines  gültigen  Beschlusses  ist  die  Ladung  aller 
Mitglieder  unter  Mittheilung  der  wichtigeren  Berathungsgegenstände 
und  die  Anwesenheit  mindestens  der  Hälfte  der  Mitglieder  er- 
forderlich. 

Die  Abstimmung  geschieht  mündlich,  soweit  nicht  für  einzelne 
Fälle  eine  geheime  Abstimmung  beschlossen  wird. 

Bei  den  von  der  Handels-  und  Gewerbekammer  vorzunehmenden 
Wahlen  ist  absolute  Stimmenmehrheit  erforderlich  und  geheime  Ab- 
stimmung geboten. 

§  12. 

Die  Beschlüsse  der  Kammersitzungen  beschränken  sich  auf  die 
Gegenstände  der  jeweiligen  Tagesordnung. 

Gegenstände,  welche  nicht  auf  der  Tagesordnung  stehen,  können 
nur  dann  ihre  Erledigung  finden,  wenn  von  keinem  Mitgliede  ein. 
Einspruch  hiergegen  erhoben  wird. 

Beschlüsse  ausserhalb  der  Kammersitzungen  im  schriftlichen 
Wege  (durch  Circnlar,  vergl.  §  2)  mit  Beschränkung  auf  die  am 
Sitze  der  Kammer  wohnenden  Mitglieder  sind  nur  in  dringenden 
Fällen,  also  besonders  dann  zulässig,  wenn  dieselben  erst  nach  der 
Anberaumung  der  Sitzung  angefallen  und  so  dringlich  sind,  dass  die 
Anberaumung  einer  besonderen  Sitzung  zu  ihrer  Erledigung  nicht 
möglich  ist.  Auf  alle  Fälle  ist  deren  Aufnahme  in  das  Protokoll 
der  nächstfolgenden  Sitzung  geboten. 
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Deber   jede    Berathung    ist    ein     ausführliches    ProtocoU    auf-   Protokoll. 
zunehmen,  das  insbesondere  auch  die  Namen  der  anwesenden  Mit- 
glieder enthält. 

Mit  dessen  Führung  ist  der  Secretair  betraut.  Das  jeweilige 
ProtocoU  wird  in  der  darauf  folgenden  Sitzung  verlesen,  wenn  iteine 
Einwendungen  dagegen  erhoben  werden,  bezw.  die  erhobenen  Ein- 
wendungen durch  Ergänzung  des  Protocolls  erledigt  sind,  vom  Vor- 
sitzenden und  dem  Secretair  ausgefertigt  und  dem  Archiv  der 
Kammer  einverleibt." 

§  13. 

Jedem  Mitgliede  ist  gesta^et,  seine  abweichende  Ansicht  im 
ProtocoU  ausdrücklich  vormericen  zu  lassen  oder  solche  in  schrift- 
lichem Vortrag  dem  ProtocoU  beizufügen. 

§  14. 

Bei  den  Berathungen  haben  die  Mitglieder  sich  um  das  Wort  ^*»c"ss*'o"- 
zu  melden,  welches  sie  nach  der  Reihenfolge  der  Anmeldungen  er- 
halten. Der  Vortrag  eines  Mitgliedes  darf  von  keinem  andern  unter- 
brochen werden.  Bei  unstatthaften  Aeusseruilgen  hat  der  Vorsitzende 
das  Recl^,  den  Vortrag  zu  unterbrechen,  die  UnStatthaftigkeit  zu 
rügen  und  erforderlichen  Falls  die  Sitzung  aufzuheben. 

Die  aus  Abstimmungen  sich  ergebenden  Beschlüsse  werden  von 
dem  Vorsitzenden  zu  ProtocoU  gegeben. 

§  15. 
Wenn   persönliche  Angelegenheiten  eines  Mitgliedes  oder  eines 
bis  zum  zweiten  Grad  einschUesslich  (nach  bürgerlicher  Berechnungs- 
weise)  mit  ihm  Verwandten  oder  Verschwägerten  zur  Verhandlung 
kommen,   so  hat  wahrend  dieser  jenes  Mitglied  das  Berathungszim- 

mer  zu  verlassen. 

§  16. 

Die  in  den  Sitzungen  der  Kammer  gefassten  Beschlüsse  werden 
unter  Verantwortlichkeit  des  Vorstandes  bezw.  Stellvertreters  vom 
Secretair  geschäftsmässig  erledigt. 

Die  Ausfertigung  der  von  der  Kammer  ausgehenden  Schrift- 
stücke geschieht  wie  bei  den  SitzungsprötocoUen. 

Ueber  die  Sitzungen  wird  in  der  Regel  öffentlich  Bericht  er- 
stattet,    cfr.  §  5. 

III.     Von  dem  Personal  der  Kammer. 

§  17. 
Dem  Secretair,  über  dessen  Anstellung  und  Entlassbarkeit  der   secreuir. 

18* 
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specielle  Dienstvertrag  entscheidet,  obliegt  überhaapt  die  Leitung 
des  Bareaa  der  Handels-  und  Gewerbekammer  unter  Oberaufsicht  des 
Vorsitzenden  oder  dessen  Stellvertreters. 

S  18. 
Der  Secretair  ist  verpflichtet,  bei  Ausfuhrung  aller  Aufträge 
und  Geschäfte,  welche  der  Kammer  zukommen,  in  geeigneter  Weise 
mitzuwirken,  alle  ihm  übertragenen  Geschäfte  ohne  Verzug  mit  Eifer 
und  Fleiss  zu  besorgen,  den  Weisungen  des  Vorstandes  bezw.  Stell- 
vertreters in  Absicht  auf  Geschäfte  der  Kammer  Folge  zu  leisten 
und  gleich  wie  jeder  andere  öffentliche  Diener  in  Beziehung  auf 
Alles,  was  vermöge  seines  Amtes  zu  seiner  EenntQiss  kommt,  Still- 
schweigen gegenüber  von  Dritten  zu  beobachten,  so  lange  eine  Ver- 
öffentlichung nicht  stattfindet. 

§  19. 
Ausgaben.  AUo  Ausgabeu  der  Kammer   hat   der  Secretair   auszubezahlen 

und  zwar  auf  Grund  von  Quittungsbögen,  welche  der  Vorstand  bezw. 
dessen  Stellvertreter  unterzeichnet.  Zur  Bestreitung  dieser  Aus- 
gaben dienen  die  der  Kammer  zugewiesenen  Zuschläge  z^r  Staats- 
gewerbesteuer, welche  der  Secretair  mit  den  Oberamtopflegen  des 
Kammerbezirkes  zu  verrechnen  hat.  Etwaige  Baarüberschüsse  sind 
in  einem  von  der  Handels-  und  Gewerbekammer  bezeichneten  hiesigen 
Bankinstitute  zu  deponiren,  und  ist  nach  Maassgabe  der  laufenden 
Bedürfnisse  über  diese  Depots  mittelst  vom  Vorsitzenden  und  Secre- 
tair gezeichneter  Ghecks  zu  verfügen. 

Ueber  sämmtliche  Einnahmen  und  Ausgaben  bat  der  Secretair 
ein  fortlaufendes  Gassentagebnch  zu  führen,  das  am  Ende  jeden 
Vierteljahres  abzuschliessen  und  mit  den  durch  Originalquittungen  zu 
belegenden  Ausgaben  stets  in  Uebereinstimmung  stehen  muss. 
controie  der  Die  Coutrole  übor  die  Gassen-  und  Rechnungsführung  ist  der 
usga  en.  pjQm^jcommissiou  der  Kammer ,  welche  alljährlich  erneuert  wird, 
übertragen. 

Die  einzelnen  Kosten  und  Rechnungen  hat  der  Secretair  zu 
prüfen  und  darauf  die  Richtigkeit  der  Leistung,  sowie  des  Galculs 
zu  beurkunden.  Die  zu  bezahlenden  Diäten  werden  bei  jeder  Sitzung 
vom  Secretair  berechnet  und  gegen  Bescheinigung  bezahlt,  die  Be- 
rechnung aber  wird  vom  Vorstande  bezw.  dessen  Stellvertreter  be- 
glaubigt. 

§  20. 

Im  Falle  einer  Dienstverhinderung  hat  der  Secretair  auf  eigene 
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Kosten  für  einen  geeigneten,  dem  Vorstande  genehmen  Stellvertreter 
zu  sorgen. 

Der  Schreiber  und  der  Diener  der  Handels-  und  Gewerbekammer   s«*»"^*»«' 
wird  von  dem  Vorsitzenden  bezw.    dessen  Stellvertreter    in  einer  in 
kurzen  Fristen  enUassbaren   Weise  bestellt;  die  Feststellung   seines 
Wochen-   oder  Monatsgehaltes   unterliegt  der  Beschlussfassung  der 
Kammer. 

IV.  Verkehr  mit  anderen  Stellen. 

§  22. 
Mit  dem  Ministerium  des  Innern  und  der  Gentralstelle  für  Ge-  verkehr  mit 
werbe  und  Handel  verkehrt   die  Kammer   in    Form    von   Berichten,     steiirn'! 
wobei  stets  die  Namen  des  Berichterstatters  und  derjenigen  Mitglie- 
der, die  bei  dem  Beschlüsse  mitgewirkt  haben,  anzugeben  sind. 

In  dem  Verkehr  mit  sonstigen  Staatsbehörden  bedient  sich  die 
Kammer  bei  ihren  Gorrespondenzen  der  ersuchenden  Form. 

Bei  der  Erhebung  der  statistischen  Notizen  von  Gewerbetrei- 
benden und  Gemeindebehörden  auf  Veranlassung  von  Regierungsbe- 
hörden —  Gesetz  vom  4.  Juli  1874,  Art.  1  Ziff.  3  —  ist  bei  Er- 
lassung der  Aufforderung  auf  den  diessbezüglich  der  Handels-  und 
Gewerbekammer  ertheilten  Auftrag  Bezug  zu  nehmen. 

In  anderen  Fällen  des  Verkehrs  mit  den  Gemeindebehörden  wird 
gleichfalls  die  ersuchende  Form  angewendet. 

§  23. 

Vorstehende  Geschäftsordnung,  welche  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  Gesetze  vom  4.  Juli  1874  bezw.  der  Verfügung  des  Mini- 
steriums des  Innern  vom  12.  November  1874,  betreffend  den  Voll- 
zug dieses  Gesetzes  in  der  Sitzung  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer vom  14.  April  1875,  resp.  vom  1.  März  1876  berathen 
und  beschlossen  wurde,  hat  unterm*  16.  März  1876  die  ministe- 
rielle Genehmigung  im  Sinne  des  Art.  26  des  eben  gedachten  Ge- 
setzes erhalten. 

Abänderungen  derselben  können  nur  bei  einer  Anwesenheit  von 
zwei  Dritttheilen  der  Mitglieder,  vorbehaltlich  der  Zustimmung  des 
Ministeriums  des  Innern,  beschlossen  werden. 
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Errichtung  von  Handels-  und  Gewerbekammern. 

(Gewerbegesetz   Yom    24.  September    1862,    Bad.  R.-Bl    No.  44) 

§29. 

Errichtung  Die  RcfglerQng  kann,  wo  sich  das  Bedürfniss  zeigt,  die  Errichtong 

ndGe^erbl-^^^  Gewerbekammem  veranlassen,    welchen  die  Wahrung  und  för- 
kammern.   dcrung  des  gemeinsamen  Interesses  aller  oder  einzelner  Glassen  des 
Gewerbestandes    eines   Ortes   oder   Landestheiles   zur   Aufgabe    ge- 
stellt ist. 

Für  jede  einzelne  Handels-  und  Gewerbekammer  werden  die 
näheren  Bestimmungen  über  Verfassung  und  Errichtung,  Bezirk  und 
Wirkungskreis  und  über  die  Art  und  Weise,  wie  die  zu  i&rem  Be- 
stand erforderlichen  Mittel  aufzubringen,  durch  Beschlussfassuag  der- 
jenigen, welche  an  Errichtung  und  Erhaltung  sich  betheiligen  wollen, 
unter  Genehmigung  der  Regierung;^  festgestellt. 

Voilzuga-Vorschrift  vom  i.  October  1872. 

(Bad.  R.-B1.  No.  45.) 

•   §47. 
voUxügB-  Die  Errichtung  von  Handels-  und  Gewerbekammern  gehen  vom 

Vorschrift    «t        -,   ,        .    .    .       .       ' 

Handelsministerium  aus. 


Hessen.  f.     HeSSÖIl. 

Gesetz  vom  27.  November  1871,  die  Handelskammern  betrelTend, 

(G.  H.  R.-B1.  No.  38) 

im  Auszuge. 

Be«timmung         Dio  Handelskammern  haben  die  Bestimmung,  die  Gesammtinter- 
^,[^„*"rn''' essen  des  Handels  und  der  Manufacturen  ihres  Bezirkes  wahrzuneh- 
men, insbesondere  die  Behörden  in  der  Förderung  des  Handels  und 
der  Fabriken    durch   thatsächliche  Mittheilungen,    Anträge   und  Er- 
stattung von  Gutachten  zu  unterstützen. 
Mitglied-  2ur  Theilnahme  an  der  Wahl  der  Mitglieder  einer  Handelskam- 

Schaft.  __ 

mer  sind  diejenigen  Eaufleute  und  Gesellschaften  berechtigt,  welche 
als  Inhaber  einer  Firma  in  dem  für  den  Bezirk  der  Handelskammer 
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geführten   Handelsregister   eingetragen    stehen   und    einer   der   vier 
ersten  ^lassen  der  Gewerbesteuer  angehören. 

Zum  Mitgiiede  einer  Handeiskammer    kann   nur   gewählt    wer- w&hibarkeit. 
den,  wer: 

1.  das  25.  Lebensjahr  zurückgelegt  hat, 

2.  in  dem  Bezirke  der  Handelskammer  seinen  ordentlichen 
Wohnsitz  bat,  —  und 

3.  in  dem  für  den  Bezirk  der  Handelskammer  geführten  Han. 
delsregister  entweder  -als  Inhaber  einer  Firma  oder  als  per- 
sönlich haftender,  zur  Vertretung  einer  Handelsgesellschaft 
befugter  Gesellschafter,  oder  als  Mitglied  des  Vorstandes 
einer  Actiengesellschaft  oder .  Genossenschaft,  oder  als  Pro- 
curist  eingetragen  steht. 

Mehrere  Gesellschafter  oder  Vorstandsmitglieder  einer  und  der- 
selben Gesellschaft  dürfen  nicht  gleichzeitig  Mitglied  derselben  Han* 
delskammer  sein. 

Die  Mitglieder  der  Handelskammer  versehen  ihre  Stellen  in  der  ^™*«^»""- 
Kegel  drei  Jahre  lang.  Am  Schlüsse  jeden  Jahres  werden  durch 
Neuwahl  zunächst  die  durch  Tod  oder  sonstiges  Ausscheiden  vor  Ab- 
lauf der  gesetzlichen  Zeit  erledigten  Stellen  wieder  besetzt.  Im 
Uebrigen  scheiden  von  den  Mitgliedern  am  Schlüsse  jeden  Jahres  so 
viele  aus,  dass  im  Ganzen  der  dritte  Theil  sämmtlicher  Stellen  zur 
Wiederbesetzung  gelangt.  Die  Ausscheidenden  bestimmt  das  höhere 
Dienstalter  und  bei  gleichem  Alter  das  Loos.  —  Geht  die  normale 
Gesammtzabl  der  Mitglieder  einer  Handelskammer  bei  einer  Thei- 
lung  durch  drei  nicht  ohne  Rest  auf,  so  wird  die  nächst  höhere  Zahl 
welche  eine  solche  Theilung  zulässt,  der  Berechnung  des  ausschei- 
denden Dritttheils  zu  Grunde  gelegt. 

Die  Ausscheidenden  können  wiedergewählt  werden. 

Die  erste  Ergänzung  eines  Dritttheiles  der  Mitglieder  der  be- 
stehenden Handelskammern  findet  am  Schlüsse  des  laufenden  Jahres 
nach  Maassgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  statt. 

Zur   regelmässigen  Geschäftsleitung  der  Handelskammer  wählt  Pr&sidiam. 
dieselbe  zu  Anfang  jeden  Jahres  aus  ihrer  Mitte  einen  Vorsitzenden 
und  einen  Stellvertreter  desselben.     Im  Falle  des  Ausscheidens  des 
Vorsitzenden   oder   seines  Stellvertreters    vor  der  gesetzlichen  Zeit, 
erfolgt  eine  Neuwahl  für  den  Rest  der  Zeit. 

Zur  gültigen  Berathung  und  Beschlussnahme  der  Handelskammer  B"cw°"- 
gehört,  dass  alle  Mitglieder  unter  Mittheilung  der  Berathungsgegen- 
stände  eingeladen  wurden  und  wenigstens  die  Hälfte  derselben  er- 
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schienen  sind  und  abgestimmt  haben.  Die  Beschlüsse  werden  darch 
Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die 
Stimme  des  Vorsitzenden. 

protocoii.  Ueber  jede  Berathang  ist  ein  Protocoli  aufzunehmen. 

Jahres-  Alijährüch  bis  spätestens  Ende  Juni  haben  die  Handeiskammern 

über  die  Lage  und  den  Gang  des  Handels  während  des  vorherge- 
gangenen Jahres  an  unser  Ministerium  des  Innern  zu  berichten. 

Auch  über  andere  Gegenstände,  welche  nach  der  oben  ange- 
gebenen Bestimmung  der  Handelskammern  zu  deren  Geschäftskreis 
gehören,  können  dieselben  unmittelbar  an  unsere  Ministerien  berich- 
ten, oder  sie  können  an  dieselben  ihre  Berichte  durch  diejenige  Be- 
hörde gelangen  lassen,  zu  deren  Geschäftskreis  der  Gegenstand 
gehört. 

Ausgaben.  Dic  Handelskammern  haben  bezüglich  ihrer  Ausgaben  jährlich 

einen  Voranschlag  zu  entwerfen  und  mit  ihrem  Gutachten  dem 
Ministerium  des  Innern  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  nach  dem  Voranschlag  genehmigten  Summen  werden,  inso- 
weit dieselben  nicht  etwa  durch  einen  Staatszuschuss  gedeckt  sind, 
auf  die  Wahlberechtigten  des  Bezirkes  nach  Maassgabe  ihrer  Ge- 
werbesteuerkapitalien vertheilt  und  von  denselben  erhoben. 

Für  die  bereits  bestehenden  Handelskammern  treten  die  Be- 
stimmungen des  gegenwärtigen  Gesetzes  mit  der  am  Schlüsse  des 
laufenden  Jahres  vorzunehmenden  ersten  Ergänzungswahl  eines 
Dritttbeiles  der  Handelskammermitglieder  in  Kraft,  und  es  erlöschen 
von  da  die  für  diese  Handelskammern  erlassenen  besonderen  Ver- 
ordnungen, nämlich: 

1)  Das  Reglement   über   die  Errichtuog  einer  Handelskammer 
zu  Oifenbach,  vom  21.  Juli  1821, 

2)  die  Verordnung,    die  Handelskammer  zu  Mainz   betreffend, 
•      vom  23.  April  1841, 

3)  Die   Verordnung,    die  Errichtung   einer  Handelskammer   zu 
Worms  betreffend,  vom  5.  Juli  1842, 

4)  die  Verordnung,    die    Errichtung   einer   Handelskammer   zu 

Bingen  betreffend;  vom  28.  Januar  1862  und 

5)  die  Verordnung,    die  Errichtung   einer  Handelskammer   zu 
Darmstadt  betreffend,  vom  5.  April  1862. 
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^-   Harn  barg.  H»mbuig. 

a.  Wesentliche  Beetimmungen  auf  Grund  bestehender  Verordnungen, 
herkömmlicher  Praxis  und  älterer  Aufzeichnungen  Im  Commerzarchiv. 

(Zusammengestellt  von  Dr-  Adolf  Soetbeer.) 

I.   Kaufmann 8 -Gonvent. 
Mitglieder  Eines  Ehrbaren  Kaufmanns  (des  Kaufmanns-Convents)  »»"f™«»»»- 

°  ^  "^  convents-Mit- 

sind  die  hiesigen  Kaufleute  und  Fabrikbesitzer,  weiche  Geschäfte  im  gueder. 
Grossen  betreiben.  Solcher  Geschäftsbetrieb  wird  ohne  Weiteres  bei 
denjenigen  Kaufleuten  und  FabrÜLanten  angenommen,  welche  die 
Börse  besuchen  und  ein  eigenes  Banco-Gonto  haben,  oder  berechtigt 
sind  eine  solche  zu  besitzen.  Nicht  minder  sind  die  Directoren  oder 
Bevollmächtigten  grosser  commercieller  Unternehmungen  zum  Be- 
suche der  Vetsammlungen  £ines  Ehrbaren  Kaufmanns  berechtigt. 

Wer  ausser  den  Vorbenannten  sich  nach  obiger  Bestimmung  für 
qualificirt  hält,  an  den  Versammluugen  des  Ehrbaren  Kaufmanns 
theilzunehmen,  hat  sich  wegen  Zulassung  zu  denselben  an  die  Han- 
delskammer zu  wenden.  Falls  die  Handelskammer  Bedenken  trägt, 
die  Zulassung  zu  bewilligen,  bleibt  Jedem  die  «durch  den  Präses  der 
Handelskammer  zu  übermittelnde  Berufung  an  den  Kaufmanns- 
Gonvent  vorbehalten,  welcher  nach  Stimmenmehrheit  endgültig  ent- 
scheidet. 

Gleichmässig  entscheidet  Ein  Ehrbarer  Kaufmann ,  sofern  eine 
von  der  Handelskammer  ausgesprochene  Zulassung  von  Mitgliedern 
Eines  Ehrbaren  Kaufmanns  beanstandet  wird. 

(Rath-  und  Burgerschluss  vom  25.  September  1856.) 

Der  Kauf manns-Gonvent  versammelt  sich,  so  oft  gesetzlich  vor-  vereamm. 
geschriebene  Wahlen  vorzunehmen  sind,  oder  die  Handelskammer  es 
sonst  für  erforderlich  erachtet,    oder  wenigstens  zwanzig  Mitglieder, 
unter  Angabe    des  Zweckes,    schriftlich    beim  Präses    der  Handels- 
kammer darauf  angetragen  haben. 

Der  Kaufmanns- Gonvent  wird,  soweit  nicht  dringende  Umstände 
eine  Abweichung  von  dieser  Regel  nothwendig  machen,  wenigstens 
zwei  Tage  vorher,  unter  Angabe  der  Tagesordnung,  durch  Börsen- 
anschlag und  die  öiTentlichen  Blätter  angekündigt, 

(Aeltere  Aufeeicbnungen  und  herkömmlicbe  Praxis.) 

Der  Wirkungskreis   des  Kaufmanns-Gonvents    umfasst  die  Be-  Wirkung«- 
rathung  und  Beschlussfassung  über  die  seitens  der  Handelskammer 
oder   von    anderen  Mitgliedern  ordnungsmässig  an  ihn  gebrachten, 
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Wahlen. 


Vorsitx. 


Beschlass- 
rthigkeit. 


Abstimmung. 


ProtocoU. 


das  hiesige  allgemeine  Handelsinteresse  betfeffenden  Anträge ,  die 
Entgegennahme  von  Berichten  der  Handelskammer  oder  der  etwa 
vom  EaafmannS'Gonvent  niedergesetzten  Special- Gommissionen,  die 
Feststellong  von  Consalats-Wahianfsätzen  and  die  ihm  gesetzlich  za- 
gewiesenen  Wahlen. 

Gewählt  werden  vom  Kanfmanns-Gonvente: 

1.  Die  Altadjnngirten  der  Handelskammer  aus  den  früheren 
Präsides  der  Commerz  Deputation  (künftig  der  Handels- 
kammer) ; 

2.  die  Mitglieder  der  Handelskammer  aus  einem  Wahlaufsatze 
von  acht  hiesigen  Eaufleuten,  wozu  die  Handelskammer  vier 
Personen  und  die  Altadjnngirten  ebenfalls  vier  Personen  in 
Vorschlag  bringen; 

3.  die  kaufmännischen  Mitglieder  des  Handelsgerichtes  aus 
dem  voqi  Handelsgerichte  vorgelegten  Wahlaufsatze; 

4.  drei  Mitglieder  (Rheder)  der  Gommission  für  die  hambur- 
gische Seemannskasse,  wozu  für  jede  Vacanz  die  Handels- 
kammer  einen  Wahlaufsatz  von  drei  Personen  vorlegt. 

(Herkömmliche  Praxis  und  ältere  Aufzeicbnimgen ;  respective  Gesetz 
über  die  Org^anisation  der  Verwaltung,  revid.  §  43,  Handelsgerichts -Ord- 
nung vom  15.  Dezember  1815,  und  Statut  der  hamburgischen  Seemanns 
kasse  vom  17.  December  1866). 

Den  Vorsitz  im  Kaufmanns -Gonvent  führt  der  Präses  der  Han- 
delskammer; bei  dessen  Behinderung  ein  anderes  Mitglied  derselben 
nach  der  Anciennität. 

Um  gültige  Beschlüsse  fassen  zu  können,   ist  die  Anwesenheit^ 
von  mindestens  zwanzig  Mitgliedern,    ausschliesslich  der  Mitglieder 
der  Handelskammer,  erforderlich. 

Die  Anwesenden  haben  vor  Abgabe  der  Stimmzettel  zur  Fest- 
stellung der  Präsenzliste  einen  Zettel  mit  ihrem  Namen  einzu- 
reichen. 

Die  Handelskammer  ist  befugt,  bei  Beschlüssen  über  Anträge 
eine  namentliche  Abstimmung  in  der  Weise  stattfinden  zu  lassen, 
dass  jedes  votirende  Mitglied  den  Stimmzettel  mit  seinem  Namen  zu. 
unterzeichnen  hat. 

Das  ProtocoU  wird  vom  Consulenten  der  Handelskammer  ge- 
führt und  8  Tage  lang  nach  dem  abgehaltenen  Kaufmanns -Gonvent 
zur  Einsicht  der  Betheiligteu  im  Bureau  der  Handelskammer  (im 
Commerz-Gomtoir)  aufgelegt. 

(Bescbluss  Eines  Ehrbaren  Kaufmanns  vom  22.  Juni  1747 ;  herkömm- 
liche Praxis ;  ältere  Aufzeichnungen.) 
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Selbstständige  Anträge ,    die  im    Kaufmanns-Convent   zur  Be-  selbständige 

Antrage. 

ratbnng  npd  Abstimmung  gebracht  werden  sollen,  müssen  beim 
Präses  der  Handelskammer  spätestens  drei  Tage  vorher  schriftlich 
eingereicht  und  in  der  Tagesordnung  angekündigt  worden  sein. 

(Aeltere  AufzeichnuDgen  und  herkömmliche  Praxis.) 

II.    Handelskammer. 
Der  von  der  Kaufmannschaft  zur  Förderung  der  Interessen  des    Handel»- 

^  kammer. 

Handels  erwählte  Vorstand  und  Ausschuss  besteht  aus  sieben  Mit- 
gliederü  und  führt  seit  dem  1.  Januar  1867  den  Namen  „Handels- 
kammer^. 

Der  Handelskammer    bleibt  es  überlassen,    zu  ihren  Sitzungei)  Z"««»>uDg 

von  Mit- 
sieben Altadjungirte  zuzuziehen.  gliedern. 

Wählbar   zum  Mitgliede  der  Handelskammer   sind   nur   solche  wähibukeit. 

Eaufleute,   welche  Mitglieder  des  Eaufmaons-Convents  sind  und  die 

zur   £rwählnng    in    die    Bürgerschaft    erforderlichen    Eigenschaften 

haben. 

(Artikel  93  der  Verfassung,  Gesetz  über  die  Organisation  der  Verwal- 
tung, revidirter  §  43,  vom  5.  December  1866;  herkömmliche  Praxis  und 
ältere  Aufzeichnungen.) 

Die  Aufgabe  der  Handelskammer  besteht  im  Allgemeinen  darin,  wirkungs- 
die  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  hiesigen  Kaufmannschaft  wahr- 
zunehmen und  innerhalb  ihrer  Competenz  die  Hamburgischen  Han- 
dels- und  Schifffahrtsinteressen  in  jeder  Weise  zu  vertreten  und  zu 
fördern. 

Die  Handelskammer  delegirt  zwei  ihrer  Mitglieder  in  die  De-   neiegine 
putation  für  Handel  und  Schiflffahrt,  zwei  in  die  Deputation  für  das  "**^"®**^'" 
Postr  und  Telegraphenwesen,   zwei  in  die  Bankdeputation  und  drei 
in  die  Aus  Wandererdeputation,    welche  in  diesen  Deputationen  Sitz 
und  Stimme  haben. 

Die  vom  Senate  zur  Vorberathung  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten ernannte  Commission  wird  bei  Handel  und  Sehifffahrt  be- 
treffenden Beratbungen  zwei  Mitglieder  der  Handelskammer  zu  ihren 
Sitzungen  hinzuziehen. 

In  die  Deputation  für  die  Hamburgisehe  Seemannskasse  delegirt 
die  Handelskammer  ein  Mitglied,  welches  in  derselben  den  Vor- 
sitz führt. 

(Gesetz  ober  die  Organisation  der  Verwaltung,  revid.  §§  2  und  44; 
revid.  Statut  der  Hamburg.  Seemannskasse  §  4.) 

Die  Handelskammer  erwählt  unter  Zuziehung  der  Altadjungirten 
vier  Deputirte  zur  Bürgerschaft. 
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(Bekanntmachung,  betr.  Aendening  der  Anlage  2  zum  Wahlgesetze 
vom  12.  August  1859,  vom  5.  December  1866.) 

Antrage.  Die  HaDdelsIcaiDmer  richtet  ihre  die  Förderung   der  comtoer- 

ziellen  Interessen  betreifenden  Anträge  im  regelmässigen  Geschäfts- 
gange an  die  Deputation  für  Handel  und  Schifffahrt  und  ertheilt 
dieser  Behörde  auch  auf  Ersuchen  Gutachten  über  die  von  derselben 
bezeichneten  Gegenstände.  Directe  Gommunication  zwischen  dem 
Senat  und  der  Handelskammer  findet  nur  ausnahmsweise  in  drin- 
genden Fällen  statt. 

(Gesetz  über  die  Organisation  der  Verwaltung  revid.  §  45) 

Besichtiger.  Die  Handelskammer  erwählt  alljährlich  die  Besichtiger  der  Aus- 

*wanderer8chiffe,  die  Schiffs-,  Segel-,  Tauwerk-  und  Maschinentaxatoren 
und  veranlasst,  soweit  erforderlich,  deren  Beeidigung, 
T«xircr,  Vou    dcr    Handelskammer  werden   in  Gemässheit  der  hierüber 

digeriaftn"  bestehenden  Regulative  ferner  erwählt  und  instruirt  Theetaxirer,  die 
deis-che-  Sachverständigen  /um  Messen  des  Mahagoniholzes  und  anderer  frem- 
den Nutzhölzer  und  die  Handels-Chemiker.  Die  beeidigten  Wein- 
verlasser  und  Eojer  stehen  unter  Aufsicht  der  Handelskammer  und 
werden  nach  deren  vorgängigem  Bericht  von  der  Deputation  für 
Handel  und  Schifffahrt  gewählt. 

(Allgem.  Bekanutmacbung  der  Commerz-Deputation  vom  31.  December 
1866;  Bekanntmachung,  betr.  Tara-Usancen  beim  Tbeehandel  vom  6.  No- 
vember 1852;  Regulativ,  betr!  die  Messung  fremder  Nutzhölzer  vom  30. 
3-  November  1853;*  revid.  Regulativ  in  Betreff  der  beeideten  Handels- 
Gbemiker  vom  20.  März  1863;  Weinveriastungsordnung  vom  21.  Juni 
1844  und  Eojerordnung  vom  9.  Juli  1858.) 

Auf  den  Wunsch  hiesiger  Geschäftsleute  in  vorkommenden  ein- 
zelnen Fällen    ernennt    die  Handelskammer   spedell    einen   oder  je 
zwei  der  vorerwähnten  autorisirten  Sachverständigen  zu  Untersuchun- 
gen und  Attestirangen. 
schieds-  yyjrd  die  Handelskammer  in  hierzu  geeigneten  Fällen  von  den 

Parteien  um  eme  Entscheidung  angegangen,  so  ist  nur  dann  eine 
Berücksichtigung  dieses  Wunsches  zu  erwarten,  wenn  beide  Parteien 
vorher  schriftlich  sich  damit  einverstanden  erklärt  haben,  dass  es 
bei  der  zutreffenden  Entscheidung  sein  definitives  Bewenden  haben 
solle. 

(Bekanntmachung  der  Commerz-Deputation  vom  31.  December  1866 
und  herkömmliche  Praxis.) 

»urhuTen  Diejenigen,    welche    in  Gemässheit  der  Art.  609  und  610  des 

Allgemeinen  deutschen  Gesetzbuches  den  Zustand  und  die  Menge 
der  von  den  Schiflfen  hier  angebrachten  Güter  feststellen  zu  lassen 
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beabsichtigen,  haben  ein  schriftliches  Gesnch  um  Ernennung  von 
Sachverständigen,  und  zwar  unter  der  Angabe,  welcher  Art  die  zu 
untersuchenden  Güter  sind,  und  ob  deren  Zustand  oder  deren  Menge 
festzustellen  ist,  an  die  Handelskammer  zu  richten. 

(Bekanntmachung  des  Senats  vom  1.  März  1867 ) 

Die  llandelskammer^giebt  den   „Allgemeinen  Waaren-Preiscou-    ^'»«""- 

.  Freiscourant. 

rant^  heraus. 

(Circular    der    Com  merz  Deputation    an    die    notirenden    Makler    vom 
15.  December  1860.) 

Die    Notirung   der   Wechselcourse  geschieht  durch  sachverstän-  Notirung  d« 
dige  Unterhändler  im    Wechselfache,    welche  sich    zur   Uebernahme    courll! 
dieser  Function   als  eines   Ehrenamtes   auf  Ersuchen   der  Handels- 
kammer bereit  erklärt  haben. 

(Bekanntmachung  der  Commerz- Deputation  vom  25.  April  1866). 

Die  Handelskammer  entscheidet,   ob  gewisse  neue  Handelsbe- ^"^<'i*<»^<'"nK 

j.  •••T^w  11  •  1  Im*  a  Dsuer  oder 

dmgungen  an  hiesiger  Börse  zur  allgemeinen  und  regelmässigen  An-  .chwaDken- 
Wendung  gelangen  sollen;  was  in  Betreif  schwankender  Handelsge- ^^^  ii«i*<i«i«' 
wohnheiten  bis  auf  Weiteres  als  Regel  zu  gelten  habe  und  also  nicht 
ausdrücklich  verabredet  zu  werden  brauche  und  ob  den  Geschäfts- 
betrieb unnöthig  belästigende  und  nicht  mehr  zeitgemässe  herkömm- 
liche Handelsbedingungen  ausser  Uebuug  kommen  und  mithin  den 
Charakter  von  Börsen-Üsancen  oder  Handelsgewohnheiten  verlieren 
sollen. 

Der  Handelskammer  ist  (ausser  den  Einnahmen  von  der  Börsen- 
sperre, den  Börsenanschlägen,  den  Maklerschränken  und  den  Brief- 
kasten in  der  Börse)  zur  Bestreitung  ihrer  pecuniären  Bedurfnisse 
einschliesslich  der  Verwendung  far  die  Commerz-Bibliothek ,  der  Be- 
trag von  bis  auf  Weiteres  Cour.  Thlr.  25,000  jährlich  aus  Staats- 
mitteln zur  Verfügung  gestellt,  üeber  die  Verwendung^ ihrer  Ein- 
nahmen hat  die  Handelskammer  Rechnung  abzulegen. 

(Gesetz  aber  die  OrganisatioQ  der  Verwaltung,  revid.  §  43). 


gewöhn* 
heiten. 


Kosten. 


b.  Gesetz  vom  18.  December  1872,  betreffend  die  Gewerbeicammer.  oewerbe 

kammer. 
§    1. 

Zur  Förderung  des  Gewerbebetriebs  wird  von  den  Gewerbe- 
treibenden eine  Gewerbekammer  erwählt  (Verfassung  Artikel  93). 

Die  Gewerbekammer  gehört  zu  der  Verwaltungsabtheilung  für 
Handel  und  Gewerbe. 
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§  2. 
Mitglieder-  Diq   Gewerbekamuier   besteht   aus   fünfzehn   Mitgliedern.     Die 

Wahl  geschieht  abtheiluogs weise  nach  Maassgabe  des  diesem  Ge- 
setze angehängten  Verzeichnisses  der  Gewerbe  in  der  Art,  dass  jede 
der  fünfzehn  Abtheilungen  einen  Vertreter  wählt. 

Ergänzungen  der  einzelnen  Abtheilungen  durch  zur  2eit  noch 
nicht  in  das  Verzeichniss  aufgenommene  Gewerbe,  wie  auch  Ver- 
setzungen von  Gewerben  aus  einer  Abtheilung  in  die  andere 
können  vom  Senat  auf  Vorschlag  der  Gewerbekammer  beschlossen 
werden. 

§  3. 
Vertretung  ßjg  ^jjf  Wcitcres  werdcu  in  der  Gewerbekammer  nur  diejenigen 

der 

Gewerbe.  Gewerbetreibenden  vertreten,  welche  ihr  Geschäft  innerhalb  der 
Grenzen  des  Hamburgischen  Freihafengebiets,  jedoch  mit  £inschiuss 
der  Zoll  Vereinsniederlage  betreiben.  Eine  Ausdehnung  dieser  Ver- 
tretung auf  die  Gewerbetreibenden  innerhalb  der  übrigen  Gebiets- 
theile,  beziehungsweise  die  Gründung  entsprechender  Einrichtungen 
für  diese  Gebietstheile  bleibt  vorbehalten  für  den  Fall,  dass  sich 
dafür  ein  Bedürfniss  herausstellen  sollte. 

§4. 
wahiberech-         2ur  Thcilnahme  an  der  Wahl  berechtigt  ist  jeder  Hamburgische 

Bürger,  welcher  das  Recht  der  Theihiahme  an  den  allgemeinen 
Wahlen  zur  Bürgerschaft  besitzt  und  innerhalb  des  im  §  3  be- 
zeichneten Bezirkes  eines  der  im  Anhange  verzeichneten  Gewerbe 
betreibt. 

Wer  mehrere  dieser  Gewerbe  betreibt,  darf  sein  Wahlrecht 
nur  einmal  ausüben.  Gehören  die  von  ihm  betriebenen  Gewerbe 
verschiedenen  Wahlabtheilungen  an,  so  steht  es  ihm  frei,  diejenige 
Abtheilung  zu  bestijpmen,  in  welcher  er  seine  Stimme  abgeben 
wUl. 

§  5. 
Wählbarkeit  .  Jn  dlc  Gewerbckammcr  wählbar  ist  Jeder,  welcher  innerhalb 
des  im  §  3  bezeichneten  Bezirkes  eines  der  in  der  Anlage  ver- 
zeichneten Gewerbe  selbstständig  oder  als  technischer  Geschäfts- 
führer betreibt  oder  betrieben  hat  und  ausserdem  die  Wählbar- 
keit zur  Bürgerschaft  besitzt.  Es  ist  nicht  erforderlich,  dass 
der  Gewählte  derjenigen  Wahlabtbeilung  angehört,  welche  ihn  ge- 
wählt hat. 

§6. 
wahiusten.  Dio  Gcwcrbekammer  hat  für  jede  erforderliche  Wahl,   übrigens 
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der  Wahlfreiheit  nnbesehaclet,  eioen  Aufsatz  von  drei  Personen  auf- 
zustellen und  bekannt  zu  machen. 

§7. 

Die  Gewerbekammer  entwirft  für  jede  Wahlhandlung  möglichst 
genaue  Listen  der  Wahlberechtigten  und  legt  dieselben  zur  allge- 
meinen Einsicht  aus.  Reclamationen  gegen  -die  Listen  sind  inner- 
halb acht  Tagen,  nachdem  die  erfolgte  Auslegung  öffentlich  .bekannt 
gemacht  worden,  schriftlich  bei  der  Glewerbekammer  auaubringen, 
welche  über  dieselben  baldmöglichst  endgültig  entscheidet.  Nur 
Diejenigen  sind  zur  Theilnahme  an  der  Wahl  berechtigt,  welche  in 
diese  Listen  aufgenommen  sind. 

Die  Gewerbekammer  macht  darauf  Zeit  und  Ort  der  Wahl  be- 2*;»*  ""^^^ 

der  Wahl. 

kannt.  Die  Wahl,  biei  welcher  relative  Stimmenmehrheit  und  im 
Fall  von  Stimmengleichheit  das  Loos  entscheidet,  geschieht  durch 
Stimmzettel  unter  Leitung  von  Mitgliedern  der  Gewerbekammer, 
welche  befugt  sind,  zu  ihrer  Assistenz  andere  geeignete  Personen 
hinzuzuziehen.  Die  zur  Wahl  Erscheinenden  haben  auf  Verlangen 
dieser  Gommission  ihre  Identität  mit  den  in  den  Listen  Aufgeführten 
in  geeigneter  Weise  darzuthun.  Im  Uebrigen  finden  die  Bestim- 
mungen über  das  Verfahren  bei  den  allgemeinen  Wahlen  zur  Bürger- 
schaft analoge  Anwendung. 

§  8. 
Die  Namen  der  Gewühlten  werden  durch  die  Gewerbekammer  QQ»««^«»' 
öffentlich  bekannt  gemacht.  Die  Anfechtung  der  Gültigkeit  einer 
Wahl  muss  binnen  vierzehn  Tagen  nach  dieser  Bekanntmachung 
schriftlich  bei  der  Gewerbekammer  erfolgen,  welche  über  die  Gültig* 
keit  zu  entscheiden  hat.  Bis  zu  dieser  Entscheidung  besteht  die 
Wahl  als  gültig. 

§  9. 
Die  Mitglieder  der  Gewerbekammer  werden  auf  fünf  Jahre  in  Aint«d«uer. 
dieselbe  gewählt;  alljährlich  treten  drei  aus.  Die  Austretenden  sind 
wieder  wählbar.  In  Betreff  der  Pflicht  zur  Annahme  der  Wahl  und 
zur  Fortführung  des  Amts,  imgleichen  in  Betreff  des  Verfahrens  bei 
Ausscheiden  von  Mitgliedern  vor  Ablauf  der  gesetzlichen  Zeit  finden 
die  für  die  Mitglieder  der  Verwaltungs-Deputationen  bestehenden 
Vorschriften  (Art.  83  und  84  der  Verfassung,  §  9  des  Verwaltungs- 
Gesetzes)  analoge  Anwendung,  doch  berechtigt  die  Mitgliedschaft  in 
einer  Deputation  oder  einem  Gerichte  nicht  zur  Ablehnung  der  Wahl. 


.  • 
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Die  Entscheidung  über  geltend  gemachte  Weigerungsgrfinde  und  ge- 
stellte Entlassnngsgesache  steht  dem  Senat  zu. 

§  10. 

Präsidium.  Dic  Grewerbekammer  wählt  aus  der  Zahl  ihrer  Mitglieder  jähr- 

lich einen  Vorsitzenden  und  für  Verhinderungsfälle  einen  Stellver- 
treter desselben.  Die  Abtretenden  sind  wieder  wählbar.  —  Der 
Vorsitzende  hat  die  Gonvocation  der  Kammer  zu  veranlassen  und  in 
den  Versammlungen,  welche  bei  Anwesenheit  von  acht  Mitgliedern 
beschlussfähig  sind,  die  Verhandlungen  zu  leiten.  Bei  Beschlüssen 
entscheidet  absolute  Mtyorität  der  Anwesenden;  bei  Stimmengleich- 
heit giebt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag. 

8«creuir.  Der  Gowerbekammer  wird   ein  Secretair    beigegeben,   welcher 

nicht  Mitglied  der  Kammer  ist.  Seine  Wahl  erfolgt  durch  die  Kam- 
mer, bedarf  aber  der  Bestätigung  des  Senats.  Auch  die  ihm  von 
der  Kammer  zu  ertfaeilende  Instruction  unterliegt  der  Genehmigung 
des  Senats. 

§  11. 
oeschäfts-  Die  Gewerbekammer  ist  berufen,  die  Interessen  des  Hamburgi- 

sehen  Gewerbesiandes  zu  vertreten,  namentlich  über  gewerbliche 
Angelegenheiten  dem  Senat  auf  dessen  Verlangen  oder  unaufgefordert 
gutachtlich  zu  berichten. 

Deiegirte.  Dic  Gewerbokammor  delegirt  zwei  ihrer  Mitglieder  in  die  Ver- 

waltung der  allgemeinen  Gewerbeschule  nebst  Bauhandwerkerschule. 
sachveretin-  Dic  Gcwerbckammer  hat  je  nach  Bedürfniss  aus  den  Gewerbe- 
treibenden der  verschiedenen  Fächer  Sachverständige  für  bestimmte 
Zeit  zu  ernennen  j  welche  in  vorkommenden  Fällen  auf  Requisition 
der  Gerichte  oder  auf  Antrag  von  Privatpersonen  über.  Güte  und 
Preis  der  in  ihr  Fach  einschlägigen  Arbeiten  Gutachten  abzugeben 
haben.  Diese  Sachverständigen,  werden  von  dem  Vorstand  der  Ver- 
waltungsabtheilung für  Handel  und  Gewerbe  in  Eid  genommen.  Ein 
für  sie  in  Anwendung  zu  bringendes  Regulativ  nebst  Gebührentaxe 
ist  vom  Senat  auf  Vorschlag  der  Gewerbekammer  festzustellen  und 
zu  veröffentlichen. 

§  12. 
Der  Bedarf  der  Gewerbekammer   für  das  zu  ihren  Sitzungen 
erforderliche  Local,  sofern  solches  nicht  vom  Staate  angewiesen  wird, 
ferner  das  Gehalt  des  Secretairs  und  die  sonstigen  Kosten  werden 
aus  der  Staatscasse  bestritten,  und  im  Jahres-Budget  festgestellt. 


dige. 
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§  13. 
Die  Gewerbekammer  ordnet  fünf  ihrer  Mitglieder  in  die  Bürger- 
schaft ab. 

Transitorische  Bestimmungen.  '*''"''■ 

torische  Be- 

§^  j,  stimmnngen. 

14. 

Bei  den  thuniichst  bald  nach  Pablication  dieses  Gesetzes  vor- 
zunehmenden ersten  Wahlen  zur  Gewerbekammer  werden  die  in  den 
§§  6,  7  und  8  dieses  Gesetzes  der  Gewerbekammer  zugewiesenen 
Functionen  durch  den  interimistischen  Gewerbe-Ausschuss  wahr- 
genommen. ^ 

§  15. 
Innerhalb  vier  Wochen  nach  Beendigung  der  ersten  Wahlen  zur 
Gewerbekammer  beruft  der  interimistische  Gewerbeausschuss  die  Ge- 
werbekammer und  übergiebt  derselben  seine  Acten  und  ProtocoUe. 

§  16. 
Welche  drei  Mitglieder  in  jedem  der  vier  ersten  Jahre  aus  der 
Gewerbekammer  auszutreten  haben  (s.  §  9),  bestimmt  das  Loos. 

§   17. 
Mit   dem  Eintritt   der    Vertreter   der  Gewerbekammer   in    die 
Bürgerschaft  scheiden  die  seitherigen  Deputirten  des  interimistischen 
Gewerbe-Ausschusses  aus  demselben  aus. 

Anhang.  Anh.uK. 

I. 

Gold-  und  Silberarbeiter,  Uhrmacher,  Maschinenfabrikanten,  Ver- zur  Gewerbe 
fertiger  mechanischer,  chirurgischer,  optischer  und  nautischer  Instru-   j^^^^^  ^^^, 
mente,  Werkzeugmacher,  Bandagisten,  Verfertiger  musikalischer  In-  iheiimiKen. 
strumente,  Orgelbauer,  Pianofortefabrikanten,  Glaviaturmacher,  Edel- 
steinschleifer, Inhaber  von  Affinir-  und  Prägeanstalten,  Goldschläger. 

II. 

Mechaniker,  Klempner,  Gasfitter,  Zinngiesser,  Blei-,  Kupfer-  und 
Schieferdecker,  Kupferschmiede,  Drahtarbeiter,  Sieb-  und  Nadelmacher, 
Vogelbauermacher,  Topfbinder,  Porzellanstifter. 

-UI. 
Schlosser.  Schmiede,  Eisengiesser,  Feilenhauer,  Büchsenmacher, 
Schwertfeger ,    Glockengiesser,    Gürtler   und    Platirer,    Gelbgiesser, 
Messing-,  Bronce-  und  Metallarbeiter,  Graveure,  Schleifer. 

V.  Kaufmann.  19 
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IV. 
Maurer,  Zimmerleute,  Töpfer,  Glaser,  Spiegelfabrikanten,  Glas- 
schleifer, Steinmetze,  Kalk-,  Gyps-  und  Asphaltfabrikanten,  Gypser 
und  Gypsgiesser,  Schiffbauer,  Muhlenbauer,  Schornsteinfeger. 

V. 

Tischler,  Stuhlmacher,  Bildhauer,  Billardnoiacher ,  Eistenmacher, 
Marqueteriearbeiter,  Decoupeure,  Holzadernmacber. 

VI. 
Böttcher  und  Eüper,    Drechsler,    Schnitzarbeiter,    Eorbnoacher, 
Rohrflechter,  Stuhlrohrfabrikanten,  Block-  und  Pumpenmacher,  Stock- 
fabrikanten, Rad-  und  Stellmacher,  Wagenfabrikanten,  Bürstenmacher, 
Eammmacher,  Hornpressen 

VII. 
Posamentirer,  Weber,  Tuchbereiter,  Reepschläger,  Schiffstakler, 
Segelmacher,  Decateure,  Appretirer,  Strumpfwirker,  Druckwaaren- 
fabrikanten,  Ganevasfabrikanten ,  Wattenfabrikanten ,  Garnspinner, 
Enopfmacher,  Tressenmacher,  Schirmmacher,  Federn-  und  Blumen- 
fabrikanten, Fischbeinfabrikanten,  Färber,  Bleicher. 

vm. 

Maler,  Lackirer,  Vergolder,  Tapetenfabrikanten ,  Rouleauxfa- 
brikanten,  Lackfabrikanten. 

IX. 

Tapezierer,  Riemer  und  Sattler,  Ledertauer,  Eürschner,  Gerber^ 
Lederlackirer ,  Handschuhmacher ,  Leimfabrikanten ,  EroUbaarfa- 
brikanten,  Haartuchweber,  Filz-  und  Hutmacher,  Hasenbaarschneider, 
Strohhutmacher,  Strohhutpresser. 

X. 

Buchbinder,  Buchdrucker,  Schriftgiesser,  Photographen,  Litho- 
graphen, Papp-,  Galanterie-,  Etui-  und  Probenarbeiter,  Papp-  und 
Papierfabrikanten,  Eupferstecher,  Spielkartenfabrikanten,   Liniirer. 

XL 

Schuhmacher,  Pantoffelmacher. 

xn. 

Schneider,  Corsettenmacher,  Tuchstopfer,  Wäschefabrikanten. 

XIU. 

Bäcker,  Conditoren,  Muller,  Gakesbäcker,  Biscuitbäcker,  Mehl-, 
Amidam-,  Grutzfabrikanten,  Zuckerfabrikanten,  Enchenbäcker,  Bonbon- 
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fabrikanten,    Gbocoladefabrikanten ,   Hefe-  and  Gichorienfabrikanten, 

Oblatenfabrikaaten. 

XIV. 

Schlächter,    Inhaber   von  Räuchereien  nnd  Salzereien,  ^  Fischer, 

Gonservesfabrikanten,  Senifabrikanten,  Köche. 

XV. 

Bierbrauer,  Branntweinbrenner,  Liqneurfabrikanten,  Parfümerie- 
fabrikanten ,  Essigfabrikanten ,  Panschextractfabrikanten ,  Goaleur- 
fabrikanten,  Ghemicalienfabrikanten,  Farbenfabrikanten,  Feuerwerker, 
Mineralwasserfabrikanten,  Dintefabrikanten,  Oelfabfikanten,  Stearin- 
fabrikanten, Seifenfabrikanten,  Lichtgiesser,  Thranbrenner,  Tabak- 
und  Gigarrenfabrikanten,  Friseure,  Barbiere. 

II.    Geschäftsordnung.  oeschafis- 

Die  Hamburgische  Gewerbekammer  hat   auf  Grund  des  vorste-    '*''*"""*■ 
henden  Gesetzes  folgende  Geschäftsordnung  angenommen: 

Vom  Vorsitzenden. 

§  1. 

Die  Gewerbekammer  wählt  laut  §  10  des  vorstehenden  Gesetzes  vorsineuder. 
zu  Anfang  eines  jeden  Jahres  aus    ihrer  Mitte    einen    Vorsitzenden, 
und  einen  Stellvertreter  desselben  und    zwar   in    geheimer    Abstim- 
mung mit  absoluter  Majorität. 

§2. 

Die  Namen  des  Vorsitzenden  und  seines  Stellvertreters  werden 
dem  Senate  mitgetheilt,  wie  auch  abseiten  der  Gewerbekammer 
öffentlich  bekannt  gemacht. 

§  3. 
Der  Vorsitzende  leitet  die  Geschäfte  der  Kammer,  unterzeichnet 

die  vom  Secretair  geführten  ProtocoUe,  sowie  die  Namens  der  Kam- 
mer gefahrte  Gorrespondenz,  stellt  die  Tagesordnung  fest  und  ist 
berechtigt^  den  Gommissionssitzungen  beizuwohnen. 

§  4. 
Alle  Eingaben  an  die  Kammer   gehen   zunächst   an    den    Vor- 
sitzenden und  sind  von  diesem  zur  Kenntnissnahme  an  die  Kammer 
zu  bringen. 

Von  den  Revisoren.  Revisoren. 

§  5. 
Die  Gewerbekammer  wählt  das  erste  Jahr  zwei,  ffir  die  Folge 

•  19» 
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jährlich  einen  Revisor,  welche  das  vora  Secretair  zu  führende  Rech- 
nangswesen  zu  prüfen  haben.  Diese  verwalten  ihr  Amt  2  Jahre, 
und  scheidet  jährlich  der  älteste  im  Amt  ans ;  das  erste  Jahr  ent- 
scheidet das  Loos.  lieber  den  Befand  der  Abrechnung  ist  der 
Kammer  Bericht  zu  erstatten. 

^*»"*"»«-  Von  den  Commissionen. 

sionen. 

§  6. 
Erforderlichen  Falls  wählt  die  Kammer  Commissionen  durch 
Stimmzettel  mit  *  einfacher  Majorität.  Dasjenige  Mitglied,  welches 
die  meisten  Stimmen  erhalten  hat,  sorgt  für  die  Einladung  zur 
ersten  Versammlung.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Loos 
für  diese  Obliegenheit  Die  Commissionen  wählen  sich  ihren  Vor- 
sitzenden und  Berichterstatter  und  sind  beschlussfähig,  falls  ^/g  der 
Mitglieder  anwesend  sind. 

§  7. 
Das  zur  ersten  Einladung  berufene  Mitglied  erhält  den  Tag  nach 

der  Wahl  vom  Secretair  der  Kammer  auf  Grundlage  des  Protocolls 

ein  Verzeichniss  der  Mitglieder  nebst   genauer  Angabe  des  Zwecks 

der  Commission  zugeschickt. 

§8. 
Die  Commissionen  haben   über  ihre  Thätigkeit  Bericht   zu  er- 
statten und  diesen  dem  Vorsitzenden  der  Kammer  einzureichen. 

versamm-  Vou  dcu  Versammlungen. 

laugen. 

§  9. 
Die  Kammer  versammelt  sich  regelmässig  alle  14  Tage  Freitags 
Abends  7^4  ühr,  und  ausserdem  auf  Convocation,  wenn  der  Vor- 
sitzende es  für  nöthig  erachtet,  oder  wenn  3  Mitglieder  es  schriftlich 
mit  Angabe  des  Grundes  bei  diesem  beantragen.  Die  Kammer  ist 
laut  §  10  des  vorstehenden  Gesetzes  bei  Anwesenheit  von  8  Mit- 
gliedern beschlussfahig.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Vorsitzenden.  Ein  abgelehnter  Antrag  kann  in  einer  der 
nächsten  Sitzungen,  wenn  er  von  5  Mitgliedern  unterstützt  wird, 
neu  gestellt  werden;  darf  aber,  wenn  er  auch  dann  wieder  abgelehnt 
wird,  binnen  Jahresfrist  ohne  Genehmigung  der  Kammer  nicht  wieder 
eingebracht  werden. 

§  10. 
sachver-  Dic  Kammer  kann   Personen,    welche    ihr   als  Sachverständige 

ständige. 
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geeignet  scheineD,  zu  ihren  Sitzungen   hinzuziehen.     Dasselbe  steht 
den  Commissionen  zu. 

§  ii: 

Anträge,  welche  von  Mitgliedern  der  Kammern  gestellt  werden,  Anträge. 
sind  von  denselben  schriftlich  4  Tage  vor  der  nächsten  Versammlung 
dem  Vorsitzenden  einzureichen  und  von  diesem  auf  die  Tagesord- 
nung zu  setzen.  In  der  Versammlung  gestellte,  nicht  zum  Gegen- 
stand gehörende  Anträge  werden  auf  die  Tagesordnung  der  nächsten 
Versammlung  gesetzt.  Dringliche,  sowie  Senatsanträge  können  durch 
Beschluss  der  Kammer  vorweggenommen  werden. 

§  12. 
Das  Wort  wird  vom  Vorsitzenden  nach  der  Reihenfolge  der  An-  Discuesion. 
meidungen  ertheilt.     Hat  ein  Mitglied  über  den  besprochenen  Gegen- 
stand Aufklärungen  zu  geben,    so  kann    ihm    mit   Zustimmung   der 
Versammlung  früher  das  Wort  gegeben  werden,  es  hat  sich  jedoch 
auf  diese  Aufklärungen  zu  beschränken. 

§  13. 
Am  Schlüsse  jeder  Versammlung  sind  die  gefassten  Beschlüsse  .Hrotocoii. 
vom  Schriftführer  zu  verlesen.     Bei  Beginn  jeder  Versammlung  ist 
das  Protocoll  der  vorhergehenden  Versammlung  zu  verlesen  event. 
zu  berichtigen. 

Allgemeine  Bestimmungen.  Augemeiue 

Bestim- 
^    14.  mungen. 

Das  Protocoll  kann  von  den  Mitgliedern  zu  jeder  Zeit  im  Bu- 
reau eingesehen  werden.  Ein  Protocollextract  der  Verhandlungen 
der  Gewerbekammer  ist  monatlich  in  hiesigen  Blättern  zu  veröffent- 
lichen. Ebenso  ist  ein  Jahresbericht  alljährlich  zu  erstatten  und  zu 
veröffentlichen. 

§  15. 
Sämmtliche    Actenstücke   der   Gewerbekammer   sind    zu  einem 
Archiv  zu  vereinigen. 

§  16. 
Jedem  neugewählten  Mitgliede  der  Gewerbekammer  ist  eine  ge- 
druckte Geschäftsordnung  mit  Gesetz  einzuhändigen. 


Handels- 
kammer. 
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&.  Lübeck, 
a.  Handelskammergesetz. 

(Im  Anszag.) 

Die  Handelskamiuer  ist  eine  Institution  der  freien  Hansestadt. 
Zweck.  Die  Handelskammer  hat  alle  gemeinsamen  Interessen  der  Cor- 

poration der  Kaufmannschaft  zu  vertreten. 

Mitglied  dieser  Corporation  kann  man  nur  auf  Grund  besonderer 

gesetzlicher  Bestimmungen  werden. 

««fiigmwe.  Die  Kammer    muss    über    alle   den  Handel  und   die  SchiftTabrt 

betreffenden  Staats  vertrage,  factische  Einrichtungen  und  Reglements 

befragt  werden. 

Passives  Wählbar  in  die  Kammer  sind,  mit  Ausschluss  der  Mitglieder  des 

Senats,  alle  Mitglieder  der  Corporation  der  Kaufmannschaft. 
Zusammen-  [)\q  Kammer  besteht  aus  18  Mitgliedern  und  einem  Präsidenten. 

sctzunir 

Die  Mitglieder  der  Kammer   fungiren    6  Jahre.     Alle    3  Jahre 
scheiden  die  drei  ältesten   Mitglieder    aus   und  sind  nur  nach  einer 
Zwischenzeit  von  2  Jahren  wieder  wählbar. 
Präsident.  Dcr  Präsidcut  fungirt  3  Jahre  und  ist  sofort  wieder  wählbar« 

Actives  Wähler  zur  Handelskammer  sind  alle  Mitglieder  der  Kaufmanns- 

Corporation,  inclusive  der  Senatoren. 

Die  Kammer  designirt  mit  absoluter  Majorität  3  Candidaten  für 
die  erledigten  Sitze  und  für  die  Präsidenten-  und  Secretairs teile, 
welche  von  der  Corporation  der  Kaufmannschaft  selbst  in  geheimer 
Abstimmung  durch  absolute  Majorität  gewählt  werden  Im  Falle  der 
Stichwahl  entscheidet  relative  Majorität. 

Die  Kammer  ernennt  aus  ihrer  Mitte  zwei  Vicepräsidenten. 

Von  allen  Wahlen  hat  die  Kammer  dem  Senat  Mittheilung  zu 
machen. 

Der  Präsident  muss  durch  den  Senat,  vor  welchem  er  den 
Amtseid  ablegt,  bestätigt  werden. 

Der  Präsident   erhält   einen  Ehrensold,    dessen  Höhe  die  Cor- 
poration der  Kaufmannschaft  festsetzt. 
Amis-  Die  Mitglieder   der  Kammer  müssen  sich  schriftlich  au  Eides- 

statt verpflichten,  absolutes  Amtsgeheim niss  über  alle  Fragen  zu  be- 
wahren, von  denen  der  Senat  oder  die  Kammer  selbst  wünscht,  dass 
sie  geheim  bleiben. 
Budget.  Die  Kammer  stellt  jedes  Jahr  ihr  Budget  fest  und  ernennt  eine 

Fiuanzcommission. 


Wahlrecht. 
WahlmoduN. 
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Die  Rechnnngsablegaag  wird  von  speciell  bestellten  Revisoren 
geprüft,  die  Corporation  der  Kaufmannschaft  selbst  ertbeilt  Decharge. 


b.  Ordnung  für  die  LQbeckische  Gewerbekammer.  Gewerbe. 

kammer 

(Publicirt  am  21.  September  1877) 

Der  Senat,  im  Einvernehmen  mit  der  Bürgerschaft,  hat  die 
nachfolgenden  Anordnungen  über  die  Zusammensetzung  und  den 
Wirkungskreis  der  Gewerbekammer  getroffen,  welche  mit  dem  Tage 
der  Publication  an  Stelle  der  bisherigen  Ordnung  für  die  Gewerbe- 
kammer vom  28.  Januar  1867  treten: 

Artikel  1. 

Die  Gewerbekammer  hat  im  Allgemeinen  die  Bestimmung,  als  wirkungs- 
Organ  des  Gewerbestandes  im  Lübeckischen  Freistaate  die  Interessen 
des  Gewerbe-  und  Fabrik wesens,  mit  Ausnahme  jedoch  der  commer- 
ciellen  Seite  des  letzteren ,  welche  der  Handelskammer  verbleibt, 
und  der  im  Tit.  II.  §§  29—37  der  Reichs-Gewerbe-Ordnung  ge- 
nannten Gewerbe  wahrzunehmen  und  zu  fördern.  Insbesondere  ist 
dieselbe  verpflichtet,  auf  Alles,  was  für  das  Gewertoewesen  dienlich 
sein  kann,  ihr  Augenmerk  zu  richten,  desfallsige  Wünsche  und  Be- 
schwerden der  Gewerbetreibenden  zu  beachten,  über  die  Mittel  zur 
Hebung  der  Gewerbe,  sowie  über  die  Beseitigung  etwaiger  Hinder- 
nisse sich  zu  berathen  und  darüber  dem  Senate  und  den  Behörden 
auf  deren  Aufforderung  oder  auch  unaufgefordert,  eintretendenfalls 
unter  Hinzufügung  der  erforderlichen  Anträge,  gutachtlich  zu  be- 
richten. 

Artikel  2. 

Die  Gewerbekammer  besteht  aus  fünfzehn  Mitgliedern.     Sie  er-  Mitglieder. 
wählt  aus  ihrer  Mitte  einen  Vorsitzenden,    einen  Stellvertreter  des- 
selben,   sowie  einen  Eassenführer  auf  je  ein  Jahr.     Von  der  Wahl 
des  Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertreters  ist  dem  Senate  Anzeige 

zu  machen. 

Artikel  3. 

Die  Mitglieder   der  Gewerbekammer    werden   auf   sechs  Jahre  Amt«dauer. 

gewählt   und    verwalten   ihr    Amt   unentgeltlich.     Alle   zwei    Jahre 

treten   fünf  Mitglieder  aus  und  werden  durch  neue  Wahlen  ersetzt« 

Die  Ausscheidenden  sind  sofort  wieder  wählbar. 

Artikel  4. 
Eine  Verpflichtung  zur  Annahme  der  Wahl  findet  nicht  statt; 
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doch  gilt  die  Wahl  für  angenommen,  wenn  der  Gewählte  nicht 
innerhalb  sieben  Tagen,  nachdem  er  von  dem  Vorsitzenden  der  Ge- 
werbekammer die  Anzeige  von  seiner  Wahl  erhalten,  dem  Letzteren 
die  Ablehnung  angezeigt  hat.  < 

Der  Aastritt  ans  der  Gewerbekammer  ist  ohne  Angabe  von 
Gründen  gestattet.  Derselbe  erfolgt  durch  eine  an  den  Vorsitzenden 
gerichtete  schriftliche  Erklärung. 

Treten  bei  einem  Mitgliede  der  Gewerbekammer  Verhältnisse 
ein,  durch  welche  er  seine  Wählbarkeit  (Artikel  7)  verliert,  so  ist 
dasselbe  verpflichtet,  au«  der  Gewerbekammer  auszutreten. 

Artikel  5. 
Ergiin««ngs-  ^^^j^  jjj  Gcffiässheit   der  im  Artikel  4  erwähnten  Fälle   oder 

wählen. 

durch  den  Tod  mehr  als  zwei  Gewerbekammer- Mandate  erledigt 
sind,  so  müssen,  insofern  nicht  innerhalb  der  nächsten  sechs  Mo- 
nate die  erforderlichen^  Neuwahlen  bevorstehen,  Ergänzungswahlen 
vorgenommen  werden.  Bei  denselben  ist  die  Wählerliste,  welche  für 
die  letzte  regelmässige  Wahl  aufgestellt  worden,  anzuwenden,  ohne 
dass  es  der  wiederholten  bisherigen  Auslegung  bedarf.  Die  Ge- 
wählten treten  j-ück sichtlich  der  Amtsdauer  an  die  Stelle  der  Aus- 
geschiedenen. 

Artikel  6. 

Zur  Theilnahme  an  den  Wahlen  ist  Jeder  berechtigt,  welcher 
im  Lübeckischen  Freistaate  ein  Gewerbe,  mit  Ausnahme  der  im 
Tit.  II.  §§  29 — 37  der  Reichs- Gewerbe-Ordnung  angefahrten,  betreibt 
und  die  zur  Wahl  in  die  Bürgerschaft  erforderlichen  Eigenschaften 
besitzt. 

Artikel  7. 

Passives  Wählbar  zum  Mitgliede  der  Gewerbekammer  ist  Jeder,  welcher 

Wahlrecht,  j^  Lübockischeu  Freistaate  ein  Gewerbe  (mit  Ausnahme  der  im 
Titel  11,  §§  29 — 37  der  Reichs-Gewerbe-Ordnung  angeführten)  min- 
destens ein  Jahr  selbstständig  oder  als  technischer  Leiter  betreibt 
oder  betrieben  hat  und  zur  Theilnahme  an  den  Wahlen  für  die 
Bürgerschaft  berechtigt  ist. 

Artikel  8. 

Die  Gewerbekammer  hat  für  jede  erforderliche  Wahl  einen  Vor- 
schlag von  zwei  Personen,  wiewohl  unbeschadet  der  Wahlfreiheit, 
aufzustellen  und  spätestens  sieben  Tage  vor  der  Wahl  durch  das 
Amtsblatt  bekannt  zu  machen. 


Active» 
Wahlrecht. 
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Artikel  9. 

Die  Wahlen  finden  alle  zwei  Jahre  im  Monat  Mai  an  dem  von  wahuermin. 
der  Gewerbekammer   dafür   festzusetzenden   and  im  Amtsblatte  be- 
kannt  zu    machenden  Tage    and  Orte  zwischen  10  Uhr  Vormittags 
and  zwei  Uhr  Nachmittags  statt. 

Für  die  Wahlhandlang  ist  eine  Liste  der  Wahlberechtigten  durch  wuhiusten. 
eine  Wahlcommission  aufzustellen,  welche  aus  drei  Mitgliedern  der 
Gewerbekammer,  von  denen  eines  nach  Bestimmung  der  Letzteren 
den  Vorsitz  führt,  und  zwei  von  derselben  aus  der  Zahl  der  Wähler 
ernannten  Beisitzern,  sowie  dem  Gonsnlenten  der  Gewerbekammer 
als  Protocollführer  gebildet  wird. 

Die  Wählerliste  ist  mindestens  drei  Wochen  vor  dem  zur  Vor- 
nahme der  Wahl  angesetzten  Tage  für  die  Dauer  von  sieben  Tagen 
zur  Einsicht  der  Betheiligten  auszulegen.  Ort  und  Zeit  der  Aus- 
legung, sowie  die  Namen  der  Mitglieder  der  Wahlcommission  sind 
von  der  Gewerbekammer  im  Amtsblatte  bekannt  zu  machen.  Ein- 
sprachen gegen  die  Liste  sind  spätestens  binnen  sieben  Tagen  nach 
Beginn  der  Auslegung  bei  dem  Vorsitzenden  der  Wahlcommission 
schriftlich  anzubringen  und  von  Letzterer  endgültig  zu  erledigen. 

Nur  diejenigen  sind  zur  Theilnahme  an  den  Wahlen  berechtigt, 
welche  in  die  Liste  aufgenommen  sind. 

Artikel  10. 

Die   Wahlen,    bei    welchen   einfache  Stimmenmehrheit  und    im  w«himod«8. 
Falle  der  Stimmengleichheit  das  Loos  entscheidet,  geschehen  unter 
Leitung  der  Wahlcommission  mittelst  Stimmzettel,  welche   von  den 
Wählern  im  Wahliocale  persönlich  abzugeben  sind. 

Im  Uebrigen  finden  die  Bestimmungen  über  das  Verfahren  bei 
den  Wahlen  für  die  Burgerschaft  Anwendung. 

Artikel  11. 
Die   Namen    der  Gewählten  werden    von    der  Gewerbekammer  Gültigkeit 
bekannt  gemacht.    Die  Anfechtung  der  Gültigkeit  einer  Wahl  muss  ***'  ^***** 
binnen  sieben  Tagen  nach  dieser  Bekanntmachung  schriftlich  bei  der 
Gewerbekammer    erfolgen,    welche    über    die    Anfechtung    zu    ent- 
scheiden hat. 

Artikel  12. 

Die  Gewerbekammer  ernennt  einen  Gonsnlenten ,  welcher  nicht  consaient. 
Mitglied  der  Kammer  sein  darf.  • 

Die  Obliegenheiten  desselben  werden  durch  eine  ihm  von  der 
Gewerbekammer  zu  ertheilende  Instruction  festgestellt. 


ständig«. 
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Artikel  13. 
sachver-  Die  Gewerbekaiiimer  hat  je  nach  Bedürfniss  aus  den  Gewerb- 

treibenden  der  verschiedenen  Gewerbszweige  Sachverständige  für 
bestimmte  Zeit  za  ernennen,  welche  in  vorkommenden  Fällen  auf 
Erfordern  der  Behörden  nnd  Gerichte  oder  auf  Antrag  von  Privat- 
personen über  Güte  und  Preis  der  in  ihr  Fach  einschlagenden  Ar- 
beiten Gutachten  abzugeben  haben. 

Für  diese  Sachverständigen  wird  von  dem  Stadt-  nnd  Landamte 
nach  Einziehung  gatachtlicher  Erklärung  der  Gewerbekammer  ein 
Regulativ  erlassen  und  bekannt  gemacht.  Die  Beeidigung  der  Er- 
nannten geschieht  vor  der  Gewerbsbehörde  ihres  Wohnortes. 

Die  von  den  Sachverständigen  zu  erhebenden  Gebühren  werden 
von  dem  Senate  festgestellt. 

Artikel   14. 
Zur  Bestreitung  der  Ausgaben  der  Gewerbekammer  wird    ein 
Betrag  von  jährlich  4000  Mark,  soweit  erforderlich,  aus  der  Staats- 
kasse bewilligt. 

Artikel   15. 
Jahres-  Die  Geworbekammor  hat  alljährlich  über  ihre  Wirksamkeit  dem 

^abug"^'^   Senat  Bericht   zu  erstatten  und  damit  eine  Rechnungsablage  über 
die  aus  der  öffentlichen  Kasse  erhobene  Summe  zu  verbinden. 

Uebergangsbe  Stimmung. 

Von  den  gegenwärtigen  Mitgliedern  der  Gewerbekammer  treten, 
und  zwar  in  der  nach  Maassgabe  der  Amtsdauer  sich  regeluden 
Reiheufolge  —  bei  gleichaltrigen  entscheidet  das  Loos  —  zunächst 
im  Mai  1878  sechs,  sodann  im  Mai  1880  fünf  und  im  Mai  1882 
wieder  fünf  aus  und  werden  durch  je  fünf  nach  dem  neuen  Wahl- 
verfahren zu  erwählende  Mitglieder  ersetzt. 

Gegeben  Lübeck,  in  der  Versammlung  des  Senates,  am  17.  Sep- 
tember 1877. 


Kosten. 


c.  Geschäftsordnung  für  die  Lübeckische  Gewerbeicammer. 

§  1. 

EiniadnnK.  ^^^  Versammlungcu  der  Gewerbekammer,  welche  in  der  Regel 

monatlich  Einmal  siattfinden,  werden  durch  den  Vorsitzenden  oder 
in  Verhinderungsfällen  durch  dessen  Stellvertreter  gewöhnlich  zwei 
Tage  vor  der  Sitzung    schriftlich  berufen.     Bei  wichtigen  Verband- 
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langen,  namentlich  bei  der  Wahl  von  Beisitzern  für's  Gewerbegericht 
wird  gleichzeitig  die  Tagesordnung  mitgetheilt.  Auf  Veranlassung 
des  Vorsitzenden  kann  die  Einladung  der  Hitglieder  durch  den  Gon- 
sulenten  geschehen. 

§  2. 
Beschlussfähig  ist  die  Gewerbekammer,    wenn  mindestens  acht  »««i^hiuhs- 
Mitglieder  erschienen  sind. 

§  3. 
Die  vom  Vorsitzenden  zu  bestimmende  Reihenfolge  der  zur  Be-     '^^^^^' 

^  Ordnung. 

rathung  und  Abstimmung  zu  bringenden  Gegenstände  wird  beim  Be-         , 
ginn  der  Versammlung    verlesen;    sie    kann   auf  Antrag  eines  Mit- 
gliedes durch  Beschluss  der  Versammlung  abgeändert  werden. 

§4- 
Bei  allen  Berathungen  ertheilt  der  Vorsitzende  denjenigen  das  oisciusion. 

Wort,  welche  darum  nachgesucht  haben,  und  zwar  in  der  Reihen- 
folge, in  welcher  letzteres  geschehen  ist. 

Zur  Geschäftsordnung  wird  das  Wort  sofort  ertheilt. 

§  5. 
Jede  Unterbrechung  des  Redners  ist  untersagt;    nur  dem  Vor- 
sitzenden steht  das  Recht  zu,  denselben  zu  erinnern,  dass  er  sich 
vom  Gegenstande  der  Berathung  entferne. 

§  6. 
Wird  Schluss  der  Debatte  beantragt,  so  ist  zunächst  darüber 
abzustimmen,  ob  die  Kammer  diesem  Antrage  zustimmt.  Geschieht 
dieses,  so  erhalten  ausser  dem  etwaigen  Antragsteller  oder  Refe- 
renten nur  noch  diejenigen  das  Wort,  welche  sich  vorher  dazu  ge- 
meldet hatten. 

§  7. 
Bei  Abstimmungen  entscheidet  Stimmenmehrheit,  bei  Stimmen-  Abstimmiing. 
gleichheit  gilt  die  zur  Abstimmung  gestellte  Frage  als  verneint. 

§  8. 
Dem  Vorsitzenden    steht    das   Recht   zu,    bei  Berathungen  die 
einzelnen  Mitglieder  der  Reihe   nach  zur  Aeusserung  ihrer  Ansicht 
zu  veranlassen. 

§  9. 
In  jeder  Versammlung  wird  vom  Gonsulenten  ein  ProtocoU  ge-   Protocon. 
fuhrt,    welches  ausgearbeitet,    in  ein  ProtocoUbuch  eingetragen  und 
vom  Gonsulenten  unterschrieben  wird.      In  der  nächsten  Versamm- 
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lang  wird  dasselbe  verlesen  and  nach  Genehmigung  der  Kammer 
mit  der  Unterschrift  des  Vorsitzenden  versehen.  Die  gefassten  Be- 
schlüsse sind  bereits  am  Schiasse  jeder  Versammlung  zu  verlesen. 

Die  Einsicht  des  ProtocoUbuches  ist  jedem  Mitgliede  der  Kam- 
mer gestattet. 

§  10. 
Wahlen.  j)[q  you  dcF  KammcF  vorzunehmenden  Wahlen  erfolgen   durch 

geheime  Abstimmung  mittelst  Stimmzettel  nach  einfacher  Stimmen- 
mehrheit.    Ergiebt  sich  bei  einer  Wahl  Stimmengleichheit,    so  ent- 
scheidet das  Loos. 
c'onsulert.  ^^^  ^^^  ^*^'  ^^^  Vorsitzeudcu  und  dessen  Stellvertreters,  sowie 

Beisiucr.    dos  Consuleuten  der  Gewerbekammer   und    bei    der  Wahl  der  Bei- 
^*^dlge!  *"  sitzer  für  das  Gewerbegericht   sowie  der  gewerblichen  Sachverstän- 
digen ist  absolute  Stimmenmehrheit  erforderlich. 

§  11- 

vorhitMRder.  Allo  Eingaben,  Anträge  und  Berichte  für  die  Kammer  gehen 
zunächst  an  den  Vorsitzenden.  Selbstständige  Anträge  der  Mit- 
glieder sind  in  der  Regel  schriftlich  dem  Vorsitzenden  mindestens 
zwei  Tage  vor  den  Sitzungen  einzureichen;  doch  ist  die  Kammer 
befugt,  die  Dringlichkeit  eines  während  der  Sitzung  eingebrachten 
Antrages  zu  beschliessen. 

§  12. 
cominission.  Jedor  zur  Berathung  gelangende  Gegenstand  kann  durch  Majori- 

tätsbeschluss  an  eine  Commission  zur  Begutachtung  verwiesen  wer- 
den. Dieselbe  hat  gewöhnlich  bereits  in  der  nächsten  regelmässigen 
Versammlung  Bericht  zu  erstatten. 

§13. 
Demjenigen,  welcher  bei  Gommissionswahlen  die  meisten  Stim- 
men erhalten  hat,  ist  vom  Gonsulenten  ein  Verzeichniss  der  Com- 
missionsmitglieder  nebst  genauer  Angabe  des  Zweckes  der  Com- 
mission und  den  bezüglichen  Acten  zuzustellen,  und  hat  derselbe 
alsdann  die  Commission  zusammen  zu  berufen. 

§14. 
voreiiMnder         Dje  GommissioaeD  wählen  ihren  Vorsitzenden  selbst.    Zn  ihren 
Commission.  Berathuugen  können  dieselben  den  Gonsulenten  hinzuziehen,  welcher 
alsdann  das  Protocoll    zu   führen    und    die    erforderlich   werdenden 
Schriftstücke  abzufassen  hat. 

Dem  Vorsitzenden  der  Kammer  steht  das  Recht  zu,  den  Com- 
missionssitzungen  berathend  beizuwohnen. 
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§15. 

Die  Kammer  kann  zu  ihren  Berathangen  Personen,   welche  ihr    sachver- 
als  Sachverständige  geeignet  erscheinen,  hinzuziehen;  dasselbe  Recht 
steht  auch  den  Commissionea  zu. 


ständige. 


§16. 
Die  von  der  Kammer  ausgehenden  Schriftstücke  sind  vom  Vor-     ^"'•'■ 
sitzenden  oder  dessen  Stellvertreter  im  Namen  der  Gewerbekammer 
zu    unterzeichnen.     Eine    Ausnahme    erleiden*  die   Protocöllauszüge, 
welche  vom  Consulenten  zu  beglaubigen  sind. 

§17. 
Der  jährlich  zu  erwählende  Kasseaführer    hat   das    Rechnungs-  »*«*^hiiuiigs- 

wesen  zu  beschaffen.  Derselbe  hat  die  für  die  Ausgaben  der  Kam- 
mer erforderlichen  Gelder  gegen  eine  vom  Vorsitzenden  auszustel- 
lende Anweisung  bei  der  Stadtkasse  zu  erheben.  Er  hat  die  vom 
Vorsitzenden  vidimirten  Rechnungen  zu  bezahlen,  ein  ordnungsmäs- 
siges  Kassenbuch  zu  führen  und  am  Schlüsse  des. Jahres  eine  Ab- 
rechnung anzufertigen.  Diese  Rechnung  ist  von  zwei  Revisoren,  von 
denen  in  jedem  Jahre  einer  neu  gewählt  wird,  zu  prüfen.  Dieselben 
haben  der  Kammer  über  den  Befund  in  der  nächsten  Sitzung  zu 
berichten  und  die  Richtigkeit  der  Abrechnung  im  Kassenbuch  zu 
bescheinigen. 

§18. 
Zur  Beaufsichtigung  der  Bibliothek  wird  jährlich  ein  Bibliothe-  Kibiiothekar. 
kar  gewählt.  Derselbe  hat  ausserdem  die  Circulation  der  von  der 
Gewerbekammer  gehaltenen  Zeitschriften,  sowie  der  eingegangenen 
Druckschriften  zu  besorgen.  Dem  Bibliothekar  liegt  es  ferner  ob, 
am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres  gemeinsam  mit  seinem  etwaigen 
Nachfolger  and  dem  Consulenten  eine  Revision  der  Bücher,  sowie 
des  Archivs  der  Gewerbekammer  vorzunehmen  und  mit  den  darüber 
aufgenommenen  Gatalogen  und  Reg4stern  zu  vergleichen.  Deber  den 
Befund  dieser  Revision  ist  vom  Bibliothekar  der  Kammer  Bericht  zu 
erstatten. 

§  19. 
Der  Vorsitzende    hat   für    die    Befolgung  der  Geschäftsordnung 
.  für  die  Gewerbekammer,    äowie  der  Instruction  für  den  Consulenten 
Sorge  zu  tragen. 

§20. 
Jedes  neu  eintretende  Mitglied  der  Kammer    erhält   ein  Exem- 
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plar  der  Ordnung   für    die    Lübeckische  Gewerbekanuner,    der    6e- 
schäftsordnang  für  dieselbe  und  der  Instruction  für  den  Consulenten. 


d.  Instruction  für  den  Consulenten  der  Lubeckischen  Gewerbekammer. 

§  1. 

Functionen.  Der  Consuleut   der    Gewerbekammer  hat  dieselbe    sowohl    bei 

Erreichung  der  von  ihr  verfolgten  Zwecke  nach  Maassgabe  der 
Anordnungen  des  Vorsitzenden  zu  unterstützen,  als  auch  selbst- 
ständig  Vorschläge  zur  Hebung  des  Lübeckischen  Gewerbebetriebes 
und  zur  Förderung  der  gewerblichen  Interessen  im  Allgemeinen  zu 
machen. 

§2. 
Vorlagen.  Er  hat  für  die  Beschaffung  des  in  dieser  Beziehung  dienlichen 

Materials  Sorge  zu  tragen,  über  dasselbe  auf  Verlangen  zu  be- 
richten, geeignete  Vorlagen  für  die  Berathung  auszuarbeiten,  Gut- 
achten zu  erstatten,  nach  den  von  der  Kammer  gefassten  Be- 
schlüssen die  erforderlichen  Berichte,  Gorrespondenzen  und  sonstige 
Schriftstücke ,  sowie  Drucksachen  nach  Maassgabe  der  in  der 
Kammer  und  den  Gommissionen  gepflogenen  Verhandlungen  aus- 
zuarbeiten und  zur  Genehmigung,  bezw.  Unterschrift  dem  Vor^ 
sitzenden,  eventuell  dessen  Stellvertreter  in  der  Regel  innerhalb 
acht  Tagen  vorzulegen,  sowie  deren  Expedition  zu  beschaffen. 

§  3. 
Protoooti.  Id    den  Sitzungen    der  Kammer,    denen    er   stets    beizuwohnen 

hat,  und  auf  Verlangen  auch  in  deren  Gommissionen  hat  er  das 
ProtocoU  zu  führen.  Am  Schluss  jeder  Versammlung  sind  die 
gefassten  Beschlüsse  vom  Gonsulenten  zu  verlesen.  Das  in  das 
ProtocoUburh  eingetragene,  vom  Consulenten  unterschriebene  voll- 
ständige ProtocoU  über  die  Verhandlungen  der  Kammer  ist  in 
der  nächsten  Versammlung  zu  verlesen,  und  wird  alsdann  nach 
dessen  Genehmigung  mit  der  Unterschrift  des  Vorsitzenden  ver- 
sehen. Das  Protocollbuch  ist  fortlaufend  mit  einem  Register  zu 
versehen. 

§4. 

wahianwige.         Habcu  in  dcr  Kammer  Wahlen  stattgefunden,   so  hat  der  Con- 

sulent   spätestens  am    zweiten    Tage   mittelst   ProtocoUauszugs  den 

Gewählten  Anzeige  davon  zu  machen.     Bezieht  sich  die  Wahl  auf 

Gommissionen,  so  hat  er  demjenigen  Mitgliede,  welches  die  meisten 
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Stimmen  erbalten  hat,  ein  Verzeichniss  der  Commissions- Mitglieder 
nebst  genaner  Angabe  des  Zwecks  der  Commission,  sowie  die  be- 
züglichen Acten  zuzustellen. 

§  5- 
Für  die  Veröffentlichung   eines  Protocollauszuges    hat  der  Con- 

sulent  nach  Genehmigung  desselben  durch  den  Vorsitzenden,  event.   »"»»Hotbek. 

dessen  Stellvertreters  Sorge  zu  tragen;  ihm  liegt  ferner  die  Ordnung 

und    Beaufsichtigung    des    Archives    und    der    Handbibliothek    ob, 

worüber  Register  und  Gatalog  zu  fahren  sind. 


Archiv. 
U.iiid- 


Statistik. 


Jahres- 
berichte. 


§6. 
Der  Gonsulent   hat   sich    mit   den  hiesigen  Verhältnissen  mög- 
lichst vertraut   zu   machen,    sowie  das    zur  Beurtheilung   derselben 
dienliche  statistische  Material  zu  sammeln  und  zu  verarbeiten. 

§  7. 
Dem  Gonsulenten  liegt  die  Abfassung  des  Jahresberichtes  über 
die  Thätigkeit  der  Gewerbekammer  ob;  er  hat  an  denselben  eine 
Uebersicht  über  den  Zustand  des  hiesigen  Gewerbewesens  im  ver- 
flossenen Jahre  anzuschliessen  und  den  Bericht  bis  zum  15.  April 
des  folgenden  Jahres  dem  Vorsitzenden  einzureichen. 

§  8. 
Auf  Beschluss   der  Kammer   hat  der  Gonsulent    auch    den  hie-  '*''*""»»"• 

an  Iiinungeu. 

sigen  Innungen   und   gewerblichen  Vereinen    mit   seinem  Rathe  zur 
Seite  zu  treten. 

§9. 
Eine  besondere  Aufgabe  des  Gonsulenten  ist  es,  den  Gang  der  ^''"'^''^""'*«- 
deutschen  Reichs-  und  Territorial -Gewerbegesetzgebung  dauernd  zu 
verfolgen,  auch  den  gewerblichen  Vereinen,  der  Presse,  sowie  allen 
andern  Erscheinungen  auf  diesem  Gebiete  seine  Aufmerksamkeit 
zuzuwenden  und  die  Resultate  dieser  Beobachtungen  zur  Eenntniss 
der  Gewerbekammer  zu  bringen. 

§  10. 
Etwaigen    Reisen    im    Interesse   der   Gewerbekammer   hat   der     Di&ten. 
Gonsulent  sich  gegen  Erstattung  der  Kosten  zu  unterziehen. 

§  11. 

Der  Gonsulent   hat  in    den  Sitzungen    der  Kammer   und  even-  Stimmrecht. 
tuell  in  deren  Gommissionen  nur  berathende  Stimme. 
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§  12. 
Vertretung.  DcF    CoDsulent   hat   lü   UDabweislicheD  VerhinderangsfäUen   fttr 

eine    der    Gewerbekammer    geeignet    erscheinende    Vertretung    zu 
sorgen. 

§  13. 
Die  Gewerbekammer   behält   sich  eine  Revision    dieser  Instruc- 
tion vor. 


Bremen.  ^.  Bremen. 

u«'"'!«'!'  a)  Gesetz,  die  Handeiskammer  betrefTend. 

kammer. 

(Gesetzblatt  der  freien  Hansestadt  Bremen,  1875,  No.  22.) 

§  1- 

Zur  Förderung  des  Handels  und  der  Schiiffahrt,    sowie  der  In- 
teressen der  Bremischen  Kaufmannschaft  bestehen 
der  Eaufmannsconvent, 
die  Handelskammer; 

Kaufmanos-  I^  Vom  K  auf  m an  US  cou  V  0  u  tc. 

eonvent. 

§  2- 

Mitglieder.  Dcr  Eaufmanusconvent  wird  gebildet  aus  allen  denjenigen  Mit- 

gliedern der  Bremischen  Börse,  welche  entweder  dem  Senate  ange- 
hören oder  die  zur  Wahl  in  die  Bürgerschaft  erforderlichen  Eigen- 
schaften besitzen  und  in  eignen  Geschäften  als  Kauf leute  oder  Fabri- 
kanten etablirt  sind  oder  etablirt  gewesen  sind  und  keinen  anderen 
Erwerbszweig  ergriffen  haben. 

Zum  Kaufmannsconvente  nicht  berechtigt  sind  Höker,  Trödler, 
Hausirer  und  dergleichen  Handelsleute  von  geringem  Gewerbe- 
betriebe, sowie  Personen,  deren  Gewerbe  nicht  über  den  Umfang  des 
Handwerksbetriebes  hinausgeht  und  deren  Geschäfte  üblichermaassen 
einen  Besuch  der  Börse  nicht  erfordern. 

§  3. 
Ueber   die   Berechtigung    zur  Theilnahme    an    dem   Kaufmanns- 
convent    entscheidet   die  Handelskammer,   jedoch    vorbehaltlich    der 
Berufung  an  den  Eaufmannsconvent. 

§4. 
Den  Mitgliedern  des  Eaufmannsconvents    steht    frei,    aus    dem- 
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selben   auszutreten,    indess   ist   von   diesem  Entschluss    vorab    der 
Handelskammer  eine  schriftliche  Anzeige  zu  machen. 

§  5. 
Wer  den  ihm  als  Mitglied  des  Kaufmannsconvents  gesetzlich  ^"''' 
oder  in  Gemässheit  der  Geschäftsordnung  obliegenden  Verpflichtungen 
nachzukommen  beharrlich  sich  weigert,  oder  die  der  Versammlung 
oder  seiner  Stellung  schuldige  Achtung  gröblich  verletzt,  kann  auf 
einen  der  Handelskammer  schriftlich  einzureichenden  und  von  we- 
nigstens 20  Gonventsmitgliedern  unterschriebenen  Antrag  seines 
Rechtes  zur  Theilnahme  an  dem  Eanfmannsconvent  von  diesem  für 
die  nächsten  drei  Jahre  verlustig  erklärt  werden. 

§6. 
Der  Eanfmannsconvent   ist  dazu  berufen,  über  Angelegenheiten,     ^''^^^^ 
welche  die  Interessen  des  Bremischen  Handels  oder  der  Bremischen 
Schifffahrt  berühren,  zu  berathen.     Als  ein  Ausschuss  desselben  be- 
steht die  Handelskammer. 

§7. 
Die  Handelskammer  hat  in  wichtigen  zu  ihrem  Wirkungskreise  BefuKnis!«e. 
gehörenden  Handelsangelegenheiten    eine  Berathung    des  Kaufmanns- 
convents zu  veranlassen    und  ihm  von  Zeit  zu  Zeit  über  ihre  Wirk- 
samkeit Bericht  zu  erstatten. 

§8. 
Der  Eanfmannsconvent  erwählt  unter  Leitung  der  Handels- 
kammer die  kaufmännischen  Mitglieder  des  Handelsgerichts  aus  sei- 
ner Mitte  nach  Maassgabe  der  Vorschriften  der  Handelsgerichtsord- 
nung; indessen  sind  diejenigen,  welche  ihre  Zahlungen  eingestellt 
haben,  nur  dann  wählbar,  wenn  ihre  Gläubiger  zum  Vollen  be- 
friedigt sind. 

§  9. 

Der  Kaufmannsconvent  kann  seine  Mitglieder  zu  Geldbeiträgen, 
welche  zu  Handelszwecken  bestimmt  sind,  verpflichten. 

Ein    solcher    Beschluss    bedarf  jedoch    der   Genehmigung    des 
Senats. 

§  10. 

Versammlungen  des  Eaufmannsconvents  finden  statt,  so  oft  die      ^''';' 
Handelskammer   es    für   erforderlich  erachtet,    oder  von  wenigstens 
zwanzig    Mitgliedern     des   Eaufmannsconvents    unter    Angabe    des 
Zwecks  bei   der  Handelskammer  schriftlich  darauf  angetragen  wird. 

V.  Kitufmann.  on 


(tainmluii);. 
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In  letzterem  FaUe  wird  der  Eaufmannsconvent  binnen  acht 
Tagen  nach  Mittheilnng  des  Antrages  versammelt. 

§  11. 

BarufuDg.  Dlc  Handelskammer  beruft  den  Eanfmannsconvent   und   hat  in 

demselben  die  Leitung  der  Geschäfte.     Eines  ihrer  Mitglieder  führt 

den  Vorsitz. 

§  12. 
Anträge.  Jcdes  Mitglied  des  Eaufmannsconvents  hat  das  Recht,  Anträge 

über  Gegenstände,  welche  in  dessen  Geschäftskreis  gehören,  za 
stellen  und  eine  Berathung  und  Beschlussnahme  darüber  zu  veran- 
lassen. 

Solche  Anträge  müssen  schriftlich  und  Qiotivirt  eingebracht 
werden.  Sie  sind  der  Handelskammer  wenigstens  drei  Tage  vor  der 
Versammlung  einzureichen,  sofern  nicht  wegen  Dringlichkeit  wenigstens 
zwei  Drittheile  der  Anwesenden,  der  späteren  Einreichung  ungeachtet, 
für  die  sofortige  Berathung  derselben  sich  entscheiden. 

§  13. 
Beachiuflse.  Bcschlüsso  wcrdcu   nach  absoluter  Stimmenmehrheit   aller  An- 

wesenden gefasst. 

§  14. 
Protokoll.  In  jeder  Sitzung  des  Eaufmannsconvents  wird   von  einem    der 

Syndiker  der  Handelskammer  ein  Protocoll  geführt,  am  Ende  der 
Sitzung  verlesen  und  nach  erfolgter  Genehmigung  von  dem  Vorsitzer 
und  dem  ProtocoUführer  unterzeichnet. 

§  15. 
Im  Uebrigen  wird  die  Geschäftsordnung  nebst  den  Bestimmungen 
über  die  Einladungen   von  der  Handelskammer  entworfen  und  deni 
Eaufmannsconvent  zur  Genehmigung  vorgelegt. 

Handels  H.  Toii  der  Handelskammer. 

kammef' 

§   16. 
Mitglieder.  Dic  Handelskammer    besteht   aus    24  Mitgliedern,    welche    der 

Handelsconvent  aus  seiner  Mitte  erwählt. 

§  17. 
Passives  Wählbar  sind  alle  Mitglieder  des  Eaufmannsconvents,  sofern  sie 

Wahlrecht,  ^j^j^^  Mitglieder  des  Senats  sind.  Wer  jedocb  seine  Zahlungen  ein- 
gestellt hat,  ist  nur  dann  wählbar,  wenn  er  seine  Gläubiger  zum 
Vollen  befriedigt  hat. 
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S  18. 
Die  Wahlbandlnsg  geschieht  in  einer  zu  diesem  Zwecke  zu  ver- 
anstaltenden Versammlung  des  Eaafmannconvents  im  December  jedes 
Jahres;    tritt   aber   ein  Gewählter    nicht    wirklich    in    die  Handels- 
kammer ein,  so  wird  binnen  vier  Wochen  eine  Neawahl  vorgenommen. 

§  19. 

Alle  Jahre  werden  wenigstens  zwei  neue  Mitglieder  der  Handels- 
kammer gewählt,  welche  mit  dem  1.  Jannar  des  folgenden  Jahres 
in  dieselbe  eintreten. 

Sind  daher  nicht  bereits  im  Laufe  des  Jahres  zwei  Mitglieder 
aus  der  Handelskammer  geschieden,  so  findet  am  Schlüsse  desselben 
der  Austritt  des  der  Wahl  nach  ältesten  Mitgliedes  oder  der  beiden 
ältesten  Mitglieder  statt,  je  nachdem  im  Laufe  des  Jahres  entweder 
bereits  Ein  Mitglied  oder  keines  ausgeschieden  ist. 

Diejenigen  Mitglieder  der  Handelskammer  jedoch,  welche  schon 
achtzehn  Jahre  lang  ihr  Amt  verwaltet  haben,  treten  selbst  dann 
aus,  wenn  auch  das  Ausscheiden  anderer  Mitglieder  bereits  zwei 
Neuwahlen  erforderlich  machen  sollte. 

§  20. 

Wer  aus  der  Handelskammer  austritt,  kann  für  das  Mal  nicht 
wieder  gewählt  werden. 

§  21. 

Bei  der  Wahlhandlung  wird  in  der  Art  verfahren,  dass  von  der 
Versammlung  durch  geheime  Abstimmung  zuerst  aus  allen  Wähl- 
baren für  jede  erledigte  Stelle  drei  Personen  nach  relativer  Stim- 
menmehrheit ausgemittelt  werden  und  dann  ans  diesen  die  Wahl 
nach  absoluter  Stimmenmehrheit  erfolgt. 

Dieses  Verfahren  wird  so  oft  wiederholt,  als  für  das  Mal  neue 
Mitglieder  zu  wählen  sind. 

§  22. 

Das  Resultat  der  Wahl  wird  von  dem  Vorsitzer  verkündet,  von 
der  Handelskammer  dem  Senat  angezeigt  und  öffentlich  bekannt  ge- 
macht. 

Die  Anfechtung  der  Gültigkeit  einer  Wahl  muss  binnen  acht 
Tagen  nach  der  öffentlichen  Bekanntmachung  derselben  bei  dem  Vor- 
sitzer der  Handelskammer  schriftlich  erfolgen. 

Die  Handelskammer,  mit  Ausschluss  derjenigen  Mitglieder,  deren 
Wahl  angefochten  ist,  entscheidet  über  die  Anfechtung  in  ihrer  näch- 
sten Sitzung,  vorbehaltlich  der  Berufung  an  den  Eaufmannsconvent. 

20* 


Wahl. 
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§  24. 
Eine  Verpflichtnng  zur  Annahme  der  Wahl   findet   nicht  Btatt, 
auch  ist  der  Aastritt  ans  der  Handelskammer  jeder  Zeit  gestattet 

§  26. 
Wer  aufhört,  Mitglied  des  EaufmanDscoaveats  zu  sein,  oder  bei 
wem  ein  Verhältniss  eintritt,    welches  seiner  Wählbarkeit  entgegen- 
gestanden haben  würde,    verliert   damit  auch  seine  Eigenschaft  als 
Mitglied  der  Handelskammer. 

§  26. 
Die  Geschäfte  eines  Mitgliedes  der  Handelskammer  werden  un- 
entgeltlich wahrgenommen. 

§  27. 
Wesen  der  j)jg  Handelskammer  ist  der  Vorstand  der  Kaufmannschaft  und 

Handels- 

kammer.  Tortritt  dicsolbe  gegen  Dritte.  Auch  ist  sie  in  vermögensrechtlicher 
Beziehung  nach  Maassgabe  der  transitorischen  Bestimmungen  des  die 
Handelskammer  betreffenden  Gesetzes  vom  2.  April  1849  die  Nach- 
folgerin des  Collegii  Seniorum. 

§  28. 
Zweck.  Sie  ist  ausserdem    berufen,    auf   Alles,    was    dem   Bremischen 

Handel  und  der  Bremischen  Schifffahrt,  so  wie  den  Hülfsgeschäften 
Beider  dienlich  sein  kann,  ihr  Augenmerk  fortwährend  zu  richten, 
über  die  Mittel  zu  deren  Förderung  oder  die  Beseitigung  etwaiger 
Hindernisse  derselben  zu  berathen  und  darüber  dem  Senat  auf  dessen 
Antrag  oder  auch  unaufgefordert  gutachtlich  zu  berichten ;  nicht  min- 
der ihr  angemessen  scheinende  Verbesserungen,  sowie  die  Beseiti- 
gung etwaiger  Hindernisse  bei  den  betreffenden  Behörden  zu  bean- 
tragen. 

§  29. 
Sie  hat  sich  möglichst  vollständig  von  dem  Gange  und  dem 
Umfange  des  Bremischen  Handels-  und  Schifffahrtsverkehrs  in  allen 
verschiedenen  Zweigen,  sowie  von  der  Beschaffenheit  der  daför  be- 
stehenden Hülfsanstalten  in  Eenntniss  zu  setzen  und  darüber  nicht 
blos  unter  sich  zu  berathen,  sondern  auf  Hebung  von  Handel  und 
Schifffahrt  möglichst  hinzuwirken. 

§  30. 
Ueber  alle  in  Handels-  oder  Schifffahrtsangelegenheiten   zu   er- 
lassenden Gesetze  wird  vorab  die  Handelskammer,    welche  auf  Er- 
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fordern  eine  Berathuog  des  Kauf mannscon  venia  darüber  veranstaltet, 
zu  einer  Begutachtung  veranlasst. 

§  31. 

Im  Einverständnisse  mit  der  Handelskammer  nnd  nach  Ver- 
nehmung des  Eaufmannsconvents  können,  sofern  die  Staatskasse 
dabei  nicht  betheiligt  ist,  vom  Senate  Regulative  für  den  Handels- 
und Schiiffahrtsbetrieb  und  für  die  dazu  gehörenden  Hülfsgeschäfte, 
sowie  die  erforderlichen  Taxen  für  Letztere  festgestellt  und  erlassen 
werden. 

Jedoch  kann  eine  Abänderung  oder  Aufhebung  solcher  Anord- 
nungen durch  einen  Besehluss  des  Senats  und  der  Bürgerschaft  jeder- 
zeit erfolgen. 

§  32. 

Die  Handelskammer   hat   die  Aufsicht  über  die  täglichen  Ver*  Befngoisse. 
Sammlungen  der  Kaufmannschaft  auf  der  Börse  und  die  Handhabung 
der  dafür  bestehenden  oder  zu  treffenden  Anordnungen. 

§  33. 
Sie  hat  solche  auswärtige  Vorfälle,  welche  für  den  hiesigen 
Handel  und  die  Schifffahrt  von  Wichtigkeit  sind,  in  den  geeigneten 
Fällen  zur  Kunde  der  Börse  zu  bringen,  zu  welchem  Zwecke  die 
von  den  Gonsulaten  und  sonstigen  Behörden  eingehenden,  den  Han- 
del oder  die  Schifflfahrt  betreffenden  Nachrichten  vom  Senate  der 
Handelskammer  mitgetheilt  werden. 

§  34. 

Zur  Vermittelung  zwischen  dem  Senat  und  der  Handelskammer, 
zur  Berathung  über  Handels-  und  Schifffahrtsangelegenheiten,  sowie 
zur  gegenseitigen  Mittheilung  der  sich  darauf  beziehenden  Anträge 
und  Beschlüsse  besteht  eine  aus  einigen  Mitgliedern  des  Senats  und 
einigen  Mitgliedern  der  Handelskammer  zusammengesetzte  Behörde, 
welche  sich  monatlich  wenigstens  einmal  versammelt. 

Indessen  bleibt  es  sowohl  dem  Senat  unbenommen,  seine  An- 
träge und  Mittheilungen  direct  an  die  Handelskammer  zu  richten, 
als  auch  Letzterer,  sich  direct  an  den  Senat  zu  wenden. 

§  35. 
Die   Handelskammer   führt   die  Verwaltung   des   Tonnen-   und 
Bakenwesens  nach  Maassgabe  der  transitorischen  Bestimmungen  des 
die  Handelskammer  betreffenden  Gesetzes  vom  2.  April  1849,    und 
besteht  ausserdem  für  jeden  der  folgenden  Gegenstände,  nämlich: 
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1.  für  Handelshülfsgeschäfte, 

2.  für  den  Wasserschout,  die  Navigationsschule  und  die  Ver- 
waltung der  Einkünfte  derselben,  sowie  für  das  Lootsen- 
wesen, 

3.  für  das  Auswandererwesen 

eine  besondere  Behörde,  welche  aus  einigen  Mitgliedern  des  Senats 
und  einigen  Mitgliedern  der  Handelskammer  gebildet  ist.  Eine  Ver- 
einigUDg  mehrerer  dieser  Behörden  kann  jederzeit  vom  Senat  im 
Einverständniss  mit  der  Handelskammer  angeordnet  werden. 

§  36. 
Der  Behörde  für  den  Wasserschout  sind  noch  zwei  hierselbst 
wohnende  Seeschiflfer  mit  gleicher  Berechtigung  wie  die  kaufmän- 
nischen Mitglieder  beigeordnet,  welche  vom  Senat  aus  drei  von  der 
Behörde  für  den  Wasserschout  für  jede  erledigte  Stelle  vorzuschlagen- 
den hier  wohnenden  Seeschiffern  erwählt  werden. 

§  37. 
Jedes  Mitglied  der  Handelskammer  ist  verpflichtet,  die  Wahl  für 
diese  Behörden  anzunehmen. 

§  38. 
Den  im  §  35  gedachten  Behörden  ist  die  nächste  Aufsicht  über 
die  ihrem  Wirkungskreise  angehörenden  Geschäftszweige  und  über 
die  dabei  Angestellten  anvertraut;  sie  berathen  über  die  dabei  ein- 
zuführenden Verbesserungen  und  die  Abstellung  der  sich  zeigenden 
Mängel,  beachten  die  genaue  Erfüllung  der  dafür  bestehenden  Ge- 
setze, Verordnungen  und  Vorschriften,  sowohl  im  Allgemeinen,  als 
insbesondere  durch  die  dabei  Angestellten,  und  veranlassen  das  Ein- 
schreiten der  zuständigen  Behörden,  wenn  sie  Dnzuträglichkeiten, 
Unordnungen  oder  Uebertretungen,  deren  Abstellung  nicht  von  ihnen 
selbst  bewirkt  werden  kann,  bemerken. 

§  39. 
Die  nach  den  bestehenden  Gesetzen  den  Inspectionen  bei  diesen 
Anstalten  und  Geschäftszweigen  übertragenen  Functionen  werden 
künftig  durch  die  Mitglieder  des  Senats  bei  den  im  §  35  erwähnten 
Behörden  wahrgenommen,  welche  indessen  in  wichtigen  Fällen  eine 
vorgängige  Berathung  der  gesammten  Behörde  veranlassen. 

§  40. 
Die  Handelskammer  ist  berechtigt,  für  ihre  amtlichen  Arbeiten 
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(§§  28  und  29)  die  Mitwirkung  des  Bareau  für  Bremische  Statistik 
in  Ansprach  zn  nehmen. 

§  41. 
Hinsichtlich  der  Wahl  der  für  die  im  §  35  gedachten  Anstalten   ^»"  <*•' 
und   Geschäftszweige  angestellten  Beamten,  namentlich  der  Lehrer     §30. 
an  der  Navigationsschule,  der  sämmtlichen  beeidigten  Börsenmäkler, 
SchifFsmesser,  SchiiFsbesichtiger  und  Proviantbesichtiger,  des  Wasser- 
schont  und  des  Oberlootsen,  sowie  der  etwa  künftig  für  Handels- 
zwecke zn  ernennenden  ähnlichen  Beamten,  wird  in  der  Weise  ver- 
fahren, dass 

1.  die  Lehrer  an  der  Navigationsschnle  vom  Senate  auf  den 
gutachtlichen  Bericht  der  betreffenden  Behörde, 

2.  der  Wasserschout,  der  Oberlootse,  die  Schiffsmesser,  Schiffis- 
besichtiger,  Proviantbesichtiger,  sowie  die  etwa  künftig  für 
Handelszwecke  zu  ernennenden  ähnlichen  Beamten  zwar 
ebenfalls  vom  Senate,  jedoch  aus  denjenigen  drei  Personen, 
welche  die  betreffende  Behörde  in  geheimer  Abstimmung 
nach  absoluter  Stimmenmehrheit  in  Vorschlag  gebracht  hat, 
gewählt  werden.  Sollten  jedoch  sämmtliche  Mitglieder  der 
Behörde  einstimmig  dafür  halten,  dass  nur  eine  oder  nur 
zwei  bestimmte  Personen  vorzugsweise  vor  allen  übrigen  für 
das  in  Fi;age  stehende  Amt  geeignet  seien,  so  beschränkt 
sich  der  Vorschlag  auf  den  Einen  oder  die  Beiden,  für  welchen 
oder  für  welche  die  Einstimmigkeit  sich  ergeben  hat, 

3.  sämmtliche  beeidigte  Börsenmäkler  von  der  Handelskammer 
gewählt  werden. 

§  42. 
Bei  den  nach  §  41  unter  2  auf  den  Vorschlag  der  betreffenden 
Behörde  erfolgenden  Wahlen  hat  der  Senat  die  Befugniss,  den  ein* 
gereichten  Vorschlag  aus  erheblichen,  der  Behörde  mitzutheilenden 
Gründen  zu  verwerfen.  —  Die  ebendaselbst  unter  3  erwähnten  be- 
dürfen der  Bestätigung  des  Senats. 

§  43. 
Die  Instructionen  der  gedachten  Beamten  werden  auf  den  Be- 
richt der  betreffenden  Behörde  vom  Senate  erlassen  und  alsdann  der 
letzteren  mitgetheilt. 

§  44. 
Die  Entlassung  dieser  Beamten  erfolgt  vom  Senate  nach  Ver- 
nehmung der  betreffenden  Behörde. 
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§  45. 

Eine  VermehruDg  oder  VerioiDdernng  der  im  §  41  gedachten 
Stellen  von  Beamten  und  sonstigen  Angestellten  kann  nur  mit  Ge- 
nehmigimg des  Senats  erfolgen. 

Sonstige  Bedienstete,  wie  Aufseher,  Schreiber,  Boten  and  ähn- 
liche auf  Zeit  anzustellende  Gehülfen  der  im  §  35  erwähnten  Be- 
hörden werden  von  diesen  angestellt. 

§  46. 
verMmminn-         Versammlungen  der  im  §  35  gedachten  Behörden  finden  statt, 
hordenin§3o.8o  oft  der  Vorsitzor  es  für  erforderlich  erachtet,  oder  wenigstens  die 
Hälfte  der    dieser   Behörde  angehörenden   Mitglieder  der  Handels- 
kammer unter  schriftlicher  Angabe  des  Zweckes  beim  Vorsitzer  eine 
Versammlung  beantragt. 

§  47. 

Sollten  künftig  im  Wege  der  Gesetzgebung  noch  andere  Behör- 
den für  Handelszwecke  nach  Art  der  im  §  35  erwähnten  bestellt 
werden,  so  dienen  denselben  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  gleich- 
falls zur  Richtschnur. 

§  48. 

Bei  Gegenständen,  welche  zugleich  den  Handel  und  die  Gewerbe 
berühren,  kann  die  Handelskammer  in  ihrer  Gesammtheit,  oder  mit- 
telst eines  Ausschusses  mit  der  Gewerbekammer  oder  einem  Aus- 
schusse derselben  zur  Berathung  zusammentreten;  jedoch  bedarf  es 
dazu  eines  übereinstimmenden  Beschlusses  beider  Kammern. 

§  49. 

Nicht  minder  kann  sie  auch  andere  Personen,  dieselben  mögen 
dem  Eaufmannsconvente  angehören  oder  nicht,  insbesondere  aus  den 
übrigen  Theilen  des  Staatsgebiets,  zu  ihren  Berathungen  in  einzelnen 
Fällen  zuziehen,  um  auch  deren  Ansichten  zu  vernehmen. 

§  50. 

Kosten.  Zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Versammlungen,  sowie  zur  För- 

derung der  Interessen  des  Handels  durch  Anschaifung  von  Büchern, 
Karten  und  dergleichen  und  zur  Verwendung  für  Handelszwecke,  für 
welche  keine  anderen  Fonds  angewiesen  sind,  wird  der  Handels- 
kammer ein  Fonds  von  jährlich  3500  Mark  zur  Verfügung  gestellt. 
Was  von  diesem  Fonds  im  Laufe  des  Jahres  nicht  verwandt 
wird,  verbleibt  der  Generalkasse. 
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§  51. 
Die  HaDdelskammer  hält  regelmässige  Sitzungen ;  die  Zahl  nnd    ^i^'»««- 
Zeit  derselben  werden  von  ihr  selbst  bestimmt. 

§  52. 

Der  Handelskammer  sind  zwei  Syndiker  zugeordnet,  welche  von    «>«<*'"- 
ihr  selbst  gewählt  und    instrairt   werden  nnd  insbesondere  mit  der 
ProtocoUfuhrnng    nach   den  Bestimmungen    dieses   Gesetzes    beauf- 
tragt sind. 

Dieselben  können  auch  zur  ProtocoUfuhrnng   bei  den  im  §  35 
gedachten  Behörden  zugezogen  werden. 

Ihr  Honorar  wird  im  Wege  der  Gesetzgebung  festgestellt. 

§  63. 
Jedes  Mitglied  der  Handelskammer  ist  befugt,  Gegenstände,  die 
zu  ihrem  Geschäftskreise  gehören,    nach   Maassgabe   der  Geschäfts- 
ordnung zur  Berathung  und  Beschlussnahme  zu  bringen. 

§54. 
Beschlüsse  der  Handelskammer  werden  nach  absoluter  Stimmen-  Beschlüsse. 
mehrheit    gefasst;     Wahlen    geschehen    gleichfalls    nach    absoluter 
Stimmenmehrheit  und  auf  Verlangen  von  wenigstens  sechs  Mitglie- 
dern mittelst  geheimer  Abstimmung. 


urdnnng. 


§  55. 

Im  üebrigen  wird  der  Geschäftsgang  und  die  Geschäftsordnung  CTCschafts- 
für  die  Handelskammer    von  ihr  selbst  festgestellt,    unterliegt   aber 
der  Genehmigung  des  Eaufmannsconvents. 

Die  Namen  ihrer  Vorsitzer  bringt  sie  dem  Senate  zur  Anzeige. 


b.   Gesetz,  die  Gewerbekammer  betreffend. 

§  1. 

Zur  Förderung  des  Gewerbewesens  und  der  Interessen  des 
Gewerbestandes  im  Bremischen  Staate  besteben  der  Gewerbeconvent 
und  die  Gewerbekammer. 

Unter  Gewerbe  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  ein  Handwerk  oder 
«ine  Fabrik  zu  verstehen. 

I.  Der  Gewerbeconvent. 
§2. 


(ieworbe- 
kammer. 


Gewerbe- 
convent. 


Der  Gewerbeconvent  wird  aus  Staatsbürgern,   deren  Bernfsthä- 


setznng. 


Active» 
Wahlrecht. 
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tigkeit  in  der  Betreibung  eines  Handwerks  oder  einer  Fabrik  besteht 
oder  bestanden  hat,  mittelst  einer  von  solchen  Staatsbürgern  vorzu- 
nehmenden Wahl  gebildet. 

8  3. 

Die  diesem  Gesetze  beigefügte  Anlage  ergiebt,  welche  Gewerb- 
treibende  und  in  welchen  Abtheilungen  dieselben  zur  Wahl  berech- 
tigt sind. 

Die  Mitglieder  eines  Gewerbes,  welche  in  der  Abtheilung  8  zu 
den  sonstigen  Gewerbtreibenden  gerechnet  sind,  können  von  der  Ge- 
werbekammer nachträglich  aus  der  Abtheilung  8  in  eine  andere 
Abtheilung  aufgenommen  werden. 

Es  kann  jedoch  derjenige  nicht  wählen,  welcher 

a)  nicht  die  zur  Wahl  in  die  Bürgerschaft  erforderlichen  Eigen- 
schaften besitzt, 

b)  sein  Gewerbe,  falls  er  es  noch  betreibt,  nicht  für  eigene 
Rechnung  betreibt, 

c)  nicht  wenigstens  ein  Jahr  seit  der  von  ihm  in  Gemässheit 
von  §  14  der  Reichsgewerbeordnung  gemachten  Anzeige  das 
betreffende  Gewerbe  betrieben  hat, 

d)  nicht  mehr  zu»  den  in  der  Anlage  verzeichneten  Gewerb- 
treibenden gehört  und  einen  anderen  Erwerbszweig  er- 
griffen hat. 

Passives  Wählbar  ist  jeder  Wahlberechtigte. 

Wahlrecht. 

§4. 
Jede  der  in  der  Anlage  autgestellten  Abtheilungen  i — 8  wählt 

für  je  zehn  ihrer  Mitglieder  einen  Vertreter  in  den  Gewerbeconveut. 

Jedoch   sind  diejenigen   Abtheilungen,    welche   nur   aus   Mitgliedern 

eines  und  desselben  Gewerbes  bestehen,  für  nicht  mehr  als  zwanzig 

Vertreter  wahlberechtigt. 

Keine  Abtheilung  darf  mehr  als  zwanzig  einem  und  demselben 
Gewerbe  angehörende  Vertreter  wählen. 

Für  Abtheilung  9  ist  die  Zahl  der  zu  wählenden  Vertreter  auf 
zwölf,  für  Abtheilung  10  auf  achtzehn  festgesetzt. 

§  5. 
Wahl.  Zum  Zwecke  der  Wahlen  wird  für  jede  der  zehn  Abtheilungea 

eine  möglichst  genaue  Liste  der  zu  ihr  gehörenden  wahlberechtigten 
Gewerbtreibenden  angefertigt. 

Dieses  geschiebt  für  die  Abtheilungen  1 — 8  hinsichtlich  der  in 
der  Stadt  Bremen  wohnenden  Gewerbtreibenden  durch  die  Gewerbe- 
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kammer,  für  die  Abtheilong  9  durch  das  Amt  Yegesack  und  für  die 
Abtheilnng  10  durch  das  Amt  Bremerhaven. 

Die  zn  den  Abtheilnngen  1 — 8  gehörenden,  im  Landgebiet 
wohnenden  Gewerbtreibenden  sind  berechtigt,  sich  in  die  Liste  der 
entsprechenden  Abtheilung  eintragen  zu  lassen. 

Sie  haben  zu  dem  Ende  sich  bei  dem  Landherrn  zu  melden  und 
mit  einer  von  diesem  ausgestellten  Bescheinigung  ihrer  Qualification 
ihre    Eintragung  in  die  Liste  bei  der  Gewerbekammer  zu  bewirken. 

Die  Listen  der  Abtheilungen  1 — 8  werden  in  Bremen,  die  der 
Abtheilung  9  in  Vegesack  und  die  der  Abtheilung  10  in  Bremer- 
haven zur  Einsicht  der  Betheiligten  ausgelegt. 

Vor  dieser  Auslegung  werden  Ort  und  Zeit  derselben  in  Bremen 
voA  der  Gewerbekammer,  in  den  Hafenstädten  von  den  Aemtern  be- 
kannt gemacht. 

Einspraclien  gegen  die  Listen  sind  binnen  14  Tagen  nach  Be- 
ginu  der  Auslegung  bei  der  Behörde,  welche  die  Bekanntmachung 
erlassen  hat,  schriftlich  anzubringen  und  von  derselben  ohne  Verzug 
und  für  die  bevorstehende  Wahl  endgiltig  zu  erledigen. 

Nur  diejenigen  sind  zur  Theilnahme  an  der  Wahl  berechtigt, 
welche  in  die  Listen  aufgenommen  sind. 

Wer  mehrere  Gewerbe  betreibt,  darf  nur  bei  einem  Gewerbe 
sein  Wahlrecht  ausüben. 

§6. 

Die  Wahlen  in  den  einzelnen  Abtheilungen  finden  nach  vorgän- 
giger Einladung  der  Wähler  unter  Vorsit?  und  Leitung  der  Gewerbe- 
kammer, resp,  der  Aemter  Vegesack  und  Bremerhaven  statt. 

Nur  derjenige  ist  als  gewählt  anzusehen,  welcher  die  absolute 
Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen  erhalten  hat 

Die  Namen  der  Gewählten  werden  von  der  Gewerbekammer, 
resp.  den  Aemtern  Vegesack  und  Bremerhaven  öffentlich  bekannt 
gemacht. 

Die  Anfechtung  der  Gültigkeit  einer  Wahl  muss  binnen  vier- 
zehn Tagen  nach  dieser  Bekanntmachung  bei  der  Behörde,  welche 
die  Bekanntmachung  erlassen  hat,  schriftlich  erfolgen.  Bis  zu  der 
von  dieser  Behörde  abzugebenden  Entscheidung  besteht  die  ange- 
fochtene Wahl  als  gültig. 

•      §  7. 
Eine  Verpflichtung  zur  Annahme  der  Wahl  findet  nicht  statt« 
Auch  ist  der  Austritt  aus  dem  Gewerbeconvente  jederzeit  gestattet. 
Derjenige,  bei  welchem  später  ein  Verhältniss  eintritt,   welches 


Aus- 
schliessung. 
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« 

seiner  Wählbarkeit  entgegengestanden  haben  würde,  hört  auf,   Mit- 
glied des  Gewerbeconventes  zu  sein. 

§  8. 

Wer  sich  beharrlich  weigert,  den  ihm  als  Mitglied  des  Gewerbe- 
convents  gesetzlich  oder  in  Gemässheit  der  Geschäftsordnung  ob- 
liegenden Verpflichtungen  nachzukommen,  oder  die  der  Versammlung 
oder  seiner  Stellung  schuldige  Achtung  gröblich  verletzt,  kann  seines 
Rechts  zur  Theilnahme  an  dem  Gonvente  verlustig  erklärt  werden. 

Ein  hierauf  gerichteter  Antrag  muss  der  Gewerbekammer  schrift- 
lich eingereicht  werden  und  von  mindestens  dreissig  Mitgliedern  des 
Gewerbeconvents  unterzeichnet  sein.  Der  Betbeiligte  wird  durch  die 
Gewerbekammer  von  diesem  Antrage  sofort  in  Eenntniss  gesetzt. 

Findet  der  Betheiligte  sich  nicht  zum  freiwilligen  Austritt  be- 
wogen, so  ist  die  Entscheidung  des  Convents  in  dessen  nächster 
Versammlung  durch  die  Gewerbekammer  zu  veranlassen.  In  dieser 
Versammlung  kann  der  Betheiligte  selbst  oder  durch  ein  anderes 
Mitglied  seine  Vertheidigung  vortragen.  Die  Verhandlung  und  Be- 
schlussfassung erfolgt  in  geheimer  Sitzung. 

§  9. 
Aratsdauer.  ^jjg  ^^^j  jghrc  tritt  cin  DritthcU  sämmtlicher  Mitglieder  des 

Gewerbeconvents  aus  und   wird  gegen  die  Zeit  des  Austritts  durch 
Neuwahlen  ergänzt.     Die  Abgehenden  sind  sofort  wieder  wählbar. 

Lehnt  ein  Gewählter  die  Wahl  ab,  oder  fällt  derselbe  aus  einem 
anderen  Grunde  gleich  oder  später  aus,  so  ist  spätestens  binnen 
sechs  Monaten  eine  Ergänzungswahl  in  der  Abtheilung,  welcher  der 
Ausgefallene  angehört  hat,  für  die  Zeit,  während  welcher  er  noch 
Mitglied   des  Gewerbeconvents  gewesen  sein  würde,   zu  veranlassen. 

§  10. 
Die  Geschäfte  eines  Mitgliedes  des  Gewerbeconvents  werden  un- 
entgeltlich wahrgenommen. 

§  11. 
Zweck.  ])er  Gewerbeconvent  ist  dazu   berufen,    über  Angelegenheiten, 

welche  die  Interessen  des  Bremischen  Gewerbewesens  berühren,  zu 
berathen. 

§  12. 
^^un'Tu™  Ordentliche  Versammlungen    finden   zweimal  jährlich,    im  Mai 

und  im  November,    statt,    ausserordentliche,    so    oft   die  Gewerbe- 
kammer es  für  erforderlich  hält  oder  bei  ihr  von  wenigstens  dreissig 
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Mitgliedern  des  Gewerbeconvents  unter  Angabe  des  Zwecks  schrift- 
lich darauf  angetragen  wird. 

Jedes  Hitglied  wird  zu  der  Versammlung  mindestens  drei  Tage 
vorher  besonders  und  schriftlich  geladen. 

Die  Tagesordnung  wird  öiFentlich  bekannt  gemacht. 

Die  Verhandlungen  sind  für  wahlberechtigte  Mitglieder  des 
Bremischen  Gewerbestandes  öffentlich,  jedoch  mit  Ausnahme  des  in 
§  8  gedachten  Falles,  sowie  der  Fälle,  in  welchen  eine  geheime  Be- 
rathung  und  Beschlussnahme  besonders  beschlossen  werden  sollte. 

§  13. 

In  den  Versammlungen  des  Gewerbeconvents  hat  der  Vorsitzer    vomitt.. 
der  Gewerbekammer  den  Vorsitz  und  die  Leitung  der  Beratbungen. 

Das  Protokoll  wird  von  dem  Protokollfahrer  der  Gewerbekammer 
geführt,  am  Ende  der  Sitzung  verlesen  und  nach  erfolgter  Ge- 
nehmigung von  dem  Vorsitzer  und  dem  Protokollfahrer  unterzeichnet. 

Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  der  anwesen-  Beschlüsse. 
den  Mitglieder  gefasst.     Die  Mitglieder  der  Gewerbekammer   haben 
mit  den  übrigen  Mitgliedern  gleiches  Stimmrecht. 

§  14. 

Jedes  Mitglied    des  Gewerbeconvents    hat   das  Recht,    Anträge    Anträge. 
über  Gegenstände,  die  in  den  Geschäftskreis  des  Convents  gehören, 
zu  stellen  und  eine  Berathung  und  Beschlussnahme  darüber  zu  ver- 
anlassen. 

Solche  Anträge  sind  jedoch  wenigstens  drei  Tage  vor  der  Ver- 
sammlung schriftlich  und  motivirt  der  Gewerbekammer  einzureichen. 
Später  eingebrachte  Anträge  können  nur  dann  zur  Berathung  kom- 
men, wenn  sich  wegen  Dringlichkeit  zwei  Drittheile  der  anwesenden 
Mitglieder  dafür  erklärt  haben. 

§  15. 
Im  Uebrigen  wird  die  Geschäftsordnung  für  den  Gewerbeconvent 
von  der  Gewerbekammer  festgestellt. 

IL    Die   Gewerbekammer.  oewerbe- 

kammer. 

§  16. 
Die  Gewerbekammer  besteht  aus  einundzwanzig  Mitgliedern  des  *'*'«»*«<>«'^- 
Gewerbeconvents,  welche  derselbe  aus  seiner  Mitte  erwählt. 

§  17. 
Zum  Zwecke  der  Wahl  wird  in  dei;  Wahlversammlung  ein  Wahl-     w**»*- 
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aafsatz  gebildet,  aaf  welchen  jedes  Mitglied  des  Gonvents,  welches 
mit  der  Unterstfitzung  vod  wenigstens  fünf  Anwesenden  in  Vorschlag 
gebracht  wird,  zn  verzeichnen  ist.  Er  mnss  wenigstens  die  doppelte 
Zahl  der  in  die  Gewerbekammer  zn  Wählenden  enthalten. 

Ein  Einzelner  kann  nie  mehr  Personen,  als  die  Zahl  der  zn 
Wählenden  beträgt,  in  Vorschlag  bringen. 

Die  Wahl  erfolgt  ans*  diesem  Wahlanfsatze  mit  absoluter  Stim- 
menmehrheit der  Anwesenden. 

Die  Namen  der  Gewählten   werden  öffentlich  bekannt  gemacht. 

Die  Anfechtung  der  Gültigkeit  einer  Wahl  muss  binnen  acht 
Tagen  nach  dieser  Bekanntmachung  bei  dem  Vorsitzer  der  Gewerbe- 
kammer schriftlich  erfolgen.  Die  Gewerbekammer,  mit  Ausschluss 
der  Mitglieder,  deren  Wahl  angefochten  wird,  entächeidet  über  die 
.    Anfechtung  definitiv  in  ihrer  nächsten  Versammlung. 

§  18. 

Die  Wahl  in  die  Gewerbekammer  kann  ohne  Genehmigung  des 
Gewerbeconventes  Niemand  ablehnen,  es  sei  denn,  dass  er  bereits 
das  fünfnndsechszigste  Lebensjahr  vollendet  habe  oder  schon  zum 
zweiten  Male  in  die  Gewerbekammer  gewählt  worden  sei. 

Wer  aufhört  Mitglied  des  Gewerbeconventes  zu  sein,  hört  da- 
durch auch  auf,  der  Gewerbekammer  anzugehören. 

§  19. 

Für  diejenigen,  welche  aus  der  Gewerbekammer  ausscheiden, 
oder  die  Wahl  in  dieselbe  ablehnen,  werden,  nachdem  vorab  die  im 
Gewerbeconvent  etwa  entstandenen  Lücken  ergänzt  worden  sind, 
spätestens  in  der  nächsten  Versammlung  des  Gewerbeconvents  Er- 
gänzungswahlen vorgenommen.  Die  Ausscheidenden  sind  sofort 
wieder  wählbar. 

§  20. 

Die  Geschäfte  eines  Mitgliedes  der  Gewerbekammer  werden 
unentgeltlich  wahrgenommen. 

§  21. 
Zweck.  Die  Gewerbekammer  ist  berufen,    auf  Alles,    was  für  das  Ge- 

werbewesen dienlich  sein  kann,  fortwährend  ihr  Augenmerk  zu  richten, 
darüber  zn  berathen  und  dem  Senat  auf  dessen  Antrag  oder  auch 
unaufgefordert  gutachtlich  zu  berichten,  wie  auch  die  ihr  zur  För- 
derung des  Gewerbeverkehrs  angemessen  scheinenden  Maassregeln 
bei  den  zuständigen  Behördep  zu  beantragen. 


nisse. 
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Sie  hat  daher  sich  möglichst  vollständig  von  dem  Gange  und 
dem  Umfange  des  Bremischen  Ge werbe wesens  in  allen  verschiedenen 
Zweigen,  sowie  von  der  Beschaffenheit  der  dafür  bestehenden  Hülfs- 
anstalten  in  Eenntniss  zn  setzen,  für  Bremische  Gewerbestatistik 
thnnlichst  zu  sorgen  nnd  anf  die  Hebung  der  Gewerbe  tbunlichst 
hinzuwirken. 

§  21. 

Ueber   alle  in  Gewerbeangelegenheiten   zu  erlassenden  Gesetze  Befug 

wird  vorab  die  Gewerbekammer,  welche  auf  Erfordern  eine  Berathung 

des  Gewerbeconvents    darüber   veranstaltet,   zu   einer  Begutachtung 

veranlasst. 

§  23. 

Die  Gewerbekammer   beruft  den  Gewerbeconvent.     Sie   hat   in 

wichtigen,  zu  ihrem  Wirkungskreise  gehörenden,  Angelegenheiten  eine 

Berathung   desselben  zu  veranlassen,    demselben   auch  von  Zeit   zu 

Zeit  über  ihre  Wirksamkeit  Bericht  zu  erstatten. 

§  24. 

Bei  Gegenständen,  welche  zugleich  die  Gewerbe  und  den  Handel 
berühren,  kann  sie  in  ihrer  Gesammtheit  oder  mittelst  eines  Aus- 
schusses mit  der  Handelskammer  oder  einem  Ausschusse  zur  Be- 
rathung zusammentreten. 

Jedoch  bedarf  es  dazu  eines  übereinstimmenden  Beschlusses  beider 
Eammern. 

§  25. 

Die  Gewerbekammer  hat  einen  technischen  Consulenten ;  ausser-  Technische 
dem  kann  ihr  der  Senat  einige  Techniker  oder  der  Industrie  kundige 
Personen  beiordnen.    Dieselben  nehmen,  soweit  sie  es  für  erforderlich 
erachiet,  an  den  Sitzungen  der  Gewerbekammer  und  ihrer  Commissionen, 
sowie  des  Gewerbeconvents  mit  berathender  Stimme  Theil. 

Die  Gewerbekammer  kann  auch  Gewerbetreibende,  die  nicht  zu 
ihr  gehören,  zu  ihren  Berathungen  in  einzelnen  Fällen  zuziehen,  um 
deren  Ansichten  zu  vernehmen. 

§  26. 

Die  Gewerbekammer  ist  die  dem  technischen  Consulenten  zu- 
nächst vorgesetzte  Behörde;  derselbe  wird  auf  Vorschlag  der  Gewerbe- 
kammer vom  Senat  ernannt. 

Die  Amtsinstruction  für  denselben  wird  vom  Senat  nach  An- 
hörung der  Gewerbekammer,  das  Amtsgehalt  desselben  wird  durch 
Beschluss  vom  Senat  und  Bürgerschaft  festgestellt. 


Ver- 
sammlung. 
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• 

§  27. 
Die  G^werbekammer  ist  befugt,  eiuen  Bechtsgelehrten  als  Gon- 
salenteo  und  Protocollfuhrer  jedoch  jedesmal  auf  längstens  sechs 
Jahre  anznnehmen  nnd  demselben  zugleich  die  ProtocoUfühning  im 
Gewerbeconvent  zn  übertrafen.  Das  Honorar  desselben  wird  darch 
Beschlüsse  von  Senat  und  Bürgerschaft  festgestellt. 

§  28. 

Die  Gewerbekammer  versammelt  sich  in  der  Regel  einmal  monatlich 
and  ausserdem  so  oft  der  Vorsitzer  es  für  angemessen  erachtet 
oder  wenigstens  sechs  Mitglieder  schriftlich  bei  ihm  eine  Versammlung 
beantragen. 

Die  Einladungen  zu  den  Versammlungen  erfolgen  für  jedes  iliU 
glied  besonders  und  schriftlich. 

§  29. 

Vorsund.  Die    Gcwerbokammer   wählt    alljährlich   aus    ihrer  Mitte    einen 

Vorsitzer  und  einen  Stellvertreter  desselben. 

Ueber  jede  Versammlung  wird  ein  Protocoll  geführt.  Dasselbe 
ist  am  Ende  der  Sitzung  zu  verlesen  und  nach  erfolgter  Genehmi- 
gung vom  Vorsitzer  und  Protocollfahrer  zn  unterzeichnen.  Die  Pro- 
tocolle  werden  im  Archiv  der  Gewerbekammer  niedergelegt. 

Beschlüsse.  Bcschlüssc  wcrdeu  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  der  anwesenden 

Mitglieder  gefasst;  Wahlen  erfolgen  ebenfalls  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit der  anwesenden  Mitglieder  und  auf  Verlangen  von  wenigstens 
sechs  Mitgliedern  mittelst  geheimer  Abstimmung. 

§  30. 
Antrage.  Jcdcs  Mitglied  der  Gewerbekammer  ist  befugt,  Gegenstände,  die 

zu  dem  Geschäftskreise  der  Kammer  gehören,  zur  Berathung  und 
zur  Beschlussnahme  zu  bringen. 

§31. 
Im  Uebrigen  wird  der  Geschäftsgang  durch  die  von  der  Gewerbe- 
kammer festzustellende  Geschäftsordnung  näher  bestimmt. 

§  32. 
Kosten.  Zur  Bostrcitung  der  Kosten  der  Versammlungen  und  zur  För- 

derung der  Interessen  des  Gewerbestandes,  namentlich  durch  An- 
schaffung von  Büchern,  Karten,  Modellen  und  dergleichen,  sowie  zur 
Bewirkung  und  Unterstützung  von  Gewerbeausstellungen  oder  sonstigen 
zur  Hebung  der  Gewerbe  dienenden  Einrichtungen  und  zu  ähnlichen 
Verwendungen  wird  der  Gewerbekammer  jährlich  ein  Fonds  von 
3500  Mark  zur  Verfügung  gestellt. 
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Was  von  diesem  Fonds  im  Laufe  des  Jahres  nicht  verwandt 
wird,  verbleibt  der  Generalkasse. 

§  33. 
Die  in  diesem  Gesetze  erwähnten  öffentlichen  Bekanntmachungen 
erfolgen  in  Bremen  durch  das  für  die  amtlichen  Bekanntmacbungen 
bestimmte  Blatt,   in  den  Hafenstädten  durch  ein  dort  erscheinendes 
Localblatt. 

D  eb  ergang  sbesti  mm  ung« 

Die  jetzigen  Mitglieder  des  Gewerbeconvents  bleiben  Hitglieder 
desselben  bis  zum  Ablaufe  der  Zeit,  für  welche  sie  nach  dem  bis- 
herigen Gesetze  gewählt  worden  sind.  Bei  ihrem  demnächstigen 
Ausscheiden  werden  von  den  Abtheilungen,  denen  sie  angehören, 
die  Ergänzungswahlen  zum  Gewerbeconvent  nach  Maassgabe  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  vorgenommen. 

Auch  di^  jetzigen  Mitglieder  der  Gewerbekammer  bleiben  Mit- 
glieder derselben  so  lange,  als  sie  nach  der  bisherigen  Ordnung 
Mitglieder  der  Gewerbekammer  sein  werden.  Bei  ihrem  demnäch- 
stigen Ausscheiden  wird  mit  der  Ergänzung  der  Gewerbekammer 
nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  verfahren. 

Verzeichniss  der  Abtheilungen  für  die  Wahlen  zum 

Gewerbeconvent. 

Abtheilung  1.     Schuhmacher. 

2.  Tischler  und  Stnhlmacher. 

3.  Schneider,  Tabacks-  und  Cigarrenfabri- 
kanten. 

4.  Maler,  Lackirer,  Lackfabrikanten,  Sattler, 
Tapezierer,  Blecheoschläger,  Zinngiesser, 

5.  Schlosser,  Schmiede,  Maurer,  Zimmerer, 
Bau  -  Unternehmer ,  Drechsler ,  Kupfer- 
schmiede ,  Schieferdecker ,  Ealkfabri- 
kanten ,  GeroentfabrikanteD ,  Asphalt- 
fabrikanten, Gypsgiesser,  Thonwaaren- 
fabrikanten,  Töpfer,  Steinhauer,  Eisen- 
giesser,  Mühlenbauer. 

6.  Enochenhauer,  Schweineschlächter,  Weiss- 
bäcker, Grobbäcker,  Branntweinbrenner, 
Bierbrauer,  Liqueurfabrikanten ,  Destil- 
lateure. 


Uebergangs- 
bestiromung. 


» 


Abthell  iingeii 
für  die  Wah- 
len zum  Ge- 
werbe-Coli - 
vent. 


in  der 
Stadt 
Bremen 
und  im 
Land- 
gebiet. 


V.  Kaufiuauo. 


21 
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AbtheiluDg  7.  Kimker,  Tonnenmacher,  Uhrmacher,  Bar- 
biere, Buchbinder,  Liniirer,  Papparbeiter, 
Glaser ,  Glasschleifer ,  Steindrucker, 
Gärtner,  Gold-  und  Silberarbeiter,  Gold- 
schläger, Prägeanstalten,  Photograpben, 
Rade-  und  Stellmacher. 

„  8.     Korbmacher,     Filz-     und     Hutmacher, 

Buchdrucker,  Gonditoren,  Eistenmacher 
und  alle  sonstigen  Gewerbetreibenden. 

„  9.    Sämmtliche  Gewerbetreibende  in  Vegesack. 

10.     Sämmtliche  Gewerbetreibende  in  Bremerhaven. 


in  der 
Stadt 
Bremen 
und  im 
Land- 
gebiet. 


Landwirth.  c.    Gosetz,  (116  Kammer  fOr  Landwirthschaft  betreffend. 

schafts- 


kammer. 


§1- 

Zweck.  Zur  Förderung  der  Interessen  der  Landwirthschaft,  insbesondere 

des  Ackerbaues  und  der  Viehzucht  besteht  die  Kammer  für  Land- 
wirthschaft. ' 

§2. 

Mitglieder.  Dic  Kammer   besteht   aus   einigen  vom  Senate   ernannten  Mit- 

'   gliedern  desselben  und  aus  zwanzig  practischen  Landwirthen,  welche 

von  und  aus  den  wahlberechtigten  Bremischen  Landwirthen  erwählt 
werden. 

S  3. 
Wahlrecht.  Wahlberechtigt   und   wählbar   sind  alle    diejenigen  Laudwirthe, 

welche  die  zur  Wahl  in  die  Bürgerschaft  erforderlichen  Eigen* 
Schäften  haben  und  ausserdem  wenigstens  drei  Hektare  Land,  sei  es 
in  einer  und  derselben  oder  verschiedenen  Feldmarken  im  Bremi- 
schen Freistaate  selbst  bewirthschaften ,  auch  auf  dem  Lande  ent- 
weder ganz  wohnen  oder  wenigstens  ein  Wohnhaus  zu  ihrem  Ge- 
brauche haben*). 

Namentlich    sind    auch    Zeitpächter,    wenn    sie    diese    Eigen- 
schaften haben,  wahlberechtigt  und  wählbar. 

§4. 
Jeder   kann   nur   in   einem  Bezirke   und  zwar  nur  da,   wo  er 


*)  Die  Lahdwirtbe,  welche  in  den  Gebietstbeilea  wohDcn,  deren  Vereinigung 
mit  der  Stadt  im  Jahre  1876  bevorsteht,  behalten  ihr  Wahlrecht  in  den  bisherigen 
Wahlbezirken.     (Vgl    §  5.) 
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seinen  Wohnsitz  oder  doch  sein  Wohnhans  hat,  das  Wahlrecht  aus- 
üben. 

Er  ist  nur  in  diesem  Bezirke  wählbar  und  hat  überhaupt  nur 
Eine  Stimme. 

§  5. 
Die  Wahlen  werden  nach  den  für  die  Wahlen  in  die  Bürger-  W'^i«" 
Schaft  bestehenden  Bezirken  vorgenommen.^)  Jeder  der  fanf  Land- 
bezirke No.  14 — 18  2)  erwählt  vier  Mitglieder  zur  Kammer  für  Land- 
wirthschaft  ans  seiner  Mitte.  Die  Landwirthe  der  Feldmark  Ut- 
bremen  werden  dem  14.,  die  der  Feldmark  Pagenthorn  dem  16. 
Wahlbezirke  beigesellt  nnd  wählen  in  diesen  Bezirken,  selbst  wenn 
ihr  Wohnhans  in  der  Vorstadt  liegt. 

§  6.^ 

Die  Kammer  trifft  die  Vorbereitungen  zu  den  Wahlen  und  leitet 
dieselben  (s.  §  21). 

§  7/ 

Zum  Zwecke  der  Vornahme  der  Wahlen  werden  von  der  Kam- 
mer Listen  der  wahlberechtigten  Landwirthe  angefertigt  und  vier 
Wochen  vor  der  Wahlhandlung  zur  Einsicht  für  die  Wähler  im  Land- 
herrenhause oder  in  einem  sonstigen  geeigneten,  von  der  Kammer 
zu  bestimmenden  Locale  in  der  Stadt  niedergelegt. 

Von  dieser  Niederlegnng  der  Liste  werden  die  Wähler  durch 
öffentliche  Bekanntmachung  in  Kenntniss  gesetzt. 

§8. 

Reclamationen  gegen  diese   Listen   müssen  14  Tage    vor    dem 
Wahltermine  bei  dem  Vorsitzer  der  Kammer  angebracht  werden. 
Die  Kammer  entscheidet  darüber  in  ihrer  nächsten  Versammlung. 

§  9. 
Gegen  diese  Entscheidung  steht  den  Betheiligteu  binnen  8  Tagen 
nach  Mittheilung  derselben  die  Berufung  an  den  Senat  /.u,  jedoch 
behält  es  für  die  dermalige  Wahlperiode  bei  der  Entscheidung  der 
Kammer  sein  Bewenden,  falls  nicht  vor  dem  Wahltermine  die  Ent- 
scheidung des  Senats  erfolgt  ist. 


^)  S.  §  4  des  Gesetzes,  die    Bärgerschaft    betreffend,    v.  21.  Febr. '  1854,   ver- 
glichen  mit  den  dem  Gesetz  vom  21.  März  1849. 

^  S.  das  Verzeichniss  der  Wahlbezirke  zum  Gesetz,  die  Bürgerschaft  betreffend 
V.  21.  März  1849, 

21* 
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§  10. 
Die    Wahlbandlang    geschieht    in     Bezirksversammlangen     der 

Wähler  im  Monat  December. 

Die  Einladungen  zu  den  Wahlen  erfolgen  schriftlich,  mindestens 
drei  Tage  vor  der  Versammlung. 

Bei  der  Wahl  wird  nach  Maassgabe  der  fQr  die  Wahl  in  die 
Bärgerschaft  bestehenden  Vorschriften  verfahren.*) 

§  12. 
Die  Namen  der  Gewählten  werden  öffentlich  bekannt  gemacht. 

§  13. 

Die  Anfechtung  der  Gültigkeit  einer  Wahl  mnss  binnen  8  Tagen 
nach  dieser  Bekanntmachung  bei  dem  Vorsitzer  der  Kammer  schrift- 
lich erfolgen. 

Die  Kammer,  mit  Ausschluss  der  Mitglieder,  deren  Wahl  ange- 
fochten wird,  entscheidet  über  die  Anfechtung  in  ihrer  nächsten  Ver- 
sammlung. 

Gegen  diese  Entscheidung  steht  dem  Betheiligten  binnen  8  Tagen 
nach  der  Mittheilung  derselben  die  Berufung  an  den  Senat  zu. 

§  14. 
Amtsdauer.         AUo  drci  Jahro  am  Schluss  des  Monats  December  tritt  die  Hälfte 
der  Mitglieder  aus  der  Kammer. 

Die  jetzigen  Mitglieder  der  Kammer,  welche  nach  dem  bisherigen 
Gesetz  im  Juni  auszutreten  hätten,  verbleiben  in  dieser  Stellung  bis 
nach  den  Wahlen  im  December  desselben  Jahres. 

§  15. 

Für  Diejenigen,   von   welchen  schon  in  der  Wahlversammlung 

erhellt,  dass  sie  in  die  Kammer  nicht  eintreten  werden,  erfolgen  in 

der  nämlichen  Versammlung  Neuwahlen,  für  die  später  Ausfallenden 

werden  die  noch  übrige  Zeit  der  Amtsdauer  der  Ausgeschiedenen  in 

demselben  Bezirke,  in  welchem  sie  gewählt  waren,  Ergänzungswahlon 

vorgenommen. 

§  16. 

Die  Abgehenden  sind  sofort  wieder  wählbar. 

§  17. 
Eine   Verpflichtung  zur  Annahme  der  Wahl  findet  nicht  statt, 
auch  ist  der  Austritt  jeder  Zeit  erlaubt. 


*)  S.  §  16  des  Gesetzes,  die  Bürgerschaft  betreffend,  v.  21.  Febr.  1854. 
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§  18. 
Derjenige,  bei  welcheni  später  ein  Yerhäitniss  eintritt,  das  seiner 
Wählbarkeit  entgegengestanden  haben  würde,  hört  auf  Mitglied  der 
Kammer  zn  sein. 

§  19. 
Wer  den  ihm  als  Mitglied  der  Kammer  gesetzlich  oder  in  6e- 
mässheit  der  Geschäftsordnung  obliegenden  Verpflichtungen  nachzu- 
kommen sich  beharrlich  weigert,  oder  die  der  Versammlung  oder 
seiner  Stellung  schuldige  Achtung  gröblich  verletzt,  kann  von  der 
Kammer,  nachdem  er  über  die  Beschuldigung  vernommen  worden, 
seines  Rechts  zur  Theilnahme  an  derselben  verlustig  erklärt  werden, 
jedoch  steht  ihm  gegen  diese  Entscheidung  die  Berufung  an  den 
Senat  binnen  8  Tagen  nach  erfolgter  Mittheilung  derselben  zu. 

§  20. 

Die  Geschäfte  eines  Mitgliedes  der  Kammer  werden  unentgeltlich 

wahrgenommen. 

§  21. 

Die   Mitglieder    aus    dem    Senate    nehmen   nur   an    denjenigen 

Sitzungen,   Berathungen,  Handlungen  und  Beschlüssen  der  Kammer 

Theil,    bei    welchen   die   §§  5 — 19    dieses  Gesetzes  in  Anwendung 

kommen,  und  haben  sie  alsdann  den  Vorsitz  und  die  Leitung  der  Gre- 

schäfte. 

§  22. 

Die  Kammer  hat  die  Bestimmung,  auf  Alles,  was  für  die  Land-  z^eck. 
wirthschaft,  insbesondere  für  Ackerbau  und  Viehzucht,  im  Allgemeinen 
dienlich  sein  kann,  fortwährend  ihr  Augenmerk  zu  richten,  über  die 
Mittel  zu  deren  Förderung,  sowie  über  die  Beseitigung  etwaiger 
Hindernisse  zu  berathen  und  darüber  dem  Senate  auf  dessen  Auf- 
forderung oder  auch  unaufgefordert  gutachtlich  zu  berichten. 

§  23. 
Zu  diesem  Zwecke  hat   sie  sich  von   dem  Zustand  der  Land- 
wirthschafb  und  den  Mitteln  zur  Hebung  derselben  möglichst  'genau 
zu  unterrichten  und  auf  letztere  thunlichst  hinzuwirken. 

§  24. 
Ueber  alle  in  Angelegenheiten  der  Landwirthschaft  zu  erlassen-  Befagnisse. 
den  Gesetze  wird  vorab  die  Kammer  zu  einer  Begutachtung  veranlasst. 

§  25. 
Die  Kammer  kann   die  wahlberechtigten  Landwirthe  einzelner 
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Bezirke  oder  Abtheilungen  derselben  versammeln,  nm  mit  denselben 
über  Angelegenheiten,  welche  die  Landwirtbschaft  betreffen,  zn  be- 
rathen,  oder  nm  denselben  Veranlassung  zn  geben,  ihre  auf  dieselbe 
sich  beziehenden  Wunsche  zur  Sprache  zu  bringen. 

Nicht  minder  icann  sie  andere  ihr  geeignet  scheinende  Personen 
zu  ihren  Berathungen  zuziehen. 

§  26. 
Kosten.  Zur  Bestreituug  der  Kosten  der  Versammlungen,  sowie  zur  För- 

derung der  Interessen  der  Landwirthschaft  wird  der  E[ammer  jährlich 
ein  Fonds  von  3500  Mark  zur  Verfügung  gestellt.  Was  von  diesem 
Fonds  im  Laufe  des  Jahres  nicht  verwendet  wird,  verbleibt  der 
Generalcasse. 

§  27. 
Sitz.  Die  Kammer  hat  ihren  Sitz    in  der   Stadt  Bremen.     Sie  h&lt 

wenigstens  vierteljährlich  Eine  Sitzung,  und  ausserdem  so  oft  der 
Vorsitzer  es  für  nöthig  erachtet,  oder  wenigstens  ein  Viertel  der 
darin  befindlichen  Landwirthe  schriftlich  darauf  anträgt. 

§  28. 
Die  Einladungen  zu  diesen  Versammlungen   erfolgen  schriftlich 
und  für  jedes  Mitglied  besonders. 

§  29. 
Präsidium.  Dic  Kammer  wählt  alljährlich  aus  ihren  landwirthschaftlichen 

Mitgliedern  einen  Vorsitzer  und  einen  Stellvertreter.  Dieser  Vorsitzer 
(vergl.  jedoch  §  21)  hat  die  Leitung  der  Geschäfte. 

In  jeder  Sitzung  wird  ein  ProtocoU  geführt  und  von  dem  Vor- 
sitzer und  dem  Protocollführer  unterzeichnet. 

§  30, 
Anträge.  Jodes  Mitglied  der  Kammer  ist  befugt,  Gegenstände,  welche  zn 

dem  Geschäftskreise  der  Kammer  gehören,  in  derselben  zur  Bera- 
thung  und  Beschlussnahme  zu  bringen. 

§31. 

Besrhiüsse.  Bcschlüsse  wordou  nach  relativer  Stimmenmehrheit  aller  Anwe- 

senden gefasst;  Wahlen  erfolgen  gleichfalls  nach  relativer  Stimmen- 
mehrheit, und  auf  Verlangen  von  mindestens  6  Mitgliedern  mittelst 
geheimer  Abstimmung. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  bei  Beschlüssen  der  Vorsitzer, 
bei  Wahlen  das  Loos. 
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§  32 


Im  UebrigeD  wird  der  Geschäftsgang  durch  die  von  der  Kammer 
festzostellende  Geschäftsordnung  bestimmt. 


Zweck. 


Mitglied- 
schaft. 


B.  Die  Deutschen  freien  Vereinigungen.  ^^J'bTen 

Vereinigan- 

a.  Der  Deutsche  Handelstag.  k«'''' 

Der  Deuts  che 

I.  Statut  «r:ir 

nach  den  Beschlüssen  der  6.  Plenar -Versammlung  zu  Berlio 
vom  22.  bis  24.  October  1874. 

Artikel  1. 

Der  Deutsche  Handelstag  hat  den  Zweck,  die  gemeinsamen 

Interessen  des  Deutschen  Handels-  und  Industriestandes  zur  Geltung 

zu  bringen. 

Artikel  2. 

Zur  Mitgliedschaft  sind  berechtigt  alle  Handelskammern  und 
Handelsorgane  im  Umfange  der  zum  Zollverein  gehörigen,  beziehungs- 
weise im  deutschen  Zollparlamente  vertretenen  Staaten,  oder  wo 
officielle  Organe  des  Handelsstandes  nicht  vorhanden  sind,  auch  kauf- 
männische Privatvereine,  sofern  sie  die  Pflege  der  öffentlichen  Ver- 
kehrs-Interessen zum  Zweck  ihrer  Vereinigung  haben  und  nach  An- 
sicht des  bleibenden  Ausschusses  (Art.  3)  den  betreffenden  Platz  zu 
vertreten  geeignet  sind. 

Artikel  3. 
Organe  des  Handelstages  sind: 

1)  die  Plenarversammlung  der  Abgeordneten  sämmtlicher  Mit- 
glieder; 

2)  der  bleibende  Ausschuss; 

3)  das  Präsidium  des  bleibenden  Ausschusses. 

Artikel  4. 
Aufgabe  der  Plenarversammlung  ist  es  insbesondere,  überA"fK»be  der 
wichtige  Verkehrsfragen    die  Ansicht   des    gesammten  Berufsstandes  .^"lung. 
zum  Ausdruck  zu  bringen  und  die  zu  ihrer  Geltendmachung  geeig- 
neten Maassnahmen  zu  beschliessen. 


Oxgant. 


Artikel  5. 
Dieselbe  tritt  zusammen,  sobald  2ö  Mitglieder  die  Berufung 
beantragen,  ausserdem  auf  Beschlnss  des  bleibenden  Ausschusses. 


Sitzung. 
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Artikel  6. 
AbBtiramung.         Die  AbstimoinDg  geschieht  im  Zweifelsfalle  nach  Plätzen  (Kör- 
perschaften). 

Jeder  Platz  führt  eine  Stimme.  Mehrere  Vertreter  eines  Platzes 
haben  unbeschadet  ihres  Rechtes,  sich  an  der  Discnssion  unbe- 
schränkt zn  betheiligen,  über  die  Stimmabgabe  sich  za  einigen. 

Der  einzelne  Platz  kann  znr  Plenarversammlong  höchstens  fünf 

Vertreter  senden. 

Artikel  7. 
vortitxender.         Die  Plcnarvcrsammlong  wählt  für  die  Dauer  ihres  Zusammen- 
seins einen  Vorsitzenden  und  zwei  Stell  Vertreter  durch  Stimm- 
zettel. 

Die  Wahl  kann  durch  Acclamation  erfolgen,  wenn  Niemand 
widerspricht 

Artikel  8. 

schrififnhrer.         Dlc    Schriftführer    werden   auf   Vorschlag   des  Vorsitzenden 
durch  Acclamation  gewählt. 

Artikel  9. 
Bleibender  Der  bleibende  Ausschuss  hat 

1)  die  Beschlüsse  der  letzten  Plenarversammlong  zu  vollziehen 
und  auszuführen; 

2)  die  nächstfolgende  Plenarversammluug  und  deren  Tagesord- 
nung vorzubereiten; 

3)  in  besonders  dringenden  Fällen,  unter  Vorbehalt  dem- 
nächstiger  Genehmigung  des  Plenums,  die  Interessen  der 
Gesammtheit  zu  wahren; 

4)  die  auf  die  nämlichen  öffentlichen  Verkehrsangelegenheiten 
gerichteten  Bestrebungen  verschiedener  Handelsvorstände  zu 
vereinigen  und  bestens  zu  fördern. 

Artikel  JO. 
Der  bleibende  Ausschuss  besteht  ans  wenigstens  25  und  höch- 
stens 30  Mitgliedern.  In  jeder  Plenarversammluug  werden  18  Mit- 
glieder mittelst  geheimer  Abstimmung  in  Einem  Acte  gewählt. 
Diese  haben  die  Pflicht,  beziehungsweise  das  Recht,  unter  Rücksicht 
auf  die  wichtigsten  Handels-  und  Industriestädte  und  unter  thun- 
liehst  gleicher  Berücksichtigung  der  verschiedenen  Gebietstheile  und 
Interessengruppen  sich  bis  auf  die  erforderliche,  beziehungsweise  zu- 
lässige Anzahl  zu  ergänzen.  Das  Amt  der  Mitglieder  des  bleiben- 
den Ausschusses  währt  so  lange,  bis  eine  Neuwahl  seitens  des 
Plenums  erfolgt. 
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Artikel  11. 
Das  Präsidium  des  bleibenden  Aosschasses  besteht  ans  einem  a^»»«"^^"»"- 

Präflidinm. 

Vorsitzenden  nnd  einem  oder  zwei  Stellvertretern  desselben,  welche 
der  Ansschnss  aas  seiner  Mitte  wählt. 

Artikel  12. 

Aufgabe  des  Präsidiums  ist:  die  Beschlüsse  der  letzten  Aus- 
schusssitzung zu  vollziehen  und  auszufuhren,  die  kommenden  Ver- 
sammlungen vorzubereiten,  auch,  während  Plenum  und  Ausschuss 
nicht  versammelt  sind,  vorbehaltlich  deren  nachträglicher  Genehmi- 
gung, die  Interessen  des  Handelstages  zu  wahren,  sowie  denselben 
nach  Aussen  zu  vertreten. 


General- 
Secretair. 


Artikel  13. 

Für  die  Correspondenz  des  Handelstages  und  seiner  Organe, 
für  die  Sammlung  des  literarischen  und  statistischen  Materials,  für 
Expedition  und  Registratur,  sowie  für  alle  sonstigen  Hülfsgeschäfte 
besteht  unter  der  unmittelbaren  Leitung  eines  General-Secretairs 
ein  ständiges  Bureau.  Die  Einrichtung  desselben  im  Näheren, 
die  erforderlichen  Anstellungen  bleiben   dem  Ausschuss  überlassen. 

Artikel  14. 

Das  Präsidium    und    das    Bureau   des    bleibenden    Ausschusses      »itz. 
haben  ihren  Sitz  in  Berlin  und  müssen  daselbst  mindestens  ein  Vor-  - 
sitzender  und  der  General-Secretair  domicilirt  sein. 

Artikel  15. 

Die  durch  den  Handelstag  und  seine  Organe  erwachsenden  DadKet. 
Kosten  werden  unter  die  einzelnen  Handelskörperschaften,  welche 
demselben  zugetreten  sind,  vertheilt.  Dabei  werden  je  nach 
Bedeutung  der  vertretenen  Plätze  sechs  Klassen  unterschieden.  Die 
erste  Klasse  zahlt  jährlich  30  Mark,  die  zweite  60  Mark,  die  dritte 
120  Mark,  die  vierte  240  Mark,  die  fünfte  360  Mark  und  die  sechste 
600  Mark. 

Die  Einschätzung  geschiebt  durch  den  bleibenden  Ausschuss 

Die  Kosten  der  eigenen  Vertretung  trägt  ein  jeder  Handels- 
vorstand selbst. 

Diäten  und  Reisekosten  für  die  kaufmännischen  Mitglieder  des 
bleibenden  Ausschusses  gehören  nicht  zu  den  aus  der  Kasse  des 
Handelstages  zu  bestreitenden  Kosten. 
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«•«"""  11.   Geschäfts- Ordonng. 

Ordnung.      * 

§    1 

prMidium.  Der  Haiidelstag  wählt  für  die  jedesmalige  Dauer  einer  Sitzungs- 

periode   einen  Vorsitzenden    und   zwei  Stellvertreter   desselben   auf 
schriftliche  Abstimmung. 

Die  Schriftführer  werden  auf  Vorschlag  des  Vorsitzenden  durch 
Acclamation  gewählt. 

§  2. 
Der  Vorsitzende  hat  die  Sitzungen  anzuberaumen,  zu  eröffnen 
und  zu  schliessen,  die  Verhandlungen  zu  leiten  und  die  Ordnung  in 
der  Versammlung  zu  wahren. 

§  3. 
Die  Schriftführer  protocolliren  abwechselnd  und  haben  Anträge 
und  Beschlüsse  wörtlich  in  das  Protocoll  aufzunehmen 

§  4. 
Das    Protocoll    wird    vom  Vorsitzenden   und    dem    fungirenden 
Schriftführer  vollzogen. 

§  5. 
T«g«8-  Der  Haudelstag    beräth    auf  Grundlage    der    im  Voraus  ange- 

or  nunp.  ^^jg^^j^  ^^^  Vorbereiteten  Tagesordnung.  Abänderungen  in  der 
Reihenfolge  der  Berathungsgegenstände  oder  die  Zulassung  ander- 
weiter Anträge  vor  Erledigung  der  vorbereiteten  Tagesordnung  können 
nur  durch  zwei  Drittheile  der  Stimmen  beschlossen  werden. 

§  6. 
Berathung.  Auträgc    uud  Amendements  können    nur  bis   zum  Schluss   der 

Debatte,  jedoch  nur  schriftlich,  eingereicht  werden. 
^      Zur  näheren  Vorprüfung  kann   die   Versammlung  die  ersteren 
an  Commissionen  verweisen. 

§  7. 
Jedes  Mitglied  der  Versammlung  kann  sich   an  der  Berathung 

betheiligen. 

Länger  als  IT)  Minuten  darf  der  Vortrag  eines  Mitgliedes  nicht 
dauern;   diese  Bestimmung   ist  auf  die  Referenten  nicht  anwendbar. 

Auch  kann  der  Handelstag  Sachverständige  mit  berathender 
Stimme  zu  seinen  Verhandlungen  hinzuziehen. 

§  8. 
Abstimmung.         ß^j  j^^  Abstimmung  haben  die  mehreren  Vertreter  eines  Han- 
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delsplatzes  beziehangsweise  Handelsbezirks  Dur  eine  Stimme,  über 
welche  sie  sich  zu  einigen  haben.  Dieselben  nehmen  zn  diesem 
Ende  ihre  Sitze  neben  einander  ein. 

Die  Abstimmung  erfolgt  durch  namentlichen  Aufruf  der  einzelnen 
Plätze.  Ist  jedoch .  nach  Ansicht  des  Vorsitzenden  für  oder  gegen 
einen  Antrag  die  Mehrheit  unzweifelhaft  und  wird  auch  von  keiner 
Seite  auf  Namensaufruf  bestanden,  so  kann  von  dem  letzteren  Um- 
gang genommen  werden. 

§  9. 
Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Majorität  festgesetzt.        Beschlüsse. 

Stimmengleichheit  gilt  als  Ablehnung. 

§  10. 
Die  Anmeldung  zum  Wort  geschieht  beim  Schriftführer. 

§  11- 
Wird  auf  Schluss  der  Discussion  angetragen  und  dieser  Antrag 

von  mindestens  30  Anwesenden  unterstützt,  so  wird  ohne  Discussion 

über  denselben  abgestimmt. 

§  12. 
Die  Verhandlungen  werden  stenographisch  niedergeschrieben. 

§  13. 
Die  Beschlüsse   und   Verhandlungen   des  Handelstages    werden 
durch  das  Bureau  dem  Vorsitzenden  des  ständigen  Ausschusses  zur 
Vollziehung  und  weiteren  Ausführung  übergeben. 

§  14. 

Soweit  es  der  Raum  gestattet,  steht  der  Zutritt  zu  den  Ver- 
sammlungen des  Handelstages  Jedermann  frei. 

Die  Vertreter  der  Presse  finden  unter  allen  Umständen  vorzugs- 
weise Berücksichtigung. 

Das  Nähere  bleibt  dem  jedesmaligen  Bureau  des  Handelstages 
fiberlassen. 


b.    Central-Verband  Deutscher  Industrieller  zur  Beförderung  und  ^2'^IZ 

Wahrung  nationaler  Arbeit     Vom  15.  Februar  1876.  »eher  m. 

(lustrieller. 

§    1.  Statut. 

Zweck  des  Verbandes    ist  die  Wahrung  der  -industriellen  und  ^'^'^^^ 
wirthschaftlichen  Interessen  des  Landes  und  Beförderung  der  nationalen 
Arbeit. 
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Der  Central  -Verband  sucht  diesen  Zweck  darch  alle  ihm  geeignet 
erscheinenden  Mittel  zu  erreichen,  vorzüglich  dadurch,  dass  er  die 
vereinzelt  bestehenden  industriellen  Vereinigungen  unter  sich  in  Ver- 
bindung bringt  und  denselben  als  ein  durch  seine  Organisation  kräftiges 
Central-Organ  zur  Vertretung  ihrer  gemeinsamen  Interessen  dient. 

Zur  Erreichung  dieser  Zwecke  wird  der  Central- Verband  seine 
Aufgabe  auch  vorzüglich  darin  sehen,  den  Wünschen  und  Anträgen 
seiner  Mitglieder  in  Bezug 

1.  auf  die  wirthschaftliche  Gesetzgebung  des  Reiches,  beziehungs- 
weise der  Einzelstaaten; 

2.  auf  den  Abschluss  günstiger  Handels-  und  Schifffahrts- 
Verträge ; 

3.  auf  die  Vervollständigung  der  Communicationsmittel,  inson- 
derheit der  Canalbauten,  auf  die  Besserung  des  Betriebes 
auf  denselben  und  die  Vereinfachung  und  günstigere  Ge- 
staltung der  Tarife; 

4.  auf  Regelung  der  Arbeiter- Verhältnisse; 

5.  auf  das  Erschliessen  neuer  Bezugsquellen  und  Absatzwege; 

6.  auf  die  Unterstützung  und  Einführung  für  gut  erj^annter 
neuer  Erfindungen; 

7.  auf  die  Aufklärung  der  öffentlichen  Meinung  über  die  ge- 
meinsamen Interessen  der  Producenten  und  Consumenten; 

8.  auf  die  Gründung  solcher  Einrichtungen,  welche  geeignet 
erscheinen,  die  materielle  Lage  der  gesammten  deutschen 
Industrie  zu  verbessern 

nach  Kräften  gerecht  zu  werden. 

§  2. 
Mitglied-  Der  Central-Verband   itmfasst   Vereine   wirthschaftlichen, 

technischen  und  kaufmännischen  Zweckes,   Handels-   und  Gewerbe- 
kammern und  ähnliche  Verbindungen. 

Einzelne  Personen,  (Industrielle  und  Freunde  der  Industrie)  die 
dem  Central -Verbände  beitreten,  aber  keinem  Vereine  angehören, 
werden  zu  einer  „allgemeinen  Gruppe"  vereinigt. 

§3. 

Der  Eintritt  der  Vereine  etc.  in  den  Central-Verband  erfolgt 
aaf  schriftliche  Anmeldung  unter  Angabe  des  Zweckes,  des  Sitzes, 
des  Namens  des  Vereins  und  der  Zahl  der  Mitglieder  unter  Beifü- 
gung der  Statuten.     Bei  Anmeldung  der  einzelnen  Mitglieder  ist  die 


Schaft. 
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Angabe  des  Namens,  der  Firma,  des  Wohnsitzes,  des  Umfangs  und 
der  Art  der  Fabrik  resp.  des  Geschäftes  erforderlich. 

Die  Aufnahme  ist  erfolgt,  wenn  dem  Anmeldenden  Mitglieds- 
karte und  Statut  per  Post  oder  durch  Boten  zugesendet  worden  ist. 

§  4- 

Der  Austritt  aus  dem  Central- Verbände  muss  schriftlich  vor 
dem  31.  December  des  Jahres  dem  Geschäftsführer  des  Central- 
Verbandes  angezeigt  werden.  -—  Geschieht  dies  nicht,  so  ist  der  Aus- 
tritt für  das  mit  dem  1.  Januar  beginnende  neue  Jahr  nicht  erfolgt, 
und  das  betreffende  Mitglied  hat  für  dasselbe  die  Verpflichtungen, 
welche  es  bei  Eintritt  in  den  Verband  übernommen,  zu  erfüllen. 

§5. 
Die  Vereine,  Verbindungen  etc.,  welche  dem  Centralverbande 
beitreten,  sind  in  ihrer  Organisation,  Wahl  ihres  Vorstandes  und  Ent- 
werfung ihrer  Statuten  nicht  beschränkt,  —  nur  dürfen  die  Statuten 
nichts  enthalten ,  was  den  Zwecken  des  Central  -  Verbandes  zu- 
widerläuft. 

§  6. 
Der  Central-Verband  hat  sein  Domicil  in  Berlin.  sitz. 

§  7. 
Die  Organe    des   Central  Verbandes  sind    das  Directorium,    der     oi^ane. 

Ausschuss  und  die  Plenarversammlung  der  Deldgirten. 

§.8. 
Das  Directorium,  welches  seinen  Sitz  in  Berlin  hat,  besteht  Directorium. 

aus  einem  Präsidenten  und  zwei  Stellvertretern  desselben,  und  wird 
auf  je  drei  Jahre  durch  die  Plenar- Versammlung  der  Delegirten 
gewählt. 

§  9. 
Das  Directorium  hat  den  Centralverein  nach  Aussen  zu  ver-  Befugnisse. 
treten  und  die  nöthigen  Maassregeln  anzuordnen 

1.  um  die  Zwecke  des  Central- Verbandes  zu  fördern; 

2.  die  Ausschuss-Sitzungen  und  Plenar- Versammlungen  der  De- 
legirten zu  berufen  und  zu  leiten; 

3.  dem  Ausschusse  die  Anträge  der  einzelnen  Vereine  resp. 
Einzelmitglieder,  welche  auf  Förderung  der  Centralverbands- 
zwecke  hinzielen,  zu  unterbreiten.  In  dringenden  Fällen 
kann  das  Directorium  über  schriftlich  vorgelegte  Anträge 
schriftliche  Abstimmung  vom  Ausschuss  einholen; 


-     334 


4.  einen  jährlichen  Etat  zu  entwerfen  und  dem  Aussehnss  vor- 
znlegen  und  über  die  Verwendung  der  Geldmittel  des  Ver- 
bandes nach  Maassgabe  des  Etats  Bestimmung  zu  treffen. 

§  10. 
Aosschiiss.  Der  Aussehnss  besteht  aus  15  Mitgliedern,  welche  nebst  einem 

Ersatzmann  für  jedes  der  Mitglieder  von  der  Plenar- Versammlung 
der  Deligirten  auf  3  Jahre  gewählt  werden;  derselbe  kann  sich  durch 
einstimmige  Cooptation  hervorragende  Gapacitäten  der  Volks wirth- 
schaft  und  Technik  beigesellen,  welche  Sitz  und  Stimme  bei  den 
Versammlungen  haben.     (Siehe  §  19.) 

§  11. 
Der  Aussehnss  hält  mindestens  alljährlich  4  Sitzungen; 
ausserdem  aber,  so  oft  das  Directorium  es  für  nOthig  hält  oder 
3  Mitglieder  des  Ausschusses  Sitzungen  beantragen.  Der  Präsident 
erlässt,  dringende  Fälle  ausgenommen,  hierzu  14  Tage  vorher  die 
Einladungen  unter  Angabe  des  Zweckes  und  des  Ortes  der  Sitzung. 

§  12. 
Die  Plenar-Versammlung  der  Delegirten  ist  durch  das  Di- 
rectorium in  Uebereinstimmung  mit  dem  Ausschusse  mindestens 
1  Mal  jährlich  einzuberufen.  Die  Einladung  muss  ausser  in  den 
dringendsten  Fällen  3  Wochen  vor  Abhaltung  der  Versammlung  unter 
Angabe  der  Tagesordnung  erfolgen.  Auf  Antrag  von  einem  Zehntel 
sämmtlicher  Delegirten,  mindestens  aber  von  5  Vereinen  ist  eine 
ausserordentliche  Plenar-Versammlung  anzuberaumen. 

§  13. 

Beschlüsse  werden  in  den  Sitzungen  des  Ausschusses  und  in 
den  Plenar-Versamrolungen  der  Delegirten  mit  einfacher  Stimmen- 
mehrheit gefasst;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Votum  des 
Präsidenten. 

In  den  Plenar- Versammlungen  kann  je  ein  Delegirter  deren  zehn 
aus  seinem  Verein  resp.  Gruppe  vertreten  und  genügen  hierbei 
einfache  schriftliche  Vollmachten. 

Alle  Wahlen  sind  mittelst  Stimmzettel  zu  vollziehen. 

§  14. 
Deiegjrte.  Jeder  Vcrelu  ernennt  bei  seinem  Eintritt  in  den  Verband  De  le- 

gi rte  in  der  Anzahl,  welche  ihm  laut  §  19  zukommt,  und  bleibt 
deren  Mandat  in  Kraft,  so  lange  der  betreffende  Verein  keine  gegen- 
theilige   Anzeige  bei   dem   Directorium  macht.     Die   Delegirten   für 


Plenar- 

versamm- 

lung. 


Beschlüsse. 


Geschäfts- 
führer. 
Reiidant. 


Kosten. 
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die  Repräsentation  der  Einzelmitglieder  werden  aus  der  Zahl 
derselben  alljährlich  vom  Ausachass  nach  Maassgabe  des  §  19  ernannt. 

§  15. 
Das  Directoriom  nnd  der  Ansschnss  stellen  einen  Geschäfts- 
führer und  einen  Rendanten  an,  welche  besoldet  werden  müssen. 
Die  Pflichten  beider  Beamten  werden  nach  einer  allgemeinen,  vom 
Ansschnss  zn  genehmigenden  Instruction  dnreh  specielle  Verträge 
festgestellt. 

S  16- 
Der   Geschäftsführer   ist  berechtigt  nnd   verpflichtet,  allen 
Yersammlangen  mit  berathender  Stimme  beiznwohnen. 

§  17. 
Der  Geschäftsführer  des  Central- Verbandes  ist  zugleich  Ge- 
schäftsführer für  die  Einzelmitglieder. 

§  18. 
Die   dem   Central -Verbände    erwachsenden    Kosten    aller    Art 
werden  aufgebracht: 

1)  durch  Beiträge,  welche  die  Vereine  etc.  nach  Selbstab- 
schätzung leisten; 

2)  durch  jährliche  Beiträge  von  30  Mark,  welche  diejenigen 
einzelnen  Mitglieder  zahlen,  welche  keinem  Verein  etc.  an- 
gehören. 

§  19. 
Gezahlte  Jahres-Beiträge  in  der  Höhe  von  300  Mark  berechtigen 
zur  Wahl  eines  Delegirten     Schwächere  Vereine  etc.  haben  das 
Recht,  zur  Zahlung  von  300  Mark  als  Einheit  sich  unter  einander  zu 
vereinigen  und  auf  Grund  dessen  einen  Delegirten  zu  wählen. 

§  20. 
Die  Beiträge  werden  an  die  Central-Verbandskasse  abge- 
liefert. —  Alle  Anweisungen  und  Entnahmen  aus  dieser  Kasse  be- 
dürfen der  Unterschrift  des  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreters 
und  des  Geschäftsführers. 

Jährlich  findet  eine  Kassenrevision  durch  zwei  Delegirte  des 
Ausschusses  statt. 

§  21. 
Statuten-  Veränderungen  können  nur  von  einer  Zwei-Dritt-    Statuten. 
theil- Majorität    in    der  Delegirten- Plenar -Versammlung    beschlossen"'"*"'*"'""^' 
werden. 
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Uebergangs- 

bestlmmuu- 

gen. 


Tran3itorische  Bestimmnag. 

§  22. 
Bis  zam  Zusammentritt  der  laut  Statut  gewählten  Delegirten 
wird  von  der  constituirenden  Versammlung  ein  Ausschuss  von  30 
Mitgliedern  ernannt  zur  Führung  der  Geschäfte  des  Central- Verbandes. 
Demselben  steht  Gooptations-  und  Substitutionsrecht  zu. 


Deutscher  q.  Statut  Abs  Deutschdn  Landwirthschaftsrathes. 

Landwirth- 

schaftsriith.  «     . 

§     1- 

Zweck.  Der  Deutsche  Landwirthschaftsrath    hat  den  Zweclc,    die   land- 

wirthschaftlichen  Interessen  im  Gesammtumfange  des  Deutschen 
Reiches  wahrzunehmen  und  überall,  wo  dieselben  durch  die  Reichs- 
gesetzgebung oder  durch  Anordnungen  und  Maassregeln  der  Reichs- 
Verwaltung  gefördert  werden  können  oder  geschädigt  zu  werden 
Gefahr  laufen,  nicht  nur  die  etwa  von  ihm  erforderten  Gutachten 
abzugeben,  sondern  auch  unaufgefordert  und  bei  Zeiten  an  den 
Reichskanzler  motivirte  Vorstellungen  zu  richten  oder  sich  mit  An- 
trägen an  den  Reichstag  zu  wenden. 

§  2. 
Mitglieder.  Der  Dcutsche  Landwirthschaftsrath  besteht  aus  so  vielen  Ver- 

tretern der  landwirthschaftlichen  Vereine  jedes  einzelnen  Deutschen 
Staates,  als  dieser  Stimmen  im  Deutschen  Bundesrathe  hat,  wobei 
die  17  auf  Preussen  entfallenden  Stimmen  zu  vertheilen  sind,  wie 
folgt: 


a)  für  die  Provinz  Preussen               .     .     . 

2  ] 

Mitglieder. 

b)     r, 

» 

r> 

Pommern 

.     1 

n 

C)     r, 

V 

» 

Posen      

1 

n 

d)      r, 

V 

•n 

Brandenburg 

.     2 

n 

e)    n 

V 

» 

Schlesien     .... 

.     2 

V 

1)  » 

V 

» 

Sachsen  

2 

n 

g)  » 

» 

75 

Westfalen     .... 

.     1 

V 

h)     r, 

n 

» 

Rheinland     .... 

.     2 

n 

i)     r, 

n 

» 

Schleswig-Holstein 

.     1 

n 

k)    , 

» 

» 

Hannover     .... 

.     1 

n 

1)     » 

« 

r> 

Hessen- Nassau      .     . 

.     1 

» 

m)    n 

ti 

Hohen 

ZU8 

zollernscben  Lande  .     . 

.     1 

f) 

lammen  für  Preussen 

.  17  Mitglieder. 
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Die  Zahl  der  Mitglieder   aus   den   einzelnen  Ländern  ist  zar 
Zeit  folgende: 

1.  für  Preussen   . 


2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 
12. 
13. 
14. 
15. 
16. 
17. 
18. 
19. 
20. 
21. 
22. 
23. 
24. 
25. 


» 


» 


J> 


Bayern      .     .     . 

Sachsen .     .  *    4 

Württemberg 4 

Baden  . 3 

Hessen 3 

Mecklenburg-Schwerin      ....       2 

Sachsen-Weimar 

Mecklenbnrg-Strelitz 

Oldenburg      .     .     . 

Braunschweig     .     . 

Sacbsen-Meiningen  . 
Sachsen-Altenburg  . 
Sachsen-Coburg-Gotha 

Anhalt 

Schwarzburg-Sondersbausen 
Schwarzburg-Rudolstadt 
Waldeck    ... 
Reuss  ältere  Linie  . 
Reuss  jüngere  Linie 
Scbaumburg-Lippe 
Lippe  .... 
Lübeck     .     . 
Bremen     .     .     . 
Hamburg  .     .     . 

Zusammen     .     .    58 

Die  Stimmführung  kann  nur  durch  die  gewähl 
oder  deren  Stellvertreter  ausgeübt  werden. 

Die   Wahlperiode  ist  eine  dreijährige.     Die  e 
gilt  bis  3L  December  1874. 

Den  landwirthschaftlichen  Central-  oder  Provinzial-  oder  Haupt- 
Vereinen  eines  jeden  Staates  und  einer  jeden  Preussischen  Provinz 
bleibt  überlassen,  sich  den  Wahlmodus,  nach  welchem  die  Ab- 
geordneten, beziehentlich  deren  Stellvertreter,  zu  wählen  sind,  zu 
verständigen. 

Die  Mitglieder  des  Deutschen  Landwirthschaftsrathes  haben 
eine  Bescheinigung  der  zur  Wahl   berechtigten  landwirthschaftlichen 

V.  Kaufmann.  22 


17  Mitglieder. 
6 


n 


y> 


7i 


Mitglieder, 
en  Abgeordneten     ®"™"" 

ffihrung. 
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Vereine  oder  der  den  Vereinignngspunkt  derselben  bildenden  Central- 
stellen  oder  Central  -  Ausschüsse  darüber  beizabringen,  dass  ihre 
Wahl  ordnangsmässig  erfolgt  ist. 

§  3. 
Site.  Der  Deutsche  Landwirthschaftsrath   hat    seinen  Sitz    in  Berlin 

und  tritt  in  der  Regel  auch  dort  zu  seinen  Berathungen  zusammen. 
—  Jede  Versammlung  ist  jedoch  berechtigt  zu  beschliessen ,  dass 
die  nächste  Versammlung  an  einem  anderen  Orte  abgehalten  wer- 
den soll. 

§  4. 
Berufung.  Dor  Deutscho  Landwirthschaftsrath  wird  von  dem  Vorsitzenden 

(§  ö)  zusammenberufen,  so  oft  es  derselbe  für  notbwendig  erachtet 
und  mindestens  vier  Ausschussmitglieder  (§  5)  ihm  beistimmen. 

Ausserdem  muss   die  Berufung  erfolgen,   wenn  15  Mitglieder, 
welche  mindestens  3  verschiedene  Staaten  vertreten,  darauf  antragen. 

§5. 

Prftsidium.  Der   Doutscho  Landwirthschaftsrath    wählt   bei    seinem   ersten 

Zusammentreten  in  jeder  dreijährigen  Wahlperiode  für  die  Daner 
derselben  aus  seiner  Mitte  einen  Vorsitzenden,  zwei  Stellvertreter 
desselben  und  sechs  Ausschussmitglieder.  —  Der  Vorsitzende  und 
die  beiden  Stellvertreter  bilden  den  Vorstand;  der  Vorstand  und  die 

ständiger  sochs  Ausschussmitgliedcr  bilden  den  ständigen  Ausschuss  des  Deut- 
schen Landwirthschaftsrathes.  Zur  Gültigkeit  jeder  Wahl  ist  die 
absolute  Stimmenmehrheit  der  Anwesenden  erforderlich.  —  Wird 
diese  bei  dem  ersten  Scrutinium  nicht  erreicht,  so  muss  zu  engeren 
Wahlen  geschritten  werden,  bei  welchen  diejenigen,  welche  weniger 
als  4  Stimmen  erhalten  haben,  oder  in  Ermangelung  solcher,  der- 
jenige, welcher  die  wenigsten  Stimmen  erhalten  hat,  aus  der  Zahl 
der  Wählbaren  ausscheiden,  resp.  ausscheidet.  Ist  Stimmengleichheit 
vorhanden,  so  giebt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag. 
Der  jedesmalige  Vorstand  und  Ausschuss  bleiben  so  lange  in  Function, 
bis  die  neuen  Wahlen  stattgefunden  haben. 

§  6. 

Tages-  Der  Vorstand  setzt  für  jede  Sitzungsperiode  die  während  der- 

ordDung.    QQ\\yQj^  2ur  BcrathuHg  zu  bringenden  Gegenstände  durch  die  von  ihm 

zu   entwerfende  Tagesordnung   fest.    —   Die  Mitglieder   haben  das 

Recht,  Gegenstände  zu  bezeichnen,  welche  sie  auf  die  Tagesordnung 

gebracht  zu  sehen  wünschen. 

Der  Vorstand  ist  aber  nur  dann  verpflichtet,   diesem  Verlangen 
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za  entsprecheo,  wenn  mit  der  Bezeichnimg  des  Gegenstandes  ein 
bestimmt  formnlirter  Antrag  auf  eine  Entscheidung  in  diesem  oder 
jenem  Sinne  verbunden,  und  der  Antrag  mindestens  von  vier  Mit- 
gliedern unterzeichnet  und  mindestens  6  Wochen  vor  dem  Zu- 
sammentreten des  Deutschen  Landwirthschaftsrathes  in  die  Hände 
des  Vorsitzenden  gelangt  ist.  —  Selbstst&ndige  Anträge,  welche  von 
dem  Vorstande  nicht  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  sind,  aber  von 
mindestens  8  Mitgliedern  unterstützt  werden,  können  durch  Beschiuss 
der  Versammlung  noch  nachträglich  in  die  Tagesordnung  aufge- 
nommen werden.  —  Gegenstände,  welche  auf  die  Tagesordnung  ge- 
bracht sind,  dürfen  ohne  Zulassung  einer  Berathung  über  dieselben 
nur  dann  von  der  Tagesordnung  wieder  entfernt  werden,  wenn 
für  den  darauf  gerichteten  Antrag  zwei  Drittheile  der  Anwesenden 
stimmen. 

§  7. 
Der  Vorsitzende  hat  die  Mitglieder  des  Deutschen  Landwirth-  E'">«<*""k 
schaftsrathes,    sofern    nicht  in  dringenden  Fällen  ein   schleunigeres  oeoeraivor- 
Zusammentreten  nothwendig  ist,  vier  Wochen  vor  jeder  Versammlung  »»™™'"n«- 
zu  derselben,    unter  Beifügung   der  Tagesordnung,    einzuladen.     Er 
hat  für  jeden  Gegenstand  der  Berathung  einen  oder  mehrere  Refe- 
renten   zu    ernennen  und  ist  berechtigt,    den  Ausscbuss    vor  jeder 
Sitzungsperiode    oder  während   oder   nach  derselben  zusammen  zu ' 
berufen,  wenn  er  eine  vorherige  Besprechung  der  in  der  Versamm- 
lung  zu    berathenden  Gegenstände   oder   die  Mitwirkung   des  Aus- 
schusses zur  Ausführung  der   gefassten  Beschlüsse  für   nothwendig 
erachtet.  —  Die  abzugebenden  Gutachten  oder  die  an  Reichsbehörden 
oder  den  Reichstag  zu  richtenden  Anträge  werden,    nach  der   Be- 
stimmung des  Vorsitzenden,  von  ihm  selbst  oder  von  dem  Referenten 
oder  dem  Generalsecretair   entworfen  und  von  dem  Vorstande  fest- 
gestellt und  unterzeichnet. 

§  8. 
Die  Anstellung   eines   besoldeten   Generalsecretairs,    sowie   die    General- 
Einrichtung  des  Büreau's  und  des  Eassenwesens  erfolgt  durch  den 
ständigen  Ausschuss.     Dem  Plenum  bleibt   das  Recht  vorbehalten, 
die  Wahl  des  Generalsecretairs  zu  bestätigen. 

§9. 
Die    Büreaukosten,    einschliesslich    des   Gehalts    des    General-    '^"'****" 

secretairs,    sowie   alle    übrigen    Ausgaben,    welche    durch   das   Zu- 
sammentreten des  Deutschen  Landwirthschaftsrathes    und   die   Er- 

22* 
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füllung  der  dem  Vorstände  und  dem  ständigen  Ansschnsse  obliegen- 
den Verpfiichtangen  entstehen,  mit  Ausschluss  von  Diäten  und 
Reisekosten  der  einzelnen  Mitglieder  zur  Plenarversammlung,  werden 
auf  sämmtliche  im  Deutschen  Landwirtbschaftsrathe  vertretene 
Central-,  beziehungsweise  Provinzial-  oder  Hauptvereine  vertheilt. 
Das  Beitragsverhältniss  der  einzelnen  Vereine  wird  nach  Antrag  des 
ständigen  Ausschusses  durch  das  Plenum  festgestellt. 

Der  Vorstand  legt  dem  Deutschen  Landwirtbschaftsrathe  jährlich 
den  Etat  für  das  laufende  und  die  Rechnung  für  das  abgelaufene 
Jahr  zur  Prüfung  und  Genehmigung,  bezw.  Entlastung  vor. 


Der  Verband 

selbständiger 

Handwerker 

und 
Fabrikanten. 

Statut. 

Zweck. 


Ultglied- 
Schaft. 


d.  Der  Verband  selbständiger  Handwerker  und  Fabrikanten. 

I.  Statut. 

Zweck  des  Verbandes. 

§1. 

1.  Die  durch  Einführung  der  Gewerbefreiheit    verloren    gegaur 

gene  innere  Organisation  der  Gewerbe  wieder  herzustellen  und  zwar 
in  einer  Weise,  welche  den  gänzlich  umgestalteten  Verhältnissen  so- 
viel als  möglich  Rechnung  trägt. 

2.  Verbesserungen  der  Gewerbegesetzgebung  herbeizuführen,  die 
hervortretenden  Unzuträglichkeiten  im  gewerblichen  Leben  in  ihren 
Ursachen  zu  bekämpfen  und  wieder  wohlgegliederte  Verbände  zu 
schaflFen,  welche  für  ihre  Gewerbe  fürsorgend  wirken  und  für  Ord- 
nung und  Recht  innerhalb  derselben  eintreten,  sowie  dahin  zu  stre- 
ben, dass  geregelte  Verhältnisse  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
nehmern und  desgleichen  zwischen  Lehrherrn  und  Lehrlingen  herbei- 
geführt werden. 

3.  Einführung  von  Gewerbekammern  und  gewerblichen  Schieds- 
gerichten in  allen  Staaten,  Provinzen,  Kreisen,  Bezirken  und  Städten 
zu  erstreben,  sowie  die  Regierungen  zu  überzeugen  suchen,  dass  nur 
durch  solche  mit  amtlicher  Autorität  ausgestattete  Organe  es  mög- 
lich sei,  ihnen  gerechte  Beschwerde  zu  übermitteln  und  ins  gewerb- 
liche Leben  überall  fördernd  und  ermuthigend  einzugreifen. 

Mitgliedschaft 

§2. 

Jede  Genossenschaft,  Corporation  oder  Innung ,  überhaupt  jede 
bestehende  oder  neu  sich  bildende  Vereinigung  selbstständiger  Hand- 
werker und  Fabrikanten  erwirbt  durch  eine  an  den  Vorsitzenden  des 
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OrtsvereiDB  zu  richtende  BeitrittserkläniDg,  welcher  die  Stataten, 
sowie  die  Zahl  der  Mitglieder  mit  einem  vollständigen  Namensver- 
zeichniss  beizufügen  sind,  die  Mitgliedschaft. 

Es  soll  jedoch  auch  einzelnen  selbstatändigen  Gewerbsangehöri- 
gen, sowie  einzelnen  Leitern  gewerblicher  Etablissements  und  6e. 
sehäftsführern  für  Wittwen  oder  Unmündige,  welche  im  Besitze  ge- 
werblicher Geschäfte  sind,  der  Beitritt  gestattet  sein. 

Die  Mitgliedschaft  erlischt: 

a.  durch  freiwilligen  Austritt, 

b.  durch  Nichtberichtigung  des  jährlichen  Beitrags, 

c.  durch  Beschluss  der  General- Versammlung. 

Pflichten  der  Mitglieder.  ™^'»*«»  ^" 

^  Hitglieder. 

§3. 

1 .  Neben  der  Wahrnehmung  der  aus  dem  Zwecke  des  Verban- 
des (§  1  u.  2)  sich  von  selbst  ergebenden  Thätigkeit  wird  für  dessen 
Gedeihen  seitens  der  Mitglieder  besonders  erwartet:  thunlichst  eifrige 
Theilnahme  an  den  Versammlungen,  Zuführung  neuer  Mitglieder 
u.  8.  w. 

2.  Die  pünktliche  Leistung  des  vom  Delegirtentage  festgestell- 
ten jährlichen  Beitrages. 

C^-^  r^lli-^i:  ^w*  Constitution. 

onstitution. 

L  Orts- Verein.  ortsverein. 

§4- 

Alle  in  §  2  angeführten  Innungen,  Genossenschaften,  Gorporatio- 
nen  u.  s.  w.  einer  Stadt  oder  eines  Ortes  treten  zu  einem  Ortsverein 
zusammen,  dessen  Vorsitzender  von  den  Delegirten  der  verschiede- 
nen Vereinigungen  gewählt  wird. 

Die  Ortsvereine,  welche  im  üebrigen  sich  vollständig  selbststän- 
dig constituiren,  haben  den  Beschlüssen  und  Anweisungen  der  De- 
legirten-Versammlung  jederzeit  Rechnung  zu  tragen. 

II.    Provinzial-Verein.  provinwai- 

verein. 

In  Provinzen,  wo  eine  hinreichende  Anzahl  Orts -Vereine  ins 
Leben  getreten  sind,  vereinigen  sich  dieselben  zu  einem  Provinzial- 
Verein  und  wählen  aus  ihrer  Mitte  den  erforderlichen  Vorstand. 

Der  Wohnort  des  Vorsitzenden  dieses  Provinzial- Vereines  ist 
zugleich  Vorort  desselben  und  müssen  mindestens  zwei  weitere  Mit- 
glieder des  Provinzialvereins- Vorstandes  an  dem  Orte  wohnen. 

Auf  Grund  vorstehender  verschiedener  Vereine  wird  das  ganze 
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Deutsche  Gebiet  in  12  oder  mehrere  Theile  unter  Berücksichtigung 
der  geographischen  Lage  eingetheilt;  jeder  Theil  bildet  einen  Provinzial- 
Verein. 
c«"*"^^«'"  III.    Central- Verb  and. 

band. 

An  der  Spitze   des  Ganzen  steht  der  Centralvorstand,  welcher 

aus  fünf  am  Central- Vorort  wohnhaften  Personen  sowie  den  12  Pro- 

vinzial- Vereins- Vorsitzenden  gebildet  wird. 

GehchäftÄ-  j)jg  ersten  fünf  bilden  den  geschäftsführenden  Ausschuss,  welcher 

Au88chnBs.  aus  dem  Vorsitzenden,  dem   Stellvertreter,   dem  Schatzmeister  und 

zwei  Beisitzern  besteht. 

Der  geschäftsführende  Ausschuss  wird  von  der  Generalversamm- 
lung auf  zwei  Jahre  gewählt  und  scheiden  alljährlich  zwei  resp.  drei 
Mitglieder  aus. 

Das  erste  Jahr  entscheidet  das  Loos.  Die  ausscheidenden  Mit- 
glieder sind  sofort  wieder  wählbar. 

Alle  Mitglieder  des  Vorstandes  üben  ihre  resp.  Functionen  un- 
entgeltlich aus,  jedoch  haben  die  fünf  am  Vorort  wohnenden  Mit- 
glieder Anspruch  auf  Ersatz  aus  der  Centralkasse  für  im  Interesse 
ihres  Amts  nothwendige  Baar-Auslagen. 

Die  Pro vinzial- Vereins- Vorsitzenden  beziehen  nach  Constituirung 
derselben  Ersatz  für  ihre  im  Amte  gehabten  Baar- Auslagen  von 
ihren  resp.  Vereinen,  dagegen  für  Ausgaben,  die  durch  den  Central- 
verein  veranlasst  werden,  aus  der  Centralkasse. 

Vorsitzender.  IV.      VOTSitzeuder. 

Der  Vorsitzende  resp.  dessen  Stellvertreter  hat  die  geschäftliche 
Leitung  und  Abwicklung  aller  ihm  von  der  Generalversammlung  über- 
tragenen Arbeiten  und  hat  gemeinsam  mit  dem  geschäftsführenden 
Ausschuss  für  die  Herausgabe  eines  Organes  des  Verbandes  zu  sorgen. 
Er  vertritt  den  Verein  sowohl  der  Generalversammlung,  wie  den 
einzelnen  Verbänden  gegenüber. 

Er  übt  die  Controle  in  der  Cassenverwaltung  und  weist  alle  zur 
Bestreitung  der  Ausgaben  erforderlichen  Mittel  an. 

Er  führt  in  den  Vorstands-  wie  in  den  Generalversammlungen 
den  Vorsitz  und  legt  vor  den  Letzteren  von  seiner  Thätigkeit  wäh- 
rend des  Jahres  Rechenschaft  ab. 

Schau-  V,    Schatzmeister. 

Der  Schatzmeister  hat  über  die  Einnahme  und  Ausgabe  rech- 
nungsmässig  Buch  zu  führen. 

Zahlung  nur  gegen  Anweisung  des  Vorsitzenden  zu  leisten  und 
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haftet  mit  seinem  ganzen  Vermögen  für  die  ihm  anvertrauten  Gelder. 
Der  Generalversammlung  hat  er  Rechnnng  abzulegen,  ausserdem  steht 
es  aber  dem  Gentralvorstand  frei,  jederzeit  von  den  Büchern  Einsicht 


zu  verlangen. 


Finanzen. 
§5. 


Die  Mittel  zur  Bestreitung  der  Yerbands-Verwaltungsangelegen* 
heiten  werden  durch  jährliche  Beiträge  der  Mitglieder  aufgebracht, 
welche,  die  Delegirtenversammlung  festsetzt. 

Die  Orts  -  Yereinsvorsteher  haben  den  jährlichen  Beitrag  dem 
Provinzial- Vereins- Vorstand  spätestens  vier  Wochen  vor  der  ordent- 
lichen Delegirten-Versammlung  einzuschicken,  welcher  sie  wiederum 
dem  Schatzmeister  des  Gentralvorstandes  übermittelt. 

Der  Vorstand  hat  jährlich  für  das  folgende  Jahr  der  General- 
versammluDg  ev.  den  Provinzialvereinen  einen  Budget -Entwurf  vor- 
zulegen, in  welchem  Ausgaben  und  Einnahmen  übersichtlich  geord- 
net sind. 

Secretair. 

§  6. 

Vom  Vorstande  ist  ein  besoldeter  Secretär  anzustellen,  dessen 
Instruction  von  dem  Vorstande  mit  Genehmigung  der  Generalver- 
sammlung näher  festzustellen  ist. 

Derselbe  hat  alle  von  den  verschiedenen  Verbänden  eingehenden 
Angelegenheiten  zu  erledigen,  insonderheit  die  gewerblichen  Interessen 
wo  nur  irgend  möglich  zu  fördern,  ausserdem  in  den  Vorstands-, 
wie  General-  oder  Delegirten-Versammlungen  das  Protocoll  zu  führen. 

Generalversammlung. 


Finanzen. 


6ecr«tair. 


Generalver- 
sammlang. 


§7. 


1)  Die   Berufung   der   in    der   Regel    im  Monat  August  jeden   »«»^öf«»«- 
Jahres    statthabenden    Generalversammlung   geschieht   auf  den    Be- 
schluss  des  Vorstandes  durch  den  Vorsitzenden. 

2)  Vertreter  alier  Deutschen  Handels-  und  Gewerbe -Kammern 
haben  das  Recht,  mit  berathender  Stimme  an  diesen  Versamm- 
lungen Theil  zu  nehmen. 

3)  Jede  Innung  oder  Genossenschaft,  siehe  §  2,  von  und  bis 
zu  50  Mitgliedern  hat  das  Recht,  sich  durch  einen  Delegirten  ver- 
treten zu  lassen.  Bis  je  50  Mitglieder  mehr  kann  ein  weiterer 
Delegirter  entsendet  werden. 

4)  Die  üebertragung   der  Vollmacht   auf   den  Vertreter   einer 


Abstim- 
mungen. 


Revision  s- 
ausschuss. 
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anderen  Innung  oder  Genossenschaft  ist  gestattet,  jedoch  ist  für 
jede  solche  Tollmacht  der  festgesetze  Beitrag  für  die  Theilnahme 
an  der  Generalversammlnng  besonders  zu  entrichten 

5)  Die  Abstimmung  in  der  Generalversammlung  bei  Be- 
schlüssen, welche  den  Verband  betreifen,  geschiebt  nach  Zahl  der 
Mitglieder  der  von  den  Delegirten  vertretenen  Vereine,  Innungen 
oder  Genossenschaften,  nach  absoluter  Majorität;  jedoch  darf  kein 
Delegirter  mehr  als  500  Mitglieder  vertreten, 

6)  Sie  übt  die  Controle  über  den  Vorstand  in  seiner  Geschäfts- 
führung, sowie  über  die  Cassenverwaltung  durch  einen  beim  Be- 
ginn jeder  Versammlung  zu  ernennenden  Revisions- Ausschuss  von 
fünf  Personen  und  ertheilt  nach  zu  prüfendem  Bericht  dieser  Revi- 
soren bei  richtigem  Befunde  dem  Vorstande  Decharge. 

7)  Vor  ihrem  Auseinandergehen  nimmt  sie  die  Neuwahl  für 
die  aus  dem  Vorstande  ausscheidenden  Mitglieder  vor,  und  stellt 
den  Ort  der  Zusammenicunft  für  die  nächste  ordentliche  General- 
versammlung fest. 

^*'*"/"'"''»  Abänderung  des  Statuts. 

des  Statuts.  ° 

§8. 
Abänderungen  des  Statuts  icOnnen  nur  durch  Beschluss  von 
zwei  Drittel  Majorität  jeder  Generalversammlung  erfolgen,  und 
muss  ein  darauf  bezüglicher  Antrag  von  mindestens  drei  Ortsver- 
einen unterstützt  sein,  sowie  vier  Wochen  vor  der  Generalversamm- 
lung mit  der  Angabe  der  zu  ändernden  Paragraphen  zu  Händen 
des  Central- Vorstandes  gelangen. 

r 

AunösuDg.  Auflösung  des  Verbandes. 

§  9- 
Die  Auflösung  des  Verbandes    kann   nur   auf  Antrag    von  drei 

Viertel  der  von  den  Delegirten  vertretenen  Stimmen  in  einer  zu 
diesem  Zwecke  eventuell  einzuberufenden  ausserordentlichen  General- 
versammlung, durch  eine  Stimmenmehrheit  von  drei  Viertel  der 
in  derselben  von  den  Delegirten  vertretenen  Stimmen  beschlossen 
werden. 

Das  nach  Deckung  sämmtlicher  Verbindlichkeiten  etwa  noch 
vorhandene  Vermögen  wird  allgemeinen,  nützlichen,  gewerblichen 
Anstalten  des  deutschen  Reiches,  welche  von  der  die  Auflösung  des 
Verbandes  beschliessenden  Generalversammlung  bestimmt  zu  be- 
zeichnen sind,  überwiesen. 
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Ordnung. 

selbststandiger  Handwerker  nnd  Fabrikanten. 

§  1- 
Niemand  hat  das  Recht  zu  sprechen,  dem  der  Vorsitzende  nicht     ^®*'®- 

das  Wort  ertheilt  hat,  and  sind  dessen  Anordnungen  pünktlich  Folge 

zu  leisten. 

§  2. 
Sobald  über  einen  Gegenstand  die  Debatte  eröffnet  ist,  melden 

sich  diejenigen,    die  das  Wort  nehmen  wollen,    schriftlich  bei  einem 

damit  beauftragten  Vorstandsmitglieder 

Ebenso  müssen  alle  Anträge  schriftlich  eingereicht  werden. 

§  3. 

Einem  jeden  wird  das  Wort  der  Reihenfolge  nach  ertheilt  und 
darf  derselbe  nur  von  dem  Rednerpulte  aus  sprechen. 

Der  Regel  nach  darf  ein  Redner  in  derselben  Debatte  einmal 
und  nicht  länger  als  10  Minuten  sprechen,  doch  kann  der  Vorsitzende 
nach  seinem  Ermessen  Aenderungen  eintreten  lassen. 

Das  Recht,  mehrfach  an  der  Debatte  sich  zu  betheiligen,  haben 
die  bestellten  Referenten  und  Gorreferenten. 

§4. 
Persönlichkeiten  müssen  vermieden  werden. 

§  5- 
Abstimmungen,  welche  den  Verband  betreffen,  geschehen  durch  ^*'*^*™™""«- 

Namensaufruf  unter  Angabe  der  vertretenen  Stimme  nach  der  Prä- 
senzliste, und  wird  das  Resultat  sofort  vom  Vorstande  ermittelt  und 
bekannt  gemacht. 

Weniger  wichtige  werden  nach  Bestimmung  des  Vorsitzenden 
durch  Aufstehen  oder  Handaufheben  entschieden. 

§  6- 
Gegenstände,  die   nicht   auf  der  Tagesordnung  stehen,   dürfen     '^'««"- 

nur  dann  zur  Berathung  kommen,  wenn  sie  von  der  Versammlung 

als    dringlich    anerkannt    werden    und    zwar    nach    Erledigung    der 

Tagesordnung. 

§  7- 
Der  Vorstand  hat  am  ersten  Tage  des  Congresses  die  Präsenz- 
liste festzustellen  und  drucken  zu  lassen,  damit  dieselbe  am  zweiten 
Morgen  an  die  Mitglieder  vertheilt  werden  kann.    Um  dieses  zu  er- 


ordnung. 
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möglichen,  müss  sich  jeder  Delegirte  sofort  bei  dem  dazu  bestimmten 
Meldebureaa  anmeldeo. 

§  8. 
comraiseion.  2ur  Vereinfachung  der  Debatten  werden  am  ersten  Morgen  des 
Gongresses  nur  die  noth wendigsten  Greschäfte  erledigt,  und  sodann 
zu  jedem  Punkte  der  Tagesordnung  eine  Gommission  gewählt,  welche 
desselben  Tages  noch  zusammentritt,  um  den  erst  am  zweiten  Tage 
beginnenden  Plenarversammlungen  Bericht  zu  erstatten,  eventuell 
neue  Anträge  zu  stellen. 

Jede  Gommission  wählt  einen  Referenten  aus  ihrer  Mitte  und, 
wenn  nöthig,  einen  Correferenten. 

§9- 
Das  zur  Verhandlung  kommende  Material,   bezw.  Anträge  muss 

der  Vorstand    schon    vor    dem  Sitzungstage  gesichtet  und  geordnet 

haben,    um    die    betreifenden  Gegenstände    sofort  der  Versammlung 

gedruckt  vorlegen  zu  können. 

Zu  dem  Ende  müssen  alle  zu  stellenden  Anträge,  die  auf  die 

Tagesordnung   gesetzt  werden    sollen,   mindestens   8  Tage  vor  den 

Gongressverhandlungen  dem  Vorstande  eingesandt  sein. 


Handwerker-  Normal-Statut  ffip  Handwerker-InnungBii/) 

loDungen. 

(Entwurf  vom  Oberbürgermeister  Dr.  lliqael.) 

Titel  I. 

§  1. 
Zweck.  Der  Zweck    der  Innung    besteht  in  der  Förderung  der  gemein- 

samen gewerblichen  Interessen. 

§  2. 
Insbesondere  erachtet  die  Innung  es  als  ihre  Aufgabe: 

1.  durch  Aufstellung  und  Beobachtung  gleichmässiger  Grund- 
sätze auf  eine  tüchtige  allgemeine  und  fachliche  Ausbildung 
der  Lehrlinge  und  deren  gute  moralische  Führung  hinzu- 
wirken. 

2.  Ein  gutes  Verhältniss  zwischen  Meister  und  Gesellen  durch 
geignete  Maassregeln  zu  fördern  und  zu  erhalten, 

3.  den  Gemeingeist   unter  den  Meistern    zu  pflegen,    das  Be- 


*)  Beispiel  eines  Normalstaluts  fär  Handwerker-Innungen. 
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wüsstsein  der  Standesehre,  der  Rechte  und  Pflichten  selbst- 
ständiger Meister  gegenüber  den  Lehrlingen  and  Gesellen, 
den  Mitmeistern  und  dem  Publikum  zu  pflegen  und  lebendig 
zu  erhalten. 

§  3. 
Die  Innung  kann  zu  diesem  Behuf  auch  mit  anderen^  gleich- 
artige Zwecke  verfolgenden  Vereinigungen  von  Handwerkern  und  6e- 
werbtreibenden  in  Verbindung  treten,  Einrichtungen  und  Anstalten 
zur  gegenseitigen  Unterstützung  in  Erankheits-  und  Todesfällen  be- 
schliessen,  nicht  minder  auch  durch  geeignete  Maassregeln  uomittelbar 
den  Betrieb  ihrer  Mitglieder  unterstützen. 

Titel  II. 

Mitgliedschaft.  ''**«^*f 

'^  Schaft, 

Mitglieder  der  Innung  können  sein: 

1.  Alle  in  ...  .  vorhandenen  selbstständigen  Meister,  welche  v 
sich  binnen  zwei  Monaten    nach  Einführung  dieses  Statuts 
zur  Aufnahme  melden. 

2.  Alle  hier  jetzt,  oder  in  Zukunft  vorhandenen  selbstständigen 
Meister,  welche  eine  ordnungsmässige  Lehrzeit  von  mindestens 
3  Jahren  bestanden  und  nach  Anfertigung  eines  Gesellen- 
stücks ordnungsmässig  als  Gesellen  bei  einer  Innung,  Hand- 
werker- Corporation  oder  sonstigen  Handwerkervereinigung 
eingeschrieben  sind. 

Von  diesen  Erfordernissen  kann  der  Vorstand  jedoch  absehen,  ^ 
wenn  der  betreffende  Meister  an  einem  Orte  das  Handwerk  gelernt 
hat,  an  welchem  z.  Z.  keine  Gelegenheit  geboten  wurde,  eine  Ge- 
sellenprüfung zu  bestehen  und  ordnungsmässig  ausgeschrieben  zu 
werden,  wenn  der  Vorstand  sich  überzeugt,  dass  der  betreffende 
Meister  das  Handwerk  dennoch  in  genügender  Weise  erlernt  hat 
Zur  Mitgliedschaft  ist  der  Betrieb  des  Gewerbes  nicht  unbedingt 
erforderlich 

§  5. 

Der  Antrag  auf  Eintritt  in  die  InnuDg  wird  beim  Gildemeister 
gestellt. 

Der  Vorstand  entscheidet  über  die  Aufnahme  nach  Maassgabe  Aufnahme. 
vorstehender  Bestimmungen.  ^ 

§  6. 
Jeder   Neueintretende   hat    ein    Eintrittsgeld    von    2   Mark   zu 
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zahlen,  so  lange  nicht  durch  Innongsbesehluss  dieser  Betrag  erhöht 
oder  herabgesetzt  wird. 

Befreit  von  diesem  Eintrittsgeld  bleiben  diejenigen,  welche 
4  Wochen  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Statuts  ihren  Beitritt  er- 
klären. 

§7. 
Von  dem  Eintrittt  in  die  Innung  sind  ausgeschlossen: 

a)  die  im  §  83  der  deutschen  Gewerbeordnung  genannten  Per- 
sonen, 

b)  diejenigen,  welche  sich  iu  ihrem  Gesellenstande  eines  rechts- 
widrigen Vertragsbruchs  schuldig  gemacht  haben,  falls  nicht 
der  Vorstand  annimmt,  dass  unter  den  besonderen  Um- 
ständen des  Falles  kein  Makel  mehr  auf  dem  Gharacter  des 
Antragstellers  hafte. 

c)  diejenigen,  welche  sich  eines  Vergehens  oder  Verbrechens 
schuldig  gemächt  haben,  welches  nach  der  Ansicht  des  Vor- 
standes und  dem  Ausspruch  der  Gildeversammlung  einen 
entehrenden  Gharacter  hat. 

Personen,  welche  das  Gewerbe  nicht  mehr  selbstständig  be- 
treiben, können  vom  Vorstande  aus  der  Liste  der  Mitglieder  der 
Innung  gestrichen  werden. 

Titel  in. 

"""^'^  Vorstand. 

§  8. 
Der  Vorstand  der  Innung  besteht  aus: 

1.  dem  Gildemeister, 

2.  dem  stellvertretenden  Gildemeister, 

3.  einem  Rechnungsführer, 

4.  einem  ProtocoUführer, 

5.  drei  Deputirten, 

welche  den  ProtocoUführer  nöthigenfalls  zu  vertreten  haben. 

§9. 
Gihiemcistcr.         Dg^  Güdemcistcr  beruft  den  Vorstand   und   die  Amtsversamm- 
lung, leitet  die  Verhandlungen   derselben    und   führt   die    laufenden 
Geschäfte   des    Vorstandes,    soweit   nicht   durch  Vorstandsbeschluss 
eine  anderweite  Geschäftsvertheilung  stattgefunden  hat. 


Rechnungs- 
führer. 


§  10. 
Der    Rechuangsfährer   verwaltet   die    Gasse   der   Innung  nach 
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Maassgabe  der  Beschlüsse  derselben  oder  des  Vorstandes,  er  haftet 
für  die  sichere  Aafbewahrung  und  gewissenhafte  Belegung  des  In- 
nongsvermögens.  Alljährlich  in  der  regelmässig  am  ersten  Tage 
des  Monats  Mai  stattfindenden  Yersammluog  hat  er  Rechnung  über 
das  vom  1.  April  bis  31.  März  laufende  Rechnungsjahr  abzulegen. 

üeber  die  Art  der  Revision  der  Jahresrechnung  bescbliesst  die 
Generalversammlung. 

§  11. 
Der  Vorstand   wird  alljährlich    in    der    im    vorstehenden    Para-  vorstands- 

graphen   erwähnten    regelmässigen   Amtsversammlung   auf  ein  Jahr 

gewählt. 

Die  Wahl  geschieht  mittelst  Stimmzettel,  durch  die  absolute 
Mehrheit  der  Abstimmenden.  So  lange  eine  absolute  Mehrheit  nicht 
erzielt  ist,  scheidet  derjenige  aus,  welcher  die  wenigsten  Stimmen 
erhalten  hat  und  wird  unter  den  üebrigen  weiter  gewählt.  Bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  das  Loos. 

Wenn  Niemand  widerspricht,  kann  die  Wahl  aller  oder  ein- 
zelner Vorstandsmitglieder  auch  durch  Acclamation  geschehen.  Die 
ausscheidenden  Vorstandsmitglieder  sind  wieder  wählbar. 

§  12. 

Die  Vorstandsmitglieder  üben  ihr  Amt  als  ein  Ehrenamt. 

Sie  verlieren  dasselbe  mit  dem  Verlust  der  zum  Eintritt  in  die 
Innung  erforderlichen  Eigenschaften.  In  diesem  Falle  ist  binnen  drei 
Monaten  eine  Amtsversammlung  zur  Neuwahl  zu  berufen. 

§13. 
Der  Vorstand  wird  in  allen  ihn  durch  das  Gesetz  oder  die  Sta-  vertrotung 

tuten  übertragenen  Befugnissen  rechtsgültig  durch  die  Zeichnung  des 

Gildemeisters  und  eines  Vorstandsmitgliedes  nach  Aussen  vertreten. 

§14. 

Der  Vorstand  führt  die  Verwaltung  der  Angelegenheiten  der 
Innung  nach  Maassgabe  der  Gesetze,  des  Statuts  und  der  Beschlüsse 
der  Amtsversammlung. 

Der  Vorstand  kann  sich  selbst  eine  Geschäftsordnung  geben. 
Er  tritt  entweder  an  im  voraus  festgesetzten  Tagen  und  Stunden  in 
regelmässigen  Sitzungen  oder  in  besonders  berufenen  ausserordent- 
lichen Sitzungen  zusammen. 

Der  Gildemeister,  oder  bei  dessen  unbegründeter  Weigerung 
sein  Stellvertreter,  muss  den  Vorstand  auf  Verlangen  von  drei  Mit- 
gliedern des  Vorstandes  berufen. 
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Der  Vorstand  ist  beschlussfähig  bei  der  Anwesenheit  von  5  Mit- 
gliedern. Sind  der  Gildemeister  und  sein  Vertreter  abwesend,  so 
führt  das  dem  Lebensalter  nach  älteste  Mitglied  den  Vorsitz.  Bei 
Stimmengleichheit  im  Vorstande  entscheidet  die  Stimme  des  Vor- 
sitzenden. 

§15. 

Der  Vorstand  hat  die  Beschlüsse  der  Amtsversammlung  vorzu. 
bereiten  und  auszuführen,  und  ist  der  Innung  für  die  sorgfältige  und 
gewissenhafte  Geschäftsführung  verantwortlicb. 

Die  Innung  ist  berechtigt,  einen  besonderen  Vertreter  in  einer 
Amtsversammlung  zu  erwählen,  um  etwaige  Entschädigungsansprüche 
gegen  den  Vorstand  oder  einzelne  Mitglieder  desselben  aus  ihrer 
AmtsfuhruDg  gerichtlich  zu  verfolgen. 

Titel  rv. 

AmtsTCT-  Amtsversammlung. 

sammlang. 

§  16. 
Die  Amtsversammlung  wird  berufen  durch  den  Gildemeister, 
und  zwar  mittelst  mündlicher  Ladung  der  Innungsgenossen  durch 
den  Amtsboten,  welcher  unter  Mittheilung  der  Tagesordnung  die  Ein- 
ladung dem  Innungsgenossen,  oder  bei  dessen  Abwesenheit  seiner 
Ehefrau,  oder  einem  erwachsenen  Hausgenossen,  oder  einem  Mitbe- 
wohner des  Hauses  eröffnen  muss. 

§17. 
Berufung.  Dcr  Gildomeister  ist  verpflichtet,  eine  Amtsversamralung  zu  be- 

rufeo,  wenn  der  Vorstand  oder  ein  Viertel  der  Innuugsmitglieder  dies 
verlangen.  Verweigert  er  dennoch  die  Berufung  einer  Amtsversamm- 
lung, so  kann  der  Magistrat  der  Stadt  Osnabrück  auf  den  Antrag 
des  Vorstandes  oder  eines  Viertels  der  Innungsgenossen  die  Amts- 
versammlung gültig  auf  Kosten  der  Innung  berufen.  In  einer  so  be- 
rufenen Amtsversammlung  führt  ein  vom  Magistrat  ernanntes  Mit- 
glied des  Vorstandes  oder  der  Innung  den  Vorsitz. 

§18. 
Beschhiss-  Die  Beschlösse  der  Amtsversammlung  werden  durch   die    abso- 

lute Mehrheit  der  Anwesenden  gefasst.  Bei  Stimmengleichheit  giebt 
die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag. 

Der  Beschlussfassung  können  auch  solche  Gegenstände  unter- 
worfen werden,  welche  obwohl  sie  vorher  nicht  auf  die  Tages- 
ordnung gestellt  sind,  von  der  Mehrheit  der  Amtsversammlung  ohne 


fassung. 
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Widerspruch  des  Vorstandes   für   dringlich    erklärt   werden.    Vergl. 
jedoch  §§  92  nnd  93  der  Gewerbeordnung. 

§  19. 
Bei   der   Abwesenheit   des   Gildemeisters   und   seines  Stellver- 
treters  ffihrt  das   dem  Lebensalter   nach   älteste  Mitglied  des  Vor- 
standes den  Vorsitz  in  der  Ämtsversammlung. 

§  20, 
Im  Uebrigen   kann   die  Ämtsversammlung   ihre  Verhandlungen 
durch  eine  zu  beschliessende  Geschäftsordnung  näher  regeln. 

§  21. 
Der  Beschlussfassung   der  Amtsversammlung   unterliegen    ins-  ^*'^"8"'*'»«- 
besondere : 

1.  alle  Anträge  auf  Aenderung  der  Statuten  und  die  Auf- 
lösung der  Innung; 

2.  die  Entscheidung  von  unerledigt  gebliebenen  Differenzen 
zwischen  dem  die  Decharge  ertheilenden  Vorstande  und 
dem  Rechnungsführer; 

3.  die  Beschlnssfassung  über  dauernde  Einrichtungen  und  ge- 
meinsame Verpflichtungen  der  Innungsgenossen,  insbesondere 
in  BetreflF  der  Regelung  des  Lehrlingswesens  und  der  Be- 
dingungen der  mit  den  Gesellen  abzuscbliessenden  Ver- 
träge, sowie  der  Aufrecbterhaltung  derselben; 

4.  die  Festsetzung  regelmässiger  oder  ausserordentlicher  In- 
nungsbeiträge ; 

5.  die  Genehmigung  von  Ausgaben,  zu  welchen  dem  Vor- 
stande keine  Ermächtigung  ertheilt  ist; 

6.  die  Entscheidung  von  Beschwerden  über  die  Verwaltung 
des  Vorstandes  oder  einzelner  Mitglieder; 

7  die  Einsetzung  von  Commissionen  zur  Vorbereitung  ein- 
zelner Beschlüsse  oder  zur  Verwaltung  gemeinsamer  Ein- 
richtungen. 

Titel  V. 

Lehrlinge  und  Gesellen.  ^•^'*»;«* 

^  und 

§  22. 
Die  Innungsgenossen  sind  verpflichtet,  ihre  Lehrlinge  beim  An- 
tritt der  Lehre  in  das  Innungsbuch,  unter  Angabe  der  wesentlichen 
Bedingungen  des  Lehrvertrages,   einschreiben   und  nach  Beendigung 
der  Lehre  ordnungsmässig  ausschreiben  zu  lassen. 


Gesellen. 
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Die  von  den  iDnangsgenossen  abgeschlossenen  Lehrverträge 
müssen  eine  Lehrzeit  von  mindestens  drei  Jahren  vorschreiben  nnd 
den  Lehrling  zur  Anfertigung  eines  Gesellenstfickes  verpflichten. 

Ueber  die  bestandene  Prüfung  des  Lehrlings  nnd  die  erlangte 
Befähigung  des  Gesellen,  über  den  ordnungsmässigen  Besuch  der 
gewerblichen  Fortbildungsschule,  sowie  über  das  Betragen  des  Lehr- 
lings, wird  demselben  bei  Beendigung  der  Lehrzeit  von  der  Innung 
ein  Zeugniss  ausgestellt, 

Für  besondere  Leistungen  können  den  Lehrlingen  vom  Vor- 
stande nach  Beschluss  der  Amtsversammlung  Prämien  ertheilt 
werden. 

§  23. 

Streitigkeiten  zwischen  den  Innungsgenossen  und  ihren  Lehr- 
lingen, bezw.  deren  Eltern  oder  Vormündern  sind  zuvörderst  bei 
dem  Gildemeister  zum  Versuch  gütlicher  Schlichtung  vorzutragen 
und  sind  dieselben  auf  Ladung  des  Gildemeisters  zum  persönlichen 
Erscheinen  vor  ihm  oder  dem  Vorstande  verpflichtet.  Eine  gleich- 
lautende Bestimmung  ist  in  die  Lehrverträge  aufzunehmen. 

§  24. 
GeHeiien.  Q^j.  Abschluss  dor  Verträge   mit   den  Gesellen  unterliegt  zwar 

der  freien  Uebereinkunft.  Es  darf  jedoch  kein  Innungsgenosse 
einen  Gesellen  in  Arbeit  nehmen,  welcher  das  Vertragsverbältniss 
mit  einem  anderen  Innungsgenossen  rechtswidrig  gebrochen  hat, 
wenn  ihm  solches  bekannt  war. 

Wird  dieser  Umstand  den  Innungsgenossen  später  vom  Gilde, 
meister  zur  Eenntniss  gebracht,  so  ist  derselbe  auf  Verlangen  des 
verletzten  Meisters  verpflichtet,  dem  betrefi^enden  Gesellen  sofort  zu 
kündigen. 

Hiesige  Lehrlinge,  welche  als  Lehrlinge  nicht  ordnungsmässig 
ausgeschrieben  sind,  dürfen  in  Zukunft  von  den  Innungsgenossen 
überhaupt  nicht  als  Gesellen  angenommen  werden. 

§  25. 
Innungsgenossen,  welche  den  vorstehenden  Bestimmungen  oder 
den  von  der  Amtsversammlung  zukünftig  gefassten  Beschlüssen 
über  die  mit  den  Lehrlingen  und  Gesellen  abzuschliessenden  Ver- 
träge und  deren  Aufrechthaltung  zuwiderhandeln,  verfallen  in  eine 
vom  Vorstande  zu  erkennende  Geldstrafe  bis  15  Mark. 


S.  Oesterrelch-Ungarn.  o.«err.ioh 

Ungarn. 

a.   Cisleithanien.  ^*"- 

leithanien. 

a.  Gesetz  vom  29.  Juni  1868,  betreffend  die  Organisirung  """'>""  ""^^ 
der  Handels-  und  Oewerbekammem.  knmmem. 

I.  Hauptstuck. 

Allgemeine  Bestlmnumgeii. 

Errichtung,  Standort  und  Umfang.  Erriciitung. 

Standort  und 
§    1.  Umfang. 

Zar  Vertretang  der  Interessen  des  Handels  und  der  Gewerbe, 
mit  £in8chlus8  des  Bergbaues,  haben  Handels-  und  Gewerbekammern 
zu  bestehen,  und  zwar  in; 

1.  Wien  für  Niederösterreich. 

2.  Linz     „    Oberösterreich. 

3.  Salzburg  für  Salzburg. 

4.  Gratz    \    j.^  Steiermark. 

5.  Leobenj 

6.  Elagenfurt  für  Eärnthen. 

7.  Laibach        „    Erain. 

8.  Görz  „     Görz  und  Gradiska. 

9.  Rovigno       „     Istrien. 

10.  Triest  „     die  Stadt  und  deren  Gebiet. 

11.  Insbruck 


14.  Feldkirch  für  Vorarlberg. 

15.  Prag 


12.  Botzen       }   für  Tyrol. 

13.  Roveredo 


für  Böhmen. 


16.  Reichenberg 

17.  Eger 

18.  Pilsen 

19.  Budweis 

V.  Kaufmann.  03 
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20.  Brunn  \    j.^  ^^^^^^^ 

21.  Olmützj 

22.  Troppau  für  Schlesien. 

23.  Erakau  ] 

24.  Lemberg  >    für  Galizien  and  Lodomerien  mit  Erakau. 

25.  Brody  J 

26.  Czernowitz      „    Bukowina. 

27.  Zara  | 

28.  Spalato  /    für  Dalmatien. 

29.  Ragusa  j 

Diese  Handels-  und  Gewerbekammern  behalten  vorläufig  ihre 
bisherigen  Bezirke. 

Wo  zufolge  der  politischen  Bezirkseintheilung  die  Grenzen  des  poli- 
tischen Bezirkes  und  des  Uandelskammerbezirkes  nicht  zusammen- 
fallen, wird  der  ganze  politische  Bezirk  jenem  Handelskammerbezirke 
zugewiesen,  in  welchem  der  Sitz  der  politischen  BezirksbehOrde  ge- 
legen ist. 

Andere  Aenderungen  im  Umfange  der  Eammerbezirke,  dann 
Aenderungen  im  Standorte  der  Eammern,  sowie  Aufbebung  bereits 
bestehender  und  die  Errichtung  neuer  Handels-  und  Gewerbekammern 
erfolgen  im  Wege  der  Gesetzgebung. 

wirknngs-  W  ir  kuu  gs  kr  ols. 

kreis. 

§  2. 
A.  Die  Handels-   und  Gewerbekammern  haben  als  berathende 
EOrper  im  Allgemeinen  die  Bestimmung: 

a)  Wünsche  und  Vorschläge  über  alle  Handels-  und  Gewerbe- 
Angelegenbeiten  in  Berathung  zu  nehmen; 

b)  ihre  Wahrnehmungen  und  Vorschläge  über  die  Bedürfnisse 
des  Handels  und  der  Gewerbe,  sowie  über  den  Zustand  der 
Verkehrsmittel,  sowohl  über  erhaltene  Aufforderung  seitens 
der  Ministerien  oder  Landesbehörden,  als  auch  aus  eigner 
Initiative  zur  Eenntniss  der  Behörden  zu  bringen; 

c)  über  Gesetzentwürfe,  welche  die  commerciellen  oder  gewerb- 
lichen Interessen  berühren,  bevor  dieselben  von  der  Regie- 
rung den  gesetzgebenden  Vertretungskörpern  zur  verfas- 
sungsmässigen Behandlung  vorgelegt  werden;   dann 

d)  bei  Errichtung  von  öffentlichen  Anstalten,  welche  die  För- 
derung des  Handels  oder  der  Gewerbe  zum  Zwecke  haben, 


—     355     — 

sowie  bei  wesentlichen  Abänderungen  der  Organisation  der- 
selben ihr  Gntachten  abzageben; 

e)  über  AuiForderung  der  Regierung  und  über  die  von  derselben 
bestimmt  bezeichneten  Gegenstände  mit  einer  oder  mehreren 
Kammern  in  gemeinsame  Berathung  zu  treten. 
B.  Ausserdem  haben  die  Handels-  und  Gewerbekammern  folgende 
besondere  Obliegenheiten  und  Berechtigungen: 

a)  sie  führen  die  Register  über  allo  Personen,  denen  das  Wahl- 
recht für  ihre  Handels-  und  Gewerbekammer  zusteht,  — 
sie  registriren  die  Marken  und  Muster  der  Industrie-Erzeug- 
nisse und  führen  die  vorgeschriebenen  Marken-  und  Muster- 
archive, —  sie  führen  fortlaufende  Nachweisungen  über 
die  protocoUirten  Firmen  und  alle  anderen  Gewerbs-, 
Handels-  und  Yerkehrs-Ünternehmungen,  über  Geld-  und 
Creditinstitute  in  ihrem  Kammerbezirke;  über  die  zur  Han- 
dels- und  Gewerbestatistik  erforderlichen  Daten; 

b)  sie  nehmen  den  durch  besondere  Gesetze  und  Vorschriften 
normirten  Einfluss  auf  die  Prüfung  und  Ernennung  der 
Waaren-  und  Wechselmäkler  (Sensalen),  auf  die  Ernennung 
der  Börsenräthe  und  der  Handeisgerichtsbeisitzer; 

c)  sie  ertheilen  Zeugnisse  über  den  Bestand  von  Handels- 
usancen,  über  Markenprotocollirungen,  vorgelegte  Waaren- 
muster,  dann  über  die  Leistungsfähigkeit  der  Offerenten  für 
Lieferungen  zu  Staatszwecken,  und  sind  über  behördliche 
Aufforderung  hierzu  verpflichtet; 

d)  sie  entscheiden  in  Folge  eines  von  den  Betheiligten  geschlos- 
senen Debereinkommens  und  mit  Beachtung  der  diesbezüg- 
liehen  speciellen  Vorschriften  als  Schiedsgericht  in  Streitig- 
keiten über  Handels-  und  Gewerbeangelenheiten; 

e)  sie  haben  jedes  Jahr,  bis  längstens  Ende  April,  einen  sum- 
marischen Bericht  an  den  Handelsminister  einzusenden,  in 
welchem  die  Wahrnehmungen  über  die  Geschäftsverhältnisse 
im  Allgemeinen,  über  den  Zustand  der  Gewerbe,  des  Han- 
dels und  Verkehrs  ihres  Bezirkes  im  abgelaufenen  Jahre 
dargestellt  sind.  Diesem  Berichte  können  auch  Wünsche 
und  Anträge  beigefügt  werden.  Auch  haben  sie*  von  fünf  zu 
fünf  Jahren  einen  statistischen  Bericht  über  die  gesammten 
volkswirthschaftlichen  Zustände  ihres  Bezirkes  an  den  Han- 
delsminister zu  erstatten. 

23* 
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verhaitniss  Verhältüiss   zu   Staatsbehörden   und   Corporationen.    — 
behorden.  Verkehr  der  Handelskammern  untereinander. 

6egens«itiger 
Verkehr.  §    3. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammern  unterstehen  unmittelbar  dem 
Handelsminister  und  vollziehen  dessen  Anordnungen  in  den  ihrem 
Wirkungskreise  angehörigen  Angelegenheiten;  sie  haben  aber  auch 
den  übrigen  Ministerien  und  den  Behörden  ihrer  Bezirke  auf  Ver- 
langen die  gewünschten  Auskünfte  innerhalb  des  Wirkungskreises 
der  Kammer  zu  erstatten. 

Die  landesfürstlichen  und  die  Gemeindebehörden  ihrer  Bezirke, 
sämmtliche  Gremien  und  Genossenschaften,  gewerbliche,  industrielle 
Handels-  und  Verkehrsunternehmungen,  Versicherungsanstalten,  Spar- 
und  Vorschussvereine,  sowie  die  einzelnen  Gewerbe-,  Handel-  und 
Verkehrtreibenden  sind  verpflichtet,  den  Kammern  über  deren  Ver- 
langen die  zur  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten  erforderlichen  Aus- 
künfte zu  ertheilen,  die  benöthigten  Nachweisungen  zu  liefern  und 
die  Kammern  überhaupt  in  ihrer  Wirksamkeit  zu  unterstützen. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammern  sind  berechtigt,  in  Angele- 
genheiten ihres  Wirkungskreises  untereioander  in  schriftlichen  Verkehr 
zu  treten  und  gemeinsame  Berathungen  zu  pflegen. 

II.  Hauptstuck. 
Zusammensetzung. 

Sectioneu.  SeCtlOUeU. 

§  4. 
Jede  Kammer  zerfällt  in  der  Regel  in  die  Handels-  und  in 
die  Gewerbesection,  in  welche  letztere  die  Angelegenheiten  des 
Bergbaues  gehören;  der  Handelsminister  kann  jedoch  über  Antrag 
der  Kammer  auch  die  Bildung  von  anderen  Sectionen  für  besondere 
Gewerbszweige  bewilligen, 
Mitglieder.  Jcdc  Kammer  besteht  aus  mindestens  16  und  höchstens  48  wirk- 

lichen Mitgliedern  (§  5),  von  denen  eine  bestimmte  Zahl  im  Stand- 
orte der  Kammer  sesshaft  sein  muss.    . 

Der  Handelsminister  bestimmt  hiernach   im  Einvernehmen  mit 
den  einzelnen  Handelskammern  die  Anzahl  dieser   wirklichen  Mit- 
glieder für  jede  derselben,  sowie  für  ihre  Sectionen,  dann  die  Ver- 
hältnisszahl jener  Mitglieder,  welche  im  Standorte  der  Kammer  sess- 
Haiideia  undhaft  seiu  müsson;   ferner   die  Handels-   und  Gewerbeclassen   (Gate- 
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gorieo),  aus  welchen  die  Mitglieder  der  Kammer  zu  wählen  sind.  Gewerbe- 
Der  Kammer  steht  es  frei,  in  den  hier  aufgeführten  Beziehungen  zu  ^''"'"9- 
jeder  Zeit  Abänderungsanträge  zu  steUen* 

Mitglieder. 

§  5. 

Die  Mitglieder  der  Handels-   und  Gewerbekammern  haben  ihre   wirkliche 
Stellen  unentgeltlich  zu  versehen.     Sie  sind  entweder   wirkliche  gp"„dir**endc 
oder  correspondirende.  Mitglieder. 

Die  correspondirenden  Mitglieder  werden  von  der  Kammer 
durch  absolute  Majorität  gewählt;  deren  Anzahl  bestimmt  die  Kammer 
nach  eigenem  Ermessen.  Die  correspondirenden  Mitglieder  können 
ausserhalb  des  Standortes  der  Kammer  und  ausserhalb  des  Kreises 
der  Handel*  und  Gewerbetreibenden  gewählt  werden. 

Sie  können  ^en  Sitzungen  der  Kammer  beigezogen  werden,  haben 
eine  berathende  Stimme,  aber  kein  Stimmrecht  bei  den  Beschluss- 
fassungen der  Kammer. 

Berufung. 


Dirocte  Wahl. 
Amtfldauer. 


§  6. 

Die  Berufung  der  wirklichen  Mitglieder  erfolgt  durch  directe 
Wahl.  Die  wirklichen  Mitglieder  werden  auf  sechs  Jahre  gewählt. 
Nach  Ablauf  von  drei  Jahren  tritt  am  3K  December  die  Hälfte  der 
Mitglieder  nach  der  Beihenfölge  des  Dienstalters  ans,  und  wird  durch 
neue  Wahlen  ersetzt.  Bei  gleichem  Dienstalter  entscheidet  über  den 
Austritt  das  Loos.     Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

Sollten  während  der  Dauer  einer  Wahlperiode  eine  oder  mehrere 
Mitgliederstellen  in  Erledigung  kommen,  so  beruft  die  Kammer  Jene 
als  wirkliche  Mitglieder  ein,  welche  bei  der  letzten  Wahl  die  meisteb 
Stimmen  nach  den  Erstgewählten  erhalten  haben.  Die  so  Einbe- 
rufenen fungiren  nur  bis  zur  nächsten  Wahlperiode. 

Actives  und  passives  Wahlrecht. 

§7- 
Wahlberechtigt  sind:  Actives 

1.  jene  Mitglieder  des  Handels-   und  Gewerbestandes,    welche  Wahlrecht. 
im  Vollgenusse  der  bürgerlichen  Rechte  sind  und  im  Bezirke 
der  Kammer,    für  welche  die  Wahl  stattfindet,  eine  Hand- 
lung,   ein  Gewerbe    oder    einen  Bergbau  selbstständig  oder 
als  öffentliche  Gesellschafter  betreiben,  dann  jene  Personen, 
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welche  als  Vorstände  oder  Directoren  commercielle  oder 
iDdustrielle  ActienaDternehmungeü  leiten,  wenn 
2.  von  den  aufgeführten  Unternehmungen  der  für  die  Wahl- 
berechtigung vo^-geschriebene  Erwerbsteuerbetrag  entrichtet 
wird.  Dieser  Steuerbetrag  wird  für  den  Grosshandel  und 
die  Grossindustrie  mit  mindestens  jährlich  100  fl.  festge- 
setzt, für  alle  übrigen  Categorien  steht  die  Feststellung 
desselben  dem  Handelsminister  im  Einvernehmen  der  be- 
treffenden Kammer  mit  der  Beschränkung  zu,  dass  jeden- 
falls die  Entrichtung  des  dem  Steuercensus  für  die  Wahl- 
berechtigung zum  Landtage  gleichkommenden  Steuerbetrages 
von  den  unter  1.  aufgeführten  Unternehmungen  genügt,  um 
für  die  daselbst  bezeichneten  Personen  die  Wahlberechtigung 
für  die  Handels-  und  Gewerbekammem  zu  begründen. 

Für  Triest    bleiben    bis   zur  Beform  "der  Steuergesetz- 
gebung die  bisher  geltenden  Bestimmungen  über  die  Wahl- 
berechtigung in  Kraft 
Wenn  Frauen  oder  solche  Personen,    die    unter  Vormundschaft 
oder  Guratel  stehen,  im  Alleinbesitze  eines  Geschäftes  sich  befinden, 
so  übt  das  Wahlrecht  in  ihrem  Namen  der  Geschäftsleiter. 

Wer  in  mehreren  Categorien  des  Einen  Kammerbezirkes  wahl- 
berechtigt ist,  kann  nur  in  Einer    derselben    sein  Stimmrecht  aus- 
üben, 
paasives  ^ig  wirkHchc  Mitglieder    können  jene  Mitglieder  des  Handels- 

und Gewerbes tandes  gewählt  werden,  welche 

1 .  österreichische  Staatsbürger  sind,  das  30.  Lebensjahr  zurück- 
gelegt haben  und  seit  mindestens  drei  Jahren  die  Erforder- 
nisse für  das  active  Wahlrecht  besitzen,  dann 

2.  ihren  regelmässigen  Wohnsitz  im  Bezirke  der  Kammer 
haben. 

Als  wirkliche  Mitglieder  der  Handels-  und  Gewerbekammer  in 
Triest  können  auch  Nichtösterreicber,  wenn  sie  die  übrigen  Erfor- 
dernisse für  das  passive  Wahlrecht  besitzen,  gewählt  werden;  doch 
darf  die  Anzahl  der  Letzteren  ein  Dritttheil  sämmtlicher  wirklicher 
Mitglieder  der  Kammer  nicht  übersteigen. 

Ausgeschlossen  von  der  Ausübung  des  activen  und  passiven 
Wahlrechtes  sind: 

Diejenigen  Personen,  welche  nach  den  bestehenden  Gesetzen  von 
der  Ausübung  des  activen  und  passiven  Wahlrechtes  in  der  Ge- 
meinde ausgeschlossen  sind« 
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Wahlcommission.    Wahllisten.    Ausschreibung  der  Wahl. 

§  8. 

Zur  Einleitung  und  Durchführung  der  Wahlen  wird  eine  Wahl-  ^***'; 
commission  durch  die  politische  Landesbehörde  bestellt.  Den  Vor- 
sitz in  der  Wahlcommission  führt  ein  vom  Handelsminister  ernannter 
Gommissär.  Die  Wahlcommission  besteht  aus  Einem  Mitgliede  des 
Gemeinderathes  am  Standorte  der  Kammer,  aus  einem  oder  mehreren 
Vertretern  der  Kammer,  und  wo  eine  Kammer  noch  nicht  besteht, 
ans  einigen  Vertrauensmännern  des  Handels-  und  Gewerbestandes 
des  Bezirkes,  endlich  aus  einem  Schriftführer. 

Die  Wahlcommission  verfasst  dort,  wo  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern bereits  bestehen,  auf  Grund  der  von  der  Kammer  geführten 
Register  (§  2,  B  a),  wo  aber  Handels-  und  Gewerbekammern  noch 
nicht  bestehen,  auf  Grundlage  der  zu  Gebote  stehenden  amtlichen 
Behelfe  die  Listen  der -Wahlberechtigten  und  legt  dieselben  wahiusten. 
unter  Festsetzung  einer  Fallfrist  von  14  Tagen,  zur  Anbringung  all- 
fälliger Einsprüche  öffentlich  auf. 

Ueber  diese  Einsprüche  entscheidet  die  Wahlcommission  und  Ausschrei- 
giebt  ihre  Entscheidung  den  Reclamanten  bekannt.  Sie  verfasst  so-  ^""* 
nach  die  berichtigte  Wählerliste,  fertigt  auf  Grund  derselben  die 
Legitimationskarten  nebst  den  Stimmzetteln  für  den  Wahlact  aus 
und  sendet  diese  mit  der  Wahlausschreibung,  welche  die  Anzahl  und 
Gategorie  der  zu  wählenden  Mitglieder,  sowie  Tag  und  Stunde  der 
Wahl  enthält,  den  Wahlberechtigten  zu. 


Wahl. 


Wahlact. 

§9. 

Die  Wahl  selbst  geschieht  öffentlich,  und  zwar  nach  dem  Willen 
des  Wählers  entweder  durch  mündliche  Abstimmung  oder  durch 
Einsendung  der  vom  Wähler  unterschriebenen  Stimmzettel. 

Jede  Handels-  und  Gewerbsclasse  (Gategorie  §  4)  wählt  selbst- 
ständig die  auf  sie  entfallende  Zahl  von  Mitgliedern  in  die  Kammer. 

Eine  Gumnlirung  der  Stimmen  verschiedener  Wählercategorien 
findet  nicht  statt.  Die  Wahlen  des  Handels-  und  des  Gewerbestandes 
können  in  angemessenen,  von  der  Wahlcommission  zu  bestimmenden 
Zwischenräumen  vorgenommen  werden.  Unter  den  für  die  bezügliche 
Gategorie  Wählbaren  entscheidet  die  relative  Stimmenmehrheit.  Bei 
gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  das  von  einem  Mitgliede  der  Wahl- 
commission gezogene  Loos. 


Wahlact 
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Alle  der  WablcommissioD  zastehenden  EntscheidaDgen  sind  ead- 

giltig. 

Das  Ergebniss  der  Wahl  wird  von  der  Wahlcommission  amtlich 
bekannt  gemacht. 

Anzeige  der  Wahlen.     Wahlannahme. 

§  10. 
An7.eigeder         j)jg  gewählten  Mitglieder  werden  von   der   auf   sie    gefallenen 

Wahlen.       rrr  m 

Wahl-  Wahl  durch  die  Wahlcommission  verständigt.  Ist  binnen  8  Tagen, 
annähme,  y^jj^  TsLgQ  dcr  ausgewiescnen  persönlichen  Verständigung  an  gerech- 
net, vom  Gewählten  eine  Erklärung  der  Annahme  der  Wahl  bei  der 
Wahlcommission  nicht  eingelangt,  so  wird  derjenige  als  gewählt  an- 
gesehen, welcher  nach  ihm  in  derselben  Gategorie  die  meisten  Stimmen 
erhalten  hat. 

Die  gewählten  Mitglieder  sind  unter  Angabe  ihrer  Gategorie  von 
der  Wahlcommission  im  Wege  der  politischen  Landesbehörde  dem 
Handelsminister  anzuzeigen. 

Suspendirung.     Ausschliessung. 

§  11. 
suspendi-  Wenn  in  der  Person  eines  Mitgliedes  Verhältnisse  eintreten,  die 

Jchucssung.  dasselbe  von  der  Berufung  ausgeschlossen  haben  würden  (§  7),  so 
hat  dies  den  Austritt  des  Mitgliedes  aus  der  Kammer  zur  Folge. 

Mitglieder,  welche  wegen  einer  die  Ausschliessung  von  der 
Wählbarkeit  begründenden  strafbaren  Handlung  (§  7)  in  Untersuchung 
gezogen  worden,  dann  jene,  welche  in  das  Concurs-  oder  Ausgleichs- 
verfahren verfallen,  bleiben  während  der  Dauer  der  Untersuchung, 
beziehungsweise  der  Verhandlung,  suspendirt. 

Ein  wirkliches  Mitglied  kann  wegen  auffallender  Vernachlässigung 
seiner  Pflichten  durch  einen  Eammerbeschluss  zum  Austritte  ver- 
halten werden.  Für  diesen  Beschluss  muss  mehr  als  die  Hälfte  der 
Mitglieder  der  Kammer  gestimmt  haben. 

In  wiefern  ein  Mandat  bei  andauernder  Verhinderung,  die  von 
der  Kammer  als  nicht  gerechtfertigt  angesehen  wird,  als  erloschen 
angesehen  werden  kann,  bestimmt  die  Geschäftsordnung  (§  19). 

Eröffnung.  Eröffnuug.     Gonstituiruug. 

Constitui- 

™nK-  §     12. 

Der  Handelsminister  bestimmt  Tag  und  Stunde  der  Eröffnung, 
beziehungsweise  Gonstituiruug  neu  gewählter  Kammern.  « 
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Die  Eröffnung  erfolgt  durch  einen  Bevollmächtigten  dieses 
Ministers,  der  sodann  den  Vorsitz  dem  an  Lebensjahren  ältesten 
Mitgliede  der  Kammer  übergiebt. 

III.  Hauptstuck. 
Die  Oeschaftsfnhrnng.  Geschäfts 

fiibruog. 

Präsident  and   Vicepräsident. 

§  13. 
Jede  Handels-  und  Gewerbekammer  wählt  nach  ihrer  Consti-  i*r*siden'en- 
tttiruDg,  und  in  der  Folge  immer  in  der   ersten  Sitzung  eines  jeden 
Jahres  auf  die  Dauer  dieses  Jahres  aus  ihrer  Mitte  mittelst  Stimm- 
zettel durch  absolute  Stimmenmehrheit  einen  Präsidenten  und  einen 
Yicepräsidenten. 

Beide  Vorsteher  können  wieder  gewählt  werden. 

Der  Präsident  und  der  Vicepräsident  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer in  Triest  (§  7)  müssen  österreichische  Staatsbürger  sein. 

Für  den  Fall,  als  der  Präsident  und  der  Vicepräsident  an  der 
Vorstehung  verhindert  sein  sollten,  wählt  die  Kammer  einen  provi- 
sorischen Vorsitzenden  für  die  Dauer  der  Verhinderung. 

Die  Wahl  der  ständigen  Vorsteher,  wie  auch  deren  Wiederwahl 
unterliegt  der  Bestätigung  des  Handelsministers.  Die  Vorsteher 
fungiren  so  lange,  bis  die  Bestätigung  der  Neuwahl  oder  der  Wieder- 
wahl von  Seite  des  Haüdelsministers  erfolgt  ist. 

Secretär  und  Hilfspersonal. 

Zur  Besorgung  der  Concepts-,  Kanzlei-  und  Gassageschäfte  er-   secreuir. 
nennt  jede  Handels-   und  Gewerbekammer  ausserhalb   des  Kreises 
ihrer   Mitglieder    einen    fachwissenschaftlich    gebildeteo,    besoldeten 
Secretär  und  das  erforderliche  besoldete  Hilfspersonal  (§  20).     Der     ""f»- 
Secretär  und  das  Hilfspersonal  empfangen  ihre  Geschäftszuweisung 
durch  den  Präsidenten. 


personal. 


Rechte  und  Obliegenheiten  des  Präsidenten. 

§  15. 
Der  Präsident  allein  ist  der  gesetzliche  Vertreter  der  Kammer.   Präj»idium. 

£r  bestimmt  die  Berathuugsgegenstände  der  Sitzungen,  sowie  deren 

Reihenrolge.   Er  ist  für  die  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften, 

namentlich  für  die  Einhaltung  des  Wirkungskreises  der  Kammer  und 
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für  die  Befolgung  der  Geschäftsordnung  (§  19),  sowie  für  die  Voll- 
ziehung der  Beschlösse  und  Anordnungen  der  Kammer  verantwort- 
lich. Glaubt  er  diese  Verantwortlichkeit  für  die  Vollziehung  irgend 
eines  Eammerbeschlusses  nicht  übernehmen  zu  können,  so  kann  er 
denselben  sistiren,  muss  jedoch  den  Fragestand  entweder  sofort  oder 
nach  wiederholter  Berathung  in  der  Kammer  dem  Handel  minister 
vorlegen.  Er  fertigt  alle  Erlässe  und  Mittheilungen  unter  Mitzeicb- 
nung  des  Secretärs  aus. 

In  allen  Fällen  der  Verhinderung  oder  der  Abwesenheit  des 
Präsidenten  gehen  dessen  Rechte  und  Obliegenheiten  an  den  Vice- 
Präsidenten,  und  wenn  auch  letzterer  verhindert  oder  abwesend  sein 
sollte,  an  den  provisorischen  Präsidenten  (§  13)  über. 

Obliegenheiten  der  wirklichen  Mitglieder. 

§  16. 
Pflichten  der         £)ie  wirklichen  Mitglieder  sind  verpflichtet: 

den  Sitzungen  beizuwohnen,  die  ihnen  zugewiesenen  Bericht- 
erstattungen auszuarbeiten,  Wahlen  im  Ausschusse  an- 
zunehmen. 

Sitzungen. 

§  17. 
Die    Sitzungen    der    Kammer    sind    ordentliche    und    ausser- 
ordentliche. 
^s'^rnller  ^^®  ordentlichen  Sitzungen  finden,   falls  Berathungsgegenstände 

vorliegen,   jeden   Monat  wenigstens  Einmal,    die   ausserordentlichen 
entweder  über  Aufforderung  des  Handelsministers  oder  des  Kammer- 
Tages-     Präsidenten    oder   über  Begehren   von  mindestens   einem  Drittheile 
Ordnung.    ^^^  wirklichcu  Mitglieder  statt.     In  der  Regel  ist  bei  den  Sitzungen 
Berathung.  dic  Bcrathung  auf  das  Programm  zu  beschränken,  welches  der  Prä- 
sident den  Mitgliedern  einige  Tage  vor  der  Sitzung  znfertigt.  Durch 
Beschluss  der  Kammer  als  dringlich  erkannte  Gegenstände  können 
jedoch  in  jeder  Sitzung  in  Verhandlung  genommen  werden. 
Protocoii.  üeber  die  Berathungen  jeder  Sitzung  ist  ein  Protokoll  mit  ge- 

nauer Angabe  der  Anwesenden  und  Abstimmenden  aufzunehmen  und 
vom  Vorsitzenden  und  dem  Schriftführer  zu  unterzeichnen.  Jedem 
Abstimmenden  steht  es  frei,  seine  in  der  Sitzung  vorgebrachte 
Meinung  abgesondert  zu  Protocoii  zu  geben  oder  demselben  schriftlich 
beizulegen, 
oeffenuich-  j)[q  Verhandlungen    der  Kammer   sind    in  der  Regel   öffentlich- 
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Aasgenommen  hiervon  sind  Aufträge  oder  Mittheilnngen  der  Be- 
hörden tind  die  Berathimgen  über  dieselben,  wenn  deren  Geheim- 
haltung von  den  Behörden  verlangt  wurde;  —  dann  Berathungen 
über  Personal-  und  solche  Angelegenheiten,  für  welche  die  Mehrheit 
der  anwesenden  Mitglieder  eine  vertrauliche  Sitzung  begehrt;  endlich 
Berathungen  über  die  Fällung  der  ürtheile  in  den  von  dem  Schieds- 
gerichte der  Kammer  verhandelten  Streitigkeiten. 

lieber  Angelegenheiten,  welche  das  Budget  der  Kammer  be- 
lasten, kann  nur  in  einer  öffentlichen  Sitzung  berathen  und  be- 
schlossen werden. 

Die  Sitznngsprotocolle  über  die  öffentlichen  Sitzungen  sind  durch 
den  Druck  zu  veröffentlichen. 

Beschlüsse. 

§  18. 
Zu  einem  gültigen  Beschlüsse  der  Kammer  ist  die  Anwesenheit  Beschlüsse. 
von  mindestens  der  Hälfte  der  wirklichen  Mitglieder  nothwendig. 
Die  Beschlüsse  der  Kammer  werden  nur  in  den  Plenarversamm- 
lungen,  nnd  zwar  nach  absoluter  Mehrheit,  gefasst.  Bei  gleichge- 
theilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  wel- 
cher der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Geschäftsordnung. 

§  19. 
Jede  Handels-  und  Gewerbekammer  kann  Ausschüsse  zur  Vor-  Geschäfts- 
berathang nnd  Berichterstattung  an  das  Plenum  der   Versammlung 
wählen. 

Die  näheren  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Geschäftsführung 
enthält  die  Geschäftsordnung,  welche  sich  jede  Kammer  auf  Grund- 
lage des  vorliegenden  Gesetzes  entwirft,  durch  Kammerbesehluss  end- 
gültig festsetzt  und  dem  Handelsminister  mittheilt. 

Landesfürstlicher  Gommissär. 

§  20. 
Der   Handelsminister   ernennt   einen    Gommissär,    welcher   den  Landesfürst- 
Plenarsitzungen  der  Kammer  beizuwohnen  berechtigt  ist.    Derselbe    missinr. 
kann  jederzeit  das  Wort  verlangen;  ein  Stimmrecht  steht  ihm  jedoch 
nicht  zu. 


Pensions- 
fonds. 
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IV.  Hauptstack. 
'*^*'*"  Kostenaufwand. 

Eostenvoranschlag.     Bedeckang.     RecfannngBlegnng. 

§  21. 

Voranschlag.  Uebcr  dcD  erforderlicfaeii  Kostenaufwand  entwirft  jede  Handels- 
and Gewerbekammer  alljährlich  einen  Voranschlag  und  legt  ihn  im 
Wege  der  politischen  Landesbehörde  längstens  bis  Ende  September 
dem  Handelsminister  zur  Genehmigung  vor. 

Zur  Bildung  eines  Pensionsfonds  für  die  von  der  Kammer  de- 
finitiv angestellten  Beamten  und  Diener  kann  die  Kammer  ihrerseits 
einen  Betrag  bis  zur  Höhe  von  5  pGt.  der  gesammten  Kammer- 
kosten in  den  Voranschlag  einstellen.  Die  weiteren  Modalitäten  be- 
züglich der  Pensionirung  werden  von  der  Kammer  festgestellt  and 
dem  Handelsminister  zur  Genehmigung  vorgelegt, 
uedcckung.  Jq  Ermaugelung  eigener,  zureichender  Einkünfte  einer  Handels- 

nnd  Gewerbekammer  wird  der  unbedeckte  Betrag  des  genehmigten 
Voranschlages  nach  der  directen  Steuer,  welche  von  dem  Bergbau, 
dem  Gewerbe-  und  Handelsbetriebe  entrichtet  wird,  auf  alle  Wahl- 
berechtigten des  Kammerbezirkes  gleichförmig  umgelegt,  zugleich  mit 
ihr  eingehoben  und  an  die  Kammer  abgeführt. 

Wo  es  einer  Handels-  und  Gewerbekammer  an  eigenen  oder 
ihr  unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellten  Räumlichkeiten  und  den 
erforderlichen  Einrichtungsstücken  gebricht,  bleibt  die  Gemeinde  des 
Standortes  der  Kammer  verpflichtet,  den  Abgang  auf  ihre  Kosten 
beizuschaifen. 
Rechnungß-  Jq^q  Handcls-  uud  Gewerbekammer   führt  Rechnung  über  ihre 

Einnahmen  und  Ausgaben,  legt  jährlich  längstens  bis  Ende  März 
den  Rechnungsabschluss  für  das  abgelaufene  Jahr  dem  Handels- 
minister vor  und  veröffentlicht  denselben,  sobald  er  vom  Minister 
richtig  gestellt  worden  ist. 

Porto.     Stempel. 

§  22. 
Porto.  X)ie  Correspondenz  der  Handels-  und  Gewerbekammem  mit  dem 

Handelsminister  und  anderen  Behörden,  dann  mit  den  Gemeinden, 
sowie  der  Handels-  und  Gewerbekammern  unter  einander  und  in 
Wahlangelegenheiten  zwischen  der  W'ahlcommission  und  den  Wählern 
ist  portofrei. 
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Die   Handels-    und    Gewerbekammern    sind    Tücksiehtlich    der    Stempel. 
Stempelpflicht  ihrer  amtlichen  Acte  gleich  den  öffentlichen  Behörden 
zn  behandeln. 

V.  Hauptstack. 

Auflösung  der  Kanmiern. 

§  23. 

Die  Handels-    und  Gewerbekammern    können    durch  Verfügung  Auflösung. 
des  Handelsministers  aufgelöst  werden;  sie  sind  aber  jedenfalls  dann 
aufzulösen,  sobald  zwei  Dritttheile  ihrer  wirklichen  Mitglieder  darch 
den  Austritt  oder  Tod  ausgeschieden  sind. 

In  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Falle   sind  jedoch  die  Neu- 
wahlen längstens  innerhalb  drei  Monaten  vorzunehmen. 


Nach  den  Landtags  Wahlordnungen  vom  Jahre  1861  und  dem 
Verfassungsgesetz  von  1873  über  directe  Wahlen  in  den  Reichsrath 
bilden  die  Handelskammern  eigene  Wahlkörper,  oder  sie  wählen  mit 
den  Städten  zusammen  und  entsenden  Abgeordnete  in  die  Landtage 
und  in  das  Abgeordnetenhaus  des  Reichsrathes  und  zwar: 

Landtag         Reichsrath  mit  den 

__.  11  •     •        Städten  zu- 

Wien  4  2  .  »»«">  '"      sammen  in 

Linz  3  1  '^«"I'«'«^*««  den  Reichs- 

Eiagenfart  3  1 

Gratz  3  1         Salzburg  2  1 

Leoben  3  1        Innsbruck  1  1 

Triest  —  1         ^®^®°  ^  ^ 

Prag  4  2        Roveredo  1  1 

Reichenberg         4  2        L^'^'^'^''  2  1 


Eger  3  1 


Görz  2  1 


Pilsen  2  1        ^0"'«'^»  ^  1 

Budweis  2  1         Troppau  2  1 


Brunn  3  2 


Zara  1  1 


Olmfitz  3  1        K*fsau.Spa- 

Czernowitz  2  1          l«^*«  ==««•>>«         1               1 

Brody  1  1 

Lemberg  1  1 

Erakaa  1  I 


Feldkirch  —  1 
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HandeU- 

undGewerb«- 

kammer  für 

Oesterreich 

unter  der 

Enns. 

Constitui- 

rung. 


Alters- 
präsident. 


Präsidium. 


Amtsdauer 

der 
Mitglieder. 


b.  Geschäftsordnung  für  die  Handels-  und  Gewerbekammer  des  Erz- 
herzogthumes  Oesterreich  unter  der  Enns."^) 

I.  Gonstituirang  der  Kammer. 

§  1- 

Nach  Beendigang  der  in  deo  §§  8  bis  10  des  Gesetzes  vom 
29.  Juni  1868  der  Wahlcommission  übertragenen  Functionen  treten 
die  neugewählten  Mitglieder  über  Aufforderung  des  Bevollmächtigten 
des  Handelsministers  zu  der  im  §  12  des  Gesetzes  angeordneten 
Constituirung  zusammen,  bei  welcher  der  Vorsitz  dem  an  Jahren 
ältesten  Mitgliede  übertragen  wird. 

Dieser  Alters-Präsident  fuhrt  sein  Amt  bis  zum  Einlangen  der 
Bestätigung  des  definitiven  Präsidiums,  zu  dessen  Wahl  nach  der 
Constituirung  zu  schreiten  ist  (§  13  des  Gesetzes). 

§  2. 

Im  Monat  Januar  jeden  Jahres  tritt  die  Kammer  zur  Neuwahl 
des  Präsidenten  und  des  Vice- Präsidenten  zusammen.  Diese  Wahl- 
acte  sind  vor  Erledigung  jedes  anderen  Theiles  der  Tagesordnung 
vorzunehmen. 

Bis  die  Bestätigung  der  Wahl  des  Präsidiums  von  Seite  des 
Handelsministers  erfolgt  ist,  führen  die  früheren  Vorstände  ihr  Amt 
fort.  Für  den  Fall  der  Verhinderung  werden  die  Functionen  des 
Präsidiums  von  dem  früheren   provisorischen  Vorsitzenden  ausgeübt. 

In  Ermangelung  eines  solchen  ist  zur  Vornahme  der  Wahl  eines 
provisorischen  Vorsitzenden  die  Kammer  unverzüglich  von  dem  an 
Jahren  ältesten  Mitgliede  zu  berufen,  welchem  bis  dahin  die  Leitung 
der  Kammergeschäfte  obliegt. 

§  3. 
Das  Mandat  der    wirklichen    Mitglieder,    welches    sechs  Jahre 
dauert,    beginnt  am  1.  Januar  des  ersten  und  erlischt  am  31.  De- 
cember  des  sechsten  Jahres. 

§4. 
In  jenen  Jahren,  wo  eine  Erneuerungswahl  gesetzlich  stattfindet 
(§  6  K.  G.)    hat    das  Präsidium    in    der    ersten  Plenar-Sitzung    im 
Monate    September    die  Namen   der  Mitglieder   bekannt    zu    geben, 
deren  Mandat  in  dieser  Wahlperiode  zu  Ende  geht. 


*)  Beschlossen  in  der  Plenar-Sitzungf  der  Kammer  am  25  November  1S68,  vom 
k.  k.  Handels-Ministerium  zur  Kenntniss  genommen  mit  dem  Erlasse  vom  30.  No- 
vember 1868,  Z.  21068— 2005.  (Mitgetheilt  als  Beispiel  für  die  Geschäftsordnung  der 
österreichischen  Handels-  und  Gewerbekam mero.) 
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• 

In  der  ersten  Wahlperiode  nach  vollständiger  Neuwahl  der 
Kammer  erfolgt  im  dritten  Jahre  in  der  ersten  September-Sitzung 
durch  das  Loos  die  Bezeichnung  der  zum  Austritt  am  Jahresschluss 
bestimmten  Hitglieder. 

§5. 

Werden  im  Laufe  einer  Wahlperiode  Mitgliederstelleu  erledigt,, 
so  hat  die  Kammer  sofort  die  Einberufung  der  Nachmänner  zu  ver- 
anlassen (§  6  K.  6.).  Die  Einberufenen  treten  ihr  Amt  nach  er- 
folgter schriftlicher  Erklärung  der  Annahme  des  Mandats  an  und 
fungiren  bis  zum  Ablauf  der  Wahlperiode,  in  welcher  sie  gewählt 
worden  sind. 

§6. 
Das  Verzeichniss  der  Mitglieder,  sowie  jede  im  Laufe  des  Jahres 
erfolgende  Veränderung,  ist  durch  das  Hauptblatt  der  „Wiener  Zei- 
tung^ zu  veröffentlichen  und  dem  Handelsminister  zur  Kenntniss  zu 
bringen. 

II.  Pflichten  der  Mitglieder.  pflichten  der 

Mitglieder. 

§7- 
Die  Mitglieder  haben  die  Verpflichtung,    an  den  Verhandlungen  sit«u«geo. 
und  Arbeiten  der  Kammer,  sowohl  im  Plenum  als  in  den  Seotionen, 
zu  deren  Sitzungen  sie  eingeladen  wurden,  regelmässig  theilzunehmen, 
die   ihnen    zugewiesenen  Berichterstattungen  auszuarbeiten  und  den 
auf  sie  fallenden  Wahlen  in  die  einzelnen  Sectionen  Folge  zu  geben. 

§8.  . 
Von  der  Verhinderung,  in  der  Plenar- Versammlung  zu  erschei- 
nen, ist  das  Kammer-Präsidium  rechtzeitig  in  Kenntniss  zu  setzen. 
Urlaubsgesuche  für  die  Dauer  eines  Monats  erledigt  das  Präsidium, 
unter  nachträglicher  Bekanntgabe  an  das  Plenum;  Urlaubsgesuche 
auf  längere  Zeit  sind  von  der  Zustimmung  d«s  Plenums  abhängig. 

§  9. 

Mitglieder,  welche  bei  mehr  als  drei  aufeinander  folgenden  Plenar-  ordnongs- 
Sitzungen    ohne  Anzeige  wegbleiben,    oder  sonst  ihre  Obliegenheiten 
in  auffallender  Weise  vernachlässigen,  sind  vom  Präsidium  schriftlich 
aufzufordern,  den  Pflichten  ihres  Mandates  nachzukommen. 

Bleibt  diese  Aufforderung  unberücksichtigt,  so  ist  vom  Präsidium 
Mittheilnng  in  der  Plenar- Versammlung  zu  machen  und  von  dieser 
mit  Rücksicht  auf  §  11  K.  6.  der  geeignete  Beschluss  zu  fassen. 

Das  Plenum  der  Kammer  überwacht  auch  die  übrigen  Anlässe, 


—     368     — 

welche  nach  §  11  E.  6.  die  Suspendirang  oder  AasschliessuDg  eines 
Mitgliedes  zur  Folge  haben. 

§  10. 
controieur.  Gleichzeitig   mit   dem  Präsidium    wählt   die  Kammer    aus   den 

wirklichen  Mitgliedern  Eines,  welches  die  GontroUe  über  sämmtliche 
bei  der  Kammer  befindliche  Fonds  und  über  die  Cassabücher  führt, 
und  die  Mitsperre  der  Hauptcasse  hat. 

Kammer-  III.     Kamm  0  r-B  ureau.  * 

Bnreau. 

§     11. 

secretair.  j)^^  Kammcf-Secretair  besorgt  alleConcepts-,  Kanzlei-  und  Gassen- 

Geschäfte,    wobei  er  über  das  gesammte  Bureau  -  Personal    verfügt. 
Ihm  ist  die  Aufsicht  über  das  Archiv,   die  Bibliothek,   die  Marken- 
Muster-  und  Modellen-Sammlung  übertragen. 
HiifH-  Der  Secretair  und  das  Hilfspersonal  empfangen  ihre  Geschäfts- 

peraonai.    ^uwcisungcn  durch  den  Präsidenten. 

Alle  Schriftstücke,  die  von  der  Kammer  ausgehen,  werden  nach 
der  Unterschrift  des  Präsidenten  vom  Secretair  mitgezeichnet. 

Geschäfts-  IV.     Gc  sch  ä  ftsbchau  dlun  g. 

behandhing. 

§  12. 

Jede  an  die  Kammer  gelangende  Zuschrift  oder  Eingabe,  so  wie 
auch  jede  Erledigung  derselben,  ist  der  nächsten  Plenar-Versammlung 
bekannt  zu  geben. 

Eine  Ausnahme  kann  nur  bezüglich  solcher  Schriftstücke  statt- 
finden, die  regelmässig  wiederkehrende  Mittheilungen  enthalten,  oder 
Gegenstände  betreifen,  welche  ohne  alle  Bedeutung  für  das  Plenum 
der  Kammer  sind. 

§  13. 
Einlaufe.  Das  Präsidium  weist  die  Einlaufe    sogleich  nach  Einlangen  zur 

Vorberathung  an  die  Section  (§  14),  in  deren  Ressort  dieselben  fallen. 
Die  Zu^weisung  erfolgt  zu  Händen  des  Obmannes  der  Section.  In 
dringenden  Fällen  ist  das  Präsidium  berechtigt,  einzelne  Mitglieder 
mit  der  directen  Berichterstattung  über  einen  Gegenstand  an  das 
Plenum  der  Kammer,  zu  beauftragen. 

§  14. 
sectionen.  Zum  Behufc  gründlicher  Vorberathung   der  Verhandlungsgegen- 

stände theilen  sieb  die  Kammermitglieder  in  fünf  Abtheilungen  (Sec- 
tionen), und  zwar: 
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1.  Section,  für  Handels-  nnd  Gewerbegesetzgebang,  Marken- 
und  Musterschutz,  Privilegien,  Geld-,  Münz-,  Maass-  Bnd  Gewichts- 
wesen, Actiengesellschaften,  Erwerbs-  und  wirthschaftliche  Vereine, 
Angelegenheiten  der  Handelstage,  Kammer-Budget. 

2.  Section,  ,für  gewerbliche  Genossenschaften,  Vereine  und 
Unterrichtsanstalten,  Förderungsmittel  des  technischen  Fortschrittes, 
Industrie-Ausstellungen,  Eammer-Bibliothek. 

3.  Section,  für  Zollwesen  und  Gommunicationen. 

4.  Section,  für  Export -Angelegenheiten,  Messen  und  Märkte, 
Consulate,  Handels-  und  Schiiffahrtsverträge. 

5.  Section,  für  Statistik  und  Jahresberichte,  Handels- Usancen, 
Börsenangelegenheiten,  Seidentrocknungsanstalt,  Preiserhebungen  für 
das  Aerar  und  öffentliche  Anstalten,  Certificate  für  Lieferungswerber, 
Personal- Angelegenheiten  von  Handel-  und  Gewerbetreibenden. 

§  15.. 

Jede   Section  hat  aus  wenigstens  neun  Mitgliedern  zu  bestehen.   Mit«»eder 

Sie  wird  durch  freie  Einzeichnung  der  Mitglieder  gebildet,  welche  sectionen. 
alljährlich  innerhalb    acht  Tagen   nach  der  ersten  Plenarsitzung   zu 
geschehen  hat. 

Wird  die  vorgeschriebene  Zahl  durch  freien  Beitritt  nicht  erreicht, 
so  sind  die  Mitglieder  in  der  nächsten  Eammersitzung  vom  Präsi- 
denten zur  Ergänzung  aufzufordern,  und  bleibt  auch  diese  Auffor- 
derung fruchtlos,  so  hat  die  Berufung  in  die  Section  durch  eine 
Wahl  der  Kammer  zu  erfolgen. 

Jedes  Mitglied  ist  verpflichtet,  sich  mindestens  in  Eine  Section 
einzuzeichnen,   kann  aber  zum  Beitritte  in  mehr  als  zwei  Sectionen 

nicht  angehalten  werden. 

§  16. 
Jede  Section  wählt  alijährlich,  und  zwar  in  der  ersten  Sitzung    obmann. 
des  Jahres,  aus  ihrer  Mitte  einen  Obmann  und  einen  Obmann-Stell- 
vertreter.    Diese    Wahlen    sind    durch    das  Präsidium    dem  Plenum 

bekannt  zu  geben. 

§  17. 
Der    Sections  -  Obmann    verfügt   die  Zutheilung   der   in  seinen  wirkung«- 
Wirkungskreis  gehörigen  Actenstücke  an  die  einzelnen  Sections-Mit-   obmanns. 
glieder,  zur  Bearbeitung  und  Berichterstattung  an  die  Section.     Er 
hat  darüber  zu  wachen,  dass  jedes  Geschäftsstück  binnen  einer  an- 
gemessenen Frist  zur  Berichterstattung  gelangt.     Die  Section  kann 
auch    zur  Vorberathung   aus  ihrer  Mitte    ein  Sub-Gomit6    wählen, 
welches  der  Section  zu  referiren  hat.  . 

T.  Kanfmann.  24 
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§  18. 
sections-  ß^^   Sectlons  -  Referent   übernimmt   in   der  Regel   die  Berieht- 

erstattong  und  die  Vertretung  des  Sectionsbeschlnsses  im  Plenum 
der  Kammer.  Erfolgt  diese  Berichterstattung  blos  mündlich,  so 
muss  der  Referent  doch  seine  Anträge  dem  Kammer -Präsidenten 
vor  der  Abstimmung  schriftlich  übergeben. 

Die  Section  kann  die  schriftliche  Berichterstattung  für  das 
Plenum  auch  durch  das  Kammer -Bureau  veranlassen;  in  diesem 
Falle  ist  der  Bericht  vom  Sections -Obmanne  zu  verificiren  und  zu 
unterfertigen. 

§  19. 
Abstimmung.         Dio   Sectioneu    entscheiden    nach    absoluter   Stimmenmehrheit. 
Zur  Gültigkeit   eines  Sections-Beschlusses   ist   die  Anwesenheit  von 
fünf  Mitgliedern  erforderlich. 

§  20. 
sachver-  Die  Scctioneu  haben  das  Recht,  ihren  Berathungen  sowohl  die 

standige.    ß^j-p^gp^jj^ir^Q^^Q  Mitglieder  der  Kammer  als  auch  Sachverständige 

ausserhalb  der  Kammer  beizuziehen.  Die  Einladungen  können  nur 
durch  das  Kammer-Präsidium  erfolgen. 

Der  Zutritt  zu  den  Sections- Verhandlungen  steht  den  nicht 
zur  Section  gehörigen  Kammer -Mitgliedern  jederzeit  frei.  An  der 
Debatte  und  an  der  Abstimmung  können  sich  aber  nur  die  Sections- 
Mitglieder  betheiligen. 

§  21. 
Sitzungen.  Tag    uud    Stundc    der    Sections  -  Sitzungen    und    die    Tages- 

Tases- 

Ordnung.  Orduung  derselben  werden  vom  Sections -Obmanne  festgestellt  Die 
Einladung  zu  den  Sitzungen  erfolgt  schriftlich  durch  das  Kammer- 
Bureau. 

§  22. 
commis-  Dem  Plenum    der  Kammer  steht  es  zu,    für   die  Vorberathung 

aion<^-     von  Geschäftsstücken  auch  besondere  Gommissionen  zu  berufen. 

§  23. 
sitxnngfixeit.         Dio    ordeutUchen  Sitzungen  der  Kammer    werden  in  der  Regel 
an  einem  Mittwoch  jeden  Monats  (Festtage  ausgenommen),   Abends 
6  ühr,  abgehalten. 

Ausserordentliche  Sitzungen  können  von  Präsidium  jederzeit 
einberufen  werden. 

Die  über  Aufforderung  des  Handelsministers  oder  auf  An- 
trag    von     mindestens     einem     Dritttheile      der    wirklichen     Mit- 
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glieder  abzahaltenden  Sitzungen  (§  17  E.  G.)  sind  mit  Rücksicht 
auf  die  etwa  nöthigen  Vorarbeiten  innerhalb  der  kürzesten  Frist 
einzuberufen. 

§  24. 

Die  Einladung   der   wirklichen   und   der  in  Wien    oder   dessen  »«Ladung. 
Umgebung  wohnhaften  correspondirenden  Mitglieder  zu  den  Plenar- 
Versammlungen   erfolgt   unter   gleichzeitiger  Bekanntgabe   der  vom 
Präsidium    festgestellten    Tages  -  Ordnung    schriftlich     durch    das 
Kammer-Bureau.  * 

Tag  und  Stunde  der  öffentlichen  Sitzung,  sowie  die  Tages- 
ordnung derselben,  sind  rechtzeitig  bekannt  zu  machen. 

§  25. 
Der   Präsident   eröffnet   die  Sitzung   zur   festgesetzten  Stunde     '^■k**- 
mit  der  Mittheilung  der  an  die  Kammer  gelangten  Einlaufe.     Diese 
Mittheilung   erfolgt  je   nach  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  voll- 
inhaltlich oder  auszugsweise. 

§  26. 

Hierauf  folgt  die  Bekanntmachung  neu  angemeldeter  und  die  Be-    ^'p«*- 
antwortung  früherer  Interpellationen. 

Die  Interpellationen  können  nur  an  den  Vorsitzenden  gerichtet 
werden  und  sind  vor  Beginn  der  Sitzung  bei  dem  Präsidium  schrift- 
lich anzumelden. 

Die  eingebrachten  Interpellationen  können  in  derselben,  müssen 
aber  jedenfalls  in  der  nächstfolgenden. ordentlichen  Sitzung  entweder 
durch'  den  Präsidenten  selbst  oder  durch  ein  von  Letzterem  be- 
stimmtes Mitglied  beantwortet  werden. 

Eine  Debatte  über  Interpellationen  ist  nicht  zulässig. 

§  27. 
Die   Reihenfolge    der    anderen    Verhandlungsgegenstände    wird 
vom  Präsidenten  bestimmt,  kann  aber  über  motivirte  Anträge  durch 
Beschluss  des  Plenums  abgeändert  werden. 

§  28. 
Alle  als  dringlich  bezeichneten  Anträge  müssen  von  wenigstens  i>rin8j»c»»« 
acht  Mitgliedern  mündlich  oder  schriftlich  unterstützt  sein. 

Ist  dies  der  Fall,  so  wird  dem  Antragsteller  das  Wort  zur 
Begründung  der  Dringlichkeit  ertheilt,  zunächst  die  Frage  der 
Dringlichkeit  debattirt  und  zur  Abstimmung  gebracht. 

Wird    die   Dringlichkeit   des    Antrages   anerkannt,   so   gelangt 

24* 
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derselbe  sofort  in  Berathung;  wird  sie  verneint,  so  tritt  die  ge- 
wöhnlictie  gescbäftsordnungsmässige  Behandlung  ein. 

§  29, 
Bericht-  q[q   Plenar -Versammlung    kann    bezüglich  jedes  Gegenstandes 

der  mit  der  Vorberathung  betrauten  Section,  der  ad  hoc  bestellten 
Comraission  oder  dem  Einzel  -  Referenten  eine  bestimmte  Frist  zur 
Berichterstattung  festsetzen. 

§  30. 
Druck.  j)[q  Drucklegung  wichtigerer  oder  umfangreicher  Vorlagen  und 

Berichte  erfolgt  auf  Antrag  der  Section  im  Einvernehmen  mit  dem 
Präsidium,  oder  auf  directe  Verfügung  des  letzteren. 

Die  rechtzeitige  Zustellung  solcher  Vorlagen  ist  eine  Obliegen- 
heit des  Kammer-Bureaus. 

« 

§  31. 
Discu98ioii.  j)gj.  Vorsitzende  ertheilt  das  Wort  in  der  Reihenfolge  der  An- 

meldung. 

Bei  Gegenständen,  für  welche  ein  Kammermitglied  als  Bericht- 
erstatter bestellt  ist,  gebührt  diesem  Referenten  das  erste  und  letzte 
Wort;  bei  als  dringlich  behandelten  Verhandlungsgegenständen  ge- 
bührt dem  Antragsteller  das  Schlnsswort. 

§  32. 

Der  Sprecher  hat  seine  Rede  in  allen  Fällen  nur  an  den  Vor- 
sitzenden zu  richten. 

Eine  Discussion  zwischen  einzelnen  Mitgliedern  darf  vom  Vor- 
sitzenden nicht  geduldet  werden. 

Die  Ablesung  schriftlicher  Vorträge  ist  nur  dem  Referenten  ge- 
stattet. 

Der  Sprechende  oder  Vorlesende  darf  in  seiner  Rede  oder  Vor- 
lesung nicht  unterbrochen  werden,  ausgenommen  den  Fall  des  §  33 
dieser  Geschäftsordnung. 

§  33. 

Entfernt  sich  der  Sprecher  vom  Gegenstande  der  Verhandlung, 
so  steht  dem  Vorsitzenden  das  Recht  zu,  ihn  daran  zu  erinnern. 
Reden,  welche  die  parlamentarische  Sitte  verletzen,  sind  mit  dem 
Ordnungsrufe,  schwere  Verstösse  gegen  den  Anstand  mit  gänzlicher 
Entziehung  des  Wortes  zu  rügen. 

§  34. 
Wird  auf  Antrag    eines  Mitgliedes  der  Schluss  der  Debatte  ge- 
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nehmigt  —  welcher  Antrag  sofort  znr  Abstimmung  zu  bringen  ist 
—  so  haben  nur  noch  die  bis  zur  Stellung  dieses  Antrages  Ange- 
meldeten und  der  Berichterstatter  daa  Wort, 

Anderen  Rednern  kann  nur  bezüglich  der  Fragestellung  das 
Wort  ertheilt  werden. 

Die  bezüglich  der  Fragestellung  angeregten  Zweifel  sind  durch 
Abstimmung  zu  lösen. 

§  35. 

Der  Vorsitzende  kann  sich  an  der  Debatte  nicht  betheiligen; 
bei  Verhandlung  von  ihm  selbst  eingebrachter  Anträge,  oder  wenn 
er  in  einer  Verhandlung  selbst  das  Wort  zu  nehmen  wünscht,  hat 
er  den  Vorsitz  bis  nach  erfolgter  Abstimmung  seinem  Stellvertreter 
zu  überlassen. 

S  36. 

Ausser  der  Reihe  und  öfter  als  zweimal  kann  in  derselben  Ge- 
neral- oder  Special-Debatte  das  Wort  nur  verlangt  .und  ertheilt 
werden: 

a)  dem  Antragsteller  und  dem  Berichterstatt« ; 

b)  jenen  Mitgliedern,  welche  das  Wort  zu  einer  blos  persön- 
lichen Bemerkung  oder  zu  einer  kurzen  thatsächlichen  Be- 
richtigung verlangen. 

§  37. 

Ist  Niemand  mehr  zum  Worte  gemeldet,    so  erklärt  der  Vor- Abstimmung 
sitzende  die  Debatte  für  geschlossen  und  schreitet  zur  Abstimmung. 

Nach  der  General -Debatte  findet  eine  Abstimmung  nur  inso- 
fern statt,  als  ein  Antrag  auf  üebergang  zur  Tagesordnung  vorliegt. 

§  38. 

Die  Abstimmung  über  die  vom  Präsidenten  zu  formulirenden 
Fragen  erfolgt  in  der  Regel  durch  Aufheben  der  Hände.  Sie  ist 
erforderlichen  Falles  durch  Einleitung  der  Gegenprobe  zu  verificiren. 

Ausnahmsweise  kann  auf  Verlangen  von  mindestens  einem  Dritt- 
theil  der  anwesenden  wirklichen  Mitglieder  die  namentliche  Abstim- 
mung beschlossen  werden. 

§  39. 

Zu  einem  giltigen  Beschlüsse  der  Kammer  ist  die  Anwesenheit  Besrhius»- 
von  mindestens  der  Hälfte  der  wirklichen  Mitglieder  nothwendig  f****«''"*- 
(§  18  K.  G.). 

Die  Beschlüsse  werden  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst. 
Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden, 
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Stimmzettel. 


Delegation. 


Di&ten. 


ProtocoU. 


Das  Resultat  der  Abstimmang  ist  vom  Vorsitzenden  zu  ver- 
kündigen. 

§  40. 

Alle  Wahlen,  Besetzungen  und  Besetznngsvorscbläge,  welche  die 
Kammer,  sowohl  innerhalb  des  eigenen  Kreises  als  nach'  §  2^ 
Alin.  Bb  des  K.  6.,  vornimmt,  werden  durch  Abgabe  von  Stimm- 
zetteln vorgenommen.  Die  Stimmzettel  bedürfen  nicht  der  Unter- 
schrift des  Stimmenden. 

Ergiebt  sich  bei  dem  ersten  Wahlgange  keine  absolute  Majorität, 
so  kommen  bei  dem  zweiten  Wahlgange  nur  Diejenigen  in  doppelter 
Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  Wahl,  welche  bei  dem  ersten  Wahl- 
gange die  meisten  Stimmen  erlangten.  Bei  gleicher  Stimmenanzahl 
entscheidet  das  Loos,  und  es  ist  dies  auch  bezüglich  jener  Namen, 
welche  bei  einem  dritten  Wahlgange  in  die  engere  Wahl  einzube- 
ziehen  sind,  der  FaU. 

§  41. 

Ergibt  sich  in  Folge  Ansuchens  der  Regierung,  oder  der  öffent- 
lichen Vertretungskörper,  oder  auf  Beschluss  der  Kammer,  die  Ver- 
anlassung, ein  oder  mehrere  Mitglieder  zu  Berathungen  oder  Er- 
hebungen ausserhalb  der  Kammer  zu  delegiren,  so  erfolgt  die  Be- 
stimmung dieser  Delegirten  in  der  Regel  durch  Wahl  in  der  Plenar- 
Versammlung. 

Nur  in  dringenden  Fällen  kann  die  Delegation  durch  das  Prä- 
sidium geschehen. 

Den  Delegirten  obliegt  die. Pflicht,  über  ihre  Mission  Bericht  in 
angemessener  Frist  zu  erstatten.  Sie  haben  Anspruch  auf  die  Ver- 
gütung der  Reiseauslagen,  welche  sie  aus  Anlass  ihrer  Mission  zu 
machen  hatten. 

§  42. 

Das  Protocoll  jeder  Plenar  -  Sitzung  wird  in  der  Regel  vom 
Kammer-Secretair  und  in  dessen  Verhinderung  von  einem  Schrift- 
führer gefuhrt. 

Es  hat  das  Namensverzeichniss  der  erschienenen  Mitglieder,  den 
Gang  der  Verhandlung,  die  gefassten  Beschlüsse,  sowie  die  der  De- 
batte entnommenen  Motive  derselben,  genau  zu  enthalten  und  ist 
vom  Vorsitzenden  unter  Mitzeichnung  des  Secretairs  oder  des  Schrift- 
führers zu  fertigen. 

Ueber  das  Begehren  sind  die  von  einzelnen  Abstimmenden  vor- 
gebrachten Meinungen  speciell  anzuführen,  oder  wenn  sie  schriftlich 
abgegeben  wurden,  dauernd  beizuheften. 
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Behufs  RichtigstelinQg  ist  jedes  Sitzungs-ProtocoU  in  der  Regel 
durch  drei  Tage  nach  stattgehabter  Versammlmig  zur  Einsicht  der 
Eammermitglieder  im  Bureau  aufzulegen. 

Berichtigungen  können  nur  im  Einvernehmen  mit  dem  Kammer- 
Präsidium  vorgenommen  werden,  welches  für  die  Richtigkeit  des 
ProtocoUes  verantwortlich  ist. 

Nach  Ablauf  der  dreitägigen  Frist  und  erfolgter  Richtigstellung 
des  Protokolles  ist  der  die  öffentliche  Sitzung  betreffende  Theil  voll- 
ständig oder  in  entsprechendem  Auszuge  zu  veröffentlichen. 

Eine  Verification  des  Protöcolles  durch  Vorlesung  in  der  nächst- 
folgenden* Plenar- Versammlung  ist  von  einem  Eammerbeschlusse 
abhängig. 

§43. 

Anträge,  welche  eine  Abänderung  der  Geschäftsordnung  be- 
zwecken, müssen,  um  in  Verhandlung  genommen  zu  werden,  minde- 
stens von  acht  wirklichen  Hitgliedern  unterstützt  werden. 


ß.  Transleithanien. 


Translei- 
thaoien. 


Gesetz -Artikel  VI.  vom  Jahre  1868  von  den  Handels-  und         Handeis  und 

M  ■        a#  Gewerbe- 

Gewerbe-  Kammern.  Kammern. 

(Sanctionirt  am   30.  April  1868.    Kundgemacht  im  Repräsentantenhause  am  4.  Hai 
1868,  im  Oberbause  am  5.  Mai  1868.    Im  L.  G.  A.  erscbienen  am  6.  Mai.) 

Die  Handels-  und  Gewerbekammern  sind  zur   concreten  Beför-     zweck. 
derung  der  Handels-  und  Gewerbeinteressen  berufene  Organe. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammern  unterstehen  dem  Minister 
für  Ackerbau,  Handel  und  Gewerbe,  empfangen  unmittelbar  und  voll- 
ziehen dessen  Verordnungen  und  richten  ihre  Vorträge  unmittelbar 
an  denselben.  Indessen  verkehren  sie  in  Erfüllung  ihres  Berufes 
sowohl  mit  den  Jurisdictionen  des  Landes,  als  auch  mit  Privatkörper- 
schaften und  Privaten,  endlich  auch  unter  sich  mittelst  unmittelbarer 
Correspondenz. 

Beruf  und  Pflichten  der  Kammern:  Bemfund 

Pflichten. 

a)  Mit  fortwährender  Beobachtung  der  Bedürfnisse  des  Handels 
und  der  Gewerbe,  so  auch  der  auf  diesem  Gebiete  sich  be- 
wegenden Glassen,  zweckentsprechende  Anträge  auszuarbei- 
ten, diese  dem  Minister  vorzulegen  und  diesem,  so  auch  den 
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^  Jurisdictionen  des  Landes   in  Handels-  and  Gewerbeangele- 

genheiten, die  verlangte  Aafklärang  oder  Wohlmeinnng  zu 
erstatten,  die  Fachbildung  und  überhaupt  die  Entwicklung 
des  Handels  und  der  Gewerbe  unmittelbar  zu  fördern. 

b)  Im  Eammergebiete  die  zur  Handels-  und  Gewerbestatistik 
gehörigen  Daten  zu  sammek  und  mit  Schluss  eines  jeden 
Jahres  dem  Minister  vorzulegen. 

c)  Ueber  den  ^tand  der  Handels-Gommunications-  und  Gewerbe- 
Verhältnisse  des  Kammergebietes  über  die  diesfälligen  Er- 
fahrungeu,  Klagen  und  Wünsche  dem  Minister  mit  Schluss 
eines  jeden  Jahres  einen  regelmässigen  Jahresbericht  zu  er- 
statten« 

dj  Ueber  die  bei  der  Kammer  deponirten  Waarenstempel,  Muster 
und  Modelle  ein  pünktliches  Register  zu  führen. 

e)  Jene  Individuen,  die  sich  zu  Sensalen  anmelden,  fachkundig 
zu  prüfen,  und  wenn  sie  dieselben  für  geeignet  befinden,  in 
die  Reihe  der  Sensale  aufzunehmen. 

f)  üeber  die  Local-Handels-Gewohnheitsrechte  und  die  vorge- 
wiesenen Waarenexemplare  Zeugnisse  auszustellen. 

g)  In  die  vom  Minister  zur  Wohlmeinungs-Erstattung  zeitweise 
einzuberufenden  allgemeinen  Kammerversammlungen  oder 
Comitös  Mitglieder  zu  entsenden. 

Anzahl.  Die  Anzahl,  der  Sitz,    die  Bezirke  und  Unterbezirke  der  Han- 

^Btt?*     ^®'®'  ^°^  Gewerbekammern  werden  nach  Maassgabe  der  zeitweiligen 

Entwicklung  der  Handels-  und  Gewerbeinteressen   von  Zeit  zu  Zeit 

durch  das  Ministerium  bestimmt. 

Mitglieder.  Die  Mitglieder  der  Handels-  und  Gewerbekammer  sind: 

Innere.  ].    luncrc  Mitglieder,'  die  in  gleicher  Anzahl  die  Abtheilungen 

der  Kammer  bilden,  nämlich 

a)  die  Handels-  und 

b)  die  Gewerbeabtheilung. 

Für  die  Pest-Ofner  Kammer ,  werden  48,   für  die  übrigen  Kam- 
mern, aber  je  32  innere  Kammermitglieder  bestimmt. 
Auswärtige.  2,    Auswärtlgc  Kammermitglieder.   Die  Anzahl  der  auswärtigen 

Mitglieder  wird  mit  jener  der  innern  Mitglieder  gleich  sein. 
Beiderseitige  Mitglieder  haben  gleiche  Rechte, 
corrcspondi-  3^  Gorrespondireude  Mitglieder,  welche  die  Kammer  in  dem  Be- 

gueder.»   dürfuisse  entsprechender  Anzahl  und  Orte,   nach  eigenem  Ermessen 
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nad  ohne  Rücksichtnahme  auf  die  Handels-  oder  Gewerbeeigenschaft, 
erwählt. 

Die  correspondirenden  Mitglieder  haben  bei  der  Beschlassfassung 
der  Kammern  kein  Stimmrecht. 

Die  Mitglieder  aller  drei  Klassen  erfüllen  ihren  Beruf  ohne  Be-  Ehrenamt. 
soldung. 

Die  Wahl  der   inneren    und  auswärtigen  Mitglieder  erfolgt  auf  Amtsdauer. 

■ 

nach  einander  folgende  fQnf  Jahre;  nach  Ablauf  derselben  sind  Neu- 
wahlen zu  veranlassen.  Die  alten  Mitglieder  können  wieder  gewählt 
werden. 

Die  im  Laufe  der  Zeit  erledigten  SteUen  werden  durch  pie- 
jenigen  ersetzt,  die  im  betreffenden  Wahlbezirke  bei  der  letzten  Wahl 
die  meisten  Stimmen  erhalten  haben. 

Der  Erwählte  ist  nach  seiner  hierüber  erfolgten  Verständigung 
binnen  14  Tagen  verpflichtet,  sich  zu  erklären,  ob  er  die  auf  ihn 
gefallene  Wahl  annimmt. 

Im  Falle  der  Nichtannahme  ist  das  nach  ihm  die  meisten 
Stimmen  erhaltende  Individuum  als  erwählt  zu  betrachten. 

Wähler  ist  jeder  eingeborene  oder  ansässige  Handels-  und  6e-     a^^^''«» 

,      .       ..         ,  Wahlrecht 

werbetreibende: 

a)  der  im  VoUgenusse  seiner  Bürgerrechte  ist; 

b)  der  im  Kammergebiete  wohnhaft  ist; 

c)  der  mindestens  seit  einem  Jahre  selbstständig  und  berechtigt 
Handel  und  Gewerbe  treibt,  oder  bei  einem  solchen  öffent- 
licher Gompagnon  oder  als  mercantilischer  und  technischer 
Geschäftsleiter  arbeitet; 

d)  das  Wahlrecht  gebührt  auch  den  im  Kammergebiete  befind- 
lichen Handels-  und  Gewerbe-Äctiengesellschaften,  welche 
dieses  Recht  durch  ihre  Directoren  oder  anderen  Bevoll- 
mächtigten ausüben  lassen  können. 

Zum  inneren  Kammermitglied  kann  jeder  eingeborene  oder  an-    Passives 
sässige  Handels-  und  Gewerbetreibende  erwählt  werden:  wawrecht. 

a)  der  im  VoUgenusse  seiner  Bürgerrechte  ist; 

h)  der  im  Sitze  der  Kammer  wohnt;  und 

c)  der  mindestens  seit  einem  Jahre  selbstständig  und  berechtigt 
Handel  oder  Gewerbe  treibt,  der  bei  einem  solchen  minde- 
stens so  lange  als  öffentlicher  Gompagnon  oder  mercantili- 
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scher  und  technischer  Gescbäftsleiter  arbeitet,  der  endlich 
Director  einer  Handels-  oder  Gewerbeunternehmung  ist. 

Zum  auswärtigen  Mitglied  kann  gewählt  werden,  der  die  im 
Punkte  a)  and  c)  bei  den  inneren  Mitgliedern  angefahrten  Eigen- 
schaften besitzt  and  im  Gebiete  jenes  Unterbezirkes  wohnt,  von 
welchem  er  zu  wählen  sein  wird. 

Die  inneren  Mitglieder  der  Kammer  werden  durch  die  im  Sitze 
der  Kammer  wohnhaften  Gewerbetreibenden  und  Handelsleute  und 
zwar  die  Mitglieder  der  Gewerbeabtheilung  der  Kammer  lediglich 
durch  die  Gewerbetreibenden,  die  Mitglieder  der  Handelskammer 
lediglich  durch  die  Handelsleute  gewählt. 

*  Die  auswärtigen  Kammermitglieder  werden  durch  die  Gewerbe- 
treibenden und  Handelsleute  des  betreffenden  Unterbezirks  und  zwar 
in  der  einen  Hälfte  lediglich  durch  die  Gewerbetreibenden,  in  der 
anderen  Hälfte  lediglich  durch  die  Handelsleute  gewählt. 

sitiangen.  Dio   auf  dic  Wahl    bezüglichen  sonstigen  Anordnungen  werden 

durch  den  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  Ackerbau  festgestellt. 

Beschlösse.  Beide  Abtheilungen  der  Kammer  verhandeln  unter  dem  Vorsitze 

ihrer  eigenen  Vicepräsidenten  die  zu  ihrem  Ressort  gehörigen  Ange- 
legenheiten und  erstatten  ihre  Wohlmeinung  an  das  Präsidium.  Be- 
schlüsse können  nur  in  von  den  Mitgliedern  beider  Abtheilungen 
abgehaltenen  gemeinschaftlichen  Sitzungen  gefasst  werden. 

oeffeniiich-  ßie  Sitzungcu  der  Kammer  sind  öfifentlich. 

Ueber  die  Verhandlungen  sowohl  der  gemeinschaftlichen,  als 
auch  der  Abtheilungs-Sitzungen  werden  ordentliche  Protocolle  ge- 
führt, welche  vom  Präsidenten,  beziehungsweise  Vicepräsidenten  und 
Secretair  zu  unterfertigen  und,  inwiefern  sie  Angelegenheiten  von 
allgemeinem  Interesse  enthalten,  zu  veröffentlichen  sind. 

Ausschluss  Dasjcuigc   innere  Kammermitglied,  welches  sechs  Monate  lang 

Mi^Hedes.  ^^  ^ou  Kammorsitzungeu  nicht  Theil  genommen  und  das  Ausbleiben 
nicht  gerechtfertigt  hat,  wird  aus  der  ßeihe  der  Kammermitglieder 
gestrichen. 

Regienings-  Qqy  Minister  für  Handel,  Gewerbe  und  Ackerbau  ist  berechtigt, 

zu  den  ordentlichen  und  Abtheilungs-Sitzungen  einen  Vertreter  zu 
entsenden,  der  immer  das  Wort  verlangen  kann,  aber  keine  Stimme  hat. 

correspon-  Dic  amtlichc  Gorrespondenz  der  Kammern  sowohl  mit  den  Be- 

***"*'      hörden,   als   auch  unter  sich  selbst,  geniesst  die  Postporto-Freiheit. 

Stempel-  HiusichtHch  der  Stempelpflicht  ist  die  Stellung  der  Kammern 

Pflicht.     ^.^  jener  der  öffentlichen  Behörden  identisch. 
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Die  Kosten  der  einzelnen  Kammer,  welche  ans  deren  eigenen 
Einnahmen  nicht  gedeckt  werden  können,  werden  nach  einem,  im 
Verhältniss  zu  der  von  den  Handelsleuten  und  Gewerbetreibenden  in 
den  Bezirken  gezahlten  Einkommen-  und  PersonaUErwerbsteuer  fest- 
zustellenden Schlüssel,  auf  all  jene  Handelsleute  und  Gewerbetreiben- 
den des  betreffenden  Kammerbezirkes  ausgeworfen,  die  in  diesem 
Bezirke  das  Wahlrecht  haben.  Die  Einhebung  erfolgt  gleichzeitig 
mit  der  landesfurstlichen  Steuer  und  durch  dieselben  Organe.  Diese 
führen  die  eingehobenen  Beiträge  unmittelbar  an  die  Kammer  ab. 


Kosten. 


1 


^""'-  4.  OrosHbritannien. 

britonnien. 

Vereinigte        |.  AssocIatlon  Abv  Vereinigten  Handelskammern  von  England. 

Handels- 

^vl27  ^    ^^^  Name  der  Vereinigung  ist:   Association  of  Chambers  of 

Commerce  of  the  nnited  Kingdom. 
^*^''  2.  Der  Sitz  derselben  befindet  sich  in  England. 

Zweck.  g    gi^  jj^^  denselben  Zweck,  wie  die  1860  gestiftete  and  laat 

GruDdungs-  ^qj^  Gründungsactcn  von   1862  und  1867  weiter  ausgebildete  einge- 

acte  .^ 

tragene  Vereinigung  der  Handelsicammern  von  England,  indem  sie  in 
Versammlungen  von  Delegirten  der  Handelskammern  die  Interessen 
von  Verkehr,  Handel,  Fabriken  und  Schifffahrt  in  Berathung  zieht 
und  discutirt,  regelmässig  Berichte,  welche  Gegenstände  von  allge- 
meinen und  speciellen  Interessen  der  Kammern  und  die  Handels-,  Fa- 
brik- und  Schifffahrtsinteressen  des  Landes  berühren,  sammelt  und  ver- 
Berichte    breitet,  auch  der  Regierung  die  Ansichten  der  Handelskammer,  ein- 

an  die  i  j  r*  i  j  t\ 

Regierung,  zolu  odor  zusammciigefässt,  durch  Briefe,  Berichte  und  Deputationen, 
Petitionen,  mittheilt,    dem  Parlament  Petitionen  über  Verkehr,  Handel,  Fabri- 
ken und   Schifffahrt  beti:effende  Angelegenheiten  einreicht,   für  das 
Gesetzes-   Parlament    Gesetzes- Vorlagen    im    genannten  Interesse    vorbereitet 

▼onchläge.  .  t»  » 

und  empfiehlt,    sowie  Maassnahmen,  welche  nach  Ansicht  der  Asso- 
ciation jene  Interessen  schädigen  könnten,  entgegentritt,  und  so  durch 
geeintes  Vorgehen  alle  die  Vortheile  zu  erlangen  versucht,  welche  zu 
erreichen  jeder  einzelnen  Kammer  allein  für  sich  schwierig  sein  würde. 
Bttre«a  in  Dio  Associatiou  ist  berechtigt,  in  London  ein  Bureau  mit  einem  stän- 
digen Vertreter  zu  errichten,  um  den  verschiedenen  Kammern  recht- 
zeitige und  zuverlässige  Mittheiiungen   über  die  ihre  Interessen  be- 
veAehrmit  rühreudeu   Angelegenheiten  zu  machen-,    den  Verkehr  zwischen  der 
Behörden.  Associatiou   odcr  den  einzelnen  Kammern  und  der  Regierung  und 
anderen  öffentlichen  Behörden   zu  erleichtern   und  im  Allgemeinen 
die  Geschäfte  der  Association  zu  leiten  und  auszuführen,  schliesslich 
alles    das    zu   unternehmen,    was    zur  Erreichung    der   bezüglichen 
Zwecke  gehört  oder  förderlich  ist. 
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4.  Die  Einnahmen  und  das  Vermögen  der  Association,  woher  vermögen, 
sie  auch  immer  kommen  mögen,  sollen  ausschliesslich  zur  Förderung       i 
der  dargelegten  Zwecice  verwendet  werden,   und  kein  Theil   davon 

soll,  direct  oder  indirect,  durch  Dividendenvertheiinng,  Prämien  etc. 
an  Personen,  welche  Mitglieder  der  Association  sind  oder  waren, 
oder  auch  Personen,  welche  solches  durch  Vermittlung  von  Mitglie- 
dern beanspruchen,  gezahlt  oder  übertragen  werden  —  ausgenommen 
ist  die  regelmässige  Zahlung  der  Gehälter  an  Beamte  oder  Diener  der 
Association  oder  an  sonstige  Personen  (Mitglieder  oder  Nichtmitglie- 
der),  welche  der  Association  thatsächliche  Dienste  geleistet  haben. 

5.  Die  strengste  Beobachtung  des  vorhergehenden  Paragraphen  f^^^^en 
ist  die  Grundbedingung,  unter  welcher  das  Handelsamt  (Board  of 
Trade)  laut  Abschnitt  23  der  Gesellschafts- Acte  von  1867  diese  Sta- 
tuten genehmigen  kann.  .  Um  jede  Umgehung  jener  Bestimmung  zu 
verhüten,  darf  das  Handelsamt  auf  Ansuchen  irgend  eines  Mitgliedes 
sonstige  weitere  Bedingungen  vorschreiben,  welche  genau  von  der 
Association  zu  befolgen  sind.    Wenn  die  letztere  dem  4.  Paragraphen 

dieser  Bestimmung  oder  irgend  einer  weiteren  bezüglichen  Bedingung 
zuwiderhandelt,  so  sollen  dafür  alle  Mitglieder  des  Associations Vor- 
standes solidarisch  verantwortlich  sein,  ebenso  auch  alle  der  Asso- 
ciation angehörende  Kammern,  weiche  irgend  welche  Dividenden, 
Prämien  oder  andere  Begünstigungen  erhalten  haben. 

6.  Jede  Handelskammer,    welche  der  Association  beitritt,  ver-  soiwariache 
bürgt  sich,   zu  der   Nachlassregulirung  derselben   beizusteuern,   im 

Falle  dass  die  Association  während  ihrer  Mitgliedschaft  oder  inner- 
halb eines  Jahres  nach  ihrem  Austritt  aufgelöst  wird  —  zu  der  Zah- 
lung der  Verpflichtungen,  welche  vor  der  Zeit,  zu  welcher  sie  auf- 
hörte, Mitglied  zu  sein,  eingezogen  waren,  sowie  der  Kosten,  Lasten 
und  Ausgaben  der  Liquidation  bis  zu  einem  Betrage  von  £  5  nach 
Verhältniss  zu  ihren  sonstigen  Beiträgen  —  oder  im  Falle  letztere 
nicht  genau  abgegrenzt  waren,  bis  zu  einem  laut  §  o  zu  ;«^erlangen- 
den  Betrage  zu  haften. 

Wir,  die  hier  erschienenen  Personen,  deren  Namen  und  Wohnort 
unterschrieben  sind,  wünschen  dieser  Gesellschaftsbestimmung  gemäss 
einen  Verein  zu  bilden. 

(Name,  Wohnort  und  Stand  der  Unterschriebenen  folgen.) 
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Statuten. 

Mitglieder- 
Kahl. 

Vorstand. 


Zweck. 


Mitglied- 
schaft. 


Ehren- 
mitglieder. 


Correspon- 

dirende 
Mitglieder. 

Deputirte. 
Stimmrecht. 


Rechnungs- 
wesen. 


Jahrliche 
Versamm- 
lungen. 

Ausser- 
ordentliche 
Versamm- 
lungen. 


II.  Statuten. 

1.  Die  Mitgliederzahl  der  Gesellschaft  darf  bei  der  ersten  Ein- 
tragung Einhundert  nicht  übersehreiten. 

2.  Der  nachfolgend  erwählte  Vorstand  darf  jedoch,  wenn  die 
Zwecke  des  Vereins  es  erheischen,  einen  Antrag  auf  Vermehrung 
der  Mitgliederzahl  einbringen. 

3.  Die  nachfolgenden  Artikel  fussen  auf  den  Verordnungen  der 
Gesellschaftsacten  von  1862  und  1867  und  haben  dieselbe  Bedeu- 
tung bezüglich  der  in  beiden  vorkommenden  Bestimmungen. 

4.  Die  Association  ist  ausschliesslich  zu  dem  in  dem  Gründungs- 
acte  ausgedrückten  Zwecke  errichtet. 

5.  Die  Mitgliedschaft  wird  durch  einen  jährlichen,  am  1.  Januar 
eines  jeden  Jahres  von  jeder  Handelskammer  Englands  (Art.  7), 
vorbehaltlich  der  Genehmigung  des  geschäftsffihrenden  Vorstandes, 
pränumerando  zu  zahlenden  Beitrag  erlangt. 

6.  Der  Vorstand  hat  das  Recht,  Parlamentsmitglieder,  welche 
Städte  oder  Ortschaften  vertreten,  deren  Handelskammfern  Mitglieder 
der  Gesellschaft  sind,  zu  Ebrenmitgliedern  zu  ernennen,  ebenso  aus- 
wärtige Handelskammern  und  solche  aus  den  Golonien  als  correspon- 
dirende  Mitglieder  aufzunehmen. 

7.  Jede  beigetretene  Kammer  ist  berechtigt,  Deputirte  zu  den 
Versammlungen  der  Gesellschaft  zu  schicken  mit  Stimmrecht  für 
Beschlussfassungen ;  eine  Kammer  bis  zu  100  Mitgliedern  (jährlicher 
Beitrag  nicht  unter  £  5.5)  hat  eine  Stimme,  von  100 — 250  Mit- 
gliedern (jährlicher  Befitrag  nicht  unter  £  10.10)  hat  zwei  Stimmen, 
von  über  250  Mitgliedern  (jährlicher  Beitrag  nicht  unter  £  15.15) 
hat  drei  Stimmen. 

8.  Alle  als  Beiträge  etc.  einkommenden  Gelder  der  Association 
sollen  sofort  von  dem  Schatzmeister  bei  einer  Bank  deponirt  werden. 
Alle  Zahlungen  der  Association  werden  auf  Ordre  des  Vorstandes 
durch  von  dem  Schatzmeister  unterzeichnete  Cheques  geleistet. 

9.  Alle  Verpflichtungen,  welche  den  Betrag  von  £  10  übersteigen, 
bedürfen  der  Genehmigung  der  Association  und  des  geschäftsführen- 
den Vorstandes. 

10.  Die  jährlichen  Versammlungen  finden  im  Monat  Februar 
statt.  Der  Vorstand  hat  die  Einladungen  jedenfalls  14  Tage  vor 
dem  Sitzungstermin  abzusenden. 

11.  Halbjährliche  oder  ausserordentliche  Versammlungen  werden 
von  dem  Vorstande  oder  von  dem  Präsidenten  (bezw.  dessen  Stell- 
vertreter) oder  auf  einen  an  den  Secretair  oder  den  ständigen  Ver- 
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treter  gerichteten  Antrag  von  5  Mitgliedern  berufen;  die  Einladung 
dazu  geschieht  7  Tage  vorher;  nur  die  Gegenstände  der  bekannt 
gemachten  Tagesordnung  dürfen  zur  Berathung  kommen. 

Alle  Versammlungen  der  Association  werden  durch  Circular  des  Einberufung. 
Secretairs  (ständigen  Vertreters)  an  jedes  ihrer  Mitglieder  zusammen- 
berufen. 

13.  Die  auf  der  Tagesordnung  stehenden  Verhandlungsgegen-  Tages- 
stände werden  genau  in  der  angegebenen  Reihenfolge  behandelt.  ^  °""^' 
Zur  Beschlussfassung  gehören  zwei  Drittel  der  abgegebenen  Stimmen.  Bescwusa- 

14.  Die  Association  ist  beschlussfähig,  wenn  fünf  Mitglieder-  Jeacwu«- 
kammem  in  der  Sitzung  vertreten  sind.  ßhigkeit 

15.  Sind  eine  Stunde  nach  der  festgesetzten  Sitzungszeit  weni-  verugung. 
ger  als  5  Mitgliedskammern  vertreten,  so  wird  die  Versammlung  auf 

eine  Woche  verschoben  und  ist  davon  den  Mitgliedern  vorschriftsmässig 
Anzeige  zu  machen. 

16.  Der  Präsident  der  Gesellschaft  soll  ex  officio  präsidiren;  in  Prü«went. 
seiner  Abwesenheit  der  Vicepräsident  —   in  beider  Abwesenheit  er- 
nennt die  Versammlung  den  Vorsitzenden. 

17.  Die  Geschäfte  der  Association  werden  von  einem  Vorstande  Gesch&fto- 

führender 

geleitet,    bestehend   aus   einem    Präsidenten,    zwei    Vicepräsidenten,   vorstand, 
einem  Schatzmeister,    sechszebn  Mitgliedern    und    z.wei   unbesoldeten 
Secretairen,  welche  ebenso  wie  die  zwei  Rechnungsrevisoren  bei  den 
jährlichen   Versammlungen  der  Association  gewählt  werden. 

18.  Bis  die  Mitglieder  des  Vorstandes  in  Gemässheit  dieses  Ar-  üebergangs- 
tikels  gewählt  worden  sind,  fungiren  die  folgenden  Beamten  in  ihren 
bezüglichen  Obliegenheiten;  (es  folgen  die  Namen  der  ersten  Comite- 
mitglieder.) 

19.  Bei  der  Jahresversammlung  im  Februar  1876,  und  so  bei  wahid« 
jeder  folgenden,  wird  der  genannte  Vorstand  durch  Ballotage  ge-  Amtsdaner! 
wählt;  derselbe  bleibt  im  Amte,  bis  seine  Nachfolger  ernannt  sind; 

Der  Vorstand  ist  beschlussfähig  bei  Anwesenheit  von  drei  Mitgliedern,  b«««*»!«»"- 

fShiffkeit* 

Durch  Tod  ,Amtsniederlegung  etc.  ausscheidende  Vorstandsmitglieder 
ergänzt  der  Vorstand  aus  eigener  Wahl.  Alle  ehemaligen  Präsi- 
denten sind  ex  officio  Vorstandsmitglieder. 

20.  Alljährlich  erfolgt  ein  Jahresbericht  und  eine  von  beiden  J^^res- 
Revisoren  bescheinigte  Rechnungsablage.  HeXungs- 

21.  Der  Vorstand    ist  befugt,    Geschäftslocale   zum  Gebrauche     »»>iage. 
der  Association  zu  miethen,    alle   nöthigen  Ausgaben  zu  bestreiten,  ^""^'^*^"*" 
einen  Secretair  oder  ständigen  Vertreter  und  andere  für  nothwendig  vorsundes. 
erachtete  Beamte  zu  ernennen  und  zu  besolden,  die  Versammlungen 
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einzaberafen,  die  Tagesordniing  zu  bestimmen,  die  Angelegenheiten 
der  Association  zu  leiten  und  zu  beaufsichtigen,  in  ihrem  Namen 
zu  handeln,  das  Siegel  der  Gesellschaft  zu  ffihren  und  im  Allge- 
meinen alle  die  Functionen  der  Association  auszuüben,  welche  nicht 
besonders  auf  die  Jahresversammlungen  der  Gesellschaft  übertragen 
sind. 

22.  Das  Geschäftslocal  soll  in  der  Nähe  von  den  Gebäuden  des 
Parlaments  gelegen  sein,  xmd  zu  jeder  passenden  Stunde  den  Mit- 
gliedern der  vereinigten  Kammern,  welche  Auskunft  oder  Beistand 
von  dem  Vertreter  für  ihre  respectiven  Kammern  suchen,  zugäng- 
lich sein. 

Pnnctionen  23.     Dic  laufendeu  Pflichten  des  Vertreters  sind:  genaue  Proto- 

verirTter»  ^^^®  ^^^  Berichte  von  allen  Verhandlungen  der  Association 
sorgsam  zu  bewahren;  einer  jeden  der  vereinigten  Kammern  die 
möglich  früheste  Information  von  allen  Gesetzes  vorlagen ,  Nach- 
richten von  Anträgen  im  Parlament  und  anderen,  die  Interessen 
des  Handels  berührenden  Vorkommnissen  zu  geben,  jeder  beigetre- 
tenen Kammer  zum  Selbstkostenpreise  Bücher,  parlamentarische  oder 
andere  Schriften,  welche  dieselbe  bestellt,  zu  beschaffen  und  zuzu- 
stellen, solchen  Kammern  Beistand  zu  gewähren,  welche  eine  Unter- 
redang  mit  einem  Parlamentsmitgliede ,  officiellen  Personen  oder 
öffentlichen  Behörden  zu  haben  wünschen,  und  den  vereinigten  Kam- 
mern im  Allgemeinen  alle  diejenigen  Dienste  zu  leisten,  welche  vom 
•  Vorstande  gewünscht  werden. 

Functionen  24.  Dcr  Vorstaud  ist  befugt,  von  Zeit  zu  Zeit  solche  Geschäfts- 

voMtMdes  Ordnungen  für  die  Verwaltung  der  Association  zu  erlassen,  welche 
die  Zwecke,  zu  denen  die  Association  errichtet  ist,  fördern  und  für 
die  Geschäftsführung  der  Association  von  Zeit  zu  Zeit  nöthig 
erscheinen,  vorausgesetzt,  dass  derartige  Geschäftsordnungen  der 
Gründungsaete  oder  den  Statuten  dieser  Gesellschaft  nicht  wider- 
sprechen; auch  von  Zeit  zu  Zeit  irgend  einender  besagten  Geschäfts- 
ordnungen aufzuheben  oder  zu  verändern;  doch  sollen  solche  Ge- 
schäftsordnungen, weiche  nach  den  zuerst  festgestellten  Geschäfts- 
ordnungen erlassen  werden,  der  ersten  Jahresversammlung  der 
Association  zur  Bestätigung  unterbreitet  werden. 

Protocoii.  25.    Gorrecte  Protocolle  sind  von  den  Verhandlungen  des  Vor- 

standes der  Association  in  zweckmässigen  Büchern  zu  fahren,  welche 
den  Mitgliedern  zu  jeder  passenden  Zeit  zur  Einsicht  offen  stehen. 

il*dlroV  ^^-     I^i^se  Statuten  dürfen  durch  Specialbeschlüsse  der  Asso- 
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ciation,    welche  den  Bestimmungen  der  Gesellscbaftsacte  von  1862 
gemäss  gefasst  sind,  abgeändert  werden. 

nr.  Geschäftsordnung. 

1.  Jede  beigetretene  Kammer  hat  dem  Vorstand  alle  Resolu- 
tionen, welche  sie  bei  der  nächsten  Jahresversammlung  der  Asso- 
ciation zur  Discussion  vorzuschlagen  wünscht,  einzusenden,  mit 
solchen  auf  die  Auskunftsquellen  hinweisenden  Erklärungen  und 
Nachweisen  über  die  besonderen  darin  vorkommenden  Gegen- 
stände, welche  zweckmässig  erscheinen,  um  eine  volle  klare  Beur- 
theilung  der  in  Frage  stehenden  Themata  zu  fördern.  Solche  Vor- 
schläge sind  in  dieser  Weise  nicht  später  als  am  31.  December 
eines  jeden  Jahres  einzusenden.  Ferner  hat  jede  beigetretene  Kam- 
mer dem  Vertreter  der  Association  innerhalb  des  Monats  Januar 
eines  jeden  Jahres  eine  beglaubigte  neue  Aufstellung  der  Zahl  der 
subscribirten  Mitglieder  einzusenden,  wie  sich  solche  am  ersten 
dieses  Monats  ergab. 

2.  Der  Vorstand  hat  nach  dem  31.  December  sobald  als 
möglich  diese  Vorschläge  zu  classificiren  und  hieraus  eine  Tages- 
ordnung für  die  bevorstehende  Versammlung  zu  entwerfen;  jeder 
beigetretenen  Kammer  hat  er  wenigstens  vierzehn  Tage  vor  einer 
solchen  Versammlung  mindestens  drei  Abschriften  einer  solchen 
Tagesordnung  zu  übermitteln. 

3.  Im  Falle  irgend  ein  Vorschlag  von  ähnlichem  Inhalte  durch 
die  Association  bei  zwei  aufeinander  folgenden  Versammlungen  dis- 
cutirt  und  verworfen  ist,  soll  es  für  jede  Kammer  unstatthaft  sein, 
den  gleichen  Vorschlag  vor  Ablauf  der  nächsten  Jahresversammlung 
zu  wiederholen. 

4.  Der  Vorstand  ist  befugt,  jeden  beliebigen  Gegenstand  oder 
Vorschlag  jeder  jährlichen  General-  oder  Specialversammlung  zur 
Erwägung  zu  unterbreiten. 

5.  Bei  den  jährlichen  General-  und  Specialversammlungen  ist 
Niemandem  zu  sprechen  gestattet,  weder  einem  Delegirten  von 
irgend  einer  der  beigetretenen  Kammern,  noch  einem  Parlaments- 
mitgliede,  wenn  er  dazu  nicht  durch  einen  vorher  vom  Vorstande 
gefassten  Beschluss  ermächtigt  ist. 

6.  Dem  Artikel  13  der  Statuten  gemäss  soll  es  vor  Eingang 
in  die  Geschäftsordnung  am  ersten  Tage  irgend  einer  Versammlung 
jedem  anwesenden  Delegirten  gestattet  sein,  einen  beliebigen  den 
Handel  betreffenden  Gegenstand  zu  erwähnen;   derselbe  darf  jedoch 


GeschEfto- 
Ordnung. 


Tages- 
ordnung. 


▼.  Kaufmann. 
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erst  nach  Beendignng  der  im  ofBciellea  Programm  specificirtea  Tages- 
ordnung discutirt  werden,  nachdem  die  Versammlung  durch  Ab- 
stimmung entschieden  hat,  ob  der  fragh'che  Gegenstand  zur  Dis- 
cussion  zugelassen  werden  soll  oder  niciit. 

vowunds-  7^  Der  Vorstand  hat   sich  in   dem  Locale  der  Gesellschaft  auf 

den  zweiten  Freitag  eines  jeden  Monats,  während    der  Sitzung  des 

Parlaments,   um  11  Uhr  oder  zu  einer  anderen  passenden  Zeit  zu 

versammeln;    zur   Beschlussfähigiceit   ist   die   Zahl    von    drei    Mit- 

^  gliedern  hinreichend. 

Präsident.  g^  ß^j.  Pfftgident  dor  Association  hat  bei  allen  Versammlungen 

zu  präsidiren,  in  seiner  Abwesenheit  hat  die  Versammlung  ihren 
eigenen  Präsidenten  zu  wählen. 

9.  Der  Vertreter  in  London,  oder  im  Fall  er  nicht  anwesend,  einer 
der  Ebrensecretaire,  oder  in  deren  Abwesenheit  ein  Mitglied  des 
Vorstandes  hat  in  Verbindung  mit  dem  Präsidenten  die  Geschäfte 
für  die  Versammlung  vorzubereiten,  sowie  Protocolle  und  Berichte 
über  die  Verhandlungen  anfertigen  zu  lassen. 

10.  Der  Vertreter  hat  die  betreffenden  Vorstandsmitglieder  min- 
destens zwei  Tage  vor  der  anberaumten  Sitzung  einzuladen  und 
auf  jeder  Vorladung  alle  wichtigen  Gegenstände,  welche  voraussicht- 
lich zur  Verhandlung  kommen  werden,  speciell  zu  erwähnen. 

11.  Eine  Special -Versammlung  kann  auf  Wunsch  des  Präsi- 
denten oder  von  drei  Mitgliedern  des  Vorstandes  durch  den  Vertreter 
zusammenberufen  werden. 

Protocoii.  12.  Der  Präsident  hat   das  unreine  ProtocoU   einer  jeden  Ver- 

sammlung zu  zeichnen,  bevor  die  Versammlung  geschlossen  wird. 
Der  Vertreter  hat  Reinschriften  von  allen  ProtocoUen  anzufer- 
tigen, und  sollen  bei  jeder  monatlichen  Versammlung  diese  Rein- 
schriften der  Protocolle  über  alle  während  des  vorhergehenden 
Monats  stattgefundenen  Verhandlungen  und  Vorfälle  vorgelesen  und 
bestätigt  und  von  dem  Präsidenten  gezeichnet  werden,  bevor  zu 
irgend  einem  anderen  Geschäfte  übergegangen  wird;  irgend  welche, 
aus  dem  letzten  Protocolle  entspringende  Fragen  sollen  erledigt 
werden,  bevor  man  znr  Erwägung  irgend  eines  neuen  Gegen- 
standes übergeht. 

Aafhebung  13.  Die   lu   ciucr  Versammlung   des  Vorstandes  gefassten  Ent- 

schlüsse dürfen  in  einer  darauf  folgenden  Versammlung  nicht  wieder 
aufgehoben  werden,  es  sei  denn,  dass  vorher  rechtzeitig  Eenntniss 
von  einer  solchen  Absicht  in  der  Einladung  gegeben  ist;  noch  soll 
irgend  eine  Bestimmung   dieser  Geschäftsordnungen   geändert,   auf- 


früherer 

Beschlüsse. 
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gehoben  oder  erweitert  werden,   ohne   eine  solche  Bekanntmachung 
oder  Bestätigung  der  folgenden  Versammlang. 


b.  Organisatorische  Bestimmungen  der  Kammer  fQr  Handel  und      Handeu- 

,  ScIiilTfalirt  zu  Bristol.*)  ^^Brl^^!" 


Concession. 


L  Concession. 

(Vom  Handelsamt   gemäss  Abschnitt  23    der  Qesellschaftsacte  yon  1867  ertheilte 

Genehmigung  zur  Bildung  einer  Kammer.)  , 

Da  dem  Handelsamt  eröffnet  worden  ist,  dass  die  vereinigte 
Kammer  für  Handel  und  Schiiffahrt  in  Bristol,  welche  im  Begriff 
steht,  den  Gesellschaftsacten  von  1862  and  1867  gemäss,  als  eine  privi- 
legirte  Geoossenschaft  eingetragen  zu  werden,  zum  Zweci^  der  För- 
derung solcher  Angelegenheiten,  welche  in  Abschnitt  23  der  eben 
erwähnten  Acte  erwähnt  sind,  und  dass  es  in  der  Absicht  der  ge- 
nannten Kammer  für  Handel  und  Schiffifabrt  liegt,  das  Einkommen 
oder  das  Vermögen  der  Association,  aus  welchem  Grunde  sich  dasselbe 
aach  immer  vergrössem  mag,  nur  zur  Förderung  der  Zwecke  der 
Genossenschaft,,  wie  in  den  Vereinsbestimmungen  der  genannten 
Kammer  für  Handel  und  Schifffahrt  angedeutet,  zu  verwenden  und 
keinen  Theil  davon,  direct  oder  indirect  durch  Dividendenver- 
theilung,  Prämien  oder  auf  irgend  eine  andere  Art  an  Personen, 
welche  Mitglieder  der  Association  sind  oder  gewesen  sind,  oder  auch 
an  eine  Person,  welche  dies  durch  Vermittlung  eines  der  Mitglieder 
beansprucht,  auszuzahlen  oder  zu  übertragen: 

Verordnet  das  Handelsamt  gemäss  der  ihm  beiwohnen- 
den Befugniss,  und  unter  Berücksichtigung  der  in  den  Ver- 
einsbestimmungen der  besagten  Kammer  für  Handel  und 
Schifffahrt  enthaltenen  Bedingungen,  welche  von  zwölf  Mit- 
gliedern am  1.  September  1874  unterschrieben  sind,  durch 
diese  seine  Verfügung,  dass  die  Bristoler  Kammer  für 
Handel  und  Schifffahrt  mit  beschränkter  Haftbarkeit  der 
Mitglieder  eingetragen  werden  soU,  ohne  die  Hinzusetzung 
des  Wortes  „limited**  zu  ihrer  Firma. 

Qrundungs- 

n.  Grfindungsacte.  Acte. 

1.    Der  Name  der  Genossenschaft  ist:     „The  Bristol  Incorpo-     n»»«- 
rated  Chamber  of  Commerce  and  Shipping.^ 


*)  Als  Beispiel  för  die  englischen  freien  Handelskammern,  deren  Statuten  im 
Wesentlichen  gleichlautend  sind. 

25* 
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*"'"•'"'■  General-Versammlungen. 

Sammlung. 

13.  Es  soll  eine  jährliche  ordentliche  General- Versammlang  der 
Kammer  an  einem  von  dem  Vorstand  festgesetzten  Tage  im  April 
jeden  Jahres  abgehalten  werden,  zu  welcher  mindestens  drei  Tage 
vorher  eingeladen  werden  mass. 

14.  Special- Versammlungen  der  Kammer  sollen  von  dem  Vor- 
stande, dem  Präsidenten,  einem  der  Vicepräsidenten,  oder  von  dem 
Secretair  auf  Ansuchen  von  zehn  Mitgliedern  zusammen  berufen 
werden.  Die  Einladung  zu  einer  solchen  Versammlung  mit  Angabe 
der  Tagesordnung  muss  wenigstens  drei  Tage  vorher  erfolgen,  und 
darf  kein  anderer  Gegenstand  verhandelt  werden,  als  die  auf  der 
Tagesordnung  verzeichneten. 

15.  Alle  Versammlungen  der  Kammer  sollen  durch  Girculare 
und  durch  wenigstens  zweimalige  Bekanntmachung  in  den  Bristoler 
Zeitungen  berufen  werden.  In  Abwesenheit  des  Präsidenten  und  des 
Vicepräsidenten  wählt  sich  die  Versammlung  ihren  eigenen  Vor- 
sitzenden. 

Abstimmung.  lg.  In  dou  Versammlungen  erfolgt  die  Abstimmung  durch  Ma- 
jorität der  gegenwärtigen  Mitglieder;  bei  Stimmengleichheit  giebt  die 
Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag. 

Gesch&fuifuh.  Geschäftsführender  Vorstand. 

reu  der 

Vorstand.  Dj^  Gcschäftc  dor  Kammer  werden  von  einem  Vorstande  geführt, 

der  aus  erwählten  Mitgliedern  und  ex  officio  Ehrenmitgliedern  besteht. 

a)  Erstere  sind  24  aus  der  gesammten  Mitgliederzahl  gewählte 
Mitglieder; 

b)  die  ex  officio  Ehrenmitglieder  sollen  sein:  der  Bürger- 
meister von  Bristol,  die  Mitglieder  des  Parlaments  für 
Bristol,  der  Präsident  der  Bristoler  Dockscommission,  der 
Chef  und  der  Vorstand  der  Gesellschaft  „Merchant  Ven- 
turers",  und  ähnliche  Personen,  welche  die  Kammer  be- 
stimmen wird. 

Transito-  18.  Bis  dic  Mitglieder  des  neuen  Vorstandes  naoh  §19  erwählt 

Stimmungen.  ^Ind,  fuugirt  dcr  Vorstand  der  alten  Bristoler  Handelskammer. 

19.    In  der  ersten  ordentlichen  General- Versammlung,    die   im 
Monat  April  1875  gehalten  werden   soll,    haben  die  Mitglieder  der 
Kammer  den  Vorstand  zu  wählen. 
Wiederwahl.         20.  Eiu  Drittel  oder  wenigstens  acht  der  erwählten  Mitglieder  des 
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Vorstandes  sollen  am  Ende  jeden  Jahres  ausscheiden,  von  denen  vier,    **"  ^*»'- 
nämlich  die,  welche  den  Versammlangen  des  Vorstandes  am  wenig-    gHedrr. 
sten  beigewohnt  haben,    für   zwei  Jahre    nicht   wieder  wählbar  sein 
sollen.     Die   Mitglieder    des   Vorstandes,    welche    1876   und    1877 
aasscheiden,  sollen  durch  das  Loos,  die  später  ausscheidenden  nach 
der  Anciennität  bestimmt  werden. 

21.  Wenn  ein  Vorstandsmitglied  sich  von  den  Versammlungen  vier 
auf  einander  folgende  Monate  hierdurch  fern  hält,  oder  wenn  es  zurück- 
tritt, stirbt  oder  zahlungsunföhig  wird  innerhalb  der  regelmässigen 
Wahlperiode,  so  kann  der  Vorstand  die  Stelle  für  vacant  erklären 
und  ein  anderes  Mitglied  sich  cooptiren. 

22.  Jedes  Mitglied  der  Kammer  soll  das  Recht  haben,  ebenso 
viele  Mitglieder  zur  Wahl  für  den  Vorstand  vorzuschlagen,  als  vacante 
Stellen  da  sind,  und  zwar  brieflich  an  das  Secretariat  oder  viva 
voce  auf  der  alljährlichen  Versammlung. 

23.  In  jeder  ordentlichen  Genoral- Versammlung  soll  ein  Bericht    ''*'*'®®" 
über  die  Thätigkeit  und  der  Rechnungsabschluss  der  Kammer,  von 

zwei  Revisoren,  welche  in  jeder  ordentlichen  General -Versammlung 
gewählt  werden,  gehörig  unterzeichnet,  vorgelegt  werden. 

24.  Der  Vorstand  wählt  in  der  ersten  Sitzung  nach  jeder  ordent-  Präsidium, 
liehen  General  -  Versammlung   aus    seiner   Mitte   einen   Präsidenten 

und  zwei  Vicepräsidenten. 

25.  Der  Vorstand  hat  monatlich  wenigstens  einmal  zusammen-  vor8t*«dB- 
zutreten  und  kann  Gommissionen  bilden,  zu  denen  event.  auch  noch    "  '""^' 
andere  Mitglieder  der  Kammer  hinzuzuziehen  sind. 

26.  Der  Vorstand  hat  die  Befugniss,  für  die  Geschäfte  der  Kammer  b«^"«""»«- 
Bureaux  einzurichten,  und  Secretaire  und  andere  für  die  ordentliche 
Führung  der  Geschäfte  nöthige  Beamte  mit  jährlichem  Gehalte  oder 

unter  anderen  Bedingungen  anzustellen  und  auf  diese  Statuten  zu 
verpflichten;  er  hat  sich  eine  eigene  Geschäftsordnung  zu  geben, 
nach  welcher  er  seine  eigenen  Versammlungen  bestimmt,  sein  eige- 
nes Verfahren  regelt,  die  Angelegenheiten  der  Kammer  führt  und 
beaufsichtigt,  und  im  Namen  der  Kammer  handelt;  zu  diesem  Zweck 
hat  er  das  Recht;  das  Siegel  der  Kammer  bei  jeder  Petition  an  da? 
Parlament,  jeder  Bittschrift,  oder  anderen  Documenten  anheften  zu 
lassen,  und  überhaupt  alle  Befugnisse  und  Functionen  der  Kammer 
auszuüben,  welche  nicht  ausschliesslich  den  Generalversammlungen 
der  Kammer  vorbehalten  sind. 


1 


GescbüU- 
Ordnanng. 


Protocolle. 
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Geschäftsordnang  (Reglement). 

27.  Der  Vorstand  hat  das  Recht,  von  Zeit  zu  Zeit  solche  Ge- 
scbäftsordnungen  zu  erlassen,  die  zur  Förderung  der  Zwecke,  für 
welche  die  Kammer  errichtet  ist,  dienen,  vorausgesetzt,  dass  solche 
Reglements  nicht  der  Grundacte  oder  den  Statuten  der  Kammer 
widersprechen;  ebenso  ist  er  befugt,  auch  von  Zeit  zu  Zeit  einige 
der  erlassenen  Reglements  zu  widerrufen  und  zu  ändern. 

28.  Correcte  Protocolle  von  den  Verhandlungen  des  Vorstandes 
und  der  Kammer  sollen  in  geeigneten  Büchern  geführt  werden,  die 
zu  jeder  passenden  Zeit  zur  Einsicht  der  Mitglieder  der  Kammer 
bereit  liegen. 

29.  Die  Kammer  kann  durch  ihren  Vorstand  Untersuchungen 
über  den  Hände)  betreffende  Angelegenheiten  veranlassen;  die  Re- 
glements für  dieselben  erlässt  der  Vorstand. 

30.  Diese  Artikel  können  durch  Specialbeschlüsse  der  Kammer, 
die  gemäss  den  Verfügungen  der  GeseUschaftsacte  von  1862  gefasst 
sind,  abgeändert  werden. 


Die  Grundacten  und  Statuten  der  übrigen  Handelskammern  des 
Vereinigten  Königreichs  sind  von  den  vorstehend  mitgetheilten  prin- 
cipiell  nur  wenig  oder  gar  nicht  abweichend.  Grössere  Verschieden- 
heiten dürften  sich  in  den  Geschäftsordnungen  der  einzelnen  Gorpo- 
rationen  finden,  doch  beschränken  wir  uns  hier  darauf  ebenfalls  nur 
eine  derselben  als  Beispiel  mitzutheilen,  wofür  wir  im  Anschluss  an 
das  Statut  abermals  die  .der  Bristoler  Kammer  wählen. 


Geschäfts* 
Ordnung. 


Vorstand. 


TV.    Geschäftsordnung. 

Reglement  für  den  Vorstand. 

1.  Der  Vorstand  tritt  am  dritten  Freitag  jedes  Monats  um 
2  Uhr  Nachmittags  (und  ausserdem  so  oft  es  für  nöthig  erachtet 
wird)  zu  einer  Sitzung  zusammen.  Die  Versammlung  ist  beschluss- 
fähig, wenn  5  Mitglieder  anwesend  sind.  Bei  der  ersten  Versamm- 
lung jeden  Jahres  (und  so  oft  es  sonst  für  nöthig  befunden  wird) 
ernennt  der  Vorstand  die  jedesmal  noth wendigen  Gommissionen  undSub- 
commissionen;  jede  Gommission  wählt  sich  einen  Vorsitzenden.  Der 
Präsident  oder  einer  der  Vicepräsidenten  kann  für  die  regelmässigen 
Monats-SitzuDgen  auch  einen  anderen  Tag  bestimmen,  welcher  jedem 
einzelnen  Mitgliede  bekannt  gemacht  werden  muss. 
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Pflichten  des  Secretairs.  secreuir. 

2.  Der  Secretair  fahrt  die  Gorrespondenzen  der  Kammer,  ord- 
net die  Geschäfte  aller  ihrer  Sitzungen  an,  fuhrt  Protocoll  über  die 
Verhandlungen  aller  ihrer  Gommissionen,  fassi  Berichte,  Petitionen 
und  Denkschriften  ab  und  sammelt  die  Unterschriften  ein.  Ausser- 
dem hat  er  sich  in  genauer  Eenqtniss  zu  halten  von  allen  an  das 
Parlament  gerichteten  Anträgen,  welche  die  Interessen  von  Handel 
und  Gewerbe  betreffen,  sowie  von  allen  bezüglichen  Angelegenheiten, 
welche  in  anderen  Handelskammern  behandelt  werden« 

Er  bewahrt  alle  Bücher,  Documente,  Protocolle  und  sonstigen 
Papiere  unter  der  Leitung  der  Gommission  auf  und  hält  dieselben 
den  Mitgliedern  zu  jeder  Zeit  zur  Verfügung. 

Das  Siegel  der  Kammer  verwahrt  er  in  einer  mit  zwei  ver- 
schiedenen Schlössern  versehenen  Eiste;  den  Schlüssel  des  einen 
erhält  der  Präsident,  den  des  zweiten  der  Secretair. 


Einladung  zur  Sitzung.  Bini«d«,,K 

zur 

3.  Die  Einladung   zu  jeder  Versammlung  des  Vorstandes  und    siuung. 
der  Gommissionen    wird    den  Mitgliedern  nach  ihrer  Wohnung  oder 
ihrem    gewöhnlichen  Geschäftsiocale    gesandt.     Bei  jeder  Einladung 

zu  ausserordentlichen  Versammlungen  wird  durch  den  Secretair  die 
Tagesordnung  raitgetheilt^  nur  die  in  derselben  bezeichneten  Gegen- 
stände dürfen  in  der  Sitzung  zur  Verhandlung  kommen.  In  den  Ein- 
ladungen zu  den  gewöhnlichen  monatlichen  Sitzungen  muss  auch  die 
Tagesordnung  angegeben  werden;  doch  können  auch  noch  andere, 
als  in  ihr  genannte,  wichtige  Angelegenheiten  der  Versammlung 
vorgelegt  werden. 

Geldstrafen.  ordmmgs- 

4.  Die  Mitglieder,  welche  unentschuldigt  auf  die  12  Stunden 
vor  der  Vorstandssitzung  zuzustellende  Einladung  nicht  erscheinen, 
bezahlen  2  Sh.  Strafe  —  wer  zu  spät  kommt,  zahlt  1  Sh.  Krank- 
heit und  Abwesenheit  von  der  Stadt  entschuldigt.  Alle  durch  die 
Post  gesandten  Einladungen  werden  als  in  der  nächsten  Briefaus- 
gabe eingehändigt,  angenommen.  Die  Strafe  für  das  Versäumen 
einer  Sitzung  soll  auf  jeder  Einladung  zu  einer  Versammlung  in 
Erinnerung  gebracht  werden.  Bei  jeder  monatlichen  Vorstands- 
sitzung ruft  der  Secretair  die  Namen  der  Mitglieder  auf  und  notirt 
die  Abwesenden;  die  Strafgelder  früher  versäumter  Sitzungen  werden 
bekannt  gemacht  und,  wenn  nicht  von  der  Versammlung  erlassen, 
als  fällig  betrachtet;  sie  werden  an  den  Secretair  (der  darüber  Kasse 


Btrafen. 
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führt),  bezahlt;  über  ihre  Verwendung  bestimmt  der  Vorstand;  ist 
ein  mit  Geldstrafe  belegtes  Mitglied  nicht  anwesend,  so  zieht  der 
Secretair  später  den  Betrag  von  ihm  ein. 


% 


'^*«^*™^''^  Reglement  für  die  Versammlungen. 

für  die  Vcr- 

Sammlungen.  5.  Der  Secrotalr  —  oder  in  dessen  Abwesenheit  ein  von  dem 
Vorsitzenden  ernanntes  Vorstandsmitglied  —  führt  ProtocoU  über  die 
Verhandlungen  jeder  Versammlung.  In  jeder  monatlichen  Vorstands- 
sitzung werden  die  ProtocoUe  der  ietztvorhergangenen  monatlichen 
Sitzung  und  aller  seitdem  abgehaltenen  ausserordentlichen  Sitzungen, 
sowie  die  der  Gommissionen,  verlesen  und  von  dem  Vorsitzenden 
nach  deren  Genehmigung  unterzeichnet  Ein  von  einer  Versamm- 
lung geiasster  Beschluss  darf  in  der  darauf  folgenden  nicht  wesent- 
lich geändert  oder  widerrufen  werden  —  dazu  muss  eine  besondere 

Di8cu8»ioD.  Versammlung  speciell  zu  diesem  Zwecke  berufen  werden.  niU  ein 
Mitglied  eine  Sache  von  Bedeutung  vorschlagen  oder  seine  Meinung 
über  eine  vorgetragene  Sache  abgeben,  so  hat  es  sich  zu  erheben 
und  den  Präsidenten  um  das  Wort  zu  bitten;  kein  Mitglied  darf 
ohne  Erlaubniss  des  Präsidenten  mehr  als  einmal  über  dieselbe 
Sache  sprechen  (ausser  bei  der  Schlussverhandlung),  oder  einen 
anderen  Redner  unterbrechen.  Kein  Mitglied  darf  ohne  Erlaubniss 
des  Präsidenten  die  Sitzung,  bevor  derselbe  sie  für  geschlossen  er- 
klärt hat,  verlassen. 

Rechnung«-  Rechnuugswesen. 

6.  Alle  Rechnungen  sollen  der  Rechnungscommission  vorgelegt 
werden,  bevor  sie  dem  Vorstand  zugehen.  Alle  Zahlungen  geschehen 
durch  Cheques,  welche  von  dem  Präsidenten  und  zwei  anderen  Vor- 
standsmitgliedern in  der  Sitzung  unterzeichnet  werden.  Alle  an  die 
Kammer  eingezahlten  Gelder  werden  sofort  auf  ihr  Credit  bei  den 
Banquiers  niedergelegt,  so  dass  der  Secretair  nie  mehr  als  10  £  in 
der  Kasse  behält.  Für  kleine  Nebenausgaben  (über  welche  Buch 
geführt  wird)  erhält  der  Secretair  5  £;  sind  dieselben  verausgabt, 
so  erneuert  er  den  Betrag  durch  Cheque. 

s<^hied».  Schiedsgericht. 

gcricht. 

7.  Wollen  Mitglieder  irgend  welche  Haudelsfragen  oder  Streitig- 
keiten vor  dem  Vorstande  zum  Austrag  bringen,  so  haben  sie  sich 
schriftlich  durch  den  Secretair  an  den  Vorstand  zu  wenden,  mit  der 
Angabe,  ob  sie  die  Sache  von  dem  Vorstande,  oder  von  2  oder 
mehr  Schiedsrichtern,    oder    von   einem   Schiedsmann   entschieden 
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wissen  wollen.  Hat  der  Vorstand  einen  Streitfall  zur  Entscheidung 
angenommen,  so  haben  die  Parteien  eine  genaue  Darstellung  der 
Einzelheiten  des  Thatbestandes  und  den  Streitfall  genau  in  seinen 
Hauptpunkten  schriftlich  einzureichen,  mit  der  Erklärung,  dass  sie 
sich  der  Entscheidung  des  Vorstandes  unterwerfen  und  alle  Kosten 
tragen  wollen.  Der  Vorstand,  die  Schiedsrichter  oder  der  Schieds- 
mann können,  wenn  nöthig,  einen  Experten  auf  Kosten  der  Parteien 
hinzuziehen.  Die  Parteien  haben  ihre  Schiedsrichter  aus  dem  Vor- 
stande  zu  wählen,  und  die  erwählten  Schiedsrichter  können  sich 
einen  Oberschiedsrichter  aus  dem  Vorstande  ernennen,  dessen  Ent- 
scheidung endgültig  ist.  Die  getroffene  Entscheidung  wird  dem 
Secretair  eingehändigt  und  von  dem  Präsidenten  unterzeichnet;  jede 
der  Parteien  erhält  nach  Zahlung  aller  Kosten  eine  Abschrift  der 
Entscheidung.  Die  Kosten  betragen  2 — 5  £,  wenn  beide  Parteien 
mtglieder  sind,  2 — 10  £,  wenn  nur  eine,  oder  wenn  gar  keine 
der  Parteien  Mitglied  ist.  Die  Schiedsrichter  bestimmen,  welche 
Partei  die  Kosten  zu  tragen  hat;  ^/3  derselben  erhalten  die  Schieds- 
richter, Y»  fliesst  in  die  Gasse  der  Kammer.  Die  Namen  der 
Parteien,  die  Streitigkeitspunkte,  die  Namen  der  Schiedsrichter  und 
das  Urtheil  werden  in  das  Schiedsrichterbuch  eingetragen  und  ein 
Bericht  über  jeden  Fall  in  das  Protocollbuch  des  Vorstandes  nieder- 
gelegt. Die  Schiedsrichter  müssen,  soweit  es  die  genaue  Unter- 
suchung des  Falles  gestattet,  denselben  sobald  als  möglich  entscheiden. 


/ 


Italien. 


5.  Italien. 


Handels- und    ^L  Gesotz  betrefTend  die  Errichtung  von  Handels-  und  Gewerbe- 
],ZZJL.  Icammern  vom  6.  Juli  1862. 

(Racc.  uff.  No.  680.) 

(Im  Auszüge.) 
Zweck.  Im  ganzen  Reiche  werden  Handels-  und  Gewerbekammern  er- 

richtet,  nm  die    commercieilen  nnd   industriellen  Interessen  bei  der 
Regierung  zu  vertreten  und  zu  befördern. 
Pflichten.  Dieselben    sollen    der    Regierung   auf   Grund    der    erstatteten 

Berichte  Vorschläge  zur  Hebung  des  Handels  nnd  der  Gewerbe 
machen;  indem  sie  genau  die  Ursachen  der  bestehenden  Missstände 
hervorheben  und  die  Mittel  und  Wege  angeben,  solche  zu  be* 
seitigen. 

Die  Kammern  sollen  alljährlich  einen  statistischen  Bericht  über 
den  Zustand  des  Handels  und  der  Gewerbe  vorlegen; 

sie  sollen  Listen  der   Sachverständigen  für   Handelssachen 

abfassen ; 
sie    sollen    die   Aufsicht   und  die  Verwaltung  der  Handels- 
börsen haben; 
sie    sollen   in   Betreff  der  Sensale,    Makler-    und  Sachver- 
ständigen  die    bestehenden   gesetzlichen  Befugnisse  aus- 
üben und  die  bezuglichen  Listen  für  die  Handelsgerichts- 
Beisitzer  aufstellen; 
sie  sollen  alle    Angelegenheiten    des    Seidenhandels   regeln; 
sie  sollen    die  vom    Handels -Ministerium    speciell   auf  den 
Handel  berechneten  Aufträge,  sowie  die  Verwaltung  von 
öffentlichen  Handels -Anstalten,  Lagerhäusern,  Bergungs- 
Magazinen  und  anderen  Handelsetablissements  besorgen; 
sie    sollen    der    Regierung    auf  deren   Verlangen  jederzeit 
Berichte   und    Gutachten    über  Gegenstände   ihrer  Com- 
petenz  geben; 
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sie  können  selbstständig  oder  mit  Unterstützung  des  Mini- 
steriums   Handels-    und    Gewerbeschulen    errichten    und 
erhalten,  sowie  Handels-  und  Gewerbe- Ausstellungen  für 
ihren  Bezirk  einrichten; 
sie   können    zu    ihren    Versammlungen    zur    Prüfung    von 
Fragen,   welche    das   commercielle   und    gewerbliche  In- 
teresse betreifen,  Sachverständige  hinzuziehen; 
sie  können  sich  mit  anderen  Handelskammern  über  gemein- 
same Interessen  in  Verbindung  setzen; 
sie  können  freiwillige  öffentliche  Verkäufe  übernehmen  gegen 
eine  Taxe    von  ^2  pCt.    des  Verkaufserlöses,    wofür  sie 
die  Kosten  des  Verkaufs  tragen. 
Die  Kammern  bestehen  aus  gewählten  Mitgliedern,  welche  ihre  zusammeii- 
Functionen  unentgeltlich  ausüben.  Die  Zahl  derselben  wird  zwischen    **''""*■ 
21    und  9   betragen;    die  Mitglieder   brauchen    nicht   am   Orte    der 
Kammer  zu  wohnen;    sie   werden   durch  relative  Mehrheit  gewählt. 
Blutsverwandte  bis  zum  2.  Grade,  Schwäger  des  1.  Grades,  Gesell- 
schafter oder  Verwalter  einer  und  derselben  Gesellschaft  können  nicht 
zu  gleicher  Zeit  Mitglieder  der  Handelskammer  sein.     Die  Zahl  der 
nicht  am  Orte   wohnenden    Mitglieder   darf  ein  Dritttheil   der  Mit- 
gliederzahl der  Handelskammern  nicht  überschreiten. 

Activ  und  passiv  wahlfähig  sind:  Active» und 

Alle,    welche  in  dem  Bezirk  Handel,    Gewerbe   oder  Industrie  wllwlllht. 
treiben; 

ausserdem  Seecapitäne,  welche  in  den  politischen  Wahllisten  der 
Gemeinde  des  Kammerbezirks  eingeschrieben  oder  in  dieser  domici- 
lirt,  aber  in  andern  Gemeinden  eingeschrieben  sind; 

die  Directoren  der  Etablissements,  sowie  die  Vorstände  von 
Actien-  und  Commanditgesellschaften ,  welche  in  der  betreffenden 
Gemeinde  domicilirt  und  irgendwo  in  den  politischen  Wahllisten 
eingetragen  sind; 

die  wahlfähigen  Söhne  und  Schwiegersöhne  ersten  und  zweiten 
Grades  von  handeltreibenden  Wittwen  oder  geschiedenen  Frauen, 
welche  selbst  keinen  Handel  oder  Gewerbe  betreiben; 

die   Fremden,    welche    mindestens   5  Jahre  lang  im  Kammer- 
bezirk Handel  oder  ein  Gewerbe  betreiben  und  die  sonstigen  Bedin-         ; 
gungen  erfüllen,   welchen  die  Einheimischen  zur  Eintragung  in  die 
politischen  Wahllisten  unterworfen  sind. 

Ausgeschlossen  vom  Wahlrecht  sind  Alle,  welche  der  Art.  23 
des  Gemeinde-Provinzial-Gesetzes  vom  23.  October  1859  aussehliesst, 
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ferner  die  Beamten  der  Handelskammer  nnd  Alle,  welche  mit  der 
Handelskammer  Processe  haben. 

wiederw.hi.  ^jj^  ^wei  Jahre  scheidet  die  Hälfte  der  Mitglieder  aus.  Wie- 
derwahl der  ansscheidendeil  Mitglieder  ist  gestattet. 

Sitzungen.  j)[^   Versammlungen  der  Handelskammer    sind    beschlussfahig, 

wenn  mindestens  die  Hälfte  der  gesetzlichen  Anzahl  der  Mitglieder 
anwesend  ist,  andernfalls  ist  eine  zweite  Sitzung  auszuschreiben, 
welche  ohne  Rücksicht  auf  die  dann  erscheinende  Anzahl  der  Mit- 
glieder über  die  Gegenstände  der  Tagesorduung  gültige  Beschlüsse 
fassen  kann. 

Beschiuss-  Zur  Beschlussfassung  gehört  absolute  Majorität. 

Protocoii.  Das  zu  führende  Protocoll  wird  veröffentlicht. 

Die  Kammer  wählt  mit  Genehmigung  des  Ministers  ihre  Beamten 
mit  absoluter  Stimmenmehrheit  in  geheimer  Abstimmung. 

Deckung  J)\q  Kammern  haben  zur  Bestreitung  ihrer  Kosten  das  Recht: 

der  Kosten. 

1.  eine  Taxe  über  alle  von  ihnen  ausgestellte  Certificate,  niit 
Ausnahme  der  Wahicertificate,  zu  erheben; 

2.  eine  specielle  Abgabe  auf  alle  Seeversicherungen,  Ladepolicen, 
SchiflFsmiethen  und  ähnliche  commercielle  Verträge  zu  legen; 

3.  Zuschläge  auf  die  bestehende  Erwerbssteuer  des  Kammer- 
bezirkes umzulegen  und  falls  solche  nicht  bestehen,  die 
Handels-  und  Gewerbetreibenden  verhältnissmässig  zu  be- 
steuern. 

Diese  Steuern  bedürfen  der  Genehmigung  der  Regierung 
und  werden  unter  dem  Privilegium  öffentlicher  Abgaben  er- 
hoben. 

Jede  Kammer  hat  ihre  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  buchen 
und  rechtzeitig  Voranschlag  und  Schlussrechnung  zur  Genehmigung 
vorzulegen. 

Die  Kammer  kann  ein  eigenes  Vermögen  besitzen,  das  sie  jedoch 
nicht  in  kaufmännischen  oder  gewerblichen  Unternehmungen  anle- 
gen darf. 

An  die  Stelle  aller  früheren  Handels-  und  Gewerbevertretungen 
treten  die  neuen  Handelskammern  und  übernehmen  deren  Vermögen 
und,  soweit  als  thunlich,  deren  sonstige  Verbindlichkeiten. 
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b.  Oberster  Handel»-  und  Industrie-Ralh.  '^^"*^ 

Handel«-  und 
Indastrie- 

I.   Gesetz  vom  6.  August  1869.  R^th. 

Gesetz  vom 
(RacC.  uff.  d.   1.   No.  5210.)  S.  August 

18G9. 

1.  Es  wird  beim  Ministerium  des  Ackerbaus,  der  Industrie  und 
des  Handels  ein  Handels-  und  Gewerbe-Rath  errichtet. 

2.  Der  Rath  giebt  sein  Gutachten  ab  über  Reformen  der  Han-  »«'f"«'»«««. 
dels-Gesetzgebnng  und  die  Vorschläge  der  Handelskammer- 
tage, ober  die  Entwürfe  der  Handels-  und  SchifFahrtsverträge, 

die  Tarife  der  Eisenbahnen  und  über  alle  Angelegenheiten, 
welche  das  Ministerium  demselben  vorlegen  wird. 

Er  macht  seine  Vorschläge  über  alle  Massregeln,  welche 
er  zur  Förderung  der  nationalen  Industrie  und  des  Handels 
für  zweckmässig  hält. 

.3.  Der  Rath  besteht  aus  14  ernannten  Mitgliedern,  welche  aus  zusammen- 
den  in  der  Theorie  und  Praxis  des  Handels  und  der  Ge-    ****""*^' 
werbe  erfahrensten  Personen  ausgewählt  werden. 
Von  Amtswegen  sind  Mitglieder  des  Rathes: 

der  Generalsecretair  des*  Ministeriums, 
„  „  der  öffentlichen  Arbeiten, 

„  Generaldirector  der  Handelsmarine, 
„  „  der  indirecten  Steuern, 

„  „  der  Gonsulate  und  des  Aussenhandels, 

„  Chef  der  Abtheilung  des  Handels  im  Ministerium,  welcher 
jederzeit  Referent  des  Rathes  ist. 

4.  Die  Mitglieder  bleiben  3  Jahre  im  Amt.    Alljährlich  scheidet  Amtadauer. 
ein  Drittheil  derselben  aus,   welches  stets   wieder  wählbar 

ist;   für   das   erste  Triennium  bestimmt  das  Loos  die  Aus- 
scheidenden. 

5.  Die  Functionen  der  Mitglieder  sind  unentgeltlich.    Die  Mit-    ^'»'*'"- 
glieder,   welche  nicht  in  der  Hauptstadt  ansässig  sind,  er- 
halten Reisekosten  und  Diäten. 

6.  Den  Vorsitz  im  Rathe  führt  der  Minister  oder  ein  eigens    vonits. 
ernannter  Vicepräsident« 

Der  Rath  besteht  aus  zwei  Abtheilungen  und  zw«ir  aus  Abthet- 
einer  für  den  Handel  und  einer  für  Gewerbe.  Jede  Ab-  *""**"' 
theilung  hat  einen  Vorsitzenden,   welcher  ebenfalls  von  der 
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Regierang  ernannt  wird.     Die  Berathangen  finden  sections- 
weise  oder  in  Generalversammlangen  statt. 
sitiungen.  j)\q  Generalversammlangcn  werden  von  dem  Minister  einberafen, 

and  deren  Tagesordnung  von  ihm  bestimmt;  die  Sectionssitzungen 
werden  von  ihren  Präsidenten  anberaumt.  Die  Beschlüsse  werden 
durch  Stimmenmehrheit  der  Anwesenden  gefasst.  Ein  Secretair  wird 
dem  Rathe  beigegeben. 

7.  Wenn  es  sich  um  Berathaag  eines  Gegenstandes  handelt, 
welcher  sowohl  den  Ackerbau-Rath  (Gesetz  vom  24.  September  1868 
Nr.  4619)  als  den  Handelsrath  berührt,  so  werden  die  beiden  Räthe 
zusammen  einberufen  und  bilden  für  diesen  Gegenstand  einen  ein- 
zigen Berathungskörper. 

Ein  besonderes  Decret  wird  die  Beziehungen  beider  Räthe  in 
Betreff  ihres  gemeinsamen  und  ihres  gesonderten  Wirkungskreises 
regeln. 

Decret  Tom  Ij.   Decrot  TOm  3.  Februar  1870. 

3.  Februar 

1870.  (Racc.  uff.  No.  5486.) 

BefiigniBse.  1.    Dom  oborsteo  Rath  werden  auch  die  Geschäfte  übertragen, 

welche  der  durch  Decret  vom  19.  October  1865  No.  2542  ernannten 
permanenten  Commission  zur  Revision  der  officiellen  Handelswerthe 
zustanden;  der  Rath  hat  die  Verpflichtung,  sein  Gutachten  über  die 
Auslegung,  Durchführung  und  Aenderung  der  Zolltarife  und  Zoll- 
reglements abzugeben. 

section  2.    Zu  dou  zwol  Sectioueu    des  Rathes,    des  Handels   und   der 

der  Zolle,   (j^^g^be  tritt  als  Dritte  die  Section  der  Zölle  hinzu. 

3.    Von  Amtswegen  gehören  hiezu  als  Mitglieder: 

1.  Der  General-Secretair  des  Finanz-Ministeriums. 

2.  Der  Präsident  der  Giunta  in  Florenz. 

3.  Der  Inspector  des  Bergwesens. 

4.  Der  Chef  der  Abtheilung  der  Zölle. 

4.  Die  Zahl  der  auf  drei  Jahre  ernannten  Rathsmitglieder 
wird  auf  zwanzig  erhöht.  Die  Ernennungen  erfolgen  im  Einverneh- 
men, der  beiden  Ministerien  des  Handels  und  der  Finanzen. 

Decret  vom  III.   Decrot  Tom  1.  October  1871. 

^-  ^^'^*'*'  (Racc.  uff.  No.  508.) 

1871.  ^  ' 

zoiisection.  Dio  ZoU-Sectiou  des  Handelsraths  tritt  an  die  Stelle  der  früheren 

Permanenzcommission  und  hat  die  neue  Tabelle  der  officiellen  Handels- 
werthe zu  verfassen  etc. 
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1.    Die  Section  theilt  sich  hierbei  In  drei  Gommissionen,  wovon    commis- 

sionen. 

die  erste  die  Artikel  1,  2,  3,  4,  5,  6,  12,  20  des  Tarifes,  die  zweite 
die  Artikel  7,  8,  9,  10,  11,  13,  14  des  Tarifs,  die  dritte  die  Artikel 
15,  16,  17,  18,  19  des  Tarifs  za  bearbeiten  bat. 

3.    DasHandelsministeriumernennt7 MitgliederdieserCommission.  Mitglieder. 
Die  Präsidenten    der  Gommissionen    werden    ans    den   Sectionsmit- 
gliedern  gewählt. 


V.  Rfttirmann.  26 


''*****'^*"**  6.  Niederlande. 

Handels,  und  Gssstz,  betrefTend  die  Errichtung  von  Handels-  und  Gewerbelcammern, 
kir^r  vom  9.  November  1851. 

(Staatsblatt  No.  142.) 

mit  den  AeDderungen  vom  16.  Febraar  1854  (Staatsbl.  No.  13) 

vom  11.  August  1859  (Staatsbl.  No.  80) 
und  vom  12.  Juli  1873  (Stoatsbl.  No.  108) 

(im  Auszüge). 

Artikel  1. 
In  allen  Gemeinden,    in  welchen  die  Ausdehnung  des  Handels 
and    der   Industrie   nach   Ansicht  der  Gemeindeverwaltung  es  won- 
schenswerth  macht,  sollen  mit  Egh  Genehmigung  Handels-  und  Ge- 
werbekammern errichtet  werden. 

Artikel  2. 
Zweck.  Die  Bestimmung  dieser  Kammern  ist: 

1.  An  die  Staats-,  Provinzial*  und  Gemeindeverwaltung  Auf- 
klärungen und  Gutachten  abzugeben,  sowie  Vorschläge  zu 
erstatten  in  Betreif  jener  Gegenstände ,  welche  auf  Handel 
und  Fabrikwesen  Bezug  haben. 

2.  Den  Handelsleuten  und  Fabrikanten  (Industriellen)  ihres  Be- 
zirks jene  Mittheilungen  zu  machen,  welche  obige  Verwal- 
tungen wünschen,  oder  welche  den  Kammern  selbst  als  nütz- 
lich für  Handel  und  Industrie  erscheinen. 

Artikel  3. 
Verkehr  mit         Der  Verkehr  zwischen  der  Kammer   und  der  Verwaltung  ge- 
"ran^f*   schiebt  durch  Vermittlung  der  Königlichen  Commissare  in  den  Pro- 
vinzen,   denen    auch  von  allen  Immediateingaben  der  Kammer  Ab- 
schriften zu  senden  sind. 

Artikel  4. 
Die  Kammern  können  behufs  fachmännischer  Mittheilungen  und 
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Anfkl&rnDgen  nntereinander,  sowie  mit  andern  Personen  und  GoUegien 
in  Verkehr  treten. 

Artikel  5. 
Zum  Kammermitglied  wählbar  ist  jeder,   der  30  Jahre  ist,  am    p»««*^«* 
Eammersitze  wohnt  and  mindestens  5  Jahre  Handel  oder   Gewerbe 
betrieben  hat,  oder  mit  Handelsangelegenheiten  beschäftigt  war* 

Artikel  6. 
Die  Zahl    der  Eammermitglieder    wird   durch    Königlichen  Be-  Amahider 
schluss  für  jede  Kammer  abgesondert  bestimmt.  Mitglieder. 

Artikel  7. 
Alle  zwei  Jahre  tritt  die  Hälfte   der  Mitglieder   aus;    dieselben  Wiederwahl, 
können  wiedergewählt  werden ;  die  zuerst  Austretenden  werden  durch 
das  Loos  bestimmt.     Wird  durch  andere  Ursachen  ein  Sitz  erledigt, 
so    tritt   ein   Nachfolger    an    dessen   Stelle  für    dessen   Functions- 
dauer  ein. 

Artikel  8. 
Die  Wahl  der  Mitglieder  geschieht   durch    die   wahlberechtigten     AeUves 
Kaufleute  und  Gewerbtreibende  des  Kammersitzes.  wahirechu 

Artikel  9. 
Wähler  der  Kammer  ist: 

1.  jeder  Niederländer,    welcher   volljährig,    in   der    Gemeinde 
ansässig  und  im  Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  ist 

2.  und  in  das  Patentregister  eingetragen  ist  und  die  durch  die 
Regierung  bestimmte  Steuer  bezahlt  hat. 

Die  Steuer,  welche  eine  Firma   gezahlt,    gilt  als  Zahlung  der 
Antheilhaber  der  Firma. 

Artikel  10. 
Ausgeschlossen  vom  Wahlrecht  sind  alle  jene,   welche  die  vor- 
genannten Eigenschaften  nicht  besitzen,    überdies  jene,    welche   ihr 
Vermögen  ihren  Gläubigern   überlassen  haben   und    ihren   Verpflich- 
tungen nicht  voll  nachgekommen  sind. 

* 

Artikel  11. 
Alle  zwei  Jahre  findet  im  Monat  November  eine  Versammlung  Wahllisten. 
der  wahlberechtigten  Kaufleute  und  Industriellen  behufs  Feststellung 
der  Wahlliste  etc.  statt.     Reclamationen   entscheidet  die  Gemeinde- 
verwaltung, Recurse  dagegen  die  Deputirtenkammer  mit  endgültiger 
Wirkung. 

26* 
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Artikel  12. 
Wühl.  Die  Abstimmung  geschieht  mittelst  nicht  unterfertigter  Stimm- 

zettel ;  Scrutatoren  rufen  die  einzelnen  Wähler  auf,  nehmen  die  ver- 
siegelten Wahlzettel  ab  und  stellen  das  Wahlresultat  fest.  Der  Bür- 
germeister ist  Vorsitzender  der  Wahldeputation.  Die  Wahl  geschieht 
durch  absolute  Stimmenmehrheit;  im  Falle  eine  solche  nicht  erzielt 
wurde,  wird  eine  neue  Liste  mit  doppelt  so  viel  Namen  aufgesetzt, 
als  die  Zahl  der  zu  wählenden  Mitglieder  beträgt,  in  welcher  alle 
jene  Mitglieder  verzeichnet  sind,  welche  die  meisten  Stimmen  erhal- 
ten hatten;  beim  zweiten  Wahlgange  entscheidet  die  relative  Stim-r 
menmehrheit,  bei  gleicher  Stimmenanzabl  das  höhere  Alter,  bei 
gleichem  Alter  das  Loos. 

Artikel  13. 
Präsidium.  Die  Kammer  wählt  alljährlich  einen  Vorsitzenden  und  seinen  Stell- 

vertreter. 

Artikel  14. 

ßocretair.  Dio  Kammer  ernennt  aus  ihrer  Mitte  oder  ausserhalb  der  Mit- 

glieder den  Secretair,  welcher  im  ersteren  Falle  aufhört,  Mitglied 
der  Kammer  zu  sein.  Der  Secretair  fungirt  drei  Jahre,  ist  wieder 
ernennbar  und  hat  nur  berathende  Stimme. 

Artikel  15. 
Kosten.  Einer  jeden  Kammer  wird  durch   den  Gemeinde -Vorstand  all- 

jährlich ein  Betrag  zur  Bestreitung  ihrer  Kosten  und  der  Gehalte  des 
Secretairs  und  der  Beamten  aus  der  Gemeinde  -  Kasse  verabfolgt. 
Die  Mitglieder  der  Kammer  functioniren  unentgeltlich. 


Artikel  16. 
Rechniings-  Alljährlich,  im  Monat  Januar,   hat  die  Kammer  über  ihre  Aus- 

*«""«•     gaben  der   Gemeinde -Verwaltung   Rechnung  zu  legen.    •  Bewilligte, 
aber  nicht  verwendete  Gelder  werden  auf  das  nächste  Jahr  übertragen. 

Artikel  17. 
c.eachäfts-  Jede  Kammer  setzt  ihre  Geschäftsordnung  und  deren  Modification 

unter  Genehmigung  des  Gemeinderaths  fest.  Im  Nichtgenehmigungs- 
falle  geht  die  Beschwerde  an  die  Deputirtenkammern,  und  wenn  diese 
keine  Entscheidung  treffen,  an  die  Regierung. 

Artikel  18. 
In  Bezirke,  wo  Handel  und  Industrie  nicht  an  einem  Platze  con- 
centrirt,  sondern  über  mehrere  Gemeinden  zerstreut  sind,  kann  eine 
gemeinsame  Handels-  und  Gewerbekammer  für  die  Handel-  und  6e- 
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werbetreibenden  mehrerer  Gemeinden  errichtet  werden.  Die  Anzahl 
der  Mitglieder,  welche  dann  aas  jeder  Gemeinde  zn  wählen  sind, 
sowie  die  Art  der  Stimmenabgabe  wird  durch  die  Depatirtenlcam- 
mer  unter  königlicher  Genehmigung  festgestellt.  Die  Gemeinderäthe 
der  einzelnen  Gemeinden  bestimmen  unter  sich  unter  Genehmigung 
der  Deputirtenkammer  je  ihren  Jahresbeitrag. 

Artikel  19. 
Alle  früheren  Reglements  und  Gesetze  treten  am  1.  April  1852 
ausser  Kraft,  an  welchem  Tage  auch  die  neuen  Kammern  an  Stelle  Stimmung. 
der  alten  treten. 

Artikel  20. 
Die  Wahlen  für  die  neuen  Kammern  finden  im  Februar  1852 
statt. 


Transito- 
rische  Be- 


7.  Belgien. 

Oberster  g.  Oborstor  Handols-  und  Gewerbe-Rath. 

Handels-  und 

Oewerberaib.  (Qesetz  votD  27.  März  1859.    Recueil  des  lois  1859,  No.  36.) 

K  Es  wird  neben  den  Departements  des  Innern  dnd  dem  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  ein  Oberster  Handels-  und  Gewerbe- 
rath  errichtet 

2.  Dieser  Oberste  Rath  besteht: 
Mitglieder.  a)  aus  je   zwei  jährlich  gewählten   Mitgliedern  der  Handels- 

kammern von  Antwerpen,  Brüssel,  Gent  und  Lüttich. 
h)  aus  je  -einem    jährlich   gewählten  Vertreter   der  übrigen 
Handelskammern  oder  deren  Stelle  vertretende  Deputationen ; 
c)  aus  dem  von  der  Regierung  ausserhalb  dieser  Collegien  er- 
nannten Mitgliedern,    deren  Zahl  den  dritten  Theil  der  aus 
den  Handelskammern  Gewählten   nicht   überschreiten    darf. 
Prüsidiuin.  3«  Ein  Präsident   und    zwei   Vicepräsidenten    werden    für  jede 

Session  von  der  Regierung  ernannt  und  denselben  ein  Secretair 
zur  Geschäftsführung  beigegeben. 

4.  Die  Minister  des  Innern  und  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
werden  eine  Geschäftsordnung  für  den  Obersten  Rath  ausarbeiten. 
BefiiKiiisse.  5.  Dcr  Obcrstc  Rath  giebt  sein  Gutachten  über  alle  Angelegen- 

Iieiten,  welche  ihm  von  der  Regierung  vorgelegt  werden. 

Er  beräth  von  allgemeinen  Gesichtspunkten  aus  über  die  Wünsche 
der  Handelskammern,  sowie  alle  jene  Vorschläge  in  Betreff  des  Handels 
und  der  Gewerbe,    welche  von  den  eigenen  Mitgliedern   im  eigenen 
oder  im  Namen  der  Handelskammern  gemacht  werden, 
vcrsamm  6.    Dcr  Obcrstc  Rath  versammelt  sich  zu  dem  von  der  Regie- 

rung bestimmten  Zeitpunkt  in  Brüssel,  und  sind  die  Angelegenheiten, 
welche  seinen  Berathuugen  unterzogen  werden  sollen,  wenn  thunlich, 
vorher  den  Handelskammern  und  allen  Mitgliedern  des  Rathes  zur 
Kenntniss  zu  bringen. 


Inng. 
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7.  Die  BerathangsprotocoUe  und  deren  Beilagen  werden  durch 
die  Regierang  veröffentlicht. 

8.  Die  Funktionen  eines  Mitgliedes  des  obersten  Handels-  und 
Gewerberathes  sind    unentgeltlich.     Im  Falle  einer   Ortsveräüderung     ^**'«"- 
sind  ihnen  dieselben  Reisekosten    und  Diäten    wie  den  Mitgliedern 

des  Agricultur-Rathes  gewährt. 

9.  Die  Kosten  des  obersten  Handels-  und  Gewerberathes  wer- 
den in  das  Budget  des  Ministeriums  des  Innern  eingestellt. 


b.   Union  Syndicale  de  Bruxelles.    Gegründet  6.  August  1875.       onion  s,a. 

Stetuten  vom  4.  März  1878  Bruxeiiea. 


Zweck. 


Artikel  1. 
Die  Union  syndicale,  ausser  allen  Parteibestrebungen   stehend, 
verfolgt  den  Zweck: 

1.  Den  sittlichen  und  materiellen  Fortschritt  des  Handels  und 
der  Gewerbe,  sowie  der  Künste  und  Wissenschaften,  welche 
mit  denselben  im  Zusammenhange  stehen,  zu  fördern. 

2.  Den  allgemeinen  und  speciellen  Interessen  der  einzelnen  in 
ihr  vertretenen  Zweige  der  Arbeit  Schutz  und  Vertheidi- 
gang  zu  gewähren. 

Artikel  2. 
Zu  diesem  Behufe 

1.  fördert  sie  die  Erreichung  von  Syndical-Kammern  (Genossen- 
schaften), welche  mit  einander  durch  ein  Centralcomite  ver- 
einigt sind, 

2.  und  sucht  alle  jene  Maassregeln  im  legalen  Wege  durch- 
zufahren, welche  sie  für  die  betreffenden  Interessen  für  nütz- 
lich hält,  und  theilt  den  competenten  Behörden  alle  Wünsche, 
welche  die  Genossenschaften  und  affiliirten  Associationen  an 
sie  richten,  mit,  gleichzeitig  deren  Interessen  unterstützend. 

Mitglieder  der  Union. 

Artikel  3. 
Die  Union  syndicale  besteht  aus  wirklichen,  affiliirten  und  Ehren-  Mitglieder. 

mitgliedern. 

Artikel  4. 
Wirkliche    Mitglieder   können    allein    Mitglieder   der    Genossen- 


Beitrage. 


Genossen- 
schaften. 
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Schäften   sein,    and    bestimmt    über    deren  Znlassang    das  Central- 
comitö.     Jedes  Mitglied  zahlt  jährlich  12  Francs. 

Artikel  5. 
Affiliirte  Mitglieder    sind    die   Theilnehmer    an   den   belgischen 
Genossenschaften,  welche  ausserhalb   der  Union  stehend    mit  dieser 
'  auf  Grund  der  Bedingungen  des  Gentralcomite  s  affiliirt  sind. 

Artikel  6. 
Ehrenmitglieder   können  jene  werden,   welche  der  Union  oder 
den    durch    sie    vertretenen  Interessen   wesentliche  Dienste  geleistet 
haben. 

Artikel  7. 
Die   Jahresbeiträge  werden    pränumerando    gezahlt.      Das  Ge- 
seilschaftsjahr  beginnt  am  15.  October. 

Ghambres  Syndicales  (Genossenschaften.) 

Artikel  8. 
Die    einzelnen    Genossenschaften    sind    behufs    Vertretung    der 
Gewerbe  errichtet. 

Artikel  9. 
Jede  Genossenschaft  ist  selbstständig. 

Artikel   10. 

Sie  ernennt  ihre  Syndici  und  wählt  jährlich  drei  Mitglieder  in 
das  Centralcomitö. 

Artikel  11. 

Die  Genossenschaften  bestimmen  über  Aufnahme  ihrer  Mitglieder 
und  beschäftigen  sich  mit  allen  Fragen,  welche  ihre  Interessen  be- 
rühren oder  ihnen  vom  Gentralcomite  zur  Berathung  übertragen 
werden,  üben  schiedsrichterliche  Functionen  in  allen  Fällen  aus, 
welche  ihnen  von  Parteien  vorgelegt  werden,  haben  ihre  Mit- 
glieder den  Gerichten  als  Sachverständige  oder  arbitres  rapporteurs 
vorzuschlagen,  können  alle  jene  Schritte,  einzeln  und  zusammen, 
unternehmen,  welche  sie  für  ihre  gewerblichen  Interessen  nützlich  er- 
achten, und  haben  alljährlich  dem  Gentralcomite  einen  Bericht  über 
den  Stand  ihres  Productionszweiges  vorzulegen. 

sectionen.  Dio  Sectloneu. 

Artikel  12. 
Sectionen  werden  zum  Schutze  der  Interessen   der  Künste  and 


Geschäfts' 
kreis. 
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der  Wissenschaften  in  ihren  Beziehungen  zum  Handel  and  den  Ge- 
werben eingerichtet. 

Artikel  13. 
Die  Sectionen    vertreten    kein  einzelnes   gewerbliches  Interesse. 
Alle    wirklichen    und  Ehrenmitglieder  der  Union    können   denselben 
beitreten. 

Artikel  14. 
Jede  Section  wählt  ihr  Bareaa  und  schickt  drei  Delegirte  in's 
Central  comit^. 

Artikel  15. 
Die  Sectionen  bestimmen  über  Aufnahme  ihrer  Mitglieder,  studiren 
alle  Fragen,    welche    sie  berühren  und  thun  Alles,    was  sie  ffir  die 
ihnen  anvertrauten  Interessen  nützlich  erachten. 

Das  Central comitö.  centrai- 

comite. 

Artikel    16. 
Das    Centralcomite   ist   der   Repräsentant   und    Verwalter    der     ^''®*^^- 
Union. 

Artikel  17. 
Es    besteht    aus    den    Delegirten    der    Genossenschaften    oder  ^^"»«»«tnen- 

^  setxiing. 

Sectionen,  aus  den  Delegirten  der  affiliirten  Associationen,  welche 
Ln  allen  Fragen,  ausgenommen  jene  der  inneren  Verwaltung  der 
Union,  eine  berathende  Stimme  haben  und  ans  zwölf  Mitgliedern, 
welche  von  der  Generalversammlung  der  wirklichen  Mitglieder  ge- 
wählt werden. 

Artikel  18. 
Das  Bureau  des  Centralcomites  besteht  aus  7  Mitgliedern; 
1  Präsidenten,  2  Vicepräsidenten,  2  Secretairen,  1  Cassirer  und  1 
Bibliothekar,  welche  mit  geheimer  Abstimmung  und  durch  absolute 
Majorität  vom  Centralcomite  gewählt  werden.  Das  Bureau  wird  all- 
jährlich neu  gewählt,  die  austretenden  Mitglieder  sind  wieder  wählbar. 

Artikel  19, 
Der  Wirkungskreis  des  Centralcomites  ist  folgender:  Wirkung». 

a)  Aufnahme  und  Entlassung  von  wirklichen  Mitgliedern, 

b)  die  Aufnahme  der  affiliirten  Associationen  Belgiens  in   den 
Verband, 

c)  die  Ernennung  von  Ehrenmitgliedern, 

d)  die  Constituirung  der  Genossenschaften  und  Sectionen, 

e)  die  Ernennung  zu  Ehrenmitgliedern  des  Bureaus, 


Bure  AU. 


kreis. 


Geiieriilver- 
sammltingen. 
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f)  die  Zosammensetzang  von  Gomitös  and  Aasschüssen  zur 
Berathang  und  zam  Stadiam  der  Fragen,  welche  eine  ein- 
gehende Prfifang  erheischen, 

g)  die  Feststellung  der  Geschäftsordnung  für  die  Union, 

h)  die  Durchführung  alier  Schritte  und  Maassregeln,  welche  es 

in  seinem  Interesse  für  nützlich  erachtet, 
i)  Verwaltung  der  Einnahmen  und  Ausgaben, 
k)  Rechnung  zu  legen  und  Voranschläge  zu  verfassen, 
1)  einen  oder  mehrere  Agenten  für  die  laufenden  Geschäfte  zu 

ernennen  und  deren  Besoldung  zu  bestimmen 

Generalversammlungen. 

Artikel  20. 
Eine  Generalversammlung  aller  wirklichen  Mitglieder  der  Union 
findet  jährlich  im  December  statt. 
Deren  Tagesordnung  ist: 

a)  Bericht  des  Gentralcomitös  über  ihre  Arbeiten  und  den 
Stand  der  Union  im  Gesellschafbsjahre, 

b)  Rechnungslegung  und  Budget, 

c)  Ernennung  von  12  Mitgliedern  des  Comitös. 

Artikel  21. 
Das  Bureau   beruft   überdies  Generalversammlungen,    so  oft  es 
solche  für  nöthig   hält   oder    auf    Verlangen   von    100   Mitgliedern 
der  Union. 


(Die  Union  zählt  gegenwärtig  30  Genossenschaften,  4  Sectionen 
(Kunst,  Wissenschaft,  Volks wirthschaft,  Handelsrecht)  und  zwei 
affiliirte  Associationen. 


Handcb,.       e.  Statut  der  Handels-,  Industrie-  und  Schifffahrts-Gesellschaft 

Industrie-  -     ,  .^ 

und  Bchifr  lu  Antwerpen  *) 

f.lirt,-Ge.eil.  ^^^  ^    Febn.ar  1877. 

Schaft. 

Zweck,  Zu-  Zwcck    uud  Zu sa m mcusctz uu g  der  Gesellschaft. 

aamincn- 

setxung.  1.  Die  Gesellschaft  hat  den  Zweck,  alle  das  Interesse  von  Han- 

del, Industrie  und  Schifft'ahrt  berührenden  Fragen  im  weitesten  Sinne 
des  Wortes  zu  studiron,  und  macht  es  sich  zur  Aufgabe,  alle  als 
nöthig   oder   nützlich   erkannten  Reformen  zu  unterstützen    und  die 


')    Als  Beispiel  für  die  freien  kaufmännischen  Genossenschaften  Belgiens. 
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der  freien  Beweguug  uod  Entwicklang  des  Handels  entgegenstehen- 
den Hindernisse  aus  dem  Wege  zu  räumen. 

2.  Sie  hält  sich  fern   von  allen  ihrem  Zwecke  fremden  Ange- 
legenheiten, insbesondere  in  politischer  Beziehung. 

3.  Für  Erreichung  ihres  Zweckes  kann  sich  die  Gesellschaft,  ver-***"«^^'"'*^'' 

rAicliiiiicr    des 

treten  durch  ihren  Vorstand,    aller  gesetzmässigen  Mittel  bedienen,    zwecke», 
die  da  sind:    öffentliche  und  nicht  öffentliche  Discussionen,    Confe- 
renzen,   Meetings,    Veröffentlichungen  in  Zeitungen,    Manifeste,  Bro- 
schüren u.  s.  w. 

4.  Die  Gesellschaft  besteht  aus  ordentlichen  Mitgliedern,  deren  ordentliche 

^  '  Mitglieder. 

Anzahl  nicht  bestimmt  festgesetzt  ist. 

Personen,  die  der  Gesellschaft  besondere  Dienste  erwiesen,  kann     ^'^'*"- 

'  '  Mitglieder. 

der  Titel  „Ehrenmitglied^  verliehen  werden. 

Centralcoraitö.  ccntr»i- 

comite. 

5.  Der  Gesellschaft  steht  ein  Centralcomitö  vor,    das  sich  wie 
folgt  zusammensetzt: 

a)  aus  5  in  der  Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern,  die   von»t«n.i. 
aus  ihrer  Mitte  einen  Präsidenten,  zwei  Vicepräsidenten,  einen  Secre- 

tair  und  einen  Schatzmeister  ernennen; 

b)  aus  den  Präsidenten  der  Sectionen. 

6.  Die    in    der  Generalversammlung    erwählten  Mitglieder  fun-  AmtHdnuer. 
giren    drei  Jahre,    und    zwar    so,    dass  jedes  Jahr  ein  Drittel  aus- 
scheidet. 

Die  ausscheidenden  Mitglieder  können  erst  nach  Verlauf  eines  Wiederwahl. 
Jahres  wieder  gewählt  werden. 

Die  beiden  ersten  Listen  der  Ausscheidenden  werden  durch  das 
Loos  bestimmt. 

Jede    eintretende  Vacanz    muss    in    einer   innerhalb    spätestens  vacAmen. 
14  Tagen  zu  berufenden  Generalversammlung  erledigt  werden. 

7.  Das  Centralcomit6  führt  die  Geschäfte  der  Gesellschaft    und  »«^"K"'««« 

_..,  des  Central- 

verwaltet  deren  rmanzen.  comiteH. 

Dasselbe  giebt  sich  selbst  eine  Geschäftsordnung  und  ist  befugt,  GehchartK- 

einen  oder  mehrere  besoldete  Beamte  anzustellen.  ordimng. 

So  oft  es  für  die  Interessen  der  Gesellschaft  nöthig  erscheint,  oenerahcr- 

beruft  das  Central-Comite  eine  Generalversammlung.  sammung.  ^ 

Im  Secretariat  der  Gesellschaft   liegen   für   die    Mitglieder    die     Archiv. 

Sitzungsprotocolle,  die  Archive,  die  Tarife  und  Handelsverträge,  die  Berichte, 
Consularberichte  und  alle  anderen  im  Besitz  der  Gesellschaft  befind- 
lichen auf  den  Handel  bezughabenden  Documente  aus. 
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8.  Die  GeneralversammluDg  hat  die  Geschäftsordouag  für  die 
Mitglieder  za  bestimmen. 

scctionen.  Sectloüen. 

9.  Für  jeden  Zweig  der  Vertretung  der  Interessen  von^Handel, 
Industrie  nnd  Schififahrt  kann  eine  besondere  Section  gebildet 
werden,  welche  wenigstens  10  Mitglieder  zählen  mnss. 

Das  Gentralcomit6  kann,  wenn  nöthig,  auch  die  Bildung  der 
Sectionen  mit  weniger  als  10  Mitglieder  zu  geben.  Für  ein  und  die- 
selbe Geschäftsbranche  kann  aber  nur  eine  einzige  Section  gebildet 
werden. 

10.  Jede  Section  hat  sich  besonders  zu  constituiren  und  dem 
Centralcomite  davon,  sowie  von  seiner  Geschäftsordnung  Eenntniss 
zu  geben,  und  ihm  alle  ihre  Beschlüsse  zur  Genehmigung  vorzu- 
legen. 

1 1 .  Die  Sections-Präsidenten  werden  auf  3  Jahre  gewählt  und 
können  erst  nach  Verlauf  eines  Jahres  wieder  gewählt  werden. 

V2.  Die  Mitglieder  können  an  beliebig  vielen  Sectionen  Theii 
nehmen,  doch  haben  sie  nur  in  einer  Stimmrecht. 

Mitglieder  Mitglieder  der  Gesellschaft. 

Lh'aT  13.     Die  ihre  Aufnahme  in  die  Gesellschaft  beantragenden  Per- 

sonen müssen  sich  durch  ein  Mitglied  vorschlagen  lassen  und  haben 

watii.  sich  in  der  nächsten  Generalversammlung  einer  geheimen  Ballotage  zu 
unterwerfen.  Die  Präsentation  als  solche  verpflichtet  bereits  auf  die 
Statuten. 

Beitrag.  14.     Jcdcs  Jahr  sind  pränumerando  20  Frcs.  Beitrag  zu  zahlen. 

15.  Auf  schriftlichen   Antrag    von    wenigstens    10  Mitgliedern 
Kxciusion.  kann  das  Ceutralcomit6  in  schweren  Vergehensfällen  Exclusiou  über 

ein  Mitglied  verfügen,  nachdem  wenigstens  ^/4  der  Mitglieder  darüber 
berathen  und  mit  ^/4  Majorität  also  beschlossen  haben. 

Die   Person,    deren    Exolusion  beantragt    ist,    muss   vorher    zu  . 
seiner  Vertheidigung  gehört  werden. 

Versammlungen. 

16.  Das  Gentralcomitä  versammelt  sich  regelmässig  jeden  ersten 
Montag  des  Monats. 

(General. Vor-         ij.     ß^r  Präsidcut  bcruft  die  Vorstandssitzungen  und  die  Ge- 

Hammlung. 

neralversammlung. 

18.  Die  regelmässige  jährliche  Generalversammlung  muss  im 
Laufe  des  December  abgehalten  werden. 
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In  derselben  wird  Berieht  über  die  finanzielle  Lage,  die  Ar- 
beiten der  Gesellschaft,  die  erreichten  Resultate,  die  anzustrebenden 
Reformen  nnd  die  Mittel,  solche  za  erreichen,  erstattet. 

Dann  wird  nach  Artikel  6  zur  theilweisen  Auswahl  des  Gentral- 
comite's  geschritten. 

Die  bei  einer  ordentlichen  Generalversammlung  ohne  Entschul- 
digung fehlenden  Mitglieder  werden  mit  2  Frcs.  Strafe  belegt. 

19.  Alle  Abstimmungen  werden  mit  einfacher  Majorität  ent- 
schieden, bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Präsi- 
denten. 

20.  Auf  Antrag  von  wenigstens  10  Mitgliedern  ist  innerhalb 
14  Tagen  eine  ausserordentliche  Generalversammlung  zu  berufen. 

Specialbestimmungen.  spedai- 

bestiramun- 

21.  Gegenwärtige  Statuten  treten  nach  Bestätigung  durch  die      gen. 
erste  Generalversammlung  in  Kraft. 

22.  Aenderungen  der  Statuten  können  nur  mit  ^j^  Majorität 
beschlossen  werden. 

Alle  Abänderungsvorschläge  müssen  schriftlich  mit  der  Unter- 
schrift von  wenigstens  10  Mitgliedern  bei  dem  Gentralcomitö  einge- 
reicht werden. 

Der  Vorstand  muss  solche  innerhalb  eines  Monats,  unter  An- 
gabe des  Wortlautes  der  betreffenden  Aenderungsvorscfaläge  auf  dem 
Einladungsschreiben,  (welches  acht  volle  Tage  vor  der  Generalversamm- 
lung versandt  wird),  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung 
vorlegen. 


Rumänien. 


S.  Rumänien. 


Handels-  und 
Gewerbe- 
kammern. 


Gesetz  vom  ^'^Jll^   1864. 

(Preuss.  HandelsarchiY  1864.  II.  603.) 


Wahl. 


(Im  Aaszage.) 

In  Bakarest,  Tarn  Severin,  Krajowa,  Tariia  Magarelin,  Giar- 
gewo,  Braila,  Galate,  Ismail,  Berlad,  Jassy,  Baken  Plätra,  Boio- 
schani,  Fokschani  and  Plojetschti  werden  Handels-  and  Gewerbe- 
kammern errichtet.  —  Die  Wahl  der  Mitglieder  erfolgt  darch  ab- 
solute Majorität  und  geheime  Abstimmang.  Falls  die  Wähler  nicht 
erscheinen,  erfolgt  die  Bildang  durch  Ernennung  Seitens  der  Re* 
gierung.  Die  gewählten  Mitglieder  werden  vom  Fürsten  bestätigt. 
Wähler  sind  alle  Handel  und  Gewerbetreibenden,  welche  50  Piaster 
Gewerbesteuer  zahlen,  im  Besitze  der  bürgerlichen  und  Gemeinde* 
rechte  sind,  wählbar  alle  Rumänen  welche  30  Jahre  alt  sind  und 
ein  Geschäft  betreiben. 

Die  Handelskammern  bestehen  aus  6  bis  7  Mitgliedern.  Die 
Wahlen  geschehen  auf  6  Jahre;  alle  2  Jahre  scheiden  2  Mitglieder 
aus,  die  wieder  wählbar  sind. 

Die  Handelskammern  sind  oflGcielle  Organe*  des  Handels  und 
natürliche  Mandatare  für  die  Verwaltung  aller  dem  allgemeinen 
Handels-Interesse  dienenden  Anstalten,  sie  können  der  Regierung 
aus  eigenem  Antriebe  ihre  Ansichten  und  Vorschläge  über  die 
gewerblichen  und  commerciellen  Interessen  ihres  Bezirkes  mit- 
theilen und  sind  verpflichtet,  über  Aufforderung  der  Regierung 
ihr  Gutachten  *  abzugeben.  Die  Handelskammerberathungen  dürfen 
ohne  Autorisation  der  Regierung  nicht  veröffentlicht  werden.  —  Der 
Vorstand  besteht  aus  dem  Präsidenten,  Vicepräsidenten,  Secretair 
und  Rendanten  der  Kammer.  Der  Präfect  des  Districts  kann  jeder- 
Bescbifisae.  2eit  dcu  Vorsitz  fibernehmen.  —  Alle  Beschlüsse  werden  durch  ab- 


Zusammen 
setznng. 


Zweck. 


Vorstand. 
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solute  Majorität   der  Mitglieder  gefasst;   bei  Stimmengleichheit  ent- 
seheidet    der   Vorsitzende.     Die   Einnahmen    der   Handelskammern    ^''*^''"' 
bestehen    in  einem  Zehntel   der   I.  und   II.  Klasse   der  Patenttaxe; 
sie   werden  von  der  Staatskasse    erhoben   und  jeden  Trimester  an 
die  Kammer  abgeführt. 

Beim  Ministerium  des  Innern  ist  ein  Handelsrath   bestellt,   zu-  Handeurath. 
sammengesetzt  aus  dem  Minister,  dem  Vicepräsidenten   und   acht 
ernannten  Mi  tgliedernmit  der  Aufgabe,  Tarife,  Verträge,  Handels- 
gesetze und  Anträge  der  Kammern  zu  berathen. 


' '"^'^"  9.  Schweden. 

Königliche  Instruction  für  das  Commerz- Collegium  in  Stocicholm. 

(Vom  23.  April  1831.) 

§  1 — 3  vacat 

§  3. 
commen-  J)J^J,  Commerzcollegium  besteht  aus  folgenden  Personen: 

ColleginiD. 

1  Vorsitzender  —  1  Gommerzrath  —  1  Secretär  — 

1  Passanwalt  nebst  Secretär  — 

1  Regierungsvertreter  nebst  Secretär,  eigenes  Comptoir  — 

1  Registrator  nebst  Secretär,  eigenes  Comptoir  — 

1  Rendant  nebst  Vertreter  u.  2  Secretären,  eigenes  Comptoir  — 

1  Wechselagent  (nebst  Controllear,  Buchhalter,  2  Secretären«) 

§  4. 
vorsitjeiider.         D^^  Vorsitzondc   und  sein  Stellvertreter  werden  vom  König  er- 
nannt; das  Commerzcolleg  hat  das   Vorschlagsrecht  für  Secretäre, 
Anwalte  und  Rendanten  vorbehaltlich  königl.  Bestätigung.   Alle  son- 
stigen Beamten  bestimmt  das  Commerzcolleg  selbstständig. 

§  5. 
Sitzungen.  j)\q  gitzungcu  wordou  für  gewöhnlich  alle   14  Tage  von   dem 

Präsidenten  im  Namen  des  Königs  anberaumt,  bekannt  gemacht  und 
berufen  als  regelmässige  Sitzungen.  Ausserdem  kann  derselbe  jeder- 
zeit nach  Bedürfniss  an  jedem  Tage  (exci.  Sonntag)  Sitzungen  be- 
rufen und  muss  S.  Majestät  Anzeige  davon  machen. 

§  6. 

protocou.  üeber  die  Verhandlungen  wird  Protocoll  geführt,    üeber  die  in 

den  Sitzungen  vorgetragenen  Gegenstände  ist  das  Commerzcollegium, 

rechtzeitig  berufen,  und  mit  Angabe  der  Tagesordnung  bei  der  Hälfte 

der  Mitglieder  bescblussfähig,  bei  Stimmengleichheit  giebt  der  Präsi- 
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dent  (sein  Stellvertreter)  den  Ausschlag.      Doch   bedürfen   die  Be- 
schlüsse in  Appellationsfällen  der  Eönigl.  Bestätigung. 

§  ^■ 

Jeder  muss  sich  in  der  Sitzung,  ehe  er  spricht,  zum  Worte 
melden;  dasselbe  muss  ihm  der  Reihenfolge  nach  ertheilt  und  be- 
lassen werden.     Ueber  die  Discussion  wird  ein  Protocoll  geführt. 

§8. 
Das  Protocoll  wird  dem  Betreffenden  an  demselben  Tage   in- 
sinuirt. 

§  9. 

Ebenso  wird  das  Protocoll  am  selben  Tage  amtlich  einregistrirt. 

§  10. 
Das  Protocoll  wird  im  Original  unterschrieben  (in  obiger  Weise 
insinuirt  und  registrirt)  und  hat  nur  dann  Gültigkeit,  wenn  der  Vor- 
sitzende (Stellvertreter)  alle  Unterschriften  als  richtig  anerkennt. 

§  11- 

Ausländer  haben  dem  Vorsitzenden  (Stellvertreter)  Pass  und  p«s8anwait. 
Heimathsschein  nebst  Gewerbeschein  und  allen  sonstigen  zum  Han- 
delsbetrieb nothwendigen  Papieren  vorzulegen.  Diese  Papiere  werden 
geprüft  und,  wenn  richtig  befunden,  von  dem  Präsidenten  und  einem 
Mitgliede  (im  Namen  aller  andern  Collegiumsmitglieder)  unterschrie- 
ben, von  dem  Secretair  contrasignirt,  dem  Passanwalt  vorgelegt  — 
dann  gelten  si^ie. 

§  12. 

Alle  14  Tage  muss  wenigstens  eine  Sitzung,  alle  Semester  we- 
nigstens zweimal  berichterstattende  Vorstandssitzung  sein. 

§  13. 
Mehr  als  zweimal  im  Semester  stattfindende  Vorstandssitzangen  ^ 

müssen  vorher  dem  König  mit  genauer  Motivirung  angezeigt  werden 
und  sind  nur  in  dringenden  Fällen  anzuberaumen. 

§  14. 
Aussergewöhnliche    Vorstandssitzungen    unterliegen    denselben 
strengen  Bestimmungen  wie  die  gewöhnlichen. 

§  15. 
Präsident,    Vorstand    und  alle  Mitglieder  sind  verpflichtet  nach    Gc^sohans- 
bestem  Wissen  und  Gewissen  ihre  ürtheile  abzugeben  und  sich  genau 
nach  den  Instructionen  zu  richten« 

V.  Kaufmann.  27 
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In  den  regelmässigen  Sitzungen  wird  nach  juristischen  Grund- 
sätzen Alles  genau  und  ohne  Gefahr  für  Missverständnisse  sowohl 
durch  die  kaufmännischen  als  durch  die  juristischen  Mitglieder  des 
Commerzcollegiums  berathen,  beschlossen  und  ausgeführt.  Ebenso 
in  den  aussergewöhnlichen  Sitzungen. 

Appellationen  gegen  Beschlüsse  des  Commerzcollegiums  sind  binnen 
14  Tagen  nach  Insinuirnng  bei  dem  König  anzubringen. 

§  16. 
Die  Sitzungen  sollen  nicht  mit  anderen  öffentlichen  Acten  der 
Rechtspflege  für  gewöhnlich  collidiren. 

§  17. 
Zur  wirklichen  Ausführung  der  Beschlüsse  bedarf  es  jedenfalls 
vorher  der  Unterschrift  des  Königs. 

§  18. 
Fremdländische  Gewerbescheine  sind  nur  handelsfähig,  wenn  der 
eigene  accreditirte  Consul  dieselben  verificirt  hat. 

§  19. 
Jahresrechnung  und  Bericht  gehen  vom  1.  April  ab. 


10.    Spanien.  '»^" 

a.   Gesetz  fQr  den  obersten  Agricultur-Rath.  '^*"^" 

Agricultur- 

(Decret  vom  26.  Juni  1874).  rath. 

Art.  1. 
lü  Madrid  wird  ein  Oberster  Agricultur-Rath  unter  dem  Wirth- 
schafts-Ministerium  errichtet. 

Art.  2. 
Der  Oberste  Agricultur-Rath  besteht:  Mitglieder. 

a)  aus  40  in  Madrid  ansässigen  Räthen, 

b)  aus  den  in  Art.  4  bezeichneten  25  geborenen  Mitgliedern, 

c)  aus  den  von  den  Provinzen  abgeordneten  Provinzialräthen 
als  Commissarien. 

Art.  3. 
Die  40  in  Madrid  ansässigen  Räthe  werden  aus  solchen  Personen    oewEhitc 
gewählt,  welche  sich  ausgezeichnet  haben  durch  ihre  Kenntnisse  oder 
Leistungen  in  Wissenschaften,  Fabrikation,  Industrie  und  Ackerbau. 

Art.  4. 
Geborene  Mitglieder  des  Obersten  Agriculturrathes  sind:  Geborene 

Mitglieder. 

1.  der  Generaldirector   des  Ackerbaues,  der  Industrie  und  des 
Handels, 

2.  der  Generaldirector  der  öflfentlichen  Arbeiten, 
3.*  der  Generaldirector  des  öffentlichen  Unterrichts, 

4.  der   Generaldirector   des   geographischen    und    statistischen 
Instituts, 

5.  der  Generaldirector  des  Gesundheitsamtes,  der  Wohlthätig- 
keits-  und  Strafanstalten, 

6.  der  Generaldirector  der  Zölle, 

7.  der  Generaldirector  der  Steuern, 

8.  der  Generaldirector  der  Gensdarmerie, 

27* 
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9  der  Polizeipräsident, 

10.  der  Regieraegspräsident  des  Staatsrathes, 

11.  der  Director  des  aslronomischen  Observatoriams, 

12.  der  Director  der  Ackerbangesellschaft  in  Madrid, 

13.  der  Präsident  des  General  Vereins  für  Viehzucht, 

14.  der  Generalinspector  der  Forsten, 

15.  der  Generaldirector  der  Bergwerke, 

16.  der  Generaldirector  der  Ackerbauschule, 

17.  der  Director  der  Forstacademie, 

18.  der  Director  der  Vieharzneischule, 

19.  der  Director  der  Bergschule, 

20.  der  Vorsitzende  der  Gommission  für  Forstcultur, 

21.  der  Vorsitzende  der  Gommission  für  Forstvermessung, 

22.  der  Director  des  botanischen  Gartens, 

23.  der  Director  der  Gommission  für  geologische  Karten, 

•    24.    der  Präsident   des  catalonischen  Ackerbauinstitnts    zu  San 
Jsidro, 
25.    der  Präsident  der  Ackerbaugesellschaft  in  Valencia. 

Art.  5. 
Das  Amt  eines  Agriculturrathes  ist  ein  unbesoldetes  Ehrenamt, 
vereinbar  mit  jedem  Staats-,  Provinzial-  oder  städtischen  Amte. 

Art.  6. 
sectionen.  Dcr  Oborste  Agriculturrath  zerfällt  in  4  Sectionen  für: 

a)  Ackerbau, 

b)  Viehzucht, 

c)  Forstwesen, 

d)  allgemeine  Angelegenheiten. 

Art.  7. 
Der  Präsident  des  Obersten  Agriculturrathes  und  die  Präsidenten 
der  4  Sectionen  desselben  werden  von  der  Regierang  ernannt. 

Artikel  8. 
voreiii.  D^r  Wirthscbaftsminister  führt-  den  Vorsitz  in  den  Versammlungen 

und  Sitzungen  des  Rathes,  sobald  er  es  für  angemessen  erachtet. 

Artikel  9. 
General-  Dor  Präsident  der  Ackerbauabtheilung  im  Wirthschafts-Ministerium 

secretair.   f^^^^^^  ^Is  Geueral-Secrctair  des  Raths. 

Artikel  10. 
commij-  Jq  jeder  Provinz  werden  durch  die  in  Madrid  ansässigen  Räthe 

sarieii. 
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Ackerbaa-Commissarien  ernannt,  mit  denselben  Rechten  und  Pflichten, 
wie  diejenigen  der  in  Madrid  ansässigen  Räthe.  In  den  Provinzen 
Barcelona,  Malaga,  Sevilla  und  Valencia  beträgt  die  Anzahl  dieser 
Commissarien  je  vier. 

Artikel  11. 
In     jeder    Provinzialhauptstadt    soll    ein    landwirthschaftlicher  i^»"'**^»'*'»- 

•'  '^  schaftlich« 

Verein  bestebeoj  zasammengesetzt  aus  stimmberechtigten  Ansässigen  Previnsui- 
und  aus  geborenen  Mitgliedern.  .  vereine. 

Artikel  12. 
Als    stimmberechtigte    Ansässige    werden    in    jeder  Prö^'^zial- ^^^^°"**^'.^ 
hauptstadt  zwölf  Mitglieder  in  freier  Wahl  vorgeschlagen,  von  welchen     gueder. 
acht  in  der  Proviuzialhauptstadt  Grundeigenthümer  und  Fachmänner 
sein  müssen  (wie  die  Mitglieder  des  obersten  Agriculturrathes,  Art.  3)* 

Artikel  13. 
Die  stimmberechtigten,  zu  Mitgliedern  vorgeschlagenen  Ansässigen 
werden  von  dem  Regierungspräsidenten  der  Provinz  ernannt. 

Artikel  14. 

Die  geborenen  (11)  Mitglieder  dieser  Provinzialvereine  sind:  1)  ein   Geborene 

Mitglied     der    permanenten   Commission    des    Provinzial-Landtages, 

2)  der  Präsident  des  Forstwesens,   3)  der  Sectionspräsident  des  Wirth- 

schaftsministeriums;    4)    ein    Landwirthschaflslehrer   eines   Instituts, 

Schule   oder    sonstigen  Ackerbau-Unterrichtsanstalt,    welche    in   der 

Provinzialhauptstadt    bestehen,    5)    der  Director  oder  Präsident  des 

landwirthschaftlichen  Vereins,  6)  derDelegirte  der  Thierarzneischule, 

7)  der  Inspector    der  Section  für  Viehzucht,    8)    der  Präsident   der 

Bergbau-Ingenieure,    9)  der  Präsident  der  Section  für  Strassen,  Ca- 

näle  und  Häfen,  10)  der  Gatastercontroleur,  11)  der  Landwirthschafts- 

präsident  der  Provinz. 

Artikel  15. 

Einer  der  Ackerbau-Commissarien  der  Provinz  ist  Vorsitzender    ^<»""'- 
dieser    Versammlung;    sind    mehrere   Commissarien    anwesend,    der 
älteste  von  ihnen.     Der  Provinzialregierungspräsident  führt  den  Vor- 
sitz, wenn  er  es  für  angemessen  erachtet. 

Artikel  16. 
Als    Secretair   des    Vereins    ernennt   der    Wirthschafts-Minister   secretair. 

einen  Fachkundigen. 

Artikel  17. 
Der  Oberste  Agr.icultur-Rath  hat  der  Regierung  Bericht  zu  er-  Befugniwe 

.  ^,  *  de»  Obersten 

statten  über:  Agricuitar- 

Baths, 
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« 

a)  alle  die  Land-  and  Forstwirthschaft  betreifende  Ange- 
legenheiten, besonders  die  Landesmelioration; 

b)  alle  Angelegenheiten  der  Viehzucht  und  der  landwirthschaft- 
lieben  Industrie  und  des  Unterrichts  in  derselben; 

c)  über  Bewässerungssysteme,  Ganalbau,  artesische  Brunnen, 
Benutzung  der  Wasserkraft,  ländliche  Bauten,  statistische 
Verhältnisse,  natürliche  und  künstliche  Düngerarten,  land- 
wirthschaftlichs  Maschinen  etc.; 

d)  über  alle  directe  und  indirecte  zum^  Wohle  und  zur  Hebung 
der  ländlichen  Bevölkerung  dienenden  Angelegenheiten; 

e)  über  die  Mittel,  die  Ergebnisse  der  Forschungen  der  Wissen- 
schaft möglichst  in  allen  Classen  der  Landbevölkerung  be- 
kannt zu  machen; 

f)  über  die  Ergebnisse  der  Ackerbau-  und  Industrieausstellungen 
in  Spanien  und  der  im  Auslande,  von  Spanien  aus  beschickten 
Expositionen ; 

g)  über  die  Import-  und  Exporttarife  landwirthschaftlicher 
Producte,  resp.  Zollreformen; 

h)  über  statistische  Verhältnisse  der  Bevölkerung  und  Goloni- 
sation  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften. 

Artikel  18. 
Der  Rath  wird  der  Regierung  Vorschläge  machen  über  Reformen, 
die  in  gesetzgeberischer  Weise  alle  in  Artikel  17   genannten  Ange- 
legenheiten betreffen  können. 

Artikel  19. 
Generaiver-  Alljährlich  hält  dor  Rath  eine  Generalversammlung  in  Madrid  ab, 

B.mmiung.  ^^j^jj^    g^^  jg    October   anfängt   und  bis  Ende  December  andauern 

kann. 

Artikel  20, 

B«fugniHi^  In  Uebereinstimmung   mit   den  Functionen    des  Obersten  Agri- 

der  Provin«  culturrathcs  befassen  sich   die  Zweigvereine,    mit  Rücksicht  auf  die 

lUl  -  Vereine.  ri  i 

jedesmaligen  provinziellen  Verhältnisse,  mit  Folgendem: 

a)  sie  berichten  an  die  Gommissarien ,  an  den  Regierungs- 
präsidenten, an  den  Provinziallandtag  und  an  die  Stadt- 
räthe  über  alle  landwirthschaftlichen  Local-Interessen ; 

b)  sie  machen  Vorschläge  an  diese  Behörden  und  Körperschaften 
über  die  Mittel  zur  Hebung  der  landwirthschaftlichen  Ge- 
werbe- und  Indnstrieverhältnisse; 

c)  sie  berichten   über   den  Stand   der   ländlichen  Bevölkerung 
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Hnd  die  Meliorationen  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften,  über- 
haupt über  alle  sonatigen  Gegenstande,  über  welche  der 
Oberste  Agricaltnrrath  (Artikel  17  nnd  18)  zn  berichten  hat. 

Artikel  21. 
Die  Provinzialcommissarien  der  Landwirthschaft  sollen:  Befugnis*« 

a)  den  allgemeinen  Stand  der  landwirthschaftlichen  Verhältnisse  .ui-commis- 
der  Nation  antersnchen,  besonders  in  Hinblick  auf  die  Hin-     ''"*'°- 
demisse,    welche    das  Aafblühen    und    den  Fortschritt   der 
Landwirthschaft  erfahmngsmässig  hindern; 

b)  der  Regierung  oder  dem  Obersten  Agricnltnrrath  schriftlich 
oder,  wenn  sie  in  den  Sitzungen  des  Käthes  zugegen  sind, 
mundlich  Referate  über  ihre  speciellen  Functionen  abgeben; 

c)  jährlich  wenigstens  einmal,  und  sonst  so  oft  es  angemessen 
erscheint,  Abhandlungen  mit  Vorschlägen  betreffs  der  He- 
bung aller  Zweige  der  Productions-  und  Consumtionsver- 
hältnisse  der  Landwirthschaft  einreichen. 

Artikel  22. 
Die  Regierungspräsidenten,  die  Pro  vinzialland tage,  die  städtischen 
Behörden,  die  Landwirthschaftsrätbe,  die  landwirthschaftlichen  Ver- 
eine, alle  Gorporationen  und  Verwaltungsbeamte  sollen  den  Gom- 
missarien  allen  möglichen  Vorschub  leisten,  um  ihnen  Thatsachen 
oder  Nachrichten  mitzutheilen,  welche  von  Interesse  für  die  Hebung 
der  Landwirthschaft  sein  können. 

Artikel  23. 
In  den  Staatshaushalts-Etat  soll  eine  ausreichende  Summe  zur    Kosten. 
Bestreitung    der   Unkosten    des    Obersten    Agricultur-Raths   aufge- 
nommen werden. 

Artikel  24. 
Aufgehoben  werden  alle  bisherigen  Ernennungen  von  Räthen  und 
Gommissarien  der  Landwirthschaft  im  Anschluss  an  das  Decret  vom 
10.  Februar  1872,  und  ebenso  alle  früheren   Bestimmungen,   welche 
etwa  mit  Gegenwärtigem  in  Widerspruch  stehen  sollten. 

(Decret  vom  2.  October  1874.) 

Die  jährlichen  Generalversammlungen  des  Obersten  Agricultur-  ver&nderter 

raths,  dessen  Sitzungen    im  Monat  October  beginnen   müssten   laut  (^nerawer^ 

Art.  19  des  Decrets  vom  26.  Juni  1874,  werden  künftig  am  15.  Fe-  »«»««»«n«- 
bruar  jeden  Jahres  anfangen. 


ZiiüAmmen- 
fletxtiug. 
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Oberster Rath  |),  Gesotz  übep  doR  Obepston  Rath  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel. 

für  Ackerbau, 

Industrie  und  (Decret  voDO  13.  November  1874). 

Handel. 

Artikel  1. 
Name.  Qqj.  Oberstc    Agricultur-Rath ,    am    26.  Juni    1874    organisirt, 

beisst  von  jetzt  an  Oberster  Rath  für  Ackerbau,  Indastrie  und 
Handel. 

Artikel  2« 
Derselbe  wird  bestehen:    1.  aus  64  in  Madrid  ansässigen  Rätben, 

2.  ans  den  Art.  4  -des  Decrets  vom  26.  Juni  1874  genannten  ge- 
borenen stimmberechtigten  Mitgliedern  und  ausserdem  aus  dem  Prä- 
sidenten der  Bank  von  Spanien,  dem  Präsidenten  der  permanenten 
Gommission  für  Fischerei,  dem  Generaldirector  der  Posten  und  Tele- 
graphen, dem  Präsidenten  der  Section  für  Handel  im  Staatsmiai- 
sterium,  dem  Präsidenten  der  Section  für  Wege,  Ganäle  und  Häfen, 
dem  Präsidenten  der  Section  für  Forsten,  dem  Präsidenten  der 
Section  für  Bergwerke,  dem  Präsidenten  der  Abtheilung  für  ScbifT- 
bau,  dem  Präsidenten  der  Section  für  Seehandel  im  Marineministerium, 
dem  Commandeur  des  Artilleriecorps,  dem  Commandeur  des  Ingenieur- 
corps, einem  Lehrer  der  Handels-,  Gewerbe-  oder  Handwerkerschulen, 
einem  Stimmberechtigten  der  permaoenten  Gommission  für  Maasse 
und  Gewichte,  aus  den  Provinzialcommissarien  des  Ackerbaues,  den 
bis  jetzt  ernannten  und  noch  zu  ernennenden  Provinzialräthen. 

Artikel  3. 
Die  24  in  Madrid  ansässigen  Rätbe  (um  welche  sich  die  Art.  2, 
Decret  vom  26.  Juai  1874,  genannte  Zahl  vermehrt)  werden  ernannt 
zur  Hälfte  aus  Industriellen  und  Eaufleuten,  welche  sich  in  ihrem 
Geschäfte  ausgezeichnet  haben,  und  zur  Hälfte  aus  solchen  Personen, 
welche  um  die  Industrie  und  um  den  Handel  sich  besondere  Ver- 
dienste erworben  haben. 

Artikel  4. 
sectionen.  Dcr  Rath  zcrfällt  in  6  Sectionen,  für:   1.  Ackerbau,  2.  Viehzucht, 

3.  Forstwesen,  4.  Industrie,  5.  Handel,  6.  allgemeine  Angelegen- 
heiten. 

Artikel  5. 
proviiiziai-  Die  Provinzialkammern  (Art.    11,    Decret   vom   26.  Juni  1874) 

'^ A^kertTaJ"' '*®'®^^^  künftig  Provinzialkammern  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel 

Industrie  und  und    werdou    um  zwei   aus  dem   Stand   der   Industriellen    und   der 

Handel.    gJ^^f|ß^tQ    hervorgehende     Gommissarien    und    um    sechs    stimm- 
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berechtigte  Ansässige,  gewählt  zur  Hälfte  aus  den  Meistbesteuerten 
der  letzteren  Classen  und  aus  den  Art,  3,  Decret  vom  26.  Juni 
1874,  bezeichneten  Wählbaren,  vermehrt, 

Artikel  6. 
Geborene  Mitglieder  sind :  der  Director  des  Provinzialinstituts  für 
den  Secundärunterricht,  der  Director  der  Succursale  der  Bank  von 
Spanien,  die  Syndici  der  Collegien  der  Handelsmakler  und  Börsen- 
agenten, der  Director  der  Industrieschule,  der  Hafencapitain,  der  Di- 
rector der  Sjöeschule,  der  technische  Inspector  des  Gewichts-  und 
Maasswesens  (und  in  Barcelona  der  Präsident  des  Industrie-Instituts). 

Artikel  7. 
In  den  Provinzen  Valencia,  Sevilla,  Malaga  und  Barcelona  wird 
die  Zahl  der  Gommissarien  um  3  vermehrt. 

Artikel  8. 
Die  Functionen  (Art.    17   und  18   des   Decrets    bezuglich    des  Befugiiiwe. 
Obersten  AgriciHturrathes  —  und  20,  21  bezüglich    der  Provinzial- 
kammern  und    Gommissionen)    werden    auf   die  Industrie   und    den 
Handel  ausgedehnt. 

Artikel  9.  , 

Die  Generalversammlung  (Art.    19  des  Decrets)    wird    künftig 
Generalversammlung  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  heissen. 

« 

Artikel  10. 
Die  künftig  freiwerdenden  Secretairstellen  der  Provinzialkammern  s«"«*«»^« 
werden  nach  dem  Ermessen  der  Regierung  mit  technisch  gebildeten 
landwirthsehaftlichen  oder  industriellen  Fachleuten  besetzt. 

Artikel  11. 
Die  für  den  Obersten  Agriculturrath  festgestellte  Geschäftsord-  Geschifto- 
nung  bleibt  für  den  neuen  Rath  des  Ackerbaues,   Handels  und  der    ""**"""*• 
Industrie  bestehen. 

Artikel  12. 
Die  vor  dem  Decret  vom  26.  Juni  1874  bestandenen  Provinzial- 
kammern  werden  aufgelöst  und  die  nach  dem  genannten  Decret  be- 
stehenden nach  obigen  Bestimmungen  reorganisirt. 


y 


III. 


Verzeichniss 

der 

im  Deutschen  Reiche,  Oesterreich-Ungam,  Frankreich, 
Italien   und  den   Niederlanden  bestehenden   Handels- 
und Qewerbekanunem  und  der  Englischen  und  Bel- 
gischen freien  Handelskammer -Vereinigungen. 


m. 

Verzeichniss   der  im   Deutschen  Reiche,   Oesterreich- 
TJngara,   Frankreich,   Italien    and   den    Niederlanden 
bestehenden  Handels-  und  Gewerbekammem  und   der 
Englischen  und  Belgischen  freien  Handelskammer- 
Vereinigungen. 

L  Deutsches  Reich.  D.«t.ch.8 

Reich. 

(Unter  Berucksicbtigang  der  kanfmännischen  Üorporationen  uod 

wirthschaftlicheD  Vereine.) 

(Diejenigen  Corporationen ,   welche  dem   „Deutseben  Handelstag"  als  Mitglieder  an- 
gehören, sind  mit  *  bezeichnet.) 

Baden. 


1. 

Orossherzogthum  Baden. 

Baden 

Handelskammer. 

•Heidelberg 

Handelskammer. 

Bruchsal 

j> 

*Lahr 

59 

Bühl 

n 

^Mannheim 

•n 

•Carlsruhe 

n 

Mosbach 

n 

•Constanz 

T» 

•Offen  5urg 

w 

Eberbach 

y> 

•Pforzheim 

f) 

Emmendin 

gen 

» 

Rastatt 

n 

Freiburg  i. 

B. 

r> 

Northeim 

in 

2.  Königreich  Bayern. 
Oberbayern. 

•München,  Handels-  und  Gewerbekammer.  —  Bezirksgremien: 
Rosenheim.  —  Laufen  in  Laufen.  —  Trannstein-Trostberg  in 
Traunstein.  —  Berchtesgaden  in  Berchtesgaden. 


Bayern. 
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Niederbayern. 

Pas  sau,  Handels-  nnd  Gewerbekammer.  —  Bezirksgremien : 
Landshut.  —  Passan.  —  Pfarrkirchen.  —  Zwiesel. 

Pfalz. 

Lndwigshafen,  Handels-  and  Gewerbekammer.  —  Bezirks- 
gremien: Annweiler.  —  Bergzabern.  —  Frankenthal.  —  Ger- 
mersheim. —  Granstadt. — Homburg.  —  *Kaiserslautern. — 
Eirchheimbolanden.  —  Eusel. —  *Landau  — Neustadt  a.  H. 

—  Pirmasens.  —  *Zweibrücken. 

Oberpfiib  und  Regensbarg. 

•Regensburg,  Handels-  und  Gewerbekammer.  —  Bezirks- 
gremien: Amberg.  —  Weiden. 

Obeifranken. 

^Bayreuth,  Handels-  und  Gewerbekammer.  —  Bezirksgremien: 
Bamberg.  —  Herzogenrauch.  —  Hof.  —  Kulmbach.  — 
Lichtenfels.  —  Münchberg.  —  Wunsiedel. 

Mittelfranken. 

•Nürnberg,  Handels-  nod  Gewerbekammer.  —  Bezirksgremien: 
Ansbach.  —  Dinkelsbfihl.  —  Eichstätt.  —  Erlangen.  — 
Fürth.  —  Rothenburg  a.  T.  —  Schwabach.  —  Weissenburg. 

Uflterfranken  and  AschaflTenburg. 

*  Würzburg,  Handels-  und  Gewerbekammer.  —  Bezirksgremien: 
'Aschaffenburg.  —  Kitzingen.  —  Lohr.  —  Marktbreit.  — 
•Miltenberg,  —  Schweinfurt. 

Schwaben  und  Neuburg. 

•Augsburg,  Handels-  und  Gewerbekammern.  —  Bezirksgremien: 
Donauwörth.  —  *Kerapten.  —  Krumbach.  — Neuburg  a.  D. 

—  Memmingen.  —  *Lindau,  Ausschuss  des  Handelsstaodes. 

«"»»■  3,  Orossherzogthum  Braunschweig. 

schweig. 

•Braunschweig,  Handelskammer. 

Bremen.  4^    BrOmeil« 

•Bremen,  Handelskammer.  Bremen,  Gewerbekammer. 

^^■*'*-  5.  Elsass-Lothringen  (Reichsland). 

Lotbriogeo.  ^ 

•Colmar,  Handelskammer.  •Strassburg,  Handelskammer. 

Metz,  fl  Markirc h,  Gewerbekammer. 

*Mülhau8en,         „  Bischweiler,  „ 
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6,  Hamburg.  ^•"**"« 

Hambarg,  Commerzdepatation.     *  Hamburg,  Handelskammer. 
Hamburg,  Gewerbekammer.        *Caxbaven,    Ritzebüttel  -  Gaxha- 

vener  Handelsverein. 

7.  QroBBherzogthum  Hessen.  "*•"" 

*  Bingen,  Handelskammer.  *  Mainz,  Handelskammer. 
*Darmstadt,       ^                        *Offenbach,        „ 
•Giessen,            „                         *Worm8,  „ 

Giessen,  Handelsverein.  *  Mainz,    Mittelrheinischer  Fabri- 

kantenverein. 
Darmstadt,  Handels  verein  für  Darmstadt  and  Bessangen. 

8.  Lübeck.  ^»»>~*^- 

*  Lübeck,  Handelskammer.  Lübeck,  Gewerbekam nxer. 

0.  Orossherzogthum  Mecklenburg-Schwerin.  Mecklenburg- 

Schwerin. 

*Rostock,  Kaufmannschaft.        *  W i s m a r ,  Kaufmanns-Compägnie. 
Rostock,  Allgemeiner  Mecklenburgischer  Handels  verein. 

10.  Orossherzogthum  Oldenburg.  owenborg. 

*  Brake,  Handels  verein.  *01denburg,  Handels-  und  Ge- 

werbeverein. 

.     U.  Königreich  Preussen.  ^'•"•••- 

Provinz  Brandenburg. 

*BerUn,  Aelteste  der  Kaufmannschaft.  Bezirk  Berlin  und 
Gharlottenburg.  —  *  Cottbus,  Handelskammer  für  den  Cottbuser 
Kreis.  —  *  Frank  fürt  a.  0.,  Handelskammer  für  die  Stadt  Frank- 
furt und  die  zu  derselben  gehörigen  Kämmereidörfer.  —  *Sorau 
N.  L.,  Handelskammer  für  den  östlich  vom  Neisseflusse  gelegenen 
Theil  des  Kreises  Sorau  mit  Ausschluss  der  zur  Zeit  zum  Sprengel 
der  Gerichtsdeputation  Forst  gehörigen  Ortschaften. 

Provinz  Hanfloyer. 

*  Emden,  Handelskammer  für  Ostfriesland,  Papenburg  nnd 
Jadegebiet.  —  *Geestemünde,  Handelskammer  für  die  Kreise 
Lehe  und  Osterholz.  —  *  Goslar,  Handelskammer  für  die  Aemter 
Liebeiiburg   und  Wöltingerode   nebst   der   Stadt  Goslar,    sowie   die 
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Aemter  Zellerfeld  und  Elbingerode.  —  *  Göttingen,  Handelskammer 
für  die  Kreise  Osterode,  Göttingen  und  Eimbeck.  -  *Hannover, 
Handelskammer  für  den  Land-  and  Stadtkreis  Hannover,  die  Kreise 
Wennigsen,  Hameln,  Celle,  den  Kreis  Gifhorn,  mit  Aasschlass  des 
Amtes  Isenhagen  und  den  Kreis  Rinteln.  —  *  Harburg,  Handels- 
kammer für  den  Kreis  Harburg,  mit  Ausschluss  von.  Amt  und  Stadt 
Winsen,  den  Stader  Marschkreis,  den  Stader  Geestkreis,  die  Kreise 
Neuhaus    an   der   Oste    und    Otterndorf   und    das    Amt   Zeven.    — 

*  Hildesheim,  Handelskammer  für  die  Kreise  Hildesheim  und  Ma- 
rienburg und  das  Amt  Bockenem.  —  *  Lüneburg,  Handelskammer 
für  den  Kreis  Lüneburg,  Uelzen,  Dannenberg  und  die  Aemter  Isen- 
hagen, Söltau,  Bergen  und  Winsen,  nebst  der  Stadt  Winsen.  — 
'Osnabrück,  Handelskammer  für  den  Landdrosteibezirk  Osnabrück 
mit  Aasschlass  der  Stadt  Papenburg,  den  Kreis  Tecklenburg  und 
das  Amt  Diepholz.  —  *  Verden,  Handelskammer  für  die  Kreise 
Verden,  Hoya  und  Nienburg  und  die  Aemter  Rotenburg,  Fallingbostei, 
Ahlden. 

Provinz  Hessen-Nassau. 

*Cassel,  Handelskammer  für  den  Stadt-  und  Landkreis  Cassel. 

—  *  Dillenburg,  Handelskammer  für  den  Dillkreis  und  Ober- 
Westerwaldkreis.  —  *Frankfurt  a.  M.,  Handelskammer  für  die 
Städte  Frankfurt  und  Bockenheim  und  für  die  Gemeindebezirke  Bonames 
und  Bornbeim.  —  *Hanau,  Handelskammer  für  den  Kreis  Hanau 
mit  Ausnahme  der  Stadt  Bockenheim.  —  *Limburg  a.  L.,  Handels- 
kammer für  den  Unter -Westerwaldkreis,  Ober-Lahnkreis,  ünter- 
Lahnkreis    und    den    Amtsbezirk    ^raubach    im    Rheingaukreis.    — 

*  Wies  baden,  Handelskammer  für  den  Stadtkreis  Wiesbaden,  den 
Unter-Taunuskreis,  die  Aemter  St.  Goarshausen,  Rüdgsheim  und 
Eltville  im  Rheingaukreis,  für  den  Landkreis  Wiesbaden  (Mainkreis) 
und  für  den  Ober-Taunuskreis.  — 

Ausserdem:    *Bockenheim,  Verein   für  Handel  und  Indastrie. 

—  *Cassel,  Handels-  und  Gewerbeverein.  —  *CarIshafen, 
Kaufmannschaft.  —  *Hersfeld,  Handels-  und  .Gewerbeverein. 

Provinz  Pommern. 

•Stettin,  Die  Vorst^er  der  Kaufmannschaft.  —  *Swine- 
münde,  Handelskammer  für  die  Stadt  Swinemfinde  einschliesslich 
des     fiscalischen     Hafengrundes     im     Kreise     Usedom  -  Wollin.     — 

Ausserdem:  *Anclam,  Alterleute  der  Kaufmannscompagnie.  — 
*Colberg,  Aelteste  des  Seglerhauses.       *Greif8wald,  Kaufmanns- 
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compagüie.  —  *Stolp,  Eaufmannsznnft.  —  *Stargard,  Eaaf- 
mauDschaft.  —  *Stralsüiid,  Depntirte  der  Kaufmannschaft.  — 
*Wolga8t,  Eaarmannschaft. 

Provinz  Posen. 

•Bromberg,    Handelskammer   für  den   Stadtbezirk  Bromberg. 

—  •Posen,  Handelskammer  für  den  Stadtkreis  Posen. 

Provinz  Preussen. 

Braun sberg,    Handelskammer   für  die  Stadt  Braunsberg.    -- 
•Danzig,  Vorsteheramt  der  Kaufmannschaft.    Beziik:  Stadt  Danzig. 

—  *Elbing,  Aelteste  der  Kaufmannschaft.  —  •Insterburg,  Han- 
delskammer für  Stadt  und  Kreis  Insterburg.  —  'Königsberg, 
Vorsteheramt  der  Kaufmannschaft.  Bezirk:  Stadt  Königsberg.  — 
•Memel,  Vorsteheramt  der  Kaufmannschaft.  Bezirk:  Memel  nebst 
Yi^ieiligem  Umkreise  der  Stadt.  —  •Thorn,  Handelskammer  für 
den  Kreis  Thorn.  —  •Tilsit,  Vorsteheramt  der  Kaufmannschaft. 

Rtieinprovinz. 

•Aachen,  Handelskammer  für  die  Gemeindebezirke  Aachen  und 
Burtscheid.  —  •Barmen,  Handelskammer  für  Stadt  und  Ober- 
bürgermeisterei Barmen.  —  •Coblenz,  Handelskammer  für  die 
Stadt  Coblenz.  —  *CöIn,  Handelskammer  für  die  Stadt  Cöln.  — 
•Grefeld,  Handelskammer  für  die  Gemeindebezirke  Grefeld  und 
Uerdingen  und  die  Stadt  Kempen.  —  *Duisburg,  Handelskammer 
für  die  Stadt  Duisburg. —  •Düsseldorf,  Handelskammer  für  den 
Gemeindebezirk  Düsseldorf  und  die  Bürgermeistereien  Gerres^eim 
nebst  Erkrath,  Ekamp,  Ratingen  und  Hilden.  —  •Elberfeld,  Han- 
delskammer für  den  Stadtkreis  und  die  Oberbürgermeisterei  Elber- 
feld. —  *Essen,  Handelskammer  für  den  Ereis  Essen.  —  Eupen, 
Handelskammer  für  den  Ereis  Eupen.  —  •Gladbach,  Handels- 
kammer für  den  Ereis  Gladbach  und  Grevenbroich  und  von  dem 
Ereis  Eempen  die  Bürgermeistereien  Bracht,  Dülken,  Süchteln, 
Ealdenkirchen,  Bobberich,  Burgwaldhiel,  Eirchspiel  Waldniel,  Oedt, 
Grefrath,  Breyel,  Boisheim,  Amern  St.  Anton,  Amern  St.  Georg, 
sowie  die  Sammtgemeinden  Brüggen  und  Born.  —  •Lennep,  Han- 
delskammer für  den  Ereis  Lennep.  —  *Mülheim  a.  Rhein,  Han- 
delskammer für  den  Ereis  Mülheim  a.  Rhein.  —  *Mülheim  a  d. 
Ruhr,  Handelskammer  für  die  Stadt  und  Bürgermeisterei  Mulheim 
a.  d.  Ruhr  und  den  Gemeindebezirk  Oberhausen.  —  *Neuss,  Han- 
delskammer  für   die  Bürgermeisterei  Neuss.    —    ♦Saarbrücken, 

V.  Kaufmann.  28 
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Handelskammer  für  den  Kreis  Saarbrücken.  —  ^Solingen,  Han- 
delskammer für  den  Kreis  Solingen.  —  *Stolberg,  Handelskammer 
für  den  Landkreis  Aachen,  mit  Ansschlass  von  Bartscheid  und  den 
Kreis  Düren. —  *Trier,  Handelskammer  für  den  Stadt-  und  Land- 
kreis Trier,  die  Kreise  Biibnrg,  Saarbarg,  Wittlicb,  Merzig  and 
Prüm.  —  *  Wesel,  Handelskammer  für  die  Stadt  Wesel.  (Vom 
1.  October  1877  ab  amfasst  der  Bezirk  der  Handelskammer  Wesel 
den  ganzen  Kreis  Rees  und  von  dem  Regierungsbezirk  Münster  die 
Gemeinden:  Stadt  Bocholt,  Stadt  Anholt,  Wigbold  Werth,  sowie  die 
Aemter  Dinj^deo,  Liedern  nnd  Rhede  im  Kreise  Borken.)  — 

Ausserdem :  *  Düsseldorf,  Verein  zur  Wahrung  der  gemeinsamen 
wirthschaftlicheu  Interessen  in  Rheinlnnd  und  Westfalen.  — *  Essen, 
Verein  für  die  bergbaulichen  Interessen  im  Oberbergamtsbezirk 
Dortmund.  —  *Düsseldorf,  Nordwestdeatsche  Gruppe  des  Vereins 
deutscher  Eisen-  und  Stahlindustrieller. 

Provinz  Sachsen. 

•Erfurt,  Handelskammer  für  den  Stadtbezirk  Erfurt,  den  Kreis 
Schiensingen  und  die  Stadt  Sömmerda  vom  Kreis  Weissensee.  — 
*Halberstadt,  Handelskammer  für  den  Kreis  Halberstadt,  Aschers- 
leben mit  den  Bezirken  der  Gerichts-Gommissionen  zu  Ermsleben, 
Oschersleben  und  die  Grafschaft  Wernigerode.  —  *Halle  a.  S., 
Handelskammer  für  den  Stadtkreis  Halle,  die  Kreise  Bitterfeld  und 
Delitzsch,  mit  Ausschluss  der  Stadt  Delitzsch,  den  Saalkreis,  Mans- 
felder  See  und  Mansfelder  Gebirgskreis,  mit  Ausschluss  des  Be- 
zirkes der  Gerichts-Gommissionen  zu  Ermsleben,  die  Kreise  Querfurt, 
Merseburg,  Naumburg,  Weissenfeis  und  Zeitz.  —  *  Magdeburg, 
Aelteste  der  Kaufmannschaft.  Bezirk:  Magdeburg,  Neustadt,  Buckau 
nebst  einmeiligem  Umkreis  dieser  Städte.  — 

*Mühlhausen,  Handelskammer  für  die  Kreise  Heiligenstadt, 
Mühlhausen  und  Worbis.  —  *Nordhausen,  Handelskammer  für  die 
Städte  Nordhausen,  Benneckenstein,  Bleicherode  und  Ellrirh,  den 
Kreis  Sangershausen  einschliesslich  der  Grafschaften  Stolberg-Stolberg 
und  Stolberg  -  RoBsla  und  vom  Landdrosteibezirk  Hildesheim  den 
Amtsbezirk   Hohnslein. 

Ausserdem:  —  Halle  a.  S.,  Verein  für  Halle'schen  Handel. 

Provinz  Schlesien. 

'Breslau,  Handelskammer  für  die  Stadt  Breslau.  —  ""Gör- 
litz,  Handelskammer  für  die  Stadt  und  den  Kreis  Görlitz  mit  Aus- 
nahme der  Stadt  Reichenbach.  —  *Grünberg,  Handelskammer  für 
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den  Kreis  Grunberg.  —  ♦Hirschberg,  Handelskamraer  für  die 
Kreise  Hirsehberg  und  Schönau.  —  'Landeshut,  Handelskammer 
für  den  Kreis  Landeshut.  —  *Lauban,  Handelskammer  für  den 
Kreis  Lauban  und  den  südwestlich  von  dem  Eisenbahndamme  ge- 
legenen Theil  des  Kreises  Löwenberg.  —  Liegnitz,  Handelskam- 
mer für  den  Kreis  Liegultz.  —  *Schweidnitz,  Handelskammer 
für  die  Kreise  ßeichenbach,  Schweidnitz,  Waidenburg  und  die  Ort- 
schaft Laasan  im  Kreise  Striegaa.  — 

Ausserdem:  *6ross-61ogau,  Corporation  der  Kaufleute.  — 
*Sagan,  Kaufmännischer  Verein.  —  Breslau,  Kaufmännischer 
Verein. 

Provinz  Schleswig -Holstein. 

Altena,  Königliches  Comnierz-CoUegium.  —  ^Flensburg,  Han- 
delskammer für  den  städtischen  Polizei-Bezirk  Flensburg  mit  Ein- 
schluss  von  Duburg  und  Jürgensbye.  —  *Kiel,  Handelskammer  für 
die  Stadt  Kiel  mit  Einschluss  von  Dorfgarten,  EUerbeck  und  Neu- 
mühlen. — 

Ausserdem:    *  Altena,    Gesellschaft  der  Commercirenden.  — 
*Schle8wig,  Handels  verein. 

Weetfaien. 

"" Altena,  Handelskammer  für  die  Stadt  und  das  Amt  Altena 
und  die  Aemter  Plettenburg  und  Neuenrade.  -  'Arnsberg,  Han- 
delskammer für  die  Kreise  Arnsberg,  Meschede  und  Brilon.  —  "" Bie- 
lefeld, Handelskammer  für  die  Kreise  Bielefeld,  Halle  und  Wieden- 
brück,  den  Kreis  Herford  mit  Ausschluss  der  Amtsbezirke  Gohfeld- 
Menninghuifen  und  Bünde  -  Rödinghausen  und  der  Stadt  Vlotho.  — 
•Bochum,  Handelskammer  für  den  Kreis  Bochum.  —  •Dort- 
mund, Handelskammer  für  den  Kreis  Dortmund.  —  'Hagen, 
Handelskammer  für  den  Kreis  Hagen.  —  'Iserlohn,  Handels- 
kammer für  den  Kreis  Iserlohn.  —  'Lüdenscheid,  Han- 
delskammer für  den  Kreis  Altena,  ausschliesslich  der  Stadt  und  des 
Amtes  Altena,  sowie  der  Aemter  Plettenburg  und  Neuenrade.  — 
•Minden,  Handelskammer  für  die  Kreise  Minden  und  Lübbecke, 
sowie  vom  Kreis  Herford  die  Amisbezirke  G-ohfeld  -  Menninghuifen 
und  Bünde-Rödinghausen  und  die  Stadt  Vlotho.  —  *Münster,  Han- 
delskammer für  den  Regierungsbezirk  Münster  mit  Ausnahme  des 
Kreises  Tecklenburg,  welcher  zum  Geschäftskreise  der  Handelskam- 
mer zu  Osnabrück  gehört.  (Der  Bezirk  der  Handelskammer  zu 
Münster   umfasst    vom    1.  October   1877    ab    den   Regierungsbezirk 

28* 
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Münster,  mit  Ausnahme  des  Kreises  Tecklenbnrg  and  der  Gemein- 
den Stadt  Bocholt,  Stadt  Anholt,  Wigbold  Werth,  sowie  der  Aemter 
Dingden,  Liedern  und  Rhede  im  Kreise  Borken.)  —  'Siegen,  Han- 
delskammer für  den  Kreis  Siegen.  — 

Ausserdem:  'Bielefeld,  Verband  Deutscher  Leinen-Industrieller. 
—  *Dortmund,  Verein  derEisengiessereienund  Maschinenfabriken  des 
Oberbergamtsbezirks  Dortmund.  -^  *Siegen,  Berg-  und  hütten- 
männischer Verein  der  rechtsrheinischen  Reviere  des  Oberbergamts- 
bezirks Bonn. 

^'"»'''J  ^  12.  Reuss  j.  L.  (Fürstenthum). 

*Gera,  Handelskammer. 


Reuss  ä.  L. 


Königreich 
Sachsen. 


13.  Reuss  ä.  L.  (Fürstenthum). 
*Greiz,  Handelskammer. 

14.  Königreich  Sachsen. 

•Dresden,  Handels-  und  Gewerbekammer  für  die  Stadtge- 
meinde Dresden  und  die  Amtshauptmannschaften  Dresden,  Pirna, 
Dippoldiswalde,  Freiberg,  Meissen,  Grossenhain,  Oschatz  und  Grimma. 
—  •Chemnitz,  Handels-  und  Gewerbekammer  für  die  Stadt  Chem- 
nitz, die  Amtshauptmannschaften  Chemnitz,  Flöha,  Marienberg,  Anna- 
berg, Borna,  Döbeln,.  Rochlitz  und  die  Schönburg'schen  Recessherr- 
schaften.  — -  •Plauen,  Handels-  und  Gewerbekammer  für  die  Amts- 
hauptmannschaften Plauen,  Oelsnitz,  Auerbach,  Zwickau  und  Schwar- 
zenberg.  —  Zittau,  Handels-  und  Gewerbekammer  für  die  Kreis- 
hauptmannschaft Bautzen.  —  *  Leipzig,  Handelskammer  für  Stadt 
und  Amtshauptmannschaft  Leipzig.  —  Leipzig,  Gewerbekammer 
für  Stadt  und  Amtshauptmannschaft  Leipzig. 

S'^hsen-  15.  Sachsen- Altenburg  (Herzogthum). 

'Altenburg. 

•Altenburg,  „Vereinigte  Kaufmannschaft". 
8"«^»^»«"-  16.  Sachsen-Coburg-Ootha  (Herzogthura\ 

Coburg-  \  r>  / 

Gotha.  •Gotha,  Kaufmännische  Innungshalle. 

S"<^»»««n-  17.  Sachsen-Meiningen  (Herzoffthum). 

Meiningen.  o  \  O  / 

Saalfeld,  Handels-  und  Gewerbekammer.  —  *Sonneberg, 
Handels-  und  Gewerbekammer. 
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18.  Sachsen-Weimar-Eisenacli  (Grossherzogthum).  ®*'I^'*'" 

*  Weimar,  Grossherzogl.  Ceütralstelle  für  Fabrikindustrie  und   ^»*«"»'^'^- 
Gewerbe.  —  Weimar,  Gewerbekammer. 


19.  Königreich  Württemberg. 

*Calw,  Handels-  und  Gewerbekammer. 

*Heidenheim,  „ 

*Heilbronn  „ 

•Ravensburg,  „ 

*Reutlingen,  „ 

•Rottweil,  „ 

*Stuttgart,  „ 

*Ulm, 

•Kuchen,  Verein  suddeutscher  Biumwollen-Iudu^trieller. 

Ausserdem:     Stuttgart,  Wurttembergischer  Handels  verein. 


Württem- 
berg. 


n.  Oesterreich-Ungarn. 

Zur  Vertretung  der  Interessen  des  Handels  und  der  Gewerbe, 
mit  Einschluss  des  Bergbaues,  bestehen  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern in: 


1.  Wien  für  Niederösterreich. 

2.  Linz     „     Oberösterreich. 

3.  Salzburg  für  Salzburg. 

4.  Graz     \  ^-^  steyermark. 

5.  Leoben j 

6.  Elagenfurt  für  Eärnthen. 

7.  Laibach  für  Erain. 

8.  Görz  für  Görz  und  Gradiska. 

9.  Rovigno  für  Istrien. 

10.  Triest   für    die    Stadt    und 
deren  Gebiet. 

1 1 .  Innsbruck  ] 

12.  Hetzen       i    für  Tyrol. 

13.  Roveredo  I 

14.  Feldkirch  für  Vorarlberg. 


15.  Prag 

16.  Reichenberg 

17.  Eger 

18.  Pilsen 

19.  Budweis 

20.  Brunn 

21.  Olmütz 


Oesterreich- 
Ungarn. 
Cis- 
leithanien. 
Handel»-  und 
Gewerbe- 
kammern. 


für  Böhmen. 


} 


für  Mähren. 


22.  Troppau  für  Schlesien. 

23.  Erakau  1   für  Galizien    und 

24.  Lemberg?  Lodomerien     mit 

25.  Brody     j  Erakau. 

26.  Czernowitz  für  die  Bukowina. 

27.  Zara      ] 

28.  Spalato  \    für  Dalmatien. 

29.  Ragusa  I 


—     438     — 


Trans- 
leithaiiien. 


Ungarn. 

Budapest,  Handels-  und  Gewerbekammer;  Pressburg,  Handels- 
und Gewerbekammer;  Oedenburg,  Handels-  und  Gewerbekaramer; 
Temesvar,  Handels-  und  Gewerbekammer;  Elausenburg,  Handels- 
und Gewerbekammer;  Essegg,  Handels-  und  Gewerbekammer;  Eascbau, 
Handels-  und  Gewerbekammer;  Debreczin,  Handels-  und  Gewerbe - 
kammer;  Kronstadt,  Handels-  und* Gewerbekammer;  Agram,  Han- 
dels- und  Gewerbekammer. 


Frankreich. 


m.  Frankreich 


Handels- 
kammer. 


1.  Lyon 


A.  Handelskammern. 

BttUetia  des  lois: 

Beeret   3.  Nivose  XI.  No.  2225. 
(24.Dec.  1802.) 


2.  Rouen. 

1?             »1 

3.  Bordeaux. 

>1             >» 

4.  Marseille. 

»>          n 

5.  Nantes. 

1»          11 

ti.  Dnnkerque. 

11          11 

7.  Lille. 

1'          11 

8.  Tours. 

•1          11 

9.  Garcassonne. 

11          ri 

10.  Amiens 

11          1* 

11    Le  Hävre. 

?i          1) 

12.  La  Rochelle. 

Beeret. 

22. 

Pluviose  Xir. 

No. 

2318. 

13.  Paris. 

n 

6. 

Ventose   XII. 

tl 

2336, 

14.  St  Malo. 

»1 

11                   51 

11 

2337. 

15.  Orleans 

»» 

2?'. 

April  1807. 

ii 

2748. 

16.  Dieppe. 

ij 

7. 

Febr.  1809. 

11 

4130. 

17.  Graville. 

1) 

-      1815. 

Seite 

248. 

18.  Reims. 

n 

1817. 

11 

132. 

19.  Troyes. 

)) 

1817. 

it 

307. 

20.  Laval. 

91 

1817. 

15 

370. 

21.  Calais. 

n 

1818. 

51 

719. 

22.  St.  Brieux. 

»> 

-       1819. 

51 

88. 

23.  Boulogne. 

5J 

1819. 

55 

584. 
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24.  Besan<;oD. 

Beeret 

7.  Febr.  1 

1819. 

Seite 

)   588. 

25.  Marennes. 

:» 

1821. 

11 

324. 

26.  Clermontferrand. 

^y 

21.  Juni    1 

1826. 

•/l 

441. 

27.  St.  Etienne. 

•i » 

10.  März  ] 

1833. 

r> 

140. 

28.  Toulon. 

•1 

13.  Juni   1 

1833. 

11 

384. 

29.  Morlaix. 

»j 

23.  Dec. 

1833. 

•.1 

647. 

30.  Valencienoes. 

M 

19.  Jan.    ] 

1836. 

No. 

667. 

31.  Cherbourg. 

n 

15.  Dec.  1 

L836. 

11 

781. 

32.  Arras. 

?» 

9.  Dec.   ] 

1837. 

ji 

469. 

33.  Gray. 

>» 

23.  März  1 

1838. 

19 

425, 

34.  AbbeviUe. 

»1 

29.  Oct.    ] 

L841. 

11 

358. 

35.  Rocbefort. 

>) 

31.  Jan.    ] 

1843. 

11 

189. 

36.  Bastia. 

»1 

22.  Febr.  1 

1843. 

11 

195. 

37.  Ghalons  snr  Sadne. 

•         11 

20    Aug.  ] 

1842. 

11 

189. 

38.  Föcamp. 

1» 

25.  Jan.   1 

1844. 

19 

151. 

39    St.  Omer. 

»» 

25.  Juli     1 

1848. 

11 

77. 

40.  Honfleur. 

»1 

21.  Oct.    1 

1848. 

11 

622. 

41.  St.  Quentin 

9> 

1.  März  ] 

1850. 

11 

1()(). 

42.  Brest. 

?9 

31.      „     1 

1851. 

11 

478. 

43.  DijoD. 

»1 

31.  Dec.  ] 

[852. 

1) 

116. 

44.  Bar-le-dac. 

11 

29.  März  ] 

1854. 

11 

114(;;. 

45   Le  Mans. 

1» 

23.  Oct.     1 

i855. 

11 

716. 

46.  Angers. 

11 

21.  Nov.  1 

1855. 

11 

716. 

47.  Thiers. 

'1 

29.  Sept.  1 

i856. 

11 

815. 

48.  Kennes. 

•  ^ 

9.  Jan.    1 

858. 

ff 

28. 

49.  Limoges. 

11 

5.  Juni    1 

1858. 

iy 

1378. 

50.  Nice. 

^1 

5.  Dec.   ] 

1860. 

11 

1355. 

51.  Chambery. 

•>"> 

5.     „      1 

[860. 

11 

1356. 

52.  Elboeaf. 

11 

5.  Juni  ] 

[861. 

11 

461. 

53.  Beaane. 

11 

23.  Jan.   ] 

1864. 

11 

1182. 

54.  RoaDüe. 

11 

9.     „      J 

.864. 

1 » 

1177. 

55.  Grenoble. 

•9 

25.  April] 

[864. 

•/i 

1227. 

56.  Vienne. 

1' 

25.     „      1 

1864. 

?i 

1227. 

57.  Epinal. 

11 

23.  Dec.   1 

1866. 

11 

1456. 

58.  Tarare. 

11 

6.  Mai     1 

868. 

11 

1590. 

59.  Anoonay. 

11 

7.  Apr.  : 

1869. 

'1 

1692. 

60.  Sedan. 

11 

19.  Jan.   1 

.870. 

»1 

1782. 

61.  Fougferes. 

!l 

11    Apr.   , 

1870. 

11 

1797. 

62.  Narbonne. 

11 

9.  Juli    ] 

1870. 

11 

1821. 

63.  Roabaix. 

11 

13.  März  ] 

1872. 

11 

88. 
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Gcwerbe- 
kammern. 


64.  Castres. 

65.  Macoo. 

66.  Albi. 

67.  Cette. 

68.  Douai. 

69.  Tourcoiüg. 

70.  Angouleme. 

71.  Gognac. 

72.  Alger. 

73.  Oran. 

74.  Gonstantioe. 

75.  Bone. 

76.  Philippeville. 

77.  Nimes. 

78.  Montpellier. 

79.  Touloase. 

80.  Bayonne. 

81.  Avignon. 

82.  Aubenas. 

83.  Caen. 

84.  Nancy. 

85.  Lorient. 

86.  St.  Dizier. 


» 


w 


Decret.  22.  September  1871.  No. 
13.  November  1871.      ^ 
13.  März   1872 
6.  Mai  1872. 
13.  März  1872, 

»  51  »  » 

10.  Deceinlter  1877. 


66. 
71. 
87. 
91. 
87. 
88. 
6623. 


n 

V 


n  r> 

n  n 

»  » 


3.  Nivose  XI  (24.  December  1802). 


7) 

n 

79 


9 

r> 


B.  Gewerbekammern. 

(Cbambres  consultaÜTes  des  arts  et  roanufactures.) 
Decret  vom  12.  Germinal  XII  (2.  April  1804). 

1.  Nantua.  2.  Moulins.  3.  Givet.  4.  Sedan.  5.  Rethel.  6. 
Gharlevllle.  7.  Meziöres.  8.  Foix.  9.  Troyes.  10.  Narbonne.  li. 
Garcassonne.  12.  Limonx.  13.  Ghalabre.  14.  Rodez.  15.  St.  Geaez. 
16.  St.  Affriqne.  17.  Millaud.  18.  Taräscon.  19.  Aix.  20.  Gaen. 
21.  Bayeux.  22.  Lisieux.  23.  Vire.  24.  Angouleme.  25.  Louvai. 
26.  Quintin.  27.  Mouconlreux.  J8.  üru.  29.  Aubusson.  30.  Besan- 
Qon.  31.  Valence.  32.  Romans.  33.  Montelimart.  34.  Grest.  35. 
Louviers.  36.  Bernay.  37.  Port  anrdenier.  38.  Evreux.  39.  Noyons 
le  Rotrou.  40.  Morlaix.  41.  Fomiferes.  42.  le  Vigan.  43.  St. 
Hypolite.  44.  Bedorieux.  45.  Lodeve.  46.  Glermont.  47.  Ganges. 
48.  Rennes.  49.  Ghateauroux.  50.  Issoudun.  51.  Voyron.  52. 
St.  Glande.  53.  Romorantin.  54.  St.  Argnam.  55.  Roanne.  56. 
St.  Etienne.    57.  St.  Chamond     58.  le  Puy.     59.  Issengeaux.    60. 
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Gabors.  61.  Montaaban.  62.  Agen.  63.  TooneiDs.  64.  Nerac.  65. 
Maude.  66.  Marvejols.  67.  La  GaDoniqae.  68.  Angers.  69.  Cholet. 
70.  Saumur.  71.  St.  Lo.  72.  Chalous.  73.  Dieppe.  74.  Laval- 
75.  Mayenne.  76.  Bar  sur  Ornain  (le  Duc).  77.  Nevers.  78.  La 
Ghaatä.  79.  Gosne.  80.  ValerMiieiHies  81.  Beauvais.  82.  Alen<jon. 
83.  l'Aigle.  84.  Vinoutiers.  85.  Tinchebray.  86.  Arras.  87. 
Thierd.  88.  Ambert.  89  Pau.  90.  Kay.  91.  Orthez.  92.  Oleron. 
93.  Tarbes.  94.  Bagaferes.  95.  le  Mans.  96.  Jvetöt.  97.  Bolbec. 
98.  Elboeuf.  99.  Niort.  100.  St.  Maixent  101.  Albi.  102.  Draguignon. 
103.  Brignolles.  104.  Orange.  105.  Poitiers.  106.  Limoges.  107. 
Mirecourt.  108.  St.  Die.  109.  Sens.  110.  Marseille.  Decret  1815- 
6.  Serie  284.  111.  Ronen.  Decret  1815.  6.  Serie  284.  112. 
Amiens.     Decret  1815.    6.  Serie  284. 

113.  Riue  de  Gier.  Decret  vom  8.  April  1832. 


114.  Grasse. 

115.  Privat. 

116.  MoHtbeliard. 

117.  Flers. 

118.  Morez. 

1 19.  St.  Pierre  les  Galais. 

120.  Joinville. 

121.  Gonde  snr  Moirean. 

122.  Gambrai. 

123.  St.  Dizier, 

124.  Ferte  Mac6. 

125.  Monte reau. 

126.  Bourgoin. 

127.  St.  Pons. 

128.  Armentierfes. 


No.  521. 
No.  144. 
No.  191. 

No.  248. 


7) 


n 


» 


» 


24.  M&rz  1835. 

25.  April  1835. 
12..  April  1842. 
16.  Septbr.  1845.    No,  613, 
22.  Juni  1846.    No.  486, 

4,  Octbr.  1846.    No.  778. 

26.  Mai  1846.     No.  423. 

9.  Octbr.  1847.      No.  885. 
29.  März  1848.     No.  254. 
gl.  März  1848.    No.  255. 

9.  Sept.  1818.     No.  422. 

5.  Decbr.  1850,     No.  705, 

27.  Febr.  1864.     No.  1188. 
7.  Januar  1865.  No.  1268. 

26,  Novbr    1866.    No.  1 443. 


IV.    Italien. 

Handelskammern  bestehen  in: 

1.  Aquita,  2.  Ascoli,  3.  Gagliari,  4.  Galtanisetta,  5.  Garrara, 
6.  Girgenti,  7.  Modena,  8.  Porto  Maurizio,  9.  Ravenna,  10.  Reggio 
(Emilia),  11.  Salerno,  12.  Sapari,  13.  Terano,  14.  Parma,  15.  Pia- 
cenza,  16.  Lucca,  17.  Ghieti,  18.  Siracusa,  19.  Ganeo,  20.  Goscusa, 
21.  Potenza,,22.  Forci,  23.  Ghiavenna,  24.  Rimini,  25.  Lodi,  26.  Mi- 
lano,  27.  Bergamo,  28.  Brescia,    29.  Gremona,  30.  Pavia,  31.  Ales- 


Italien. 

Handels- 
kainnicrti. 
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saodria,  32.  Lecce,  33.  Pisa,  34.  Macerata,  35.  Bologaa,  36.  Gatania, 
37.  Ferrara,  38. Messina,  39.  Pesaro,  40.  Bari,  41.  Arezzo,  42.  Avellino, 
43.  Catanzaro,  44.  Regp:io  Calabro,  45..Trapani,  46.  Caserta,  47.  Lecco, 
48.  Varese,  49.  Firenze,  50.  Torino,  51.  Genova,  52.  Napoli,  53.  Li- 
vorno,  54.  Palermo,  55.  Foligno,  56.  Foggia,  57.  Como,  58.  Mantna, 
'  59.  Venezia,  60.  Udine,  61.  Treviso,  62.  Padua,  63.  Vicenza,  64.  Bel- 
lano,  65.  Rovigo,  66.  Verona,  67.  Roma,  68.  Civitavecchia,  69.  Siena, 
70.  Savona,  71.  Fermo. 


""•'"'•"'"  .   V     Niederlande. 

Handels- und  Handels-  und  Gewerbekammern. 

Go  werbe - 

knmmem.  (Kamers  von  Koophandel  ea  Fabrijken). 

Nordbrabant 

Bergen  op  Zoom,    Breda,    Eindhoven,    Helnoond,    s'Hertogeubosch, 
Oosterhont,  TUbarg,  Veghel 

Geldern. 

Apeldorn,  Arnheim,  Doesbnrg,  Harderwijk,  Nijkerk,  Nijmegen, 
Tiel,  Zütphen. 

SQdholland. 

Delfshaven,  Delft,  Dordreeht,  Gorüsehem,  Gonda,  S'Gravenhagen, 
Leiden,  Rotterdam,  Schiedam,  Schoonhoven. 

Nordholland. 

Alkmaar,  Amsterdam,  Haarlem,  Helder,  Zaardam. 

Zeeland. 

Middelburg,  Vlissingen,  Zierikzee. 

Utrecht 

Amersfoort,  Utrecht. 

FrieeJand. 

Drekam,    Franeker,    Gorredijk,   Karlingen,   Heerenveen,    Leu- 
warden,  Sneek. 

OverysseJ. 

Aimelo,  Avereest,   Blokzijl,  Deiden,  Deventer,  Enschede,  Goor, 
Hengelo,  Rampen,  Oldenzaal,  Rijssen,  Zwolle. 
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Groningen. 

Gronins:en,  Hoogezand,  Winschoten,  Veenden. 

Drenthe. 

Hoogeveen,  Meppee, 

Limburg. 
Maastricht,  Roermood,  VaaU,  Vealo. 


Luxemburg. 


Luxemburg. 


YI.  Grossbritannien. 

Die  Association  der  Handelskammern  Englands  (Association  of 
Chambers  of  commerce  of  the  United  Kingdom)  umfasst  als  ordent- 
liche Mitglieder  die  Handelskammern  zu  Aberdeen,  Batley,  Belfast, 
Birmingham,  Bradford,  Bristol,  CarJiff,  Cleckheaton,  Coventry,  Dar- 
lington, Derby,  Dewsbury,  Dover,  Dublin,  Dundee,  Exeter,  Falmouth, 
Gloucester,  Goole,  Greenock,  Halifax,  Heckmondwick,  Huddersfield, 
HuU,  Jersey,  Eeudal,  Eidderminster,  Leeds,  Luton,  Macclefield, 
Middlesborough  on  Tees,  Morley  near  Leeds,  Newcastle  on  Tyne, 
Newport  (Monmonth),  Northampton,  NorthShields  —  Tynemouth, 
Morth  StafFordshire,  Nottingham,  Plymouth,  Sheffield,  Shoreham, 
Southampton,  South  of  Scotland,  Stockton  on  Tees,  Sunderland, 
Swansea,  Hartlepool,  Wakefield,  Wolverhampton,  Worcester  und  als 
auswärtige  correspondirende  Mitglieder  die  Handelskammern  zu  Co- 
lombo  (Ceylon),  Mauritius,  Melbourne,  Paris  (British  Chamber.) 


Gross- 
brltannien. 

Freie 
Handeis- 
kammcTii. 


Vn.    Belgien. 

'Die  bedeutendsten  freien  Vereinigungen  in  Belgien  sind: 

a)  Die  vereinigte  Syndicats-Handels-  und  Gewerbe-Kammer  von 
Bruxelles. 

b)  Die  freie  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Verviers. 

c)  Die  freie  Handelskammer  von  Ostende. 

d)  Die  Handels-,  Industrie-  und  Schifffahrtsgesellschaft  in  Ant- 
werpen. 

e)  Die  Corporation  der  Eaufleute  zu  Coutrai. 


Belgien. 

Freie 
Vereini- 
gt! ngen 
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f)  Die  HandelsvereinigUQg  (jetzt  Handelskammer)  von  Namnr. 
g).  Die  Handels-  und  Gewerbevereinignng  von  Lüttich  (von  einer 

Handelskammer  geleitet), 
h)  Der  Handels-  und  Indnstrieverband  in  Gent, 
i)  Der  Handels-  und  Indastrieverband  za  Brügge, 
k)  Handelskammer  von  Arlon. 
1)  Handelskammer  von  Gharleroi. 


IV. 


Die  Reform  der  Deutsclien  Handels-  und  Gewerbe- 
Kammern 

und 

die  Bildung  eines  Central -Organs  für  die  wirth- 
schaftlichen  Interessen  des  Deutschen  Heiches. 


IV. 

Die  Reform  der  Deutschen  Handels-  und  Gewerbe - 
kammern  uod  die  Bildung  eines  Geotral- Organs  für 
die  wirthsohaftlichen  Interessen  des  Deutschen  Reiches. 

Wenn  wir  einen  Ruckblick  auf  die  historische  Entwicklung  und  ^'^  Bedarf- 
Organisation  der  in  den  vorigen  Abschnitten  besprochenen  Interessen-  überhaupt 
Vertretungen  werfen,  so  fallen  uns  zunächst  zwei  Thatsachen  als 
unbestritten  ins  Auge.  Einmal  das  allüberall  anerkannte  Bedurfniss, 
neben  den  Organen  der  Staats-Regierungen  aus  den  Kreisen  der 
direct  Betheiligten  hervorgehende  Berathungskörper  zur  Erörterung 
und  Förderung  aller  den  Handel  und  die  Gewerbthätigkeit  des  Lan- 
des betreiFenden  Angelegenheiten  zu  besitzen,  sodann  der  Umstand, 
dass  bei  der  ausserordentlichen  Verschiedenartigkeit  der  statutarischen 
Verfassung  dieser  Gorporationen  zweifellos  ebensowenig  alle,  als  nur 
die  am  besten  organisirten,  ausgiebig  den  Zweck  erreichen  können, 
welchem  zu  dienen  sie  bestimmt  sind. 

Was  den  ersten  Punkt  anbelangt,  so  sind  es  von  den  fort- 
geschritteneren Staaten  Europas  nur  wenige,  welche  nicht  aus 
der  Initiative  der  Staat&(gewalt  heraus  durch  Greimng  officieller 
oder  halbofficieller  Organe  dem  »nerkannten  Bedürfnisse  Rech- 
nung getragen  hätten.  Wo  dieses  nicht  geschehen,  liegt  der 
Grund  dafür  in  eigenartigen  Verhältnissen  und  Ursachen,  aus  denen 
unmöglich  ein  Argument  für  die  Verneinung  der  Nothwendigkeit 
und  Nützlichkeit  dieser  Organe  hergeleitet  werden  könnte. 

So  wird  es  kaum  Widerspruch  finden,  wenn  wir  von  England  wie-   »««"«c»»« 
derholt  behaupten,  dass  dort  die  Kreise  des  Handelsstandes  und  der  ""^ "  "  '*^ 
Industriellen  rege,   reich  an  materiellen  Mitteln  und  mächtig  genug 
sind,  um  den  sie  berührenden  wirthscbaftlichen  Interessen,  seitens 
der  Staatsregierung,  wie  seitens  der  gesammten  öffentlichen  Meinung 
die  nölhige  Beachtung  und  die  günstigste   Behandlung  zu    sichern. 
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andererseits  aber  auch  die  Opferwilligkeit  and  das  Yerständniss  der 
Betbeiligten  lebhaft  genug  ist,  um  das  aus  der  freien  Vereinigung 
derselben  hervorgegaogene  Organ  der  verbundenen  Handelskammern 
lebensfähig  und  wirksam  zu  erhalten,  während  umgekehrt  auch  die 
englische  Regierung  in  viel  ausschliesslicherer  Weise  als  die  irgend 
eines  anderen  Landes  in  der  Förderung  der  materiellen  Interessen 
ihrer  Unterthanen  und  in  der  Fürsorge  für  alle  wirthschaftlichen 
Angelegenheiten  ihren  Hauptzweck  erkennt. 

Ganz  besonders  wird  aber  vielfach  ein  Umstand  übersehen, 
welcher  bei  Beurtheilung  der  englischen  Verhältnisse  eine  sehr  be- 
deutende Rolle  spielt  und  die  wirthschaftlichen  Zustände  jenes  Lan- 
des in  einer  Weise  klärt,  welche  die  spontane  Art  der  dortigen  In- 
teressen-Vertretung in  einem  ganz  anderen  Lichte  zeigt,  als  in  wel- 
chem uns  analoge  Vereinigungen  anderer  Länder  erscheinen.  In 
England  ist  die  Industrie  und  ein  Theil  des  Handels  in  den  Händen 
des  Grossgrundbesitzes,  der,  wie  er  überhaupt  in  England  und  speciell 
im  Parlamente  die  hervorragendste  Stellung  einnimmt,  gleichzeitig 
auch  überall  der  Träger  oder  Theilnehmer  an  den  grössten  Gewerbs- 
unternehmungen ist.  Daraus  resultirt  eine  Interessen-Solidarität,  die 
—  abgesehen  davon,  dass  sie  eine  Befeindung  der  drei  grossen 
Wirthschaftsgruppen  unter  sich  von  vornherein  ausschliesst,  —  die 
Erklärung  liefert,  wieso  der  Verband  der  vereinigten  freien  Handels- 
kammern auf  Regierung  und  öifentliche  Meinung  den  schwerwiegend- 
sten und  für  dortige  Verhältnisse  genügenden  Einfluss  ausüben  kann. 
BciRisrho  Yf^^  Belgien    angeht,    so    muss    es    bei   genauer  Einsicht   der 

Eammerverhandlungen,  welche  im  Jahre  1875  zur  Auflösung  der 
bestehenden  Handelskammern  führten,  lediglich  dem  politischen  Eigen- 
sinn der  damaligen  Regierung  zugeschrieben  werden,  dass  gegen 
alle  für  die  Erhaltung  dieser  Institution  * —  wenn  auch  in  verän- 
derter Form  —  vorgetragenen  Motive,  gestützt  auf  eine  gefügige 
Majorität ,  die  Aufhebung  der  officiellen  Kammern  statt  einer  Reorgani- 
sation derselben  durchgesetzt  wurde.  Wie  zweifelhaft  es  dabei  mit  der 
Ueherzeugung  der  Abgeordneten  beschaffen  war,  geht  evident  ans  der 
Abstimmung  hervor,  —  die  Regierungsvorlage  wurde  in  der  Kammer 
mit  57  gegen  43,  im  Senat  mit  29  gegen  25  Stimmen  angenommen. 
Dass  Handelskammern  als  solche  dem  Lande  die  besten  Dienste 
leisten  und  den  in  sie  gestellten  Erwartungen  entsprechen  köiuiten, 
wurde  sowohl  von  der  für  die  Untersuchung  der  Frage  niederge- 
setzten Gommission  als  sogar  in  den  Motiven  der  Regierungsvor- 
lage selbst  rückhaltlos  anerkannt. 
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Für  AuflösnDg  der  belgischen  HaDdelskammern  waren  schließs-  "«"^  ^«^ 
lieh   nur    die  Mängel   der   ihnen  eigenthümlichen   Znsammensetzung  ^"d«""* 
durchschlagend.     Ihre  Mitglieder  waren  nicht  aus  freier  Wahl  der  belgischen 
Interessenten  hervorgegangen,  sondern  ausschliesslich  durch   König- 
liche Ernennung  berufen. 

So  vertraten  die  Kammern  nicht  Handel  und  Gewerbe  selbst, 
sondern  nur  die  Ansicht  ihrer  zufälligen  Mitglieder,  ja  zuweilen  hatten 
sie  sogar,  eben  wieder  wegen  ihrer  Zusammensetzung,  direct  poli- 
tische Färbung  angenommen  und  machten  mehr  in  politischen  Partei- 
manövern, als  dass  sie  sich  um  das  wirthschaftliche  Gemeinwohl 
und  die  speciellen  Interessen  des  Handels  und  der  Industrie,  mit 
denen  sie  in  möglichst  losem  Zusammenhang  standen,  bekümmert 
hätten? 

In  der  That  stellten  sich  in  Belgien  die  Verhältnisse  allsogleich 
nach  Auflösung  der  aus  Königlicher  Frnennung  hervorgegangenen 
Kammern  denn  auch  so,  dass  an  deren  Stelle  sofort  freie  Kammern 
traten,  deren  Vorstände  ihre  Wahl  den  Interessenten  selbst  zu  danken 
haben.  Und  wenn  diese  freien  Vereinigungen  eine  Betheiligung  in 
den  Kreisen  der  Interessenten,  und  zwar  eine  recht  lebhafte,  fanden, 
so  ist  das  jedenfalls  ein  Beweis  mehr  für  das  nach  wie  vor 
empfundene  Bedürfniss  einer  Interessenvertretung.  Ob  diese  freien 
Gorporationen  den  gleichen  Zweck  mit  gleichem  Erfolge  erreichen, 
darf  immerhin  bezweifelt  werden.  Abgesehen  davon,  dass  sich  von 
dem  Augenblicke  der  Beseitigung  der  ofGciellen  Handelskammern  an 
bis  heute  in  Belgien  immer  mehr  Stimmen  für  die  Wiederherstellung 
solcher,  dann  aber  aus  der  Wahl  der  Mitglieder  hervorgehender,  ge* 
gesetzlich  geregelter  Vertretungskörperschaften  erheben,  würde  selbst 
in  dem  Umstände,  dass  man  seitens  der  neuen  Regierung  diesem 
.  Verlangen  bisher  noch  keine  Rechnung  getragen  hat,  gewiss  kein  Be- 
weis liegen  für  das  Ausreichen  des  geschaifenen  Ersatzes. 

Das  zwingende  Motiv,  manche  tief  empfundene  Schäden  zu 
heben,  tritt  oft  erst  mit  einem  Schlage  in  die  Oeifentlichkeit,  wenn 
dasselbe  auch  längst  vorher  bestanden  hat  und  immerhin  muss  ander- 
seits beachtet  werden,  dass  auch  Belgien  ein  ausgesprochen  indu- 
strielles Land  ist,  in  welchem  die  wirthschaftlicben  Interessen  auch 
bei  der  Regierung  eine  weit  vorgeschobenere  Stellung  einnehmen,  als 
solches  bei  uns  in  Deutschland  der  Fall  ist. 

Auch  wird  gewiss  wesentlich  ins  Gewicht  fallen,  dass  es  einer 
belgischen  Regierang  bei  der  nur  ^t^ringen  räumlichen  Ausdehnung 
des    Landes    zweifellos   leichter  und   überhaupt    möglich    sein    wird, 

V.  K aufm .111 II.  9q 
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sich  von  der  actnellen  Lage  der  einzelnen  Factoren  des  wirthschaft- 
liehen  Schaffens  und  von  deren  Bedürfnissen  durch  Augenschein  zu 
überzeugen,  während  die  Regierungen  ausgedehnterer  Länder  mit 
absoluter  Nothwendigkeit  auf  Berichte  und  gutachtliche  Aeusserun- 
gen  angewiesen  sind. 

Die  anderen  Lfinder,  in  denen  iceine  ofGciellen  Handels-  und 
Gewerbelcammern  bestehen,  bieten  uns  ebenso  wenig  Anhaltspunicte, 
welche  für  diejenigen  Staaten,  die  solche  Institutionen  besitzen,  In- 
dicien  dafür  ergeben  könnten,  uuf  welchem  anderen  Wege  man  den 
Bedürfnissen  der  vertretenen  Interessen  besser  gerecht  werden  könnte. 
Jedenfalls  darf  behauptet  werdeo,  dass  für  die  Schaffung  und 
Erhaltung  von  Handelskammern  keine  kräftigere  Apologie  geschrieben 
werden  könnte,  als  sie  abermals  die  Verhandlungen  der  belgischen 
Kammern  bei  aller  wunderbaren  Komik  ihres  Ausganges  liefern. 
Ebenso  wenig  kann  es  jemals  besser,  als  es  in  erwähnten  Verhand- 
lungen geschehen,  dargelegt  werden,  wie  freie  Vereinigungen  grosser 
Industrie-  und  Handelsgruppen  die  officiellen  Gorporationen  zur 
Vertretung  der  Handels-  und  Gewerbsinteressen  wohl  ergänzen,  aber 
niemals  ersetzen  können. 
Zweck  x)ffi-  Man  darf  eben  nicht  übersehen,  welchem  deutlich  ausgesproche- 

cieiier  con-  ngQ  Zwcck  dic  Handelskammern  dienen  sollen  Es  giebt,  so  be- 
orga"'«'^  haupten  wir  ohne  Bedenken,  keine  Regierung,  —  sie  habe  noch  so 
tüchtige,  wissenschaftlich  gebildete  und  im  Verwaltungsfaphe  erfah- 
rene Beamte,  —  die  bei  Entscheidung  der  Maassnahmen  zur  För- 
derung der  wirthschaftlichen  Angelegenheiten  des  Landes  der  Aus- 
kunft und  Mitwirkung  der  sachverständigen  Kreise  entrathen  könnte. 
—  Wo  aber  soll  sie  sich  diesen  Rath  holen?  —  Das  ürtheil  der 
Staatsbeamten  ist  vorwiegend  auf  theoretische  Anschauungen  ge- 
stützt und  daher  einseitig,  den  practischen  Verhältnissen  kaum 
nothdürftig  Rechnung  tragend.  Freie  Vereinigungen  werden  aller- 
dings vorhanden  sein  und  ihre  Vermehrung  wird  in  vielfacher 
Weise  angeregt  werden  können;  allein  dieselben  werden  sich  zunächst 
nur  bilden  zur  Verfolgung  einseitiger  Interessen.  Kur  da,  wo  Son- 
derinteressen eines  Faches  oder  einer  ganz  bestimmten  Gruppe  sie 
ins  Leben  rufen,  werden  solche  Vereinigungen  bei  uns  überhaupt  ein 
gewisses  Leben  entfalten,  unmöglich  aber  der  Regierung  als  consul- 
tative  Organe  für  die  Begutachtung  der  wirthschaftlichen  Bedürf- 
nisse des  Landes  dienen  können.  Ibre  nirgends  gleichartige  Orga- 
nisation, ihre  nach  allen  Himmelsrichtungen  abweichende  Tendenz, 
ihr  überhaupt  nur  sporadisches  Vorkommen,   ihre,  stets  nur  Bruch- 
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thmle  der  gewerbthätigen  Bevölkerung  umfassende,  Gestaltung,  end- 
lich der  Hangel  jeglichen  gesetzlich  anerkannten  Berufs  machen  sie 
an  sich  schon  durchaus  ungeeignet,  der  Regierung  als  auskunftgebende 
Organe  zur  Seite  zu  stehen. 

Die  Verweisung  auf  diese  freien  Vereinigungen  ist  daher  ebenso 
wenig  begründet,  als  der  andere  Einwand,  dass  die  Handelskam- 
mern für  Handel  und  Gewerbe  überflüssig  seien,  weil  es  ja  Mittel  gebe, 
die  Interessen  der  letzteren  auch  ohne  diese  officielle  Vertretung  zur 
Geltung  zu  bringen.  Bei  diesem  Einwand  bleibt  stets  die  Frage 
ungelöst,  an  wen  sich  die  Regierung  wenden  soll  und  am  wenigsten 
kann  ihr  doch  zugemuthet  werden,  dass  sie  ihre  Wünsche  bezüglich 
Information  über  Bedurfnisse  der  wirthschaftlichen  Politik  öffentlich 
auf  den  Strassen  ausrufe. 

Die  Bedürfnisse  dieser  Categorie  sind  von  viel  zu  weittragender 
Wichtigkeit,  als  dass  ihre  zuverlässige  Begutachtung  irgend 
welchem  Zufall  überlassen  werden  dürfte,  und  es  ist  fast  nothwen- 
dig,  dass  es  officiell  organisirte  Stellen  gebe,  wie  die  Handelskam- 
mern es  sind,  welche  einerseits  den  Beruf  und  die  Pflicht  haben,  der 
Regierung  fortlaufend  und  besonders  in  jedem  gegebenen  Augenblick 
zu'  referiren,  ihr  nach  gründlicher  uivä  ausreichender  Berathung  das 
Material  zu  liefern,  dessen  sie  zu  ihrer  Entscheidung  in  einschlägi- 
gen Fragen  bedarf  und  welche  andrerseits  den  Interessenten  die 
fachmännische  Behandlung  der  Bedürfnisse  des  Handels  und  der 
Gewerbe  geradezu  gewährleisten,  ebenso,  wie  sie  Kenntniss  und 
Interesse  für  die   wirthschaftlichen  Dinge  im  Volke  verl)reiten.*) 


*)  Wir  entnehmen  der  Berathung  der  belgischen  Deputirtenkammer  (April 
1875)  folgendes  Fragment  einer  Rede  des  Abg.  Sainctelette ,  welches  unsere  vor- 
stehenden Ausführungen  in  interessanter  Weise  unterstutzt.  Mr.  Sainctelette  sagt  in 
einer  Widerlegung  des  Referenten: 

„Les  chambres  de  commerce  remplisseiit  dans  le  pays,  vis-a-vis  du  gouvernement 
et  de  Popinion  publique,  le  role  que  votre  commission  permanente  du  commerce  et 
de  Tindustrie  remplit  dans  cette  Charobre.  Les  raisons  qui  vous  ont  fait  faire  etablir 
une  commission  permanente  du  commerce  et  de  rindustrie,  expliquent  Teiablissement, 
dans  ce*  pays,  des  commissions  permanentes  du  commerce  et  de  Tindustrie. 

Les  chambres  de  commerce  ont  une  double  mission:  celle  de  cons^iller  le  gou- 
vernement, d'emettre,  sur  .sa  demande  ou  spontanement,  des  avis  sur  la  marche  k 
suivre  dans  de  certaines  circonstances ,  puis  et  surtout,  de  Ini  bien  faire  connaitre 
les  vrais  faits  commercianx. 

Ce  n'est  pas  lä  une  täcbe  aussi  facile  que  M.  le  rapporteur  se  Timagine.  Bien 
saisir,  bien  analyser/ bien  dVctire  les  faits  industriels  et  commercianx,  surtout  k 
notte  epoque,  c^est  une  täcbe  qui  suppose  des  etudes  attentives  et  suivies. 

Depuis,    par  exemple,    que   le   libre   echange,    Tappücation   de  la  vapeur  h  la 

29* 
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Zwar  hat  man  sich  bei  nns  zar  vollea  Anerkennimg  dieser  Auf- 
fassung noch  nicht  aufschwingen  können.  Es  gab  leitende  Kreise,  welche 

locomotion  et  a  la  transmission  des  depechesi  la  reforme  postale  et  tant  d'aatres 
mesures  ont  reudu  si  faciles  les  relatioDS  entre  les  peuples,  depuis  qu^elles  out  fait 
un  seul  marcbe  de  PEurope  occidentale  et  centrale,  qui,  il  y  a  vingt  ans,  en  for- 
mait  quarante  et  davantage,  i]  faut  a  un  bon  negociant  connaitre  tout  ce  qui  se 
passe  non  pas  seulement  dans  le  pays,  mais  dans  TEurope  entiere.  II  est  aujourd- 
hui  indispensable  a  quiconque  exerce  un  commerce  ou  une  Industrie  de  quelqae 
importance  d'etre  exactement  et  complelement  renseigne  sur  tout  ce  qui,  dans  cet 
ordre  de  faits,  se  passe  en  France,  en  Angleterfe,  en  Allemagne,  aux  Pays-Bas,  en 
Russie,  aux  Etats-Unis  et  ailleurs. 

Et,  de  meme  que  le  champ  de  la  concnrrence  s'est  singulierement  aggrandi 
depuis  vingt-cjnq  ans»  de  meme  Tintensit^  de  la  concurrence  s'est  beaucoup  accrae. 

C'est  aujourd^hui  k  Taide  de  quelques  Centimes,  qnelquefois  meme  de  quelques 
fractions  de  Centime,  que  Ton  modifie  les  prix.  Que  Ton  cree  un  marcbe,  qu'on  en 
ruine  un  autre,  que  Ton  deplace  des  relations  commerciales  importantes. 

II  faut  donc  connaitre  et  Porganisatiun  interieure  des  industries  etrangeres,  et 
leur  regime  l^gal,  les  conditions  de  trayail,  les  condilions  d^echange,  les  conditions 
de  transport,  dans  chacun  des  principaux  pay:>. 

Püur  tout  cela,  ^videmment,  il  ne  faut  pas  etre  docteur  in  utroque;  il  nVst  pas 
indispensable  que  Ton  porte  dans  sa  tote  toutes  les  destinees  de  la  chretient^.  Mais 
il  faut  des  qualites  qui  ne  se  rencontrent  pas  toujours  et  partout;  il  faut  du  discer- 
nemcnt,  de  la  mesure,  du  tact,  il  faut  surtout  une  etude  s^rieuse  et  suivie. 

Les  cbambies  de  commerce  ont  M  iostituees,  meme  par  les  pouTOirs  les  plus 
absolus,  parce  qne  les  pouvoirs  les  plus  despotiques  ont  eux  memes  senti  le  besoin 
d  etre  exactement  et  compUtement  informes  des  faits  industriell  et  commerciaux. 
C'est  Tadministration  fran^aise,  c^est  ce  pouvoir  intraiiable  et  infaillible,  qui  a,  en 
1802,  retabli  et  reorganise  les  cbambres  de  commerce. 

Et  c*est  au  momcnt  oü  cette  etude  devient  de  plus  en  plus  delfcate,  au  moment 
aussi  oü  eile  deyient  de  plus  importante,  qu^on  nous  propose  de  supprimer  les 
moyens  dMnformation  connus  et  orgaiii^^s,  pour  retoumer  k  quoi?  Pour  revenir 
aux  modes  dMnstruction  primitifs,  k  Pavis  des  fonctionnaires  d^une  part,  k  Tavis  des 
Interesses  de  Pantre. 

Je  le  r^pete,  le  gouvernement  —  les  cbambres  de  commerce  supprim^es  —  se 
trouvera  uniquement  en  piesence  de  Ptiyis  de  ses  fonctionnaires  d*une  part  et  des 
reclamations  des  int^resses  d^autre  part 

Or,  le  gouvernement  ne  peut  pas  s'en  rapporter  exclusivement  ä  Pavis  de  ses 
fonctionnaires.  Si  capables  et  si  d^sinl4resses  quMls  soient,  et  personne  plus  que 
moi  ne  teur  rend  bommage  de  ce  double  point  de  Yue,  le  gouvernement  ne  peut  pas 
les  ^couter  exclusivement.  Pourquoi?  Parce  que  les  fonctionnaires,  pr^cisement  a 
raison  meme  de  Pabsence  de  tout  iuteret  personnel  et  de  toute  pratique  industrielle, 
sont  etrangers  k  beaucoup  de  faits  industriels  et  commerciaux. 

Ti&s  peu  de  fonctionnaires  connaissent  reellement  la  Belgique  industrielle  et 
commerciale;  et  beaucoup  sont  app^ies,   par  leurs  fonctions,  a  etre  constamroent  en 

m 

lutte  avec  nos  grandes  industries. 

Ainsi,  quel  ne  sauraifc  pas  le  danger  d^une  legislation  fiscale  faite  sur  le  seul 
avis  des  fonctionnaires   des  accise^  ou  de^  douaues?    —    En    matiere    de  transport. 
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sich  gar  zu  gern  in  dem  Glaaben  wiegten,  die  Regiernug  bedürfe 
keiner  sachverständigen  Information,  ihre  Behörden  sowie  die  fort- 
schreitende Wissenschaft  nnd  Statistik  seien  vorzüglich  geeignet,  die 
Staatsverwaltung  über  Alles  aufzuklären  und  auch  die  Bedürfnisse 
der  materiellen  Volkswohlfahrt  nachzuweisen.  Gleichwohl  erkennt 
der,  gelegentlich  der  Berathung  des  Gesetzes  (^om  24.  Februar  1870 
im  preussischen  Abgeordnetenbaus  erstattete,  Gommissionsbericht 
wenigstens  an:  „Ist  eine  legislative  Anordnung  von  Handelskam- 
mern keine  Noth wendigkeit,  so  ist  ihr  doch  vorzugsweise  das  Zu- 
geständniss  der  Nützlichkeit  und  selbst  eines  relativen  Bedürfnisses 
nicht  zu  versagen;  denn  es  kann  nicht  in  Abrede  gestellt  werden, 
dass  wegen  der  tiefgreifenden  Mannigfaltigkeit  und  Verschiedenheit, 
welche  die  locale  Gestaltung  und  die  localen  Interessen  gerade  des 
Grosshandels  und  der  Grossindustrie  in  den  verschiedenen  Gegenden 
characterisiren,  es  auch  für  die  Staatsregierung  von  nicht  zu  unter- 
schätzendem Werthe  ist,  für  diese  Zweige  der  Volkswirthschaft 
geeigneter  Organe  versichert  zu  sein,  welche  den  jeweiligen  Gang  und 
Stand  der  Gewerbethätigkeit  bezeugen  und  den  Anliegen  derselben 
an  die  Staatsverwaltung  und  Gesetzgebung  treffenden  Ausdruck 
geben.  Muss  nun  zugleich  anerkannt  werden,  dass  diese  geschicht- 
lich erwachsenen  und  festgewurzelten  Institute,  wie  namentlich  von 
erfahrungsreicher  Seite  in  der  Gommission  betont  wurde,  dem  öffent: 
liehen  Wesen  auch  in  Wirklichkeit  mannigfachen  Nutzen  gestiftet 
haben   und  dem  Handelsstande  sehr  werth  geworden  sind,  so  muss 


quel  daDger  n'y  aarait-il  pas  a  eiablir  la  legislation  d'aprea  Tavis  exclusif  de  fonc- 
tionnaires  de  radministration  des  chemiDs  de  fer  qui,  tous  les  jours,  sont  en  con- 
tradiction  ayec  le  public? 

Aux  meilieurs  fonctionnaires,  il  faut  un  contre-poids.  Ge  contrepoids  ponyez- 
yous  le  trouver  excluslyement  daos  les  avis  des  Interesses? 

Evidemment  non.  Les  assoriatioDs  libres  dont  on  parle,  ces  chambres  syndi- 
cales  de  patrons,  ces  conyentions  industrielles  qui  se  formeront,  dit-on,  daos  Tune 
ou  Tautre  localite  sur  toute  question  un  peu  importaDte,  de  poi  s^occuperont-elles? 
Des  interets  g^neraux  du  payc,  de  la  necessite  de  tenir  les  budgets  en  equilibre, 
des  coDcessions  par  lesquelles  il  faut  acheter  des  pays  etrangers  les  ayantages  qu*on 
leur  demande  de  nous  faire?  Du  tout,  on  n'y  parlera  que  de  questions  d'interet 
personnel  et  on  en  parlera  avec  la  passton  et  PempoitemeDt  de  Tinteret  personnel. 
Ghacun  voudra  une  diminution  d*imp6t,  cbacun  youdra  une  reduction  des  frais  de 
transport.    Personne  ne  pensera  au  yoisin. 

Dans  les  chambres  de  commerce,  au  contraire,  a  raison  de  leur  composition 
a  raison  de  la  pluralit^  des  elements,  on  trouye  des  garaoties  de  discussion,  de  con* 
trole,  de  moderation,  dMmpartialit^.*^ 
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jedes  principielle  Bedenken   gegen  eine  Befassnng  der  Gesetzgebung 
mit  diesem  Gegenstande  um  ^^o  mehr  zurücktreten.'' 

Diese  Auslassung  des  Commissions- Berichtes  möchten  wir 
fast  naiv  nennen:  Man  erkennt  an,  dass  es  für  die  Regierung 
von  nicht  zu  unterschätzendem  Werthe  ist,  Organe  wie  die  Handels- 
kammern zu  besitzen,  man  erklärt  sie  daher  für  ein  ^.relatives'^  Be- 
dürfniss,  erkennt  ihren  mannigfachen  Nutzen  an  und  —  kommt 
schliesslich  zu  der  Sentenz,  dass,  wenn  zwar  eine  legislative  Anord- 
nung von  Handelskammern  keine  Nothwendigkeit  sei,  doch  auch 
kein  principielles  Bedenken  vorliege,  die  Gesetzgebung  damit  zu 
befassen.  —  Wehe  den  anderen  Gesetzen,  welche  aus  allgemeinen 
Nützlichkeitsrücksichten  erlassen  werden,  wenn  ihnen  keine  wohl- 
wollendere Logik  zur  Seite  steht!  — 

Uns  scheint,  die  Erwägungen  der  Gommission  hätten  ausreichen 
müssen,  um  zunächst  eine  gründliche  Beratbung  darüber  herbeizu- 
fuhren, wie  diese  nach  Allem  als  eminent  nützlich  anerkannten  In- 
stitute nun  auch  gesetzlich  so  zu  organisiren  seien,  dass  sie  ihren 
anerkannt  wichtigen  Zweck  im  vollen  Umfange  zu  erreichen  fähig 
werden.  Denn,  wenn  an  mancher  Stelle,  und  namentlich  bei  uns  in 
Deutschland,  diese  officiellen  Institute  ihrem  Zwecke  nur  unvollkommen 
entsprechen  und  die  Kreise  der  durch  sie  vertretenen  Factoren  nur 
mangelhaft  befriedigen ,  wohl  auch  die  Sympathie  derselben  grössten- 
theils  entbehren,  so  müssen  die  Gründe  dafür  lediglich  in  Mängeln 
der  Organisation  gesucht  werden. 
Klage  über  Thatsacho  ist,    dass  die  Klage   über  ungenügende  Wirksamkeit 

Wirksamkeit  der  Handelskammern  seit  einigen  Jahren  auf  der  Tagesordnung  steht 
der  Handels-  ^jj  ^war  uicht  uur  bezüglich  des  Effectes  ihrer  Thätigkeit,  sondern 
auch  rücksichtlich    der  allgemeinen  Stellung   und  Bedeutung  dieser 
Organe. 

Von  der  einen  Seite  wird  ihre  Competenz  als  eine  ungenügende 
erachtet,  von  der  andern  Seite  wird  gerügt,  dass  die  Kammern  in 
Preussen,  obwohl  zur  Mitvertretung  der  Industrie  berufen,  die  Inter- 
essen der  letzteren  nur  im  Falle  eines  günstigen  Zufalls,  in  irgend 
gesicherter  Weise  aber  überhaupt  nicht  vertreten.  Allgemein 
aber  wird  empfunden,  dass  die  Handelskammern,  in  ihrer  jetzigen 
Organisation  nur  einen  Theil  der  wirthschaftlichen  Interessen  des 
Landes  vertretend,  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  die  Bedeutung 
haben  können,  welche  einer  erspriesslichen  Wirksamkeit  derselben 
entsprechen  müsste. 

Und    allerdings    dürfte   dieser   letztere   Mangel    wohl    als    der 
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schwerwiegendste  gelten.     Es   kann  nicht  wohl  in  der  Intention  des 
Staates  liegen,  einen  der  wirthschafilichen  Factoren  des  Landes  auf 
Kosten   der  andern  zu  fördern,  und  so  vermögen  wir  in  erster  Linie 
eine  Scheidung  der  Handels«   und  der  gewerblichen  Interessen  nicht  ^«"^«^i^iuiig 
anzuerkennen ,    wie  solche  in  einzelnen  Ländern   in  getrennten  Hau-  von  den  ge- 
dels-  und  Gewerbekammern   besteht.      Vielmehr  muss  unseres   Er-  vorbuchen 
achtens    eine    solche    Trennung,    bei  der  innigen  Wechselbeziehung 
zwischen  Handel  und  Gewerbe,  schon  an  sich  strenge  gar  nicht  durch- 
führbar, geradezu  schädlich  wirken,  da  sie  eine  Zersplitterung  natur* 
gemäss  harmoDisch  zusammenwirkender  Kräfte  hervorruft  und   be- 
dingt, welche  in  gemeinsamer  Thätigkeit  eine  fruchtbringende  Wirk- 
samkeit zu  entfalten  bestimmt  erscheinen. 

Wir  betrachten    es    deshalb  als  ein  Unglück,  wenn  dem  mehr-  Einseitige 
fach  auftauchenden   Verlangen  nach  Schaffung  neuer  einseitiger  In- ^e"|^***"'n. 
teressen-VertretuDgen  für  bestimmte  Gruppen  der  nationalen  Erwerbs- 
thätigkeit  Folge  gegeben  wurde. 

Einmal  ist  es  unausbleiblich,  dass  bei  der  einseitigen  Wahrneh- 
mung specifisch  eigenthümlicher  Interessen  sich  häufig  ein  gewisser- 
maassen  feindliches  Verhältniss  zwischen  ganzen  Berufsklassen  der 
Bevölkerung  herausbildet  und  Forderungen  das  Vorurtheil  einer  Be- 
rechtigung erlangen,  welche  wohl  den  egoistischen  Bestrebungen  ge- 
sonderter Kreise  gerecht  werden,  niemals  aber  das  Griterium:  der 
wirthschaftlichen  WoMfahrt  des  ganzen  Landes  zu  dienen,  für  sich 
in  Anspruch  nehmen  dürfen. 

Dieses  letztere  Ziel  kann  nur  auf  dem  Wege  eines  Aus- 
gleiches aller  Einzelinterressen  erreicht  werden.  Ueberdies  wird 
kaum  bestritten  werden  können,  dass  jede  Vermehrung  nach  ein- 
zelnen Interessengruppen  gesonderter  wirthschaftlicher  Gorporatio- 
nen  nothwendig  eine  gewisse  Verwirrung  herbeiführen  und  es  den 
Behörden  noch  mehr  erschweren,  ja  geradezu  unmöglich  machen 
müsste,  den  an  sie  über  ein  und  denselben  Gegenstand  gelangenden, 
ohne  Discussion  und  Ausgleichung  der  Ansichten  jedenfalls  meist 
auseinandergehenden  Vorträgen  die  erforderliche  Aufmerksamkeit  und 
Rücksicht  zu  widmen. 

So  lange  derartige  Vorstellungen  aus  Sonderbestrebungen  her- 
vorgehen, ist  es  unzweifelhaft  Pflicht  jeder  Regierung,  bei  der  Berück- 
sichtigung derselben  an  erster  Stelle  zu  prüfen,  ob  die  darin  aufge- 
stellten Forderungen  nicht  andere,  vielleicht  ebenso  berechtigte,  In- 
teressen verletzen. 

Es  muss  daher  unseres  Erachtens  ein  Weg  gefunden  werden, 


I 
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welcher  Handel,   Industrie,  landwirthschaftliches  Gewerbe 

und  Kleingewerbe,    und    mit  dem  letzteren  aucb  das  Interesse 

Alle  luter-  des  A r bette Tstande s  überhaupt,   in  gemeinschaftlichen  Hau- 

essen  iiin* 

fassende  ver-d  eis-  undGewerbckammem  eine  berechtigte,  der  Bedeutung  jedes 
tretiingeii.   einzelncu  Factors  und  den  in  Betracht  kommenden  Verhältnissen  ent- 
sprechende, Vertretung  sichert. 

Handel,    Industrie  und  Landwirthschaft    stehen    in  so  innigem 

.    Zusammenhange,  greifen  derart  in  einander,  dass  die  Vertretung  der 

Interessen  des  einen  auch  die  der  andern  nicht  bei  Seite  setzen  darf. 

Der  Handel,  welcher  heute  in  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
eine  mächtige  Roll'e  spielt,  ist  nur  die  natürliche  Folge,  die  noth- 
wendige  Ergänzung  der  Production  geworden;  er  erstreckt  sich 
ebenso  gut  auf  Erzengnisse  der  Landwirthschaft,  als  der  Gewerbe 
und  der  Industrie.  Es  ist  eine  Errungenschaft  der  Gewerfoefreiheit,  dass 
sich  der  Vertrieb  der  Fabrikate  ungezwungen  und  frei  an  die  Pro- 
duction scbliessen  kann.  Und  wenn  Landwirthschaft,  Industrie  und 
Handel  mehrfach,  ja  fast  überall,  zu  einander  im  Verhältnisse  von 
Production  und  Gonsumtion  stehen,  warum  sollte  es  nicht  eine  ge- 
meinsame Vertretung  ihrer  gemeinschaftlichen  Interessen  geben? 

Die  landwirthschaftliche  Industrie  spielt  in  der  industriellen  Ent- 
wickelung  an  sich  eine  Hauptrolle;  im  Verhältniss  zu  dieser  Rolle 
steht  der  Einfluss,  welchen  die  indireoten  Steuern,  die  Verzehrungs- 
steuern insbesondere,  auf  die  Productionsverliältnisse  rückwirkend 
ausüben. 
Ackerbau-  ßj^jg  besondore  Ackerbaukammer  würde  zwar  auch  die  Vertre- 

tung  der  Interessen  dieser  Nebenzwecke  der  Landwirthschaft  sich 
zur  Aufgabe  machen  können,  mit  der  Industrie  überhaupt  fällt  diese 
Vertretung  aber  auch  den  Handelskammern  naturgemäss  anheim. 

Ackerbaukammern  neben  Handels-  und  Gewerbekammern  er- 
gäben eine  doppelte,  darum  aber  vielleicht  keine  bessere  Vertretung. 

Nach  Carey  gedeiht  die  Landwirthschaft  dort  am  besten,  wo 
sich  ihr  die  Verarbeitung  der  Producte  unmittelbar  anschliesst. 
Die  Landwirthschaft  ist  hier  wiederum  der  natürliche  Gonsument 
der  Erzeugnisse  des  Gewerbefleisses,  der  Industrie.  Bei  dieser 
Gemeinsamkeit  der  Interessen  konnte  eine  getrennte  Vertretung  der 
Harmonie  derselben  leicht  abträglich  werden. 

Es  sprechen  somit  triftige  Gründe  dafür,  dass  die  Handels- 
und Gewerbekammern,  als  Körperschaften  für  die  Vertretung  der 
Interessen  aller  Productionszweige,  auch  die  Vertretung  der  land- 
wirthschaftlichen  Interessen  mit  auf  sich  nehmen« 
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Es  darf  diese  Vertretung  dem  Zufall  nicht  anheimgegeben  wer- 
den, weil  sonst  auf  vielen  Flecken  gar  keine  bestehen  würde;  es  ist 
eine  solche  Vertretung  für  den  Kleinwirth  doppelt  nothwendig,  weil 
dessen  Interessen  in  vielen  Punkten  von  denen  des  mit  Industrie 
verbundenen  Grossgrundbesitzes  viel  melir  abweichen,  wie  die  Inter- 
essen des  Kleingewerbes  von  jenen  der  Industrie,  so  zwar,  dass  die 
Grossgrundbesitzer  wohl  eine  aus  ihrer  Mitte  hervorgegangene  Vertre- 
tungskörperschaft bilden  konnten,  diese  aber  die  Interessen  des  Klein* 
grundbesitzes  nicht  immer  vertreten  wurde. 

Eben  darum  wird  ein  aus  der  Initiative  der  Landwirthe  ge- 
schaffenes Organ,  welches  mit  der  Regierung  nicht  im  regelmässigen 
Verkehr  stehen,  sondern  nur  dann  und  wann  das  Grewicht  seiner 
Anschauungen  geltend  machen  und  die  Bedürfnis  e  der  Landwirth- 
schaft  darlegen  soll,  weil  wohl  zumeist  aus  den  Kreisen  des  Gross- 
grundbesitzes gebildet,  eine  vollkommene  Vertretung  der  landwirth- 
schaftlichen  Interessen,  wie  sie  anzustreben  ist,  nicht  repräsentiren. 

Andererseits  erhielten  die  Handels-  und  Gewerbekammern  durch 
Zulassung  der  die  landwirthschaftlichen  Interessen  vertretenden  Mitglie- 
der eine  wünschenswerthe  Verstärkung  ihrer  Aufgabe,  eine  Ergänzung 
ihres  Wirkungskreises,  ein  Correctiv  eventuell  allzusehr  vorwaltender 
einseitiger  Anschauungen. 

Ein  Modus  für  die  Wahl  von  Delegirten  aus  den  Gategorien 
der  Grossgrundbesitzer  und  Kleinwirthe  würde  sich  finden  lassen, 
wenn  erst  das  Princip  acceptirt  wird,  und  würden  die  „volkswirth- 
schaftlichen  Kammern^,  welche  gleichzeitig  Gross-  und  Kleinhandel, 
Industrie  und  Kleingewerbe,  den  Grossgrnndbesitz  und  den  Bauern 
zu  vertreten  hätten,  allein  eine  befriedigende  Organisation,  die  alle 
Interessengruppen  einschlösse,  darstellen  können. 

Nur  in  der  solidarischen  Gemeinsamkeit  liegt  sowohl  das  be- 
lebende Element  für  fruchtbare  Gedanken,  als  auch  das  helle  Licht 
zur  Klärung  alle  Intcressenkreise  berührender  Prägen. 

Ist  hiermit  das  erste  Moment  derjenigen  Richtung  gegeben,  in 
welcher  eine  Reform  der  bestehenden  Organisation  zweckmässig,  ja, 
naturnoth wendig  erscheinen  dürfte,  so  wird  die  Reformbedürftigkeit  **«^*»""**" 
der  Gestaltung  an  sich  noch  durch  eine  andere  Erwägung  mo- 
tivirt,  welche  nicht  minder  durch  natürliche  Verhältnisse  begründet 
erscheint. 

Soll  die  Wirksamkeit  einer  staatlich  anerkannten  Corporation 
für  die  Staats-Regierung  Werth   haben,   so  ist  es  nothwendig,    dass 
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dieselbe  in  allen  Theilen  des  Landes  auf  einer  gleicbmässigen  Grand- 
lage constituirt  sei. 
Ungleiche  Jq  dieser  Beziehung    aber   lassen    die  deutschen  Handels-  und 

'  Gewerbekammeru  sehr  Erhebliches  zu  wünschen  übrig.  Zunächst 
giebt  es  viele  und  stellenweise  recht  bedeutende  Bezirke,  in  welchen 
diese  Organe  überhaupt  nicht  bestehen,  obgleich  es  selbstverständlich 
ist,  dass  jeder  Theil  des  Landes  seinen  Platz  bei  der  nationalen  Ar- 
beit ausfüllt.  In  dieser  Lücke  allein  liegt  schon  unbedingt  eine 
Ungerechtigkeit. 

Sodann  ist  es  Thatsache,  dass  die  Bezirke  der  bestehenden 
Corporationen  keineswegs  nach  gleicbmässigen  Normen  begrenzt  sind, 
80  zwar,  dass  an  der  einen  Stelle  Handelskammern  nur  für  das 
Gebiet  einer  einzelnen  Stadt,  an  der  anderen  für  grosse  mehr  länd- 
liche Bezirke  bestehen,  und  aus  solchem  Grunde  die  Urtheile  und 
Anträge  so  verschiedenartig  coostituirter  Körperschaften  unmöglich 
gleichen  Werth  haben  können.  Ferner  aber  sind  in  den  einzelnen 
Staaten  des  Deutschen  Reiches,  —  von  der  Verschiedenheit  der  in 
Preussen  bestehenden  kaufmännischen  Corporationen  und  Handels- 
Ungleiche  kammom  vorläufig  ganz  abgesehen,  —  die  Organe  für  Handel  und 
rang.  Gcwerbc  durchaus  abweichend  organisirt,  indem  Bayern,  Württem- 
berg und  Sachsen  gemeinschaftliche  Handels-  und  Gewerbekammern 
besitzen,  Preussen  und  Hessen  nur  Handelskammern,  Bremen,  Ham- 
burg und  Lübeck  getrennte  Handels»  und  Gewerbekammern,  während 
in  jedem  einzelnen  Staate  diese  Institute  in  anderer  Weise  bestellt 
und  beschaffen  sind. 

So  lange  das  jetzige  Deutsche  Reich  nicht,  wie  jetzt,  ein  ein- 
heitliches Ganze  bildete,  war  eine  solche  Verschiedenheit  auf  diesem 
Gebiete  von  nicht  so  in  die  Augen  springender  Bedeutung,  seitdem 
indessen  die  grossen  Fragen  der  nationalen  Handelspolitik,  des  Ver- 
kehrswesens, des  Schutzes  des  geistigen  Eigenthums,  des  Münz-  und 
Bankwesens,  der  Gewerbegesetzgebung  u.  s.  w.  zur  Zuständigkeit 
der  Reichsgewalt  gehören  und  von  einer  Centralsteile  aus  entschieden 
und  geleitet  werden,  muss  es  offenbar  erscheinen,  dass  die  bunt- 
scheckige Verfassung  der  deutschen  Handels-  und  Gewerbekammern 
ihrer  Nützlichkeit  für  die  Förderung  der  materiellen  Interessen  des 
Landes  ein  bedenkliches  Hinderniss  bereitet. 
Organisation  Hicraus  crgicbt  sich  die  entschieden  gegründete  Forderung ,  dass 
Deutschland.  6'J^ö  Rcform  dicscr  Körperschaften  sich  auf  das  ganze  Deutsche 
Reich  erstrecke,  und  dabei  eine  gleichmässige  Organisation  derselben 
in  allen  Bundesstaaten  in's  Auge  zu  fassen  ist. 
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Da  nun  aber  die  bereits  genannten  Büddentschen  Staaten  schon 
gemeinschaftliche  Kammern  für  Handel  und  Gewerbe  besitzen,  welche 
sie  schwerlich  aufgeben  möchten,  so  ist  es  naheliegend,  dass  nur  einer 
Erweiterung  der  Organisation,  wie  wir  solche  in  unserem  ersten  Postulate 
angedeutet,  das  Wort  geredet  werden  kann,  und  dass  eine  Zumu- 
thung,  anderwärts  eine  Beschränivung  bereits  weitergehender  Forma- 
tionen vorzunehmen,  selbst  wenn  sonst  keine  Grunde  dagegen  sprächen, 
widersinnig  erscheinen  würde. 

Dass  eine  Erfüllung  der  von  uns  ausgesprochenen  Forderung 
in  Bezug  auf  eine  richtige  Vertretung  der  verschiedenen  Interessen- 
kreise seine  Schwierigkeiten  hat ,  soll  keineswegs  verkannt  werden ; 
ist  aber  die  Forderung  begründet,  so  bleibt  es  eine  dringende  Auf- 
gabe, diese  Schwierigkeiten  zu  besiegen  und  zweifellos  kann  dazu 
auf  dem  Wege  ernster  Discussion  der  rechte  Weg  gefunden  werden. 

Wenn  wir  zur  Lösung  dieser  Frage  es  unternehmen,  einige  zu- 
treffend  erscheinende    Gesichtspunkte    für   die    Vertheilung   der  v««*»«"»«« 

¥     i.  •  •  j      *j  i  L  /i  .der  Iiit«T- 

Interessengruppen    in    einer   und    derselben    Corporation ««««ngnippen 
aufzustellen,   so  sind  diese  Ideen  selbstverständlich  nur  als  discutabele  *"  d«we»b«n 
Vorschläge   zu  betrachten,    welche  nichts  weniger  als  Anspruch  auf 
Unverbesserlichkeit  machen. 

Wir  neigen  zu  der  Annahme,  dass  allerdings  zunächst  Handel 
und  Industrie  in  ihren  grösseren  Betrieben  es  sind,  welche,  von  der 
speciellen  Gewerbegesetzgebung  abgesehen,  in  ihren  Verhältnissen 
und  Interessen  für  die  Handels-  und  Wirthschafts- Politik  eines  Lan- 
des vorwiegend  maassgebend  sein  dürften,  und  dass  diejenigen  Vortheile, 
welche  diese  beiden  Gruppen  durch  die  Berücksichtigung  ihrer  In- 
teressen geniessen,  nicht  nur  dem  Kleingewerbe  und  der  Landwirth- 
schaft,  sondern  auch  direct  dem  Consumenten  zu  Gute  kommen. 

Wie  den  beiden  ersteren  durch  eine  günstige  Gestaltung  der 
Handels-  und  Productionsverhältnisse  die  Materialien  und  Werkzeuge 
ihrer  Betriebe  verbilligt,  der  Absatz  ihrer  Erzeugnisse  und  Prodncte 
gefördert  wird,  so  gewinnen  sie  bei  glücklicher  Lage  des  grossen 
Handels  und  der  Industrie  unzweifelhaft  einen  durchaus  consumtions- 
fähigeren  Abnehmer;  der  reine  „Consument^  aber,  zu  welchem  wir 
hier  nach  der  beliebten  Annahme  z.  B.  in  erster  Linie  den  Beamten- 
stand eines  Landes  rechnen,  kann  gewiss  nur  gewinnen,  wenn 
die  Bedingungen  der  nationalen  Arbeit  für  Handel  und  Gewerbe 
diejenigen  Verhältnisse  schaffen  und  begünstigen,  welche  es  gestatten, 
ausreichend,  gut  und  billig  zu  produciren,  beziehungsweise  zu  ver- 
kaufen. 
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Im  Uebrigen  ist  es  wohl  nicht  schwer  nachzuweisen,  dass  aber- 
mals das 'Interesse  des  Beamtenstandes  mit  dem  Wohlergehen  von 
Gewerbe  nnd  Handel  auf  das  Innigste  verknüpft  ist,  hat  doch  noch 
die  jüngstvergangene  Epoche  erwiesen,  dass  nur  parallel  mit  diesem 
Wohlergehen  die  Berechtigung  und  —  Dank  der  erhöhten  Steaer- 
fähigkeit  des  Landes  —  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  eine  Erhöbung 
auch  der  Bezüge  der  Beamten  eintreten  zu  lassen. 

Aus  diesen  Prämissen  liesse  sich  der  Satz  aufstellen,  dass 
in  den  Handels-  und  Gewerbekammern  dem  Grosshandel  und  der  In- 
dustrie das  numerische  Uebergewicht  zukommt  und  verwahren  wir  uns 
dabei  ausdrücklich  dagegen,  dass  hiermit  eine  Unterschätzung  des 
Kleingewerbes  und  der  Landwirthschaft,  dieser,  der  Zahl  nach,  die 
überwiegend  grössto  Masse  des  Volkes  umfassenden  Gewerbszweige, 
ausgesprochen  sein  könnte. 

Wir  wollen  sogar  gleich  an  dieser  Stelle  hervorheben,  dass  der 
oben  aufgestellte  Satz  bei  der  Berücksichtigung  der  wirklich  vor- 
handenen Verhältnisse  nur  scheinbar  eine  Zurücksetzung  jener  beiden 
wirthschaftlicheu  Factoren  enthält,  die  bei  weiterer  Ausführung  des 
betreifenden  Gedankens  gänzlich  schwinden  wird. 

In  Betreif  der  Organisationsfrage  lassen  sich  zwei  verschie- 
dene Projecte  ventiliren,  von  denen  wir  hier  das  eine,  an  unsere 
letztaufgestellten  Thesen  anschliessend,  zuerst  entwickeln  wollen,  um 
später  die  Rede  auf  den  anderen,  umfassenderen  Reformvorschlag 
zu  bringen. 
Erster  For-  ^^ch    unserom    ersten  Projecte    wäre  nämlich    die    Zusammen- 

mationsvor-  tt       j  r^  •  i  • 

schlag.     Setzung  einer  Handels-  und  Gewerbekammer  von  beispielsweise  etwa 
ReparuruDfi:  24  Mitgliedern  in  der  Weise  zu  repartiren,    dass  nur  drei  Delegirte 

derMitglledcr  ^  r  »  o 

aaf  die  laudwirthschaftllcher  Vereine  des  Bezirkes  und  ebenfalls  nur  drei 
Delegirte  des  Handwerkerstandes,  letztere  durch  überall  zu  begrün- 
dende Innungen  entsendet,  Sitz  nnd  Stimme  haben  würden,  während 
dem  Handel  und  der  Industrie  der  Rest  der  Sitze  in  demjenigen  Ver- 
hältnisse zufiele,  in  welchem  jeder  einzelne  dieser  beiden  Factoren 
nach  einer,  unter  Zuziehung  notabler  Interessenten  von  der  Regie- 
rungsbehörde zu  treffenden  Entscheidung,  im  Bezirke  veitreten  wäre. 

Klein-  iJQg  leitet  dabei  folgende  Erwägung:  Die  Interessen  des  Hand- 

werks sind,  soweit  sie  nicht  in  oben  ausgeführter  Weise  mit 
denen  von  Handel  und  Industrie  zusammenfallen,  meist  interner 
Natur.  Es  sind  die  gewerbegesetzlichen  Verhältnisse,  die  Lehrlings- 
frage, die  Leistungsfähigkeit  der  Handwerksgesellen,  die  Credit-  nnd 
Hülfskassenfrage    und    die    technische    Förderung    des    Handwerks, 


Interessen- 
gruppen. 


gcwcrbe. 
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welche    vornehmlich   die   vitalen    Interessen    dieses   Gewerbszweiges 
bilden. 

Lässt  sich  schon  eine  sympathische  Anffassang  derselben  sei- 
tens der  Industrie  als  natfirlich  voraussetzen^  so  kann  überhaupt 
eine  von  Handel  und  Gewerbe  geführte  Gegnerschaft  bei  Behand- 
lung derselben  nicht  wohl  gedacht  werden. 

Andererseits  liegt  anerkanntermaassen  der  Schwerpunkt  der 
Uebel,  an  welchen  das  deutsche  Handwerk  krankt,  auf  einem  6e* 
biete,  auf  welchem  vor  allen  Dingen  freie "^elbsthülfe,  nicht  aber 
Eingriffe  der  staatlichen  Gesetzgebung  Besserung  schaffen  können. 

Würde  nun  das  Recht,  Delegirte  in  die  Handeis-  und  Gewerbe- 
kammem  zu  entsenden,  nur  auf  Grund  eines  vernünftigen  Normal- 
statutes (cts.  346)  errichteten  Innungen,  auf  deren  zweckmässige  Umge- 
staltung wir  noch  näher  zurückkommen,  zugestanden,  so  müsste  dieses 
Privilegium  auch  umgekehrt  eine  Entwickelung  des  Innungswesens  zur 
nothwendigen  Folge  haben,  und  wie  dieses  allein  geeignet  scheint,  die 
inneren  Schäden  des  Handwerks  zu  heilen,  so  würde  die  den  Innungen 
zugesprochene  Zahl  von  Delegirten  das  Interesse  des  Handwerks  in 
den  Handelskammern  ausreichend  >K'abren,  zugleich  aber  auch  die 
Mögychkeit  bieten,  die  geringe  Zahl  von  Mandaten  Männern  zu 
übertragen,  welche  für  die  allgemein  wirtbschaftlichen  Fragen  klares 
unjl  vornrtheiisfreies  Yerständniss  besitzen. 

Was  die  Landwirthschaft  betrifft,  so  kann  anstandslos  zugege-  Landwinh- 
ben  werden,  dass  die  Interessen  dieses  Gewerbes  mit  denen  von  Handel  *''^^^' 
und  Industrie  im  einzelnen  Falle  leichter  coUidiren  können.  Dem- 
gegenüber mnss  jedoch  zuvörderst  wohl  beachtet  werden,  dass  die 
wichtigsten  Interessen  der  Landwirthschaft,  welche  vorzugsweise  sich 
in  der  Entwickelung  und  Förderung  der  Bodencultur,  der  Viehzucht 
und  des  landwirthschaftlichen  Betriebes  überhaupt  concentriren,  durch 
die  staatlich  anerkannten  und  aus  öffentlichen  Mitteln  subventionirten, 
wenngleich  freien,  Vereine  und  besonders  z.  B.  durch  das  Landes- 
Oeconomie-Collegium  in  Preussen  bereits  einen  gewichtigen  Schutz 
geniessen  und  dass  es  sich  bei  der  Vertretung  des  landwirthschaft- 
lichen Gewerbes  in  den  Kammern  lediglich  darum  handeln  kann, 
diesem  bedeutenden  Factor  der  Volkswirthschaft  bei  Berathung  der 
allgemeinen  Handels-  und  Gewerbs- Interessen  eine  Gelegenheit  zur 
Aeusserung  von  Wünschen  und  Bedenken  zu  geben,  welche  bei 
richtiger  Motivirung  zweifellos  auf  Unterstützung  und  Berücksichti- 
gung auch  seitens  der  anderen  Pactoren  der  nationalen  Arbeit  rechnen 
dürfen. 
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vortheiie  der  2wei  gTOsse  VorUieüe  würden  aber  bei  einer  derartigen  Reform 
unserer  Interessen- Vertretung  mit  Sicherheit  hervortreten,  einmal 
der,  dass  sich  derselben  aus  allen  Kreisen  der  betbeiligten  Stände 
ein  lebendigeres  Interesse  zuwenden  würde,  dann  aber,  dass  sich  die 
jetzt  so  häufig  grundlos  und  nur  anscheinend  befeindenden  Forde- 
rungen der  einzelnen  Interessenten  und  Kreise  in  den  allermeisten 
Fällen  durch  die  ernsthafte  und  gegenseitig  rücksichtsvolle  Debatte 
gewiegter  und  erfahrener  Männer,  friedlich  ausgleichen  könnten  und 
würden. 

Damit  wäre  jedem  einzelnen  dieser  Kreise  ebensowohl  gedient, 
als  ganz  besonders  auch  den  Staatsbehörden,  welche  in  den  an  sie 
gelangenden  Gutachten  und  Anträgen  den  Ausdruck  von  dem  ge- 
meinsamen Wohl  aller  w4rthschaftlichen  Elemente  ^es  Staates  ent- 
sprungenen  Erwägungen  vor  sich  hätten. 

Es  ist  natürlich,  dass  bei  einer  vollständigen  Reorganisation  der 
Handels-  und  Gewerbekammern  im  Rahmen  der  vorstehend  ent- 
wickelten Ideen  nicht  allein  von  einer  Erweiterung  die  Rede  sein 
könnte,  vielmehr  würde  nach  manchen  Richtungen  eine  Reform  notb- 
wendig  werden,  der  jetzt  bestehende  Verhältnisse  zum  Opfer  fallen 
müssten. 
sonderstei-  Solchos  ist  zunächst  der  Fall  bezüglich  der  in  Preussen  and  in 

^retung'sMr  ^®°  hauseatischcn  Städten  eine  Sonderstellung  einnehmenden  Corpo- 
p«"ch»ften  rationen  der  Kaufmannschaft,  Convenle  und  Aeltesten-Collegien. 
er  au  euto.  -g^  .^^  gewiss  erfrculicb,  wenn  in  einer  grossen  Stadt  sämmt- 
liche  Mitglieder  der  Kaufmannschaft  an  den  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten ein  so  reges  Interesse  nehmen,  dass  sie  sich  in  Corporationen 
zu  verbinden  suchen  und  sich  in  gemeinschaftlichen  Versammlungen 
mit  der  Berathung  ihrer  Anliegen  befassen.  Es  liegt  aber  durchaus 
kein  Grund  vor,  weshalb  solche  Vereinigungen  ganzer  Stände  einen, 
mit  irgend  welchen  gesetzlichen  Befugnissen  ausgestatteten,  officiellen 
Charakter  haben  sollten.  Solche  Gebilde  gehören  in  das  Gebiet 
freier  Vereinigungen,  zumal  sie  ja  die  Aufnahme  ihrer  Mitglieder 
lediglich  von  bestimmten  Beiträgen  abhängig  machen  und  dabei  jeden 
Zwang  ausschliessen.  In  den  Handels-  und  Gewerbekammem  sollen 
aber  die  Interessen  aller  den  verschiedenen  Wirthschaftsgruppen  des 
Staates  angehörenden  Elemente  vertreten  sein,  gleichviel,  ob  die- 
selben durch  hohe  oder  niedrige  Beiträge  zu  den  Kosten  des  Insti- 
tutes beisteuern. 
de^MshT*^  Immerhin    kann    zugegeben    werden,    dass  es  sich   bei  Städten 

Vertretung«-  vou  dcr  Grössc  Berliu's,  Hamburg's,  Breslau's,  Cöln's  etc.   empfiehlt, 

rechts. 
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das  Vertretnogsrecht,  welches  zunächst  principiell  allen  im  Handels- 
register eingetragenen  Firmen  beiwohnt,  im  Sinne  des  §  3  des 
prenssischen  Gesetzes  vom  24.  Februar  1870  dahin  zu  beschränken, 
dass  es  durch  die  Veranlagung  zu  einem  bestimmten  Satze  der  Ge- 
werbesteuer vom  .Handel  bedingt  wird,  da  in  der  That  die  Eintra- 
gung in's  Handelsregister  als  solche  dem  „Eaufmannsstande^  eine 
Menge  von  Elementen  znführt,  welche  nicht  mehr  commercielie  Inter- 
essen haben,  als  die  Höker  und  mit  eigenen  Erzeugnissen  handeln- 
den Handwerker,  denen  keine  Verpflichtung  obliegt,  ihre  Eintragung 
in's  «Handelsregister  zu  bewirken.  Ebenso  giebt  es  leider,  zumal  in 
gegenwärtiger  Zeit,  eine  Menge  ephemerer  Handelsgeschäfte  kleineren 
ümfanges,  deren  Inhaber  —  Dank  den  leichtsinnigen  Greditgewohn- 
heiten  Deutschlands  —  nach  ihrem  Schiffbruch  in  anderen  Lebens- 
verhältnissen —  vielleicht  auch  in  früheren  angesehenen  Handels- 
unternehmungen, auf  diesem,  im  Ganzen  wenig  Anstrengung  erfor- 
dernden, Wege  ihre  Existenz  für  eine  kurze  Weile  weiter  zu  fristen 
suchen. 

Würde  unter  solchen  Umständen  überall  die  pure  Eintragung 
in's  Handelsregister  allein  dos  Kriterium  der  activen  und  passi- 
ven Wahlberechtigung  bilden,  so  läge  unverkennbar  die  Gefahr 
nahe,  dass  gerade  —  wie  bei  den  Wahlen  für  die  Reichs  Vertretung 
—  die  eine  oder  andere  Goterie  sich  derjenigen  Elemente  der  grossen 
Masse  vergewisserte,  welche  an  der  Gestaltung  der  Handels-  und 
Gewerbekammer  um  so  weniger  Interesse  haben,  als  ihre  legitimen 
Wünsche  und  Bedürfnisse  auch  dann  keine  Gefahr  laufen,  unver- 
treten  zu  sein,  wenn  sie  vollständig  von  der  Betheiligung  an  den 
Wahlen  ausgeschlossen  würden,  da  Alles,  was  den  Gesammtinter- 
essen  des  betreffenden  Bezirkes  nützt,  und  was  zumal  den  Unter- 
nehmungen mittleren  Ranges  zum  Vortheil  gereicht,  zweifellos  auch 
ihrem  Interesse  nur  dienen  kann. 

Wäre  die  letzte  Ausführung  nicht  zutreffend,  so  würde  man 
allerdings  mit  einigem  Rechte  einwenden  können,  dass  das  Princip 
der  Gerechtigkeit  und  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetz  einen  derar- 
tigen Ausschluss  unzulässig  erscheinen  Hesse.  Wir  glauben  bezüglich 
der  aufgestellten  Behauptung  jedoch  kaum  auf  Widerspruch  zu 
stossen,  und  möchten  deshalb  an  der  sehr  motivirten  Bestimmung 
des  prenssischen  Gesetzes,  nach  welcher  auf  Antrag  der  Betheiligten 
mit  Genehmigung  des  Handelsministers  für  einzelne  Kammern  be- 
stimmt werden  kann,  dass  das  Wahlrecht  durch  einen  bestimmten 
Satz  der  Gewerbesteuer  vom  Handel  bedingt  sein    solle,    festhalten 
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oder  aber  wären  einffir  alle  Mal   die  uiedrigsten  Steuerklassen  ans- 
zuschliessen,  wie  solches  in  Sachsen  und  Oesterreich  der  Fall  ist. 

Derartige  Gaatelen  sind  absolut  nothwendig,  wenn  die  Wirk- 
samkeit der  gewollten  Institutionen  nicht  in  Frage  gestellt  werden 
soll,  da  bei  einer  wirklichen  „Competenz**  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern die  Gefahr  des  Missbrauchs  des  unbeschränkten  Wahl- 
rechts,  namentlich  in  grossen  Städten,  zu  nahe  liegen  würde. 

Die  Schwierigkeit  liegt  in  dem  Umstände,  dass  das  active  Wahl- 
recht sich  nach  der  Quote  der  Beiträge,  bezw.  der  Gewerbesteuer  nicht 
leicht  classificiren  lässt.  Wäre  es  möglich,  durch  Einrichtung  eines 
Dreiclassensystems,  nach  Analogie  des  für  das  preussische  Abgeord- 
netenhaus bestehenden,  die  zu  wählende  Zahl  der  Kammermitglieder 
nach  dem  Facit  der  Steuerbeträge  einzelnen  Wählerclassen  zu  über- 
weisen, so  würde  ja  auch  auf  diesem  Wege  die  Gefahr  einer  Ver- 
gewaltigung berechtigter  Interessen  zu  vermeiden  sein;  jedoch  abge- 
sehen davon ,  dass,  nach  dem  von  uns  vorstehend  erörterten  Vorschlage 
der  Zusammensetzung,  eine  solche  Theilung  der  Wahlberechtigung  die 
Sache  compliciren  würde,  tritt  ihr  die  Erwägung  entgegen,  dass  eine 
grosse  Zahl  von  Wabldistricten  nur  ein  Mitglied  für  die  Kammer 
zu  wählen  haben  würde,  eine  Glasseneintheilung  aber  nur  Zweck  haben 
könnte,  wenn  jede  Classe  ihre  eigenen  Vertrauensmänner  wählte. 
(Ein  Plan,  bei  welchevi  diesen  letzteren  Gesichtspunkten  Rech- 
nung getragen  werden  könnte,  soll  in  unserem  zweiten  Vorschlage 
in  Betreff  der  Formation  der  Kammern  erörtert  werden.) 
iiidirecte  Eiuc.  indircctc  Wahl,  wie  sie  in  Sachsen  besteht,   halten  wir 

auch  ans  dem  Grunde  nicht  für  angezeigt,  weil  dafür  keineswegs  genü- 
gende Motive  vorliegen,  welche  diesen  Modus  rechtfertigen.  Einmai  ist 
die  Zahl  der  Wähler  nirgends  eine  so  grosse,  dass  der  Aufgabe,  direct 
ihren  Vertreter  zu  wählen,  Hindernisse  im  Wege  lägen;  sodann  aber 
bedarf  es  für  die  definitive  Wahl  keiner  vermittelnden  Vertrauens- 
männer, wie  bei  Abgeordneten  wählen ,  da  in  diesem  Falle  jeder 
Wähler  seinen  Gandidaten  genau,  gewöhnlich  sogar  aus  dem  täglichea 
Verkehr,  kennt. 
Qewerbetre!-  Etwiis  audcrs  liogt  CS  mit  denjenigen  Gewerbetreibenden,  welche 

bende,  die  .  J        n  j 

ii4cht  im    nicht  im  Handelsregister  stehon ,  deren  Betriebe  dagegen  gleichwohl 

Hondeu-    gj^ß  erheblicho  Bedeutung  und  die  Berechtigung  haben,  auch  ihre 

getragen  sind.  Interessen  vertreten  zu  sehen.    In  diese  Categorie  gehören  beispieis* 

weise  die  Bergbau-  und  Steinbruchunternehmungen  eines  bestimmten 

ümfangs,  welche  auch  das  preussische  Gesetz  erwähnt,  die  gchiffs- 

capitäne  langer  Fahrt,  welche  eigene  Schiffe  besitzen,  wie  sie  Frank- 
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reich  berücksichtigt,  commanale  Gewerbsanternehmangeii  von  irgend 
erheblichem  Umfange,  Privat-Eisenbahnunternehmangen,  soweit  sie 
im  Bezirk  domiciliren  und  überhaupt  die  firwerbsgenossenachaften 
jeder  Art. 

Alle  diese  Betriebe,  welche  zn  den  Eostenbeiträgen  für  die 
Kammern  zwangsweise  heranzuziehen  wären,  würden,  da  sie  keine 
Gewerbesteuer  vom  Handel  entrichten,  von  den  Kammern,  bezw.  von 
der  Regierangsbehörde  entweder  nach  preussisehem  Master  auf  einen 
bestimmten  fingirten  Steuersatz  einzuschätzen  sein  oder  nach  den  lür 
den  Betrieb  ihrer  Gewerbe  zu  entrichtenden  andern  Steuerarten  in 
einem  festbestimmten  Verhältniss  veranlagt  werden  müssen. 

Während  wir  in  diesen  Punkten  uns  für  die  Bestimmungen  des 

^  Wahlrerht 

preussischen  Gesetzes  aussprechen,  genügt  uns  dasselbe  aus  den 
gleichen  Motiven  nicht  völlig  in  BetreflF  der  für  die  Wahlberechtigung 
verlangten  Eigenschaften. 

Zunächst  fehlt  die  Bestimmung  des  wahlfähigen  Alters,  welche 
immerhin  nothwendig  erscheint  und  wohl  am  richtigsten  der  Be- 
stimmung für  die  Reichstagswahlen  gleich  zu  fassen  wäre.  Sodann 
erscheint  es  zweckmässig,  das  Wahlrecht  an  die  Bedingung  zu  knüpfen, 
dass  eine  Firma  mindestens  fünf  Jahre  im  Handelsregister  einge-. 
tragen  steht. 

Man  wurde  auf  solche  Weise  eine  gewisse  Solidität  des  Gewerbs- 
unternehmens fordern  und  zugleich  die  Gewähr  haben,  dass  die 
Wahlberechtigten  sowohl  mit  den  Anliegen  des  Bezirkes,  als  mit  der 
Auswahl  solcher  Personen,  denen  die  Vertretung  dieser  Anliegen  am 
besten  zu  übertragen  wäre,  vertraut  sind. 

Eine  eingreifendere  Reform   würde  die   von  uns  vorgeschlagene  Wahlrecht 
Form  der  Vertretung  des  Kleingewerbes  gegenüber  der  jetzigen  Ver-   g^wcrbe". 
fassung    der  Handels-   und   Gewerbekammern    in    den   süddeutschen 
Staaten  involviren. 

Wie  wir  sahen,  ist  das  Wahlrecht  der  Kleingewerbetreibenden 
nach  den  dort  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  an  die  Bedingung 
geknüpft,  dass  dieselben  ihre  Aufnahme  in  die  Wählerlisten  selbst 
beantragen,  und  dass  sie  durch  diese  Aufnahme  selbst  auch  erst 
beitragspflichtig  werden.  —  Ganz  abgesehen  davon,  dass  wir  die 
Ertheilung  eines  Wahlrechts  in  dieser  facultativen  Form  als  dem 
Charakter  der  Handels-  und  Gewerbekammern  zuwiderlaufend  er- 
achten, finden  wir  auch,  dass  der  eigentliche  Zweck,  welchen  der 
Gesetzgeber  mit  dieser  etwas  sonderbaren  Anordnung  im  Auge 
haben  konnte,  keineswegs  erreicht  wird. 

T.  Kaufuiann.  30 
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Die  gedachten  Corporationen  sollen  die  Interessen  aller  Wirth- 
schaftsgrnppen,  je  nach  ihrer  relativen  Bedeutung  in  den  betreflFen- 
den  Bezirken,  in  den  sämmtlicben  Fragen  allgemeiner  wirthschaft- 
licher  Natur  wahrnehmen;  dafür  sollen  als  Gegenleistung  die  be- 
treffenden Interessenten  zu  Beiträgen  verpflichtet  sein.  Nun  haben 
wir  aber  schon  im  Eingange  dieses  Abschnittes  ausgeführt,  dass  die 
Landwirthschaft  und  das  Handwerk  ihre  Ziele  wesentlich  auf  Seite 
der  Förderung  ihres  inneren  Betriebes  zu  suchen  haben,  und  dass 
uns  ihre  Betheiligung  bei  den  Handels-  und  Gewerbekammern  haupt- 
sächlich nur  darum  nothwendig  erscheint,  um  gewissermaassen  ein 
moralisches  Correctiv  zu  bilden,  und  besonders,  um  das  Princip  der 
Solidarität  zwischen  den  verschiedenen  Zweigen  der  nationalen  Ar- 
beit zu  pflegen  und  zu  kräftigen,  während  für  die  Wahrnehmung 
ihrer  wichtigsten,  durchaus  internen  Interessen  die  centralisirten 
landwirthschaftlichen  Vereine  und  die  reorganisirten  Innungen  die  rich- 
tigeren Stützpunkte  bieten. 

Dem  entsprechend  muss  die  von  uns  proponirte  Delegirung  von 
je  drei  Mitgliedern  in  die  Kammern  -  als  durchaus  zweckmässig  und 
ausreichend  hingestellt  werden,  während  andrerseits,  in  Anbetracht 
xler  nur  nebensächlichen  Förderung,  welche  die  specifi sehen 
Wünsche  und  Anliegen  des  Handwerks  und  der  Landwirthschaft 
neben  den  allgemeinen,  allen  wirthschaftlichen  Kreisen  zu  Gute  kom- 
menden Anträgen  in  den  Kammern  nur  erfahren  können,  auch  von 
einer  Beisteuer  zu  den  Kosten  seitens  dieser  beiden  Gewerbszweige 
abzusehen  sein  dürfte. 

Ueberdies  hat  auch  die  Erfahrung  erwiesen,  dass  jene  organi- 
schen Bestimmungen  der  süddeutschen  Handelskammern,  welche  dem 
Kleingewerbe  eine  facultative  Betheiligung  an  der  Wahl  und  eine 
dazu  in  gar  -keinem  rationellen  Verhältnisse  stehende  vollzählige 
Vertretung  in  der  Gewerbesection  der  Kammer  einräumen,  keines- 
wegs zu  erfreulichen  Erfolgen  geführt  hat.  Der  Umstand,  dass  das 
Gesetz  die  Kosten  der  Corporation  ausser  den  im  Handelsregister 
eingetrageneu  Firmen  nur  denjenigen  Handels-  und  Gewerbetreiben- 
den auferlegt,  welche  sich  aus  eigener  Initiative  an  der  Wahl  be- 
theiligen wollen,  hat  eben  die  Kleingewerbetreibenden  in-  ihrer  grösse- 
ren Mehrzahl  von  der  Wahl  ferngehalten  und  nach  dieser  Seite 
zu  einem  Wahlindifl^erentismus  geführt,  welcher  stellenweise  nicht 
nur  die  erspriessliche  Wirksamkeit  der  ganzen  Institution,  sondern  auch 
deren  Ansehen  ernsthaft  in  Frage  stellt.  —  Wir  glauben  annehmen 
zu  dürfen,    dass  die  in  einem  Handelskammerberichte  aus  Württem- 
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berg  für  das  Jahr  1874  znr  IllastriruDg  der  Sachlage  angeführte 
Thatsache,  dass  Oberamtsstädte  vorhanden  waren,  in  denen  nicht 
ein  einziger  der  nicht  im  Handelsregister  eingetragenen  Gewerbe- 
treibenden seine  Aufnahme  in  die  Wählerliste  verlangt  hatte,  weder 
als  veraltet,  noch  als  alleinstehender  Fall  anzusehen  ist. 

Für  das  passive  Wahlrecht  wurden  wir,  nach  Analogie  des  fran- 
zösischen und  württembergischen  Gesetzes  auch  diejenigen  Staats- 
burger zulassen,  welche  früher  selbstständig  ein  Geschäft  (Firma) 
als  Inhaber  oder  Directoren  mindestens  fünf  Jahre  geleitet  haben, 
da  auf  solche  Weise  den  Kammern  vielfach  Elemente  zugeführt  wer- 
den könnten,  deren  Müsse  und  Unabhängigkeit  sie  ganz  besonders 
zu  einer  eifrigen  Thätigkeit  im  Dienste  der  wirthschaftlichen  An- 
liegen des  betreffenden  Bezirkes  in  Stand  setzt.  Immerhin  erscheint 
die  Restriction  zweckmässig,  dass  solche  Mitglieder  ein  Drittel  der 
sämmtlichen  Gewählten  nicht  überschreiten  dürfen. 

Dass  bezüglich  der  Herbeiführung  einer  entsprechenden  verhält-  v«''»»«"«"« 

*-  der  Kammer- 

nissmässigen  Theilung  der  von  den  eingetragenen  Firmen  zu  wählen-    mitgiieder 
den  Kammermitglieder  zwischen  Handel  und  Industrie  die  erforder-    '^*«<5»»«n 

Handel  und 

liehe  Festsetzung  seitens  der  betreffenden  Bezirksregierung  erfolge,  Industrie, 
nachdem  diese  mit  einzelnen  Notabein  der  betheiligten  Kreise  Rath 
genommen,  erscheint  wohl  als  das  zweckmässigste,  und  wären  mit 
diesem  letzten  Punkte,  unter  Offenhaltung  der  Abgrenzung  der  ein- 
zelnen Kammerbezirke,  und  abgesehen  von  den  mehr  nebensächlichen 
Bestimmungen  über  bürgerliche  Ehrenrechte  etc.  etc.,  so  ziemlich 
alle  jene  principiellen  Bedingungen  erörtert,  wekhe  einer  Organisation 
dieser  Vertretungskörper  in  ihrer  allgemeinen  äusseren  Formation 
zu  Grunde  liegen  müssten. 

Wir  haben  uns  bei  der  Ausführung  dieses  Projectes,  so  weit 
eben  thunlich,  an  die  in  Deutschland  bereits  vorhandenen  Organisa- 
tionen gehalten  und  die  als  nothwendig  erk^nten  Reformen  den- 
selben, so  wenig  gewaltthätig  wie  irgend  möglich,  einzufügen  versucht. 

Es  giebt  indessen  zweifellos  noch  andere  Wege,  auf  denen  eine  zweiter  For- 
zweckentsprechende Gestaltung  der  Handels-  und  Gewerbekammern  Vorschlag. 
erreicht  werden  kann  und  einen  solchen  schlägt  unser  zweites  Pro- 
ject  ein,  welches  wir  nunmehr  auszuführen  versuchen  werden. 

Dasselbe  setzt  allerdings  eine  radicalere  Reform  voraus,  gegen 
welche  uns  übrigens  keine  Bedenken  vorzuliegen  scheinen,  enthebt 
aber  statt  dessen  die  Regierung  jeder  Statuirung  von  Ausnahmen 
und    organisirt   die    Handels-    und  Gewerbekammern   auf  einer  für 

30* 
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alle  Wirthschafts-  und  Interessengrappen  gemeiusamen  und  einfachen, 
namentlich  aber  anbedingt  gerechten  Grundlage. 

Umfang.  Denken  wir  uns  zunächst  diese  Handels-  und  Gewerbekammern, 

die  man  füglich  dann  auch  „Volkswirthschaftskammern^  nennen 
könnte,  überall  je  drei  ßeichstagswahlkreise  (ca.  300,000  Seelen) 
umfassend  und  in  eine  beliebige  Anzahl  von  einzelnen  localen  Wahl- 
bezirken eingetheilt.  —  Es  wurden  also  bei  397  Reichstags  Wahl- 
kreisen im  Ganzen  132  Kammern  zu  bilden  sein.*)  Die  Anforderung 
einer  möglichst  ausgedehnten  Grösse  des  Bezirks  muss  unter  allen 
Umständen  mit  in  den  Vprdergrund  gestellt  werden  und  soll  noch 
ihre  nähere  Motivirung  erfahren. 

Active.«!  Eg  ^äre  alsdann  eine  Liste  sämmtlicher  Bürger  dieser  Gesammt- 

bezirke  aufzustellen,  welche  unter  irgend  einer  Form  wirthschafüich 
thätig  sind  resp.  ein  selbstständiges  Gewerbe  betreiben,  nach  Aus- 
schluss immerhin  der  allerniedrigsten  Gewerbesteuerstufen  unter  dem 
preussischen  Satz  von  6  Mark  Gewerbesteuer  vom  Handel,  dem  be- 
züglich des  landwirthschaftlichen  Gewerbes  ein  entsprechender  Mini- 
malsatz der  Grundsteuer  gleichzustellen  wäre.  Ebenso  wäre  in  den- 
jenigen Staaten,  wo,  wie  in  Württemberg,  Bayern,  Sachsen  etc.  die 
Gewerbesteuer  nach  anderen,  von  den  preussischen  abweichenden. 
Normen  veranlagt  ist,  die  analoge  Steuerquote  zu  ermitteln. 
Eintheiiung  ßjg  Wähler  wären  sodann  in  drei  Classen  zu  theilen,  jede  der- 

in  drei 

Classen.  selbcn,  wic  solches  bei  den  Wahlen  zu  den  Landtagen  der  meisten 
deutschen  Staaten  der  Fall  ist,  ein  Drittel  der  in  dem  betreffenden 
Bezirke  ermittelten  Gesammtsteuersumme  repräsentirend,  und  jede 
dieser  Classen,  also  die  Höchstbesteuerten,  Mittelbesteuerteu  und 
^iedrigstbesteuerten  hätten  eine  gleiche  Anzahl  von  Mitgliedern,  also 
(an  der  Zahl  von  etwa  24  vorläufig  festhaltend)  je  8  in  die  Han- 
dels-  und  Gewerbekammer  zu  wählen. 

Ob  bei  dieser  Bestimmung  die  Wahl  der  Mitglieder  getrennt  in 
in       einzelnen  Wahlbezirke!!    stattfinden  kann,   wie    solches    gegenwärtig 
wnhibexirke.  j^^j  j^^  prcussischen  Handelskammern  der  Fall  ist,  für  welche  die 
engeren  localen  Wahlbezirke  jeder  eine  bestimmte  Theilzahl  der  Mit- 
glieder entsenden,  mag  zunächst  unentschieden  bleiben. 

Dieser    Modus    hätte    keine    Bedenken,    wenn    der    gesammte 
Kammerbezirk    in  acht   gleichmässige    Wahlbezirke   zerlegt    werden 


*)  Nach  diesen  NormatiTbestimmungen  würde  Berlin  die  einzige  Ausiiahne 
machen,  indem  man  dort  entsprechend  den  6  Wahlbezirken  eine  „ Volkswirt bschafts- 
kammer*'  aus  doppelt  so  grosser  Anzahl  Ton  Mitgliedern  wie  die  übrigen  bestehend, 
zu  organlsiren  hätte. 
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könnte,  deren  Wahlort  jedem  der  Betheiligten  leicht  zugänglich  wäre ; 
es  würde  dann  in  jedena  Bezirk  auf  jede  Wählerclasse  ein  Mitglied 
entfallen. 

Wohl  zu  beachten  ist  immerbin,  dass  in  diesem  Punkte  wesent- 
lich Rücksicht  darauf  zu  nehmen  ist,  eine  directe  Betheilignng  der 
Landwirthe  und  Handwerker  an  den  Wahlen  herbeizuführen  und  dass 
diese  Betheiligung  erheblich  erschwert  wäre,  wenn  die  Interessenten 
dieser  beiden  Wirthschaftsgruppen  sieb  weit  von  ihren  Wohnorten  ent- 
fernen müssten,  um  ihr  Wahlrecht  auszuüben. 

Sollte  die  Zerlegung  des  Kammerbezirks  in  engere  Wahlkreise  ^'*'*"' 
auf  Schwierigkeiten  stossen,  so  würde  immerhin  hier  das  Verfahren 
des  Listen-Scrutiniums,  .wie  es  in  Frankreich  für  die  Wahlen  zu  den 
Municipalräthen  zur  Anwendung  kommt,  als  brauchbar  erscheinen, 
um  den  Wählern  bei  allgemeiner  Betheiligung  möglichst  wenig  Be- 
lästigungen aufzuerlegen.  Jeder  Wahlberechtigte  hätte  nach  diesem 
Modus  diejenige  Anzahl  Namen,  welche,  in  seinem  Bezirk  zu  wählen 
sind,,  auf  einen  Zettel  zu  schreiben  und  zum  bestimmten  Wahlter- 
mine an  die  betreffende  Wahlbehörde  (welche,  wenn  man  das  Ver- 
fahren besonders  erleichtern  will,  auf  dem  Lande  eine  Deputation 
der  nächsten  Gemeindebehörde  sein  könnte),  abzuliefern.  Die  be- 
treifenden Listenzettel  würden  an  dem  Gentralpunkte  des  engeren 
Wahlbezirks  zusammengestellt  und  diejenigen  Gandidaten  als  Kam- 
mermitglieder prociamirt,  welche  relativ  die  meisten  Stimmen  erhal- 
ten haben. 

Es  ist  wohl  zu  verstehen,  dass  bei  diesem  Modus  bezüglich  des  p»»ive8 
passiven  Wahlrechts  jede  Wahlclasse  ihre  Candidaten  aus  einer  der 
beiden  anderen  Classen  nehmen  könnte;  für  die  zu  Wählenden 
wäre  nur  die  Eigenschaft  nothwendig,  dass  sie  das  active  Wahlrecht 
in  einer  der  drei  Wählerclassen  besitzen,  wobei  auch  hier  immerhin 
die  Facultät  zulässig  erscheint,  das  passive  Wahlrecht  auch  solchen 
Personen  beizulegen,  die  früher  ein  Geschäft  oder  Gewerbe  betrie- 
ben, welches  sie,  wären  sie  noch  darin  thätig,  zur  activen  Wahl- 
berechtigung befähigen  würde. 

Die  grosse  Tragweite,  welche  dieses  System  haben  würde,  unter 
welchem  die  Mitglieder  der  Kammer  nicht  aus  den  einzelnen  Wirth-. 
schaftsgrappen,  sondern  von  den  verschiedenen  Classen  der  Be- 
steuerten gewählt  würden,  liegt  darin,  dass  in  den  einzelnen  Kam- 
mern  stets  diejenigen  Interessen  vorzugsweise  zum  Ausdruck. gelangten, 
welche  in  dem  betreffenden  Bezirk  als  die  vorwiegenden  und  allge- 
meinen zu  gelten  hätten,  so  zwar,  dass  in  überwiegend  industriellen 
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Bezirken  thatsächlich  auch  die  Industrie,  in  vorwiegend  handeltrei- 
benden der  Handel,  in  hervorragend  landwirthschaftlichen  Bezirken 
die  Landwirtbschaft  in  den  Elementen  der  Kammer  besonders  ver- 
treten wären  und  auf  solche  Weise  die  eigentlich  localsten  Interesseu 
der  Bezirke  jedenfalls  stets  zuverlässig  ausgeprägt  zur  Geltung 
kämen. 

Es  konnte  hierbei  eingewendet  werden,  dass  auf  solche  Weise 
nur  die  grossen  Majoritäten  eines  Bezirkes  sich  Gehör  verschaflFten, 
und  manche,  vielleicht  weniger  mächtig  entwickelte  Erwerbszweige, 
deren  Interessen  gerade  eine  ganz  besondere  Förderung  verdienen 
könnten,  unvertreten  blieben.  Es  wäre  das  an  und  fär  sich  nicht 
ganz  unbegründet,  wie  denn  z.  B.  in  einer  vorwiegend  handeltrei- 
benden Stadt  einzelne  darin  angesiedelte  Industriezweige  gewiss  Ge- 
fahr liefen,  durch  die  Interessenten  der  Kaufmannschaft  überstimmt 
zu  werden,  während  doch  die  Auffassung  gewiss  Berechtigung  für  sieb 
hat,  dass  in  den  Handels-  und  Gewerbekammern  resp.  „ Volks wirth- 
Schaftskammern''  nicht  nur  alle  grossen  Wirtbschaftsgruppen  eines 
Bezirkes,  sondern  thunlichst  auch  die  in  demselben  beachtenswerthen 
einzelnen  Zweige  des  Handels  und  der  Industrie,  kurz  gewisser- 
maasson  auch  die  Minoritäten,  vertreten  sein  sollen. 
Vertretung  Auch  zur  Bcseltigung  dieser  Bedenken  gäbe  es  ein  Auskunfts- 

uinoritäten.  uilttol,  wolchcs,  SO  fremdartig  und  ungeläufig  es  unseren  Anschauungen 
sein  mag,  gleichwohl  schon  die  Probe  bestanden  hat.  Wir  meinen, 
cumuitative  (jiß  sogeuaDute  cumulative  Abstimmung,  wie  solche  beispielsweise  in 
s  immiing.  g^gj^^^  j^j.  jj^  Wahl  dcr  Schulvorstände  in  Anwendung  steht  und 
der  es  z.  B.  allein  zuzuschreiben  ist,  wenn  in  den  genannten  Gel- 
legien  die  katholische  Minorität  zu  einer  Vertretung,  gelangt  ist. 
Das  System  der  cumulativen  Abstimmung  basirt  darauf,  dass  es 
dem  Wähler  gestattet  ist,  über  seine  Stimmen  vollständig  zu  verfügen, 
d.  h.,  dass  es  ihm  freisteht,  wenn  er  will,  einem  Gandidaten  soviel 
Summen  zuzuwenden,  als  Mitglieder  zu  wählen  sein  würden,  oder 
seine  Stimmen  unter  mehreren  Gandidaten  zu  theilen.  Ein  Beispiel 
dürfte  die  Sache  erläutern:  Wir  nehmen  an,  ein  Wahlbezirk,  in 
welchem  sich  500  Wähler  befinden,  habe  10  Mitglieder  zu  wählen. 
Nun  theilen  sich  diese  500  Wähler  in  verschiedene  Gruppen:  250 
sollen  dem  Gross-  und  Detailhandel  angehören,  100  der  Eisen- 
iudastrie,  50  der  Textilindustrie,  50  der  Zuckerindustrie  und  50 
anderen  Gewerbszweigen.  Die  Wähler  gruppiren  sich  nun  nach  den 
Categorien,  denen  ihre  speciellen  Interessen  angehören,  und  jede 
Gruppe,  anstatt  10  Gandidaten  zu  wählen,   wählt  aus  Zweckmässig- 
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keitsinteresse  nnr  die  Mitgliederzabi,  welche  ihr  nach  dem  nameri- 
scheD  Verhältniss  relativ  zukommt.  So  werden  die  Eanfleute  mit 
der  Hälfte  der  sämmtlichen  Stimmen  natürlich  anch  die  Hälfte  der 
Mitglieder  wählen  und  somit  auf  ihren  Wahlzettel  5  Namen  schrei- 
ben, dem  sie  jedem  2  Stimmen  geben. 

Jeder  der  5  Namen  wurde  also  500  Stimmen  auf  sich  ver- 
einigen. —  Die  Textilindustrie,  welche  nur  den  zehnten  Theil 
der  Wählerschaft  bildet,  würde  also  auch  nur  auf  eins  der  zehn 
Mitglieder  Anspruch  machen  und  diesem  einen  Gandidaten  sämmtliche 
10  Stimmen  geben,  so  dass  auch  auf  diesen  500  Stimmen  vereinigt 
würden.  In  gleicher  Weise  und  im  Verhältniss  ihrer  numerischen 
Stärice  würden  auch  die  anderen  Einzelgruppen  vorgehen  und  es  steht 
fest,  dass  auf  diesem  Wege  eine  Vertretung  auch  der  in  der  Mino- 
rität stehenden  Interessenten-Gruppen  in  die  Kammer  hineingebracht 
werden  könnte,  die  auf  jede  andere  Weise  immerhin  fraglich  sein 
würde. 

.Wenn  auch  bei  Wahlen  für  gesetzgebende  Körperschaften,  in 
denen  ausdrücklich  nur  die  Majoritäten  der  einzelnen  Wahlbezirke 
Anspruch  auf  Vertretung  haben,  die  cumulative  Abstimmung  nicht 
wohl  anwendbar  erscheinen  mag,  —  bei  der  Wahl  für  eine  Corpo- 
ration, wie  die  Handels-  und  Gewerbekammern,  welche  nur  als 
consultatives  GoUegium  sich  mit  dem.  Studium  wirthschaftlicher 
Fragen  zu  beschäftigen,  die  Bedürfnisse  des  Handels  und  der  Gewerbe 
klarzustellen  und  bei  den  Staatsbehörden  darzulegen  hat,  würde  die 
Einführung  dieses  Votums  keinem  Bedenken  begegnen ,  vielmehr  nach 
manchen  Richtungen  empfehlenswerth  sein,  da  es  einleuchtet,  dass  in 
demselben  eine  Sicherung  dafür  liegt,  in  den  Kammern,  ihrer  Be- 
stimmung gemäss,  alle  irgend  berechtigten  Interessengruppen  und 
nicht  lediglich  Majoritäten  vertreten  zu  sehen. 

Das  Wahlverfahren  würde  bei  allen  hier  erörterten  Modalitäten 
stets  auf  dem  Princip  der  geheimen  Abstimmung  beruhen. 

Der  wesentliche  Unterschied,  welcher  bezüglich  der  äusseren 
Formation  der  „Handels- und  Gewerbekammern"  oder  allgemeine^Volks- 
wirthschaftskammern"  in  den  vorstehenden  entwickelten  beiden  Vor- 
schlägen über  ihre  Gonstituirung  liegt,  ist  in  die  Augen  springend,  ohne 
dass  jedoch  die  Grundideen,  welche  von  uns  Eingangs  unserer  Ausfüh- 
rungen für  Gharacter  und  Zweck  dieser  Institution  in  Anspruch  genom- 
men wurden,  alterirt  würden.  Es  sind  zwei  durchaus  verschiedene  Wege, 
welche  wir  vorschlagen,  die  zwar  nicht  zur  völlig  identischen  Form, 
aber  virtuell  zum  nämlichen  Ziele  führen:  zur  solidarischen  Vor« 
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tretnng  nämlich  der  sämmtlichen  Wirthsqhaftsgruppen 
des  Staates  in  einer  einzigen  Corporation. 

Alle  anderen  organisatorischen  Bedingungen,  welche  die  gedeihliche 
Wirksamkeit   der   Handels-    und  Gewerbekammern    erfordert,    sind 
unabhängig  davon,  ob  die  Körperschaft  aaf  dem  einen  oder  auf  dem 
anderen  Wege  gebildet  wurde. 
Dauer  der  ßjn  wescntUcher  Punkt  ist  zunächst  die  Dauer  der  Mitglied- 

schaft. Schaft.  Hierüber  lauten  die  gesetzlichen  Bestimmungen  der  ver- 
schiedenen Länder  bisher  sehr  abweichend.  In  Preussen,  Grossherzog- 
thum  Hessen  und  Oesterreich  ist  die  Amtsdauer  auf  drei  Jahre  fest- 
gesetzt und  scheidet  alljährlich  nach  dem  Turnus  der  Anciennität 
eio  Drittel  der  Mitglieder  aus,  für  welches  Neuwahlen  stattfinden. 
In  Sachsen,  Württemberg  und  Bayern,  wie  in  Frankreich,  dauert  das 
Mandat  6  Jahre;  in  den  letztgenannten  deutschen  Staaten  wird  alle 
8  Jahre  die  Hälfte  der  Mitglieder  erneuert,  während  in  Frankreich 
alle  2  Jahre  ein  Drittel  neu  gewählt  werden  muss. 

WMr  möchten  uns  für  die  Adoption  der  letzteren  Bestimmung 
aussprechen,  einmal  um  die  Umständlichkeit  des  jährlich  wieder- 
kehrenden Wahlgeschäftes  zu  vermeiden,  dann  aber  auch,  um  dem 
Arbeitea  der  Kammer  eine  stabilere  und  solidere  Basis  zu  geben. 
Freilich  darf  in  letzterer  Richtung  nicht  des  Guten  zu  viel  geschehen, 
da  eine  zu  lange  Permanenz  der  nämlichen  Personen  in  einem  Gelle- 
gium,  welches  nicht  etwa  nur  überkommene  Gerechtsame  und  Ver- 
hältnisse zu  wahren,  sondern  vor  allen  Dingen  der  fortschreitenden 
Entwicklung  der  Zeit  in  seinen  Berathungen  Rechnung  zu  tragen 
hat,  eher  schädlich  wirkt,  und  die  zeitweise  Zuführung  frischer  Kräfte 
als  eine  Nothwendigkeit  erscheinen  muss.  Das  erforderliche  Correctiv 
wäre  leicht  darin  zu  finden,  dass  bezüglich  der,  im  Allgemeinen  als 
zulässig  zu  erachtenden,  Wiederwahl  der  Ausscheidenden  stipulirt 
würde,  dass  die  gleichen  Personen  nach  einmaliger  Wiederwahl  für 
zwei  Jahre,  von  der  passiven  Wählbarkeit  auszuscbliessen  seien 
Ersatz-  Dass    dic   alle    zwei    Jahre    erforderlichen   Ersatzwahlen 

uUM  im  ganzen  Bezirke,  sondern  nur  in  den  engereu  Wahlkreisen, 
welche  die  ausgeschiedenen  Mitglieder  vertraten,  also  nur  partiell 
vorzunehmen  sind,  ist  selbstverständlich. 

Treten  in  der  Zwischenzeit  Lücken  ein,  so  empfiehlt  sich  die 
Gestattung  der  Gooptation  bis  zum  sechsten  Theile  der  festgesetzten 
Mitgliederzahl,  wie  solche  in  Württemberg  vorgesehen  ist.  Die  coop- 
tirten  Mitglieder  hätten  nur  bis  zur  nächsten  Erneuerungswahl  zu  fun- 
giren  und  würden  vorab  in  dem  zu  erneuerndeD  Drittel  ausscheiden, 


—     473     — 

welchen  nach  dem  Tarnus  seine  Mandate  niederzulegen  hätte.  Ab- 
gesehen davon,  dass  anf  solche  Weise  störenden  Lücken  in  der 
Corporation  durch  den  Austritt  solcher  Mitglieder,  deren  Mandate 
durch  Tod,  üebersiedelung  oder  Verlust  der  Qualification  der  passi- 
ven Wahlbere<'htigung  (Concurs,  entehrende  Strafen  etc.)  frei  würden, 
vorgebeugt  wäre,  liegt  auch  in  der  Gooptation  eine  zweifellos  wohl- 
thätige  Correctur  des  allgemeinen  Wahlrechts,  die  eine  Berück- 
sichtigung etwa  bei  der  ersten  Wahl  zu  kurz  gekommener  localer 
oder  Fachinteressen  ermöglichen  würde. 

Die  innere  Constituirung  der  Kammern,  d.  h.  also  die  Bestel- ^""®'*^  ^'*"" 
lung  des  Präsidiums  und  des  Vicepräsidiums ,  sowie  die  Bildung 
bezw.  Ernennung  von  besonderen  Sectionen  oder  Gommissionen  für 
bestimmte  Wirthschafisgruppen,  also  etwa  von  gesonderten  Abthei- 
lungen für  Handel,  Industrie,  Landwirthschaft  und  Kleingewerbe, 
welche  natürlich  nicht  selbstständig  beschliessen,  sondern  in  ein- 
schlägigen Fragen  stets  an  das  Plenum  zu  referiren  und  diesem  die 
Entscheidung  zu  überlassen  hätten,  ist  den  Gorporationen  unter  allen 
Umständen   selbstständig  zu  überlassen. 

Ein  directes  Eingreifen  der  Regierung  in  die  innere  Wirk- 
samkeit der  Kammern  kann  die  Erspriesslichkeit  einer  solchen  nur 
hemmen. 

Dagegen  würde  uns  wünschenswerth  erscheinen,  dass  an  den  R««*«^"««»- 
Sitzungen  der  Handels-  und  Gewerbekammern  stets  ein  ständiges 
von  der  höchsten  Regierungsbehörde  des  Bezirks  zu  deputirendes 
Mitglied  des  Regierungs-Gollegiums  mit  berathender  Stimme  sich 
betheiligte,  wie  solches  in  Frankreich  der  Fall  ist.  Wir  würden 
selbst,  in  diesem  Punkte  den  weitergehenden  Vorschlag  machen,  in 
gleicher  Weise  wie  der  Bezirksregierung,  auch  den  Landtags-  und 
Reichstags-Abgeordneten  der  betreffenden  Bezirke  Sitz  and  berathende 
Stimme  in  den  Kammern  einzuräumen. 

Dieselben  würden  einerseits  keine  geeignetere  Gelegenheit  finden, 
sich  über  die  materiellen  bezw.  wirthschaftlichen  Interessen  ihrer 
Bezirke  zu  informiren,  andererseits  würde  ihre  Erfahrung  in  legis- 
latorischen Dingen  in  manchen  Fällen  den  Kammern  eine  werthvolle 
Directive  für  ihre  Beschlüsse  bieten 

Ein  Grund,  weshalb  der  Regierungs-Gommissar,  wie  in  Frank- 
reich, den  Vorsitz  bei  den  Kimmer- Verhandlungen  zu  führen  haben 
sollte,  ist  allerdings  nicht  zu  erkennen,  vielmehr  muss  es  im  hoch- 
sten  Grade  unzweckmässig  erscheinen,  dieses  Amt  denjenigen  Hän- 
den zu  entziehen,   welche  ausserhalb  der  ja  nur  spärlichen  Plenar- 


commissar. 
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Yersammlangen  alle  Geschäfte  der  Kammer  za  leiten  and  die  aaf- 
tauchenden  Fragen,  welche  in  Plenar-Versammlungen  zar  Erörterung 
gelangen,  zu  bearbeiten  und  vorzubereiten  haben. 

Wie  schon  im  Verlaufe  unserer  Ausfuhrungen  erwähnt,  liegt 
nicht  in  der  Zusammensetzung  der  Kammern  und  der  Betheiligung 
der  verschiedenen  Wirthschaftsgruppen  an  denselben  allein  das 
Mangelhafte  der  jetzt  bestehenden  Organisation. 

Es  gilt  auch  diejenigen  Verschiedenheiten  zu  beseitigen,  welche 
Abgrcuiing  ifl  dcr  Abgrcuzung  der  Bezirke  den  Aufgaben  und  der  Wirksamkeit 
der  Kammern  störend  entgegentreten 

Ist  es  eine  richtige  Vorbedingung  für  die  Berechtigung  der  in 
wirthschaftlichen  Dingen  geltend  zu  machenden  Forderungen  and 
Absichten,  dass  dieselben  nicht  auf  einseitigen  Sonderinteressen  be- 
ruhen, sondern  auch  auf  die  anderen  Interessen  Rücksicht  nehmen,  so 
bedarf  es  kaum  eingehender  Darlegung,  dass  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern, welche  sich  z.  6.  nur  auf  das  Gebiet  einer  einzelnen  grösseren 
Stadt  beschränken,  in  denen  somit  in  den  meisten  Fällen  nur  spe- 
cifische  Interessen  des  Grosshandels,  der  Rhederei  oder  einer  in 
dieser  Stadt  concentrirten  bestimmten  Industrie  zur  Geltung  gelangen, 
als  richtig  organisirt  nicht  betrachtet  werden  können.  D^bei  kommt 
ausserdem  der  Umstand  in  Betracht,  dass  einerseits  Handelskammern 
mit  kleinen  Bezirken  und  ohne  Handels-  oder  Industrieplätze  von 
grösserer  Bedeutung  wenig  geeignet  sind,  die  Bewegungen  im  all- 
gemeinen Verkehrsleben  richtig  zu  erfassen  und  auszunützen,  während 
andererseits  kleinere  Orte  durch  den  möglichst  innigen  Anschluss  an 
die  grösseren  Mittelpunkte  des  Verkehrs  auch  dem  gesammten  wirth- 
schaftlichen Leben  des  Landes  näher  gerückt  werden  und  nicht 
minder  für  ihre  eigene  gewerbliche  Entwicklung  sowohl  fruchtbrin- 
gende Anregung  als  wirksame  Stütze  gewinnen. 

Es  müssen  daher  die  Kammerbezirke  stets  so  gross  gefasst 
werden,  wie  solches  mit  Rücksicht  auf.  bestehende  Communications- 
Verhältnisse  eben  thunlich  erscheint,  und  sollten  dieselben,  sich  an 
die  politische  Eintheilung  des  Landes  anlehnend,  womöglich  stets 
einen  ganzen  Regierungsbezirk  oder,  wie  wir  bereits  ausführten, 
etwa  drei  Reichstagswahlbezirke  umfassen. 

Bei  einer  derartigen  Ausdehnung  des  Kammerbezirkes  würde 
die  erforderliche  Ausgleichung  der  Interessen  stets  gesichert  sein, 
bei  einer  Verminderung  der  Zahl  der  Kammern  der  Verkehr  der- 
selben mit  der  Regierung  erleichtert  und  dadurch  wirksamer,  endlich 
aber  auch  bei  genügender  Grösse  und  Beibehaltung  des  z.  B.  jetzt 
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in  Preussen  üblichen  Beitragsmodas  auch  die  Möglichkeit  gegeben, 
die  Aufgaben  einer  so  wichtigen  Interessen- Vertretung  mit  denjenigen 
materiellen  Mitteln  zu  bestreiten,  ohne  welche  eine  erspriessliche 
Tbätigiceit  dieser  Organe  äusserst  zweifelhaft  wird. 

Einerseits  könnten  bei  solcher  Lage  den  auswärtigen  Mitgliedern 
Reisekosten  vergütet  und  somit,  selbst  bei  einiger  Entfernung  vom 
Sitze  der  Kammer,  eine  lebhaftere  Betheiligung  der  Mitglieder  an^ 
den  Versammlungen  gefördert  werden,  anderseitig  würde  es  überall 
möglich  sein,  tüchtige  Fachsecretaire  anzustellen,  deren  permanente 
Arbeit  im  Dienste  der  Kammer  eine  fruchtbare  Entfaltung  ihrer 
Thätigkeit  aliein  gewährleisten  kann,  da  gerade  die  tüchtigsten  Mit- 
glieder des  Gremiums,  bei  ihrer  Inanspruchnahme  durch  eigene  Ge- 
schäftssorgen, derselben  kaum  mehr  als  ihre  allerdings  werthvoUe 
Anregung  und  die  allgemeine  Mittheilung  ihrer  Erfahrungen  zu  wid- 
men vermögen. 

Vollständig  abzusehen  ist  von  localen  Bezirksvereinen,  wie  solche 
in  Bayern,  jedenfalls  ohne  jeglichen  practischen  Erfolg,  bestehen. 

Die  Wirksamkeit  der  Kammer  soll  für  ihren  ganzen  Bezirk  eine 
ausgleichende  sein  uqd  würde  somit  eine  locale  Zersplitterung  dieser 
Institution  dem  eigentlichen  Zweck  derselben  geradezu  widerstreben. 

Wenn  schon  bei  der  Verwirklichung  dieser  Ideen  die  Handels- 
und Gewerbekammern  von  einer  grösseren  Sympathie  der  bethei- 
ligten Kreise  getragen  werden  würden,  so  wäre  nach  dieser  Richtung 
jedoch  noch  eine  weitere  Förderung  seitens  des  Staates  dringend 
noth wendig,  um  ihnen  die  gebührende  Bedeutung  und  das  dauernde 
Interesse  der  öffentlichen  Meinung  zu  sichern 

So   wären  diesen  Institutionen  zunächst  Corpo rat ions rechte ^'*'p^"*****"'' 

.  rechte. 

ZU  ertheuen. 

Schon  ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Kammern  häufiger  in 
die  Lage  kommen  könnten,  bei  der  ihnen  obliegenden  Wahrnehmung 
der  Gesammt-Interessen  des  Handels-  und  Gewerbestandes  Verträge 
abzuschliessen,  für  deren  Verfechtung  ihnen  heute  die  Activ-  und  Passiv- 
Legitimation  mangelt,  so  dürfte  es  in  einzelnen  Fällen  unter  Um- 
ständen wichtig,  ja  sogar  noth  wendig  werden,  Eigenthum  zu  erwer- 
ben, wie  wir  unbedenklich  der  Meinung  sind,  dass  jede  grössere 
Handelskammer  ihr  eigenes  Domicil  haben  sollte,  um  in  der  Art 
der  früheren  hanseatischen  Kauf-  und  Gildehäuser  durch  dasselbe 
einen  Sammelpunkt  für  alle  wirthschaftlichen  Elemente  des  Bezirks 
zu  bilden,  in  dem  sich  die  historische  Entwickelung  und  Bedeutung 
des  geschäftlichen  Lebens  abspiegeln  kann. 
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coinpetent.  Voü  uneüdHch   grösserer  Wichtigkeit  ist  aber  die  von  uns   als 

nothwendig  bezeichnete  Erweiterung  der  Competenz.  Es  liegt  ans 
fern,  den  Kammern  den  Charakter  consultativer  Körperschaften 
nehmen  zu  wollen  und  ihnen  eine  gewissermaassen  in  die  Prärogative 
der  Staatsgewalt  eingreifende  Competenz  zuzusprechen.  Weshalb 
aber  die  Handelskammern,  wenn  sie  zutreffend  organisirt  sind,  bei 
den  Maassnahmen  der  Regierang  und  der  Gesetzgebung  auf  wirth- 
schaftlichem  Gebiete  nur  gleichsam  befragt  werden  dürfen,  anstatt 
obligatorisch  befragt  werden  zu  müssen,  ist  thatsächlich  schwer  zu 
verstehen. 

Entweder  sind  die  Handels-  und  Gewerbekammern  Organe, 
welche  vermöge  ihrer  Zusammensetzung  in  der  Lage  sind,  sachver- 
ständiger als  die  Regierung  alle  jene  Fragen  zu  beurt heilen,  welche 
die  commerciellen  oder  gewerblichen  Interessen  des  Landes  berüh- 
ren, —  und  als  solche  erachten  wir  sie  in  der  That,  —  dann 
müssen  ihnen  aber  alle  diejenigen  Projecte  zur  Begutachtung  vor- 
gelegt werden,  welche  irgend  mit  den  gedachten  Interessen  in  Zu- 
sammenhang stehen,  ehe  sie  zur  Ausführung  gelangen; —  oder  aber 
die  Handels-  und  Gewerbekammem  sind  zum  grossen  Theil  nur  noch 
eine  unnütze  Spielerei.  In  Frankreich,  dem  Mutterlande  dieser 
Institutionen,  hat  man,  ebenso  wie  in  Spanien,  ihre  Bedeutung  in 
dieser  Beziehung  nach  mehrhundertjähriger  Erfahrung  richtiger 
erfasst,  da  das  Gesetz  ausdrücklieb  eine  Menge  wichtiger  Punkte  be- 
stimmt, bezüglich  derer  ihr  Gutachten  verlangt  werden  muss;  auch 
(las  österreichische  Gesetz,  welches  den  Handelskammern  sogar 
eine  directe  Vertretung  im  Reichsratb  und  in  den  Landtagen  zugesteht, 
ordnet  an,  dass  Gesetzentwürfe,  welche  die  wirthschaftlichen  Inter- 
essen  betreffen,  bevor  dieselben  von  der  Regierung  den  gesetzgebenden 
Vertretungskörpern  zur  verfassungsmässigen  Behandlung  vorgelegt  wer- 
den, zuvor  den  Gutachten  der  Handels-  und  G^werbekammern  zu 
unterbreiten  sind,  sowie  ferner,  dass  letztere  bei  Errichtung  von  öflFent- 
lichen  Anstalten,  welche  die  Förderung  des  Handels  oder  der  Gewerbe 
zum  Zweck  haben,  sowie  bei  wesentlichen  Abänderungen  der  Organi- 
sation derselben  über  ihre  Ansicht  zu  vernehmen  sind,  während  Bayern 
und  Sachsen  sich  darauf  beschränken,  zu  bestimmen,  dass  die  Handels- 
kammern „in  der  Regel",  beziehungsweise  „soweit  irgend  thunlich", 
gehört  werden  sollen,  die  Gesetze  Preussens  aber  jede  Rücksichtnahme 
in  dieser  Beziehung  vermissen  lassen. 

Wenn  neben  dieser  wichtigen  Competenzerweiterung  den  Kammern 
alsdann  noch  die  Befugniss   beigelegt   würde,  bei  allen  Angelegen- 
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heiten,  welche  Anlage  von  Verkehrsstrassen,  Eisenbahnen,  Ganälen  eto. 
soweit  sie  den  Bezirk  der  Kammer  angehen,   wie   bei  den  für  den 
Geltungsbereich    ihres    Bezirkes    zu    erlassenden    Verordnungen    der 
staatlichen  oder  communalen  Vei  waltungsbehörden,  soweit  Handel  und 
Gewerbe  davon  betroifen  werden,    vor  deren  endgültiger  Feststellung 
in  jedem  Falle  ihr  Gutachten  abzugeben  —  wenn    ihnen  ferner   die 
Gompetenz  beigelegt  würde,  die  Revision  der  Üandels-Register  in  der 
Richtung  zu  besorgen,  dass  sie  dem  Gericht  maassgebend  diejenigen 
Geschäfte    zu  bezeichnen  hätten,    welche  ihrem  Umfange    wie  ihrer 
Führung    nach    zur  Eintragung    in    das  Handelsregister    verpflichtet 
wären,  sowie,    dass  sie  zur  Herbeiführung  der  Löschung  derjenigen 
Firmen  ex  officio  berufen  würden,  deren  Inhaber  verstorben,  ausge- 
wandert oder  verschollen  sind  —  v^enn  ihnen  die  Verwaltung  der  aus 
öiFentlichen  Mitteln  errichteten  Anstalten  für  die  Förderung  des  Han- 
dels und  der  Gewerbe  übertragen  oder  eine  Mitwirkung  bei  derselben 
gewährt  würde ;  wenn  ihnen  ausserdem  das  Vorschlagsrecht  des  -nach 
§  112  der  neuen  Gerichtsverfassung  zu  ernennenden  Handelsrichter 
übertragen  und  —  wenn  ihnen  endlich  die  offlcielle  Aufgabe  zugewiesen 
würde,  den  Gerichten  über  den  Bestand  von  Handels- Usancen  Zeug- 
niss  zu  ertheilen  und  diejenigen  Personen  zu  bezeichnen,  welche  das 
Amt    eines  Goncursverwalters ,    Liquidators  und  gerichtlichen  Sach- 
verständigen  bezw.  Schiedsrichters  in  kaufmännischen  und  gewerb- 
lichen Fragen  zu  übernehmen  geeignet  sind:  so  darf  als  positiv  hin- 
gestellt werden,  dass  sich  nicht  allein  die  Freudigkeit  der  Kammer- 
Mitglieder  in  der  Ausübung  ihres  Berufs  erhöhen,  sondern  auch  das 
gegenwärtig  nur  äusserst  schwache  Interesse  der  betheiligten  Kreise 
an  ihren  Arbeiten  in  erfreulichster  Weise  wachsen  würde,   während 
es  für  die  Kammermitglieder  jetzt    direct   zurückschreckend  ist,    in 
der  Ausübung  ihres,    meistens    nicht   geringe  Aufopferungen   erfor- 
dernden,   aber    wenig  Anerkennung  findenden  Mandates,    „die    Ge- 
sammtinteressen  der  Handel-  und  Gewerbetreibenden  ihres  Bezirkes 
wahrzunehmen^,    durch   die   mangelnde  Gompetenz  von   der  Stelle 
aus  behindert  zu  sein,  welcher  eine  erspriessliche  Wirksamkeit  dieser 
Institution  am  meisten  am  Herzen  liegen  durfte  und  müsste. 

Einer  der  wichtigsten  Factoren  für  diese,  sowie  für  die  richtige  seereiariat. 
Initiative  der  Kammern  beruht  bei  ihrem  Secretariat.  Wir  haben 
bereits  hervorgehoben,  dass  die  tüchtigsten  und  nützlichsten  Mit- 
glieder der  Kammer,  in  den  meisten  Fällen  der  gemeinsamen  Sache 
nur  geringe  Müsse  widmen  können.  Die  Bearbeitung  der  beider 
Gorporation  eingehenden  Materialien,  die  Verwerthung  der  Ergebnisse 
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dieser  Arbeiten,  wie  die  zweckentsprechende  Ansfübrnng  der  im 
Golleginn)  gefassten  Beschlüsse^  die  gesammte  Correspondenz  nnd  die 
Erledigung  der  formalen  Geschäfte  der  Kammer  sind  stets  Aufgaben 
des  Secretariats,  welche  —  zumal  bei  einer  Organisation,  wie  sie 
sein  sollte  und  wie  wir  sie  in's  Auge  fassen  —  die  volle  Aufmerk- 
samkeit  eines  ganzen  Mannes  erfordern.  Die  Besetzung  dieses 
Postens  erscheint  uns  so  wichtig,  dass  dieselbe  unter  keinen  Um- 
ständen dem  Zufall  überlassen  bleiben  darf,  dass  vielmehr  das  Or- 
ganisationsgesetz in  geeigneter  Weise  Vorkehrungen  treffen  muss, 
ganz  unabhängig  von  persönlicher  Gunst  und  zufälliger  Combination 
diesem  executiven  Organ  die  gehörige  Qualification  zu  sichern. 

Verschiedene  Staaten  haben  die  Wichtigkeit  der  Stellung  des 
Secretariats  dadurch  anerkannt,  dass  sie  in  die  betreffenden  Organi- 
sationsgesetze Bestimmungen  eingeführt  haben,  welche  immerbin 
als  Cautelen  gegen  eine  ungeeignete  Besetzung  dieses  Amtes  gelten 
können. 

So  bestimmt  das  Gesetz  in  Oesterreich,  Sachsen  und  Bayern 
ausdrücklich,  dass  der  Secretair  nicht  aus  der  Zahl  der  Eammermit- 
glieder  genommen  werden  darf;  in  Belgien  ernannte  ehedem  die  Re- 
gierung den  Secretair  aus  der  Zahl  dreier  ihr  präsentirten  Gandi- 
daten;  iu  Spanien  wird  der  Secretair  aus  den  Kreisen  des  Regierungs- 
Collegiums  genommen,  und  in  Osterreich  schreibt  das  Gesetz  ebenso 
wie  in  Bayern  ausserdem  vor,  dass  der  —  ausserhalb  des  Kreises 
der  Mitglieder  —  zu  ernennende  Secretair  fachwissenschaftlich  ge- 
bildet und  im  Handels-  und  Gewerbefache  vertraut  sein  solle. 

Wir  halten  diese  letztere  Bestimmung  für  die  richtige,  wenn 
wir  auch  allerdings  nicht  unter  „ fachwissenschaftlicher ^  Bildung  ver- 
stehen, dass  der  betreffende  Secretair  irgend  einen  akademischen 
Grad  oder  dergleichen  besitze.  Uns  genügt  es,  wenn  seine  national- 
öconomische  Bildung  in  unzweifelhafter  Weise  nachgewiesen,  ausser- 
dem aber  noch  zumal  eine  gewisse  Kenntniss  des  practischen  Ge- 
Exaraen.  schäftsbotriebes  von  ihm  documentirt  wird.  Zum  Nachweis  der  fach- 
wissenschaftlichen Bildung  würde  eine  schriftliche  Arbeit  über  ein 
beliebiges  Thema  aus  dem  Gebiete  der  practischen  Nationalöconomie 
zu  liefern  sein,  an  deren  Stelle  unter  Umständen  bereits  früher 
gefertigte  literarische  Arbeiten  des  Bewerbers  treten  könnten ;  ausser- 
dem hätte  er,  sei  es  in  freier  Rede,  sei  es  auf  mündliche  Befragung, 
seine  Vertrautheit  mit  der  wirthschaftlichen  Bewegung  der  Zeit,  mit 
dem  Stande  der  wirthschaftspolitischen  Gesetzgebung  und  —  was 
uns  bei  den  „practischen^  Aufgaben  des  Secretariats  besonders  wich- 


Beamten- 
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tig  erscheint,  —  mit  der  Lage  und  dem  factischen  Geschäftsbetriebe 
mindestens  irgend  eines  Handels-  oder  Gewerbszweiges  darzuthun. 
Zwecks  dessen  wäre  eine  besondere  Examenordnnng  zu  erlassen. 

Allerdings  wird  es  solchen  Anforderungen  gegenüber  nicht  mehr 
als  billig  sein,  den  Secretairen  auch  eine  würdige  und  vor  allen 
Dingen   gesicherte  Stellung   zu    geben. 

Dem  entsprechend  scheint  uns  hier  im  allseitigen  Interesse  ein 
möglichst  langer  Gontract  und  besonders  Anstellung  dafch  die  Regie- 
rung zutreffend  zu  sein.  Es  ist,  zumal  bei  dem  vielfachen  Verkehr 
mit  den  Behörden  und  bei  dem  nur  allzugrossen  Misstrauen  unserer 
Bureaucratie  gegen  Alles,  was  nicht  Beamter  ist,  wichtig,  dass  dem 
Secretariatsinhaber  der  Gbaracter  des  Beamten  ertheilt  werde, 
und  könnte  die  Mitwirkung  der  Regierung  in  dieser  Angelegenheit 
so  geregelt  werden,  dass  ihr  die  Personalacten  und  die  schriftlichen 
Arbeiten  von  drei  Gandidaten  präsentirt  würden,  nach  denen  sie  aus 
denselben  die  persona  grata  und  minus  grata  zu  bezeichnen  hätte, 
die  sich  alsdann,  d.  h.  die  zweite  nur  eventuell,  dem  mündlichen 
Examen,  bei  dem  abermals  die  Regierung  zu  concurriren  hätte,  zu 
unterwerfen  hätten,  eine  Bestimmung,  welche  sich  der  des  früheren 
belgischen  Gesetzes  in  etwas  anlehnen  würde. 

Es  ist  natürlich,  dass  ein  Institut  mit  solchen  Aufgaben,  wie  sie  ^M^^ng««» 
den  Handels-  und  Gewerbekammern  übertragen  werden  sollen,  nicht 
ohne  erhebliche  finanzielle  Mittel   existiren  kann  und  entsteht  daher 
die  Frage,  wie  dieselben  zweckmässig  aufzubringen  sind. 

Im  Grunde  genommen  dürfen  wir  von  dem  Moment  ab,  in 
welchem  wir  für  die  Nothwendigkeit  staatlich,  bezw.  officiell  organi- 
sirter  Körperschaften  uns  aussprachen,  die  Frage  des  Zwangs-  zwang«. 
beitrages  als  im  positiven  Sinne  entschieden  betrachten.  Im  All-  *'*''"'*^' 
gemeinen  ist  ja  auch  dieser  Grundsatz  in  den  meisten  Gulturstaaten 
anerkannt  und  in  Geltung  und  wenn  wir  noch  nachträglich  hier  für 
das  Princip  selbst  eine  Lanze  brechen,  so  geschieht  es,  um  Auf- 
fassungen gegentheiliger  Art  richtig  zu  stellen,  die  vereinzelt  von 
anderer  Seite*^  geltend  gemacht  worden  sind.  Einer  grossen  Argu- 
mentation für  die  Richtigkeit  des  Zwangsbeitrages  bedarf  es  über- 
haupt kaum,  wenn  man  sich  kurz  den  Zweck  und  die  Bedeutung 
der  in  Frage  stehenden  Corporationen  vergegenwärtigt. 

Wir  haben  ausgeführt,  dass  wir  es  im  allgemeinen  Staatswohl  für 

*)  Siehe  den  Aufsatz  von  Dr.  jur.  W.  Kompe  in  Hildebrand's  Jahrbiichern, 
1865,  Band  IV.  ober  ^die  deutseben  Handelskammern  und  sonstigen  kaufmännischen 
Organe." 
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zweckmässig  erachten,  Corporationen  zu  besitzen,  welche  auf  gesetz- 
licher Grundlage  berufen  sind,  der  Regierang  gegenüber  die  solida- 
rischen Interessen  der  verschiedenen  Wirthschaftsgruppen  in  den  ein- 
zelnen Landestbeilen  zuverlässig  und  unter  Ausgleichung  etwaiger 
DiflTerenzpunkte  zwischen  Handel,  Industrie,  Kleingewerbe  und  Land- 
wirthschaft  in  einer  dauernden  Organisation  zu  vertreten.  Fraglos 
dürfte  es  sein,  dass  bei  der  Erreichung  dieses  Zweckes  sowohl  dem 
Lande  als  den  einzelnen  Interessentenkreisen  ein  grosser  Nutzen 
erwirkt  würde,  aus  dessen  Grösse  es  sich  rechtfertigt,  die  Erforder- 
nisse seiner  Vorbedingungen  aus  allgemeinen  Mitteln  zu  bestreiten. 
Gleichwohl  erscheint  es  uns  nach  den  Principien  einer  gesunden 
Selbstverwaltung  nicht  zu  rechtfertigen,  dass  zur  Deckung  der  Kosten 
der  Kammern  alle  Kreise  der  Bevölkerung  herangezogen  werden. 
Ist  es  auch  unbestreitbar,  dass  die  Blüthe  von  Handel,  Industrie  und 
Gewerbe  dem  gesammten  Lande  und  somit  in  gewissem  Maasse  jedem 
einzelnen  Bürger  zum  Nutzen  gereicht,  so  ist  hinwiederum  auch 
nicht  zu  läugnen,  dass  in  erster  Linie  von  der  Förderung  dieser 
Factoren  die  betheiligten  Wirthschaftsgruppen  den  grössten  Vortheil 
haben.  Wir  finden  daher  diejenigen  Einrichtungen  weniger  correct, 
welche,  wie  früher  in  Belgien  und  noch  heute  in  Bayern  und  Sachsen 
einen  Theil  der  Kosten  dem  Staate,  einen  anderen  Theil  der  Ge- 
meinde, wie  in  Holland  ganz  der  Gemeinde  aufbürden,  oder,  wie  in 
den  Hansestädten,  grosse  Zuschüsse  aus  Staatsmitteln  neben  ver- 
schiedenen Sportelu  aus  dem  Börsenverkehr  etc.  gewähren.  Der 
richtige  Modus  des  Kostenaufbringens  besteht  unseres  Erachtens  in 
Preussen  und  Oesterreich,  wo  der  gesammte  finanzielle  Bedarf  auf 
die  betheiligten  Handel-  und  Gewerbetreibenden  nach  Maassgabe 
der  von  denselben  geleisteten  Gewerbesteuern  umgelegt  wird.  So- 
viel uns  bekannt,  sind  die  gegen  diesen  Modus  lautgewordenen  Kla- 
gen meist  aur  den  Kreisen  unbetheiligter  Theoretiker  entsprungen. 
Klagt  irgendwo  der  Handels-  und  Gewerbestand  selbst  über  diese 
Kammerbeiträge,  so  kann  man  zur  Genüge  erfahren,  dass  es  nicht 
der  principielle  Gharacter  des  Zwangsbeitrages,  selbst  nicht  einmal 
die  Höhe  desselben  ist,  welche  die  Unzufriedenheit  erregen,  sondern 
lediglich  das  Gefühl,  Beiträge  für  die  Erhaltung  einer  Institution  za 
zahlen,  welche  in  ihrer  gegenwärtigen  Verfassung  vielerorts  nicht 
geeignet  ist,  den  Zweck  der  Förderung  wirthschaftlicher  Interessen  zu  er- 
füllen, da  die  Kammer  oft  weder  gefragt  noch  gehört  wird  und  anderer- 
seits auf  Grund  des  bestehenden  Wahlverfahrens  bezw.  der  nicht 
gerechten  Zusammensetzung  an  manchen  Stellen   diejenigen  Kreise 
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am  wenigsten  vertritt,  welche  zn  den  Kosten  nach  Maassgabe  der 
Bedeutung  ihrer  geschäftlichen  Unternehmungen  das  Meiste  beizu- 
tragen haben. 

Wir  müssen  uns  daher  dafür  aussprechen,  dass  auch  für  eine 
Reorganisation  der  deutseben  Handels-  und  Gewerbekammern  die 
Bestimmung  des  preussischen  Gesetzes  Anwendung  finde,  nach  der 
die  etatmässigen  Kosten  der  Kammer  auf  die  sämmtlichen  Wahl- 
berechtigten nach  dem  Fusse  der  Gewerbesteuer  vom  Handel  ver- 
anlagt und  als  Zuschlag  zu  dieser  erhoben  werden.  —  Im'  Falle  der 
Zusammensetzung  und  Bildung  der  Kammer  nach  unserem  ersten 
Plane  würden  zu  diesen  Kostenbeiträgen  nur  die  im  Handelsregister, 
eingetragenen  Firmen  und  die  Gewerkschaften  heranzuziehen  sein, 
da  die  Vertreter  der  Landwirthschaft  und  des  Kleingewerbes  in  den 
Kammern  nur  als  Delegirte  von  Vereinen,  wenn  auch  vollberechtigt, 
doch  nicht  aus  Wahlen  wirklicher  Personen  hervorgegangen,  erscheinen, 
die  dementsprechend  auch  nicht  zu  besteuern  wären.  Die  Repar- 
tition  der  Beiträge  wäre  somit  ziemlich  einfach,  da  nur  das  Ver- 
hältniss  zwischen  den  verschieden  veranlagten  Gewerbesteuern  der 
einzelnen  deutschen  Staaten  festzustellen  wäre,  um  dementsprechend 
einen  festen  Procentsatz  der-  Beiträge  normiren  zu  können.  Ebenso 
wäre  es  empfehlenswerth,  auch  für  die  nicht  zur  Gewerbesteuer  vom 
Handel  veranlagten  Firmen  in  Preussen  eine  feste  Norm  für  die 
Annahme  der  Sätze  der  Gewerbesteuerclasse  B.  aufzustellen.  Ein 
feststehender  Procentsatz  erscheint  uns  nämlich  —  abweichend  von  der 
bisherigen  Praxis,  nach  welcher  stets  nur  die  wirkliche  Bedarfssumme 
repartirt  wird,  —  äusserst  zweckmässig,  und  darf  angenommen  werden, 
dass  der  einer  Quote  von  10  Procent  der  preussischen  Gewerbe- 
steuer vom  Handel  entsprechende  Beitragssatz  bei  einigermaassen 
grossen  Bezirken  das  Richtige  treffen  würde. 

Bei  einer  rationellen  Reform  der  Handels-  und  Gewerbekammern 
wurden  sich  die  finanziellen  Bedürfnisse  der  Kammern  gegen  jetzt 
nicht  unbeträchtlich  erhöhen,  die  Anstellung  tüchtiger  Fachsecretaire, 
die  Unterhaltung  eines  brauchbaren  Archivs  und  die  Gewährung  von 
Diäten  an  die  auswärtigen  Mitglieder  bei  Gelegenheit  der  Plenar- 
Versammlungen  erfordern  Mittel.  Bei  ausreichend  grossen  Bezir- 
ken würden  sich  jedoch  die  Kosten  sehr  bequem  vertheilen 
und  10  Procent  der  Gewerbesteuer  vom  Handel  nicht  leicht  äbsor- 
biren.  Wir  nehmen  sogar  einen  jährlichen  vielleicht  nicht  unerheb- 
lichen Ueberscbuss  in  Aussicht,  der  zu  den  verschiedensten  Zwecken, 
beispielsweise  auch  zur  Bildung  eines  Pensionsfonds  für  die  Beamten 

V.  Kaufmaiin.  oi 
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der  Kammer  nach  Analogie  des  österreichischen  Gesetzes  anzusam- 
meln wäre. 

Für  extraordinäre  Ausgaben  z.  B. .  Begründung  eines  besonderen 
Domicils  u.  dergl.  müsste  —  die  Genehmigung  der  Regierung  für 
derartige  Ausgaben  vorausgesetzt  —  ein  Extrabeitrag  von  ent- 
sprechenden Procenten  erhoben  werden,  doch  dürften  die  Gesammt- 
beitrage  für  Handelskaramerzwecke  eine  Quote  von  20  pCt.  der 
Gewerbesteuer   vom   Handel    niemals  übersteigen. 

Etwas  complicirter  gestaltet  sich  die  Beitragsberechnung  auf 
die  Wahlberechtigten  bei  der  Bildung  der  Kammern  nach  unserem 
zweiten  Plane,  da  alsdann  besondere  Procentsätze  für  die  Gewerbe- 
steuer vom  Handel,  für  die  Gewerbesteuer  vom  Kleingewerbe, 
für  die  Bergwerkssteuer  und  für  irgend  eine  entsprechende  Steuer 
der  Landwirthschaft ,  als  welche  in  Preussen  wohl  die  Grundsteuer 
zu  wählen  wäre,  gefandeu  und  für  diese  wieder  die  Verhältnisszahlen 
je  nach  den  Steuersystemen  der  Einzelstaaten  ausgerechnet  werden 
müssten.  Auch  hierbei  wäre  ^  als  Norm  der  Satz  von  10  pCt.  der 
preussischen  Gewerbesteuer  vom  Handel  festzuhalten.  Das  Exempel 
mag  etwas  umständlich  sein,  es  ist  für  den  geschulten  Finanz- 
Statistiker  jedenfalls  lösbar  und  darf  uns  daher  nicht  weiter  stören. 

Die  Aufstellung  der  Beitragsrollen  hätte,  nachdem  die  betreffen- 
den Behörden  das  nöthige  Material  (die  Firmenliste  und  die  Steuer- 
rollen) geliefert,  durch  die  Kammer  zu  erfolgen  und  hätte  die  Re- 
gierung diese  Rollen  nach  Prüfung  vollstreckbar  zu  erklären.  Die 
Einziehung  selbst  müsste  Sache  der  Steuerempfänger  sein,  \Cogegen 
es  nicht  zu  empfehlen  wäre,  die  Beiträge  mit  den  Staats-  und 
Gommunalsteuern  gemeinsam,  also  unter  Umständen  in  zwölf  ver- 
schiedenen Monatsraten  zu  erheben,  da  es  wichtig  ist,  dass  die 
Kammer  über  ihre  Mittel,  deren  Antheil  für  den  Einzelnen  ja  auch 
nur  sehr  gering  ist  und  keine  Repartirung  auf  verschiedene  Fristen 
erheischt,  frei  verfügen  kann. 
Geschafiü-  ßie  Regelung  des  G  eschäftsganges  der  Kammern  ist  füglich  in 

ihren  Details  den  Kammern  selbst  zu  überlassen«  und  mag  höchstens 
statuirt  werden,  dass  die  von  denselben  aufgestellten  Geschäfts- 
ordnungen der  betr.  Bezirksregierung  zur  Genehmigung  zu  unter- 
breiten seien. 

Nur  vier  Punkte  möchten  wir  unbedingt  gesetzlich  festgestellt 
wissen:  1)  die  Beschlussfähigkeit  der  Plenarversammlungen,  welche 
von  der  Anwesenheit  mindestens  der  Hälfte  der  Mitglieder  abhängig 
zu  stellen  wäre,    2)  die  Oeffentlichkeit  der  Sitzungen,    soweit  nicht 
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secrete  Hiitheilnngen  der  Regierung  oder  interne  Angelegenheiten 
der  Kammer  eine  Verhandlung  k  huis  clos  rechtfertigen,  3)  die  Ver- 
öffentlichung der  Eamroerprotocolle  in  den  Blättern  des  Bezirkes  und 
4)  eine  Disciplinarstrafbefugniss  gegen  die  bei  den  Plenarversamm- 
Inngen  ohne  triftige  Entschuldigung  fehlenden  Mitglieder. 

DieOeffentlichkeit  der  Sitzungen  wie  die  Veröffentlichung  oeffentikh- 
der  Protocolle  sind  zwei  wichtige  Bedingnisse  für  die  sachliche  Be-  suzunKen. 
handlnng  der  vorliegenden  Fragen,  wie  namentlich  auch  für  dieXheil- 
nähme  des  interessirten  Publikums.  Die  Disciplinarstrafbefugniss  D"c»p»n»r- 
gegen  die  pflichtvergessenen  Mitglieder  ist  ebenso  durchaus  gerecht- 
fertigt, weniger  als  Remedur,    sondern  vielmehr  als  Präservativ  da- 
gegen,   dass    nicht  das   Mandat   von  Männern   übernommen    werde, 
denen  es  nicht  Ernst  ist,    dasselbe  wahrzunehmen,    bezw.    die  von 
vornherein  nicht  entschlossen  sind,  dem  gemeinsamen  Interesse  Opfer 
zu  bringen. 

Die  in  die  eigentliche  Geschäftsordnung  fallenden  Bestimmungen  oescbEfts- 
über  Berufung  und  Leitung  der  Verhandlungen,  Verwaltung  des  **''**"""^-  • 
Büreaudienstes ,  Bildung  einzelner  Commissionen  im  Schoosse  der 
Kammer,  den  Modus  der  Abstimmungen,  Signirung  der  Actenstücke, 
Ausschuss  -  Berathungen ,  Organisation  der  Rechnungsführung  etc. 
bedürfen  an  dieser  Stelle  keiner  Erörterung,  da  sie  eine  gesetzliche 
Feststellung  nicht  erfordern.  Alle  diese  Punkte  werden  am  besten 
nach  Maassgabe  der  localen  Verhältnisse  festgestellt  und  bieten  die 
im  vorigen  Abschnitt  mitgetheilten  Geschäftsordnungen  Muster  und 
Anhalt  genug,  um  das  Richtige  für  jede  einzelne  Kammer  heraus- 
zufinden. 

Unsere  vorstehend  niedergelegten  Ausführungen  genügen,  um 
bis  auf  wenige  nebensächliche,  kaum  bestrittene  Punkte  unsere  Ideen 
über  die  unerlässlich  nothwendige  Reform  der  Handels-  und  Ge- 
werbekammern Deutschlands  soweit  darzulegen,  dass  sich  aus  denselben 
ein  greifbares  Gebilde  construiren  lässt,  welches  wir  in  Form  eines 
Gesetzentwurfes  im  Anhang  I.  unserer  Arbeit  wiederzugeben  versuchen. 

Wir  wiederholen  nochmals :  wir  wollten  nur-  discutable  Vor- 
schläge bringen,  deren  Amendirung  sicherlich  erforderlich,  ja,  welche 
sich  vielleicht  durch  andere  bessere  ersetzen  lassen.  Nur  das  eine 
steht  für  uns  unwandelbar  fest  -  und  wir  glauben  den  Satz  in  unseren 
Auseinandersetzungen  begründet  zu  haben:  —  Die  corporative  Ver- 
tretung der  wirthschaftlichen  Interessen  in  Deutschland  ist  dringend 
erforderlich  und  nützlich,  die  jetzige  Form  derselben  in  den  be- 
stehenden Handels-  und  Gewerbekammern  genügt  nicht  wegen  ihrer 
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Mängel  in  Organisation  und  Competenz,  eine  Reorganisation  derselben 
anf  einheitlicher  Grandlage  ist  daher  unabweisbar  und  dürfte  die 
Beachtung  der  von  uns  berührten  Gesichtspunkte  erfordern. 


Freie  ver-  yf[f^  habou  im  Verlauf  unserer  Arbeit  schon  mehrfach  auf  die 

einigQDgen.  ßg^.ß^5^J|Jg^J^g  ^q^  neben  den  gesetzlich  organisirten  Vertretungen  be- 
stehenden freien  Vereinigungen  hingewiesen  und  finden  uns  hier  an 
einer  Stelle,  wo  es  nothwendig  ist,  nochmals  zu  betonen,  dass  das 
Bestehen  gewisser  Categorien  dieser  freien  wirtbschaftlichen  Ver- 
einigungen zur  Belebung  und  Ergänzung  der  Wirksamkeit  der  officieliea 
Corporationen  nicht  nur  wünschenswerth ,  sondern  in  mancher  Be- 
ziehung sogar  unentbehrlich  ist. 
Industrielle  Werfen  wir  zunächst  einen  Blick  auf  die  industriellen  oder  ge- 

bezw. gewerb-  ,  ,.    ,  17      •  ^ 

liehe  Fach-  wei'blichen  Fachvereme. 

vereine.  Jede  oinzeluo  Branche    der  grossen  nationalen  Arbeit   bat  ihre 

besonderen,  specifisch  eigenartigen  Interessen,  welche  durch  den  Markt 
des  Rohmaterials,  die  fabricativen  Einrichtungen,  das  Absatzgebiet, 
Gonjuncturen  der  Saison,  durch  die  erforderliche  grössere  oder  geringere 
Menge  von  menschlichen  Arbeitskräften,  kurz  durch  eine  Zahl  von 
eigenthüm liehen  Umständen  bedingt  sind,  aus  denen  sich  ebensoviele 
.  besondere  Gesichtspunkte  herleiten,  von  welchen  aus  sich  die  Beurtbei- 
Inng  wirthschaftlicher  Gesetze  und  Einrichtungen  so  zu  sagen  einseitig 
gestaltet.  —  Die  sich  aus  dieser  Beurtheiluug  ergebenden  Postulate 
Interne Ange- sind  gemcinsamo  Angelegenheiten  des  betreffenden  Industriezweiges, 
iegenheiten.  ^^^  denen  eiu  grosser  Theil  innerhalb  der  Vereine  seine  Erledigung 
finden  kann,  ohne  andere  Interessentengruppen  direct  zu  tangiren  oder 
deren  Mitwirkung  zu  erfordern.  Dabin  gehören  z.  B.  Vereinbarungen 
über  besondere  gleiche  Normen  der  Fabrikordnungen,  über  Annahme 
und  Entlassung  von  Lehrlingen  und  Arbeitern,  über  gleichartige,  dem 
Artikel  der  Fabrikation  entsprechende  Verkaufsbedingungen,  über 
Minimal-Ankaufs-  und  Verkaufspreise,  Erörterungen  über  zweck- 
mässige Einrichtungen  zum  Wohle  und  zum  Schutze  der  Gesundheit 
der  Arbeiter,  Preisausschreiben  für  neue  Fabrikationsmethoden  oder 
Verbesserungen  der  vorhandenen,  Bildung  von  Schutzgenosseuschaften 
und  gemeinsamen  Versicherungsverbänden,  Verständigungen  mitEisen- 
bahnen  über  Anwendung  zweckmässiger  reglementarischer  Be- 
stimmungen, die  Pflege  einer  loyalen  Concurrenz  durch  Schaffang 
eines  genossen-  und  freundschaftlichen  Bandes  unter  den  Mitgliedern 
u.  s.  w. 

Das  Gebiet,  auf  welchem  diese  Vereine  zur  Förderung  der  tech- 
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nischen  wie  der  materiellen  Lage  ihres  Gewerbes  durchaus  autonom 
und  nur  autonom  mit  durchschlagendem  Erfolge  wirken  können,  ist 
somit  ein  mehr  als  genügend  ausgedehntes,  um  ihrer  Thätigkeit 
reichliche  Nahrung  zu  geben,  während  andererseits  bei  allen  diesen 
internen  Interessen  die  -  noch  so  vollkommen  organisirten  —  Handels- 
und Gewerbekammern  schwerlich  geeignet  sein  dürften,  für  diese 
Vereine  einen  irgend  brauchbaren  Ersatz  zu  liefern,  ganz  abgesehen 
davon,  dass  erstere  zunächst  nur  auf  einem  begrenzten  localen  Ge- 
biete competent  sein  sollen,  während  letztere  die  Interessenten  der 
gleichen  Branche  in  ganz  Deutschland  zu  umfassen  haben. 

Ein  anderer  Theil  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  Inter-  b»*«™« 
essen  dieser  einzelnen  Industriezweige  spielt  aber  in  jenes  Ge-  legenheiten. 
biet  hinüber,  auf  welchem  die  Rücksichten  auf  andere  gleichberech- 
tigte Interessentenkreise  in  Frage  kommen  und  hier  ist  es,  wo  eine 
Reform  der  Handels-  und  Gewerbekammern,  nach  den  von  uns  ent- 
wickelten Ideen,  eine  Aenderung  der  bisher  bestandenen  Verhältnisse 
involviren  würde. 

Bisher  konnten  die  wirthschaftlichen  Vereine  nicht  wohl 
Vertrauen  darauf  haben,  dass  in  den  bestehenden  officiellen 
Gorporationen ,  ganz  abgesehen  von  ihrem  Nichtvorhandensein  an 
manchen  Stellen,  ihre  Forderungen  vorurtheilsfrei  und  sachlich  ge- 
prüft Würden,  und  auf  solche  Weise  eine  Anerkennung  ihrer  Postu- 
late  und  eine  gewissermaassen  unparteiische  Beortheilung  derselben 
herbeigeführt  werde.  Die  Folge  davon  war,  dass  diese  Einzelvereine 
direct  an  die  Regierungsorgane  sich  wendeten  und  letztere,  wohl 
oder  übel,  Angesichts  der  mangelhaften  Berathung  durch  officielle 
sachverständige  Körperschaften,  gezwungen  waren,  vom  grünen  Tisch» 
aus  nach  bestem  Ermessen  ihre  Entscheidungen  zu  treffen.  Dass 
dieselben  dabei  in  erheblicher  Weise  unberechtigte  Sonderinteressen 
begünstigt  hätten,  lässt  sich  zwar  im  allgemeinen  nicht  sagen,  da- 
gegen wohl  erklären,  dass  die  Wichtigkeit  und  Dringlichkeit  einer 
Menge  sehr  berechtigter  Wünsche  nicht  erkannt  und  zum  Schaden 
der  wirthschaftlichen  Entwicklung  des  Landes  unberücksichtigt  blieb. 

Bei   dem    Vorhandensein    geeigneter   consultativer  Organe    mit 
officiellem    Glauben   würde    sich   diese   Sachlage    nicht    unerheblich 
anders    gestalten.     Sollten  die  wirthschaftlichen  Vereine  nicht  vor-    steiiung 
ziehen,    sich   für   ihre    speciellen    auf   staatliche   Gesetzgebung  und  vereine  zu 
Einrichtungen  bezüglichen  Wünsche,  der  Unterstützung  der  Handels-   offiziellen 
und  Gewerbekammern    zu    vergewissern,   —    bei   Anliegen,    welche  scharten  und 
lediglich  locale,  communale  oder  provinzielle  Verhältnisse  tangiren,       ■"' 

Regiernng. 
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musB  ein  entscheideudes  Gutachten  dieser  lüstitutiooen  als  selbst- 
verständlich unerlässlich  gelten,  ~-  so  würde  naindestens  das  betref- 
fende Ressort  der  Siaatsregierung ,  ohnehin  (nach  unseren  Forde- 
rungen) veranlasst,  vor  jeder  gesetzlichen  Maassnahme  die  Handels- 
und Gewerbekammern  zu  hören,  stets  zuverlässiger  als  bisher  infor- 
mirt  sein. 

Wir  sagen  zuverlässiger,  doch  —  noch  nicht  so  vollkommen 
sicher,  dass  wir  gesetzliche  Maassnahmen  von  grosser  handeis-  oder 
wirthschaftspolitischer  Tragweite  unter  allen  umständen  auf  diese 
Gutachten  basirt  sehen  möchten,  so  wenig  als  die  sonstigen  Factoren 
der  Gesetzgebung,  zumal  der  Reichstag,  diese  Information  als  durch- 
aus ausreichend  zur  thatsächlichen  Beurtheilung  einer  Gesetzesvorlage 
erachten  würden. 

Es  giebt  eben  Postulate,  die  sehr  gegründet  sein  können, 
und  docli  vielleicht  nur  von  einigen  wenigen  Handelskammern, 
innerhalb  deren  Gesichtskreis  die  dafür  sprechenden  Motive  auch 
für  den  Laien  klar  hervortreten,  überhaupt  beurtheilt  werden  kön- 
nen. So  ist  es  z.  B.  begreiflich,  dass  die  Handelskammern  des 
westfälischen  Bergwerksbezirkes  ein  gewisses  Urtheil  darüber  haben, 
ob  Forderungen  der  Montanindustrie  in  Bezug  auf  Bestimmungen 
der  Gewerbeordnung  mit  Rücksicht  auf  im  Bergbau  beschäfiigte 
Arbeiter,  oder  in  Bezug  auf  Bestimmungen  über  Zechenbahnen  and 
Tarifvorschriften  der  Bahnen  für  Bergwerksproducte  gegründet  sind 
oder  nicht;  schwerlich  wird  man  aber  das  Gleiche  von  einer  Handels- 
kammer der  Provinz  Ostpreussen  oder  Posen  voraussetzen  können. 
Es  giebt  hinwiederum  Bestimmungen,  welche  z.  B.  von  der  Finanz- 
Jbezw.  Steuerbehörde  des  Staates  in  Hinsicht  auf  einzelne,  indirecter 
Besteuerung  unterliegende  Industrieen,  z.  B.  für  die  Rübenzucker- 
fabrikation, erlassen  oder  intendirt  werden,  über  deren  practische 
Ausführbarkeit  eben  nur  der  betreffende  Industriezweig  oder  doch 
mit  der  Technik  desselben  gründlich  vertraute  Männer,  ganz  gewiss 
aber  nicht  Majoritäten  einer  Handels-  und  Gewerbekammer  urtheilen 
können,  üeberdies  ist  es  nicht  zu  verkennen,  dass  manche  Vor- 
stellungen im  Interesse  eines  einzelnen  Industriezweiges  behufs  Be- 
leuchtung der  concreten  Verhältnisse  desselben  eine  Moiivirung  und 
Darlegung  durch  die  Betheiligten  und  Sachverständigen  der  Branche 
selbst  erfordern,  bevor  sie  anderen  Interessenkreisen  und  den  Factoren 
der  staatlichen  Verwaltung  überhaupt  erst  ein  Urtheil  ermöglichen. 
Dies  ist  z.  B.  vor  Allem  in  sämmtlichen  Fragen  und  Differenz- 
punkten  der  Zollpolitik  zutreffend. 
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Für  uns  ist  es  fraglos,  dass  ein  solches  Urtheil  Dicht  lediglich 
auf  dem  Wege  schriftlicher  Befragung  gewonnen  werden  kann,  son- 
dern dass  eine  möglichst  alle  Gesichtspunkte  zu  Tage  fördernde  Dis- 
cussion  das  einzige  Mittel  bietet,  zum  richtigen  Resultate  zu  gelangen. 

Was  in  dieser  Beziehung  von   den   einzelnen  Fach  vereinen   der 
verschiedenen  Industriezweige  gilt,  gilt  in  höherem  Maasse  auch  von 
den  gemeinschaftlichen  Verbänden  sämmtiicher  Fachvereine,  wie  z.  B. 
von  dem  seit  einigen  Jahren  begründeten  „Central verband  Deutscher    centrai- 
Industrieller^,    welcher  seinerseits   ganz  gewiss   dem  Bedürfniss  ge-   Dentscher 
recht  wird,    die    grossen    gemeinsamen  Interessen    einer  in  ^ich  ^"**"*'"®"*'' 
abgeschlossenen  Wirthschaftsgruppe  sowohl  innerhalb  derselben,   als 
nach  aussen  mit  dem  ganzen  Schwergewicht   der  durch   ihn  vertre- 
tenen Summe  nationaler  Arbeit  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Zweifellos  stehen  wir  auch  bei  diesem  bedeutenden  Verbände 
in  allen  concreten  Fragen  einer  schwerwiegenden  Competenz  gegen- 
über, andererseits  hat  derselbe  aber  wiederum  den  im  Princip  offen 
ausgesprochenen  Zweck:  die  Wahrung  einseitiger  Interessen,  be- 
stimmter Wirthschaftsgrnppen. 

Wir  glauben  somit  aus  diesen  Betrachtungen  den  Schluss  ziehen 
zu  dürfen,  dass 

1.  abgesehen  von  der  unbedingten  Berechtigung  industrieller 
Fach  vereine  und  Vereinsverbände,  dieselben  für  das  be- 
grenzte Gebiet  ihrer  autonomen  internen  Interessen  eminent 
nützlich  sein  können  und  deshalb  auch  die  Gewähr  ihres 
Bestehens  im  Einzelinteresse  jedes  Fachgenossen  finden,  dass 
sie  aber  auch  zur  Anregung  und  Vervollständigung  der  Wirk- 
samkeit der  officiellen  Organe  für  die  Vertretung  localer 
wirthschaftlicher  Interessen,  wie  für  die  Information  der  staat- 
lichen bezw.  gesetzgebenden  Factoren  wünschenswerth  und 
in  gewisser  Richtung  Bedürfniss  sind,  —  dass  aber 

2.  ein  Organ  noth wendig  ist,  welches  durch  geeignete  Zusam- 
mensetzung befähigt  ist,  die  aus  den  verschiedenen  Inter- 
essengebieten geltend  gemachten  Wünsche  und  Beschwerden 
möglichst  unparteiisch  zu  prüfen,  ausgleichend  abzuwägen 
and  in  ihrem  berechtigten  Kern  zur  practischen  Verwirklichung 
überzuführen. 

Was  das   landwirthschaftliche  Vereins wQsen    angeht,    so   haben  Landwirth- 

wir    bereits   in    unserer  Schilderung    desselben    dargethan,    wie    es  Vereins- 
seiner  Entstehung  und  Bedeutung  nach  weniger  eine  Interessenver-     '^''^^"• 
tretung  im  allgemeinen  Sinne  des  Wortes,  als  vielmehr  eine  auf  die 
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technische  Hebung  des  Gewerbes  gerichtete  genossenschaftliche  In- 
stitution darstellt,  welche  als  solche  für  die  Entwicklang  der  Bodeo- 
cultur  und  die  rationelle  Förderung  des  landwirthschaftlichen  Be- 
triebes  dem  Lande  in  volkswirthschaftlicher  Hinsicht  die  grössten 
Dienste  geleistet  hat  und  daher  bezüglich  seiner  nach  dieser  Rich- 
tung unveränderten  Fortbildung  überhaupt  niemals  in  Frage  gestellt 
werden  kann«    • 

Nun  ist  aber  das  Feld,  auf  welchem  das  landwirthschaftliche 
Gewerbe  die  Bedingungen  seiner  Existenz  und  seiner  Prosperität 
findet,  in  sehr  mannigfacher  Beziehung  ein  so  eigenartiges,  dass  eine 
Menge  interner  Interessen  der  Landwirthschaft,  welche  tagtäglich  die 
Verwaltung  und  Gesetzgebung  beschäftigen,  direct  wohl  kaum  mit 
den  Interessen  von  Handel  und  Industrie  confundirt  werden,  am 
allerwenigsten  aber  einer  maassgebenden  Beurtheilung  der  übrigen 
Wirthschaftsgruppen  unterliegen  können,  soweit  es  sich  um  ihre  spe- 
cifische  Bedeutung  für  die  Landwirthschaft  handelt. 

Es  ist  somit  erklärlich,  wenn  die  landwirthschaftlichen  A^er- 
eine  das  Bedürfniss  erkannt  und  die  Berechtigung  für  sich  in  An- 
spruch genommen  haben,  atich  auf  wirthschaftlich-politischem  Gebiete 
ihre  Aufgaben  insofern  zu  suchen,  als  sie  bestrebt  sind,  diejenigen 
gesetzlichen  Maassnahmen  herbeizuführen,  welche  zur  materiellen 
Erleichterung  des  landwirthschaftlichen  Betriebes  und  zur  directen 
Förderung  desselben  durch  staatliche  Mittel  dienen  können.  Tbat- 
sache  ist  ausserdem,  dass  das  landwirthschaftliche  Gewerbe  weit 
mehr'  durch  gesetzliche  Bestimmungen  zu  Gunsten  von  Handel  nnd 
Industrie  beeinträchtigt  werden  kann,  als  umgekehrt  diese,  und  war 
dies  der  Grund,  weshalb  wir,  gewissermaassen  als  Correctiv  für  die 
Beschlüsse  der  letzteren,  nach  unserm  ersten  Formationsvorschlage 
für  die  Reorganisation  der  deutschen  Handels-  nnd  Gewerbekammern, 
Delegirten  der  Landwirthschaft  in  diesen  Corporationen  Sitz  und 
Stimme  einräumten. 

Freilich  könnte  man  aus  dem  von  uns  aufgestellten  Satze  über 
das  absolut  individuelle  Interessengebiet  der  Landwirthschaft  schliessen, 
dass  besondere  Interessenvertretungen  derselben  für  diesen  Gewerbs- 
zweig ihre  Berechtigung  hätten,  und  in  der  That  ist  diese  separate 
Interessenvertretung  von  mehr  als   einer  Seite  beansprucht  worden. 

Soweit  es  sich  dah^i  um. Bestrebungen  handelt,  die  auf  die  Bildung 
autonomer  Körperschaften  mit  staatlicher  Anerkennung,  gleich  den 
Handels-  und  Gewerbekammern,  hinausliefe,  haben  derartige  Ten- 
denzen neuerdings  nur  in  Oesterreich  positivere  Gestalt  angenommen, 
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und  lassoD  sich  hier  grosseDtbeils  auf  das  Motiv  zurfickführeD,  ent- 
sprechend dem,  den  dortigen  Handelskammern  eingeräumten  Desig- 
nationsrecht, für  Land-  und  Reichstag  politische  Einflüsse  zu  erringen, 
die  an  und  für  sich  mit  der  ernsthaften  Förderung  sachlicher  Interessen 
nichts  gemein  haben.  Die  Agitation,  welche  auf  Bildung  von  Ackerbau- 
kammern  gerichtet  war,  hat  einen  eigentlichen  Erfolg  nicht  gehabt, 
wohl  aber  auch  dort  dem  Gedanken  Nahrung  gegeben,  die  Vertre- 
tung der  landwirtbschaftlichen  Interessen  —  in  Uebereinstimmung 
mit  unseren  Ausführungen  —  mit  den  Handels-  und  Gewerbekam- 
mern zu  verbinden. 


In  Deutschland  hat  sich  die  Sache  wesentlich  anders  gestaltet.  ^^^^^^^^^^^^^^^ 
Die  landwirtbschaftlichen  Vereine,  nach  und  nach,  wie  wir  sahen,  in  landwirth- 
Provinzialvereine  zusammengefasst,  hatten  das  Glück,    zunächst  für  "^'q*^'^*^^***" 
Preussen,  im  preussischen  Landes-Oeconomie-Gollegium  und  später  im. 
deutschen  Landwirthschaftsrath  eine  Centralisation  zu  gewinnen,  die 
officielleo,  bezw.  ofGciell  anerkannten  Characters  den  specifisch  land- 
wirthschaftlichen  Interessen  mit  Bezug  auf  Gesetzgebung  und  Verwal- 
tung eine  Beachtung  sicherte,    deren  sich  andere  Interessengruppen 
in  gleichem  Maasse  bisher  nicht  erfreuten. 

Es  kann  unter  solchen  umständen  nicht  verwundem,  wenn  das 
Verlangen  nach  einer  anderweiten,  mit  anderen  Wirthschaftsgrappen 
gemeinschaftlichen,  Interessenvertretung  von  der  deutschen  Landwirth- 
schaft  nicht  in  gleicher  Weise,  wie  aus  den  übrigen  Kreisen  .der 
nationalen   Arbeit   erhoben   wird.     Allein  eine  andere  Gefahr  liegt 

f 

nahe.  Weder  das  Landes-Oeconomie-CoUegium  in  Preussen,  —  welches 
übrigens  noch  nicht  in  Gemässheit  des  neuen  Regulativs  reconstituirt 
ist,  —  noch  der  deutsche  Landwirthschaftsrath  haben  eine  Zusammen- 
setzung, dass  den  Reichsbehörden  und  der  Legislative  dabei  eine 
Gewähr  gegeben  wäre,  bezüglich  der  von  diesen  Gollegien  aosge- 
henden  Petita  eine  kein  anderes  loteressengebiet  berührende  und 
beeinträchtigende  Integrität  voraussetzen  zu  können.  Zahlreiche  volks- 
wirthschaftliche  Fragen,  welche  das  landwirthschaftliche  Interesse 
begreift,  die  Steuerfragen,  die  Fragen  des  Verkehrswesens  und  der 
Gewerbeordnung,  der  Freizügigkeit  etc.  etc.  sind  im  Gegentheil  der- 
art, dass  sie  in  andere  und  zwar  nicht  allein  in  activ-wirthschaftliche 
Interessengebiete  hinüberreichen. 

Daher  ergiebt  sich  also  auch  hier,  bei  vollständig  anerkannter 
Nothwendigkeit  des  Fortbestehens  sämmtlicher  vorhandener  freier 
Organisationen  der  landwirthschaftlichen  Interessenvertretung,  zum 
allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Nutzen  des  Landes  die  Forderung 
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nach  einem  geeigneten,  staatlich  legitimirten  nnd  vor  allem  genügend 
sachverständigen  Organ,  welches  gegebenen  Falls  in  nnparteiischer, 
schliesslich  aber  entscheidender  Weise  auch  die  specifisch  laudwirth- 
schaftlichen  Wünsche  prüft  und  ihrem  berechtigten  Theile  den  von 
anderen  Wirthschaftsgruppen  auf  dem  Boden  der  Solidarität  aner- 
'  kannten  Platz  anweist. 
Klein-  ])jj^g  dritte  Interessengebiet  ist  das  des  Kleingewerbes,  von  dem 

wir  leider  sagen    müssen,    dass  es  sich  in  Deutschland    vielfach    in 
einem  gewissen  Zustande  des  Verfalls  befindet,  der  schleunige  Auf- 
hülfe dringend    wünschenswerth   macht.      So   verwerflich  der  Zwang 
der  alten  Zunftverfassung  für  das  Handwerk  uns  mit  Recht  Erscheint, 
so  bedauerlich  ist  es,    dass  der  sittliche  Kern   derselben  in  unserer 
modernen  Zeit  abhanden  gekommen  ist,  und  wir  stehen  nicht  an  zu 
behaupten,  dass,  wenn  irgendwo  freie  Vereinigungen  eine  Berechtigung 
des  Bestehens    haben,    solches  am  allermeisten  in  den  Kreisen    des 
^  w^eXr**^*  deutschen  Handwerks  zutrifft,  wo  eine  zeitgemässe  Wiederbelebung 
beiebuDg  des  des  lunungsweseus  unseres  Erachtens  das  einzige  Mittel  bietet,  den 
wcse"n8^     Boden  des  Gewerbes,  der  längst  nicht  mehr  golden  ist,    wenigstens 
wieder  einigermaassen  zu  consolidiren. 

Auch  aus  den  Kreisen  des  Kleingewerbes  selbst  mehren  sich 
die  Stimmen,  welche  dieser  Auffassung  zustimmen,  und  der  im  März 
1878  in  Leipzig  abgehaltene  Delegirtentag  deutscher  Gewerbekammern 
hat  sich  ebenfalls  in  ebenso  ernster  als  eingehender  Weise  mit  der  Frage 
der  Wiederherstellung  der  Innungen  als  fachgewerbliche  Gorporationen 
beschäftigt.  Es  ist  namentlich  die  Gewerbekamraer  in  Hamburg, 
welche  die  Entwicklung  der  Idee  des  Innungswesens  der  Zukunft 
unternommen  hat,  und  wie  uns  scheinen  will,  von  dem  richtigen 
Standpunkt  aus,  dass  es  die  internen  und  in  gewisser  Beziehung  selbst 
intimen  Verhältnisse  des  Handwerks  sind,  welche  durch  die  moralische 
Wirksamkeit  der  Innung  gehoben  werden  sollen. 

Auch  wir  erblicken  den  Werth  der  „Innung"  darin,  dass  sie 
eine  lebenskräftige  und  practische  Art  öffentlicher  Mei- 
nung  der  in  ihr  vereiivigten  Genossen  und  damit  eine  wirk- 
same Instanz  des  öffentlichen  Lebens  nach  Innen  darstellt. 
Eine  freie  fachgewerbliche  Corporation  auf  der  historischen  Grund- 
lage der  deutschen  Innung,  dem  Althergebrachten  nicht  abhold, 
auch  den  berechtigten  Anforderungen  der  Neuzeit  zu  genügen  be- 
strebt, wird  daher  practisch  den  besten  W^eg  einschlagen,  wenn  sie 
einestheils  dasjenige  repräsentirt,  was  der  Handwerker  dem  Gemein- 
wohle   gegenüber   für    erforderlich  erachtet  —  und    anderentheils 
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auch  den  eigenen  Genossen  gegenüber,  die  Forderungen  dieses  Ge- 
meinwohls zur  Geltung  za  bringen  vermag. 

Der  Einzelne,  and  wenn  er  noch  so  sehr  von  der  Bedenklich- 
keit und  selbst  Gemeinschädliehkeit  seines  Verhaltens  in  dieser  oder 
jener  Hinsieht  überzeugt  ist,  giebt  meistens  seinem  Privatinteresse, 
oft  nur  unter  dem  Drucke  einer  unreellen  Goncurrenz,  die  Augen 
vor  den  Folgen  verschliessend,  für  den  Augenblick  nach.  Nur  von 
der  Innung  können  solche  Missbräuehe,  welche  darauf  hinauslaufen, 
aus  Goncurrenzrücksichten  den  Genossen  zu  unterbieten,  beseitigt 
werden;  durch  sie  allein  würden  auch  alle  solche  Dnzuträglichkeiten 
im  Keime  erstickt  werden  können,  welche  in  kleinen  Nachlässigkeiten 
und  Unreellitäten  oder  in  irrigen  Drthetlen  über  die  Wünsche  des 
Publikums   ihren  Grund  haben.     Die  äussere  Hauptaufgabe  der  In-  ^  ^*"***'« 

'^  ^  AiUKaben  der 

nung,  welche  die  Aufrechterhaltung  des  Kleingewerbes  für  ebenso  innnng. 
möglich  wie  nöthig  erklärt,  ist  die,  den  zeitgemässen,  das  Gewerbe 
durchdringenden  Geist,  in  Neugestaltung  und  Neubelebung  des  Hand- 
werkes zur  Entfaltung  zu  bringen.  Die  deutsche  Innung  soll  das 
Gewerbe  in  lebendiger  Verknüpfung  mit  dem  Besten,  was  unsere 
Zeit  auf  technischem,  auf  kunstgewerblichem  und  auf  socialem  Ge- 
biete hervorbringt,  halten. 

Mag  man  noch  so  viel  von  den  Fortschritten  unserer  Zeit  auf 
allen  diesen  Gebieten  herbeiziehen,  es  ist  verfehlt  oder  nur  für  Ein- 
zelne dienlich,  wenn  nicht  die  Organe  des  Gewerbestandes  selbst 
die  Träger  solcher  Bestrebungen  sind.  Ein  solches  Organ  aber  wird 
die  mit  gewissen  behördlichen  Functionen  auszurüstende  Innung 
werden  können. 

Allerdings  wird  der  Staat  dieser  Aufgabe  zu  Hülfe  kommen 
müssen,  dadurch,  dass  den  Innungen  bestimmte  Befugnisse  „des 
Hausrechtes^  eingeräumt  werden,  und  dass  demgemäss  ihre  Errich- 
tung an  Bedingungen  geknüpft  wird,  welche  eine  gewisse  Garantie 
regelmässigen  Bestandes  in  sich  tragen.  Jene  Befugnisse  müssen 
sich  auf  die  Verleihung  so  bedeutender  gewerbepolitischer  Rechte 
für  das  innere  Wesen  des  Handwerksbetriebes  beziehen,  dass  das  be- 
denkliche^ Hülfsmittel  des  Zwangsbeitrittes  wegfällt,  vielmehr  jeder 
Berechtigte  sich  von  selbst  beizutreten  beeilt,  und  müssen  dieselben 
sich  andererseits  natürlich  auf  ein  absolut  internes  Gebiet,  wie 
Aufnahme-  und  Ausschliessungsbedingungen  und  dergl.  beschränken. 

So  sollen  die  einzelnen  Gewerbe  als  Gesammtheit,  unter  Aus- 
übung gewisser  gewerberechtlicher  und  gewerbepolizeilicher,  durch 
das   Gesetz    geregelter  r^sp.  anerkannter   Befugnisse   eine  Existenz 
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erhalten,  die  sieb  zainal  in  der  der  iDnang  zukommenden  Vertretungs- 
befügniss  bei  der  Wahl,  oder  mindestens  in  dem  Mitwirkungsrecht 
bei  der  Wahl  für  die  Handels-  und  Gewerbekammern  aasprftgen 
würde 

Den  sachgemässen  Abschlnss  der  Innungen  einer  Stadt  hätten 
die  die  verschiedenen  Gewerbszweige  zusammenfassenden  Gewerbs- 
vereine, die  Innungsverbände  zu  bilden,  welche  den  einzelnen  Innun- 
gen '  gegenüber  die  allgemeineren  Gesichtspunkte  des  gewerblichen 
und  öffentlichen  Lebens,  vertreten,  sowie  gleichzeitig  einen  Mittel- 
punkt und  eine  mit  den  nöthigen  Mitteln  zu  allen  Arten  öffentlicher 
Kundgebungen  ausgerüstete  Stelle  repräsentiren  würden. 
Innere  Auf-  j)j^  Thätigkeit  dor  Innungen  nach  „Innen**   würde   sich  zu  be- 

innuDg.  ziehen  haben:  1.  auf  das  Lehrlings wesen ;  2.  auf  die  Gontrole  der 
Arbeiter  —  nicht  im  polizeilichen  Sinne,  sondern  im  Sinne  genossen- 
schaftlichen Zusammenhaltens  —  und  auf  eine  Führung  der  hierzu  erfor- 
derlichen Na^hwei8e,  sodann  auch  besonders  auf  Neubelebung  der  zeit* 
gemässen  Innungshfilfskassen,  sowie  auf  als  authentisch  anzuer- 
kennende Beglaubigungen  der  Innung  über  Aufenthalt  an  einem  Orte 
und  an  einer  Arbeitsstelle.  Diese  Angelegenheiten  sind  im  eminen- 
testen Sinne  solche  der  Gewerbetreibenden  selbst,  deren  richtige 
Verwaltung  dem  einzelnen  Gewerbe  als  Gesammtheit,  ein  bestimmtes 
Gepräge  und  die  Sicherung  seiner  Existenz  giebt. 

Zur  Entscheidung  über  Streitigkeiten  dürfte  in  den  Innungen 
eine  Recurs-Instanz  zu  bilden  sein.  Dieselbe  hätte  zu  bestehen  aus 
einem  nicht  ad  hoc,  sondern  für  einen  bestimmten  Zeitraum  ernannten 
Mitglied  der  Innung,  einem  entweder  von  Fall  zu  Fall  oder  ein  für 
allemal  hierzu  ernannten  Verwaltungsbeamten,  und  erhielt  dieselbe 
zuni  Vorsitzenden  etwa  den  Vorsitzenden  des  gewerblichen  Schieds- 
gerichtes oder  auch  ein  von  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu 
deputirendes  Mitglied. 

Was  das  Lehrlingswesen  speciell  betrifft,  so  wird  zu  seiner 
Regelung  der  roaassgebende  Gesichtspunkt  derjenige  sein,  dass  der 
Lehrling  eigentlich  nicht  durch  den  einzelnen  Meister,  sondern  durch 
das  Gewerbe  aufgenommen,  also  der  Lehrling  des  Gesammtge- 
werbes  ist,  so  dass  der  betr.  Meister  gleichsam  nur  ein  ährenrecht 
ausübt,  welches  ihm  die  Innung  überträgt;  letztere  hätte  daher  zu  ent- 
scheiden, resp.  in  streitigen  Fällen  ihr  Gutachten  abzugeben,  ob 
das  Lehrlingsverhältniss  gelöst,  ob  dem  Lehrling  der  Uebergang  in 
ein  anderes  Gewerbe  gestattet  werden  soll,  ob  und  welche  Entschä- 
digungen als  sachgemäss  anzuerkennen  sindt  Sie  hätte  aber  auch  eine 
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ortlanfende  Controle  darüber  zu  üben,  ob  das  dem  Lehrherrn  anver- 
traute Ehrenamt  in  richtiger  Weise  versehen  wird;  für  den  Lehrling 
müsste  es  zn  ermöglichen  sein,  Klagen  anzubringen,  ebenso  natürlich 
auch  für  den  Lehrherrn.  Die  gleichen  disciplinarischen  Befugnisse, 
welche  letzterer  hat,  müssten  auch  der  Innung  zustehen.  Ausserhalb  des 
Hauses  würde  jedes  Innungsmitglied  ein  aufmerksames  Auge  auf  jeden 
Lehrling  der  Innung  haben  und  diese,  wenn  nöthig,  für  Beschaffung 
und  zweckmässige  Einrichtung  gemeinsamer  Anstalten  für  Lehrlinge 
(Schlafräume,  Speiseanstalten,  Lesezimmer  etc.)  sorgen.  Endlich 
würde  der  Innung  das  Recht  zustehen,  den  Lehrling  für  ausgelernt 
zu  erklären  und  ihm  ein  hierauf  bezügliches  Document  auszustellen. 

So  wenig  in  allgemeine  gesetzliche  Befugnisse  eingreifend  diese 
Rechte  sein  würden,  sie  wären  ein  mächtiges  Mittel,  die  Begründung 
und  Erhaltung  der  Innungen  zu  fördern,  diesen  heilsamen  Institu-* 
tionen  die  Genossen  des  Gewerbes  zuzuführen  und  somit  dem  Ge- 
werbe selbst  eine  gesichertere  und  solidere  Basis  zu  geben. 

Wir  legten  schon  an  anderer  Stelle  dar,  dass  im  Allgemeinen  ^J®"""« **" 
die  etwa  an  die  Gesetzgebung  zu  richtenden  legitimen  Forderuogen  des  Kiein- 
des  Handwerks  in  allen  übrigen  wirthschaftlichen  Interessenkreisen   ««j^"»»«» 

^  zu  denen  der 

zuverlässig  auf  die  wohlwollendsten  Sympathien  zu  rechnen  haben,    übrigen 
und  da  diese  Forderungen,  nach  unserem  ersten  Formationsvorschlage ^^'***'***^" 

•^       '  ^  grnppen. 

für  die  Handels-  und  Gewerbekammern,  ja  auch  eine  ausdrückliche 
Vertretung  in  diesen  Körperschaften  finden,  wäre  das  Bedürfuiss, 
diese  oder  jene  Specialinteressen  öffentlicher  Natur  direct  bei  der 
Legislative  zu  verfolgen,  kaum  denkbar. 

Allerdings  liegt  bei  unserem  zweiten  Formationsvorschlage  die 
Sache  etwas  anders ,  da  nach  demselben  das  Handwerk  specielj  in 
den  Kammern  eine  ausgesprochene  Vertretung  möglicherweise  nicht 
finden  würde.  In  diesem  Falle  würden  die  Innungen,  schon  ihrer 
moralischen  Bedeutung  wegen  wichtig,  auch  in  dem  Sinne  unent- 
behrlich sein,  dass  sie  allein  gegenüber  den  Kammern  die  legiti- 
mirte  Stimme  des  Kleingewerbes  zu  führen  hätten. 

Bei  den  grossen  internen  Aufgaben,  welche  wir  den  fachgewerb- 
lichen Corporationen  überwiesen  sehen,  bleibt  ein  Centralverband  der- 
selben —  etwa  der  „Verband  s^lbstständiger  Handwerker  und  Fabri- 
kanten" —  eine  durchaus  wünseheuswerthe  Institution,  der  man 
gewiss  das  Recht  nicht  absprechen  kann,  den  Gesammtanliegen  des 
Handwerks  entsprechende  Anträge  zu  formuliren  und  der  Staatsregie- 
rung zu  unterbreiten. 

Diese  letztere  aber  wird  wohl  oder  übel  ihre  Entscheidung  über 
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die  Berechtigung  jener  Postulate  stets  abhängig  machen  müssen  von 
der  Gongnienz  der  Interessen  aller  Wirthschaftsgmppen  und  sie  bedarf 
wiederum  zn  deren  Ermittelung  eines  sachverständigen  Organs,  wel- 
ches ihr  auch  bezüglich  dieser  Specialinteressen  ein  competentes  Ur- 
theil  sichert. 
Der  Handel,  Attdcrs  situirt,  wic  die  drei  grossen  Wirthschaftsgmppen,  welche 

ILengebiet  wir  vorstchcnd  besprachen,  ist  der  Handel.  Während  Industrie, 
und  seine  Laudwirthschaft  und  Gewerbe  in  ihrer  prodnctiven  Thätigkeit  fiist 
.ausschliesslich  diejenigen  Factoren  sind,  welche  capitalbildend 
das  Vermögen  und  den  Reichthum  des  Landes  fundiren,  f&llt  dem 
Handel  nur  eine  secundäre,  distributive  Thätigkeit  auf  dem  Ge- 
biete wo  die  Elemente  des  eigentlich  wirthschaftlichen  Lebens  in 
Betracht  kommen,  zu.  Dass  diese  Thätigkeit  sich  mannigfach  in  der 
Begünstigung  ausländischer  Production  als  eine  in  ihrem  Effect  für 
die  nationale  Oeconomie  wechselnde  darstellt,  erschwert  es  nicht 
wenig,  dem  Handel  ein  genau  abgegrenztes  Interessengebiet  anzu- 
weisen. Seine  Interessen  sind  keine  eng  begrenzten,  sie  spielen  in 
sämmtliche  Interessengebiete  hinüber  und  es  wird  sich  f&r  die  Ge- 
sammtheit  seiner' „allgemeinen  Angelegenheiten^  schwerlich  eine 
Form  finden  lassen,  welche  geeignet  wäre,  die  specifischen  Handels- 
interessen unter  Ausschluss  jener  der  Industrie  und  der  Gewerbe 
zusammenzufassen.  Die  Aufgaben  des  Handels  sind  eben  auch  in 
Bezug  auf  die  sachlichen  Interessenkreise  welche  er  begreift,  zu 
cosmopolitischer  Art,  als  dass  sie  sich  in  einer  wirklich  exciusiven 
Form  vollständig  auszubilden  vermöchten.  Wir  kennen  nur  als  ein- 
zelne Zweige  dieser  Erwerbsgruppe,  die  eine  innere  Berechtigung 
hätten  sich  in  ihrer  Sphäre  als  in  etwa  abgesondert  zu  betrachten, 
den  Seehandel  und  die  Rhederei,  welche  in  den  deutschen  See- 
plätzen ihre  Verkörperung  finden,  und  wir  haben  es  stets  wie 
eine  Verbindung  zwischen  Wasser  und  Feuer  betrachtet,  wenn  man 
den  Versuch  machte,  die  grossentheils  auf  die  Industriethätigkeit  des 
Binnenlandes  gestutzten  Handelskreise  in  Handels-  und  wirthschafts- 
politischen  Fragen  mit  den  Seestädten  unter  einen  Hut  bringen  zu 
wollen.  Es  hätte  des  Austritts  der  Gorporationen  von  Königsberg,  Dan- 
zig,  Memel,  Tilsit,  Lübeck,  Insterburg,  Elbing  und  Wolgast  aus  dem 
Deutschen  Handelstage  nicht  bedurft,  um  die  in  einem  solchen  Stre- 
ben liegende  Unnatur  zu  illustriren. 

Für  uns  ergiebt  sich  aus  dieser  Betrachtung  nur  die  eine  Folge- 
rung, dass  die  deutschen  Seestädte  einem  Bedürfniss  gefolgt  sind, 
als    sie    ohne  Rücksicht    auf  den  Deutschen  Handelstag  ihre  beson- 
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dere  Delegirtenconferenz   gründeteo    und    in   derselben  die  Wahrung  Deiegirten 
ihrer  exclusiven  Interessen  anstrebten,  weshalb  wir  auch  diesem  Ver-   Seestädte. 
bände  die  Nützlichkeit  und  Berechtigung  seines  Bestehens  für  den 
bestinanaten  Ideenkreis   welchen  er  vertritt,  gern  zuerkennen. 

Allen  sonstigen  Formen  und  Zweigen  des  Handels  können  wir 
einen  specifischen  Interessenkreis  auf  wirthschaftlicbem  Gebiete, 
welcher  ausserhalb  des  Wirkungskreises  der  Handels-  uud  Gewerbe* 
kammeru  liegend,  ihnen  ernsthaft  die  Veranlassung  zu  einer  eigenen, 
wenn  auch  freien,  Interessenvertretung  nahe  legte,  hiebt  zugestehen, 
am  allerwenigsten  in  der  Form    eines    allgemeinen   Deutschen  Ver- 

« 

bandes. 

Kaufmännische  Vereine  sind  ja  gewiss  löblich,  wenn  sie, 
neben  geselligen  Zwecken,  ihr  Programm  hauptsächlich  auf  Verbrei- 
tung immer  grösseren  Verständuisses  über  volkswirthschaftliche 
Fragen,  wissenschaftliche  und  sachliche  Fortbildung  des  jungen  Kanf- 
mannsstandes,  Stellenvermittlung  und  Förderung  localer  Institutionen 
richten,    ein  «Congress  Deutscher  Kaufleute",    der  sich,    neben  aca-    congrcy 

'  wo  »  »  Deutscher 

demisehen  Abhandlungen  über  Lehrlingsbildung  und  dergleichen,  in  Kauneute. 
seinen,  wichtigsten  Beschlüssen  nur  dazu  aufschwingen  konnte,  das 
Princip  der  Consumvereine,  einer  der  berechtigsten  Formen  des  mo- 
dernen Genossenschaftswesens,  mit  seinem  Anathem  zu  belegen,  hat 
aber  gewiss  keine  Zwecke,  deren  Verkörperung  man  in  einem  Cen- 
tral verbände,  analog  denjenigen,  welche  wir  bisher  als  nützlich  und 
motivirt  hinstellten,  anerkennen  könnte. 

Keineswegs   soll   das  hier  gesagte  in  gleicher  Weise   auf  den   deutscher 
Deutschen  Handelstag  Anwendung  finden,  welcher  bislang  den    '"®*"*^ 
weitaus  grössten  Theil  der  deutschen  Handels-  und  Gewerbekammern, 
sowie  die  hervorragenderen  wirthschaftlichen  Vereine  umschloss  und, 
—  wir  glauben  damit  ziemlich  Alles   zu   sagen,  —  der  Geschichte 
angehört. 

Zunächst  kann  nicht  bestritten  werden ,  dass  die  Begründung  E"»"«««  «^«8 
des  deutschen  Handelstages  im  Jahre  1861  ans  dem  schon  damals  „„d  sedeu- 
gefühlten    Bedürfniss  hervorging,    eine    wie    auch  immer  gestaltete      '""^ 

desselben 

centrale  Interessenvertretung  für  Handel  und  Gewerbe  in  Deutsch- 
land zu  besitzen.  Es  soll  ferner  keineswegs  verkannt  werden,  dass 
der  Handelstag,  vor  allem  im  ersten  Jahrzehnt  seines  Bestehens,  in 
Gemeinschaft  mit  der  Tagespresse  und  mit  den  parlamentarischen 
Versammlungen  einen  gewissen  indirecten  Antheil  an  der  Entwick- 
lung der  wirthschaftlichen  Gesetzgebung  in  Deutschland  genommen; 
es .  muss  auch  constatirt  werden ,  dass  der  Handelstag  sich  seitens 


—     496     — 

der  deatschen  RegieruDgeD  einer  gewissen  wohlwollenden  Beachtung 
erfreute,  wofar  wir  wohl  nicht  mit  Unrecht  die  Hauptursache  in  dem 
Umstände  erblicken,  dass  der  Handelstag  das  Verdienst  hat,  gleich- 
wie der  Zollverein,  den  nationalen  Gedanken  der  Einigung  Deutsch- 
lands, in  einer  die  Integrität  der  Einzelstaaten  nur  wenig  verletzen- 
den Form,  auf  dem  Gebiete  der  volkswirtbschaftlichen  Interessen 
präctisch  verkörpert  zu  haben;  —  bestritten  muss  aber  ganz  ent- 
schieden werden,  dass  der  Handelstag  in  seiner  auf  die  Gegenwart 
überkommenen  Gestaltung  dem  Bedürfniss,  dessen  Befriedigung  er 
anzustreben  intendirt,  auch  in  Wirklichkeit  gerecht  würde.  Ganz 
von  einer  Kritik  seiner  Leistungen  abgesehen,  ist  ihm  die  Erfüllung 
einer  solchen  Aufgabe  schon  aus  dem  einfachen  Grunde  unmöglich, 
weil  einerseits  die  Corporationen,  als  deren  Verband  er  dasteht,  viel 
zu  mangelhaft  organisirt  sind,  um  die  localen  Interessen  derje- 
nigen Bezirke,  für  welche  sie  eintreten,  auch  nur  annähernd 
richtig  reprüsentiren  zu  können,  andererseits  aber,  weil  im  Handelstage 
doch  immer  nur  einseitige  Interessen  bestimmter  Wirthschaftsgruppen, 
des  eigentlichen  Handels  und  eines  geringen  Theiles  des  Gross-  und 
Kleingewerbes,  zum  Ausdruck  gelangen,  während  die  Industrie  und 
das  Kleingewerbe  als  solche,  ebenso  wie  die  Landwirthschaft  und 
die  grosse  Gruppe  der  Arbeiter,  ausserhalb  des  Handelstages  stehen. 

Die  Bedeutung  des  Handelstages  beruht  bislang  darin,  dass  er 
manchen  guten  Gedanken,  welche  ursprünglich  beschränktes  Gut  des 
Einzelnen  waren,  in  seinen  Plenar-Versammlungen  durch  die  Macht 
des  lebendigen  Wortes  für  weitere  Kreise  Bahn  gebrochen  hat  und 
dass  er  ferner,  wie  es  in  der  Natur  jeden  Gongresses  liegt,  in  ein- 
gehender Debatte  manche  Ansichten  geklärt,  Verschiedenheiten  der 
Auffassung  beseitigt,  vielleicht  auch  —  in  seltenem  Falle  —  schein- 
bar gegenüberstehende  Interessen  versöhnt  und  durch  Abgabe  ein- 
heitlicher Resolutionen  es  auch  den  roaassgebenden  Kreisen  erleich- 
tert, hat,  sich  eine  Ansicht  über  die  Denkweise  einer  grossen  Zahl 
von  Männern  zn  bilden,  welche  in  den  kaufmännischen  und  zum 
Theil  auch  industriellen  Kreisen  der  verschiedenen  Landestheile  eine 
hervorragende  Stellung  einnehmen.  Niemals  aber  konnte  seinem 
Votum  die  Bedeutung  beigemessen  werden,  dasselbe  sei  das  Facit 
einer  Summe  von  Erwägungen,  welche  die  Anforderungen  und  Eigen- 
thümlichkeiten  der  sämmtlichen  Wirthschaftszweige  Deutschlands 
berücksichtigt  hätten. 

Es  ist  unstreitig  ein  Zeichen  von  Ueberhebung  und  von  Ver- 
kennuug  des  natürlich  Erreichbaren,  wenn  gewisse  Kreise  des  Handels- 
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tages,  zumal  bei  seiner  letzten  Plenarversammlnng,  die  Prätension  auf- 
stellten, für  diese  Institution  die  Bedeutung  einer  wirthschaftlichen 
„Centralinstanz"  zu  beanspruchen,  welche  sich  in  den  betheiligten 
Kreisen  maassgebende  Anerkennung   zu  verschaffen  vermöchte. 

Sicherlich  würde  auch  nach  der  Reform  der  Handels-  und  Ge- 
werbekammern der  Haudelstag  nicht  allein  Grund  haben,  ganz  wie 
bisher,  als  freie  Vereinigung  fortzubestehen,  seine  Berathungen 
und  Enlsrhlüsse  würden  vielmehr  auch  für  die  betheiligten  Kreise, 
wie  für  die  Reichsbehörden  einen  ungleich  grösseren  Werth  gewin- 
nen,  weil  die  Einzelstimmen,  aus  denen  seine  Vota  hervorgehen,  als- 
dann eine  gewisse,   gleichmässige  Legitimation   besässen. 

Stets  aber  würden  die  specifischen  Anliegen  der  Industrie,  des 
KleingewerbeB,  der  Landwirthschaft  und  der  Seestädte,  getragen  von 
den  das  ganze  Reich  umfassenden  Centralverbänden,  vollberechtigt 
bei  dem  Ansprüche  verbleiben,  neben  dem  Handelstag  in  wichtigen 
Handels-  und  wirthsehaftspolitiscfaen  Fragen  auch  ihren  Standpunkt 
darzulegen  und  ihre  speciellen  Interessen  selbst  zu  verfechten,  weil 
sie  allein  zu  deren  Begründung  die  berufene  Sachverständigkeit  be- 
sitzen. 

Erfreulich  ist  es  unter  solchen  Umständen,  dass  der  achte 
Handelstag  mit  58  gegen  38  Stimmen  im  Princip  das  Zugestäodniss 
abgelegt  hat,  dass  er  sich  zur  Repräsentation  eines  wirthschaftlichen 
Centralorgans,  wie  ein  solches  von  allen  Seiten  verlangt  wird,  nicht 
eigne.  Zwar  hat  sich  bei  dieser  Gelegenheit  der  Handelstag  durch 
sein  Präsidium  ein  gewiss  recht  sonderliches  Zeugniss  ausstellen  des  achten 
lassen,  indem  seinen  mit  Dreifünftelmajorität  gefassten  Beschlüssen  ^""^®^»- 
die  Bedeutung  eines  eigentlichen  Beschlusses  abgesprochen  und  darauf 
hingewiesen  wurde,  dass  die  Minorität  deshalb  eine  grössere  Wich- 
tigkeit für  sich  in  Anspruch  nehmen  könne,  weil  dieselbe  von  den 
bedeutenderen  Emporien  des  Handels  gebildet  werde. 

Es  ist  in  der  That  richtig,  dass  die  grossen  deutschen  Seestädte 
—  soweit  sie  dem  Handelstage  noch  angehörten  —  einmüthig,  und 
mit  ihnen  eine  Anzahl  bedeutender  Grosshandelsplätze,  sich  für 
die  Ansicht  aussprachen,  dass  der  Handelstag  als  das  von  anderer 
Stelle  mit  numerischer  Majorität  geforderte  wirthschaftliche  Central- 
organ  durchaus  genügend  und  tüchtig  sei.  Wir  können  uns  aber 
der  Auffassung  von  der  ungeheuren  Bedeutung  dieser  Minorität  nicht 
anbequemen.  Einmal  können  wir  nicht  zugeben,  dass  der  Reichthum  eines 
grossen  Handelsplatzes  als  solcher  dem  Votum  des  letzteren  den  Stempel 
grösserer  Intelligenz  und  Wichtigkeit  aufdrücke,  vielmehr  ist  zunächst 

y.  Kaufmann.  ^2 
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sorgfältig  zu  erwägen,  ob  ein  Platz  wie  z.  B.  das  historisch  anbe- 
deatende  Essen  oder  Bocham  in  Westfalen  —  ganz  abgesehen  von 
der  productiven  Bedeutung  der  dort  betriebenen  Gewerbe  —  mit 
seiner  nächsten  Umgebung  nicht  eine  unvergleichlich  grössere  Summe 
wirklich  wirthschaftlichen  Capitals  repräsentirt,  als  etwa  Königs- 
berg oder  Brenien  mit  ihren  Stadtgebieten  und  vermuthen  wir,  dass 
die  Untersuchung  dieser  Frage  ein  sehr  positives  Resultat  in  un- 
serem Sinne  herbeiführen  wurde.  Sodann  aber  ist  die  einseitige 
Stellungnahme,  welche  sich  bei  dieser  Gelegenheit  zeigte,  nicht  eben 
geeignet,  die  Motive  der  See-  und  Stapelplätze  für  ihre  Abstim- 
mung in  einem  allzu  uneigennützigen  Lichte  erscheinen  zu  lassen. 
Diese  Motive  können  sich  nur  auf  die  eigenen  Interessen 
stützen,  und  welches  Vorurtheil  liegt  wohl  näher,  als  das:  die 
Gegner  der  Errichtung  eines  gehörig  organisirten ,  den  berechtigten 
Ansprüchen  der  sämmtlichen  Wirthschaftsgruppen  des  Landes  die  ge- 
bührende Stelle  anweisenden,  wirthschaftlichen  Gentralorgans  lehnen 
dasselbe  ab,  weil  vor  diesem  Forum  ihre  Sonderinteressen,  deren  bevor- 
zugter Förderung  sie  die  specielle  Blüthe  und  den  Reichthum  ihrer 
Städte  verdanken,  nicht  mehr  die  bisherige  Stellung  behaupten 
können  und  hinter  andere,  wichtigere  Bedürfnisse  des  Landes,  bezw. 
der  nationalen  Arbeit  würden  zurücktreten  müssen.  -  ?  —  Was 
anders  könnte  jene  Plätze  wohl  zu  ihrem  Votum  bestimmt  haben,  so 
wird  man  fragen,  da  jedem  sachlich  denkenden  Menschen  die  Schaffung 
eines  solchen,  mit  den  nöthigen  Garantien  der  Unparteilichkeit  aus- 
gestatteten Organes,  wenn  nicht  gradezu  wünschenswertb,  dann 
doch  mindestens  zulässig  und  unbedenklich  erscheinen  mnss. 

Ma»n  wird  auf  eine  derartige  Schlussfolgerung  um  so  leichter 
kommen,  als  von  derselben  Stelle  aus  sich  schon  häufig  eine  ähu- 
liehe  Engherzigkeit  bezüglich  derjenigen  Fragen  gezeigt  hat,  welche 
nicht  in  den  eigentlichen  speciellen  Kreis  ihrer  Sonderinteressen  ge- 
hörten. 

So  z.  B.  bei  der  Einführung  des  neuen  Tarifschemas ,  als  der 
preussische  Handelsminister  die  sämmtlichen  wirthschaftlichen  Gor- 
porationen  an  verschiedenen  Punkten  der  Monarchie  zusammentreten 
Hess,  um  die  Ansichten  der  coramerciellen  und  gewerblichen  Kreise 
über  die  dem  neuen  Eiseubahntarife  zu  Grunde  liegenden  Principien 
zu  erfahren.  Der  neue  Stückguttarif,  welcher  inzwischen  eingeführt 
war,  brachte  eine  Erhöhung  bisher  geltender  Frachtsätze  mit  sich, 
welche  für  die  früher  in  den  billigeren  Stückguttarifen  -gefahrenen 
Artikel  sich  bis  auf  (30,  ja  85  pCt.   der    vor    Juli    1874    geltenden 
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Sätze  belief.  Zahlreiche  IndastrieD,  der  Kleinhandel  und  das  Klein- 
gewerbe wurden  hierdurch  auf  das  Empfindlichste  getroffen,  ihre  ge- 
sammten  Bezugs-  und  Absatzgebiete  wurden  verschoben;  sie  remonstrir- 
ten  in  den  vom  Minister  veranlassten  Gonferenzen,  in  Handelskammer- 
berichten und  Eingaben,  —  die  Landwirthschaft  unterstützte  sie, 
allein  gleichgiltig  standen  See-  und  Handelsplätze  —  mit  sehr  weni- 
uigen  Ausnahmen  —  dieser  Schädigung  des  heimischen  Gewerbes 
gegenüber!  Sie  wurden  davon  nicht  berührt,,  ja  zogen  daraus  viel- 
leicht gar  Nutzen,  da  sie  vorwiegend  die  Wagenladungstarife  benutzen 
und  durch  den  theuereren  Stückguttarif  einerseits  ihrer  Speditiqns- 
branehe  einen  Vortheil  erblühen  sahen,  andererseits  bei  den  vertheuerten 
Frachten  in  die  Lage  kamen,  ihren  Rayon  gegenüber  einer  fernge- 
legenen Goncurrenz  ausschliesslicher  zu  beherrschen. 

Nach  einer  Richtung  giebt  aber  ein  derartiges  Gebahren  aus- 
reichende Klarheit,  es  erweist,  dass  Corporationen ,  in  denen  der- 
artigen eximirten  Stellungen  eine  vorzügliche  Bedeutung  zugestanden 
wird,  nicht  berufen  sein  können,  für  die  gesetzgebenden  Factoren 
als  maassgebend  und  entscheidend  geltende  Gutachten  über  Fragen 
abzugeben,  die  die  gesammten  wirthschaftiichen  Interessen  des 
Landes  berühren. 

Wenn  solches,  wie  es  der  Handelstag  von  sich  behauptet,  den- 
noch geschehen,  so  ist  das  ein  Grund  mehr,  eine  baldige  Reme- 
dur  herbeizusehnen,  denn  die  Wünsche,  welche  auf  die  Errichtung 
eines  wirthschaftiichen  Gentralorgans  als  consultative  Be- 
hörde für  die  gesetzgebenden  Factoren,  wie  für  die  Executivorgane 
des  Reiches  gerichtet  sind,  sind  bisher  als  keineswegs  befriedigt  an- 
zuerkennen. 


Es  erscheint  heute  mehr  als  je  erforderlich,  —  an  Stelle  des  aus-  wirthschta- 
geprägten  Kampfes  der  einzelnen  Interessen    mit    einander  und   der  centrliorgan. 
practischen  wirthschaftiichen  Interessen  überhaupt  mit  der  Theorie  — 
das  Bewusstsein  der  Gemeinschaftlichkeit  aller  Interessen    auch    auf 
deutschem  Boden  endlieh  einmal  zum  Ourchbruch  zu  bringen. 

Wir  können  uns  keine  gedeihliche  Entwicklung  der  wirthschaft- 
iichen Wohlfahrt  des  Volkes  denken,  wenn  einzelne  Wirthschaftsgruppen 
sii*h  in  einer  dauernden  Krise  befinden;  wir  können  uns  aber  auch 
kein  auf  Gegenseitigkeit  basirtes  Vertrauen  denken,  wenn  njicht  ein  Hort 
vorhanden  ist,  in  welchem  sich  diese  Solidarität  zweifellos  ausprägt, 
und   von  dem    aus  dieselbe   unausgesetzt   und    namentlich    unange- 

32* 
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fochten    von  den    politischen  Wandlang:en  der  Zeit  sorgsam  gepflegt 
wird. 

Die  Staatsregierang  selbst  kann  diesen  Hort  so  wenig  bilden, 
als  der  Reichstag,  wenngleich  der  letztere  als  eine  directe  Vertre- 
tung des  Volkes  dasteht.  Beide  können  wohl  CDtscheiden,  ob  atis 
Gründen  der  Staatsraison  and  Politik  eine  Maassregel  der  Gesetz- 
gebung zulässig  ist,  allein  aber  könne  sie  nicht  entscheiden,  ob 
dieselbe  wirthschaftJich   nützlich   oder  schädlich  wirken  wird. 

Die  eine  wie  der  andere  bedürfen  für  bezügliche  Entschliessan- 
gen  eine  Information,  deren  Quelle  auf  Grund  ihrer  Beschaffenheit 
auch  für  sie  Autorität  haben  muss,  und  welche  ihre  Erwägungen  auf 
die  Berücksichtigung  derjenigen  Interessen  beschränkt,  welche  der 
politische  Moment  für  jeden  einzelnen  Fall  mit  sich  bringt.  Beiden 
muss  mit  einem  Gentralorgan ,  welches  diese  Information  besorgt, 
ausserordentlich  gedient  sein. 

Seitens  der  Regierung  glauben  wir  nach  einer  Reihe  von  Vor- 
gängen die  Äuerkennnng  des  Bedürfnisses  nach  besserer  Information 
als  vorhanden  annehmen  zu  dürfen ;  —  man  sehe  nur  auf  die  schwe- 
benden Enqueten  und  auf  die  vielfachen  Erhebungen,  welche  letztere 
nur  deshalb  selten  ein  nutzbares  Resultat  haben,  weil  sie  der  Be- 
hörde keine  abgeschlossene,  in  sich  geläuterte  Meinung,  sondern  eine 
Vielheit  von  sich  widei  sprechenden  Ansichten  und  Forderungen 
ergeben. 
Die  wirth-  Auch    für   dic    Abgeordneten    des    Reichs    kann    —   abgesehen 

Fragen  und  vou    don    sich    ciumal    unfehlbar    dünkenden    Theoretikern,    weiche 
derReichstag.  (jj^g  Gebiet   der  Volkswirthschaft  als  ihre  Domaine  und   sich  selbst 
auf  demselben  als  die  einzig  logitimirten  Kritiker  und  Führer  be- 
trachten   -  die  Einriohtung  einer  offieiellen  Berathungs- Körperschaft 
nur  erwünscht  sein. 

Die  Reichsboten  werden  im  Allgemeinen  nicht  deshalb  gewählt, 
weil  sie  bezuglich  der  wirthschaftlichen  Interessen  ihrer  Bezirke  reiche 
Erfahrungen  und  genaue  Kenntnisse  besitzen,  sondern  weil  die  Wähler 
in  ihrem  Abgeordneten  einen  Mann  haben  wollen,  welcher  in  der 
Wahrung  ihrer,  wie  sie  glauben  nächstliegenden,  d.  h.  der  politi- 
schen Interessen,  selbstbewusst  seinen  Weg  zu  finden  weiss.  Die 
grosse  Masse  des  Volkes  hat  bisher  naturgemäss  kein  genügendes 
Verständniss  für  die  einschneidende  Bedeutung  der  wirthschaft- 
lichen Fragen.  Wenn  sich  daher  in  den  Abgeordneten  wohl  der  Aus- 
druck der  durchschnittlichen  politischen  Anschauung  ihrer  Wähler 
wiedergegeben  finden  mag,  so  ist  es  doch  keineswegs  so  mit  den  wirth- 
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schaftlichenBödurfaissen  ihrer  Wahlbezirke.  Die  naturliche  Folge 
ist,  dass  die  Entscheidung  in  wirtbschaftlicheu  Angelegenheiten  — 
znmal  bei  der  fast  principielien  Abneigung  unserer  Gelehrten-  und 
Beamtenkreise,  aus  denen  unsere  Parlamente  vorzugsweise  recrutirt 
werden,  sich  eingehend  mit  „materiellen^  Fragen,  „von  denen  sie 
Nichts  verstehen  und  verstehen  wollen^,  zu  kümmern  und  deren  Be- 
urtheilung  sie  den  „Kennern  der  Volks wirthschaf't  vom  Fach'^  gern 
überlassen,  während  sie  doch  jeder  Einzelne  in  allen  andern  Fragen 
selbst  „Kenner"  und  was  für  „Kenner"  sein  wollen,  —  viel  mehr  noch 
al»  in  rein  politischen  Fragen  gewöhnlich  nach  dem  Votum  einzelner 
redegewandter  Führer  ausfällt,  welche  sich  wiederum  leider  nur  zu 
oft  theoretischen  Principien  zu  Liebe  über  alle  Verhältnisse  der  prac- 
tischen  Sachlage  erhaben  dünken.  Trotzdem  darf  man  annehmen, 
dass  diejenigen  Männer  in  den  gesetzgebendeu  Körperschaften,  welche 
ohne  Voreingenommenheit  und  Ueberhebung  den  wirthschaftlichen 
Fragen  gegenüberstehen,  die  Errichtung  eines  Gentralorgans  als 
officielle  consultative  Behörde  in  wirthschaftlichen  Dingen,  als  eine 
ErleichteiTing  ihrer  Verantwortung  und  ihrer  EntSchliessungen  mit 
Befriedigung  aufnehmen  und  erkennen  werden,  dass  eine  solche  Ein- 
richtung nur  geeignet  sein  kann,  in  der  Zusammenfassung  und  Ver- 
werthung  aller  vorhandenen  Kräfte,  die  Lösung  der  grossen  wirth- 
schaftlichen Aufgaben  des  Reiches,  welche  nur  zu  lange  in  Deutsch- 
land hinter  politischen  Rücksichten  und  dringenderen  nationalen  An- 
forderungen haben  zurückstehen  müssen,  zu  fördern. 

Es  lässt  sich  im  Ganzen  wohl  nicht  verkennen,  dass  die  neuere 
Richtung  der  deutschen  Handelspolitik  ihre  Signatur  fremden  Ein- 
flüssen auf  unsere  Volkswirthschafbslehren  und  dem  Uebergewichte 
theoretischer  Lehrmeinnngen  verdankt,  und  in  Folge  dessen 
wesentlich  abgewichen  ist  von  der  traditionellen  Entwicklung, 
welche  die  Principien  des  preussischen  Gesetzes  vom  26.  Mai  1818 
vorgezeichnet  hatten. 

Diese  Wendung  wäre  nicht  gut  denkbar,  wenn  die  handelspoli- 
tische Gesetzgebung  stets  unter  genügender  Beachtung  der  vorhandenen 
Thatsachen  gehandhabt  worden  wäre;  letzteres  ist  aber  stellenweise 
so  wenig  der  Fall  gewesen,  dass  die  aufs  empfindlichste  betheiligten 
Interessentengruppen  oft  erst  dann  von  den  einschneidendsten  Absiebten 
der  Legislative  und  der  Verwaltung  Kenntniss  erhielten,  als  das 
Schicksal  der  betreifenden  schwebenden  Fragen  so  gut  wie  besiegelt 
war  —  (siehe  als  Beispiele  die  Aufhebung  der  Eisenzölle,  die  20  pro- 
centige  Tariferhöhung  und  das  neue  Tarifschema,  von  denen  letztere 
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sogar  ohne  jegliche  Befragung  der  Parlamente,  geschweige 

denn   des   Handelstages,  vollständig  fertig  aas  dem  Jupiterbaapt  des 

Frankreichs  betreffenden  Beamten  hervorgingen.     Was  Wunder,  wenn  sich  unter 

Wirth8ch«ft«-  .  o      «^  .  ' 

Politik,  solchen  Wahrnehmungen  der  Blick  auf  Frankreich  richtet,  welches  sich 
trotz  der  heftigsten  politischen  Erschütterungen  stets  einer  continuir- 
lichen,  conservirenden  und  dabei  doch  fortschreitenden  wirthschaftlichen 
Politik  erfreut,  welches  die  Wunden  des  Krieges  im  National- Wohl- 
stande des  Volkes  schon  jetzt  fast  gänzlich  verschmerzt  und  bei  der 
allgemeinen  Erisis,  welche  die  wirthschaftlichen  Factoren  aller  grossen 
Culturstaaten  gegenwärtig  ergriffen,  sich  unstreitig  der  relativ  gün- 
stigsten Lage  erfreut.  -  Wohl  ist  Frankreich  ein  von  der  Natur  be- 
sonders gesegnetes  Land  und  in  diesem  Punkte  Deutschland  bei  wei- 
tem überlegen,  doch  ist  die  bevorzugte  Lage  unserer  Nachbarn  nicht 
allein  diesem  glucklichen  Umstände  zuzuschreiben;  sie  wurzelt  nach 
eigenem  Geständnisse  und  deutlich  nachweisbar  in  einer  sorgfältigen 
Auffassung  und  solidarischen  Behandlung  der  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse und  in  dem  hieraus  erwachsenden  Vertrauen,  welches  den 
Unternehmungsgeist  ermuthigt,  und  dem  Handel  wie  den  Gewerben 
die  Sicherheit  verleiht,  dass  die  Unterlagen,  auf  denen  sie  sich  ent- 
wickeln ,  sich  nicht  über  Nacht  zu  Gunsten  irgend  einer  theoretischen 
Ansicht  von  Grund  aus  verändern  können. 

In  Deutschland  haben  wir  die  Principien  der  Volkswirthschafts- 
lehre  mit  Vorliebe  bisher  einem  Lande  entlehnt,  dessen  materiellem 
Wohlbefinden  und  dessen  Reichthum  dieselben  anfangs  gar  nicht  und 
später  erst  dann  zu  Gfunde  gelegen  haben,  als  es  sich  darum  handelte, 
die  schon  gewonnene  commercielle  und  industrielle  Ueberlegenheit 
—  für  den  eigenen  Markt  unantastbar  gesichert  —  auch  auf  den 
Märkten  des  Auslandes  zu  etabliren.  So  hat  das  Land  der  Wissen- 
schaft aus  dem  Land  der  Thatsachen,  statt  der  Tbatsachen,  die 
Wissenschaft  entlehnt. 

Welch  anderes  Bild  zeigt  uns  abermals  das  Studium  der  fran- 
zösischen Verhältnisse.  Hier  finden  wir  nichts  vou  einem  Ergebniss 
unfruchtbarer  wissenschaftlicher  Doctrinen,  deren  Richtigkeit  von  allen 
Ecken  und  Enden  bestritten  wird ;  wir  haben  das  ökonomische  Leben 
eines  grossen  Landes  vor  uns  in  einem  Lichte,  welches  anders  leuchtet, 
als  jener  nebelhafte  Schein,  welchen  alle  möglichen  Hypothesen  bei 
uns  über  das  wirthschaftliche  Denken  und  Sein  verbreitet  haben.  Da- 
bei ist  es  nicht  nur  scheinbar,  sondern  offenbar  das  Natürlichste,  was 
man  in  Frankreich  thut. 

Man  bildet  ein  CoUegium,  beruft  in  dasselbe  Männer,  die  wahr- 
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haft  „sachverständig'^  sind,  man  sorgt  dafür,  dass  alle  betheiligten 
Interessen  vertreten  sind  und  lässt,  ehe  man  Beschlüsse  einleitet, 
die  concreten  Fragen  durchaus  streng  sachlich  erörtern;  —  voilä 
tout!  Es  ist  das  offenbar  SelbstverstSndliche,  um  die  thatsächlichen 
Grundlagen  zu  ermitteln  auf  denen  sich  Gesetze  aufbauen  können, 
und  es  ist  verwunderlich,  dass  solche  Institutionen  sich  bisher  statt 
in  den  deutschen  Ländern  nur  in  Frankrßich,  Belgien  und  einigen,  im 
Range  der  Gulturentwickelung  erst  hinter  Deutschland  folgenden 
romanischen  Ländern  haben  bewähren  können,  während  bei  uns 
Preussen  allein,  in  seinen  Bestimmungen  über  das  Handelsamt  (cf. 
Seite  73),  allerdings  nur  auf  dem  Papier,  einen  Anlauf  zu  Aehnlichem 
zu  nehmen  schien,  der  aber  leider  auf  dem  Papiere  stehen  blieb. 

Jedenfalls  hat  eine  Institution,  wie  der  Gonseil  superieur  in 
Frankreich  nur  unter  der  Hand  ebenso  genialer  als  wahrhaft  für- 
sorglicher Staatsmänner  sich  ausbilden  können,  und  dass  Länder, 
wie  Spanien,  Belgien,  Italien,  Rumänien  die  Genialität  und  Richtig- 
keit jener  Einrichtung  anerkannt  und  dieselbe  auch  bei  sich  ein- 
geführt haben,-  kann  jedenfalls  am  allerwenigsten  ein  Grund  sein, 
andere  Staaten  von  der  Nachahmung  ebenso  bewährter  als  naheliegen- 
der Schöpfungen  abzuhalten.  Der  Stolz  wäre  gewiss  nichts  weniger 
als  wirklich  „national^,  welcher  dem  eigenen  Lande  nützliche  Organi- 
sationen vorenthalten  wollte,  weil  die  Initiative  der  Idee  von  einem 
fremden  Lande  ausgegangen. 

Wenn  wir  so  in  dem  Antrage,  welcher  in  dem  Postulate 
gipfelt, 

dass  für  das  deutsche  Reich  ein  volkswirthschaftlicher  Senat  ^"^*«  "^ 
nach  Analogie  des  französischen  Gonseil  supärienr  in's  Leben  eines  voiks- 
gerufen  werde,  wirthschaft- 

liehen  Senats. 

einea  richtigen  Grundgedanken  erblicken,  so  wollen  wir  dabei  nicht 
läugnen,  dass  der  französischen  Institution  manche  Eigenthümlich- 
keiten  anhaften,  welche,  auch  in  Frankreich  verbesserungsfäbig,  für 
deatacbe  Verhältnisse  nicht  anwendbar  sind. 

Das  Vorhandensein  von  Mängeln  schliesst  aber  niemals  aus,  dass 
dieselben  beseitigt  werden  können  und  so  glauben  auch  wir,  dass 
es  bei  ernsthaftem  Wollen  und  gründlicher  Erwägung  der  einschlägigen 
Verhältnisse  nicht  allzu  schwer  fallen  dürfte,  einem  wirthschaft- 
lichen  Centralorgan  für  Deutschland  die  Formen  zu  geben,  welche 
der  Verfassung  des  Reiches  wie  der  Eigenart  unseres  Volkes  und 
Landes  entsprechen. 

Der  Einwand,  dass  eine  solche  Körperschaft,  eine  Beschränkung  verfassuugs- 

'  ^  °   massige  Be- 
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deutung eines  der  verfassungsmässigen  Rechte  der  parlamentarischen  Vertreter  der 
'liehen  Nation  involviren  würde,  ist  kaum  ernst  zu  nehmen,  da  in  einem 
Central-  ßcirath,  wclchcr  keine  andere  Aufgabe  hat,  als  sich  gutachtlich  an 
den  Vorarbeiten  für  die  Thätigkeit  der  wirklich  gesetzgebenden 
Factoren  zu  betheiligen  und  gegebenen  Falls  den  Bedürfnissen 
der  wirthschaftlichen  Lage  entsprechende  Anregungen  zu  geben, 
niemals  eine  Verletzung  constitutioneller  Rechte  und  Formen  zu  er- 

■ 

blicken  ist.  Ueberdies  genügt  ja  ein  Blick  auf  jene  Staaten,  welche 
ähnliche  Institutionen  besitzen,  um  derartigen  Bedenken  jeden  realen 
Boden  zu  entziehen;  was  man  in  Frankreich,  Belgien  u.  s.  w.  der 
Verfassung  anpassen  konnte,  dafür  wird  man  auch  bei  uns  eine 
passende  Form  finden  können. 

Man  wird  behaupten,  dass  die  föderative  Verfassuif^  Deutsch- 
lands der  Sache  Schwierigkeiten  in  den  Weg  stelle.  Allein  auch 
diese  Einrede  ist  hinfällig,  denn  es  darf  vor  allen  Dingen  nicht  ver- 
gessen werden,  dass  Bundesrath  und  Reichstag  ja  erst  das  Gesetz, 
betreifend  die  Errichtung  eines  volkswirthschaftlichen  Centralorgans, 
noch  machen  sollen  und  so  in  der  Lage  sind,  diese  Institution  gegen- 
über ihrer  legislatorischen  Gompetenz  mit  allen  genügenden  Cautelen 
zu  umgeben. 
Formation  D[q  Formatiou  des  volkswirthschaftlichen  Centralorgans  wie  die 

Normirung  seiner  Befugnisse  sind  gewiss  nicht  gleichgültig,  nnd  sind 


nisse  eines 


wirthschaft  besonders  an  die  Zusammensetzung  Anforderungen  zu  stellen ,  ohne 
Central-  dcrcu  Erfülluug  die  Wirksamkeit  einer  solchen  Körperschaft  minde- 
organs.     stcus  sohr  fragHch  sein  würde. 

Behördlicher  Zuuächst  muss  CS  ciuc  Bchördc  sein;  es  genügt  nicht,  — wie 
anfänglich  in  einigen  Kreisen  angenommen  wurde,  —  dass  sich 
frei  aus  den  verschiedenen  Interessengruppen  heraus  eine  Körper- 
schaft bilde,  und  sich  eine  halbofficielle  Anerkennung  und  Beachtung'' 
seitens  der  Regierung  erringe,  wie  das  in  gewisser  Beziehung  ja 
auch  beim  Handelstag,  mehr  noch  vielleicht  auf  dem  exciusiven 
Terrain  der  Gewerbsinteressen  beim  deutschen  Landwirthschaftsrath, 
der  Fall  ist.  Es  handelt  sich  bei  der  Institution  um  einen  Ver- 
trauenspfeiler, an  dem  Handel  und  Gewerbe  sich  anklammern 
können,  derselbe  lässt  sich  nicht  bauen  ohne  gesetzliches  Fundament; 
das  Vertrauen  kann  sich  nicht  wieder  erheben  und  stützen  auf  eine 
Organisation,  die,  mehr  oder  minder  dem  Zufall  preisgegeben,  heute 
sich  der  Aufmerksamkeit  der  Reichsregierung  erfreuen  kann,  um  über 
wenige  Tage  nicht  mehr  beachtet  zu  werden  und  damit  gleich  den 
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volkawirthschaftlichen  Gongressen  und  dem  Haadelstage  etc.    zu  fast 
völliger  Bedeutungslosigkeit  herabzusinken. 

Eine  weitere  GinndbediDgung  der  Zweckmässigkeit  liegt  in  der  competeni. 
erforderlichen  Competenz,  womit  die  Institution  auszurüsten  ist. 
Sie  soll  zwar  nichts  weiter  und  nichts  anderes  sein,  als  eine  rein 
consultative  Behörde  ohne  jegliche  in  die  Prägorative  des  Reichs 
oder  der  Einzelstaaten  hineingreifende  Befugniss,  allein  das  muss 
für  die  durch  sie  vertretenen  luteressenkreise  feststehen,  dass  kein 
bezügliches  Gesetz  beschlossen,  kein  beschlossenes  Gesetz  ausgeführt 
wird,  ohne  dass  das  wirthschaftliche  Centralorgan  um  seine  Meinung 
befragt  ist  und  diese  dem  Reichstag ,'  bezw.  dem  Bnndesrathe  in 
motivirtem  Gutachten  vorgelegen  hat.  Anch  soll  ein  Zwang  bestehen, 
die  Anregungen,  welche  etwa  aus  der  eigenen  Initiative  dieser  Körper- 
schaft der  Reichsregierung  oder  dem  Reichstage  gegeben  werden,  in 
Erwägung  zu  ziehen  und  sollen  dieselben  nicht  lediglich  „als  werth- 
voUes  Material*^  betrachtet  und  im  besten  Falle  einer  besonderen 
AbtheiluDg  des  Archives  eioverleibt  werden,  —  wie  es  bisher  bezüg- 
lich der  meisten,  aus  nicht  behördlichen  Kreisen,  eingehenden  Vor- 
schläge und  Anträge  in  wirthschaftlichen  Fragen,  Usus  war. 

Das  wirthschaftliche  Centralorgan  des  deutschen  Reiches  muss 
gehört  werden,  nur  dann  kann  sich  den  arbeitenden  Elementen  des 
Staates  die  Beruhigung  mittheilen,  dass  die  Wirthschaftspolitik  eine 
stabile,  der  heimischen  Arbeit  wohlwollende  sein  wird.  Verwahren 
wir  uns  schon  hier  dagegen,  dass  wir  die  erwünschte  Stabilität 
im  Sinne  von  Stagnation  aufgefasst  wissen  wollen.  Wir  verstehen 
darunter  kein  starres  Festhalten  an  herrschenden  oder  noch  zu 
verwirklichenden  Theoremen  und  deren  Formen,  —  wir  halten 
auch  für  die  Handels-  und  Wirthschaftspolitik  eines  Landes  eine 
stete  FortentwickeluDg  für  geboten,  nur  müssen  wir  es  als  ebenso 
nothwendig  hinstellen,  dass  sich  diese  Forteutwickelung  nicht 
anders  vollziehe,  als  im  Anschluss  und  als  gleichsam  logische  Con- 
seqnenz  der  sich  aus  den  practischen,  thatsächlichen  Verhältnissen 
ergebenden  Forderungen,  welche  selbstverständlich  wieder  nach 
unserer  Ueberzeugung  nur  dann  richtig  erfasst  und  berücksichtigt 
werden  können,  wenn  sie  mit  Sorgfalt  verfolgt  und  mit  zuverlässiger 
Sachverständigkeit  dargestellt  werden. 

Beiden  Bedingungen,  dem  behördlichen  Charakter  und  der  Com- 
petenz des  zu  schaffenden  -Collegiums,  lässt  sich  ohne  Bedenken  für 
den  Staat  gerecht  werden,  wenn  die  Zusammensetzung  des  Organes  zusamiuen 
nach  Grundsätzen  erfolgt,    welche  den  gesetzgebenden  Factoren  die    "**""8* 
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Garantie  geben,  dass  die  verlangten  Goncessionen  nicht  missbraucht 
werden  können.  Wir  sind  der  Ueberzengnng,  dass  solche  Garantieea 
andererseits  durchaus  zu  versöhnen  sind  mit  der  ebenso  wichtigen 
Forderung,  dass  in  der  Zusammensetzung  des  Gentralorgans  die  ab- 
solute Unabhängigkeit  von  wandelbaren  politischen  Parteiströmungen 
gesichert  werden  müsse. 

Dementsprechend  muss  der  „Volkswirthschafts-Rath*  gebil- 
det werden  aus  Reichs-  und  Staatsbeamten  der  entsprechenden  Ressorts 
der  höchsten  Verwaltung,  aus  Delegirten  der  einzelnen  Factoren  der 
Gesetzgebang,  aus  erwählten  Vertretern  der  verschiedenen  Wirth- 
Schaftsgruppen  —  und  hierin  liegt  ein  Häuptunterschied  •  von  der 
französischen  Einrichtung,  —  und  aus  vom  Kaiser  zu  berufenden 
Vertrauenspersonen,  welche  geeignet  sind,  das  CoUegium  behufs  Ver- 
tretung aller  Interessen  und  Erwägung  aller  irgend  in  Frage  kom- 
menden Gesichtspunkte  zu  vervollständigen,  um  so  gewissermaassen 
durch  Zufall  herbeigeführte,  nicht  ganz  zutreffende  Ergebnisse  der 
Wahl  zu  corrigiren. 

Die  höchsten  Reichsbeamten,  welche  bei  der  Verwaltung  bezw. 
Behandlung  wirthschaftlicher  Angelegenheiten  betheiligt  sind,  wären, 
wie  in  Frankreich,  Mitglieder  von  Amts  wegen,  und  der  Reichs- 
kanzler respective  dessen  Stellvertreter  wäre  geborener  Präsident 
des  Gollegiums;  dieser  Theil  der  Körperschaft  hätte  die  Vertretung 
des  allgemeinen  Staatsiuteresses.  Eine  entsprechende  Anzahl  von 
Mitgliedern  wurden  Bundesrath  und  Reichstag  aus  ihrer  Mitte  de- 
putiren,  um  so  eine  feste  und  auch  persönliche  Verbindung  zwi- 
schen den  allein  gesetzgebenden  und  der  nur  berathenden 
Körperschaft  herzustellen;  eine  Verbindung  die  gegenseitig  nur  be- 
fruchtend wirken  könnte.  Eine  andere  Anzahl  von  Männern  wäre 
von  den  gemäss  unseren  Vorschlägen  reorganisirten  Volkswirthschafts- 
kammern,  von  denen  Delegirte  in  entsprechender  Zahl  zur  Wahl  zusam- 
men zu  treten  hätten,  entsprechend  dem  für  jene  Organe  vorgesehenen 
Turnus  alle  drei  Jahre  neu  zu  wählen,  und  diese  wurden  die  di- 
recten  concreten  Interessen  der  deutschen  Handels-  and  Gewerb- 
thätigkeit  vertreten. 

Dass  diese  Vertretung  den  wirthschaftlichen  Interessen  auch 
wirklich  entspreche,  ist  eben  auch  nur  jene  Reorganisation,  welche  die 
Handels-  und  Gewerbekammern  gleichmässig  über  Deutschland  ver- 
theilt  und  auf  breitester  Grundlage  alle  loteressenk reise  gleichartig 
umfasst,  zu  bewirken  im  Stande,  und  nur  sie  bietet  die  einzige  Mög- 
lichkeit, ein  wirthschaftliches  Gentralorgan  theilweise  aus  wirklichen 
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Wahlen  der  Intereesentenkreise  selbst  hervorgehen  za  lassen,  and  nar 
in  dieser  Wahl  liegt  die  Gewähr  —  im  Gegensatz  zu  der  in  Frank- 
reich beliebten  ausschliesslichen  Ernennung  —  dass  die  zu  Vertretern 
der  Interessen  berufenen  Männer,  gleichsam  ein  mit  dem  Storchschnabel 
gezeichnetes  Bild  dieser  Interessen  selbst  darstellen. 

Diese  Gewählten  würden  aber  nicht  allein  die  eigentlichen  Sach- 
verständigen der  Körperschaft  bilden,  da  sich  ihnen  noch  eine  An- 
zahl von  Männern  zuzugesellen  hätte,  welche  zur  Vervollständigung 
der  Institution  aus  den  hervorragenderen  Persönlichkeiten  der  einzel- 
nen Wirthschaftsgruppen,  aus  dem  practischen  Leben  überhaupt, 
aus  den  grossen  Eisenbahnverwaltungen  des  Landes,  aus  der  bür- 
gerlichen Verwaltung,  aus  den  Kreisen  der  Wissenschaft  und  thun- 
lichst  auch  aus  dem  eigentlichen  Ärbeiterstande,  diesmal  durch  kai- 
serliches Vertrauen,  und  zwar  auf  Lebenszeit  zu  berufen  wären. 

Es  ist  richtig,  dass  das  Deutsche  Reich  bislang  in  verschiede- 
nen wichtigen  Ressorts  für  wirthschafiliche  Angelegenheiten  keine 
eigentliche  autonomen  Spitzen  besitzt,  welche  ex  officio  berufen  wären^ 
die  Reichsverwaltung  in  unserem  Centralorgan  von  der  betreffenden 
Stelle  aus  in  gleicher  Weise  zu  repräsentiren,  wie  solches  in  Frank- 
reich der  Fall  ist  und  in  jedem  deutschen  Einzelstaate  möglich 
wäre.  Es  fehlen  uns  zumal  die  Reichshandels-,  Reichslandwirth- 
Schafts-  und  Reichseisenbahnminister;  immerhin  ist  diese  Lücke  nicht 
so  empfindlich,  dass  sie*  in  dem  wirthschaftlichen  Centralorgan  nicht 
in  ausreichender  Weise  ergänzt  werden  könnte,  zumal  der  Bundes- 
rath  ja  ohnehin  das  Recht  haben  soll,  eine  Anzahl  von  Mitgliedern 
in  den  Rath  zu  delegiren,  wobei  recht  wohl  auf  besonders  geeig- 
nete Vertreter  specieller  Ressorts  gerücksichtigt  werden  kann.  ♦ 

Nach  diesen  allgemeinen  Ideen  denken  wir  uns  den  Volkswirth- 
schafts-Rath  des  Deutschen  Reiches  aus.  einer  Gesammtzahl  von  60 
Mitgliedern,  ausser  dem  Präsidenten  —  dem  Reichskanzler  oder 
dessen  Stellvertreter  —  constituirt  (der  gleichen  Zahl,  welche  der 
Conseil  superieur  in  Frankreich  umfasst).  Von  diesen  60  Personen 
wären  10  berufen  von  Amtswegen  in  Folge  ihrer  öffentlichen  Stellung  Mitglied« 

und    zwar  Amt« wegen. 

1.  Der  Director  der  Gentralabtheilung  des  Reichskanzleramts, 
dem  u.  A.  das  Auswanderungs-  und  Heimathswesen,  die 
Navigationsangelegenheiten,  das  Gesundheitsamt,  die  Nor- 
mal-Eichungscommission etc.  unterstehen; 

2.  Der  Director  der  Finanzabtheilung  des  Reichskanzleramts, 
zu  dessen  Geschäftskreis  u,  A.  die  Münz-  und  Banksachen, 
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die  Zoll-   and  Steaersachen,    die  Reicbsscbuldensachen  etc. 
gehören; 

3.  der  Staatssecretair  des  Auswärtigen  Amtes,  als  Vertreter 
der  höheren  Politik  des  Reiches; 

4.  der  Director  des  Auswärtigen  Amtes,  von  welchem  die  An- 
gelegenheiten des  Handels  und  Verkehrs,  daüs  Consulatswesen, 
das  Polizeiwesen  etc.  ressortiren; 

5.  der  Chef  des  grossen  Generalstabes,  als  Vertreter  der  Inter- 
essen der  Landesvertheidigung  (z.  B.  bei  den  Fragen  der 
Verkehrsstrassen,  etc,  etc.); 

6.  der  General-Postmeister  als  Chef  der  Kaiserlichen  Post-  und 
Telegraphenverwaltung ; 

7.  der  Staatssecretair  im  Reichsjustizamt,  dessen  Ressort  die 
Vorbereitung  und  Vertretung  aller  Gesetzentwurfe,  sowie 
die  Bearbeitung  der  Ausführungsbestimmungen  zu  denselben, 
desgleichen  die  das  Reichs- Ober-Handelsgericht  betreffende 
Justizverwaltung  etc.  begreift; 

8.  der  Präsident  der  Reichsbank; 

9.  der  Director  des  statistischen  Amts; 

♦        10.  ein  Mitglied  für  die  landwirthschaftlichen  Angelegenheiten.*) 
Deiegirte  des         Zu    dcm    Präsidenten    und    diesen   zehn    „geborenen"    Mitglie- 
und  des "  ^^^'^    ^^s    wirthschaftlichen    Centralorgans    wurden   hinzutreten    fünf 
Reichsiages.  gtäudige  Delcgirtc    aus    der  Mitte    des  Bundesraths,    welche    dieser 
aus  den  Ausschüssen  für  das  Seewesen,    für  Zoll-  und  Steuerwesen, 
für  Handel  und  Verkehr,  für  Eisenbahnen,  Post  und  Telegraphen  zu 
designiren  hätte,  desgleichen  fünf  aus  der  Mitte  des  Reichstages  beim 
Beginne  jeder  Legislaturperiode  zu  delegirende  Mitglieder  des  Reichs- 
tages. 
Vertreter  der         Dic  Zahl    dcr    vou    dcu  Interesseuteukreisen    selbst  zu  entsen- 
es^^lten-    dcndcu  Vertreter    nehmen   wir    auf  30   au   und  zwar  haben  wir  be- 
krei8e.     zügUch  dcr  Wahl  derselben    einen    zweifachen  Modus,    entsprechend 

*)  Da  für  die  laiidwirthschaft liehen  Interessen  nirgends  ein  Rcichsamt  existirt, 
so  wäre  der  Träger  dieser  zehnten  Stelle  aus  den  das  landwirthschaftliche  Ressort 
in  den  Kinzelstaalen  verwaltenden  Ministem  zu  nehmen,  unfl  liegt  es  in  der  Natur 
der  Sache,  dass  mau  dabei  an  erster  Stelle  an  den  Preussischen  Minister  för  die 
landwirthschaftlichen  Angelegenheiten  denkt,  als  au  den  einzigen  wirklichen  Fach- 
minister  auf  diesem  Gebiete  in  Deutschland,  der  überdies  den  nicht  nur  bei  weitem 
grössten,  sondern  in  landwirthschaftlicher  Beziehung  überwiegend  bedeutenden  Staat 
innerhalb  des  Reiches  vertritt. 
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unseren  zwei  Formations -Vorschlägen  für  die  Reorganisation  der 
Handels-  und  Gewerbekammern,  vorzusehen. 

Nach  unserm  ersten  Vorschlage  der  Zusammensetzung  bezw.  Bil- 
dung derselben,  wonach'  den  Kammern  stets  nur  je  drei  Vertreter  der 
landwirthschaftlichen  Vereine  und  der  Innungen  angehören,  ist  es  näm- 
lich nicht  wahrscheinlich,  dass  ans  den  Wahlen  der  Kammern  zu 
einem  Centralorgan  jemals  ein  Vertreter  der  Landwirthschafb  oder 
des  Kleingewerbes  hervorgehe,  was  indessen  unerlässlich  erscheint. 
Nun  ist  zwar  nach  unserer  schon  früher  motivirten  AufTassang  das 
Handwerk  auch  durch  die  Industrie  stets  mitvertreten,  und  in  seinen 
Interessen  nicht  leicht  denkbar  im  Widerspruch  mit  denjenigen  von 
Handel,  Industrie  und  Landwirthschaft.  Anders  aber  liegt  es  mit 
der  letzteren,  deren  Interessen  von  weittragenderer  Bedeutung  mit 
sonst  allgemeinen  öconomischen  Interessen  leicht  collidiren  können, 
weshalb  die  specielle  Vertretung  dieses  Gewerbes  in  einem  wirth- 
schaftlichen  Centralorgan  als  nothwendig  erachtet  werden  muss. 
—  Mit  Rucksicht  auf  diesen  umstand  könnte  daher  die  Wahl  der 
commerciellen  und  gewerblichen  Vertreter  nicht  ausschliesslich  durch 
die  Handels-  und  Gewerbekammern  vollzogen  werden,  vielmehr 
müssten  sich  diese  mit  24  Delegirtcn  begnügen  —  von  denen 
somit  je  einer  auf  fünf  oder  sechs  Kammern  entfiele  —  und  die 
Wahl  der  sechs  übrigen  der  Landwirthschaft  allein  überlassen.  Dm 
hier  indessen  das  Princip  nicht  zu  verletzen,  würde  die  Wahl  der 
Landwirthschaft  keine  directe  sein  können,  und  wäre  dieselbe  am 
besten  in  der  Art  zu  reguliren,  dass  der  deutsche  Landwirthschafts- 
rath  dem  Reichskanzler  zwölf  Candidaten  aus  verschiedenen  Landes- 
theilen  präsentirte,  aus  welchen  dieser  die  sechs  Vertreter  zu 
ernennen  hätte. 

Bei  der  Bildung  der  Volks wirth Schafts  -  Kammern  nach  un- 
serem zweiten  Vorschlage  wäre  ein  solches  Auskunftsmittel  nicht 
erforderlich,  da  bei  einer  allgemeinen  Wahl  säramtlicher  Wirthschafts- 
gruppen  mit  ziemlicher  Bestimmtheit  angenommen  werden  kann,  dass 
die  Volkswirthschafts-Kammern  der  vorwiegend  Landwirthschaft  trei- 
benden Landestheile  auch  specieli  Vertreter  dieses  Gewerbes  als  die 
ihrigen  erwählen  würden,  was  in  diesem  Falle  um  so  leichter  mög- 
lich, als  bei  der  dann  allgemeinen  Wahl  nur  je  4  oder  5  Kammern 
(anstatt  5  oder  6)  sich  über  einen  Vertreter  zu  verständigen  hätten. 

Sofern  bei  397  Reichstagswahlbezirken,  von  denen  je  3  oder  4 
zu  einem  Kammerbezirke  gehören,  die  Zahl  der  132. aus  den  Kam- 
mern zu  entsendenden  Vertreter  in  die  Gesammtzahl  der  Kammer- 
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bezirke  nicht  aafgeht,  so  wird  die  Frage,  wie  viele  Kammern, 
ob  3 — 4  oder  5  bezw.  6,  einen  gemeinschaftlichen  Vertreter  zu  w&hlen 
haben,  in  jedem  einzelnen  Falle  einer  besonderen  Regnlimng  durch 
Verordnung  des  «Reichskanzlers  bedürfen.  Der  Ausgleich  durfte  darin 
zu  finden  sein,  dass  man  in  Landestheilen,  mit  nach  irgend  welcher 
Richtung  intensiver  entwickelter  Gewerbthätigkeit,  einen  Vertreter 
einer  geringeren  Zahl  von  Kammern  zuwiese,  als  in  solchen  Gegenden, 
wo  weniger  schwerwiegende  wirthschafUiche  Interessen  ins  Gewicht 
fallen. 
Mitglieder  Jq  ^\\qj^  Fällen  würde  ein  Correctiv  der  Zufälligkeiten  der  Wahl 

durch  __ 

icaiseriiche  iu  dcu  Häudeu  dos  Kaiscrs  ruhen,  welcher  nach  unserer  Idee  die 
Ernennung.  jjq^.|j  übrigen  10  Mitglieder  des  Collegiums  aus  den  hervorragen- 
den Gapacitäten  der  verschiedenen  Wirthschaftsgruppen  mit  Ein- 
schluss  des  Ärbeiterstandes,  des  Verkehrswesens,  der  bürgerlichen 
Verwaltung  und  der  Wissenschaft  auf  Lebenszeit  zu  ernennen  hätte, 
so  dass  stets  eine  entsprechende  Ergänzung  der  zur  Beurtheilung  aller 
einschlägigen   Fragen    berufenen    Elemente   gesichert  wäre. 

Innere  Während    das  Präsidium    dem  höchsten  Beamten  der  Reichsre- 

MTidium"  gierung,  beziehungsweise  seinem   Stellvertreter,    zufällt,    würde    das 
Vicepräsidium  durch  Wahl  der  Mitgliedern  zu  besetzen  sein. 

So  wären  unseres  Erachtens  die  verfassungsmässigen  Rechte  des 
Staates  und  der  gesammten  Legislative  ebenso  vor  jeder  Verletzung 
gesichert,  als  die  wirthschaftlichen  Interessen  des  Landes  ausreichend 
und  selbstständig  vertreten. 

Was  die  Wirksamkeit  des  Volkswirthschafts-Rathes  betrifft,  so 
ist,  wie  uns  scheinen  will,  die  Organisation  seiner  Functionen 
durch  den  Zweck  seiner  Berufung  ziemlich  selbstverständlich  vorge- 
zeichnet. 

Aufgaben.  ßas  volkswirthschaftüche  Centralorgau  soll  einerseits  alle  Gesetzes- 

vorlagen, welche  das  wirthschaftliohe  Gebiet  berühren,  prüfen,  ehe 
dieselben  vor  den  Bundesrath  und  Reichstag  zur  Beschlussfassung 
gelangen,  um  dazu  seine,  auch  die  Minoritätsansichten  ausführenden 
motivirten  Gutachten  abzugeben;  es  soll  andererseits  auch  aus  eige- 
ner Initiative  Anregung  zu  Gesetzentwürfen  und  Verordnungen  geben, 
welche  im  Interesse  der  Hebung  der  heimischen  Gewerbthätigkeit 
und  der  Förderung  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse  überhaupt  nütz- 
lich erscheinen,  und  die  dazu  erforderlichen  Untersuchungen  (En- 
queten) selbstständig  anstellen,  oder  solche  auch  im  Auftrage  des 
Reiches  ausführen. 
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Daraus    ergiebt   sich  erstens,  dass   der  Volkswirthschafts-Raths  »««eimaaaige 
jährlich  einmal  zu  einer  regelmässigen  Sitzung  zusammen  zu  treten 
hat,  und   zweitens,  dass  der  Zeitpunkt  dieser  Sitzung  am  richtigsten 
etwa  mit  dem   der  Bundesrathssitzungen,  welche  dem  regelmässigen 
Zusammentritt  der  Reichstagssessionen  vorangehen,  zusammenfällt. 

Die  Anordnung  der  Sitzungen  des  Volkswirthschafts-Raths  wäre    ^"»««»■■ 

®  ®  ordentliche 

dem  Reichskanzler   zu  übertragen.     Die  Berufung  ausserordentlicher  suzaDgen. 
Sitzungen  gebührt  derselben  Instanz  und  müssle  ausserdem  erfolgen, 
wenn  die  Hälfte  der  Mitglieder  solches  verlangt. 

Es  gilt  als  natürlich,  dass  die  reorganisirten  officiellen  Inter- 
essenvertretungen des  Reichs  ihre  jährlichen  Berichte  ebenso,  wie 
den  Ministerien  der  einzelneu  Staaten,  so  namentlich  auch  dem 
wirthschaftlichen  Centralorgan    des  Reiches    zu  unterbreiten  hätten,    st&ndige 

CommiB- 

und  ebenso  alle  Eingaben  und  Vorstellungen,  welche  das  Gebiet  der  sionen. 
allgemeinen  Reichsgesetzgebung  berühren.  Es  ist  erforderlich,  dass 
diese  Materialien  eine  Stelle  für  ihre  Bearbeitung  finden,  und  wäre  zu 
diesem  Behuf e  die  Bildung  einer  ständigen  Commission,  in  Ver- 
bindung mit  einem  im  Reichskanzleramt  zu  errichtenden  Secretariat 
des  Rathes  jedenfalls  vorzusehen.  Die  .ständige  Commission  wäre 
aus  12  Mitgliedern  unter  dem  Präsidenten  des  Rathes  zu  con- 
stituiren,  in  weicher  Zahl  die  einzelnen  Gruppen  des  Gollegiums 
im  gleichen  Verhältniss,  wie  in  der  Körperschaft  selbst  vertreten 
wären.  Sonach  hätten  die  Mitglieder  von  Rechtswegen  2,  die  Bundes- 
raths-  und  Reichsvertreter  je  1,  die  vom  Kaiser  ernannten  Räthe 
2  und  die  von  den  Handels-  und  Gewerbekammern  deputirten  Ver* 
treter  6  Mitglieder  in  diese  Commission  zu  entsenden.  Für  die 
Mitglieder  aus  den  Interessentenkreisen  hätte  als  Regel  zu  gelten, 
dass  alle  Wirthschaftsgruppen  Handel,  Gewerbe,  Rhederei  und  Land- 
wirthschaft,  mindestens  durch  einen  Repräsentanten  in  der  Commission 
vertreten  wären;  ausserdem  wäre  bei  der  Berufung  der  Gommissions- 
mitglieder  vorzugsweise  auf  diejenigen  zu  rücksichtigen,  welche  in 
der  Reichshauptstadt  ihren  festen  Wohnsitz  haben. 

Diese  Commission  hätte  die  Vorbereitung  des  Materials  für  die  Ple^ 
narsitzungen  des  Raths  zu  übernehmen,  die  Referate  zu  vertheilen  und 
die  Ausführung  der  vom  Rath  gefassten  Beschlüsse,  bezw.  die 
Vermittlung  seiner  Gutachten  etc.  zu  besorgen. 

Das  Gollegium  selbst  würde  sich  in  drei  Sectionen  theilen:  für  secuonen  für 
Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel,  und  könnten  einschlägige  Fragen ^''^*^*'*"'^ 
vom  Rathe  einer  einzelnen  Section  eventuell  zur  Vorbereitung,  oder    Handel. 
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in  einzelnen  speciellen  Fällen  zur  selbstständigen  Erledigung  über- 
wiesen werden.  Zu  solchem  Zwecke  würden  die  Seetionen  getrennt 
/.n  besonderen  Sitzungen  zusammentreten. 
Mitglied-  ^  d\q  Mitgliedschaft  ist  als  unbesoldetes  Ehrenamt  aufzufassen, 
nur  wäre  den  Mitgliedern,  wie  den  Reichstagsabgeordneten,  freie  Fahrt 
zu  den  Sitzungen  zu  gewähren,  auch  dürfte  es  zulässig  sein,  dass 
die  Handels-  und  Gewerbekammern  resp.  Volkswirthschaftskammern 
ihren  Deputirten   Diäten  gewährten. 


Schaft. 


Das  wären  —  nach  unserer  Vorstellung  —  die  Grundzüge  einer 
Organisation,  welche  den  sachlichen  Anforderungen  an  die  in  Rede 
stehende  Institution  gerecht  werden  könnten:  Das  volkswirthschaftliche 
Centralorgan  baut  sich  in  natürlicher  Weise  auf  auf  den  reorgani- 
sirten  Volkswirthschaftskammern  des  ganzen  Reiches;  es  krönt  ge- 
wissermaassen  das  Gebäude  der  officiellen  Interessenvertretungen  des 
Landes.  Das  Bedurfniss  eines  solchen  volkswirthschafilichen  Raths 
liegt  ebenso  klar  zu  Tage,  wie  die  Nothwendigkeit  einer  radicalen 
Reform  der  Handels-  und  Gewerbekammern;  es  wird  von  den  ver- 
schiedensten Kreisen  aufs  dringendste  betont  und  findet  bisher  nur 
Gegner  in  jenen  Lagern,  die  eine  solche  Körperschaft  ohne  jeden 
Grund  mit  einem  Parteiconventikel  der  Schutzzöllner  confundiren, 
oder  weU'he  die  Rechte  und  das  Ansehen  des  Reichstags  ohne  ge- 
gründetere Ursache  durch  dieselben  geschmälert  sehen  wollen. 

Bei  der  Masse  des  deutschen  Volkes  werden  solche  Vornrtheile 
nicht  Platz  greifen,  das  Wohl  der  nationalen  Arbeit  ist  auch  das  Wohl  des 
Volkes  und  sehr  bald  werden  auch  die  direct  ünbetheiligten  erken- 
nen, dass  ein  solches  Coflegium  ernster,  unabhängiger  und  sachver- 
ständiger Männer,  welches,  mit  wachsamem  Auge  dem  Wechsel  der 
Zeitströmung  folgend,  offenes  Ohr  den  aus  den  Kreisen  des  practi- 
schen  Lebens,  aus  denen  sie  hervorgegangen,  sich  äussernden  Stim- 
men leihend,  voreiligem  Drängen  aber  sich  mit  Vorsicht  und  Beson- 
nenheit entgegenstellend, —  den  wirthscb^iftlichen  Unternehmungen  jeder 
Art  eine  feste  Grundlage  des  Vertrauens  leihen,  den  Unternehmungs- 
geist ermnthigen,  Handel  und  Gewerbe  mit  einem  frischen  (laache 
durchdringen,  und  sich  als  ein  mächtiger  Förderer  des  materiellen 
Gedeihens  des  Vaterlandes  erweisen  wird. 


Aus    der     Gemeinschaftlichkeit     der    Interessen    entstand    die 
menschliche    Gesellschaft,     der    Staat.      Aus    der,    in  der   gegen- 
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seitigen  Befrachtung  der  gemeiaschaftlichen  Interessen  erwachsenden 
Blüthe  des  Wohlstandes,  reift  die  Fracht  nationalen  Glückes. 

Die  Erkenntniss  der  solidarischen  Gemeinsamkeit  der  Interessen 
aller  deutschen  Gauen,  aller  Zweige  deutscher  Arbeit,  führte  zum 
Deutschen  Zollverein,  dem  Crystallisationspunkt  des  neuen  Deutschen 
Reichs.  * 

Die  aus  der  gesicherteren  Wahrung  aller  deutschen  Interessen 
erwachsende  Wohlfahrt  ist  der  beste  Kitt  in  dem  Zusammenhalten 
unseres  Staates,  ist  die  Zauberformel  zur  Lösung  der  socialen  Frage, 
ist  die  beste  Grundlage,  auf  der  sich  alle  edleren  und  höheren  Be- 
strebungen ermöglichen  und  entwickeln  können. 


T.  Kaafinuiii.  33 


Anhang  I. 
Entwurf  eines  Gesetzes  über  Organisation 

von 

Handels-  und  Oewerbekammern  respective  Volkswirth- 

schaftskammem. 

Errichtnng.         1.    Zui'  Föfderung   und  Vertretung  der  Interessen   von  Handel, 
Industrie,  Landwirthschaft  und  Kleingewerbe  sollen  ina  ganzen  Reiche, 
je  drei   Reiclistagswahlbezirke  umfassende,  Handels-    und    Gewerbe- 
kamraern  (Volkswirthschaftskammern)  errichtet  werden. 
Befugnisse  2.    Dicse    Eammem    fungiren    als    consultative    Behörden    und 

Tenheiten.   habcü    im  Allgemeinen    folgende    näher   bestimmte   Befugnisse    und 
Obliegenheiten: 

a)  Dieselben  haben  den  betreffenden  Landes-  und  Reichsbehörden 
als  begutachtende  sachverständige  Organe  in  allen  Fragen 
zu  dienen,  welche  die  wirthschaftlichen  Interessen  im  All- 
gemeinen, und  die  ihrer  Bezirke  im  Besonderen  angehen. 

Zu  diesem^  Zwecke  sind  dieselben  über  Gesetzentwürfe, 
welche  diese  Interessen  berühren,  zu  hören,  bevor  dieselben 
von  der  Regierung  den  gesetzgebenden  Körperschaften  zur 
verfassungsmässigen  Behandlung  vorgelegt  werden,  des- 
gleichen über  solche  wichtigere  Verordnungen,  welche  die 
Reichs-,  Landes-,  Provinzial-  und  Bezirksbehörden  in  Bezug 
auf  Handel,  Industrie,  Landwirthschaft  und  Kleingewerbe 
erlassen  wollen,  desgleichen  endlich  über  Einrichtungen  des 
Verkehrswesens,  Errichtung  von  Handelsgerichten,  Börsen, 
Filialen  der  Reichsbank,  technischen  Schulen  und  sonstigen 
Anstalten  für  Handel  und  Gewerbe. 

b)  Dieselben  haben  alle  ihnen  aus  den  betheiligten  Kreisen 
ihres  Bezirkes    zugehenden   Wunsche  und   Vorschläge  über 
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commerzielle  und  gewerbliche  Angelegenheiten  in  Berathung 
zu  nehmen  und  ihre  Wahrnehmungen  und  Vorschläge  über 
die  Bedürfnisse  der  durch  sie  vertretenen  Wirthschafts- 
grnppen,  sowie  über  den  Zustand  der  Verkehrsmittel,  sowohl 
auf  erhaltene  Auiforderun?,  als  auch  aus  eigener  Initiative 
zur  Eenntniss  der  Reichs-,  Landes-  und  Bezirksbehörden 
zu  bringen. 

c)  Sie  fuhren  die  Aufsicht  über  die  Handhabung  der  Firmen- 
register, und  haben  die  Gerichte  ihren  Anträgen  auf  Löschung 
solcher  Firmen,  deren  eingetragene  Inhaber  verstorben,  aus- 
gewandert oder  veraciiollen  sind,  sowie  auf  Herbeiführung 
der  Anmeldung  solcher  Geschäfte,  welche  nach  ihrem  Er- 
messen im  Sinne  der  handelsgesetzlichen  Bestimmungen  zur 
Eintragung  in  das  Handelsregister  verpflichtet  sind,  ex  officio 
Folge  zu  geben. 

d)  Sie  üben  den  durch  besondere  Gesetze  und  Vorschriften 
näher  bestimmten  Einfluss  auf  die  Prüfung  und  Ernennung  der 
Waaren-  und  Wechselmakler  (Sensale),  ebenso  auf  die  Ver-^ 
waltung  der  Börsen,  Entrepots  und  sonstiger  allgemeiner 
Handelsinstitute,  soweit  selbige  aus  öffentlichen  Mitteln  er- 
richtet und  nicht  Eigenthum  besonderer  Corporationen  sind. 

e)  Sie  üben  das  Vorschiagsrecht  bezüglich  der  zu  ernennenden 
Handels-  und  Schiedsgerichtsbeisitzer  und  derjenigen  Per- 
sonen, welche  seitens  der  Gerichte  als  geeignete  Icaufroän- 
nische  oder  gewerbliche  Sachverständige,  Liquidatoren  und 
Goncursverwalter  zu  berufen  sind  und  ertheilen  auf  Requi- 
sition der  Behörden  competentes  Zengniss  über  Handels- 
usancen  etc. 

f)  Sie  haben  alljährlich  bis  spätestens  Ende  Juni  an  die 
höchsten  Stellen  der  Reichs-,  Landes-  und  Bezirksbehörden 
einen  ausführlichen  Bericht  über  die  Lage  und  den  Gang  des 
Handels  und  der  Gewerbe  ihres  Bezirkes  zu  erstatten  und 
denselben  mit  ihren  gutachtlichen  Bemerkungen  zu  begleiten. 
Dieser  Bericht  ist  zu  veröffentlichen  und  den  betheiligten 
Interessentenkreisen  zugänglich  zu  machen. 

g)  Sie  wählen  in  Gemeinschaft  mit  anderen  Kammern  zum 
Volkswirthschafts-Rath  (cfr.   Anhang  II). 

(Erster  Formationstorschlag.)  (Zweiter  FormationsTorschlag.) 

3.  Die  Handels-  und  Gewerbe-  3.  Die  Volkswirthschaftskam-  Mitgueder- 

kammern  bestehen  aus  je  24  Mit-     mern    bestehen   aus  24  aus  den      "'^^' 

33*  * 
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Zusammen- 
setzung. 


Activcs 
Wahlrecht. 


gliedern,  welche  theils  durch  Wahl 
theils  durch  Delegation  berufen 
werden. 

18  Mitglieder  werden  von  dem 
Handels-  und  Gewerbestande  ge- 
wählt, 3  werden  durch  die  ina 
Bezirke  domicilirten  landwirth- 
schaftlichenCentral  vereine,  3  durch 
die  am  Sitze  der  Kammer  be- 
stehenden Handwerker-Innungen 
delegirt. 

4.  Neben  den  gewählten  und 
delegirten  Mitgliedern  haben  die 
von  den  höchsten  Regierungsbe- 
hörden des  Bezirks  zu  solchem 
Zwecke  abgeordneten  Commis- 
sarien,  sowie  die  den  Bezirk  ver- 

'*  tretenden  Landtags-  und  Reichs- 
tags-Abgeordneten Sitz  und  be- 
rathende  Stimme,  und  sind  daher 
zu  sämmtlichen  Verhandlungen 
der  Kammern  gleich  den  übrigen 
Mitgliedern  einzuladen,  auch  von 
allen  die  Kammer  betreffenden 
Angelegenheiten  —  mit  allenfall- 
sigem  Ausschluss  der  internen 
Angelegenheiten  —  in  Kenntniss 
zu  erhalten. 

5.  Zur  Theilnahme  an  der 
Wahl  der  von  dem  Handels-  und 
Gewerbestande  zu  wählenden  Mit- 
glieder sind  berechtigt: 

a)  Diejenigen  Kaufleute  und  Ge- 
sellschaften, welche  als  Inhaber 
einer  Firma  in  dem  für  den 
Bezirk  der  Kammer  geführten 
Handelsregister  seit  5  Jahren 
eingetragen  stehen. 

b)  Die  im  Bezirke  der  Kammer 
den  Bergbau  treibenden  Allein- 


sämmtlicheu  Handel-  und  Ge- 
werbetreibenden des  Bezirkes 
(Kaufleuten,  Industriellen,  Land- 
wirthen  und  Handwerkern)  zu 
wählenden  Mitgliedern. 


Btji  4.  fällt  fort:  „und  delegir- 
ten'*; sonst  wie  nebenstehend. 


o.  Zur  Theilnahme  an  der 
Wahl  berechtigt  sind  sämmtliche 
im  Bezirke  wohnende  selbststän- 
dige Kaufleute,  Industrielle,  Berg- 
bautreibende, Landwirthe,  Hand- 
werker, Gapitaine,  welche  ein 
eigenes  Schiff  besitzen  und  son- 
stige Gewerbetreibenden,  ebenso 
die  Gewerkschaften  und  in  an- 
derer Form  organisirten  Gesell- 
schaften, welche  für  den  Betrieb 
ihres  Gewerbes  mindestens  eine. 
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dem  preussischen  Gewerbesteuer- 
satze  vom  Handel  de  M.  6,  ent- 
sprechende Minimal-6e  werbe- resp. 
Grundsteuer  zahlen.  Die  Wähler 
müssen  das  fünfundzwanzigste 
Lebensjahr  zurückgelegt  haben. 


eigenthümer  oder  Pächter  eines 
Bergwerkes,  Gewerkschaften 
und  in  anderer  Form  organi- 
sirten  Gesellschaften ,  unter 
Ausschluss  der  fiscalischen 
Bergwerke,  beide,  soweit  sie 
mindestens  eine  Gewerbe- 
steuer (in  Preussen  von  M  6, 
in  Bayern  von  M.  - ,  in  Sach- 
sen von  M.  - ,  in  Württem- 
berg von  M.  —  etc.  etc.*^) 
oder  eine  diesen  Sätzen  ent- 
sprechende Steuerquote  für 
ihren  Gewerbebetrieb  zahlen, 
und  seit  mindestens  5  Jahren 
bestehen, 
c)  Die  Gapitaine  langer  Fahrt  und 
der  Eüstenschifffahrt,  welche 
eigene  Schilfe  besitzen  nnd 
seit  5  Jahren  im  Bezirke 
ihr  Domizil  haben. 
Die  Wähler  müssen  das  fünf- 
undzwanzigste Lebensjahr  zurück- 
gelegt haben. 

6.  Die  Wahlstimme  einer  Actiengesellschaft  oder  einer  Genossen- 
schaft darf  nur  durch  ein  im  Handelsregister  eingetragenes  Vor- 
standsmitglied, die  jeder  anderen  im  §  ö  bezeichneten  Gesellschaft 
nur  durch  einen  ebendaselbst  eingetragenen  persönlich  haftenden  Ge- 
sellschafter, die  einer  Gewerkschaft  oder  anderen  im  §  5  bezeich- 
neten Gesellschaft  nur  durch  den  Repräsentanten  oder  ein  Vorstands- 
mitglied, die  einer  Person  weiblichen  Geschlechts  oder  einer  unter 
Vormundschaft  oder  Curatel  stehenden  Person,  nur  durch  den  im 
Handelsregister  eingetragenen  Procuristen,  abgegeben  werden. 

7.  Wer  nach  vorstehenden  Bestimmungen  in  demselben  Kammer- 
Bezirke  mehrfach  stimmberechtigt  ist,  darf  gleichwohl  nur  eine  Wahl- 
stimme abgeben  und  hat  sich,  wenn  er  gleichzeitig  in  mehreren 
Wahlkreisen  des  Handelskammer-Bezirks  stimmberechtigt  ist,  vor 
Ablauf  der  zu  Einwendungen  gegen  die  Wählerliste  bestimmten  Frist 

*)  Entsprechend  umzurechnen.  ^ 


i 
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(§  14/15)  zu  erklären,  in  welchem   Wahlbezirk  er  sein   Stimmrecht 
ausüben  will 
Passives  g     2um  Mitglicdc    einer  Handels-  und  Gewerbekammer    kann 

Wahlrecht.  ^,  ,,  i 

nur  gewählt  werden,  wer 

a)  in  dem  Bezirk  der  Kammer  seinen  ordentlichen  Wohn- 
sitz hat, 

b)  die  nach  §  5  erforderte  active  Wahlberechtigung  besitzt, 

c)  diese  active  Wahlberechtigung  früher  mindestens  fünf 
Jahre  besessen  hat,  und  gegen  den  nichts  vorliegt,  was 
ihn  sonst  von  der  activen  Wahlberechtigung  ausgeschlossen 
haben  würde.  Die  ad  c.  wählbaren  Mitglieder  dürfen  jedoch 
höchstens    ein   Drittel  der  Kammermitglieder  ausmachen 

Aus-  9.     Mehrere  Gesellschafter  oder  Vorstandsmitglieder  einer  und  der- 

''"^17«^'"  sö'ben    Gesellschaft    dürfen    nicht   gleichzeitig   Mitglieder    derselben 
mungen.    Haudcls-  Und  Gewerbckammer  (Volkswirthschaftskammer)  sein, 

10.  Diejenigen,  über  deren  Vermögen  der  Concurs  (Falliment) 
eröffnet  ist,  sind  bis  nach  Abschluss  dieses  Verrahrens  und  diejenigen, 
welche  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  während  der  Dauer  der 
Zahlungseinstellung,  weder  wahlberechtigt  noch  wählbar. 

Wahlbezirk  ]].    Jeder  Kammcrbczirk  bildet  einen  Wahlbezirk,  welcher  zum 

stimmungs-  Zwock  dcr  Stimmenabgabe  in  Abstiramungsbezirke  getheilt  wird. 
bezirke.  Durch  Verorduuug  des  Reichskanzlers  wird  die  Zahl  der  Äbstim- 

mungsorte  festgesetzt. 

12.  Der  Reichskanzler  setzt  desgleichen  auf  Vortrag  der  be- 
treffenden Bezirksbehörden   nach    vorgängiger  Erwägung   mit   Nota- 

beln  des   Bezirkes   fest,  wie  viele  Mitglieder    in    dem    betreffenden 
Abstimmungsbezirke  zu  wählen  sind. 

(Erster  ForniationsYorschlag.)  (Zweiter  FormationsYorschlag.) 
EiiitheUuiig      13.  Die  ZU  wählende  Mitglieder-  13.  Die  Wähler    des  Kammer- 
wshiendcn  '^^^^  ^^^  ^^^  ^'^  Industriellen  und  bezirks  sind  nach  Maassgabe  der 
Mitglieder.  Handeltreibenden  in  dem  Verhält-  auf   den  Bezirk    entfallenden  ge- 
niss  zu  vertheilen,  in  welchem  jede  sammten    Gewerbe-    und   Grund- 
einzelne dieser  beiden  W^irthschafts-  steuersumme  derart  in  drei  Classen 
gruppen,   ihrer    wirthschaftlichen  zu   theilen,    dass  jede  derselben 
Bedeutung  nach,  im  Bezirke  ver-  einDrittel  der  betreffenden  Summe 
treten  ist.  repräsentirt,  deren  erstes  Drittel 
Die  betreffenden  Bezirksregie-  auf  die  Höchstbesteuerten,  deren 
rungen    setzen    nach  vorgäugiger  zweites  Drittel  auf  die  Mi  ttelbesteu- 
Berathung  mit  Notabein  des  Be-  erten    und   deren   letztes  Drittel 
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zirkes  und  noter  Bestätigung  des 
Reichskanzlers  fest,  wie  viele Kauf- 
leute  nnd  wie  viele  Industrielle  für 
iliren  Bezirk  zu  wählen  sind. 


auf  die  Niedrigstbesteuerten 
partirt  wird. 


re- 


14.  Jede  der  drei  Wahlclassen 
wählt  zu    ihrer  Vertretung   acht 
Mitglieder    selbstständig  aus  der 
Gesammtzahl     der     Wahlberech- 
tigten   an    einem  Orte    oder    in 
engeren   localen  Bezirken  (soweit 
auf  die  letzteren  mindestens  drei 
Mitglieder  entfallen*). 
14/16.  Für  jeden  Wahlbezirk  ist  bei  Einrichtung  einer  Handels- 
und   Gewerbekammer    (Wirthschaftskammer)  von  den  Bezirks-fiegie- 
rungen,  sonst  von  der  Kammer  selbst  eine  Liste  der  Wahlberechtigten 
aufzustellen.    Dieselbe  wird  zehn  Tage  lang  öffentlich  ausgelegt,  nach- 
dem die  Zeit  und  der  Ort  der  Auslegung  in  den  letzten  zehn  Tagen 
vorher  öffentlich  bekannt  gemacht  sind. 

Einwendungen  gegen  die  Liste  sind  unter  Beifügung  der  erfor- 
derlichen Bescheinigungen  bis  zum  Ablauf  des  zehnten  Tages  nach 
beendigter  Auslegung,  wenn  die  Kammer  noch  eingerichtet  werden  soll 
bei  den  Bezirks-Regierungen,  sonst  bei  der  Kammer  selbst  anzubringen. 
Recurs  gegen  die  Entscheidung  der  Kammer  ist  innerhalb  zehn  Tagen 
bei  den  Bezirks-Regierungen  einzulegen.  Letztere  entscheiden  in  allen 
Fällen  endgültig. 

15/16.  Nach  erfolgter  Feststellung  der  Wählerliste  hat  für  jeden 
Wahlbezirk  bei  Einrichtung  der  Handels-  und  Gewerbekammer  ein 
von  den  Bezirks-Regierungen,  sonst  ein  von  der  Kammer  aus  der 
Zahl  ihrer  Mitglieder  zu  ernennender  Commissarius  den  Wahltermin  zu 
bestimmen  und  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

16/17.  In  der  Wahlversammlung  führt  der  ernannte  Commissarius 
den  Vorsitz.  Es  wird  ein  Wahlvorstand  gebildet.  Zu  demselben 
gehören,  aus'Ser  dem  Vorsitzenden,  ein  Stimmenzähler  und  ein  Schrift- 
führer, welche  von  den  anwesenden  Wahlberechtigten  aus  ihrer  Mitte 
gewählt  werden. 

17/18.  Die  Wahl  erfolgt  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  durch 
geheime  Abstimmung  mittelst  Stimmzettel,  welche,  ausser  den  §  6 
erwähnten  Fällen,  von  den  Stimmberechtigten  persönlich  abzugeben 


Wahlliste. 


Wahl- 
verfahren. 


*)  Der   Nachsatz    fallt   eventuell  fort,  cfr.  §  19. 


—     520    — 


siod.  Bei  Stimmeogleichbeit  entscheidet  das  Loos.  Ergiebt  sich  bei 
einer  Wahl  in  der  ersten  Abstimmung  weder  eine  absolote  Stimmen- 
mehrheit, noch  Stimmengleichheit,  so  werden  diejenigen,  welche  die 
meisten  Stimmen  erhalten  haben,  in  doppelter  Anzahl  der  zu  Wählen- 
den auf  die  engere  Wahl  gebracht.  Falls  mehr  Personen,  als  die 
doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  die  relativ  meisten  Stimmen  er- 
halten, entscheidet  bei  Feststellung  der  Liste  der  auf  die  engere 
Wahl  zu  Bringenden  unter  denen  welche  gleich  viele  Stimmen  haben, 
das  Loos.  Ueber  die  Gültigkeit  der  Wahlzettel  entscheidet  der 
Wahlvorstand.  Das  Wahlprotoooll  ist  von  dem  Wahlvorstande  zu 
unterzeichnen. 


(Erster  Formationsvorschlag«) 

18.  Die  zur  Delegirung  der 
Vertreter  der  Landwirthschaft  und 
des  Kleingewerbes  berechtigten 
landwirthschaftlichen  Centralver- 
eine  bezw.  Handwerkerinnungen 
bestimmt  für  die  einzelneu  Be- 
zirke der  Keichskanzler.  Die  ge- 
nannten Vereine  bezw.  Innungen 
bestimmen  die  Delegirten  durch 
ihre  Vorstände. 

Die  Delegirung  ist  zu  gleicher 
Zeit  mit  den  Wahlen  zur  Han- 
dels- und  Gewerbekammer  sei- 
tens der  landwirthschaftlichen 
Centralvereine  in  Anwesenheit, 
seitens  der  Innungen  unter  Vor- 
sitz ,  —  bei  Errichtung  der  Kam- 
mer ,  —  eines  Commissars  der  Re- 
gierung, —  sonsteines  Commissars 
der  Kammer  vorzunehmen. 


(Zweiter  FormatiougYorsehlagr-) 

19.  Sollten  aus  Zweckmässig-' 

keitsgründen  die  engeren  Wahlbe- 
zirke in  locale  Unterbezirke  getheilt 
sein,  welche  die  Wahl  von  je 
3  Mitgliedern  nicht  zulassen,  so 
wählen  die  berechtigten  Inter- 
essenten in  der  Weise,  dass  sie  die 
Namen  sämmtlicher  in  ihrem 
Bezirke  zu  wählenden  Mitglieder 
der  betreffenden  Wahlclasse  auf 
einen  Zettel  schreiben  und  den- 
selben der  Wahlbehörde  ihres  lo- 
calen  Bezirkes  am  bestimmten 
Termine  einreichen.  Die  Wahl- 
behörde kann  in  diesem  Fall  «ine 
Deputation  der  Gemeindebehörde 
sein,  welche  durch  die  Bezirks- 
regierung auf  Antrag  der  Volks- 
wirthschaftskammern,  bei  Errich- 
tung der  Kammern  nach  selbst- 
ständigem Ermessen,  Ernannt  wird. 
Die  betreffenden  Wahlzettel  wer- 
den in  diesem  Falle  von  den  lo- 
calen  Wahlvorständen  der  Kam- 
mer bei  Errichtung  der  Kammer 
der  Bezirksregierung,  —  versie- 
gelt eingesandt,  vor  einem  be- 
sonders  ad   hoc  zu  delegirenden 
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Comitö  von  3  Mitgliedern  der 
Kammern  bezw.  des  Regierangs- 
Collegium  eröffnet  und  die  Resultate 
der  Wahl  festgestellt.  Die  Wahl 
erfolgt  in  diesem  Falle  nach  re- 
lativer Stimmenmohrhcit ,  bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  das 
Loos. 

(Eventueller  Paragraph.) 
20.  Der  Modus  der  cumulati   cnnmiative 

...  .    ,         1  -       •        j    i     Abstimmung. 

ven  Abstimmung  ist  zulassig,  d.  n. 
jeder  Wähler  kann  einem  Candi- 
daten  so  viel  Stimmen  geben, 
als  von  ihm  Mitglieder  zu  wählen 
sind,  resp.  er  kann  seine  Stimmen 
auf  eine  in  der  Zahl  der  zu  wählen- 
den Mitglieder  mögliche  Theil- 
zahl  vertheilen. 
19/21.  Die  Handels-  und  Gewerbekammern  (Volkswirthschafts-     ^^**'*" 

•  .  __-  .  CfKebniss  und 

kammem)  haben  das  Ergebniss  der  Wahl  unter  Anberaumung  eines  Binspmchen. 
Termins  von   1 0  Tagen  zu  Einsprachen  öflfentlich  bekannt  zu  machen. 
Einsprachen  gegen  die  Wahl  sind  bei  der  Handels-  und  Gewerbekammer 
anzubringen  und  von  der  Regierungsbehörde  des  Bezirks  endgültig  zu 
entscheiden. 

20/22.  Die  Mitglieder  der  Handels-  und  Gewerbekammern  (Volks-  i>«uer  des 
wirthschaftskammern)  versehen  ihre  Stelle  6  Jahre. 

Je  nach  2  Jahren  tritt  ein  Drittel  aus  und  wird  durch  Neu- 
wahl ersetzt;  die  Austretenden  können  sogleich  wieder  gewählt  wer- 
den, doch  sind  die  nämlichen  Personen  nach  einmaliger  Wiederwahl 
für  zwei  Jahre  von  der  passiven  Wahlberechtigung  ausgeschlossen 
Die  innerhalb  einer  Wahlperiode  in  dem  Personalbestand  der  Mit- 
glieder entstehenden  Lücken  können  durch  Gooptation  der  Kammer 
bis  zum  sechsten  Theile  der  Mitgliederzahl  ergänzt  werden.  Die 
Ergänzung  ist  stets  aus  den  Wirthschaftsgruppen  vorzunehmen, 
welche  dem  Yerhältniss  nach  am  wenigsten  in  der  Kammer  vertre- 
ten sind.     Diese  Gooptationen  sind  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

Die  auf  diese  Weise  cooptirten  Mitglieder  versehen  ihre  Stelle 
bis  zur  nächsten  ordentlichen  Ergänzungswahl. 

21/23.  Jeder  in  der  Person  eines  Mitgliedes.eintretende  umstand,  ^J^l'^lZ 
welcher  dasselbe,  wenn  er  vor  der  Wahl  vorhanden  gewesen  wäre,  hebung  des 

Mandat«. 
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von  der  Wählbarkeit  ausgeschlossen  haben  würde,  hat  das  Erlöschen 
der  Mitgliedschaft  zur  Folge. 

22/24.  Die  Kammer  kann  ein  Mitglied ,  welches  nach  ihrem  ür- 
theile  dnrch  seine  Handlungsweise  die  öffentliche  Achtung  verloren 
hat,  nach  Anhörung  desselben,  durch  einen  mit  einer  Mehrheit  von 
wenigstens  zwei  Drittheilen  ihrer  Mitglieder  zu  fassenden  Beschluss 
aus  ihrer  Mitte  entfernen;  es  steht  jedoch  dem  Betheiligten  gegen 
einen  solchen  Beschluss  der  Recurs  an  die  Bezirks-Regierung  offen. 

23/25.  In  derselben  Art  kann  die  Kammer  ein  Mitglied,  gegen 
welches  ein  gerichtliches  Strafverfahren  eröffnet  wird,   bis  nach  Ab- 
schlnss  desselben,  von  seinen  Functionen  vorläufig  entheben. 
PrÄsidiiim.  24/26.  Alle  zwei  Jahre  wählt  die  Kammer  nach  ihrer  Wiederer- 

gänzung einen  Vorsitzenden    und    einen  Stellvertreter  desselben  aus 
ihrer  Mitte.   Im  Falle  des  Ausscheidens  des  Vorsitzenden  oder  seines 
Stellvertreters  vor  der  gesetzlichen  Zeit,  erfolgt  eine  Neuwahl  für-  den 
Rest  dieser  Zeit. 
Rechnungs-  25/27.  Dlc  Kammer  beschliesst  über  den  zur  Erfüllung  ihrer  ge- 

my  A  O  P  n 

setzlichen  Aufgabe  erforderlichen  Kostenaufwand  und  ordnet  ihr  Kassen- 
und  Rechnungswesen  selbstständig.  ^ 

Sie  nimmt  die  von  ihr  für  erforderlich  erachteten  Arbeitskräfte 
an,  setzt  die  Vergütuogen  für  dieselben  fest  und  beschafft  die  nöthi- 
gen  Räumlichkeiten. 
secretariat.  26/28.  lu  obigc  Bestimmungen  ist  die  Besetzung  des  Secretariats 

nicht  eingeschlossen. 

Der'Secretair  muss  fachwissenschaftlich  gebildet,  mit  Handel 
und  Gewerbe  vertraut  sein  und  darf  der  Handelskammer  nicht 
angehören. 

Seine  Ernennung  erfolgt  nach  dargethaner  Befähigung  aus  drei 
vorgeschlagenen  Bewerbern  durch  die  höchste  Regierungsbehörde  des 
Bezirkes  auf  längere  Amtsdauer.  Für  den  Nachweis  der  Qualification 
ist  eine  besondere  Prüfungsordnung  durch  den  Reichskanzler  fest- 
zusetzen. 
Rciiume-  27/29.  Die  Mitglieder  der  Kammer  versehen  ihre  Geschäfte  unent- 

MitgHeder.  geltüch.     Nur  dic  durch  Erledigung  einzelner  Aufträge  erwachsenden- 
baaren  Auslagen  werden  ihnen  erstattet,  desgleichen  die  ihnen  durch 
Theilnahme    an    den   Sitzungen   erwachsenden  Reisekosten  nach  be- 
stimmten, von  der  Kammer  festzustellenden  Sätzen. 
Etat-  28/30.  DieKanimer  hat  jährlich  einen  Etat  aufzustellen,  öffentlich 

bekannt  zu  machen  und  der  Regierung  mitzutheilen. 
Beitrags-  29/31.  Dio  ctatsmässigou  Kosten  werden  auf   die    sämmtlichen 

pflieht. 
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Wahlberechtigten  nach  dem  Fasse  der  preussischen  Gewerbesteuer 
vom  Handel  veranlagt  und  als  lOprocentiger  Zuschlag  zu  dieser 
erhoben. 

Die  nicht  zur  Gewerbesteuer  vom  Handel  veranlagten  Wahl- 
berechtigten werden  in  Gemässheit  eines  diesem  Fusse  entsprechen- 
den Verhältnisses  mit  einem  zutrefFenden  procentualen  Zuschlage  auf 
die  voni  Gewerbebetrieb  oder  sonstig  gezahlte  Steuer,  nach  näheren 
für  die  einzelnen  Staaten  besonders  zu  erlassenden  Bestimmungen, 
herangezogen. 

Die    Erhebung    der  Beiträge    geschieht,    auf    Grund    von     der  ®^^^;;^«^'^'^' 
Kammer  aufgestellter  und  von  den  höchsten  Regierungsbehörden  des 
Bezirks  vollstreckbar    erklärter  Heberollen,    durch    die  Steuerkassen 
des  Bezirkes,    welche    die    in  einer  Summe  zu  erhebenden  Beiträge 
an  die  Reudantur  der  Kammer  abzuführen  haben. 

30/32.  Die  durch  den  gewöhnlichen  Ausgabenetat  nicht  absorbirten  Pensions- 
Einnahmen  der  Kammer  dienen  zur  Bildung  eines  Pensionsfonds  für 
die  Beamten  der  Kammer.     Grössere  extraordinaire  Aufwendungen  ^*'"^'^***; 

^  naire  Auf- 

dnrfen  nicht  aus  den  gewöhnlichen  Einnahmen  der  Kammer  bestritten  xTendangon. 
werden,  vielmehr  müssen  solche,  wenn  die  höchste  Regierungsbehörde 
des  Bezirks    dazu    ihre  Genehmigung    ertheilt,    durch    einen    Extra- 
zuscblag  erhoben  werden,   welcher  jedoch  die  gewöhnliche  Beitrags- 
höhe nicht  überschreiten  darf. 

31/33.  Die  Rechnungen  werden  vom  Plenum  der  Kammer  geprüft  Rechnuugs- 

Abnahme. 

und  abgenommen. 

32/34.  Die  Sitzungen  der  Kammern  sind  öffentlich,  sofern  nicht  ^«ffeutiich- 

keit  der 

Gegenstände  zur  Berathung  vorliegen,  welche  als  für  die  Oeffentlich-  sit.ungcn. 
keit    nicht  geeignet    von    den    Behörden  besonders  bezeichnet,    oder 
von  den  Kammern  selbst,    zur  Veröffentlichung    nicht    geeignet    be- 
funden werden.    Ueber  jede  Berathung  ist  ein  Protocoll  aufzunehmen. 

33/35.  Die  Kammern   sind   verpflichtet,  den  Interessenten  ihres    **»^**'^'- 

luugcn  der 

Bezirks  durch  fortlaufende  Mittheilung    von  Auszügen  aus   den  Be-   K»inmcrn. 
rathungsprotocoUen ,     sowie    von   ihren  Einnahmen    und    Ausgaben, 
durch  von  der  Kammer  dazu  bestimmte  öffentliche  Blätter  Kenntniss 
zu  geben.  . 

34/36.  Die  Sitzungen  der  Kammer  werden  durch  den  Vorsitzenden  s»^'»"««"- 
berufen. 

Die  Mitglieder  sind  verpflichtet,  den  Sitzungen  beizuwohnen  und  ^»«^'p"""- 
die  ihnen  zugewiesenen  Berichterstattungen  auszuarbeiten.  gen. 

Wegen  auffallender  Vernachlässigung  dieser  Pflichten  kann  ein 
Mitglied  von  der  Kammer  ausgeschlossen  werden.     Für  einen  des- 
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fallsigen  Beschluss    mnss    mehr    als    die    Hälfte    der  Mitglieder    ge- 
stimmt habeD. 
Hernnzie.  £)gjj    Kammem    ist    unbenommen,    besondere    Sachverstandige, 

billig    von  \  TT  I  VT 

sachver-    deren  Kenntnisse  und  Erfahrungen    dem    Institute    von  Nutzen  sein 
ständigen.   köQQen,  zur  Vernehmung  je  nach  Erforderniss  einzuladen. 
Abstiramnng.         35/37.  DieBeschiüsse  der  Handels-  und  Gewerbekammern  werden 
—   ausser   in    den  §§  22/24,    23/25  und  34/36  bestimmten  Fällen 
-—    durch    Stimmenmehrheit    gefasst.      Bei    Stimmengleichheit   ent- 
scheidet die  Stimme  des  Vorsitzenden. 
Beschluss-  2ur  Abfassung  eines    gältigen  Beschlusses  ist  die  Ladung  aller 

Mitglieder    unter    Mittheiinng    der  Berathungsgegenstände   und    die 
Anwesenheit   von  mindestens  der  Hälfte  der  Mitglieder  erforderlich, 
oeffentiichc«  gg/gg    jjjg  Kammern  führen  ein  den  heraldischen  Reichs-Adler 

Siegel.  ' 

enthaltendes  Siegel   mit  der  Unterschrift    „Handels-  und  Gewerbe- 
kammer (Volkswirthschaftskammer)  zu  (für)  .  .  ." 
Au8-  ijjj.^  Ausfertigungen  werden  ausser  von  dem  Vorsitzenden,  oder 

lertigtingen.     ,  ^        , 

dessen  Stellvertreter,  noch  von  mindestens  einem  Mitgliode  vollzogen. 
Geschäfte-  37/39.  Die  näheren  Bestimmungen  über  den  Geschäftsgang  werden 

Ordnung.  .  ^  o       o 

von  der  Kammer  in  einer  der  Regierung  mitzutbeilenden  Geschäfts- 
ordnung getroffen. 

38/40.  Die  Handels-  und  Gewerbekammer  (Volkswirthschaftskam- 
mer) hat  die  Rechte  einer  juristischen  Person. 
Allgemeine  39/4^    ßjjg  ReJchskauzler-Amt  hat  im  Einvernehmen  mit  den  ein- 

Bestim-  ' 

ninngen.  zelucu  Landesregierungen  die  mit  diesem  Gesetze  übereinstimmenden 
Anordnungen  über  den  Sitz  und  die  Bezirke  der  einzelnen  Handels- 
und Gewerbekaramern  (Volkswirthschaftskammern),  sowie  über  die  Ver- 
hältnisszahlen der  für  die  Wahlberechtigung  und  die  Beitragspflicht 
in  Betracht  kommenden  Steuersätze  zu  treffeti. 

40/42.  Die  bisher  bestehenden  officiell  anerkannten  Handels-  und 
Gewerbekammern  sind  aufgehoben. 


JuriNtiHchc 
Person. 


Anhang  ü. 

Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Errichtung  und 
Organisation  eines  Yolkswirthschafts-Rathes  für  das 

Deutsche  Reich. 

1.  Zur   Seite   der  Reichsregierung   wird    unter  dem   Präsidium     ^'^*^^- 
des    Reichskanzlers    ein    Volkswirthschafts  -  Rath    errichtet,  welcher 

als  Central-Organ  für  die  wirthschaftlichen  Interessen  des  Deutschen 
Reiches  berufen  ist,  den  gesetzgebenden  Factoren  des  Reiches  als 
begutachtender,  sachverständiger  Beirath  in  allen  Fragen  zu  dienen, 
welche  die  Interessen  der  Landwirthsibaft,  des  Handels,  der  Industrie 
und  des  Kleingewerbes  berühren. 

2.  Derselbe  ist  zu  diesem  Zwecke  zu  hören  über  alle  das  wirth-  ß«'"«"*«" 

und 

schaftliche  Gebiet  betreffenden  Gesetzentwürfe,  bevor  dieselben  den  Aufgaben. 
gesetzgebenden  Körperschaften  zur  verfassungsmässigen  Behandlung 
vorgelegt  werden,  desgleichen  über  die  Ausführung  derselben,  des- 
gleichen über  alle  dasselbe  Gebiet  betreffenden  wichtigeren  Verord- 
nungen, welche  die  obersten  Reichsbehörden  erlassen  wollen,  des- 
gleichen endlich  über  alle  Einrichtungen  des  Verkehrswesens,  der 
Schifffahrt,  der  für  Landwirthschaft ,  Handel,  Industrie  und  Klein- 
gewerbe bestimmten  Anstalten,  soweit  solche  neu  geschaffen  oder 
abgeändert  werden  sollen. 

Sämmtliche  Handels-  und  Gewerbekammem  (Volkswirthschafts- 
kararaern)  haben  dem  Rath  ihre  Berichte  über  die  Lage  des  Handels 
und  der  Gewerbe  zu  erstatten  und  hat  derselbe  die  ihm  aus  dem 
Reiche  zugehenden  Vorschläge  über  commerzielle  und  gewerbliche 
Angelegenheiten  in  Berathung  zu  nehmen,  nach  Bedürfniss  oder  nach 
Auftrag  der  gesetzgebenden  Factoren  gegebenen  Falls  Untersuchungen 
(Enqueten)  zu  veranstalten  und  zu  leiten,  und  seine  Wahrnehmungen 
über  die  Erfordernisse  der  durch  ihn  vertretenen  wirthschaftlichen 
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Interessen,  sowie  über  den  Zustund  der  Verkehrsmittel  etc.  sowohl 
auf  erhaltene  AuiTorderung,  als  ans  eigener  Initiative  zur  Eenntniss 
der  obersten  Reichsbehörden  za  bringen. 

Alle  aus  den  Handels-  und  6ewerbekan)niern  (Volkswirthschafts- 
kanamern)  und  einzelnen  Wirthschaftsgruppen  an  die  Reichsregierang 
oder  die   gesetzgebenden  Organe  des  Reiches  gelangenden  Vorstel- 
lungen  und  Anträge  sind  vor  der    weiteren   Behandlung  derselben 
dem  Gutachten  des  Volkswirthschafts-Raths  zu  unterbreiten, 
organuatiou,         3     jy^^    Volkswirthschafts- Rath    ressortirt   vom    Reichskanzler, 
und  zusam-  wclcher  dcmselben  in  Person  oder  durch  seinen  Stellvertreter  präsi- 
mensotxunr.  ^jjj.^  qqJ  besteht  aussor  diesem  aus  60  Mitgliedern,  von  denen 

10  von  Rechts  wegen  vermöge  ihrer  amtlichen  Stellung  aus 

den  höchsten  Beamten  des  Reichs  berufen, 
5  vom  Bundesrath  aus  seiner  Mitte  delegirt, 
5  vom  Reichstag  aus  seiner  Mitte  delegirt, 
30  von  den  officiellen    wirthschaftlichen  Corporationen    des 

Reiches  gewählt  und 
10  aus  Allerhöchstem  Vertrauen   durch   den  Kaiser  ernannt 
werden. 

4.  Die  von  Amtswegen  berufenen  Mitglieder  sind: 

1.  der  Director  der  Gentralabtheilung  des  Reichskanzleramts, 

2.  der  Director  der  Finanzabtheilung  des  Reichskanzleramts, 

3.  der  Staatssecretair  des  auswärtigen  Amts, 

4.  der  Director  des  auswärtigen  Amts, 

5.  der  Chef  des  grossen  Generalstabs, 

6.  der  Generalpostmeister, 

7.  der  Staatssecretair  im  Reichsjustizamt, 

8.  der  Präsident  der  Reichsbank, 

9.  der  Director  des  statistischen  Amts, 
10.  ein    Mitglied     für    die    landwirthschaftlichen  Angelegen- 
heiten.*) 

5.  Die  vom  Bundesrath  zu  delegirenden  fünf  Mitglieder  werden 
Bundedrathc.  vou    demsclbeu    als    ständige  Vertreter  designirt,    so  lange  sie  dem 

Bundesrathe  angehören. 
Mitglieder  g^    j)j^  ^^^  Rcichstago  zu  delegirenden  fünf  Mitglieder  werden 

&U8  dem 

ReiehDtage.  vou  demselben  bei  Beginn  einer  jeden  Legislaturperiode  für  die  Dauer 
derselben  designirt. 


Mitglieder 


von 


Amtswegeii. 


Mitglieder 
aus  dem 


*)  Siehe  darüber  die  AiimerkuDg  S.  508. 
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7.  Die  Wahl   der  dreissig,  die  wirthschaftlichen  Interessenten-   Mitglieder 
kreise  vertretenden  Mitglieder  inter- 

(Yorschla^  für  die  Formation  der  (Vorschlag  für  die  Formation  dör       kreisen. 

Kammern  ad«  !•)  Kammern  ad«  II«) 

fällt  wirthschaftlichen  Gorporatio-     fällt    den    Volkswirthschaftskam- 
nen  zu,  und  zwar  werden  24  dieser     mern  zu. 
Vertreter  von  den  officiellen  Han- 
dels-   und  Gewerbekammern   ge- 
wählt. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammern  (Volkswirthschaftskammern)      ^^^ 
dea  deutschen  Reichs  werden  zu  diesem  Zwecke  zu  Berufung 

je  fünf  oder  sechs  je  vier  oder  fünf  «**'  leuteren. 

zu  Wahlbezirken  vereinigt,  so  dass  die  Zahl  dieser  Bezirke  der  Zahl 
der  zu  wählenden 

24  Vertreter  30  Vertreter 

entspricht. 

Die  Feststellung  der  einzelnen  Wahlbezirke  und  Wahlorte  erfolgt 
durch   Verordnung    des    Reichskanzlers,    in    der    Art,  dass   in    den 
Landestheilen  mit  intensiver  entwickelter  Gewerbthätigkeit  eine  ge- 
ringere,   in    den    übrigen    Landestheilen    eine    grössere    Zahl    von 
Kammern  zu  einem  Wahlbezirke  vereinigt  wird. 
Zu  Vorsclilag  für  die  H«  n«  G«  ad«  I« 
Die  übrigen   6  Vertreter  der 
Interessentenkreise   sind   speciell    . 
zur    Vertretung    der    landwirth- 
schaftlichen  Interessen  berufen. 

8.  Die  Wahl  der  von  den  Handels-  und  Gewerbekammern  (Volks- 
wirthschafts-Kammer)  abgeordneten  Mitglieder-  des  Volkswirthschafts- 
Rathes  erfolgt  alle  drei  Jahre  durch  Delegirte  der  Kammern  unter 
Vorsitz  des  höchsten  Regierungsbeamten  desjenigen  Kammerbezirkes, 
in  welchem  die  Wahl  stattfindet.  Jede  Kammer  hat  eine  Stimme; 
die  Wahl  findet  durch  Stimmzettel  in  geheimer  Abstimmung  statt. 
Die  zu  Wählenden  müssen  Mitglieder  einer  der  zur  gemeinschaftlichen 
Wahl  berufenen  Kammern  sein.  —  Das  Wahlergebniss  ist  öffentlich 
bekannt  zu  machen. 

Zu  Yorsclilag  für  die  H«  u«  G.  ad.  I« 

Die  Berufung  der  Vertreter 
der  Landwirthschaft  erfolgt  durch 
den  Reichskanzler  aus  12  ihm  zu 
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diesem  Zwecke  vom  Deatschen 
Land  w  i  rthschaf tsrathe  präsent  i  r- 
ten  Gandidaten,  welche  Mitglie- 
der der  genannten  Körperschaft 
sein  müssen. 
Mitglieder  9^    q\q  Berufung  der  aus  Allerhöchstem  Vertrauen  vom  Kaiser 

h5chstem   ZU  ernennenden  Mitglieder  des  Ratbs  erfolgt  auf  Lebenszeit  aus  dem 
Vertrauen,  greiso    vou    hervorragondcu    Männern,     welche   den   verschiedenen 
Wirthschaftsgruppen  des  Landes,    dem  Verkehrswesen,  der  bürger- 
lichen Verwaltung  und  der  Wissenschaft  angehören. 
8it«iingcii  10.    Der    Volkswirthschafts-Rath     wird   jährlich    einmal,     und 

*'*'  zwar  mindestens  einen  Monat  vor  Eröffnung  der  Reichstagssession, 
durch  den  Reichskanzler  zu  einer  regelmässigen  Sitzung  berufen,  zu 
deren  Beginn  er  aus  seiner  Mitte  einen  Vicepräsidenten  erwählt. 

Der  Reichskanzler  hat  die  Befugniss,  den  Rath  auch  zu  ausser- 
ordentlichen Sitzungen  zu  berufen,  er  muss  denselben  berufen,  wenn 
die  Hälfte  der  Mitglieder  des  Raths  solches  beantragen. 

IL  In  der  regelmässigen  Sitzung  werden  dem  Rath  alle  das 
wirthschaftliche  Gebiet  berührenden  Gesetzentwürfe,  Verordnungen 
und  Projecte  zur  Begutachtung  vorgelegt,  ebenso  alle  Vorstellungen 
und  Anträge,  welche  aus  einzelnen  Wirtschaftsgruppen  und  Cor- 
porationen  an  die  Reichsregierung  oder  die  gesetzgebenden  Factoren 
inzwischen  eingingen.  In  dieser  Sitzung  erörtert  der  Rath  ausserdem 
die  gesammte  wirthschaftliche  Lage  des  Landes  an  der  Hand  der  von 
den  Handels-  und  Gewerbekammern  (Volkswirthschaftskammem)  aus 
eigener  Initiative,  oder  auf  Aufforderung  der  Reichsregierung,  oder 
des  Raths  erstatteten  Berichte  und  der  von  ihm  selbst  angestellten 
Erhebungen  (Enqueten  etc.)  und  stellt  bezüglich  dieser  Lage  an  die 
Reichsregierung  und  die  gesetzgebenden  Körperschaften  des  Reiches 
zu  erstattende  motivirte  Gutachten  fest. 

Die  ausserordentlichen  Sitzungen  sind  der  Erledigung  der  ihre 
Berufung  veranlassenden  Fragen  und  Angelegenheiten  gewidmet. 

sectionen  für  12.  Der  Volkswirthschafts  -  Rath  bildet  aus  seinen  Mitglie- 
oewwbe'iind  d^m  3  Sectloueu,  für  Ackerbau,  Gewerbe  und  Handel,  welchen  durch 
Handel.  Bcschluss  dcs  Raths  die  einschlägigen  Fragen  zur  Bearbeitung  und 
in  einzelnen  Fällen  zur .  selbstständigen  Erledigung  überwiesen  wer- 
den. Zu  diesen  Zwecken  können  die  Sectionen  auch  einzeln,  unab- 
hängig von  den  Sitzungen  des  Raths,  zu  besonderen  Sitzungen  zu- 
sammentreten« 
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13.  Zur  Vorbereitung    des   den   Berathungen    des    Rathes    zu  commiMion 

des  Volks- 
unterbreitenden Materials,    zur  Vertheilung   der  Referate  unter  den wirthschafts- 

Mitgliedern,  zur  Erledigung  der  gefassten  Beschlüsse,  zur  Redaction     ^^'^' 

der  zu  erstattenden  Gutachten  und  zur  Expedition  der  vom  Rathe 

ausgehenden  Schriftstücke    und  Veröffentlichungen  etc.  erwählt   der 

Rath  aus  seiner  Mitte  eine  dem  Reichskanzler  unterstehende,  ständige 

Commission  von  12  Mitgliedern.  In  Verbindung  mit  derselben  wird  im 

Reichskanzleramt  ein  ständiges  Secretariat  des  Volkswirtbschafts-Raths 

eingerichtet. 

14.  In  die  ständige  Commission  haben  die  Mitglieder  von  Amts-  fel^^^der 
wegen  2,  die  Bundesraths-   und  Reichstagsvertreter  je   1,  die   vom  commission. 
Kaiser   berufenen   Räthe    2,    und    die  von   den    Handels-  und    Ge- 
werbekammern (Volkswirthschaftskammern)  Gewählten,  6  Mitglieder 

zu  delegiren. 

-  Für  die  6  Mitglieder  aus  den  Interessentenkreisen  gilt  als  Re- 
gel, dass  alle  Wirthschaftsgruppen  (Handel,  Gewerbe,  Rhederei  und 
Landwirthschaft)  mindestens  durch  einen  Repräsentanten  unter  den- 
selben vertreten  sind. 

Ausserdem  ist  bei  der  Delegirung  der  Gommissionsmitglieder 
soweit  thunlich,  vorzugsweise  auf  Diejenigen  zu  rücksichtigen,  welche 
in  Berlin  ihren  festen  Wohnsitz  haben. 

Die  Commission  tritt  je  nach  Bedürfniss  auf  Berufung  des  Reichs- 
kanzlers  zusammen  und  wählt  einen  Vicepräsidenten  aus  ihrer  Mitte. 

15.    Die  Beamten   des  Secretariats    des  Volkswirthschafts-Raths  «^"«*"'•'• 
ernennt  der  Reichskanzler. 

16,  Die  Kosten  des  Secretariats,  sowie  der  sonstigen  durch  die 
Wirksamkeit  des  Raths  bedingten  Aufwendungen,  werden  auf  den 
Reichsetat  übernommen. 

17.  Die  Mitgliedschaft  im  Volkswirthschafts-Rath  ist  ein  unbe- 
soldetes Ehrenamt,  doch  erhalten  die  Mitglieder  des  Raths,  gleich 
den  Mitgliedern  des  Reichstages,  in  Ausübung  ihrer  Functionen,  freie 

'  Fahrt  auf  den  deutschen  Eisenbahnen,   desgleichen  Erstattung  ihrer 

Auslagen    für   besondere  ihnen  übertragene  Commissionen. 
J*  18.  Die  Sitzungsprotocolle  des  Raths    werden  durch  den  deut-  veroffem- 

'^  sehen  Reichs-Anzeiger   veröffentlicht,    desgleichen   die    von  ihm  er-     *"  " 

i^  statteten  Gutachten,  Berichte  und  Anträge. 

r-  19.    Die  Geschäftsordnung    des  Raths,    der  Sectionen   und  der  oe'^^^its- 

^  ständigen    Commission    regelt    jedes    einzelne    Collegium    für    sich 

^'  selbstständig. 

T.  Kaufmann.  ß^ 


Sach-Register. 


AbkarzuDgen.- 

B.  Bayern.  —  Ba.  Baden.  —  Be.  Belgien.  —  Br.  Braunschweig.  —  D.  Deutschland.  —  Dae. 
Daenemark,  —  F.  Frankreich.  —  G.  Qrossbritannien.  ->  H.  Hessen.  —  Hbg.  Hambuig.  —  I.  Italien.  — 
N.  Niederlande.  —  No.  Norwegen.  —  O.  Oestcrreicb.  —  P.  Prenssen.  —  Po.  Portugal.  —  R.  Russ- 
land.  —  Ru.  Rum&nien.  —  8.  Sachsen.  —  Seh.  Schweden.  -  Sp.  Spanien.  —  U.  Ungarn.  —  W.  Würt- 
temberg. —  Ges.  b.  Stat.  Oesetse  besw.  Statuten.  —  H.  u.  O.-K.  Handels-  nnd  Oewerbekamineni.  — 
r.  bezieht  sich  auf  die  Erörterungen  im  Abschnitt  IV  (Reform). 

A. 

Abgeordnete  der  Land-  und  Reich^taRe  als  Mitglieder  d.  H.  u.  G.-E,;  r  473. 

Abtheilungen,  vgl.  Ges.  b.  S«at.  (Sect tonen).*) 

Ackerbaukammern,  vgl.  Landwirtlischaft^karomern. 

Ackerbaurath,  Agrirulturratb,  vgl.  Ratb. 

Ael teste  der  Kaufmannschaft  P.  86,  Wirkungskreis  86,  Statut,  vgl.  Statuten. 

Aemter,  vgl.  Innungen. 

Amt,  auswärtiges,  vgl.  Ministerium  des  Auswärtigen. 

Aufsicht  des  Staates  vgl.  Gesetze;  r  473. 

Ausschliessug,  vgl.  Ges.  b.  Stat. 

Ausschüsse,  vgl.  Gesetze  (Gommissionen). 

B. 

Beitragsmodus,  vgl.  Ges.  b.  Stat.;  r.  479. 
Berichte,  vgl.  Gesetze  (Jahresberichte). 
Beschlüsse,  vgl.  Ges.  b    Stat. 
ßeschlussfähigkeit,  vgl.  Ges.  b.  Stat;  r.  482. 
Bezirke  d.  H.  u.  G.-K.;  r.  474. 
Bezirksgremien,  B.  241. 
Bezirksvertretung,  0.  152. 
Board  of  trade,  vgl.  Handelsamt, 
ßörsencomites,  R.  164. 
Budget,  vgl.  Ges.  b.  Stat  ;  r.  479. 
Bundesrath,  D.  59. 
Bureau  du  Commerce,  vgl.  Handelsbüreau. 


*)  Diejenigen  Sachbenennnngen,  bei  welchen  auf  .Gesetie  bezw.  Statuten*  renriesen  iat,  beliehen 
sich  auf  die  Organisation  der  wtrthschaftlichen,  sowohl  der  officicilen,  als  der  freien  Intereasea- 
Vertretungen. 
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Central  Organ,  vgl.  Wirtbschaftlicbes  Centralorgan. 

Centralstelle  für  Handel  und  Gewerbe;  W.  121. 

Centralverband  Deutscher  Industrieller  139,  143,  Statut,  vgl. Statuten ;  r.  487. 

Cham b res  syndicales  F.  51;  Verband  ders.  F-  51. 

Collegia  fabrorum,  8. 

Comices  agricoles,  F.  52. 

Commerzcollegium,    Altona  92;  Scb.  165;  Instruction  416. 

Commissionen  der  Aeltesten-Collegien,  P.  196,  208;  des  Landes -Oecouomie- 
CoUegiums  235;  der  H.  u.  G.-K.  221,  244,  272;  vgl.  auch  Geschäfts-Ürd- 
nungen  der  H.  u.  G.-K. 

Competenz,  vgl.  Gesetze;  r.  476. 

Congress  Deutscher  Kaufleute;  r   495. 

Co n sei]  superieur  etc.  etc.,  vgl.  Rath. 

Consulados,  Sp.  169. 

Consulatswesen,  D.  56;  G.  157;  F.  23. 

Cousultative  Organe,  officielle,  Zweck;  r.  450. 

Cooptation,  vgl.  Ges.  b.  Stat.  (Ergänzung). 

Corporationen,  Kaufmännische;  P.  77,  Gründung  78,  Organisation  und  Wirkungs- 
kreis 79  ff.;  Statut,  vgl.  Statuten.  Yerzeiehniss  ders.  429  ff.;  Sonderstellung 
ders   r.  462. 

Corporationsrechte,  r.  475;  F.  27. 

Correspondirende  Mitglieder,  vgl.  Gesetze. 

Council  of  trade.  G.  155. 

D. 

Dauer  der  Mitgliedschaft,  vgl.  Ges.  b.  Stat. 
Delegirten-Conferenz  der  Seestädte;  r.  495. 
Diäten,  vgl.  Ges.  b.  Stat.,  (Remuneration). 

E. 

Enqueten,  G.,  Verfahren  157  ff.;  r.  510. 
Ergänzung  der  Mitglieder,  vgl.  Ges.  b.  Stat.;  r.  472. 
Erlöschen  der  Mitgliedschaft,  vgl.  Ges.  b.  Stat. 
Ersatzwahlen,  Ergänzung,  vgl.  Gesetze;  r.  472. 
Eti^t  d.  H.  u.  G.-K.,  vgl.  Ges.  b.  Stat.  (Budget). 

F. 

Finanzielle  Angelegenheiten,  vgl.  Ges.  b.  Stat.  (Budget  und  Beitragsmodus). 
Formation  der  H.  u.  G.-K.;  erster  Vorschlag  460,  zweiter  Vorschlag  467. 
Function sdauer,  vgl.  Ges.  b.  Stat.  (Dauer  der  Mitgliedschaft). 

G. 

Gaffeln,  vgl.  Innungen. 
Genoralrath,  vgl.  Rath. 

Geschäftskreis,  vgl.  Ges.  b.  Stat.  (Wirkungskreis). 

Geschäftfordnung  der  H.  u.  G-K.;   P.  220  ff;  B.  242  ff.;   S.  257  ff.;  W.  271 
ff.;  Hbg.  291;  0.  366;  r.  483;  des  Deutschen  Handelstagos  330  ff.;   der  De- 

34* 
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legi rten-Con grosse  des  Verbandes  selbstständiger  Handwerker  und  Fabrikanten 
D.  345;  der  vereinigten  Handelskammera  G.  385  ff.;  der  Kammer  für  Handel 
und  Scbifffahrt  in  Bristol  392  ff 
Gesetze  über  den  Kaufmannscon vent  Hbg.  281;  Bremen  304;  über  die  Laud- 
wirthschaftskammer  in  Bremen  322  ff. ;  über  den  obersten  Handels-, 
Ackerbau-    und    Gewerberath,    Competenz   F.    185;    1.   400;    Be.^  406 
Sp.  422;  r  525;  MitKÜedschaft  F.  185;   I.  399;  Be.  406:   Ru.  415;  Sp.  424 
r  52G;  Sectionen  F.  186;  I.  399,  400;  Sp.  424;  r  528;  Sitzungen  I.   400 
Be.    406;     Sp.  422,   425:     r.    528;     Vorsitz    F.    186;     I.    399;     Be.    406 
Ru.    415;     r.    526;     Wirkungskreis   F.    185;    J.  399;    Be.    406;    Ru.  415 
Sp.    422,    425;       r.   525;       Zusammensetzung     F.     185,     186;       I.    399 
Be.  406;  Ru.  415;  Sp.  424;  r.  526;  über  den  obersten  Agriculturratb 
und  die  damit  verbundenen  Provinzialvereine   Sp.  419;   über  die   Wahl  der 
Handelsrichter  F.  183;    -    über  Handels-  und  Gewerbe-Kammern, 
Allgemeine   Bestimmungen    Ba.  278;    r.   524;   Aufsiebt  des  Staates  P.  220; 
B.  241;  W.  270;  0.  356;  ü-  375;  N.  402;  Beitragsmodus,  P.  217;  B.  240; 
S.  248;    W.  269;    H.  280;    0.  364;    ü.  379;    I.  398;    r.  522;    Beschlösse, 
P.  219;  B.  240;  S.  248;  W.  268;  H.  280;  Bremen  313,  317,  320;  0.  363; 
ü.  378;  I.  398;  Ru.  414;  r.  524;  Beschlussfähigkeit,  P.  219;  S.  248;  W.  268; 
H.  279;    Lübeck  299;    0.  363;    I.  398;    r.  524;    Budget  F.    182;    P.   217; 
B.  240;  S.  248;  W.  269;   H.  280;  Hbg.  285,  288;   Lübeck  294,  298;   Bre- 
men 312,  320;  0.  364;  U.  379;  L  398;  N.  404;  R.  415;  Sp.  423;  r.  522; 
Bezirksgremien  B  241;  Competenz  F.  181;  P.  219;  B.  237;  S  249;  W.  363; 
IL  280;  Hbg.  283,  288—89;  Lübeck  294:  Bremen  309,  319;  0.  355;  ü.  375: 
I.  397;  Ru.  414;  Sp.  425,  422;  r.  514;  Correspondirende  Mitglieder  F.  181; 
0.  357:  ü.  376;  Dauer  der  Mitglieilschaft  F.  180;   P.  216;   B.  239;  S.  247; 
W.   267;    H    279;  Lübeck  294.   295;  Bremen  307,  316;   0.  357;   U.  377; 
L  398;  N.  403;  Ru.  414;  r.  521;  Ergänzung  der  Mitglieder  B.  239;  S.  248; 
W.  268;  H.  279;  Lübeck  296;   0.  357;  ü.  377;   l  398;   N.  403;   Ru.  414; 
r.  521;    Erlöschen   der  Mitgliedschaft  und   Ausschlies.sung  P.  217;    B.  239; 
W.  268;  Lübeck  296;  Bremen  315;  0.  360;   U.  378;  r.  521;  Jahresberiihte 
P.  219;  8.  237:  S.  249;  W.  263;  H.  280;  0.  355;  U.  376;  L  396;  Sp.  425, 
423;    r.  515;    Milgliederzahl   F.   180;    P.   213;    B,  237;    S.   250;    W.   263; 
Hbg.  286,    287;    Lübeck  294,    295;    Bremen  306,  317;    0.  356;    ü.   376; 
L  397;  N.  405;  R.  414;  Sp.  424,  421;  r.  515;  Oeffentlichkeit  der  Verhand- 
lungen P.  219;  B.  240;  S.  249;  W.  269;  0.  362:  ü-  378;  r.  523;  Ordnungs- 
strafen S.  249,  256;  0.  367;  r.  523;  Präsidium  F.   180;   P.  218;   B.  239; 
S.  248,  256;  W.  268;  H.  279;  Hbg  288;  Lübeck  294;  Bremen  317;  0.  361; 
ü.  378;  N.  404;  R.  414;  r.  522;  Remuneration  der  Mitglieder  P.  217;  ß.  240; 
S.  248,  255;  W.  263;  Bremen  308,  316;  0.  357;  ü.  377;  L  397;  N,  404; 
r.  522;    Secretariat  F.  179;    ».  239;    S.  248;    W.  275;    Hbg  288;    Lübeck 
297,  302  ff.;  Bremen  313;  0.  361;  ü.  378;  L  398;  N.  404;  Sp.  425;  r.  522; 
Sectionen  B.  237;  S.  251;  W.  272;  Hbg.  289;  0.  356;  ü.  376;  Sitz  P.  213; 
B.  236;  S.  246,  250;  W,  263;  0.  353;  ü.  376;  N.  402;  Ru.  414;  Sp.  424. 
421;  r.  524;  Sitzungen  P.  218;  B.  240;  S.  248,  256;  W.  269;  Lübeck  298; 
Bremen  313,  316,  320;    0.  362;    ü.   378;    L    398;    r.    523;    Wählbarkeil 
F.  180,  183;  P.  214;  B.  238;    S.  247;    W.  264;    H.  279;    Hb^  283,   286; 
Lübeck  294,  296;    Bremen  306,  314;    0.  358;    ü.  377;    L  397;   N.  403; 
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Ru.  414;  Sp.  424,  421;    r.  518;  Wahlrecht  F.  179,  182;    P.  213;    B.  237; 
S.  247,  252;  W.  263;  H.  278;  H»>g.  282,  286;  Lübeck  294,  296;   Bremen 
314;    0.  357;    ü.  377;    I.  397;    N.  403;    Ru.  414;    r.   516;    Wahlverfahren 
F.  179;  P.  215;  B  238;  S.  247,  251;  W  265;  Hbg.  286;  Lübeck  294,  296; 
Bremen  307,  314,  317;  0.  359;  ü.  378;  N.  403;  Ru.  414;  r.  518  ff.;  Wir- 
kungskreis F.   181;    P.  213;  B.  236;   S.  249;   W.  263;   H.  278:   Hbg.  283, 
288;  Lübeck  295;  Bremen  308  ff.;  0  354;  ü.  375;  L  396;  N.  402;  Ru.  414 
Sp   425,  422;  r.  514;  Zweck  P.  213;  B.  236;  W.  262;   H.  278;  Hbg.  285 
Lübeck  294;    Bremen  308.  313,  318;    0.  353;    U.  375;   L  396;    N.  402 
Ru.  414;  Sp.  425,  421;  r.  514. 

Gewerbefreiheit,  Anfänge  ders.  18. 

Gewerbekammern  (vergl.  auch  H.  u.  G.-K.);  F.  24;  Reorganisation  F.  25; 
Ilbg.  132;  Lübeck  132;  Bremen  136;  Gesetze,  vergl.  Gesetze  über  H.  u.  G.-R. ; 
Verzeichniss  derselben  429  ff. 

Gewerberäthe  P.  95. 

Gewerbeverein  H.  130. 

Gilden  9,  Entstehung  ders.  10;  englische  10;  schottische^  1 1 ;  Kanutsgilden  11. 

Grossisten-Ausschuss  Seh.  167. 

H. 

Handel,  seine  Interessen  und  Aufgaben  r.  494. 

Handelsangelegenheiten,  Verwaltung  ders.  F.  27  ff.;  P.  62  ff.;  B.  118;  W.  122; 
S.  127;  Ba.  128;  Br.  130;  H.  130;  Sachsen- Weimar  131;  in  den  freien 
Städten  131  ff.;  G.  154  ff.;  J.  162;  N.  163;  Be.  163;  R.  164;  Ru.  164; 
Seh.  165;  No.  166;  Dae.  166;  Schweiz  167;  Po.  167;  Sp.  168. 

Handelsamt  P.  73;  G    154. 
Handelsbüreau  F.  30,  32,  38,  40. 
Handelskommission  F.  34. 

Handelskammern,  Entstehung  20;  F.  Einführung  23;  Reorganisation  25,  26 
Wirkungskreis  25;  P.  Gründung  93,  96;  Organisation  und  Wirkungskreis  94 
Gesetz  vom  24,  Febr.  1871  98  ff;  Elsass-Loth ringen  117;  Luxemburg  118 
B  118;  W.  122;  S.  127;  Anhalt  128;  Ba.  129;  Br.  130;  H.  130;  Hbg.  131 
Lübeck  132;  Bremen  135;  0.  U.  149;  Be.  163;  Sp.  171;  Gesetze,  vgl  Gesetze 
Verzeichniss  sämmtlicher  Handelskammern  429  ff.;  Gesetzentwurf  r.,  vergl. 
Gesetze. 

Handels-  und  Gewerbekammern,  F.  25;  B,  118;  W.  122;  S.  127;  Sachsen- 
Meiuingcn  131;  0.  U.  149;  G.  153;  J.  162;  N.  163;  Gesetze,  vgl.  Gesetze. 

Handelsministerium,  vgl.  Ministerium. 
Handel srath,  vgl.  Rath 

Handelstag,  Deutscher,  140;  Statut,  vgl.  Statuten;  Einfluss  und  Bedeutung  r.  495; 
letzte  Beschlüsse  r.  497. 

Handolsvereine,  vgl.  Vereinigungen,  freie. 

Handwerkergenossenschaften  F.  11;  D.   139;  (vgl.  auch  Innungen). 
Hansa,  Pariser.  12. 
Hansebund  13. 
Hetaerien  der  Griechen  8. 
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Jahresberichte,  vgl.  Ges.  b.  Stat. 

Innungen  9,    14;    Ba.    128;    Normalstatut,  vgl.  Statuten;   zeitgemässe  Reform    r. 

490  ff. 
Interessenvertretungen,  gewerbliche,  neue  Form  derselben  D.  19;  Verzeirhniss 

ders.  429  .ff.;  einseitige  r.  455;  allgemeine  r.  456,  459,  467. 

K. 

Kaufmannsconvent,  Hbg.  131;  Bremen  135;  Gesetze,  vgl.  Gesetze. 
Kleingewerbe,  Vertretung  dess.  r.  460,  490;  Wahlrecht  r.  465. 
Kosten  der  H.  u.  G.-K.,  vgl.  Ges.  b.  Stat  (Budget  und  Beitragsmodus.) 

L. 

Landesoekonomie-Collegium  P.  70;  Geschichte  114;  Regulativ,  vgl.  Regulativ. 

Landwirthschaft,  officielle  Vertretung  ders-  r.  461. 

Landwirthschaftiiche  Angelegenheiten,  F.  22. 

Land  wirthschafts-Kammern  F.  26;  Gesetz  der  Bremer  L.-K.,  vgl.  Gesetze;  Be- 
deutung r.  456.    " 

Landwirthschaftsrath,  Deutscher,  115;  Statut,  vgl.  Statuten. 

Landwirthschaftiiche  Vereine,  F.  152;  P.  Geschichte  110  ff.;  0.  152;  Statuten, 
vgl.  Statuten;  r.  487. 

Listen-Scrutinium  r.  469. 

H. 

Mandatsdauer,  vgl.  Ges.  b-  Stat. 

Ministerium,  F.  21,  22,  23;  des  Auswärtigen  F.  23;  D.  61;  G.  157^  des  Handels 
und  Ackerbaues  F.  22;  für  die  landwirthscbafllichen  Angelegenheiten  P.  76, 
117;  F.  22;  0.  148;  für  Handel  und  Gewerbe  F.  22;  P.  67,  75;  G.  156; 
0.  148;  des  Innern  F.  22;  P.  67  ff.;  der  öffentlichen  Arbeiten  F.  22;  P.  75. 

Mitgliederzahl,  vgl.  Ges.  b.  Stat. 

Mitgliedschaft,  vgl.  Ges.  b.  Stat.;  Dauer  desgl.;  r.  472. 

0. 

Oberhaudelsgericht,  Sp.   169. 

Oberhandelskammer,  Sp    168. 

Oberster  Rath,  vgl.  Rath. 

Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen,  vgl.  Ges.  b.  Stat.;  r.  483. 

Ordnungsstrafen,  vgl    Ges.  b.  Stat.;  r.  483. 

P. 

Pl-enarversammlungen,  vgl.  Ges.  b.  Stat.  (Sitzungen). 

Präsidium,  vgl.  Ges.  b.  Stat.;  r.  473. 

Provinzialkammern  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  Sp.  171. 

R. 

Rath  —  Handelsrath  20;  F.  27  ff.;  Ackerbauratli  F.  37  ff.;  R.  oberster  des  Han- 
dels, der  Industrie  und  des  Ackerbaues  F.  35  ff.,  Zusammensetzung  F.  48.; 
Handelsrath  P.  72  ff.;  Handels-,  Gewerbe-  und  Ackerbaurath  I.  162;  R  för 
Handel  und  Gewerbe    Be.    164;    Oberster    Ackerbaurath    Be.    164;    Oberster 
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Handelsrath  Ru.  164;  Oeneralrath  fär  Handel,  Mnnze  und  Bergwerke  Sp.  169; 
Oberster  Rath  für  Ackerbau,  Indastrie  und  Handel  Sp.  171;  Gesetze,  vgl. 
Gesetze;  Volkswirthscbaftsratb,  Gesetzentwurf,  r.  vgl.  Gesetze. 

Recbte,   vgl.  Ges.  b.  Stat.  (Competenz). 

Regentschaftsrath  F.  21. 

Regierangs-Commissar  r.  473. 

Regulativ  für  das  Landes -Oeconomie-Collegium  Preussen,  Zweck  232,  Sitz  232, 
Mitgliedschaft  232,  Comraiissarien  und  Cororoissionen  234,  Sitzungen  235, 
Präsidium  235,  Secretariat  235,  Diäten  235. 

Reform  der  Deutschen  H*  u.  G  -K.  457. 

Reichsrath  0.  146. 

Reicbsverfassung  D.  53  ff.;  0.  U    145  ff. 

Reisekosten 'Entschädigung,  vgl.  Ges.  b.  Stat.  (Remuneration). 

Remuneration,  vel.  Ges.  b.  Stat. 

Ressort- Verhältnisse,  vgl.  die  verschiedenen  Organe  und  Ges.  b.  Stat.  (Wir- 
kungskreis, Competenz  etc.) 

s. 

Secretariat,  vgl.  Ge«.  b.  Stat.;  r.  477. 

Sectionen,  vgl.  Ges.  b.  Stat.;  r.  473. 

Seehandlung  P.  68. 

Sitz,  Sitzungen,  vgl.  Ges.  b.  Stat. 

Soci^te  d*Agriculture,  vgl.  Landwirthschaftliche  Vereine 

Staatsverfassung,  vgl.  Reichsverfassung,  vgl-  Ministerium. 

Staatsverwaltung  der  wirtbschaftlichen  Angelegenheiten,  vgl  Hand  eis- Angelegen- 
heiten, VerW.  ders. 

Statuten  des  Centralverbandes  Deutscher  Industrieller  331  ff.;  des 
Deutschen  Handelstages  327  ff.;  der  Handels-,  Industrie-  und 
Schifffahrts  -  Gesellschaft,  Antwerpen  410  ff.;  der  Rammer  für 
Handel  und  Schifffahrt,  Bristol,  387  ff.;  der  vereinigten  Kam- 
mern von  England  380  ff;  des  Deutschen  Landwirthschafts- 
rathes  386  ff.;  (Normal -Statut)  für  Handwerker  -  Innungen  346 
Statut  des  Verbandes-  selbstständiger  Handwerker  und  Fabri-; 
kanten  D.  340  ff.;  der  Union  syndicale,  Brüssel  407  ff.;  des  land- 
wirthscbaftlichen  Centralvereins,  Preussen,  Zweck  224,  Mitglied- 
schaft 225,  Sitz  225,  Zweigvereine  225,  Vereinsvermogen  226,  Rechte  und 
Pflichten  der  Zweigvereine  226,  Vorstand  227,  Generalsecretair  229,  Budget 
230,  Generalversammlung  231,  Auflosung  231;  der  Corporation  der 
Kaufmannschaft,  Preussen,  Aufsicht  des  Staates  Berlin  200,  Magde- 
burg 212,  Beiträge  Berlin  198,  Magdeburg  211,  Budget  Berlin  198,  Com- 
petenz Berlin  191,  Erlöschen  der  Mitgliedschaft  Berlin  189,  Finanzcommission 
Berlin  197,  Gemeinsame  Angelegenheiten  Berlin  190,  Magdeburg  205,  Ge- 
neralversammlung Magdeburg  209,  Mitgliedschaft  Berlin  187,  Magdeburg  202» 
Rechte  Berlin  188,  Magdeburg  204,  Vergleichsdeputation  Magdeburg  212, 
Wirkungskreis  Berlin  190;  der  Aeltesten-Collegien,  Preussen,  Be- 
schlüsse Berlin  194,  Magdeburg  207,  Commissionen  Berlin  196,  Magde- 
burg 208,  Ergänzungswahlen  Berlin  192,  Mitgliederzahl  Berlin  191,  Präsidium 
Berlin   193,    Magdeburg  207,    Schiedsgericht   Berlin  196,    Versammlungen 
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Berlin   194,    Magdeburg   207,   WahWerfabren  Berlin   192,    Magdeburg  206, 
Wirkungskreis  Berlin  195,  Magdeburg  207 

c. 

Union  nationale  F.  51. 

Union  syndicale  Be.  164;  Statuten,  Tgl.  Statuten;  Verzeichniss  443. 

V. 

Verbände,  wirthscbaftliche  21;  D.  138;  Statuten,  vgl.  Statuten;  Verzeiclniss  ders. 
429  if. 

Vereinigungen,  freie,  gewerbliche,  F.  51;  Ba.  128;  Sachsen -Altenburg  131; 
Sachsen -Coburg -Gotha  131;  Schaumburg-Lippe  131;  Schwarzburg-Rudol- 
stadt  131;  Waldeck  131 ;  Schwarzburg-SoDdersbausen  131;  D.  136  ff.;  ße.  164; 
Seh.  166;  Dae.  167;  Po.  168;  Statuten,  siehe  Statuten;  Verzeichniss  ders. 
429  ff.;  r.  484. 

Vereine,  landwirfhschaftliche,  vgl.  landwirthschaftliche  Vereine. 

Vertretung  wirthschaftlicber  Interessen,  vgl.  Interessenvertretungen,  Corporationen, 
Vereinigungen,  Handels-  und  Gewerbekammern  etc. 

Volkswirthschaftlicher  Senat,  vgl.  Volkswirthschaftsrath. 

Volkswirthschafts-Kammern,  r.  Gesetzentwurf,  vgl.  Gesetze  aber  H.  u.  G-K. 

Volkswirthschaftsrath,  Antrag  auf  Errichtung  desselben  r.  503;  verfassungs- 
mässige Bedeutung  r.  504;  Formation  r.  504;  behördlicher  Charakter  r.  504; 
Competenz  r.  505;  Zusammensetzung  r.  505;  innere  Organisation  r.  510^ 
Aufgaben  r.  510;  Sitzungen  r.  511;  ständige  Commission  r.  511;  Gesetzent- 
wurf r.  525;  vgl    Gesetze  über  den  Obersten  Rath  für  Handel  etc. 

Vorsitz,  vgl.  Ges.  b.  Stat.  (Präsidium.) 

Vorsteheramt  der  Kaufmannschaft,  vgl.  Aelteste  der  Kaufmannschaft. 

Vorstand,  vgl.  Ges.  b.  Stat.  (Präsidium.) 

w. 

Wählbarkeit,  vgl.  Ges.  b.  Stat.;  r.  467,  469. 

Wahl,  indirekte,  r.  464,  cumulative  r.  470. 

Wahlklassen,  r.  468 

Wahlrecht,  vgl.  Ges.  b.  Stat,  r.  462,  468. 

Wahl  verfahren,  vgl.  Ges.  b.  Stat.;  r.  460,  464,  468,  470. 

Wirkungskreis,  vgl.  Ges.  b.  Stat. 

Wirthscbaftliches  Centralorgan,  vgl.  Volkswirthschaftsrath;  r.  499. 

Wirthscbaftliche  Fragen  im  Reichstage;  r.  500. 

Wirthschaftspolitik  Frankreichs;  r.  502. 

Wirthscbaftliche  Verhältnisse  G.  447;  Be.  448. 

z. 

Zollverein  D.  54. 

Zünfte,  vgl.  Innungen. 

Zunftwesen,  I.    15;    Zunftbriefe    15;    Zunftzwang    15;    innere    Einrichtung    15; 

politische  Machtstellung  16;  Entartung  und  Verfall  17. 
Zusammensetzung  des  Obersten  Rathes,  vgl.  Gesetze. 
Zweck,  vgl.  (Jes.  b.  Stat. 
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